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I. DIE DOPPELTE BUCHHALTUNG 


Allgemeines 


Der wichtigſte Teil des kaufmänniſchen Rechnungsweſens iſt die Buchhaltung. Sie 
ſoll ermöglichen, Vermögenslage und Vermögensänderungen darzuſtellen. 

Das Vermögen tritt in vielfacher Form auf: als Bargeld, Ware, Grundſtück, Ma⸗ 
ſchinen, Forderungen und ſo fort. Dieſe Vermögensteile unterliegen dauernd Ver⸗ 
änderungen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ohne ſtete Beobachtung dieſer Veränderungen 
kein Unternehmer ſeinen Betrieb lenken kann. Dazu iſt notwendig, daß alle Geſchäfts⸗ 
vorfälle lückenlos aufgezeichnet werden. Nur ſo iſt eine genaue Erfolgsermittlung möglich. 
Durch welche „Technik“ das erreicht wird, iſt gleichgültig. Der Weg zur Erfüllung der 
genannten Aufgaben iſt die doppelte Buchhaltung als Syſtem. 

Das Geſetz hat dem Kaufmann weitgehend Spielraum gelaſſen, wie er ſeine Buch⸗ 
haltung aufziehen will. Bei aller Mannigfaltigkeit iſt aber das Syſtem das gleiche. Wer 
einmal den feinen und doch einfachen, folgerichtigen Bau erfaßt hat, wird ſich durch das 
Vielerlei der Formen leicht hindurchfinden. 

Der Zweck der Buchhaltung liegt nicht allein darin, dem Unternehmer zu dienen. 
Auch der Gläubiger, der Geldgeber, wird häufig nicht darauf verzichten können, ſich durch 
einen Einblick in die Bücher über den Stand und die Ausſichten des Unternehmens zu 
unterrichten. Insbeſondere zu ſeinem Schutz iſt die Pflicht zur Führung von Büchern im 
Geſetz verankert (§ 38 HGB.). 

Weiterhin dient die Buchhaltung als Beweismittel vor Gericht; für die Steuerbehörde 
iſt fie Grundlage zur Feſtſetzung der Steuern. Es iſt unbedingt notwendig, daß der Unter⸗ 
nehmer die Geſetzesvorſchriften kennt, um ſich vor Nachteilen zu ſchützen. 

Wichtige geſetzliche Vorſchriften: 

Handelsgeſetzbuch §§ 38ff. 

Reichsabgabenordnung §§ 160 ff., 173, 207, 208. 

Konkursordnung $$ 239, 240. 

Verordnung über die Führung eines Wareneingangsbuches vom 20. Juni 1935. 

Verordnung über die Verbuchung des Warenausgangs vom 20. Juni 1936. 

Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom 11. November 1937 an die Reichswirtſchafts⸗ 

kammer und die Reichsgruppen Induſtrie, Handel, Handwerk. 

Der Leiter der Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel hat angeordnet, daß die Mitglieder 
dieſer Wirtſchaftsgruppe vom 1. Januar 1939 ab Bücher zu führen haben, die min- 
deſtens den von ihm aufgeſtellten Anforderungen an eine ordentliche Buchführung ent 
ſprechen (Mindeſtanforderungen). n 

Der Reichsſtand des deutſchen Handwerks hat mit Genehmigung des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſters und im Einvernehmen mit dem Reichskommiſſar für die Preisbildung angeordnet, 
daß vom 1. April 1938 an alle in die Handwerksrolle eingetragenen Betriebe verpflichtet 
ſind, eine Buchhaltung einzurichten und laufend ordnungsmäßig zu führen. Die Reichs⸗ 
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innungsverbände find angewieſen, jeweils für ihren Handwerkszweig Anleitungen heraus⸗ 
zugeben. Jeder Handwerksmeiſter iſt verpflichtet, an den zu dieſem Zweck eingerichteten 
Schulungsveranſtaltungen teilzunehmen. Um die Durchführung der Buchführungsſchulung 
zu gewährleiſten, ſind die Obermeiſter befugt, Zuwiderhandlungen durch Ordnungsſtrafen 
zu ahnden. Die Ordnungsſtrafen bedürfen der Zuſtimmung des zuſtändigen Handwerks⸗ 
kammerpräſidenten. 

Die Bücher ſind ordnungsmäßig zu führen, d. h. die Eintragungen ſind fortlaufend, 
vollſtändig und wahrheitsgemäß vorzunehmen, wobei der Kaufmann ſich einer lebenden 
Sprache zu bedienen hat. Alle Handelsbücher, Briefe und Abſchriften müſſen zehn Jahre 
lang aufbewahrt werden. Verboten iſt, den Inhalt durch Radieren oder Streichen unleſerlich 
zu machen. Die Bücher ſollen gebunden, die Seiten fortlaufend numeriert ſein (§ 43 HGB.). 
Indes wird die Buchführung auf loſen Blättern, die ſich immer mehr durchgeſetzt hat, nicht 
angefochten. f 

Die Vorſchriften über die Buchführung gelten auch für die Handelsgeſellſchaften. 
Kaufleute, die die Aufbewahrung von Wertpapieren übernehmen, ſind zur Führung eines 
Depotbuches (Depotgeſetz), Handelsmakler zur Führung eines Tagebuches verpflichtet 
(HGB. § 100). 


I. Das Inventar 


Wenn die Veränderungen der Vermögensteile erſichtlich ſein ſollen, ſo 1 1 5 5 
erſt einmal zu dem Zeitpunkt feſtgeſtellt werden, wo der Un ternehmer ſein Geſchäft be⸗ 
ginnen will. Durch Wiegen, Zählen, Schätzen werden die Vermögensteile genau aufge⸗ 
zeichnet; alſo das Bargeld wird nachgezählt, der Warenbeſtand aufgenommen, Einrich⸗ 
tungsgegenſtände, Forderungen und dergleichen aufgeſchrieben. Außer den Vermögens⸗ 
teilen ſind auch die Schulden zu ermitteln. Dieſe Tätigkeit nennt man Inventur; die 
Aufzeichnung ſelbſt heißt Inventar. 


Das Geſetz (§ 39 HGB.) ſchreibt vor, daß ein Inventar am Schluſſe jedes Geſchäfts⸗ 1 


jahres und natürlich auch bei einer Geſchäftseröffnung aufgeſtellt werden muß. 
Ein Geſchäftsjahr fällt nicht unbedingt mit dem Kalenderjahr zuſammen, es kann 
3. B. vom 1. April bis 31. März laufen. f 
In manchen Betrieben iſt die Warenaufnahme außerordentlich ſchwierig. In 17 8 ö 
Fällen iſt eine Schätzung erlaubt. Es muß dann aber alle zwei Jahre genaue Beſtand⸗ 
aufnahme erfolgen. 


1. Beiſpiel: 


Fritz Dorn, Berlin, beginnt ſein Geſchäft am 1. Juni 1936 mit RM 750.— Bargeld 
und einem Bankguthaben von RM 12 250.—. Dorn ſtellt das Inventar auf: 


Inventar am 1. Juni 1936 


I. Vermögen. 
Kassenbestand 


6 2 „„ 6 „ „„„„ LEER „„ TE „% „ „ LE „ LTE TE 0 © 


III. Ergebnis. 
Eigener Anteil 
2. Beiſpiel: | | 3 
Werner Reuter, Grimma, eröffnet am 1. Januar 1937 ein Geſchäft mit RM 600.— 
Bargeld, einem Guthaben bei der Bank von RM 5000.—, Poſtſcheckguthaben RM 400.— 
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und der Geſchäftseinrichtung, beſtehend aus 4 Schreibtifchen zu RM 60.—, 6 Stühlen zu 
RM 4.—, einer Schreibmaſchine zu RM 316.— und einem Warenregal zu RM 120.—. 
Ernſt Weber, Leipzig, gab ein Darlehen von RM 3000.—. Die Vermögensaufſtellung 
lautet: 

Inventar am 1. Januar 1937 


I. Vermögensteile. RM |Rpfl RM |Rpf 
Bestand an Bargeld ....2....0.. re... 600 — 
Guthaben bei der Gewerbebank.......... 5000 — 
Guthaben beim Postscheckamt 
Geschäftseinrichtung 

4 Schreibtische zu RM. 60.—........ 240 | — 
6 Stühle zu RM» 4. 24 — 
TI Warenrevala a... u engere 
1 Schreibmaschine ............:.:... 


er 


Summe der Vermögensteile .............. 


II. Schulden. 
Darlehen Ernst Weber, Leipzig 


III. Übersicht. 
Summe der Vermögensteile ............:. 


Summe der Schulden 


somit eigener Anteil. 


II. Die Bilanz 


a) Weſen und Bedeutung 


Es liegt auf der Hand, daß für Betriebe, die einen ausgedehnten Kunden- und Lie⸗ 
fererkreis haben, das Inventar etwas umfangreich iſt. In der Mehrzahl aller praktiſchen 
Fälle werden die einzelnen Warenarten ſo vielfach vertreten ſein, daß allein die Ergebniſſe 
der Warenbeſtandaufnahme häufig ein Buch oder eine Mappe füllen. 

Dadurch weiſt die Vermögensſtellung einen Umfang auf, der keine Überſicht ge— 
ſtattet und jede Prüfung erſchwert. 

Aus dieſem Grunde wählt man neben dem ausführlichen Inventar eine andere 
Form, welche die erwähnten Nachteile nicht zeigt. Man ſtellt nämlich die Summen der 
einzelnen Vermögensteile und der einzelnen Schuldwerte einander gegenüber. 

Sämtliche Vermögensteile werden links eingeſetzt, ſämtliche Schulden rechts. 

Eine ſolche Gegenüberſtellung würde dann nach Inventarbeiſpiel 2 ſo ausſehen: 


RM Rpf RM Rpf 
Kassenbestand 600. |— Darlehen 3000 — 
Bankguthaben 5000 — 
Postscheckkonto ..... 400 — 
Einrichtung 700 — 


Merke: Auf der linken Seite ſtehen die Vermögensteile, 
auf der rechten Seite ſtehen die Schulden. 

Wir ſehen alſo ſofort, daß die Vermögenswerte mit einer Darlehensſchuld (Fremd— 

kapital!) von RM 3000.— belaſtet ſind. 
Wem gehört dann die Differenz RM 6700.— — RM 3000.— = RM 3700.—? 

Doch ohne Zweifel dem Geſchäftsinhaber. Dieſer eigene Anteil des Geſchäftsinhabers 
(Eigenkapital!) wird ebenfalls auf die rechte Seite eingeſetzt. Beide Seiten weiſen dann 
die gleichen Summen auf. 
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Die Gegenüberſtellung in dieſer Form heißt Bilanz (Italieniſch bilancia — Waage) 
Beide Seiten ſind wie bei einer Waage, deren Schalen man mit gleichen Gewichten be 
laſtet, ausgeglichen. Unſer Beiſpiel 2 muß nun endgültig dieſe Faſſung haben: 


Bilanz am 1. Januar 1937 


1. | Kassebestand ........ 1. | Darlehen (fremder An- 
2. Bankguthaben 5000 — teil) 
3. | Postscheck konto 400 — 2. | eigener Anteil 

4. 


Grimma, den 1. Januar 1937. Werner Reuter. 


Man nennt die links ſtehenden Vermögenswerte auch Aktiva (= tätige Werte), die 5 3 

rechts ſtehenden Anteile Paſſiva. 1 

Merke: Die linke Seite der Bilanz ſagt uns, welche Vermögenswerte der 111 | 
nehmung zur Verfügung ſtehen. 0 

Die rechte Seite gibt Auskunft, wem dieſe Vermögensteile gehören. 1 

Die Aufſtellung einer Bilanz iſt neben dem Inventar geſetzliche Pflicht nach H 39 HGB. 

Inventar und Bilanz ſind vom Kaufmann perſönlich zu unterzeichnen, nicht von 1 185 

Prokuriſten oder Bevollmächtigten (§ 41 HGB.). . 


Andere Form der Bilanz: 


Kasse bestand. e 


2. Bankgüthhennnsss i we 
3. Postscheckguthabe 2.8... A... , ERRERR 
4. Binrichtung 4... 0. oa ne u 
L..Darlehen Hi. en ra BE a x 

. Eigenantdſgeie re 35 
Grimma, den 1. Januar 1937. Werner Reuter. & 


b) Anderungen der Bilanz 


Die Bilanz ſtellt nur einen augenblicklichen Zuſtand der C˙’—‚ dar. Jede 1 
noch jo geringe Veränderung irgendeines Poſtens wird die Bilanzwaage beeinfluſſen. 

Wenn wir oben geſehen haben, daß die rechte Seite der Bilanz die Beſitzverhältniſſe 
über das geſamte Unternehmungsvermögen, das ja auf der linken Seite angegeben iſt, 
erklärt, jo iſt natürlich, daß die Waage nie das Gleichgewicht verlieren kann. Denn nt 
weder ändern ſich gewiſſe Vermögenswerte untereinander, dann bleiben die Beſitzverhält⸗? 
niſſe unberührt, oder die Bewegung eines Vermögensteiles beeinflußt entſprechend a 
Paſſiſeite; dann iſt die Waage wieder ausgeglichen. „ 

An einigen Geſchäftsvorfällen ſoll gezeigt werden, wie die Wilanzgeſchung immer en 
wieder vorhanden iſt. 1 


Wir benutzen dazu unſer altes Bilanzbeiſpiel in Geſtalt einer Waage. nn 


B P E 


. 5 E 
[600 | [5000| J 400 | J 700 [3000 | Bi 


N 


Sam —ꝙ 
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1. Anderung: 
Die Bank wird beauftragt, auf das Poſtſcheckkonto RM 200.— zu überweiſen. 
Wirkung: Das Bankguthaben wird um RM 200.— geringer, die Waage würde links 
ochgehen, aber gleichzeitig wird dasſelbe Gewicht dem Poſtſcheckkonto zugelegt. 
Erfolg: Die Bilanzwaage iſt im Gleichge nicht. 
2. Anderung: 
Einlage des Inhabers in die Kaffe RM 1000.—. 
Wirkung: Der Kaſſenbeſtand auf der linken Waagſchale vermehrt fich um RM 1000.—. 
Der Eigenanteil rechts ſteigt um denſelben Betrag. 
Erfolg: Die Bilanzwaage bleibt ausgeglichen. 
3. Anderung: 
Für RM 2000.— Waren werden auf Kredit gekauft. 
Wirkung: Ein neuer Vermögensteil kommt auf die linke Seite hinzu. Da die Waren 
noch nicht bezahlt ſind, entſteht ein neuer Beſitzanſpruch, der als Gläubiger rechts erſcheint. 
Erfolg: Die Waage bleibt im Gleichgewicht. 
4. Anderung: 
Der Inhaber nimmt für ſeinen perſönlichen Bedarf aus der Kaffe RM 100.—. 
Wirkung: Der Kaſſenbeſtand links wird kleiner, das bedeutet eine Verminderung 
des Eigenanteils rechts. 
Erfolg: Die Bilanzgleichung bleibt erhalten. 


5. Anderung: 
Waren, die RM 700.— gekoſtet haben, werden für RM 1000.— bar verkauft. 
Wirkung: Warenvorrat links wird um RM 700.— verringert, Kaſſenbeſtand um 
RM 1 000.— vermehrt, jo daß die Waage links ſich neigt. Durch den Gewinn von RM 300.— 
ſteigt aber der Eigenanteil. 

Erfolg: Die Bilanz iſt ausgeglichen. 

Dieſe wenigen Beiſpiele mögen zum Beweis genügen, daß eine Bilanz ſtets gleiche 
Seitenziffern haben muß. 

Es iſt gleichgültig, in welcher Reihenfolge die einzelnen Bilanzpoſten aufgezählt 
werden. Aber es iſt richtiger, ſie überſichtlich zu geſtalten. Daher ſetzt man die Aktiva nach 
dem Grad der Flüſſigkeit — Liquidität — in die Bilanz ein, d. h. nach der Möglichkeit, ſie 
in Geld umzuwandeln, die Paſſiva nach der Fälligkeit. 


III. 


A. Das Konto 


a) Staffel und Konto 


Die obigen Übungen ſollten nur zeigen, daß kein Vorgang die Bilanzwaage aus 
dem Gleichgewicht bringen kann. Natürlich iſt es praktiſch nicht durchführbar, jede Ver— 
änderung durch irgendeinen Geſchäftsvorfall einzeln auf die Bilanz zu bringen. Eine 
ſolche Bilanz müßte dauernd neu aufgeſtellt werden. Dadurch würde jede Überſicht über 
die einzelnen Werte verlorengehen. Wer wirtſchaftlich arbeiten will, muß immer alle 
Werte in ihren Veränderungen prüfen können, um ſie zum Wohl der Unternehmung 
zu beeinfluſſen. Es iſt daher notwendig, die einzelnen Bilanzpoſten aus der Bilanz heraus⸗ 
zunehmen und für jeden eine überſichtliche Aufſtellung zu machen, aus der ein Kaufmann 
ohne weiteres den Stand der Aktiva und Paſſiva erſehen kann. 
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Das kann in Form einer ſogena nten Staffel geſchehen: 
Staffelrechnung der Kasse 


I 5³9*729wſS 


1. I. Anfangsbestaff!d!d,dg‚,˖ 
3. 1. Einnahme aus Warenverkauf a 
4.1. Kohlen werden bezahlt 


5,1: Der Inhaber entnimmt 


•ũ%¶U K „„ „ „ „„ „„ „ „ 


6. 1. Kunde Müller bezahlt 


USW. 


Vorteil diefer Abrechnung: Der Beſtand wird gleich bei Verbuchen eines Geſchäfts⸗ 
vorfalles durch Zuzählen oder Abziehen feſtgeſtellt. 
Nachteil: Vermehrungen und Verminderungen können nicht geſondert aufgeführt 
werden. 
Daher iſt die Form des Kontos zweckmäßiger. Die eine Seite nimmt die Ver⸗ 
mehrungen, die andere die Verminderungen auf. 


Kassekonto 


G „ù:᷑' n %%% „„ „„ „ „ 


RM Rpf 
100 — 
400 — 


Anfangsbestand Kohlen bezahlt 
Einnahme a . I. | Privatentnahme 


8 
——— 


Es iſt an ſich völlig gleichgültig, auf welcher Seite der Anfangsbeſtand eingeſetzt wird. 
Der Buchhalter richtet ſich aber in dieſer Hinſicht nach der Bilanz: 

Was in der Bilanz links ſteht, erſcheint auch im Konto links. 

Was in der Bilanz rechts ſteht, erſcheint auch im Konto Fl 

Folgende Darſtellung mag zur Erläuterung dienen. 


b) Herausnahme der Bilanzpoſten 8 Konten 
Bilanz 


Rpf 


—— Kasse 600 — Darlehen — — 
Bankguthaben 5000 — eig. Anteil — — 
Postscheck 400 — 
— —— Einrichtung 00 
6700 | — 6700 |— 
8 Kassekonto Darlehenkonto H 
Anfangs- | RM Rpf Anfangs-| RM Rpf 
Y bestd. 600 bestd. 3000 — 
S Bankkonto Eigenanteilkonto H 
Anfangs- | RM Rpf Anfangs-“ RM |Rpf 


bestd. 5000 — bestd. 3700 


Anfangs-“ RM Rpf 


| S Postscheckkonto 


bestd. 400 — 

S Einrichtung 

Anfangs- | RM Rpf 
700 — 4 


bestd. 


| 


. 
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0) Aktiv⸗ und Paſſis e 
Für jeden Bilanzpoſten iſt ein Konto zu bilden im Hauptbuch geführt wird. 
Die weitere Entwicklung des Kontos richtet ſich nach dem Anfangsbeſtand. 


Ein Vermögenskonto, auch Aktivkonto genannt, zeigt den Anfangsbeſtand auf der 
linken Seite. Vermehrt ſich dieſer Beſtand, ſo muß der betreffende Betrag ebenfalls links 
hinzugeſchrieben werden. Verminderungen ſind auf der rechten Seite einzuſetzen. 

Der Endbeſtand eines Aktivkontos wird wie der Anfangsbeſtand durch Inventur 
ermittelt und auf der rechten Seite eingeſetzt. Bei vielen Konten wird dieſer wirkliche 
Endbeſtand mit dem Saldo übereinſtimmen. Saldo iſt der rein rechneriſche Unterſchied 
zwiſchen linker und rechter Seite. 


Vermögenskonto 
Anfangsbestand Abgang 
Zugang Endbestand . 


Das Paſſivkonto zeigt das umgekehrte Bild: Anfangsbeſtand rechts, Zugänge rechts, 
Abgänge links und Endbeſtand links. 


Passivkonto 
RM Rpf RM Rpf 
Abgang Anfangsbestand 
Endbestand .. Zugang... .... | 


Die linke Seite eines jeden Kontos führt auch die Bezeichnung Soll (Laſtſchrift), 
die rechte Seite Haben (Gutſchrift). Dieſe Namen verwandte man urſprünglich nur für 
Perſonenkonten: Soll = ſoll an uns zahlen, Haben = beſitzt bei uns ein Guthaben. 

Wenn die durch Inventur ermittelten Anfangsbeſtände der Aktiva und Paſſiva aus 
der Bilanz auf die Konten gebracht ſind, können die Veränderungen verbucht werden. 
Am Schluß des Jahres werden die Endbeſtände wiederum zu einer Bilanz zuſammen⸗ 
gezogen, wie die umſtehende Darſtellung zeigt. 


B. Kontenarten 


1. Reine Beſtandkonten 
N Auf manchen Konten werden Umſätze getätigt, ohne daß ein Verluſt oder Gewinn 
entſteht. Sie heißen reine Beſtandkonten. Wenn auf ihnen der Unterſchied zwiſchen der 
rechten und der linken Seite feſtgeſtellt wird, ſo muß er, falls kein Fehler vorgekommen iſt, 
mit dem wirklichen Endbeſtand übereinſtimmen. 
Beiſpiele: 
a) Kaſſekonto: Anfangsbeſtand RM 900.—; Zahlung für Miete RM 100.—; Werner 
Lebrecht zahlt RM 1000.—; Zahlung an Fritz Bahr RM 600.—; Briefmarken RM 20.—. 
Warenverkauf RM 700.—; Albert Lehmann zahlt RM 300.—. 


Kassekonto 


RM 
Anfangsbestand...... 900 


Werner Lebrecht. 11000 | — „„ Bahr 7... 600 — 
verkaufte Waren .... 100 | — für Briefmarken 20 
Albert Lehmann 300 — End bestand is 

i 2900 | — 2900 — 


Addiere die linke (größere) Seite, ſetze dieſe Summe auch rechts ein; ergänze den 
Endbeſtand durch Addition der rechten Beträge! | 
2 Oeflers Handbuch 


Rpf 


1 
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Kassekonto 

M Rpf RM Rpf 
Anfangsbestand u Abgang 1 
Zug ang | Endbestand 


Bankkonto 


Überführung der Endbeſtände 


RM Rpf RMRpf 
Anfangsbestand | 5 Abgang . 
Zugang IEndbestand — 


Postscheckkonto 


RM Rpf MRpf 
Anfangsbestand 0 Abgang N 
Zugang Endbestand rag 


Besitzwechselkonto 


| | 
Anfangsbestand „ Abgang RM Rpf 
Zugang | |Endbestand | 


| 


Bilanz am 


Bankkonto ....... 
Y Postscheckkonto .. 
Besitzwechselkonto 


ahlung durch Wechſel RM 400.—. 


Schuldnerkonto 


| Anfangsbestand ...... 
Warenlieferung ...... 


2500 — 


Banküberweisung .... 
Rücksendung ........ 
Besitzwechsel ....... ® 


Endbestand 


h) Schuldnerkonto: Anfangsſchuld RM 500.—; der Kunde erhält Waren für 
1 2000.—; er überweiſt durch die Bank RM 1200.—; Warenrückſendung RM 100.—; 


RM |Ropt 
1200 — 
100 
400 
Be, 300 


— 


Auf der linken Seite des Schuldnerkontos iſt von der Additionszeile bis zur letzten Ein⸗ 


tragung ein Strich gezogen, Buchhaltungsnaſe oder Winkelſtrich genannt. Nach § 43 HGB. 
dürfen nämlich an Stellen, die der Regel nach zu beſchreiben ſind, keine leeren Zwiſchen⸗ 
räume gelaſſen werden. Die Möglichkeit einer nachträglichen Eintragung ſoll dadurch ver⸗ 


hindert werden. s 


0 


x 
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auf die Bilanz 


Darlehnsgläubiger 


Rpf 
Abgang 92 Anfangsbestand 1 
Endbestand Zugang 
Schuldwechselkonto . 
f 
Abgang 777 5 Anfangsbestand e 
——Endbestand Zugang 
Eigenanteilkonto 


RMIRpf f 
Abgang Anfangsbestand 1 % 
rEndbestand Zugang 


Jahresende 


Darlehnsgläubiger .. * 
Schuldwechselkonto 
Eigenanteil ........ 


e) Gläubigerkonto: Anfangsbeſtand RM 800.—; Warenlieferung RM 1500.—; 
Banküberweiſung RM 900.—; Preisnachlaß RM 100.—. 


Gläubigerkonto 


Banküberweisung .... Anfangsbestand 
Preisnachlaß ......... für Waren........... 
Endbestand.......... 


Reine Beſtandkonten ſind nach Einſetzen des Endbeſtandes ausgeglichen. 


Merke: Schuldnerkonto und Gläubigerkonto ſind Sammelkonten für alle einzelnen 
Schuldner und Gläubiger. Sie werden wie ſämtliche anderen Bilanzkonten im Haupt- 
buch geführt. Die Konten für den einzelnen Schuldner und Gläubiger ſind in beſonderen 
Nebenbüchern enthalten. Hierauf wird an anderer Stelle zurückgekommen. 

2 * 


er N 
150 x „ ö 


0 
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2. Konten mit Abſchreibungen 


Faſt alle Gebrauchs- und Anlagegüter unterliegen einer Abnutzung und werden 05 1 
dadurch im Wert vermindert (Verluſt). Dieſe Wertverluſte werden gewöhnlich alljährlich 
nach beſtimmten Sätzen oder Schätzungen feſtgeſtellt. Sie heißen Abſchreibungen. a 

Nach dem Kontenrahmen (f. ©. 42ff.) find die Abſchreibungen auf ein Abichreibung- 
konto zu übertragen, das mit Verluſt⸗ und Gewinnkonto abgeſchloſſen wird. . 


Einrichtungskonto: Beſtand RM 1000.—; Wertverminderung in einem Jahr 10%. 


Einrichtungskonto 
RM Rpf 
Anfangsbestand 1000 — Abschreibung (Verlust) 
ß. Endbestand .......... 
1000 | — | 


rd Maſchinenkonto: Anfangsbeſtand RM 50000.—; Abſchreibung 20%. 
Maschinenkonto 


Abschreibung 
Endbestand.......... 


Gebäudekonto: Anfangsbeſtand RM 100000.—; Abſchreibung 3%. 
Gebäudekonto x 


Rpf 
100000 | — 


Abschreibung ...... 


Anfangsbestand .... 
Endbestand ........ 


100000 | — 100000 — 


3. Eigentapitaltonto, Erfolgskonten 


i Das Eigenkapitalkonto iſt das Konto des Unternehmers. Auf ihm ſind erſichtlich ver- 
änderungen des eigenen Anteils. An der Kontendarſtellung war bereits gezeigt, daß 
Anfangskapital und Zunahmen rechts, Verminderungen und Kare am nr DER. % 


3 Rechnungsperiode links ftehen. 


Das Anfangskapital wird vergrößert durch Warengewinne, . 
Dienſtleiſtungen, 
Einlagen des Inhabers. 


77 


77 


Das Anfangskapital wird vermindert „ Warenverluſte, 

ö andere Vermögensverluſte, e 
Aufwendungen für den Betrieb, 3 
Entnahmen des Inhabers. e 
Beiſpiel: Anfangskapital RM 60000.—; Warengewinne RM 20000.—; erhaltene 5 
Proviſionen RM 500.—; Privatentnahme RM 100.—; Ladenmiete RM 200.—; Licht- 
rechnung RM 50.—; gezahlte Löhne und Gehälter RM 2000.—; Wohnungsmiete des 


9 
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Inhabers RM 80.—; Löhne und Gehälter RM 2000. —; gezahlte Zinſen RM 30.—; er⸗ 
haltene Zinſen RM 40.—; Ladenmiete RM 200.— gezahlte Proviſion RM 60.—. 


Eigenanteilkonto 


Privatentnahme ....... Anfangskapital 

Ladenmiete,........... Warengewinn ......... 

Lichtrechnung ......... Provision 
Löhne und Gehälter. e, a ee. 


 Privatentnahme ....... 
Löhne und Gehälter ... 


Ye 


80 540 | — 


Da im Lauf der Zeit eine große Menge derartiger Buchungen vorgenommen wird, 
ſo muß das Eigenanteilkonto völlig unüberſichtlich werden. Eine genaue Prüfung etwa 
der einzelnen Unkoſtenarten iſt für jeden Betrieb unerläßlich, iſt aber auf einem ſolchen 
Konto nicht möglich. 

Daher richtet man Unterkonten ein, auf denen die einzelnen Kapitalvermehrungen 
und Verminderungen nach Arten geordnet aufgenommen werden. Es ſind die Erfolgs- 
konten. 

Da ſie Unterkonten des Eigenkapitalkontos ſind, ſo haben ſie auch dasſelbe äußere 
Bild wie dieſes, nämlich Kapitalvermehrungen rechts, Vermin derungen links. 

Die Ergebniſſe dieſer Unterkonten werden am Jahresende auf dem Verluſt⸗ und Ge⸗ 
winnkonto geſammelt, desgleichen der Gewinn vom Warenverkaufskonto, ſo daß ſich 
auf dieſem der Geſamtgewinn bzw. Verluſt durch Saldieren errechnen läßt. In einer 
Summe wird er dann auf das Eigenanteilkonto übertragen. 

Einlagen und Entnahmen des Inhabers für ſeinen perſönlichen Bedarf bucht man 
ebenfalls geſondert, nämlich auf dem Privatkonto. Das Ergebnis gehört am Jahresende 
gleich auf das Eigenanteilkonto. Geſchäftliche und 9 Aufwendungen und Erträge 
ind zu trennen! 


Unkostenkonto Lohnkonto Zinsenkonto 


. 


Verlust- und Gewinnkonto 


Privatkonto 


a 


Eigenanteilkonto 


Beiſpiel: Gezahlte Geſchäftsunkoſten RM 500.— und RM 300.—; Löhne RM 1000.— 
und RM 2000.—; erhaltene Zinſen RM 200. — und RM 100.—; Privatentnahme RM 400,— 
und RM 700.—; Eigenanteilkonto Anfangsbeſtand RM 10000.—. 


)) 
k 
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Unkostenkonto Zinsenkonto 
RM Rpf RM Rpf 


RM |Rpf| RM 


1000| — 3000 — >Unk 
i _ Beste, 


3000 —|3000| — 


Rpf 


Privatkonto 
RM Rpf[ RM | Rpf 


4. Die Warenkonten 


Bisher wurde das Warenkonto in der Praxis als gemiſchtes Beſtandkonto ge⸗ 
führt. Man verbuchte auf ihm Ein- und Verkäufe und ermittelte nach Einſetzen des 
Endbeſtandes durch Saldieren den Gewinn. | 


Nach dem Kontenrahmen muß eine Aufteilung des Warenkontos in Wareneinkaufs⸗ 
konto und Warenverkaufskonto erfolgen. Die Verbuchung geſtaltet ſich dann ſo: 


Die Wareneinkäufe werden auf Wareneinkaufskonto im Soll verbucht, die Ver⸗ 
käufe auf Warenverkaufskonto im Haben. Um den Gewinn zu errechnen, iſt erſt 
der Endbeſtand zum Einkaufspreis auf Wareneinkaufskonto Haben einzuſetzen. 
Sodann iſt durch Saldieren der Einkaufswert der verkauften Waren auf das 
Warenverkaufskonto Soll zu übertragen. Die Differenz auf dieſem Konto iſt der 
Gewinn (Verluſt). 


Somit iſt das Wareneinkaufskonto ein Beſtandkonto, das Warenverkaufskonto 
ein Erfolgskonto. | 


2a Beiſpiele: 
f a) Einkauf für RM 500.—, Verkauf aller Waren zu RM 800.— 
; Wareneinkaufskonto 


| Einkauf 


Einkaufskonto ....... 
Gewinn 
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b) Einkauf für RM 500.—, Verkauf RM 400.—, Endbeſtand lt. Inventur RM 300.— 
Wareneinkaufskonto 


RM Rpf 
5 eee 500 — 


500 — 
Warenverkaufskonto 


e) Einkauf für RM 500.—, Verkauf RM 300.—, Endbeſtand lt. Inventur RM 150.— 
Wareneinkaufskonto 


RM |Rpf RM | Rpf 
Einkaufskonto ....... 350 — Verkauf sn: 300 
— Fc re 5 


330 —u 30 


Durch Fracht und dgl. erhöht ſich der Einkaufspreis. Im Intereſſe einer klaren 
buchmäßigen Erfaſſung des Einſtandswertes iſt eine entſprechende Verbuchung nötig. 
Frachten werden auf dem Frachtenkonto verbucht, das mit Wareneinkaufskonto ab- 
geſchloſſen wird. 

Beiſpiel: Einkauf für RM 800.—, gezahlte Fracht RM 25.—, Verkauf RM 600.—, 
Beſtand lt. Inventur RM 400. 


Wareneinkaufskonto 


C. Der Buchungsſatz 


1. Einfache Buchungsſätze 
Aus den Darſtellungen der Kontenabſchlüſſe dürfte erſichtlich ſein, daß die vielen 
einzelnen Geſchäftsvorfälle unmöglich auf den Hauptbuchkonten verbucht werden können. 
Sie würden einen Umfang annehmen, der keine Prüfung und Überſicht geſtattet. Die 
Buchungen müſſen deshalb in anderen Büchern, über die ſpäter berichtet wird, erfolgen. 
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In zuſammengefaßter Form werden ſie dann auf die Hauptbuch übertragen. ei 1 


forderlich iſt dabei, daß aus der Niederſchrift der Geſchäftsvorfälle hervorgeht, um welche 1 
Konten es ſich handelt, und wo eine Soll- wo eine Habenbuchung in Frage kommt. Sm 
Kapitel „Anderungen der Bilanz“ zeigten 5 Übungsbeiſpiele, daß die Bilanz ſtets ausge⸗ 
glichen it, daß weiter in jedem Fall mindeſtens zwei Bilanzpoſten verändert werden. 


Somit erſcheint jeder Geſchäftsvorfall im Soll eines Kontos und im Haben eines anderen. 
Die Bilanzgleichung iſt alſo gewahrt. Für die Verbuchung von Warenkauf auf Ziel arme 


RM 2000.— (fiehe 3. Anderung Seite 15) würde zu ſchreiben fein: 
Wareneinkaufskonto Soll RM 2000.— — Gläubigerkonto Haben RM 2000.—. 


Da ſich die Ausdrücke Soll bzw. links und Haben bzw. rechts bei jeder Buchung 
wiederholen, kann man auch auf ſie verzichten, wenn eine beſtimmte Reihenfolge bei der 


Niederſchrift eingehalten wird. Man nennt nämlich immer das Sollkonto zuerſt. Dann 5 


vereinfacht ſich die Schreibweiſe 
Wareneinkaufskonto RM 2000.— 
Gläubigerkonto RM 2000.— 


Wer dieſe Buchung auf die Konten zu übertragen hat, weiß, daß die RM 2000.— auf dem 


zuerſt genannten Konto in das Soll, auf dem an zweiter Stelle genannten Konto in 5 „ 


Haben einzutragen ſind. 
Wir ergänzen noch die Buchung in dieſer Weiſe: 
Wareneinkaufskonto RM 2000.— 
an Gläubigerkonto RM 2000.— 


Das Wörtchen „an“ iſt fo zu erklären, daß man ſich die Konten als Perſonen borftellen 8 0 
mag und ſagt: Das Warenkonto schuldet an das Gläubigerkonto, oder von dem Waren 


konto ſchuldet man an das Gläubigerkonto. 


Der Übertrag dieſes in einem Grundbuch gebildeten Buchungsſatzes (auch Konten⸗ 8 N 1985 


anruf) auf die Hauptbuchkonten würde ſo zu vollziehen ſein: 


Wareneinkaufskonto Gläubigerkonto 5 
an Gläubiger- RM von Warenein- RM a 
Kontor... 2000.- kaufskonto . . 2000. „ 


Als kurzer Text wird das Gegenkonto hinzugefügt. Denn man muß 1 5 woher = 1 
die eingetragenen Zahlen kommen, da ja auch durch andere Konten Veränderungen ver⸗ „ 


anlaßt werden. 


Beim Bilden der Buchungsſätze beſteht nun eine kleine Schwierigkeit darin, daß Sr 
man gleich wiſſen muß, welches das Soll-, welches das Habenkonto iſt. Dazu ſehen wir uns 


erſt die Bilder des Aktiv⸗ und Paſſivkontos auf Seite 18/19 noch einmal an. 


Folgende Fragen ſind zu beantworten: 
a) Wie heißen die Konten? 
b) Sind es Aktiv- oder Paſſivkonten? 
e) Wo finden Vermehrungen, wo Verminderungen ſtatt? 


1. Beiſpiel: Barkauf eines Schrankes für RM 80.—. 
a) Kaſſekonto und Einrichtungskonto, 
b) beides ſind Aktivkonten, 
c) Einrichtung wird mehr, Kaſſebeſtand weniger. 
Einrichtungskonto RM 80.— 
an Kaſſekonto 8 RM 80.— 


2. Beiſpiel: Der Gläubiger erhält Waren zurück für RM 200.—. 
a) Gläubigerkonto und Wareneinkaufskonto, 
b) Gläubigerkonto = Paſſivum, Wareneinkaufskonto = Aktivum, OR 
o) Warenbeſtand verringert, ebenſo Schuld bei dem Gläubiger. 
Gläubigerkonto RM 200.— 
an Wareneinkaufskonto RM 200.— 


) 
4 
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3. Beiſpiel: Zahlung für Druckſachen RM 50.—. 
a) Kaſſekonto und Unkoſtenkonto, 
b) Kaſſekonto = Aktivum, Unkoſtenkonto = Erfolgskonto. G8 iſt Unterkonto des 
Kapitalkontos. Kapitalverminderungen müſſen daher auf Erfolgskonten wie 
auf dem Kapitalkonto links eingeſetzt werden (ſiehe Seite 21). 
e) Kaſſebeſtand wird kleiner, ebenſo das Eigenkapital über Unkoſtenkonto. 
Unkoſtenkonto RM 50.— 
an Kaſſekonto RM 50.— 
4. Beiſpiel: Die Bank berechnet uns Guthabenzinſen RM 30.—. 
a) Bankkonto und Zinſenkonto, 
b) Bankkonto = Aktivkonto, Zinſenkonto = Erfolgskonto, 
c) Bankguthaben vermehrt ſich, Eigenanteil vermehrt ſich über Zinſenkonto. 
Bankkonto RM 30.— 
an Zinſenkonto RM 30.— 
5. Beiſpiel: Ein Kunde ſendet einen Wechſel über RM 600.—. 
a) Schuldnerkonto, Beſitzwechſelkonto, 
b) beides ſind Aktivkonten, 
e) Die Schuld des Kunden wird geringer, der Wechſelbeſtand größer. 
Beſitzwechſelkonto RM 600.— 
an Schuldnerkonto RM 600.— 


2. Zuſammengeſetzte Buchungsſätze 
Nicht immer werden nur 2 Konten beanſprucht; häufig ſtehen ſich mehrere Konten 
gegenüber. 
1. Beiſpiel: An einen Gläubiger werden RM 150.— nr die Bank, RM 250.— 
durch Poſtſcheck überwieſen. 


Gläubigerkonto RM 400.— 
an Bankkonto RM 150.— 
an Poſtſcheckkonto RM 250.— 
Nach Übertragung dieſes Buchungsſatzes auf die Hauptbuchkonten: 
Gläubigerkonto 
RM 
an Bankkonto 150.- 
an Postscheckkonto 250.- 
Bankkonto Postscheckkonto 


von Gläubiger- RM 
Feng, 250.— 


2. Beiſpiel: Ein Schuldner begleicht ſeine Rechnung über RM 500.— durch Poſt— 
ſchecküberweiſung abzüglich 2% Skonto. 

Wenn der Schuldner RM 10.— weniger bezahlt, jo bedeutet das für uns einen Ver⸗ 
luſt. Er wird auf Skontikonto (Erfolgskonto) verbucht. Die Schuld des Kunden iſt beglichen, 
obwohl er nur RM 490.— überwieſen hat; folglich müſſen dem Kunden RM 500.— gut- 
geſchrieben werden. 


Poſtſcheckkonto RM 490.— 
Skontikonto RM 10.— 
an Schuldnerkonto RM 500.— 


3. Beiſpiel: Der Gläubiger erhält zum Ausgleich einer Rechnung über RM 600.— 
einen Bankſcheck abzüglich 3% Skonto. 

Obwohl nur RM 582.— überwieſen werden, iſt unſere Schuld mit RM 600.— aus⸗ 
geglichen. Skonto iſt hier Gewinn. 


. 


7 


7 


hi 
7 
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Gläubigerkonto RM 600.— 
an Bankkonto RM 582.— 
an Skontikonto RM 18.— 


3. Deutung von Buchungsſätzen 

Wie für einen Geſchäftsvorfall Buchungsſätze gebildet werden, ſo kann man umge⸗ 
kehrt aus dem gegebenen Buchungsſatz erkennen, welcher Geſchäftsvorfall vorgelegen 25 

1. Beiſpiel: Wareneinkaufskonto RM 500.— 

an Kaſſekonto RM 500.— 

Was liegt vor? Wareneinkaufskonto iſt ein Aktivkonto, links Zugang. Kaſſekonto iſt 
Aktivkonto, rechts Abgang. Einer Vermehrung des Warenbeſtandes ſteht Verminderung 
des Kaſſenbeſtandes gegenüber: Wareneinkauf gegen bar für RM 500.—. 

2. Beiſpiel: Gläubigerkonto RM 100.— 

an Poſtſcheckkonto RM 100.— 

Gläubigerkonto Soll = Verminderung einer Schuld, Poſtſcheckkonto Haben = Ver⸗ 
minderung des Guthabens: Poſtſchecküberweiſung an den Gläubiger RM 100.—. 

3. Beiſpiel: Bankkonto RM 25.— 

an Zinſenkonto RM 25.— 

Bankkonto Soll = Vermehrung des Bankguthabens; Zinſenkonto iſt Erfolgskonto, 

im Haben ſind Gutſchriftzinſen: Die Bank hat dem Konto Zinſen gutgeſchrieben. 


4. Eröffnungs⸗ und Schlußbilanzkonto 


Jeder Geſchäftsvorfall hat die Wirkung, daß für ein Konto eine Sollbuchung, für 
ein anderes eine Habenbuchung gebildet werden muß. Dadurch bleibt, wie ſchon an anderer 
Stelle geſagt, die Gleichung der Bilanzwaage erhalten. Es darf nur dann eine Zahl auf 
ein Konto eingetragen werden, wenn eine Gegenbuchung vorhanden iſt. | 

Das gilt für alle Beträge, die auf dem Konto erſcheinen, auch für die Anfangsbeſtände. 
Beim Übertrag der Anfangsbeſtände aus der Bilanz iſt bisher keine Buchung gebildet 
worden. Wie würde ſie lauten? 

Die Sollkonten ſtehen feſt, es ſind die Aktivkonten, die die Anfangsbeſtände links auf⸗ 
nehmen. Es fehlt nun ein Gegenkonto. Da bisher kein ſolches vorhanden iſt, bildet man eben 
ein neues, damit der Grundſatz der doppelten Buchhaltung auch hier aufrechterhalten 
wird. Dieſes neue Konto nennt man Eröffnungsbilanzkonto, weil es dazu verhilft, die 


Beſtände aus der Eröffnungsbilanz auf die Konten zu bringen. 


Die Buchungsſätze müſſen dann lauten für die Eröffnung der Aktivkonten: 
Aktivkonten 
an Eröffnungsbilanzkonto, 
für Eröffnung der Paſſivkonten: Eröffnungsbilanzkonto 
an Paſſivkonten. 
Das neue Konto hat damit ſeine Hilfsaufgabe erfüllt, es iſt ſofort nach Bildung der 
Eröffnungsbuchungen ausgeglichen. 
Für unſere alte Bilanz (Seite 14) würde zu buchen ſein: 


1. Kaſſekonto RM 600.— 
Bankkonto | RM 5000.— 
Poſtſcheckkonto RM 400.— 
Einrichtungskonto RM 700.— 
an Eröffnungsbilanzkonto RM 6700.— 
für Übertrag der Aktivanfangsbeſtände. 
2. Eröffnungsbilanzkonto RM 6700.— 
an Darlehenskonto RM 3000.— 


gan Eigenanteilkonto RM 3 700.— 
für Übertrag, der Paſſivanfangsbeſtände. g g 
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Was für die Anfangsbeſtände gilt, kommt auch für die Endbeſtände in Betracht. 
Das neue Konto für Übernahme der Endbeſtände heißt Schlußbilanzkonto, weil die durch 


Inventur ermittelten Endbeſtände der Aktiva und Paſſiva wieder in einer Schlußbilanz 


aufzuſtellen ſind. Die Buchungen lauten: 
Schlußbilanzkonto 
an Aktivkonten 
und Paſſivkonten 
an Schlußbilanzkonto. 
Auch das Schlußbilanzkonto iſt ſomit ausgeglichen. 


IV. Praktiſcher Geſchäftsgang aus dem Warenhandel 


Im Folgenden wird ein vollſtändiger Geſchäftsgang durchgeführt mit Eröffnung 
und Abſchluß der Konten. Dieſe Übung iſt klein gehalten, um die Überſicht über das Ganze 
nicht zu verlieren. 

Geſchäftsgang mit Abſchluß 

Das Inventar zeigt folgende e 

Bargeld in der Kaſſe RM 800.—; Guthaben bei der Handelsbank RM 2400.—; For⸗ 
derungen an Kunden RM 3200.—; Warenbeſtand insgeſamt RM 3900.—; Schulden an 
Lieferer RM 4500.—; Schuldwechſel RM 1500.—. 


Geſchäftsvorfälle: 
1. Warenkauf gegen bar RM 200.— 
2. Banküberweiſung eines Schuldners „ 1000.— 
3. Ein Gläubiger zieht einen Wechſel über „ 600.— 
4. Banküberweiſung an einen Gläubiger „ 800.— 
5. Warenverkauf auf Ziel „ 3400.— 
6. Zahlung für Miete uſw. „ 200.— 
7. Die Bank ſchreibt Zinſen gut „ 10.— 
8. Barentnahme des Inhabers 200.— 


Für den Abſchluß: Die durch Inventur feſtgeſtellten Endbeſtände ſind gleich den 
Kontenendbeſtänden, Warenbeſtand RM 1600.—. 

Durchführung: 

1. Im Inventar⸗ und Bilanzbuch werden auf Grund der obigen Angaben Inventar 
und Bilanz aufgeſtellt. 

2. Sodann erfolgt Übernahme der Beſtände auf die Konten. Das geſchieht allerdings 
nicht ſofort, ſondern die Buchungen werden erſt einmal in das Tagebuch eingetragen. 

3. Die laufenden Geſchäftsvorfälle verbuchen wir im Tagebuch. 

4. Abſchlußvorarbeit: Die Buchungen aus dem Tagebuch werden in das Hauptbuch 
übertragen (in der Praxis auf dem Umweg über ein Sammelbuch). 

5. Die Ergebniſſe der Schlußinventur ſind im Inventar- und Bilanzbuch einzu— 
ſchreiben. Siehe oben „Für den Abſchluß“! Die Abſchlußbuchungen werden erſt 
im Tagebuch notiert und dann auf die Konten übertragen. 

6. Reihenfolge der Abſchlußbuchungen: 

a) Sammeln der Aktivendbeſtände auf Schlußbilanzkonto. 

b) Sammeln der Paſſivendbeſtände auf Schlußbilanzkonto außer Eigenanteilkonto. 

e) Übertrag der Gewinne (Warenverkaufskonto und Erfolgskonten) auf Verluſt⸗ 
und Gewinnkonto. 

d) Übertrag der Verluſte auf Verluft- und Gewinnkonto. 

e) Abſchluß des Verluſt⸗ und Gewinnkontos mit Eigenanteilkonto. 

f) Abſchluß des Privatkontos mit Eigenanteilkonto. 

g) Übertrag des Endkapitals auf Schlußbilanzkonto. 

Durch dieſe letzte Buchung muß das Schlußbilanzkonto ausgeglichen ſein, andern⸗ 

falls ſind beim Buchen oder Übertragen Fehler untergelaufen. 


a 
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V. Abſchluß mit Hilfe der Abſchlußtabelle 


Eine Erleichterung des Abſchluſſes bietet die Abſchlußtabelle, auch Probebilanz ge⸗ | 0 
nannt. Der Abſchluß auf den Hauptbuchkonten ſelbſt, wie im 1. Beiſpiel gezeigt, hat man⸗ 


chen Nachteil. Die Konten auf den verſchiedenen Seiten des Hauptbuchs ſind unüberſicht⸗ 


lich; erſt bei der letzten Buchung: „Kapitalkonto an Schlußbilanzkonto“ zeigt ſich ob Fehler 5 


untergelaufen find (ſiehe auch Seite 36/37). 
Die Abſchlußtabelle hingegen enthält ſämtliche Umſätze ſowie alle Aüſchlußzalten 
und gibt eine genaue Überſicht über den Erfolg. 
1. Es wird eine ſogenannte Summen⸗ oder Umſatzbilanz angefertigt. Sie enthält 
die Summe der Zahlen auf allen Einzelkonten links und rechts. Der Buchhalter hat dazu 


ſämtliche Buchungen auf die Hauptbuchkonten übertragen. Er addiert dann auf jedem 


Konto die Einzelbeträge links und rechts. Die Summen werden unter Angabe des Kontos 


in die Umſatzbilanz eingetragen. Hier werden wieder die einzelnen Summen addiert. Damit 


iſt die erſte Kontrolle ermöglicht: Die Solladdition muß mit der Habenaddition über⸗ 
einſtimmen, denn jeder Betrag iſt einmal im Soll und einmal im Haben verbucht worden. 


2. Um auf dem Abſchlußbogen den Erfolg rechneriſch feſtſtellen zu können, iſt es 19 


notwendig, die Warenverkäufe zum Einſtandspreis zu berückſichtigen. Die entſprechende 


Buchung „Warenverkaufskonto an Wareneinkaufskonto RM 2500.—“ (ſ. Abſchluß⸗ 


buchungen im Tagebuch) wird in die Spalte Berichtigungen eingeſetzt. 


3. In der Saldenbilanz ſetzt man die Salden der Konten aus der Summenbilanz 
ein unter Berückſichtigung der Berichtigungen. Der Beweis, daß richtig ſaldiert worden iſt, 
wird durch Addition erbracht. Die Summe der Sollſalden muß mit der Summe der 


Habenſalden übereinſtimmen. 


Die Kontenſalden entſprechen den Buchbeſtänden, d. h. den Beſtänden, die eigentlich . 


vorhanden ſein müßten, während der Saldo Verkaufskonto — Differenz der Ein⸗ und 
Verkäufe — den Warengewinn zeigt. . 
4. Die wirklichen Beſtände werden aber durch Inventur ermittelt. Daher muß man 


die Ergebniſſe des Schlußinventars in einer Inventarbilanz aufſtellen, und zwar links 


die Aktiva und rechts die Paſſiva. 


Nun kann man bereits das Eigenkapital errechnen, indem man die Summe der Schul⸗ . N 


den von der Summe der Vermögensteile abzieht. Wenn weiterhin dieſes Eigenkapital mit 


dem Eigenanteil am Anfang des Jahres verglichen wird, ſieht man, ob es 19 vermehrt . = 


oder vermindert hat. 


5. Zur genauen Erfolgsermittlung dient die Erfolgsbilanz (Verluſt⸗ und Gewinn⸗ 
rechnung). Durch Vergleich der Salden - Buchbeſtände mit den Inventarangaben 
— wirklichen Beſtänden laſſen ſich die Verluſte und Gewinne feſtſtellen. 15 05 

3. B. der Kaſſebeſtand laut Kaſſekonto beträgt RM 100.— (Saldenbilanz); in der 
Kaffe ſelbſt zählt man aber nur RM 95.— (Inventarbilanz). RM 100. — müßten vorhanden 


ſein, es ſind aber nur RM 95.— da, folglich RM 5.— Verluſt. 


Verluſte werden in der Erfolgsbilanz links, Gewinne rechts eingeſetzt. Bei den Er⸗ 1 
folgskonten werden die Salden in die Erfolgsbilanz geſchrieben, da Inventarbeſtände 


nicht vorhanden ſind (Ausnahmen ſpäter). Die Erfolgsbilanz entſpricht dem Verluſt⸗ und 


Gewinnkonto. Daher bedeutet der Saldo der Erfolgsbilanz den Reingewinn (oder 0 5 


Verluſt). 

Da das Privatkonto nicht mit Verluſt⸗ und Gewinnkonto abgeſchloſſen wird, ſo darf 
der Saldo nicht in der Erfolgsbilanz erſcheinen. Der in der Erfolgsbilanz ermittelte 
Reingewinn iſt ebenſo hoch wie die Kapitalvermehrung, die durch Abzug des Anfangs⸗ 
vom Endkapital berechnet werden kann. Privatentnahmen müſſen aber der Kapitalver⸗ 
mehrung hinzugezählt werden, um dieſelben Zahlen zu erhalten. Denn ee 
ſind eine Verminderung des Kapitals. 


Die Abſchlußtabelle bildet nach ihrer Fertigſtellung die Grundlage für die Abſchluß⸗ e 


buchungen im Tagebuch (ſiehe auch Reihenfolge der e e Seite = 


„ 
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I. Die doppelte Buchhaltung 


Inventar- und Bilanzbuch 


Eröffnungsinventar 
I. Vermögen 


Bestand an Bargeld 
Guthaben bei der Handelsbank ......... 
Forderungen an Kunden 
Warenbestand laut besonderer Aufstellung 
Summe der Vermögensteile ............. 


II. Schulden 
Forderungen der Lieferer 
e, N a een 


Summe der Schulden 
III. Übersicht 


Summe der Vermögensteile .........:... 

Snmmeder Schulden „u. . u. 

somit eigener Anteil 
Leipzig, den ........... Unterschrift 


Eröffnungsbilanz 


VE RE NEE A a 
VVV 
ne N 
i ua... Fr. 


Leipzig, den Unterschrift 


Schlußinventar 
I. Vermögen 
Bestand an Bargeld 2... . „Uran - 340, 
Guthaben bei der Handelsbank...,....... 
Forderungen an Kunden 
Warenbestand laut besonderer Aufstellung 


Summe der Vermögens teile 


II. Schulden 
Forderungen der Lieferer ............... 
/// AN. 12 ul 


Summe der Schulden 
III. Übersicht 


Summe der Vermögensteile ............. 

Sumi der Sebuldeemnmnmnmnmgm 

somit eigener Anteil. 
o Unterschrift 


Schlußbilanz 


RE a /// A 
/ c nF, 
ae a2 32.0... DA. 2 
/// ae. 


10010 


Leipzig, den ........... Unterschrift 
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Tagebuch 


Eröffnungsbuchungen 


Kassekon tds te 
Bankkont dd, 8 


für Eröffnung der Vermögenskonten 


Eröffnungsbilanz konto 
an Gläubiger konto 
an Schuldwechsel konto 
an Eigenanteilk onto 


für Eröffnung der Passivkonten 


Laufende Buchungen 


Wareneinkaufs konto 
an Kassekontoooo 


für Uberweisung des Kunden 


Glänbpigerkon too 
an Schuldwechselkonto ............ 


für Wechsel fällig am ........ 


Gläubigerkonto . VV 
an Bankkonto 


für Entnahme des Inhabers 


10 300 


200 


1000 


600 


800 


3400 


200 


200 


200 


800 


10 


200 


Rpf 
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Tagebuch 


Abschlußbuchungen 


an Wareneinkaufs konto 
für Ubertrag der Aktiv-Endbestände 


e ee 

Schuldwechselk onto 
an Schlußbilanz konto 

für Ubertrag der Passiv-Endbestände 


Warenverkaufs konto 
an Wareneinkaufs konto 


für Ubertrag der Warenverkäufe zum 
Einkaufspreis 


Warenverkaufs konto 
an Verlust- und Gewinn konto 


für Ubertrag des Warengewinnes 


für Abschluß des Zinsenkontos 


Verlust- und Gewinnkontoo 
an Unkostenk onto 
für Abschluß des Unkostenkontos 


Verlust- und Gewinnk onto 


an Eigenanteilkont ooo 


für Ubertrag des Gewinnes 


Eigenanteilkont ooo 


PrWstkongggggg 


RM 


10010 


3100 
2100 


2500 


900 


10 


200 


710 


200 


4810 


Rpf 


5200 


2500 


900 


10 


200 


1104 


200 


4810 
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Haupt- . 


Eröffnungsbilanz- . 


an Gläubigerkonto \ | & 0 
„ Schuldwechselkonto . 


RM Rpf 


1. Jan Eröffnungsbilanz konto 2400 — bi 
2. L „ Sehnldver konto, ee 1000 ——— 
T Zinsenkonto 4... 0.0 en ee ee 10 — 


341012 
Schuldner- 


an Eröffnungsbilanzkonto 
„ Marenverkaufskon ids 


9 — 


Wareneinkaufs- 


RM |Rpf 


A an Eröffnungsbilanzkonto ..................... 3900 — 

2% ; RKassekoan ig On ae 200 I— 

4 | | Sa 
Ä Warenverkaufs- 
4 s RM |Rpf 

an Wareneinkaufskonto ..............:22.22222.. 2500 1— 

„Verlust- und Gewinn konto 5900 
3400 | 0 
Gläubiger- 


an Schuldwechselkonto ...................: . 
„% Bänken „ 
„% Schlußbilanzkonto ooo 2.32%. 


} 


ver EN 
ne AN 
2 ! 
7 1 
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i RM Rpf 
1.| von Kassekonto........... N 800 | — 
r a 2400 | — 
enen 3200 — 
ne Wareneinkaufskonto,\.n. 0. 1.022. Ra 3900 1 
10300 | — 

Konto 
RM |Rpf 
1.] von Wareneinkaufs konto 200 — 
Ders Unköstenkonto sk en LIND. 200 — 
8. nn,, een, 200. — 
se e e eee eee, N, 200 
800 — 

Konto 


labgei kon lies“ 
= ee enen, 22 wen. 


RM 
1009 


Rpf 


— 


rr 
G 56 „„ LER Te 
ern „„ „„ „ „„ „„ „„ „„ „ 

— ͤ Ü—2ꝛ 


| RM |Rpf 


3400 | — 


| 
3400 — 


5.| von Schuldnerkonto 


„ 2 „44 Tr Tr „„ „ „ 


3 Oeflers Handbuch 
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Haupt- 


Schuldwechsel- 


an Schlußbilanzkonto 


an Verlust- und Gewinn konto 


an. Rassekontoododododdd 8 


an. Rassekonfdgggg‚‚,,.,. vu ve Sa ne 


Kassekonto: dd,, * 
Bankkonte ,. 10... aa en 


.e 0800020 „„ „„ 
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Buch 


Konto 


von Eröffnungsbilanzkonto .........22er2220.. 
n u ee 


von Eröffnungsbilanzkonto ............. 2... 
Verlust- und Gewinnkonto ............... 
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Konto 


von Verlust- und Gewinn konto 


Konto 


von Eigenanteilkonto 


Konto 


von Warenverkaufs konto 
eto „ 


Konto 


von. Glanbigerkontd‚‚‚ ne 
„ Schuldwechselkonto . 220; — 
meln oo — 


3* 
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Kassekonto 


von W. Ekf. 
von Unkost. 
von Privat 


von S.-Bil. 


Bankkonto 


von Gläub. 


an Schuldn. |1 000 von S.-Bil. 4 0 Sl 


an E.-Bil. 
an Waren 
4 
Wareneinkaufskonto 
RM Rpf | 
an E.-Bil. 3900 — „Bil. Schlußbilanz- 
an Kasse 200 — von W. Vkf. ER 
4100| — an Kasse 
Wa Kü —->an Bank 2610 — 
'arenverkaufskonto an Schuldner 
3 an Warenekf. 
Verlust- und 
RM Rpf M |Rpf 
an Kasse 200 Luo een v. +G. 900 — an Unkosten 
an Eigenant. 
4 910 — 
E.-A —— 
Ya u 
#1 — > e L_> e 
0 


Die wirklichen Endbeſtände ſtehen in der Inventarbilanz, daher Buchungsſatz für die 


linke Seite: Schlußbilanzkonto 
an Aktivkonten, 


J 


für die rechte Seite: 
Paſſivkonten (außer Eigenkapitalkonto) 
an Schlußbilanzkonto. 


Die Gewinne und Verluſte finden wir in der Erfolgsbilanz, daher Buchungsſatz für 5 
die linke Seite: 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto 


an verſchiedene Konten; 
zu dieſen gehören Erfolgskonten, Aktivkonten für Abſchreibungen. 


R 
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des Abſchluſſes 
Gläubigerkonto 
an Sch.-W. 
an Bank 


an S.-Bil. 


RM 
an S.-Bil. 2100 — von E.-Bil. 


>an Priv. 
an S.-Bil. 


Konto 


RM |Rpf 
von Gläubiger | 3100 — 
v. Sch.-Wechs. | 2100| — * 


vonEig.-Anteil | 4810 | — + Privatkonto 
RM RNpf RM |Rpf 
10010 — an Kasse | 200 — v. Eig.-Ant.] 200 — 


Gewinnkonto Zinsenkonto 
RM Rpf RM Rpf 
von Waren vkf. 900 1 an V. ＋ G. 10 — von Bank Bl 


von Zinsen 10 — € 


Buchungsſatz für die rechte Seite: 
Verſchiedene Konten (Erfolgskonten, Warenverkaufskonto uſw.) 
an Verluſt- und Gewinnkonto. 
Den Reingewinn bzw. Verluſt finden wir als Saldo in der Erfolgsbilanz und buchen 
bei Gewinn: 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto 
an Eigenkapitalkonto. 
Aus der Saldenbilanz geht Privatentnahme hervor: 
Eigenkapitalkonto 
an Privatkonto. 
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Letzte Buchung: Eigenkapitalkonto 
an Schlußbilanzkonto. 
Das End-Eigenfapital ſteht in der Inventarbilanz. 5 5 
Dem eee Beiſpiel liegen die Zahlen vom durchgeführten Geſchäftsgang Seite 27 
zugrunde. In der Summenbilanz ſind die Umſätze der Hauptbuchkonten (vergleichen!) 
vor Eintrag der Abſchlußbuchungen. 


VI. Die Formen der Buchhaltung 

Bei Durchführung des kleinen Geſchäftsganges wurde ſo vorgegangen, daß jeder 
Geſchäftsvorfall zuerſt in Form des Buchungsſatzes in das Tagebuch eingetragen wurde. 
Zur Vorbereitung für den Abſchluß erfolgte ſpäter die Übernahme auf die Hauptbuchkonten. 

Jeder Poſten gehört zwar auf die Konten, die im Hauptbuch geführt werden, doch das 
würde eine Überſicht unmöglich machen. Das Hauptbuch muß dem Kaufmann Klarheit über 
die Konten geben, und das kann nur dann ſein, wenn wenige Zahlen vorhanden ſind. 
Folglich werden ſämtliche Geſchäfte in einem oder mehreren Grundbüchern verbucht; 
hier wird der Grund gelegt für alle ſpäteren Buchhaltungsarbeiten. 

Am Ende des Monats oder Jahres faßt man Poſten gleicher Art im Grundbuch zu⸗ 
ſammen und bringt ſie in einer oder mehreren Summen auf die Hauptbuchkonten. Häufig 


geſchieht die Zuſammenfaſſung mit Hilfe eines Sammelbuches, das zwiſchen Grundbüchern 


und Hauptbuch ſteht. 

Zu einer überſichtlichen Buchhaltung ſind weiter Nebenbücher erforderlich. 

Im Hauptbuch wird ein Schuldnerkonto und ein Gläubigerkonto geführt. Um einen 
Überblick über jeden einzelnen Kunden und Lieferer zu haben, werden entſprechende 
Konten in einem Nebenbuch verrechnet, dem Kontokorrentbuch. 

Das Warenbuch iſt ein Nebenbuch, das über die Umſätze der einzelnen Warenarten 
Auskunft gibt. Es iſt ein Lagerbuch, in dem Zugänge und Abgänge eingetragen werden, 
damit der Beſtand jeder Sorte errechnet werden kann. 

Für die genaue Darſtellung des Wechſelverkehrs dienen das Wechſelbuch und das 
Akzeptbuch. Weitere Hilfsbücher können nach Bedarf eingerichtet werden. 


1. Die italieniſche Buchhaltung 


Alle Geſchäftsvorfälle werden in ein einziges Grundbuch, das Tagebuch, eingetragen. 
Von dort erfolgt täglich Übernahme in das Hauptbuch, in dem für Schuldner und u 
biger Einzelkonten geführt werden. 


4 


Jede Buchung zuerst im 


Tagebuch | 


Übertrag | in das 


Hauptbuch 


* 


Dieſe Form kann man erweitern, indem man für die Bargeſchäfte ein zweites Grund⸗ 
buch, das Kaſſebuch, nimmt. 


2. Die deutſche Buchhaltung 
Bei größerem Umfang des Geſchäftsverkehrs genügt ein Grundbuch nicht. Man 
verteilt die Buchungen auf mehrere Grundbücher, und zwar trägt man alle Bargeſchäfte 
in das Kaſſebuch ein, alle Einkäufe auf Ziel in das Einkaufsbuch, alle Verkäufe auf Ziel 
in das Verkaufs buch. 
Die übrigen Buchungen gehören in das Tagebuch. 
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; Amerikanisches 
Zum Geschäftsgang 


e 
RM RM RMI RM 


Aktivbestände It. Inventar .... | 10300.- | 800.- 2400.— 

Passivbestände It. Inventar .... 10300. 

Barkauf von Waren 200.- 200.- 

Kunde, Banküberweisung 1000.- 1000.- 

Gläubiger, Akzept fällig....... 600.- 

Gläubiger, Banküberweisung.. 800.- 
Kunde, Waren It. Rechnung Nr... | 3400.- 3400. 
Zahlung von Miete 200.- 

Bank, Zinsengutschrift......... 10.- | 5 
Privatentnahme, bar. 200.- 

Probebilanz‘ . 27010.- ! 800.- 3400.- 

Aktiv-Endbestände It. Inventar | 10010.- 
| Passiv-Endbestände It. Inventar 5200.- 
| Verkäufe, Einstandspreis 2500.- 2500.-12500.- 
Marenge win 900.- 900. 
inge ee ee 10.- | 

Aufwendungen (Unkosten) ..... 200.- 
| Reingewinn we Aa 710.- 

Übertrag der Privatentnahmen . 200.- BR: 
e,, N 4810.- aa 


er 


Das Sammelbuch dient zur Entlaſtung des Hauptbuches. In ihm werden Die 
Buchungen aus den 4 Grundbüchern zuſammengefaßt und dann in wenigen Poſten in 
das Hauptbuch übertragen. 

Bei der deutſchen Buchhaltung gibt es im Hauptbuch für ſämtliche Schuldner nur 
ein Schuldnerkonto und für alle Gläubiger nur ein Gläubigerkonto. Wie oben geſagt, 
ſind die Konten für die einzelnen Perſonen im Kontokorrentbuch. 

Jede Buchung in einem der vier Grundbücher: s 


| Einkaufs- | 
| Kassebuch | Puch 8 
= N Ir 15 


Verkaufs- 
buch 


Tagebuch N 


N Nebenbücher 


Sammelbuch 1 50 0 


Hauptbuch 
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Journal 
Seite 27 


RM RM 


4500.- 10 300.- 
600.- 
800.- 
200.- 
1400.- | 4500.- 10500.- 
10 010.- 
3100.- 
10.- 
4500.—- 4500.- | 2100.- | 2100.- 20520.- 


3. Die franzöſiſche Buchhaltung 


1 
RM RM RM RM RM RM 


10 300.— 


10.- 


10310.- 


5200.- 


200.- 


4810.- 


20520.- 


Eröffn.-Bil. 
Eröffn.-Bil. 


Unkosten 


Zinsen 


Schlußbilanz 
Schlußbilanz 


Zinsen 


Unkosten 


Schlußbilanz 


Durch eine noch weitere Gliederung kann die Zahl der Grundbücher vermehrt werden. 


Sammelbuch 


Hauptbuch 


4. Die amerikaniſche Buchhaltung 


bücher 


Einkaufs- Verkaufs- Wechsel- Effekten- Tage- 
buch buch buch buch buch 


Eine weſentlich andere Form iſt die amerikaniſche. Sie vereinigt Grundbuch und Haupt— 


buch im amerikaniſchen Journal. 


A 
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An erſter Stelle ſtehen die üblichen Spalten des Grundbuches zur Aufnahme 
von Tag, Buchungstext und Betrag. Daran ſchließen ſich die Einzelkonten des Haupt⸗ 
buches mit Soll- und Habenſpalten hintereinander an. 

Sämtliche Buchungen werden in dieſem Journalhauptbuch vorgenommen: In 
die Textſpalte ſchreibt man kurz den Vorgang, wobei auf Angabe des Buchungs⸗ 
ſatzes verzichtet werden kann. Auf derſelben Zeile iſt der Betrag in das entſprechende 
Soll- und Habenkonto einzutragen. Zwiſchen Text und Konten iſt die Betragsſpalte, 
die den Betrag zuerſt aufnimmt. Sie dient zur Kontrolle, denn ihre Addition muß 
mit den Summen aller Soll- und Habenpoſten übereinſtimmen. 

Ein großer Vorteil des amerikaniſchen Journals liegt darin, daß ee eine 
Summenbilanz durch Addition der Kontenſpalten fertig it. Das tägliche Addieren 
— zur Abſtimmung nötig — iſt aber wiederum ein Nachteil, ebenſo wie die Führung 
einer größeren Zahl von Konten das Journal unhandlich macht. Dies kann dadurch 
umgangen werden, daß wenig benutzte Konten in einer Kontenſpalte, Konto Ver⸗ 
ſchiedene, zuſammengefaßt werden. Die Überſichtlichkeit leidet jedoch darunter, wenn 
auch gewiſſe Konten durch andere Tintenfarben kenntlich gemacht werden. 

Häufig erweitert man die amerikaniſche Buchhaltung, indem man nach Art der deut⸗ 
ſchen oder franzöſiſchen mehrere Grundbücher führt und nur das Tagebuch nach ameri⸗ 
kaniſcher Form einrichtet. Dann wird aber auch ein beſonderes Hauptbuch benötigt. 

Im übrigen ſind in der Praxis alle möglichen Kombinationen der gezeigten vier 
Formen zu finden. 

Das amerikanische Journal 


Kasse- Post- Waren- Waren- Schuldner- . 
Vorgang 3 8 scheck- einkaufs- verkaufs- konto 8 
uls konto H S konto HIS konto uls HIS 


RM RM RM RMI RM RMI RM RMI RM RMI RM RM 


Zum Schluß ſei noch hingewieſen auf 
die Verordnung über die Führung eines Wareneingangsbuches vom 20. Juni 1935. 


Wer zur Buchführung verpflichtet iſt, braucht kein beſonderes Wareneingangsbuch 
zu führen, da bei einer ordnungsmäßigen Buchhaltung der Wareneingang ſowieſo ver⸗ 
bucht wird. Eintragungspflichtig ſind Waren, Rohſtoffe, Hilfsſtoffe und Zutaten. Hilfs⸗ 
ſtoffe ſind ſolche Stoffe, die bei der Herſtellung von Waren verwendet werden, ohne ſelbſt 
Beſtandteil der Ware zu werden. Z. B. iſt auch die Kohle, die der Bäcker zum Heizen des 
Backofens, der Schmied zum Beſchicken des Schmiedefeuers benötigt, eintragungspflichtig. 

Die Einrichtung eines Wareneingangsbuches darzuſtellen erübrigt ſich, da im Handel 
Vordrucke zur Verfügung ſtehen. 


Die Verordnung über die Verbuchung des Warenausgangs vom 20. Juni 1936 
verpflichtet den Großhändler, für ſteuerliche Zwecke den Warenausgang zu verbuchen, und 
zwar ſpäteſtens bei Lieferung der Ware. 


VII. Der Kontenrahmen 

Der Reichs- und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter und der Reichskommiſſar für die Preis⸗ 
bildung haben am 11. November 1937 einen Erlaß über Grundſätze für Buchhaltungs⸗ 
richtlinien herausgegeben, der der Buchführung und dem Rechnungsweſen der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft zugrunde gelegt werden ſoll. Das Rechnungsweſen aller Unterneh⸗ 
mungen muß nach einheitlichen Grundſätzen geſtaltet werden. Um dieſe Einheitlichkeit 
zu gewährleiſten, iſt als Organiſationsplan für die Buchführung der Kontenrahmen auf⸗ 
geſtellt worden. 
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Dadurch ſoll die Buchführung Stand und Veränderung an Vermögen, Kapital und 
Schulden ſowie Aufwand, Leiſtungen und Erfolge klar erfaſſen. Weiter muß der Aufbau 
der Buchführung die Vergleichbarkeit der Betriebe untereinander zulaſſen (Betriebsver— 


gleich). b 

Der Kontenrahmen iſt gegliedert in folgende Kontenklaſſen: 

Klaſſe 0: Ruhende Konten bzw. Anlage- und Kapitalkonten. 
1: Finanzkonten. 
2: Abgrenzungskonten. 
3: Konten der Roh-, Hilfs- und Betriebsſtoffe bzw. Wareneinkaufskonten. 
„ 4-7: Konten der betrieblichen und Leiſtungsabrechnung. 
8: Erlöskonten bzw. Warenverkaufskonten. 

15 9: Abſchlußkonten. 

Nach dem Zehnerſyſtem aufgebaut, iſt der Kontenrahmen in 10 Klaſſen eingeteilt. 


Die Klaſſen werden in Kontengruppen bis zu 10, dieſe wiederum in Kontenarten bis zu 
10 gegliedert. 


Beiſpiel: 
Klaſſe Gruppe Art 
0 


77 


Anlage- und Kapitalkonten. 
00 Bebaute Grundſtücke. 
000 Fabrikgebäude. 
001 Speichergebäude. 
002 Bürogebäude. 
uſw. 
1 Finanzkonten. 
10 Forderungen auf Grund von Warenlieferungen. 
100 Sichere Forderungen. 
101 Zweifelhafte Forderungen. 
uſw. 


Auf Grund des einheitlichen Kontenrahmens find für die Wirtſchaftsgruppen Induſtrie, 
Handel, Handwerk beſondere Kontenrahmen geſchaffen worden, die für ſämtliche Unter— 
nehmungen der einzelnen Reichsgruppen zwingend ſind. 


Der Kontenrahmen für den Großhandel 


Im folgenden ſoll der Kontenrahmen dargeſtellt werden, der für die Mitglieder der 


Wirtſchaftsgruppe Groß-, Ein- und Ausfuhrhandel Pflicht iſt. In ihm iſt der Mindeſt— 
umfang der zu führenden Konten feſtgelegt, der von allen Betrieben einzuhalten iſt. 
Darüber hinaus kann für Betriebe, die damit nicht auskommen, eine weitere Aufgliederung 
der Konten erfolgen nach den Richtlinien der Wirtſchaftsgruppe. 


Klaſſe Gruppe Art 


0 Anlage- und Kapitalkonten. 
00 Bebaute Grundſtücke. 
01 Unbebaute Grundſtücke. 
02 Maſchinen u. maſch. Anlagen einschl. Transporteinrichtungen. 


03 Betriebs- und Geſchäftsausſtattung. 


ae 
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Klaſſe 


O 


Gruppe 
0⁴ 


23 


31—39 


Art 


300 


301 
302 
303 
304 


I. Die doppelte Buchhaltung 


Rechtswerte (Konzeſſionen, Patente, Lizenzen, Marken und 
ähnliche Rechte). 


Beteiligungen und andere Wertpapiere des Anlagevermögens. . 
Langfriſtige Forderungen. 1 
Langfriſtige Verbindlichkeiten. 

Kapital und Rücklagen. 

Wertberichtigungen, Rückſtellungen, Abgrenzungspoſten der 
Jahresrechnung. ö 
Finanzkonten. 

Forderungen auf Grund von Warenlieferung en u. Leiſtungen 
Sonſtige Forderungen. 

Wertpapiere. 

Banken (ohne Reichsbank und Poſtſcheck, Se in ou 5 
Wechſel, Deviſen. 

Zahlungsmittel. 

Privatkonten. 

Verbindlichkeiten auf Grund von warenlefeungen en 
Leiſtungen. ö 
Schuldwechſel. 

Sonſtige Verbindlichkeiten. e 
Abgrenzungs konten. a | | 
Außerordentliche und betriebsfremde Aufwendungen. 
Zinsaufwendungen. | 
Ertrags⸗ und Vermögensſteuern. 

Haus⸗ und Grundſtücksaufwendungen. 
Großreparaturen und im Bau befindliche Anlagen. 
Frei. i e 
Frei. \ N = 
Außerordentliche und betriehsftemde Erträge. 05 
Zinserträge. 

Haus⸗ und Grundſtückserträge. 


Wareneinkaufskonten. 

Warengruppe J. 8 
Fakturenbetrag ohne Abzug von Skonto, jedoch vermindert 
um die bei Rechnungserteilung feſtſtehenden Rabatte. 

Zölle und Ausgleichsſteuern. N 
Verbrauchsabgaben. „„ e 
Kursdifferenzen. i 
Frachten und ſonſtige Beſchaffungsſpeſen. 5 
Warengruppen 2—10. „ 
Boni und Skonti. | 5 
Boni an Kunden gewährt. 


Klaſſe Gruppe Art 


41 


an 


80 


81—89 


90 
91 
92 
93 
94 


Die Mindeſtanforderungen +8,41) an die Buchführung des Einzelhändler ver- 


langen: 


800 
801 
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Skonti an Kunden gewährt. 
Boni nachträglich von Lieferanten gewährt. 
Skonti von Lieferanten gewährt. 


Konten der Koſtenarten. 

Perſonalkoſten (Löhne, Gehälter, ſoz. Aufwendungen). 
Miete und ſonſtige Sachkoſten für Geſchäftsräume. 
Steuern, Abgaben, Pflichtbeiträge. 

Nebenkoſten des Finanz- und Geldverkehrs. 
Beſondere Koſtenarten für Werbung, Reiſe. 
Proviſionen. 

Transportkoſten (für nicht betriebseigene Transportmittel) 
und Verpackung. 

Koſten des Fuhr- und Wagenparks. 

Allgemeine Verwaltungskoſten. 

Abſchreibungen. 

Frei für Nebenbetrieb uſw. 

Frei. e 

Warenverkaufskonten. 

Warengruppe J. 

Bruttoverkaufswert ohne Abzug von Skonto. 
Retouren und Gutſchriften. | 
Warengruppen 2—10. 


Abſchlußkonten. 


Monatsgewinn- und Verluſtkonto. 


Jahresgewinn- und Verluſtkonto. 
Jahresbilanzkonto. 


Der Kontenrahmen für den Einzelhandel 


1 
N 
N 
* 
N 


1. Führung eines Geſchäftstagebuches, 

2. Führung eines Wareneingangsbuches, 

3. Anfertigung des täglichen Kaſſenberichtes, 
4. Aufzeichnung der Schulden und Forderungen, 
5. Alljährliche Inventur und Abſchluß. 


Für mittlere und größere Betriebe gilt jedoch die Anordnung über Einführung eines 
einheitlichen Kontenrahmens vom 15. Oktober 1938. Als Mittel- bzw. Großbetrieb gelten 
ſolche Betriebe, die einen Jahresumſatz von mehr als RM 75000.— haben. Dieſe Mindeſt— 
grenze ſchwankt etwas in den einzelnen Fachzweigen. 
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Klaſſe 
0 


Gruppe Art 


I. Die doppelte Buchhaltung N 


Anlage: und Kapitalkonten. \ 

Bebaute Grundſtücke (Gebäude). 

Unbebaute Grundſtücke. 

Maſchinen, maſchinelle Anlagen, Werkzeuge und Transport⸗ 
einrichtungen. 

Betriebs- und Geſchäftsausſtattung. 

Rechtswerte und Sicherheiten (3. B. Kon ge Patente, 
Lizenzen). 

Beteiligungen. f 

Langfriſtige Forderungen. 

Langfriſtige Verbindlichkeiten. 

Kapital und Rücklagen. 

Wertberichtigung, Rückſtellungen, Poſten der Jahres⸗ 
abgrenzung. 


Finanzkonten. 

Kaſſe. 

Poſtſcheck und Reichsbank. 

Banken und Sparkaſſe. 

Beſitzwechſel, -ſchecks und ſonſtige Wertpapiere. 
Forderungen aus Warenlieferungen und Leiſtungen. 
Sonſtige kurzfriſtige Forderungen. 

Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen und Leiſtungen. 
Schuldwechſel. 

Sonſtige kurzfriſtige Verbindlichkeiten. 

Privatkonten. 


Abgrenzungs konten. 

Außerordentliche und betriebsfremde Aufwendungen (3. B. 
Verluſte aus Schadensfällen). 

Außerordentliche und betriebsfremde Erträge 6. B. Erträge 
aus Einrichtungsverkäufen). 

Haus⸗ und Grundſtücksaufwendungen und »erträge (z. B. 
Reparaturen, Abſchreibungen auf Gebäude). 

Für etwaige weitere Unterteilung der Abgrenzungskonten. 


Wareneinkaufskonten. 

Wareneinkäufe netto (reine Einkaufspreiſe), evtl. nach Waren⸗ 
gruppen. 

Warenbezugs⸗ und -nebenkojten (Fracht, Verpackung, Zölle). 
Nachläſſe (Skonti, Boni). 

Konſignations⸗ und Kommiſſionsware. 

Konten der Koſtenarten. 

Perſonalkoſten (Löhne, Gehälter, ſog. Aufwendungen). 
Miete oder Mietwert. 


f 
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Klaſſe Gruppe Art 


42 Sachkoſten für Geſchäftsräume (Heizung, Beleuchtung, 
| Reinigung uſw.). 

43 Steuern, Abgaben und Pflichtbeiträge des Betriebes. 

44 Sachkoſten für Werbung. 

45 Sachkoſten für Warenabgabe und zzuſtellung. 

46 Zinſen. 

47 Abſchreibungen (außer auf Gebäude, die zu Gruppe 22 ge- 
hören). 

48 Sonſtige Geſchäftsausgaben (Porto, Telephonſpeſen, Büro— 
material). 

49 Frei für ſonſtige Einzelkoſten. 

5 Verrechnete Koſten. 


Frei für Betriebe, die eine Koſtenſtellenrechnung einzuführen 
in der Lage ſind. 


6 Koſten für Nebenbetriebe. 
Frei für Koſten der dem Einzelhandelsbetrieb angegliederten 
Nebenbetriebe. 


7 Frei. 
8 Erlöskonten. 


80—88 Warenverkäufe (evtl. nach Warengruppen). 
89 Erlösſchmälerungen (3. B. Gutſchriften uſw.). 


9 Abſchlußkonten. 
90 Abgrenzungsſammelkonto. 
91—92 Für etwaige Monats-Gewinn- und Verluſt⸗, wie Monats⸗ 
bilanzkonten. 
93 f Jahres⸗Gewinn- und Verluſtkonto. 
94 Jahresbilanz. 


VIII. Geſchäftsgang aus dem Warenhandel 


Hierfür iſt die deutſche Buchhaltung gewählt worden mit Kontokorrentbuch und 
Warenbuch (nach dem Kontenrahmen für den Großhandel). 


Durchführung: 
1. Nach den Inventurangaben wird im Inventar: und Bilanzbuch das Eröffnungs- 
inventar und die Bilanz aufgeſtellt. 


2. Im Tagebuch werden auf Grund dieſer Angaben die Eröffnungsbuchungen ge— 
macht und in das Hauptbuch übertragen. 


3. Die Geſchäftsvorfälle ſind zu verbuchen. Dabei iſt zu beachten: 
a) Welches der 4 Grundbücher kommt in Betracht? 
b) Iſt dann ein Übertrag in das Warenbuch bzw. Kontokorrentbuch erforderlich? 
e) Wenn ja, fo find in die Heinen Vorſpalten die betr. Übertragungshinweiſe ein- 
zuſchreiben. ; 


I. Die doppelte Buchhaltung 


4. Die Buchungen: Im Tagebuch werden die vollſtändigen Buchun 
Im Kaſſebuch kann man die Nennung des Kaſſekontos fortlaſſen, da ſi 


wiederholen würde. 
Im Verkaufsbuch genügt Name des Kunden; jeder Buchungsſaß müßte ja lauten: 
Schuldnerkonto an Warenverkaufskonto, und im 


Einkaufsbuch: Wareneinkaufskonto an Gläubigerkonto. 


ee 


übe notiert. = 7 
hi dauernd 


a) Nach Verbuchung aller Geſchäftsvorfälle werden die Zahlen aus den Grund⸗ 
büchern im Sammelbuch geſammelt. Z. B. faßt man im Tagebuch auf jeder 
Seite die Soll- bzw. Habenpoſten für die einzelnen Konten zuſammen und trägt 
ſie im Sammelbuch ein. Kontrolle: im Sammelbuch Summe aller Soll⸗ 


zahlen = Summe aller Habenzahlen. 
b) Dann Übertrag der Kontenſummen auf die Hauptbuchkonten. 


e) Aufſtellung des Schlußinventars im Inventar- und Bilanzbuch. Warenbeſtände 
ſowie Schuldner- und Gläubigerbeſtände werden im Warenbuch und im Konto⸗ 


korrentbuch ermittelt. 
d) Anfertigung der Abſchlußtabelle (ſiehe auch Abſchnitt V.). 


e) Abſchlußbuchungen: Auf Grund der Inventar- und Erfolgsbilanz werden die 
Abſchlußbuchungen im Tagebuch gebildet und von dort in das Hauptbuch über⸗ 


tragen. 
Jan. Geſchäftsvorfälle: 
2. Zahlung von Miete für die Geſchäftsräunmnne 
3. Banküberweiſung an Süddeutſche Nähmaſchinen fabrik. 
4. G. Neumann Söhne, Bremen, überweiſen auf Poſtſcheckkonto .... 
5. Fr. Weber, Berlin, kauft auf Ziel eine Maſchine mit Motor Nr. 239 
6. E. Richter, Berlin, ſendet einen Wechſel, fällig am 6. 2., Berlin 
7.. Poſtſchecküberweiſung für Auskunftsgebühree nnn 
8, Briefmarken werden gekauuiffttt we 
9. Maſchine Spezial Nr. 56 wird bar verkauft an Albert Märker, 
Eberswalde 
E Lange, Kolberg, erhält Exſaßte ile 5 
H. „Er überweiſt auf Poſiſcheckko ttt „ 
Lichtrechnung wird bezahl!!! 
12 Privatentnahrmemdddd ne 
13. Zielverkauf von 3 Maſchinen „Normal“ Nr. 481/83 zu e 
und einer „Spezial“ Nr. 57 an G. Neumann Söhne, Bremen 
14. Barverkauf einer „Normal“ Nr. 484 an Unbekannt. 
15. Barverkauf einer verſenkbaren Maſchine Nr. 28 an Unbekannt 
16. An Süddeutſche Nähmaſchinenfabrik Banküberweiſun gg. 1 
17. ©, Neumann Söhne ſenden Wechſel über, 
18. Diskontierung dieſer Wechſel bei der Bank, Diskont .............. 
19. E, Richter, Berlin, ſchickt Bankſcheck belt, 
20. Der Bank zum Einzug eingereichter e fällig 18. 1., wird gut⸗ 
geſchrieben ff ne Re ae 
Eimzuäipeien u 2. sans. a 
21 


Fr. Weber überweiſt auf Bankkonto e e 
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Jan. 
22 Von Suddeutſcher Nähmaſchinenfabrik treffen ein: 
Normal Nr 4881 zu ie RM 235.— 
ele e IE a En ð ò „ 390.— 
23. E. Lange, Kolberg, überweiſt auf Bankkonto „ 200.— 
eat Ehe er enele „ 200.— 
24. Rechnung des Spediteurs wird bezahhllla4cclll Br 15.— 
Poſtſchecküberweiſung der Fernfprechgebühren .........ucccccene 1 5.— 
Einzahlung auf Bankkonto f. RA HS „ 1500.— 
25. Vom Poſtſcheckkonto werden auf Bankkonto überwieſen „ 600.— 
%% , ß y Hesleah „ 100.— 
Süddeutſche Nähmaſchinenfabrik erhält einen . Schuld⸗ 
%%% JJ ⁰ LE „ 1000.— 
26. Zielverkauf an E. Richter, Berlin, 1 verſenkbare Maſchine Nr. 29 „% —4270.— 
27. Barverkauf an Robert Schwabe, Eberswalde, 1 Maſchine mit Motor 
ä n in en „ 430.— 
Barverkauf an Ernſt Klein, Eberswalde, 1 Spezialmaſchine Nr. 58 „ 510.— 
ee Eeſaßt eilen N 60.— 
% auf Bankkonooohõ) e „ 900.— 
29. Süddeutſche Nähmaſchinenfabrik erhält Bankſcheck üben „ 800.— 


31. Abſchluß: Warenbeſtand wird feſtgeſtellt und mit den Ergebniſſen des Waren— 
buches in Übereinſtimmung gefunden. Beſtand an Erſatzteilen RM 350.—. Ab⸗ 
ſchreibung auf die Einrichtung 2%. Die übrigen Beſtände ergeben ſich aus den 
Konten. 


4 Oeflers Handbuch 
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1. Die doppelte Buchhaltung 


Inventar- und Bilanzbuch 


er 


Se 


ensneun- 


Eröfinungsinventar 


I. Vermögen 
Bargeld 
Guthaben bei der Stadtbank 


.. 0e11 10100, %%% „„ Tr re 
[Dar Jr Jar Dur „%%% er er er er 


ee ee 000 


Besitzwechsel 
1. 18. I 8, Benlengngng 


„„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „ 


I262•9•˙z „„ „„ „„ „„ „„ „„ „ „„ „„ 


Schuldner 
G. Neumann Söhne, Bremen 
Emil Richter, Berlin 
Erich Lange, Kolben g 20 


Warenbestand 

7 Maschinen „Normal“ 
Nr. 481/87 zu RM 235.— 
5 Maschinen mit Motor 
Nr. 239/43 zu RM 325.— 
8 Maschinen versenkbar 
Nr. 28/35 zu RM 360.— 
4 Maschinen „Spezial“ 
Nr. 56/59 zu RM 390.— 


Ersatzteile laut Liste 


oe 0 1210er LT 00 


I 9•5„„% „„ „ „„ „ „„ „ Er ee 


er, „ %%% „„ „ „446 
‚G——k—— 22 
. or „ „62 


«„ „„ „ „„ „„ „„ 


2960 29 % „„ „„ „„ „„ 


Summe der Vermögensteile 


II. Schulden 


Gläubiger 
Süddeutsche Nähmaschinenfabrik, 
Stuttgart, 
Schuldwechsel 


f. 25.2. Ausst. Süddeutsche Nähmaschinen- 

fabrık, Stuttgart 0.2... Se 

. Summe der Schulden 
III. Ubersicht 

Summe der Vermögensteile 

Summe der Schulden 


6 44 re er 


6 „%% „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „6 


Eigenanteil 


Eberswalde, den I. Januar 19. 
Fritz Müller 


G 0, 0 81008 %%%/ꝓ4 ↄũ LT LT „„ „„ „„ „„ „„ 


Eröffnungsbilanz 


6 2 %% „%%% „% „„ „% „„ „„ „„ „% „ „„ „ „„ „ „„ „ „„ „„ „ „ 
69 „% „ „ „„ „ „„ „„ „ „ „„ „„ „„ „„ „ 0 © 


9 „%%% %% „ „ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „ To © 


Waren 

Ersatzteile 

Einrichtung 
1. Gläubiger 
2 Sechuld wechsel! 
3. Eigenkapital 


Eberswalde, den 1. Januar 19. 
\ Fritz Müller 


- 592% „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „ „„ „„ 
29 2³˙ 5: „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „ „ „ 1 © 


..—.. 2. „%%% „% „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „ „ EL Ve 


6.6 22 %%%%% % Ser er Ser year Se Sa „ „„ „„ „„ „„ „ „ Er 


5955526 „„ „%%% „% „ „ „„ „ „ „ „ „ „„ „ 


1645 


1625 
2880 


1560 — 7710 
400 


400 


4* 
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I. Die doppelte Buchhaltung St 


Inventar- und Bilanzbuch 


Schlußinventar 


I. Vermögen 


Fi 0%, EN RR 
Guthaben bei der Stadtban k.. 
Besitzwechsel#. N a 

erl. 


•52„2„•5„4„„„%„„„„%„%„„ „„ „ꝶÜ„Ü—⁵ð? % „„ 


Schuldner 
G. Neumann Söhne, Bremen 
il Rehter Berlin 
Fin ige, Kolberpy s 
Friedrich Weber, Berlin 


Warenbestand 

7 Maschinen „Normal“ 

il zu: s ea DR 
3 Maschinen mit Motor i 
NW DAL ZURM 320.5 N m 
6 Maschinen versenkbar 

30/3 zu EM 300 a Bene 
2 Maschinen „Spezial“ 

N7:09/60. ZU BM 390. a ae 


2555255255 „%„%%„%„„„„„„ „ „„ „„ „ — 


.eo0 000280200 „„ „„ 


Summe der Vermögensteile 


II. Schulden 
Gläubiger 


Süddeutsche Nähmaschinen fabrik 
Schuldwechsel 


o 1111000110 „„ „„ „„ „ „„ „„ „„ „„ 1 1 € 


Summe der Schulden 

III. Ubersicht 
Summe der Vermögenst eile 
Summe der Schulden e 


J)) N Ce 


Eberswalde, den 31. Januar 19. 
Fritz Müller 


Schlußbilanz 


........—.— „„ „„ „„ „„ e 
‚H— 7 UUUH N m P 6% „„ „„ „„ 
‚— ) ꝑy e iũũMMMQUl! nr Trennen 

‚H— „66 


³ꝶ＋6 r „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „ „„ Tre. e 


CVJJJJJJJ%%%%%% / ͤ hin SR DATA: 
Le , ß 
Einrichtung . FR 
l @laulnger u. ua cn, 
2sSchuldwechsel‘.... N. ee, 
l! A 


Eberswalde, den 31. Januar 19. 
Fritz Müller 


25081 | —|25081 | — 
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Tagebuch 
Eröffnungsbuchungen ee 
Jan. | 11Kassekonto....................: 150 H. 800 | — 
ne, ehe 13 H. 12000 — 
Postscheck konto 152 H: 300 | — 
Besitzwechselkonto ............. 14 H. 1200 | — 
Schuldnerkonto .................. 10 H. 3400 — 
Wareneinkaufskonto ............ 300 H. 7710 — 
Ersatzteile konto 31 H. 400 — 
Einrichtungs konto 03 H. 400 — 
an Eröffnungsbilanzkonto H. 26210 — 
für Übertrag der Aktiv-Anfangsbe- 
stände 
Eröffnungsbilanzkonto .......... H. 26210 — 
an Gläubiger konto 17 H. 3500 — 
an Schuldwechselkonto 18 H. 800 | — 
an Eigenanteilkonto ....... 08 H. 21910 | — 
für Übertrag der Schulden und 
des Anfangskapitals 
Verkehrsbuchungen 
3.] Gläubigerkonto ...........2..... 17 KK. 1 900 — 
an Bankkonto 13 KK. 2 900 — 
Südd. Nähmaschinen-Fabrik, 
berw. 
4.| Postscheckkonto ................ 152 KK. 24 120 — 
an Schuldner konto 10 KK. I 120 — 
G. Neumann Söhne, Bremen, 
Uberw. 
6.| Besitzwechselk onto 14 1000 
an Schuldner konto 10 KK. 1 — 1000 % 
E. Richter, Berlin, Wechsel f. 
65 2. 
7. Unkosten konto 58 25 : 
an Postscheckkonto ........ 152 RK. 2 Te; 25 — 
für Auskunftei 
10.| Schuldner konto 10 KK. 1 30 — . 
an Ersatzteilekonto, Verkauf 381 | 30 — 
E. Lange, Kolberg 
10.| Postscheckkonto ...............- 152 |KK.2| 300 — 
an Schuldnerkonto ......... 10 KK. 1 300 | — 


E. Lange, Kolberg, Überweisung 


54 


Jan. 16. 


19. 


20. 


21. 


23. 


24. 


25. 


26. 


17. 


18. 


I. Die doppelte Buchhaltung 


Gläubiger konto 
an Bankkonto 


2929352595555 „„ 


* „ * 


eo „4 


—— „ 2... 22 ee». 


oo. 2.00». 


Wechselgutschrift 


Nebenkostenkonto 
an Bankkonto 
Einzugsspesen 


„oe eo Po 9 00%. 


29425252 „46 „„ 


für Fernsprechgebühren 


Bankkonldg»» 
an Postscheck konto 
für Uberweisung 


Gläubigerkantoooſ 

an Schuldwechselkonto ..... 
SüddeutscheNähmaschinen-Fabr., 
Wechsel k. 222 


Tagebuch 


Konto- 
Nr. 


17 
18: 


14 
19 


13 
21 
14 


13 
10 


13 
14 


53 
13 


13 
10 


13 
10 


58 
152 


13 
152 


17 
18 


RM RM Rpf 
KK. 1 1500 | —| 
KKR. 2 1500 — 
1400 
KRK. 1 1400 — 
KK. 2 1380 
20 
1400 | — 
KK. 2 400 
KRK. 1 400 | — 
KK. 2 100 
100 — 
1 
KKR. 2 11 — 
KK. 2] 200 „ 
KK. 1 200 — 
KKR. 2 200 | — 
KK. 1 200 | — 
9935 
KK. 2 5 — 
KK. 24 600 — 
KK. 2 600 — 
RK. 1 1000 — 
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Or 
N 


Tagebuch 
Kto.-Nr RM |Rpfl RM |iRpf 
Jan. | 29.| Gläubigerkonto ................. 17 |KK.1| 800| — 
an Bankkonto.............. 13 RK. 2 800 | — 
Südd. Nähmaschinen-Fabrik, 
Scheck 453 
Abschlußbuchungen 
30.] Schlußbilanzkonto .............. 94 H. 25 081 
an Kassek onto 150 H. 590 | — 
„ Bankkonto. 13 H. 14079 — 
„ Postscheck konto 152 H. 90 — 
„ Besitzwechselkonto ...... 14 H. 1900 — 
„ Schuldnerkonto ......... 10 H. 2120 — 
„ Wareneinkaufskonto..... 300 H. 5560 — 
„ Ersatzteilekonto ........ 31 H. 350| — 
Einrichtungskonto....... 03 H. 392 — 
für Üb ertragd. Aktiv-Endbestände 
Gläubigerkonto ................. 17 151 630 
Schuldwechselkonto ............. 18 H. | 1800 
an Schlußbilanzkonto....... 94 H. 2430 — 
f. Übertrag d. Passiv-Endbestände 
Abschreibungskonto............. 59 H. 8 
an Einrichtungs konto 03 H. 8 — 
2% Abschreibung 
Wareneinkaufs konto 300 H. 15 
an Frachten konto 304 I. 1 
kür Ubertrag der Frachten | 
Warenverkaufskonto ...... BE 800 H. 3495 
an Wareneinkaufskonto ..... 300 H. 3495 | — 
für Ubertrag der Verkäufe 
zum Einstandswert 
Ersatzteile-Verkaufskonto ....... al H. 50 
an Ersatzteile-Einkaufskonto 31 H. 5 
für Ubertrag der Verkäufe 
zum Einstandswert 
Warenverkaufs konto 800 H. | 1035 
Ersatzteile-Verkaufskonto ....... 81 H. 40 
an V. ＋ G. Konto 93 H. 1075 | — 
Verlust- und Gewinnkonto ...... 93 H. 194 
an Abschreibungskonto'..... 59 H. 8.475 
„ Unkosten konto 58 H. 165 — 
Diskont konto 21 H. 29 ar 
275 Nebenkosten konto 53 H. E 
Verlust- und Gewinn konto 93 H. 881 
an Eigenanteilkonto ........ 08 H. 88l | — 
für Übertrag des Reingewinnes 
Eigenanteilkonto ..............-- 08 H. 140 
an Privat konto 16 H. 140 1 
für Abschluß des Privatkontos 
Eigenanteilkonto ...............- 08 H. 122651 
an Schlußbilanzkonto........ 94 H. 22651 — 


für Übertrag des Endkapitals 
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Eingang „Normal“ 


Lieferer 


Maschinen mit Motor 


Jan. | 1. | Bestand laut Inventar .............. J. 


versenkbare Maschinen 


„Spezial“ 


oo —. 00010009000 
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buch 


Ausgang 


Monat Tag 


G. Neumann Söhne, Bremen 
, une. . — 


31. | Bestand laut Schlubinventar ........ 7155 


Friedrich Weber, Berlin 


27. Robert Schwabe, hier i 430 — 


31. | Bestand laut Schlußinventar......... 325 — 


TCC en let 
Richter, Berlins 


Bestand laut Schlußinventär Se FÜ 


Albert Märker, Eberswalde.......... 
G. Neumann Söhne, Bremen 
Frust Klein hien 


Bestand laut Schlußinventar........ 


N 275 5 + 


\ 
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G. Neumann Söhne Kontokorrent- 
RM Rpf 
Jan. 1. Vortrag AR . 
13. Rechnung Nr 22? an V. 


VVV 


Emil Richter 
Jan. ort ss. 15 
26. Rechnung N ]?ꝝ?é Bx e V. 
ee De 
Erich Lange 
RM Rpf 
Jan. 1. Vortrag ea ee I. 600 — 
10. Ersatzteile & 1 30 — 


Jan 
Süddeutsche Nähmaschinenfabrik 
Jan. 85 | Banküberweisung 0000 in 
16. 327377; ee 4 5 
25. Wechsel, , 22%... 3 
29. Bankscheck Nr.. 3333. 0 1 55 
| 31: 1..Endbestand:... un. 0 2 pe 
Stadtbank 
Jan. Ee Vortrag I. 
18. | Diskontierte Wechsel T. 
19. KR. Riehter, Binn. IE. 
20. | Besitzwechsel f. 18.1. ....... EN Ts 
21. | Friedrich Weber, Berlin .. 4 
23, E. Lange, Kolberg..... 0.0. u. T. 
24. Einlage; san... onen er 1 2 K. 
25. Postscheekkohto : .... 01.2.2 20 TV. 
28. Binlages 22.0000. ed K. 
Postscheckkonto 
RM Rpf 
Jan. JJ A aa 300 — 
4. ] S Neumann, Bremen T. 120 — 
10. E Fange, Kol bes T. 300 — 
— . — — 


Buch 

Jan. 4, 
17. 
31: 


Jan. 


31. 
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Bremen 


Postschecküberweisung 
Besitzwechsel 
Endbestand 


[Zur Bau Bear Baur Baer Bar Beer „„ „„ „„ „„ „ u) 


..—. 1, 8 nn 8b „%% „„ „%% „„ „„ „„ „„ „ „ „ „ „ 


.. „ „öũ ! % % „%%% „„ „„ „„ „„ „ „„ „ „„ „6 


Banküberweisung 777 8 
Endbestand 


•——-—B %% „ „„ „ „ „ „ „„ „ „ „„ 


924% „„ „„ „„ „ 


Kolberg 


Jan. 10. 
23: 
3: 


Postschecküberweisung 
Banküberweisung 
Endbestand 


.m 000er „„ „„ „44 


2223535637: „„ „44 


...—.— 126 6,6 0 86 8 8 80T Th „„ „„ „ „„ „„ „„ „„ „ „„ „ LT 0 —* 


Berlin 


Men 


Jan. 


Jan. | 1. | Vortrag 
22. 


Jan. 35 


Banküberweisung 


Endbestand 


2 2 „ „„„¶˖⸗„„in 0 8822 RT 200 — 


.»..— nr 8028100. 


..... ....... me 0 0 „„ „„ „ o 


Eingangsrechnung Nr. 1 


nn. 2 0000002200100 0. 


Eberswalde 
Süddeutsche Nähmaschinenfabrik ............ 
Einzugspesen „„ VCC 
D N. 2 A ee 
e eee 


Jan. e eee, 
24. | Fernsprech gebühren 
25. | Banküberweisung. q 8 
31. | Endbestand ... 


‚ W „5⁊ꝛl „„ „64 


22883 


Bm 


0 
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60 


zd wu du Mu 


zueftgs3joJ147 


zuuffqauquoAui 


92ũ“•ẽ- 5H 4440 


29 25552 „„ „%%% „% Er er 


uuma3urny 


awygeujusjearıg + 


ferrdeysSuejuy 


jendeypuq 


zuepiquopfeg 


| uasunsttgpLIag 


815 980 9992 — | 8958 1001 — 


wu Idu 


orPge}gnigdsgV 
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91 
0% 
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891 
909 EE 
0885 I | 0027 
907 
06 
— 007 
088 5 
— | 0906 
029€ | 059 
0021 — | 009€ 
089 || 082 
1028 — | 08221 
069% 1 — 0838 
Nu ban Nu 


zuejiquawung 


een 4444 lende 
M 15414 
3 Sun gqwayasqy 
S0 on 
‚ ꝓ ͤ 22 * nne quoysiq 
u94UOYNU9g9upTI9d) 
.... 0.0000. Kur} u9jsoyufn 
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Rpfj RM Rpfj RM Rpf RM Rpf 


5 
| 
— 
an 
— 
= 
| 


Übertrag 
Hauptbuch 


Warenkonto | Ersatzteilekonto Gläubigerkonto 
Einkauf | Verkauf Einkauf | Verkauf 


Rpf| RM Rpfi RM Rpf RM Rpf RM Rpf| RM Rpf 


Übertrag 
Hauptbuch 


Schuldwechsel | Unkostenkonto 


Übertrag 
Hauptbuch 
Kontrolle: Summe aller Sollzahlen Summe aller Habenzahlen 
RM. 2480.— | 
„ 5280.— 
„ 420.— 
„ 2400.— RM 2690.— 
„ 2340.— „ 3201.— 
„ 1330.— „ 630.— 
„ 4200.— „ 1700.— 
„ 165.— „ 3620.— 
1 20.— „ 4530.— 
N 15.— S 90.— 
0 1.— „ 1330.— 
140.— „ 1000.— 


RM 18 791.— RM 18 791.— 
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VV EN EEE EEE FE EEE TERN men. 


Haupt- 
Eröffnungsbilanz- 
RM Rpf 


P 
Jan. I. an drei Passiv konte... T. 126210 — 


Anfangsbestand 
Eingänge 


Anfangsbestand 
Eingänge 


Anfangsbestand 
Eingänge 


Anfangsbestand 
Eingänge 


Anfangsbestand 
.| Zugänge 


Anfangsbestand 
Eingänge 
an Frachtenkonto 
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buch 
Konto 
RM |[Rpf 
een Aktivkonten 2... 0.2.22 2 11 26210 


Konto (150) 
RM Rpf 


Konto (13) 


RM Rpf 
C V ᷣ 0. . 83201 
Rugpilanz konte T. 14079 
17280 

Konto (152) 
RM Rpf 
, a 8. 5304 
Von Sehlugbilanzk onto 185 90 — 
| TO 
Konto (14) REIT, 
RM |Rpf 
1r1r1TT/ ae ͤ Ä 11700 
207 ScHluBbilanzkonto nn ch sus T. 1900 — 


3600 — 


Konto (10) 
RM |Rpf 
%%J%%%%%0%0%00 ß nee 300 
von Schlugbilanz konto T. | 2120| — 
5740 | — 


Konto (300) 


| RM |Rpf 
Jan. |31.| von Schlußbilanzkonto ................. „ 5560 
on Warenverkaufs konto 8 T. 3495 — 


90551 — 


RM 
350 
50 


400 — 


Konto (31) 


Rpf 


RM |Rpf 
392 — 


RM |Rpf 
bestell... N... T. 3500 | — 
CVVT e S. | 1330| — 
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Haupt- 
Schuldwechsel- 
RM Rpf 


an Schlußbilanzkontddddd 2 


Warenverkaufs- 


Jan. 


| an Ersatzteile-Einkaufs konto 5 
an Verlust- und Gewinn konto 1 


21 an Einrichtung 


Frachten- 


Jan. | 31 Aufwendune u... sec ee 


Nebenkosten des 


N 


Jan. | ZI endung lee 
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buch | 
Konto (18) ö 


Jan. I.] Anfangsbestand 
%%% e 


Konto (800) 


Konto (81) 


// / ß AR nz 


Konto (59) 


von Verlust- und Gewinnk onto 


31. 


Jan. 


Konto (304) 


Jan. 31. ] von Waren-Einkaufskonto „%% ROSEN ER, a SM 


Geldverkehrs (53) 


Jan. 31.] von Verlust- und Gewinnkonto . 
6 Oeflers Handbuch 
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Haupt- 


\ Unkosten- 


RM |Rpf 
Jan. 31. Aüfwendungenmnul . 8 165 
Jan. ln. Aufwendungen 

Privat- 

RM Rpf 
Jan. an. Entnahmen 8 140 | — 


an Nebenkostenkontoodo 8 
an Abschreibungskonto 
an Unkostenkontgdgggdſd 
an Hiskontkontdſddgdgd 


Jan. 31. an Kassen.... 
An Bankbeontd‚‚‚d ee 
an Postscheckkon ng na 


an Schuldner konto i 
an Wäreneinkaufs kannse 
an Ersatzteilekonto‘ ... Du een 
an Einriehtungskonto a. esse ee 
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buch 
Konto (58) 

RM Rpf 
Jan. 31.] von Verlust- und Gewinn konto AK 1651 
Konto (21) 

RM |Rpf 
Jan. 31. von Verlust- und Gewinnkonto.......cccecccccc en T. 200° 
Konto (16) 
Jan. br. von Eigenanteilkonto 
Konto (93) 


Jan, 31 


Konto (08) 


bende dee nee 
31.] von Verlust- und Gewinnkonto .......ccccccc 


Konto (94) 


25081 — 
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IX. Beſonderheiten e 
1. Übergangspoſten | 


| Manche Leiſtungen des Betriebes oder fremde Leiſtungen beziehen ſich auf einen 
Zeitraum, in den der Bilanzſtichtag fällt. Da die Bilanz einen Einſchnitt in dieſe Vorgänge 
bedeutet, ſo muß im Hinblick auf eine genaue Erfolgsermittlung feſtgeſtellt werden, wie weit 
ſie das alte bzw. neue Jahr betreffen. Dieſe Übergangspoften nennt man tranſitoriſche 
bzw. antizipative Poſten, auch unter der Bezeichnung „Poſten der Rechnungsabgren⸗ 
zung“ bekannt. 


Wir zahlen im voraus — tranſitoriſche Aktiva, 
wir empfangen im voraus tranſitoriſche Paſſiva, 
wir zahlen nachträglich = antizipative Paſſiva, 


wir empfangen nachträglich = antizipative Aktiva. 


a) Tranſitoriſches Aktivum: 
Prämie für Verſicherung wird am 1. Oktober für ein halbes Jahr im voraus 
gezahlt mit RM 60.—. Buchungsſatz: 
Prämienkonto an Kaſſekonto RM 60.— 


Abſchluß am 31. Dezember: 

Die Prämie iſt für ein halbes Jahr gezahlt. Alſo entfallen auf das alte Jahr nur 
RM 30.— und auf das erſte Viertel des neuen Jahres ebenfalls RM 30.—. Da das Prämien⸗ 
konto als Erfolgskonto mit Verluſt⸗ und Gewinnkonto abgeſchloſſen wird, ſo würde der 
Gewinn im alten Jahr RM 30.— zu wenig aufweiſen. 

Die RM 30.—, die das neue Jahr betreffen, bilden gewiſſermaßen eine Forderung 
an die Verſicherung. Forderungen aber müſſen bilanziert werden. Es wird folgende Kor⸗ 
rekturbuchung vorgenommen: i 

Schlußbilanzkonto an Prämienkonto RM 30.—, 


ſomit erſcheinen RM 30.— in der Bilanz als Aktivum, und beim Abſchluß des ne 
kontos ergeben ſich jetzt nur RM 30.— zu Laſten des alten Jahres. 


Prämienkonto 
RM Rpf Für Rpr 
1. 10. [an Kasse konto 60 — 31. 12. J von Schlußbilanzkonto 30 — 
131. 12.] „ Verl-u.Gewinnkto. |30 | — 


50 


b) Tranſitoriſches Paſſivum: 
Wir empfangen im voraus Miete am 1. Oktober für ein halbes Jahr im Betrag 
von RM 1000.—. Buchungsſatz: 
Kaſſekonto an Mietekonto RM 1000.— 


Abſchluß am 31. Dezember: 

Das Mietekonto zeigt am Jahresende einen Gewinn von RM 1000.—. Für das alte 
Jahr iſt aber nur ein Gewinn von RM 500.— berechtigt. Für das neue Vierteljahr hat der 
Mieter eine Forderung an uns in Da von RM 500.—. Dieſe unſere Schuld iſt zu bilan⸗ 
Reken 

Mietekonto an Schlußbilanzkonto RM 500.— 


Bei Abſchluß des Mietefontos ergibt fich der richtige Saldo von RM 500.— für das 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto. 
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Mietekonto 


31. 12. an Schlußbilanzkonto |500 — I. 10.] von Kassekonto....... 
„ Verl.- u. Gewinnkto. |500 


o) Antizipatives Paſſivum: 

Steuer, die das alte Geſchäftsjahr betrifft, wird erſt am 4. Januar bezahlt werden 
mit RM 200.—. g 

Wenn die Steuer im alten Jahr nicht berückſichtigt wird, würde der Gewinn um 
RM 200.— zu hoch fein. Dieſer Betrag iſt eine Steuerſchuld, muß daher in der Bilanz 
erſcheinen. Gleichzeitig müſſen die RM 200.— als Verluſt im alten Jahr verbucht werden: 


Steuerkonto an Schlußbilanzkonto RM 200.— 


und zum Abſchluß des Steuerkontos 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto an Steuerkonto RM 200.— 


RM Rpf 
vonVerl.-u.Gewinnkto. 200 — 


„ Eröffn.-Bilanzkto. 200 — 


Steuerkonto 


an Schlußbilanzkonto 
„ Kasse konto 200 SEN 


31.12. 
4. 1. 


d) Antizipatives Aktivum: 

RM 100.— Miete für Dezember find am Abſchlußtag noch nicht bei uns eingegangen. 
Bezahlung wird erſt am 3. Januar erfolgen. 

Der Betrag bedeutet für das alte Jahr einen Gewinn, muß daher in der Erfolgs— 
rechnung des alten Jahres erſcheinen. Der Mieter iſt Schuldner; dieſe Forderung muß in 
die Bilanz eingeſetzt werden: 

Schlußbilanzkonto an Mietekonto RM 100.— 


Mictekonto 


RM Rpf 
an Verl.- u. Gewinnkto. 100 — 131. 12.] von Schlußbilanzkonto 100 — 


1. I.] „ Eröffn.-Bilanzkto. 100 — 3. I.] „ Kasse konto 1100 — 


Wenn viele ſolcher Übergangspoſten vorhanden ſind, wird man ſie nicht einzeln auf 
Schlußbilanzkonto verbuchen, denn dieſes Konto würde unüberſichtlich werden. Man 
ſammelt vielmehr die Beträge auf einem Konto für tranſitoriſche Aktiva und einem Konto 
für tranſitoriſche Paſſiva. Dieſe Konten werden dann mit Schlußbilanzkonto abgeſchloſſen. 

Für die obigen 4 Beiſpiele würden die Buchungen lauten: | 

Konto für tranſitoriſche Aktiva an Prämienkonto RM 30.— 


Mietekonto an Konto für tranſitoriſche Paſſiva „ 500.— 
Steuerkonto an Konto für tranſitoriſche Paſſivaa „ 200.— 
Konto für tranſitoriſche Aktiva an Mietekonto „ 100.— 


Konto für transitorische Aktiva (092) 


an Prämien konto N. von Schlußbilanzkonto .. 
% Mietekonto\....:...% 
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Konto für transitorische Passiva (093) | 


von Mietekonto ...\..... 
Steuerkonto ....... 


an Schlußbilanzkonto.... 


9 


2. Verbuchung von Löhnen 


Für die Verbuchung von Lohn ſind mehrere Möglichkeiten gegeben. Hier ſoll nur 
die wichtigſte behandelt werden. 


In einem Betrieb zeigt die Lohnabrechnung folgende Zahlen: 


Krankenkasse 
Steuern : a 
Betrieb Arbeiter 


RM 


Invaliden versicherung 
Betrieb Arbeiter 


Bruttolohn 


300.— 8.— 
Auszahlung: | RM 300.— 
-- RM 20.— 
" 14.— 
„ 8.— „ 42.— 
RM 258.— 
Buchungen: 
Lohnkonto RM 300.— 
an Kaſſekonto RM 258.— 
„ Steuerkonto „ 20.— 
„ Krankenkaſſe „ 14.— 
„ Invalidenverſich. 5 8.— 
Soziale Abgaben RM 15.— 
an Krankenkaſſe i H 7.— 
„ Invalidenverſich. 5 8.— 
Buchung bei Bezahlung der Abzüge: 
Steuerkonto RM 20.— 
Krankenkaſſe „ 21.— 
Invalidenverſicherung „ 16.— 
an Kaſſekonto RM 57.— 


Konto l Abgaben wird mit Verluft- und Gewinnkonto abgeſchloſſen 


3. Abſchreibungen 


Gebrauchs- und Anlagegüter unterliegen einer Abnutzung. Dieſe Wertminderung 
bedeutet eine Erhöhung der Geſchäfts- oder Betriebskoſten, jo daß etwa bei einem 
Fabrikationsbetrieb die Höhe der Anlagenabnutzung den Erzeugungskoſten hinzugerechnet 
werden muß. Denn der Betrieb muß die Möglichkeit haben, die Anlagen wieder zu 
ergänzen. 

Buchhalteriſch können zwei Methoden angewandt werden: 


a) Die Abſchreibung wird zu Laſten des Abſchreibungskontos vom Anlagekonto 
direkt verbucht, während das Abſchreibungskonto mit Verluſt⸗ und Gewinnkonto abge- 
ſchloſſen wird. 
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Beiſpiel: Wert der Einrichtung RM 5000.—, Abſchreibung 2%; 
Maſchinen RM 20000.—, Abſchreibung 20%. 


Einrichtung 


VTV Abschreibungskonto 
Schlußbilanz ......... 


— | Abschreibungskonto .. 4000 


Schlußbilanz ........ 16 000 
| 20000 | — 20000 — 


Verlust und Gewinn. 


TERRA 100 


Einrichtung 
eee, 22% 


an Abschreibung ..... 


b) Der volle Wert der Anlagen bleibt auf dem Konto ſtehen. Die Abſchreibung geht über 
ein Wertberichtigungskonto zu Laſten des Verluſt- und Gewinnkontos. Somit erſcheint 
in der Schlußbilanz auf der Aktivſeite der Anſchaffungswert der Anlagen, den zur Korrek— 
tur als Paſſivum die Abſchreibung auf Wertberichtigungskonto gegenüberſteht. 


Einrichtung 


CCC (35000 — Schlußbillan z: 


Einrichtung 5000 | — | Wertberichtigung 4100 | — 
Maschinen 20000 | — 
Maschinen 
RM Rpf RM Rpf 
C 20000 | — I Schlußbilanz ........ 20000 | — 


Wertberichtigungskonto (090) 


Verlust und Gewinn . 


Schlußbilanz ........ 4100 


— | Verlust und Gewinn. 100 


Wertberichtigung .... 


Buchungen: 
Schlußbilanzkonto an Einrichtungskonto RM 5000.— 
f „ Maſchinenkonto g „ 20000.— 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto „ Wertberichtigungskonto „ 100.— 


77 n n 4000.— 
Wertberichtigungskonto „ Schlußbilanzkonto 4 


" 


4. Zweifelhafte Forderungen 


Wenn ein Kunde Konkurs macht oder einen Vergleich anſtrebt, ſo iſt die Forderung 
nicht in voller Höhe hereinzubekommen. Es iſt zweifelhaft, wieviel gezahlt werden wird. 
Nach § 40 HGB. ſind zweifelhafte Forderungen nach ihrem wahrſcheinlichen Wert anzu⸗ 
ſetzen. a 


a) direkte Methode 


Man überträgt die geſamte Forderung an den Kunden von Schuldnerkonto auf Konto 
zweifelhafte Schuldner (Dubioſe); der mutmaßliche Verluſt iſt von dieſem auf Verluſt⸗ 
und Gewinnkonto abzubuchen, ſo daß der wahrſcheinliche Wert der Forderung dann auf 
Bilanzkonto erſcheint. a 


Beiſpiel: Forderungen an alle Kunden RM 16000.—; einer iſt zweifelhaft geworden 
mit einer Schuld von RM 4000.—. Vorausſichtlich find 25% = RM 1000.— 
verloren. N 


Schuldner 


Zweifelhafte Schuldner 
Schlußbilanz ........ 


„ Verlust und Gewinn . 
Schlußbilanz ........ — 


Verlust- und Gewinnkonto 


N RM Rpf | 
Zweifelhafte Schuldner 1000 | — 


Schlußbilanzkonto 


RM 
12000 
3000 


Schuldner 
Zweifelhafte Schuldner 


hr ie an. ni Ba Re 
n 
e } 
ee aa 
7 9 f 
* 
J 
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Buchungen: 
Zweifelhafte Schuldner an Schuldner RM 4000.— 
Schlußbilanzkonto „ Schuldner „ 12000.— 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto „ Zweifelhafte Schuldner „ 1000.— 


b) indirekte Methode 


Ahnlich der indirekten Abſchreibung wird auch hier dem Dubioſenkonto, das unver⸗ 
ändert bleibt, ein Poſten auf dem Delkrederekonto gegenübergeſtellt. 


Schuldnerkonto 


Zweifelhafte Schuldner 
Schlußbilanz 


Schuldner 
Zweifelhafte Schuldner 
Buchungen: 

Zweifelhafte Schuldner an Schuldner RM 4000.— 
Schlußbilanzkonto „ Schuldner „ 12000.— 
Schlußbilanzkonto „ Zweifelhafte Schuldner „ 4000.— 
Verluſt und Gewinn „ Delkredere „ 1000.— 
Delkrederekonto „ Schlußbilanz „ 1000.— 


5. Geheimbuchhaltung 


Dem Einblick der Angeſtellten ſollen häufig Vorgänge entzogen werden, die der In— 
haber geheimhalten will. Insbeſondere bezieht ſich das auf die Privatentnahmen, den 

Gewinn und das Kapital. Es iſt dann nötig, die betreffenden Konten aus der dem Buch— 
halter zugänglichen Buchhaltung herauszunehmen und geheim zu führen. 

Wenn der Buchhalter aber imſtande ſein ſoll, eine Probebilanz aufzuſtellen, ſo kann 
er das nur mit Hilfe eines Kontos, das die fehlenden erſetzt. Es iſt das Geheimbuchkonto, 
in welchem nur die Zahlen der Konten enthalten ſind, die der Inhaber im Geheimbuch 
führt (Kontengruppe 16). 
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Beiſpiel: 5 

Der Inhaber läßt ſich vom Kaſſierer RM 200. — geben ohne Angabe der Verwendung.“ 
Davon find RM 150.— für feinen perſönlichen Bedarf beſtimmt, RM 50.— erhält der 
Hypothekengläubiger für Zinſen. 

Der Inhaber muß ſich bei ſeiner geheimen Verbuchung auf die Buchung in der offenen 
Buchhaltung beziehen. Er nennt ſein Konto daher Hauptbuchkonto. | 

Der Buchhalter bucht: 

Geheimbuchkonto RM 200.— 

an Kaſſekonto RM 200.— 

Der Inhaber bucht: 
Privatkonto RM 150.— 
Hypoth.⸗Zinſ. „ 50.— 

an Hauptbuchkonto RM 200.— 

Das Hauptbuchkonto muß dieſelben Beträge aufweiſen wie das Geheimbuchkonto, 
nur auf der entgegengeſetzten Seite. Das Geheimbuchkonto kommt als Sammelkonto 
für alle geheimen Buchungen in Frage, während das Hauptbuchkonto in der geheimen 
Buchhaltung dieſe Beträge übernimmt und denjenigen Konten zuführt, auf die ſie gehören. 


Beiſpiel: 

Der Buchhalter ermittelt folgende Summenbilanz: 
Kaſſekonto RM 100000. RM 99000.— 
Bankkonto „ 50000.— „ 30000.— 
Waren⸗Einkaufskonto „ 130000.— | — 
Waren⸗Verkaufskonto — „ 120000.— 
Schuldnerkonto „ 125000.— „ 110000.— 
Einrichtung 1 1000.— „ — 
Gläubigerkonto „ 110000.— „ 117000.— 
Unkoſtenkonto „ 3800.— „ — 
Geheimbuchkonto „ 6500.— „ 50300.— 

RM 526300. . RM 526 300.— 


Abſchlußangaben: Warenbeſtand laut Inventar RM 28000.—, Abſchreibung auf die 
Einrichtung 5%. 

Auf Grund dieſer Summenbilanz macht er den Abſchluß und verbucht den Gewinn 
auf Geheimbuchkonto und ebenſo den Saldo des Schlußbilanzkontos. Dadurch iſt das 
Geheimbuchkonto ausgeglichen. 

Der Buchhalter weiß zwar, daß der Saldo des Schlußbilanzkontos das Kapital dar⸗ 
ſtellt. Aber wie es zuſammengeſetzt iſt, ob fremde Perſonen beteiligt ſind, kann er nicht 
wiſſen 

(Es iſt auch möglich, den Gewinn geheimzuhalten. Dann iſt erforderlich, die Inventur⸗ N 
ergebniſſe des Warenbeſtandes nicht bekanntzugeben. Der Abſchluß des Warenkontos 
erfolgt im Geheimbuch.) 


Der Inhaber ermittelt im Geheimbuch folgende Summen: 


Hauptbuchkonto RM 50300.— RM 6500.— 

Kapitalkonto | „ 32300.— 

Privatkonto „ 6500.— 

Darlehen A. 5 „ 10000.— 

Darlehen B. „ 8000.— 
RM 56800. RM. 56 800.— 


Die Darlehen ſind mit 6% zu verzinſen und einem Daarle e gutzu⸗ 
ſchreiben. 

Die Buchungen im Geheimbuch werden der beſſeren Überſicht wegen anf Konten 
dargeſtellt. 
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Buchungen im Geheimbuch: 5 
1 Hauptbuchkon dd ! RM 14150.— I: 
an Verluſt⸗ und Gewinnfonto ........... RM 14150.— 

für Übernahme des Gewinnes 


2, Schlußbilanz tone, „ 64950.— 
an Haupibuchkont sss „ 64950.— 
für Übertrag der Aktiva . 


3. OGgüpthüch tnt „ 7000.— 
i an Schlußbilanzko ss „ 7000.— 
für Übertrag der Paſſiva 
4. Verluſt⸗ und Gewinnko nf U 600.— 
an: Darlehenzinſen font 10 600.— 
Zinſen für A. 


Verluſt⸗ und Gewijun ond 1 480.— 
an Darlehenzinſenton e 1 480.— 
Zinſen für B. a 


6, Verlüſt⸗ und Gewinnkonddd se „ 13070.— 
an Eigenkapitalkontdgd „ 13070.— 
für Übertrag des Reingewinnes 


. Eigenkapital font) a „ 6500.— 
an Priwätken td | „ 6500.— 
für Abſchluß des Privatkontos 5 


8. Daulehenkontd : ee „ 10000.— i 
an Schlußbilanz kon, a „ 10000.— 
für Abſchluß des Darlehenkontos A. 58 


9, Darlehenkönto ß; „ 8000.— 
an Schlußbilanz konto e a SON 
für Abſchluß des Darlehenkontos B. | | 


10. Darlehenzinſenem dd ee 1 1080.— 
an Schlüßbilenz on „ 1080.— 
für Abſchluß des Darlehenzinſenkontos | 


11. Eigenkapital . „ 38870.— | | 
an Schlußbilanglonto ......seenseeenere- „ 38870.— 
für Übertrag des Endkapitals ö / 


O 


Hauptbuchkonto 


RM Pet 
witze 50300 — Umsätze 
Verlust- u. Gewinnkto.. 14150 — 
| Schlußbilanzkonto .... | 7000| — 3 
Eigenkapitalkonto | 
RM |Rpf | RM |Rpf 
an Privat konto 
an Schlußbilanzkonto . 


6500 — | Anfansskapital „ 32300 - 
38870 — | Verlust- u. Gewinn-Kto. |13070 | — 
45370 | 45370 — 


? 1 0 1 
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Privatkonto 


RM Rpf 


i RM |Rpf 
Entnahmen .........“. 6500 — 


| v. Eigenkapitalkonto .. | 6500 


Darlehenkonto A. 


RM Rpf RM Rpf 
an Schlußbilanzkonto . |10000 | — Anfangsbestand ....... 10 000 | — 
Darlehenkonto B. 
RM . Rpf RM |Rpf 
an Schlußbilanzkonto . | 8000 | — ‚Anfangsbestand........ 8000 | — 
Darlehenzinsenkonto 


RM net 
Verlust- u. Gew.-Kto. 


an Schlußbilanzkonto 1080 — v 
v. Verlust- u. Gew.-Kto. 
1080 — 


Verlust- und Gewinnkonto 


RM 
an Darlehenzinsenkto. . 600 
Darlehenzinsenkto. . 480 | — 
Eigenkapitalkonto .|13070 


von Hauptbuchkonto.,. 
Darlehenkonto A.. 
„ Darlehenkonto B. 


Darlehenzinsen konto 
Eigenkapitalkonto..... 
64950 | — 


6. Kommiſſionsbuchhaltung 


Es ſoll hier nur die Verkaufskommiſſion behandelt werden, da ſich bei der Buchhaltung 
der Einkaufskommiſſion keine Schwierigkeiten ergeben. 

Die Buchhaltung des Kommiſſionärs: 

Zwei Konten ſind wichtig, nämlich das Kommiſſionswarenkonto für Verkäufe und 
Ertragsberechnung und das Konto des Kommittenten, das zur Abrechnung mit dem Auf- 
traggeber dient. 

Das Kommiſſionswarenkonto unterſcheidet ſich vom einfachen Warenkonto dadurch, 
daß der Wareneingang bei dem Kommiſſionär hier nicht verbucht wird. Man geht von der 
Überlegung aus, daß die eingehende Ware nicht Eigentum des Kommiſſionärs wird, 
und daß ihm ein limitierter Preis genannt wird. Natürlich verbucht der Kommiſſionär 
den Wareneingang im Lagerbuch. 5 


Hauptbuchkonto... 


29 
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Der um die Speſen, Proviſion uſw. verminderte Ertrag geht vom Kommiſſionswaren⸗ 
konto auf das Konto des Kommittenten, das für Zahlungen belaſtet wird: 


Kommissionswarenkonto Konto des Kommittenten 
Provision Zahlungen Reinertrag vom 
und Spesen an den Kommissions- 

ee Sens Kommittenten | warenkonto 
Reinertrag Verkäufe 
an Konto des 
Kommittenten 


Die Buchhaltung des Kommittenten: 


Er führt ein Konto für den Kommiſſionär als Kontokorrentkonto und ein Kon⸗ 
ſignationswarenkonto für die Erfolgsrechnung: 


Konsignationswarenkonto Konto des Kommissionärs 


Selbstkosten- 
preis der Waren 
(an Waren« 

konto) 


Spesen und 


Verkaufserlös Provision 


Verkaufserlös 
(on Konto des 


(an Konsi- Zahlungen bzw. 


Spesen Kommissionärs) gnationswaren- berweisungen 
und Provision konto) des a 
Kommissionärs 


Beiſpiel: 


1. Müller ſendet zum kommiſſionsweiſen Verkauf an Ernſt Bergmann Wa⸗ 
ren zum Selbſtkoſtenpreis von RM 25000.—. Die Fracht bezahlt Müller 


* 


mit ⁵ ͤ᷑« r RM 40.— 
2. Bergmann bezahlt bei Empfang für Anfuhn .. 1 15.— 
3. Et verkauft Waren gegen bar fliiu2jyVuuRueu! „ 4500.— 
4. Et berkauft Waren gegen Bankſcheck funn nm „ 9600.— 
9. Bergmann bezahlt Lager miete 0 60.— 
6. Zielberkauf fit „ 9400.— 
7. Banküberweiſung an Mülll e „ 20000.— 
8. Barberkauf ffiiiuimmnmn „ 9000.— 
9. Abrechnung: Bergmann berechnet 2% Verkaufsproviſion und ½% Delkredere auf den 


Zielverkauf. Reſtüberweiſung an Müller durch die Bank. 
Der Kommiſſionär gibt von jedem Geſchäft Mitteilung an den Kommittenten. 
Der Kommiſſionär bucht: 


Kommissionswarenkonto 


von Kassekonto ...... 
„ Bankkonto 
„ Schuldnerkonto .. 
„ Kassekonto ...... 


an Kassekonto ....... 


22 5999 % „„ „„ „%ũ. 
„ Provisions konto 
„ Delkrederekonto ... 
99 Müller 2 2 eo oe 0000 0%. 


erw 


8 


Rpf 


RM 
20000 | — 19. 


p 
7. an Bankkonto 
IE, Rest 


11728 — 


31728 — 


RM 
v. Kommissionswarenk. [31728 


31728 — 


Der Kommittent bucht: 


Konsignationswarenkonto 


an Warenkonto....... 
„ Kassekto. f. Fracht 
„ Kommissionär 
„ „ Lagermiete 
ervisin 

„ „ Delkredere ... 
„ Verl.- u. Gewinnkto. 


RM |Rpf RM |Rpf 
3. jan Konsignationsw.-Kto.| 4500| — 2. |vonKonsignationsw.-Kto. 15 — 
4.|,, Konsignationsw.-Kto.| 9600| — „ Konsignationsw.-Kto. 60 — 
6. „, Konsignationsw.-Kto.| 9400| — „aBankkonfor s/w. 20000 | — 
8.|,, Konsignationsw.-Kto.| 9000 „ Konsignationsw.-Kto. — 


„ Konsignationsw.-Kto. 
„ Bankkonto 


X. Geſellſchaftsabſchlüſſe 


1. Offene Handelsgeſellſchaft 


Während bei der Einzelfirma ein Kapital- und ein Privatkonto geführt werden, 
richtet ſich die Zahl dieſer Konten bei der OHG. nach den beteiligten Geſellſchaftern. 


Wenn im Geſellſchaftsvertrag nichts anderes feſtgelegt iſt, wird der Anteil jedes Ge— 
ſellſchafters mit 4% verzinſt und der Gewinn nach Köpfen verteilt. Der Verluſt iſt eben- 
falls nach Köpfen zu verteilen (HGB. § 121). 


Nach Berechnung der Gewinnanteile werden ſie wie bei der Einzelfirma vom Verluſt— 
und Gewinnkonto auf die Kapitalkonten verbucht. Dann Abſchluß der Privatkonten mit 
Kapitalkonten. Die zweite, auch oft angewandte Art beſteht darin, die Gewinne zunächſt 
auf die Privatkonten zu übertragen und dieſe dann mit den Kapitalkonten abzuſchließen. 


Beiſpiel: 

Die Kapitalanteile betragen bei A. RM 60000.—, bei B. RM 45000.—, bei 
C. RM 37500.—. Auf den Privatkonten ſtehen im Soll bei A. RM 2100.—, bei B. 
RM 1800.—, bei C. RM 1300.—. Reingewinn: RM 18300.—, Verteilung nach HGB. 
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Geſellſchafter A. B 0. zuſammen 


Kapitalanteille RM 60000.— RM 45000.— RM 37 500.— RAI 142500. — 
4% Dine: RM 2400.— RM 1800. RM 1500. RMH 5700 — 
fett „ 4200.— „„ 4200.— „ 4200.— [„ 12600.— 
Reingewinn RM 6600.— RM 6000. — RM 5700.— RM 18300. 
—- Privatentnahmen . „ 2100. „ 1800.— „ 1300.— | „ 5200.— 


Kapitalvermehrungg. RM 4500. — RM 4200.— RM 4400. ] RM 13 100.— 


Buchungen: 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto RM 5700.— 
an Kapitalkonto A. RM 2400.— 
„Kapitalkonto B. „ 1800.— 
„Kapitalkonto C. „ 1500.— 


für Verzinſung der Anteile 


Verluſt⸗ und Gewinnkonto RM 12 600.— 


an Kapitalkonto A. RM 4200.— 
„ Kapitalkonto B. „ 4200.— 
„ Kapitalkonto C. „ 4200.— 


für Verteilung des Reſtes 


Kapitalkonto A. RM 2100.— 

an Privatkonto A. RM 2100.— 
Kapitalkonto B. | „ 1800.— 

an Privatkonto B. „ 1800.— 
Kapitalkonto C. 1400. 

an Privatkonto C. „ 1300.— 


für Abſchluß der Privatkonten 


Kapitalkonto A. RM 64500. — 
Kapitalkonto B. „ 49200.— 
Kapitalkonto G. „ 41 900.— ö 
an Schlußbilanzkonto RM 155600.— 


für Übertragung des Endkapitals 


Kapitalkonto A. 


RM R 


pff RM Rpf 


an Privatkonto A. 2100 — Anfangs kapital. 460 000 — 
„ Schlußbilanzkonto . 64 500 — v. Verlust- u. Gew.-Kto. | 2400 | — 
| „Verlust- u. Gew.-Kto. | 4200 | — 


66600 — 66600 | — 


* 


AN 
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Kapitalkonto B. 
RM 
an Privatkonto B...... 1800 | — Anfangskapital ........ 45 000 | — 
— v. Verlust- u. Gew.-Kto. | 1800 | — 


| „ Schlußbilanzkonto . 49 200 


51000 


„Verlust- u. Gew.-Kto. | 4200 | — 


— 


Kapitalkonto C. 


51000 | — 


RM |Rpf RM Rof 
an Privatkonto CO. 1300 — Anfangs kapital 37500 | — 
„ Schlußbilanzkonto.. 41 900 — V. Verlust- u. Gew.-Kto. 1500 — 
„Verlust- u. Gew.-Kto. | 4200 | — 
43200 | — 43200 | — 
Privatkonto A. 
RM |Rpf RM |Rpf 
Entnahmen ........... 2100 | — von Kapitalkonto A. ..| 2100| — 
Privatkonto B. 
RM |Rpf 
Entnahmen 1800 | — von KapitalkontoB....| 1800 | — 


Privatkonto C. 


| Entnahmen 


von Kapitalkonto C. 


Verlust- und Gewinnkonto 


RM | 


an 3 Kapitalkonten ... | 5700 
„ 3 Kapitalkonten ...|12600 


18300 | — 


Rpf 


RM |Rpf 
von verschied. Konten. |18300 | — 


18300 — 


2. Kommanditgeſellſchaft 


Während bei der OH. alle Geſellſchafter voll haften, tritt bei der Kommandit⸗ 
geſellſchaft neben die Vollhafter (Komplementäre) mindeſtens ein Teilhaber (Kommanditiſt), 
der nur mit einer beſtimmten Einlage haftet. Somit iſt ſein Kapital unveränderlich. Der 
ihm zuſtehende Gewinn wird auf ein Kontokorrentkonto verbucht, das als Schuldkonto 
in der Bilanz erſcheint. ö | 

Die Verbuchung von Kapital- und Privatkonto des Komplementärs iſt wie bei der 
OHG. Gewinnverteilung: Verzinſung des Kapitals zu 4%, der Reſt wird in angemeſſenem 
Verhältnis verteilt. HGB. § 168. 


Beiſpiel: 

Kapital des Vollhafters RM 40000.—, Privatentnahmen RM 3000.—, Kapital des 
Teilhafters RM 20000.—; Reingewinn RM 8000.—. Verteilung: 4% Zinſen auf die 
Anteile, der Reſt wird im Verhältnis 3:1 verteilt. 

6 Oeflers Handbuch 
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B 


zuſammen 


Geſellſchafter ; 
Kapitalanteile .........-+-- RM 20000.— RM 60000.— 
ARE Ta EN RM 1600.— RM 800.— RM 2400.— 
3) 8 4200.— „ 1400.— „ 5600.— 
Reingewinn RM 8000.— 
— Privatentnahmen „ 3000.— 
Kapitalvermehrun gg 2800.— 
Buchungen: 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto RM 2400.— 
an Kapitalkonto A. RM 1600.— 
„Kontokorrentkonto B. 5 800.— 


für Verzinſung der Anteile 


Verluſt⸗ und Gewinnkonto RM 5600.— 
an Kapitalkonto A. „ 4200.— 
„ Kontokorrentkonto B. „ 1400.— 
für Verteilung des Reſtes 


Kapitalkonto A. RM 3000.— 

an Privatkonto A. „ 3000.— 
für Abſchluß des Privatkontos 
Kapitalkonto A. RM 42 800.— 
Kapitalkonto B. „ 20000.— 
Kontokorrentkonto B. „ 2200.— 

an Schlußbilanzkonto „ 65000.— 


3. Aktiengeſellſchaft 


Das Aktienrecht iſt aus dem Rahmen des HGB. gelöſt und in die Form eines ſelb⸗ 
ſtändigen Geſetzes gebracht worden: 

Geſetz über Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien (Aktien⸗ 
geſetz) vom 30. Januar 1937. 

Das Kapital iſt ſtets unverändert als Grundkapital, mindeſtens BM 500000.—. Der 
Gewinn erſcheint geſondert in der Bilanz. Ein geſetzliches Reſervekonto iſt zu bilden, dem 
ſo lange 5% des Reingewinns zugeführt werden, bis 10% des Aktienkapitals erreicht ſind. 

Die Geſchäftsführung liegt in den Händen des Vorſtandes. Über die Verteilung des 
verfügbaren Reingewinnes beſchließt die Hauptverſammlung. Gehälter und Tantiemen 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrats ſind im Geſchäftsbericht getrennt anzugeben. Die 
Tantiemen müſſen in einem angemeſſenen Verhältnis ſtehen zu den Aufwendungen, die 
für die Gefolgſchaft oder eine dem Gemeinwohl dienende Einrichtung freiwillig gemacht 
worden ſind. a | 

Die Tantiemen des Vorſtandes werden berechnet von dem Reingewinn, der ſich er⸗ 
gibt nach Vornahme von Abſchreibungen und Wertberichtigungen und nach Ausſcheidung 
eines durch Auflöſung von Rücklagekonten entſtandenen Gewinnanteils. 

Tantiemeberechnung des Aufſichtsrates erfolgt nach weiterem Abzug der Mindeſt⸗ 
dividende. 5 
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Summenbilanz einer AG. (vereinfacht) 
RM |Rpf 
Sn 120 000 | — 
Kasse, pbostsch eck ĩ 3100 000 — 
C/ RR NASEN 2800000 | — 
cc EN 20000 — 
„„ BAER VER 3 000 000 
OR AR EEE EEE 
ET IE Eee RE RR AO 2500 000 
/// ᷣͤ ß ARE 20 
JJV 
VVV 
%% / En 5 


11600 000 — 11 600 000 
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RM 


3000 000 
2 400 000 


3 100 000 
2550 000 
500.000 
30 000 — 
20 000 


Abſchlußangaben: Warenbeſtand RM 70000.—, Abſchreibung auf Grundſtück 2%, 
auf Einrichtung 5%. 
Gewinnverteilung: 5% geſetzliche Reſerve; 10% freiwillige Reſerve; 5% Dividende; 
Wohlfahrtsreſerve 4% des Aktienkapitals; Tantieme für Vorſtand 15% vom Reſt, für 
Aufſichtsrat 10%. Penſionskaſſe RM 10000.—; vom Reſt 2% Zuſatzdividende; der ver- 
bleibende Betrag wird vorgetragen. 


Abschreibung 
Abschreibung 


Handlungsunkosten 
Gesetzliche Reserve 
Freiwillige Reserve 
5% Dividende 
2% Dividende 
Wohlfahrtsreserve 

Tantieme Vorstand 
Tantieme Aufs.-Rat 


Pensionskasse 


6* 


Reigen; 3 RM 106 600.— 
e gef Reede „ 5330.— 
RM 101 270.— 
19% frei, Reſerde „ 10127.— 
RM 91 143.— 
BU eee, „ 25000.— 
RM 66 143.— 
Wohlfahrtsreſerz ne „ 20000.— 
RM 46143.— 

Tantieme Vorſtand RM 6621.— 
Tantieme Aufſ.⸗K. „ 4614.— „ 11235.— 
RM 34 908.— 
IDERTONSTae oa e „ 10000.— 
RM 24 908.— 
2% Zuſatzdividendee „ 10000.— 
Gewinnvortra s RM 14 908.— 


Verlust- und Gewinnkonto 


Grundstück .. 
Einrichtung .. 


or er... 

. ee 000%» 
..—. 1 0000. 
. or 102020000» 
25ꝙ⁵5˙v: 3 
—j— 2 
——— 10000». 

—U— » 2 
m. ꝶ 


(25533 


170 000 


29252529„•52⁵3ꝙ33355355555ͤ5*2„?ꝙRx 4 
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XI. Die Durchſchreibebuchhaltung 


Es gibt heute nur noch wenige Betriebe, die ihre Buchhaltung in Form von gebundenen 
Büchern führen. Insbeſondere Mittel- und Großbetriebe können es ſich bei der Menge der 
täglichen Buchungen nicht leiſten, die alte Form zu verwenden. Zu jeder Buchung ſind 
mehrere Arbeitsgänge nötig; auf die Grundbuchung folgt Übertrag auf die Perſonen⸗ 
konten; weitere Nebenbücher müſſen herangezogen werden, wobei das Arbeiten mit den 
gebundenen Büchern umſtändlich und zeitraubend iſt. 


Übertragungsfehler ſind hierbei nicht zu vermeiden. Denken wir nur einmal daran, 
wieviel Zeit zum Fehlerſuchen draufgeht, wenn beim Abſchluß z. B. die Perſonenkonten 
im Kontokorrentbuch nicht mit dem Kunden- und Liefererkonto im Hauptbuch überein⸗ 
ſtimmen. Die Durchſchreibebuchhaltung ermöglicht es, mehrere Arbeiten in einem Arbeits⸗ 
gang zu erledigen. Auf dem Wege der Durchſchrift mit Hilfe eines Farbblattes erfolgt zu⸗ 
ſammen mit der Grundbuchung der Eintrag auf einem Konto. Das iſt natürlich nur 
möglich, wenn die Konten bzw. auch das Grundbuch in Form von loſen Blättern ge⸗ 
führt werden. 


Eine weitere Erleichterung der Buchhaltungsarbeit beſteht darin, daß der Text ver⸗ 
einfacht wird. Für die ſich immer wiederholenden Geſchäftsvorfälle verwendet man 
Abkürzungen, wie z. B. Bü. für Banküberweiſungen, Sch. für Scheck uſw. Die Konten 
ſelbſt erhalten Zahlen, die im Kontenplan niedergelegt find. 


Die einfachſte Form der Durchſchreibebuchhaltung beſteht aus Grundbuch— 
und Hauptbuchkonten. Das Hauptbuch iſt in einzelne Kontenblätter oder =farten 
zerlegt. Hier laſſen ſich zwei Gruppen unterſcheiden: die Perſonenkonten und alle 
übrigen als Sachkonten. 


14 


Die Kontenblätter werden in einem Kaſten aufbewahrt. Um fie leicht herauszufinden, 
verwendet man Kerbungen, Reiter, Vorſprünge, die am Kopf der Karte angebracht ſind 
und eine Überſicht nach Alphabet, Ort, Fälligkeit, Mahntermin u. a. m. geſtatten. Gleich⸗ 
artigen Kontengruppen werden beſonders gekennzeichnete Leitkarten vorangeſtellt. 


Es gibt in der Praxis die verſchiedenſten Kartenformen, die durch beſtimmte Merk⸗ 
zeichen Arbeit und Kontrolle erleichtern. Sie ſind meiſtens patentamtlich geſchützt. Das 
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folgende Bild zeigt Karten gleicher Art, wie man ſie im Kaſten abſtellt. Jede Karte hat am 
oberen Rand ein Alphabet. Bei Kundenkarten mit gleichen Anfangsbuchſtaben wird der 
Buchſtabe herausgeſchnitten. Stellt man ſie hintereinander, ſo entſteht eine Rinne. Wird 
eine Karte irrtümlich unter anderem Buchſtaben eingeſetzt, ſo iſt die Rin ne unterbrochen. 
Der Buchhalter ſieht, daß ein Konto am falſchen Platz iſt. 


Pd 


falsch 


| hie 


} 
| \ 


Bei manchen Karten wird ein Tab-Vorſprung verwendet. Am oberen Rand find be- 
ſonders geformte Vorſprünge oder Tabs, die mit Buchſtaben oder Zahlen bedruckt ſind. 
Es werden nun alle Tabs abgeſchnitten bis auf den, der den Anfangsbuchſtaben des Kunden 
zeigt. Die Kundenkarten mit gleichem Buchſtaben ſtehen dann äußerlich erkennbar hinter⸗ 
einander. 


Die Buchungsarbeit geht folgendermaßen vor ſich: Auf einer feſten Unterlage aus 
Metall, Holz o. ä. liegt ein Tagebuchblatt, mit einer Klemmvorrichtung befeſtigt. Für die 
Buchung nimmt man das betreffende Kontenblatt aus dem Kaſten, legt es auf oder 
unter das Grundbuch und trägt den Geſchäftsvorfall ein, der mit Hilfe eines Farbblattes 


zugleich auf dem anderen Bogen in Durchſchrift erſcheint. Wird auf dem Konto die 
Urſchrift vorgenommen, ſo muß man ein dünnes Blatt benutzen, um eine Durchſchrift 
zu ermöglichen. 


Die Formen der D : ſind ſehr mannigfaltig. Im Nahen 
dieſes Buches können nur bei einigen die Grundriſſe dargeſtellt werden. Genaue Aus⸗ 
kunft gibt die Fachliteratur. 
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1. Einſpaltenjournal mit einfacher Durchſchrift 

Der einfachſten Form der doppelten Buchhaltung entſprechend hat dieſe Durch— 
ſchreibebuchhaltung ein Grundbuch mit der üblichen Zahlenkolonne für Soll und Haben. 
Alle Buchungen werden in dieſem Grundbuch vorgenommen. Aber wie bei der deutſchen 
Form iſt auch hier eine Aufteilung möglich in Kaſſe-, Einkaufs-, Verkaufs⸗ und Tagebuch. 

Für jedes Konto wird eine Karte oder ein Blatt geführt. Die Verbuchung wird in 
der Weiſe vorgenommen, daß man das Kontenblatt, das in Frage kommt, auf das Grund— 
buchblatt legt und Datum, Kontonummer, Text und Betrag daraufſchreibt. Durch das 
Farbblatt überträgt ſich die Niederſchrift auf das Grundbuch. Die Anordnung der Linien 
muß auf beiden Blättern übereinſtimmen, damit die Durchſchrift auf dem unteren Bogen 
an der richtigen Stelle ſteht. Da jede Buchung mindeſtens zwei Konten betrifft, ſo muß auf 
einem anderen Kontenblatt die Gegenbuchung in derſelben Weiſe erfolgen. 


Anſtatt die Originalniederſchrift auf dem Kontenblatt zu vollziehen, kann das auch 
umgekehrt geſchehen, indem man die Kontenkarte unter den Grundbuchbogen legt. 


Allerdings iſt zur Ermittlung der Geſamtſummen von Kunden und Lieferern eine 
Zuſammenſtellung aus allen Kontokorrentkarten notwendig. Dieſer Nachteil kann ver— 
mieden werden durch Einführung von Gruppenkarten, die bei doppelter Durchſchrift 
jeden Betrag aufnehmen, der auf einer Kontenkarte erſcheint. 


Beiſpiel: Lieferer Arnold Böſe, München, erhält durch Banküberweiſung RM 800.—. 


Tagebuch 


RM M 
Bü. Böse Nr. 62. | 800.— H. 800.— 


Das Farbpapier reicht bis zur Habenſpalte, jo daß der Eintrag Kontennummer und 
Saldo nicht durchgeſchrieben wird, denn er geht nur das betr. Konto an. 

Ein ſchnelles und einfaches Arbeiten erreicht man, wenn vor dem Buchen alle Belege 
ſortiert und dann z. T. als Sammelbuchung eingetragen werden. So kann man z. B. alle 
Zielverkäufe zuſammen buchen. 

Das Konto jedes Kunden belaſtet man mit dem Rechnungsbetrag, ſo daß auf dem 
Grundbuch die Sollbuchungen einzeln erſcheinen. Dann addiert man für die Gegen— 
buchung ſämtliche Beträge und bucht in einer Summe auf Warenkonto unter Angabe der 
Nummern der Kunden. 
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2. Dreiſpaltenjournal 


Grundbuch 
Kunden Lieterer Sachkto. 


Kontenblaft 


Farbpapier: 


Platte 


Bei dem Beiſpiel auf S. 87 werden alle Geſchäftsvorfele in einer Spee verbucht. Ein 
weſentlicher Fortſchritt iſt die Aufteilung des Grundbuches in mehrere Kolonnen. Eine 


Zahlenſpalte iſt für die Kunden, die andere für Gläubiger, die dritte für die übrigen Konten, 


Sachkonten, beſtimmt. 


Die Kontenblätter müſſen entſprechend der Grundbucheinteilung liniert ſein. Alſo 
die Betragsſpalten auf Schuldnerkonten werden links, der Gläubigerkonten in der Mitte, 
der Sachkonten rechts geführt (nach Lorentzz). 


Beiſpiel: Fritz Müller, Dresden, liefert Waren für RM 600.—; Kunde Karl Weber, 
Berlin, überweiſt auf Roftfcheckfonto RM 200.—. 


Grundbuch 


1 25 


4.| Müller, Rech- 
nung Nr... 


Abſchlußarbeit: Wie die Geſchäftsvorfälle werden die Endbeſtände im Tagebuch ver— 
bucht. Auf dem Blatt Schlußbilanzkonto trägt man im Durchſchriftverfahren die Bilanz⸗ 
ziffern ein; die Gegenbuchung erfolgt auf den einzelnen Kontenkarten. Für die Erfolgs⸗ 
rechnung richtet man ebenfalls ein Verluſt⸗ und Gewinnkonto ein. Die Richtigkeit der 
Kunden⸗ und Liefererſpalten prüft man mit Hilfe der einzelnen Perſonenkonten. 


3. Mehrkolonnenjournal mit Verteilungsſpalten 


Der Nachteil der beiden erſten Formen liegt darin, daß nach jeder Buchung eine 
andere Karte für die Gegenbuchung hervorgeholt werden muß, daß alſo für jeden Vorfall 
mindeſtens zwei Zeilen im Grundbuch beſchrieben werden. 

Man hat eine Verbeſſerung gefunden, indem man neben den Kunden-, Lieferer- und 
Sachkonten nach Art des amerikaniſchen Journals für die häufigſten benutzten Konten 
Sonderſpalten einrichtet. Für die in dieſen neuen Spalten untergebrachten Konten ſind 
keine Kontenblätter erforderlich, da hier keine Durchſchrift erfolgt. Wenn man ſie aber 
führt, trägt man dort nur die Monatsumſätze ein. Dieſe Art des Grundbuches ermöglicht 
ſomit das Buchen auf einer Zeile. 


— 


| keine Durchschrift 
XII. Die einfache Buchhaltung 


In der doppelten Buchhaltung wirkt ſich jeder Geſchäftsvorfall nach zwei Seiten hin 
aus. Der Leiſtung ſteht die Gegenleiſtung gegenüber, was im Buchungsſatz ausgedrückt 
wird. Die einfache Buchhaltung verzichtet auf die Darſtellung der Veränderungen jeder 
Vermögens- und Kapitalwerte. Nur diejenigen, die dem Unternehmer als die wichtigſten 
erſcheinen, werden rechneriſch erfaßt. Damit kann die einfache Buchhaltung kein in ſich 
geſchloſſenes Syſtem ſein, wie es die doppelte iſt. 
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Die Erfolgsermittlung iſt nicht mit Hilfe der Erfolgskonten möglich, weil es ſolche 
und das Verluft- und Gewinnkonto nicht gibt. Somit iſt Verluſt und Gewinn nur feſtzu⸗ 
ſtellen durch Vergleich des alten und neuen Eigenkapitals unter Berückſichtigung der 
Privatentnahmen. 9 

Beiſpiele für die Erfolgsermittlung: | 

1. Endkapital RM 10000.— 2. Endkapital RM 10000.— 


— Anfangskapital r.:. 8000.— Anfangskapital „ 12000.— 
Vermehrung RM 2000.— Verminderung RM 2000.— 
+ Privatentnahme „ 1000. Privatentnahmen „ 4000.— 
Reingewinn RM 3000.— Reingewinn RM 2000.— 


Die reine Form der einfachen Buchhaltung beſchränkt ſich darauf, den Verkehr mit 
Kunden und Lieferern aufzuzeichnen. Alle Geſchäftsvorfälle werden zuerſt im Tagebuch 
verbucht, dann — ſoweit notwendig — auf die Perſonenkonten übertragen, die im Konto⸗ 
korrentbuch geführt werden, dem Hauptbuch der einfachen Buchhaltung. 

Ihre Unzulänglichkeit führt häufig dazu, daß man in Annäherung an die doppelte 
Buchhaltung mehrere Grundbücher und Nebenbücher einrichtet, ja ſogar Erfolgskonten hinzu⸗ 
fügt. Dann aber ſollte man ſich unbedingt für die doppelte Buchhaltung entſcheiden. Eine 
ſo weitgehende Gliederung nähert ſich ihr wohl, erreicht aber nie eine klare Überſicht. 

Im folgenden Übungsgang nach einfacher Buchhaltung werden geführt - 

Inventar⸗ und Bilanzbuch, Kaſſebuch, Tagebuch, Hauptbuch. 


Arbeitsanweiſung: 

1. Im Inventar⸗ und Bilanzbuch find Vermögens⸗ und Schuldenwerte nach den 
Angaben einzutragen. (Dazu die Beiſpiele Seite 13ff.) 

2. Im Kaſſebuch iſt der Anfangsbeſtand laut Inventar einzuſetzen. 

3. Einrichten der Perſonenkonten und des Bankkontos im Hauptbuch. Die Anfangs⸗ 
beſtände eintragen nach den Grundſätzen der Kontenführung. (Dazu die Beiſpiele 
Seite 17ff.) 

4. Verbuchen der Geſchäftsvorfälle im Tagebuch oder bei Barzahlung im Kaſſebuch. 
Kurzer Text mit Angabe Soll oder Haben. 

5. Die Geſchäftsvorfälle, die Kunden, Lieferer oder Bank betreffen, ſind nach der 
Grundbuchung auf die Konten im Hauptbuch zu übertragen. Die vollzogene Über⸗ 
nahme wird in der Übertragsſpalte vermerkt, damit ſtets feſtgeſtellt werden kann, 
woher der Betrag gekommen iſt. 

6. Abſchluß: Ä 
a) Im Kaſſebuch und auf den Perſonenkonten werden die Endbeſtände ermittelt. 
b) Inventur. Aufſtellen von Inventar und Bilanz im Inventar⸗ und Bilanzbuch. 
o) Erfolgsermittlung. 

Geſchäftsgang: 

Die Inventur ergibt am 1. Oktober folgende Werte: Bargeld RM 500.—; Guthaben 
bei der Bank RM 2700.—; Warenbeſtand RM 2400.—; Forderungen an Gerhard Celle, 
Dresden, RM 280.—, an Karl Richter, Leipzig, KM 190.—, an Hugo Walter, Stettin, 
RM 220.—; Gläubiger find Fritz Bergmann, Hamburg, mit RM 210.—, Illing & Co., 
Berlin, mit RM 380.—; ein Darlehen über RM 800.— iſt aufgenommen worden. 


Oktober 


1. Kauf von Einrichtungsgegenſtände nn RM 380.— 
2. Zahlung von Miete „ ie ae 3 90.— 
3. Karl Richter erhält Waren gegen Ziel fern.. „ 1400. 
5. Fritz Bergmann ſendet Waren firyr᷑ .. „ 1600.— 
7. Barverkauf für l SET 
9. Von Illing & Co. treffen Waren ein für ......... en ln 


Va 7 
6 / 
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der Spediteur e 
eee DUO Walter?! eek anne „ 1500.— 
14. Bani peiſung von Gerhard Celle. „ 120.— 
en Fritz Bergmaunun nnn nennen „ 210.— 
W²iu ing an Illing & (OOOOeeOe0‚ö . „ 2380.— 
19. Hugo Walter ſendet durch PoſtanweiſunnnuMMMM me „ 520.— 
eee hit Waren fiutft nnn „ 1500.— 
24 Bankltberweung an Fritz Bergmann n „ 800.— 
e ebpeiſt durch die Bank „ 1200.— 
r Ban!nnnn!n dene nennen. 5 30.— 
hilt Waren fiun nnn eeehr „ 400.— 
7 . ß ee De ae een „ 350.— 
/ d lehnte na „ 100.— 

Warenbeſtand am Monatsende RM 3000.— 

Inventar- und Bilanzbuch 
Eröffnungsinventar 
I. Vermögen: 
CJ)... een ae 500 — 
2. | Guthaben bei der Bank. 2700 | — 
3. | Schuldner 
Gerhard Celle, Dresden ........... 280 | — 
Karl Richter, Leipzig 190 | — 
Hugo Walter, Stettin 220 — 690 — 
4. Warenbestand It. besonderer Aufstellung | 2400 | — 
Summe der Vermögensteile 6290 — 
II. Schulden: 
1. | Gläubiger 
Fritz Bergmann, Hamburg ....... 210 — 
Uno: Co, Bell ͤmm 380 | — 590 | — 
e 800 — 
Summe der Schulden 1390 | — 
Bitterfeld, den 1. Oktober 19. | 
Unterschrift 
Eröffnungsbilanz 
EN ENT N RES REN WESEN 500 | — 
DW Dan serien n 2700 — 
CCC cc 690 — 
„„ e 2400 — 
ie ee a 590 — 
/ ee are | 800 | — 
3: Eigenkapitäl „4... nd Ä | 4900 | — 
6290 | — | 6290 | — 


Bitterfeld, den 1. Oktober 19.. 
Unterschrift 
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Inventar- und Bilanzbuch 


Sehlußinventar 


I. Vermögen: 
Barged‚dd‚dd 


Guthaben bei der Bank .............. — 
Schuldner 
Gerhard Celle, Dresden 2060 | — Ri 
Karl Richter, Leipzig 390 | — 
Hugo Walter, Stettin 1200 | — | 3650 | — 
Warenbestand It. besonderer Aufstellung 3000 | — 
Einrichtung en 380 | — 


Summe der Vermögensteile 8570 | — 


II. Schulden: 


Gläubiger 
Fritz Bergmann, Hamburg ....... 800 | — 
Illing & Co,, Berlin 600] — 1400 — 
Haleb enn 800 | — 
Summe der Schulden 2200 | — 
Bitterfeld, den 31. Oktober 19.. 1 | 
Unterschrift 
Schlußbilanz 
RasseUUUUUCUCUù»iůßʒ V 670 — 
Banks rt. RT ( 8 870 0 
Schuldner. an r?,! re ae 3650 | — 
Nin ae ea 3000 | — 
Einrichtung 4 a... AN US re 380 . 
12 Glanbiver 2.2... ee 1400 | — 
2. Darlehen ............c..uueee0: 5 800 | — 
3. Eigen ff!!! 8 223 20870. 
| 8570 | — | 8570 | — 
Bitterfeld, den 31. Oktober 19.. 1 Ä 1 
Unterschrift N 
Erfolgsermittlung | 
Rada pit!!! . 1 6370 — 
—Anfangskapitee! se 4900 — 
„Kapitalverme hrung 1470 — 


. ripaten nahme 100 — 
Reingewinn „„ | 


1 
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Kassehatt 


Okt.] 1.| Anfangs- Okt. | 1. Kontorein- 
bestand .... 500 | — richtung.... 380 — 
7. Warenverkauf 800 — 2. Miete. i 
19. H. Walter, 11. Spediteur 20 — 
Postanweisg. HB. 520 — 15. F. Bergmann HB. 210 — 
Löhne 350 — 
Privatent- 
nahme 100 — 
2 Endbestand . 670 | — 
1820 | — 1820 | — 
Tagebuch 
Okt. | 3.| Karl Richter, Leipzig Soll 
Waren laut Rechnung Nr. 11. HB. | 1400 | — 
5. Fritz Bergmann, Hamburg Haben 
Waren laut Eingangsrechnung Nr. 2 HB. 1600 — 
9. Illing & Co., Berlin Haben 5 
Waren laut Eingangsrechnung Nr. 3 HB. | 2600 — 
13. Hugo Walter, Stettin Soll 
Waren laut Rechnung Nr. 44. HB. | 1500 | — 
14. | Gerhard Celle, Dresden Haben |. 
Banküberweisung ........... — HB. 120 — 
17.] Illing & Co., Berlin Soll 
Banküberweisun- Nu HB. | 2380 — 
22.| Gerhard Celle, Dresden Soll | 
Waren laut Rechnung Nr. 5 HB. | 1500 — 
24.| Fritz Bergmann, Hamburg Soll 
Banküberweisung .............:.. HB. | 800 — 
27.| Karl Richter, Leipzig Haben 
Banküberweisung ................ HB. | 1200 — 
30.| Bankkonto Soll 
einn HB. 30 — 
30. Gerhard Celle, Dresden Soll 


Waren laut Rechnung Nr. 6. HB. 400 — 
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Oktober 1, Vortrag u... 0er J: 280 | — 
22. Waren laut Rechnung Nr. 5. T 1500 | — 
30. Waren laut Rechnung Nr. 6............. T. 400 — 
2180 | — 
Karl Richter, 
Oktober I. Vorte ggg | J. 190 
3. | Waren laut Rechnung Nr.]............. T. 1400 | — 
| 1590 | — 


Hugo Walter, 


Vortag ; 
13. | Waren laut Rechnung Nr.4............. | Tu 


Fritz Bergmann, 


Oktober 15. Zahlung... 2%. 222080 0 Som es \ 210 | — 
24. | Banküberweisung..... RR N » 800 | — 
31.4 Binobestand. .. E5.....00e re J 800 | — 
„1810, 

Illing & Co., 
Oktober 17. | Banküberweisung 5 — 
31.) Eüdbes tanga. 8 8 — 


Bank- 


Oktober 1. ers aa ee 


Gerhard Celle, Dresden . 
Karl Richter, Leipßg \ — 
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Buch 


Dresden 


Oktober | 14. Banküberweisung.. 15 120 | — 
bestand ihr J. 2060 — 


Leipzig 


Oktober | VBankäüberweis ung | T. 1200 | — 
e a en ee ae | J. 390 


BE 


Stettin 


Oktober | 19. | Postanweisung 5 — 
31. Endbestand i — 


Hamburg 


Oktober Vortrag N 210 | — 
Waren laut Rechnung Nr. 2 . 1.1600 | — 


1810 | — 


Berlin 
D een ad Fe Ä 380 | — 
9.| Waren laut Rechnung Nr.3............. 13 2600 — 
| 2980 | — 

Konto 
ling & o. Berlin T. 2380 | — 
24. Fritz Bergmann, Hamburg.. . 800 — 
abe ar een ern J. 870 — 


II. KAUFMÄNNISCHES RECHNEN 


1. Vorteile bei den Grundrechnungsarten 


Grundſätze: 1. Deutlich ſchreiben! 
2. Richtig untereinanderſetzen! 
3. Das Ergebnis durch einen Überſchlag annähernd beſtimmen! 


A. Addition (Zuzählen) 

1. Zwei oder drei Zahlen, deren Summe 10 iſt, werden zu Zehnergruppen zu⸗ 
ſammengefaßt, auch wenn ſie durch 2 oder 3 Zahlen getrennt ſind. 
— & — Den — — 

6 ＋ 3 ＋ 7 ＋5＋ 44 173747 7 40. 
2. Gleiche Zahlen werden durch Multiplikation zuſammengefaßt. 
8 ＋3＋ 8 ＋ 4 ＋ 8 ＋ 8 = 4 * 8 = 32 4 7 = 39. 
Das Ergebnis der Addition wird „Summe“ genannt, die einzelnen Poſten heißen 


„Summanden“. 
B. Subtraktion (Abziehen) 


Man rechne grundſätzlich nach dem Ergänzungsverfahren. 


Minuend 2768473 Sprich: 5 78 = 13; 

Subtrahend — 19 232, 45 (1 übertragen!) 5 +2 = 7 

Reſt, Differenz 8452,28 2 ＋ 2 = 4; 3 ＋ 5 = 81 2 4 4 = 63 
9 ＋ 8 = 17; (1 übertragen!) 5 
2 ＋ 0 2. 


Die fettgedruckten Zahlen werden betont und niedergeſchrieben. 


Auf dieſe Weiſe können mehrere Zahlen von einer anderen in einem Rechen⸗ 
gange abgezogen werden: 


Beſtand: 42 968,5 kg (Addit.) 21 + (Subtr.) 4 = 25 
Ausgänge: 2492 „ (2 übertr.) 5 2 15 28 
„„ „„ 0 = 26 
VVV „ 8 15 10 

%%% (E28) „ en, 7 

27101, kg (2 „) 1 2 % 


C. Multiplikation (Vielfachen) 


Multiplikator Multiplikand Produkt 
3 * 17 = a Ä 


FFF 


Faktoren 
Die Reihenfolge der Faktoren eines Produktes iſt beliebig, d. h. 17 x3 ergibt auch 51. 
1. Ausnutzung der Beziehung zu 10, 100, 1000: 
Mit 10, 100 uſw. multipliziert man durch Anhängen von Nullen oder e 
bung des Kommas nach rechts. 
„ — 2480; 34, 8555100 = 3485,—., 


II. Kaufmänniſches Rechnen 


Da 5 die Hälfte von 10 (50 von 100 uſw.) iſt, multipliziert man mit dieſer Zahl 
ſo, daß man mit 10 (bzw. 100) ee, und dann durch 2 teilt. 


469 x 5 = 4690: 2 = 2345. 
Statt mit 25 zu multiplizieren, vielfacht man mit 100 und teilt durch 4 
736,5 x 25 = 73650: 4 = 18412,5. 


Mit 125 wird ſo multipliziert, daß das Tauſendfache durch 8 geteilt wird: 
867,56 x 125 = 867560: 8 = 108445. N 
Auch bei 75, 375 uſw. iſt dieſer Vorteil anzuwenden, indem man zunächſt mit 
25 bzw. 125 rechnet und das Ergebnis mit 3 multipliziert: 
645 x 75 = 64500: 4 = 16125 x 3 = 48375. 
2. Ausnutzung der Nachbarſchaft zu 10, 100 uſw. 
Man multipliziert mit 10, 100 uſw. und zieht das Zuviel ab, zählt das Zuwenig 
dazu: 
244 x 9 = 2440 — 244 = 2196 
514 x 98 = 51400 — 1028 = 50372 
428,5 x 103 = 42850 + 1285,5 = 44135,5 
In vielen Fällen iſt das folgende Verfahren vorteilhaft: 


a) Beide Zahlen liegen unter 100: 


92 x 97 = 8924 92,8 97,3 
973 382 
8924 9506 
1. Man ſchreibt die Zahlen untereinander und die Ergänzung bis 100 rechts 


daneben. 


2. Die Ergänzung wird von der anderen Zahl abgezogen (92 — 3 = 89; 
97 - 8 = 89). 

3. Man multipliziert die Ergänzungen und ſchreibt das Produkt mit ſo viel 
Stellen dahinter, wie Nullen in der Rangzahl ſind. 


b) Beide Zahlen liegen über 100: 


103 x 107 1004x1008 10044 
10717 10088 
11021 1012032 


In dieſem Falle ift der Überſchuß zu ermitteln, zur andern Zahl zu ad- 
dieren und das Überſchußprodukt mit der nötigen Stellenzahl anzuhängen. 


e) Eine Zahl liegt über, 1 10 85 unter 100 


95104 991 x 1003 991— 9 
105 + } 1003|-H 3 


9900 994000 
— 20 — 27 
9880 993973 


Man ſubtrahiert die Ergänzung von der größeren oder addiert den Überſchuß zur 
kleineren Zahl, hängt die Nullen der Rangzahl an und zieht das Produkt aus Über⸗ 
ſchuß und Ergänzung ab. 

3. Ausnutzung gleicher Unterſchiede von 10 oder einem Vielfachen von 10: 

52 * 48 = 50x50 2500 — 4 = 2496 
23x37 = 30 * 30 900 — 49 = 851 
7 Oeflers Handbuch 


98 N II. Kaufmänniſches Rechnen 1 2 
Dieſe Rechnung erfolgt nach der Formel 
(ab) * (agb) = a?—b? 
23 = 30—7; 37 = 307, alſo (30—7) & (30+7) = 30872 
4. Multiplikation mit 11: 37429 * 11 
37429 
37429 
411719 
Das Ergebnis zeigt, daß erſt die Einer hingeſchrieben werden, dann nach links 
gehend die Einer mit den Zehnern, die Zehner mit den Hunderten uſw. addiert werden, 
bis zum Schluß die Zehntauſender niedergeſchrieben werden. Ergibt ſich bei der Addi⸗ 
tion eine 2ſtellige Zahl, ſo werden die Zehner übertragen. 
3142 9x1 


— — 


411719 
5. Wenig bekannt iſt die bequeme Multiplikation der Zahlen 11 x 11 bis 19 x 19: 
das „große“ Einmaleins: 

1. Man zählt zur einen Zahl die Einer der anderen; 
2. dann wird das Ergebnis mit 10 multipliziert; 
3. ſchließlich das Produkt der Einer addiert. 

15x18 = 15 + 8 = 23x10 = 230 + (5x8) 40 = 270 

16x19 = 16 + 9 = 25x 10 = 250 + (6x9) 54 = 304 
Bei einiger Übung geht das ſchnell und ſicher im Kopf. 
6. Zerlegung in Faktoren: 


647.x:144 + (= 12x) 53,475x3,5 (= 1x5) 
E — 
7764 15 374325 5 
93168 95 187, 1625 0 


Statt alſo mit 144 uſw. zu multiplizieren, zerlegt man in Faktoren (12 x 12) und 
vielfacht damit. Sind die Faktoren verſchieden groß, ſo empfiehlt es ſich, mit der größeren 
Zahl zuerſt zu rechnen. 

7. Ausnutzung einer 1: 

2465 x 178 647x421 328x413 


17255 1294 1319 
19720 2588 984 
438 770 272387 135464 


Je nach Stellung der 1 wird nach rechts oder links e 
8. Das abgekürzte Verfahren: 


Aufgaben wie die folgende find in der Praxis überaus häufig: 43,3745 Kg zu 
RM 32,25. 


Ausführlich: Abgekürzt: 
43,3745 X 32,35 43,3745 X 32,85 
13012315 deba abed 

1301 55 43B,[7148 x 3,235 
235 
216 8725 8 575 
1403,16 5075 1301 
217 
1403,17 


Da das Ergebnis auf RM lautet, werden nur 2 Dezimalſtellen benötigt; die ab⸗ 
geſtrichenen Stellen bedeuten überflüſſige Rechen⸗ und Schreibarbeit. 
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Bei dem abgefürzten Verfahren geht man fo vor: 

1. Man verſchiebt das Komma im Multiplikator ſo, daß man als Ganze Einer er— 
hält, und ſchafft den Ausgleich im Multiplikanden durch Verſetzung des Kommas 
um die gleiche Stellenzahl in entgegengeſetzter Richtung. 

2. Da im Ergebnis nur 2 Dezimalen zu ſtehen brauchen, beginnt die Multiplikation 
mit der zweiten Dezimale, die dritte Stelle iſt zur Richtigſtellung heranzuziehen: 
3 * 5 = 15, merke 2 (von 5 ab wird erhöht!), 3x 4 = 12 + (die gemerkte) 
2 = 14; dann in der gewohnten Weiſe weiter. 

3. Dann wird die nächſte Stelle abgeſtrichen und zur Berichtigung herangezogen: 
2 * 4 = 8, merke 1 (auf 10 erhöht!), 2 K 7 14 7 1 = 15 uſw. 

4. In gleicher Weiſe wird bei der nächſten Stelle verfahren. Zu beachten iſt nur, 
daß die Multiplikation mit dem Einer, alſo dem höchſten Stellenwert, beginnt! 


D. Diviſion (Teilung) 
Die Diviſion iſt die Umkehrung der Multiplikation; eine Reihe von Vorteilen bei 
der Multiplikation iſt alſo mit entſprechender Umkehrung auch hier anwendbar. 
Dividend Diviſor Quotient 
i 0 
1. Ausnutzung der Beziehung zu 10, 100, 1000: 


Hat man mit 5, 25, 125 zu teilen, ſo dividiert man mit 10, 100, 1000 und multi⸗ 
pliziert das Ergebnis mit 2, 4 bzw. 8. 
685 3 363,5 K 2 127 
3425: 25 = 34,25 x 4 = 137 
1875:125= 7,875 x8= 63 
42751 75 42,15 x4 31713357 


2. Zerlegen in Faktoren: 
1545,60: 42 (7 x 6) = 1 545,6: 7 = 220,8: 6 = 36,8 
68211:117 = 68211: 13 — 5247: 9 = 583 
9520: 280 = 9520 :10 952: 7 = 136: 4 = 34 
3. Abgekürztes Verfahren. 


Das Abziehen nach dem Ergänzungsverfahren (vgl. Subtraktion) erſpart Schreib 
arbeit, weil der Teilungsreſt gleich feſtgeſtellt werden kann: 


556,35: 243-2 Sprich: 23 = 6 ＋ 0 = 6; 

War, 2x4=8+7=15; 
2x2 = 4+ (gemerfte)1 = 5 
uſw. 


In Aufgaben wie der folgenden iſt eine weitere Erſparung an Schreib- und 
Rechenarbeit möglich: 


57,8432 kg koſten RM 1426.55; wieviel koſtet 1 kg? 


Ausführlich: Abgekürzt: 
14265500 : 578432 — RM 24.66 1426,55: 57,8432 =. ., 
2.696 860 14266 : 57843 RM 24.66 
3831320 2697 (25784) 
3607280 383 (2578) 
136688 36 (258) 
2 
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Bei der gewöhnlichen Art werden die Reſte durch Herabziehen der nächſten 


Stelle oder Anhängen einer Null mit 10 multipliziert. Beim abgekürzten en 


geht man jo vor; 


1. Die Stellenzahl des Ergebniſſes wird durch Überſchlag ermittelt. 
(1500: 60 = 25 Ganze und 2 Stellen nach dem Komma.) 


2. In den Diviſor wird nur die Stellenzahl des Ergebniſſes genommen, der 


Dividend bekommt nur dann eine Stelle mehr, wenn er ſonſt kleiner wäre als 
der Diviſor. 


3. Die letzte weggefallene Stelle im Diviſor wird zur Berichtigung Dekindgs 
zogen. 

4. Statt den Reſt jeweils um eine Stelle zu vermehren, wird der Diviſor 
nach jeder Teildiviſion um eine Stelle verkürzt (mit 10 dividiert), die ab⸗ 
geſtrichene Stelle wird zur Berichtigung herangezogen. 


2. Die Bruchrechnung 
Allgemeines 
Arten: ¼ -= gewöhnlicher Bruch. 
0,25 = Dezimalbruch. 


Die Zahl über dem Bruchſtrich ift der Zähler, die Zahl darunter der Nenner. — 


Im Dezimalbruch bezeichnet die 1. Stelle die Zehntel, die 2. die Hundertſtel uſw. 


Umwandlung eines gewöhnlichen Bruches in einen Dezimalbruch 
Der gewöhnliche Bruch iſt eine nicht ausgeführte Diviſionsaufgabe; der Dezi⸗ 


malbruch iſt das Ergebnis. Die Umwandlung erfolgt alſo durch die Teilung | 


Zähler: Nenner. 
= 412.402 
3/op = 3:20 = 0,15 
Ri. 1217 90,705 


Umwandlung eines Dezimalbruches in einen gewöhnlichen Bruch 
0,25 5 25/100 8 Ya 
0,125 Fr 425/1000 — 75 
0, 4 = 10 = 725 


Aufſuchen des Hauptnenners 


2% und 16 ſind ungleichnamige Brüche, d. h. ihre Nenner ſind verschieden. Man 
kann ſie gleichnamig machen, nämlich auf einen gemeinſamen Nenner, den Haupt⸗ 
nenner, bringen. In ihm gehen alle Nenner einer Reihe auf. 

Es ſoll der Hauptnenner für folgende Brüche geſucht werden: 

VVV 

1. Die Nenner werden nebeneinander geſchrieben: Nenner, die in einem anderen 

enthalten ſind, bleiben weg. 


3) 9 16 20 6 
473 16 20 
„ 
3 * 4 * 3 * 4 * 5 2 720 
2. Sie werden mit einer geeigneten Zahl gekürzt, die man 1 davor ſchreibt. 
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„ Kürzung wird ſo lange in neuen Reihen wiederholt, wie ſich dazu eine 

5 öglichkeit bietet. 

4. Die links herausgeſchriebenen Kürzungszahlen und die verbleibenden Nenner 
werden miteinander multipliziert und ergeben den Hauptnenner. 


Addition 


Die Brüche werden gleichnamig gemacht, d. h. auf einen Hauptnenner gebracht, 
und die Zähler addiert. 


720 40 
277 160 (720: 9 = 80x 2) 2 9, 110 
9 ¼j0 225 (720:16 = 45x 5) 1 2/, 16 
4), 576 (720: 5 = 144x 4) 6 / 5 
% 108 (720:20 = 36x 3) 4% 6 
J | 120 (720: 6 =120x J) 17,07% 


3 270 (720: 8 = 90x 3) 
145/720 — 20%, 


Subtraktion 
Die Brüche werden gleichnamig gemacht und die Zähler ſubtrahiert. 
7 57 — 524 7711 720/56 
Zeh Mila a Ted ee el 
599 Ua 3/55 
Multiplikation 


Man multipliziert Zähler mal Zähler und Nenner mal Nenner. 
8 & fa = 1356 52 
2¼ K „ ͥ e ι, . "las 
8 * , = 5 = 6275 


Diviſion 
Man multipliziert mit dem umgekehrten Diviſor. 
5,5 0 K ½ = Plı 2971 
5. ½ 5 0 =, 
55:3 = X 0 = 18 


3. Die Dreiſatzrechnung (Regeldetri) 


Die Dreiſatzrechnung wird angewandt, wenn 
a) von einer Einheit auf die Vielheit, 
b) von einer Vielheit auf die Einheit, 
e) von einer Vielheit auf eine Vielheit geſchloſſen werden ſoll (Schlußrech— 
nung). 

Die Löſung verlangt eine Prüfung des Verhältniſſes, in dem die gegebenen Größen 
zueinander ſtehen. Bedingt die Veränderung der einen eine Veränderung der anderen in 
der gleichen Richtung, ſo wird von einem geraden (direkten) Verhältnis geſprochen. Das 
beſteht z. B. zwiſchen Kapital und Zinſen: eine Erhöhung des Kapitals führt zu einer 
Erhöhung der Zinſen. Ein ungerades (indirektes) Verhältnis liegt vor, wenn die Ver— 
änderung der einen Größe eine Veränderung der andern in umgekehrter Richtung 
bewirkt, wie z. B. die Erhöhung der Lampenzahl eine Verringerung der Brenndauer — 
gleichen Brennſtoffvorrat vorausgeſetzt — herbeiführt. Nach dem beſtehenden Verhältnis 
richtet ſich der Rechenweg. 
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a) Einfache Schlußrechnung mit geradem Verhältnis 
Beiſpiele: 
1. 15 Kg Anisöl koſten RM 153.—; wieviel koſten 4 Kg? 


26 kg RM. 265.20 
1 5 
15 kg RM 153.— 
Be 
N N 
* N 
\ x 
4 kg RM. 40.80 
Löſung: a) 15 kg RM 153. 
b) iE 155 
15 
4 Kg = 1534 
N 5 RM 40.80. 


a) Feſtſtellung des Bekannten, 
b) Schluß von der Vielheit auf die Einheit, 
e) Schluß von der Einheit auf die geſuchte Vielheit. 


2. 75 kg Rohkaffee ergaben 58 kg Röſtkaffee; wieviel ergeben 375 kg? 
Löſung: 58 


— 290 ke. 
75 5 


b) Einfache Schlußrechnung mit ungeradem Verhältnis 
Beiſpiele: 
1. 14 Lampen brennen 32 Stunden; wieviel Stunden brennen 8 Lampen bei gleichem 
Brennſtoffvorrat? 
(Überlegung: weniger Lampen brennen länger!) 


20 L. 56 St. 
5 ei 
141 5 32 St. 
„ . 
x 8 
85 RL 
8 L. 22,4 St. 


Löſung: 14 Lampen brennen 32 Stunden 
1 Lampe brennt 32 x 14 
8 Lampen brennen 32 x 14 
8 


2. Benutzt man zur Auslegung eines Raumes 90 cm breites Linoleum, jo werden 
64 m gebraucht; wieviel Meter ſind nötig, wenn das Linoleum 105 cm breit iſt? 
(Überlegung: Von der breiteren Ware wird eine geringere Länge gebraucht.) 


Löſung: 64 * 90 
105 


Es iſt alſo immer zu drei gegebenen Größen eine vierte zu ermitteln, das wird aus 
dem folgenden Anſatz deutlich (vgl. Beiſpiel 1): 


— 56 Stunden. 


— 54,86 m. 


15 kg koſten RM 153.— = Bedingungsſatz 
4 kg holten „ 2° = Frageſatz 
153 * 4 
—Bruchſatz. 


15 
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Grundſätzlich ſteht die zu ſuchende Größe im Bedingungs- und Frageſatz an letzter 
Stelle. Bei der Aufſtellung des Bruchſatzes beginnt man ſtets mit dem letzten Glied des 
Bedingungsſatzes. Bei der weiteren Rechnung, alſo dem Schluß von der Vielheit des 
Bedingungsſatzes auf die Einheit, iſt je nach dem beſtehenden Verhältnis zu multiplizieren 
oder zu dividieren. 


c) Zuſammengeſetzte Schlußrechnung 


Sind mehr als drei miteinander in Beziehung ſtehende Größen gegeben, zu denen 
eine weitere geſucht werden ſoll, ſo iſt das Ergebnis durch eine Reihe von Schlüſſen zu 
finden, die ſich in einem Anſatz vereinigen laſſen. Dabei iſt lediglich zu beachten, daß die 
geſuchte, alſo nur einmal gegebene Sorte wieder am Schluß der Sätze ſteht. Die Reihen— 
folge der übrigen iſt bedeutungslos. 

Beiſpiel: Zur Herſtellung eines 138 m langen und 1,25 m breiten Gewebes werden 
24 kg Rohſtoff benötigt; wieviel Meter Stoff ergeben 56 kg bei 95 em Breite? 


Anſatz: 24 kg bei 1,25 m Breite = 138 m Länge 
56 nn 0,95 0 m — 2 7 n 
a b d 
138 x 1,25.x 56 
— —— — 423,68 m 
24 x 0,95 
0 e 


Aufſtellung des Bruchſatzes: 

a) = letztes Glied des Bedingungsſatzes, 

b) = 1. Schluß auf die Einheit (bei 1em Breite erhält man eine größere Länge), 

c) = 2. Schluß auf die Einheit (mit 1 kg Rohſtoff kann man weniger weben), 

d) = 1. Schluß auf die Vielheit (mit 56 kg Rohſtoff kann mehr hergeſtellt werden), 

e) = 2. Schluß auf die Vielheit (bei 0,95 m Breite kann die Länge nur geringer ſein). 

Bei der Aufſtellung des Bruchſatzes gilt es alſo, wohl auf das jeweilig beſtehende 
Verhältnis zu achten. Im übrigen wird zwangsläufig ſo vorgegangen, daß man mit dem 
letzten Glied des Bedingungsſatzes beginnt, nach links weitergehend auf die Einheiten 
ſchließt und dann beim Frageſatz mit der linken Größe beginnend wieder auf die Viel— 
heiten geht. Der Bruchſatz wird nach Möglichkeit gekürzt und dann ſo ausgerechnet, 
daß die beiden Reihen zunächſt multipliziert und endlich das Ergebnis der oberen Reihe 
mit dem der unteren Reihe dividiert wird. 


4. Der Kettenſatz 


11m = 12 yds (Yards = engliſches Längenmaß), das iſt eine Gleichung. Auch der 
Bedingungsſatz der einfachen Schlußrechnung ſtellt eine Gleichung dar: 15 kg = 153 RM. 
Treten in einer Aufgabe mehrere ſolche Gleichungen auf, ſo empfiehlt ſich die Zuſammen— 
faſſung der Dreiſatzrechnungen zu einer Kette. Das Verfahren iſt vorteilhaft und nicht 
ſchwierig, wenn man dieſe drei Grundſätze beachtet: 
1. Die 1. Gleichung beginnt mit der geſuchten Größe. 
2. Jede folgende Gleichung beginnt mit der Sorte, mit der die vorhergehende Glei— 
chung ſchloß. 
2. Die letzte Gleichung trägt rechts dieſelbe Benennung, mit der die erſte links be- 
gann. 


Beiſpiel: 


1. 1 buſhel (60 engl. Ibs.) Weizen koſtet in Neuyork 110 ots. Was koſten 1000 kg in 
RM bei einem Dollar-Kurs von 2.45? (112 Ibs. = 50,8 kg). 


led 
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steiler, 7 Tepe 1000 kg — ?RM| 1000 kg 
L 555 IIe — 50,8 bs, 
[> 60 110 ots. 


L 60 lbs. 110 ets. | 
UL 100cts. —= 2.45 RM — 
Für die Ausrechnung iſt weiter nichts zu tun, als die Kette gewiſſermaßen nach links 


umzulegen, dann werden die rechten Zahlen der Zähler, die linken der Nenner des 
Bruchſatzes, deſſen Ausrechnung zum Ergebnis der Aufgabe führt. | „ 


2.45 RN 


Löſung: 1000 x 112 x 110 x 2.45 
50,8 x 60 x 100 


= RM 99.03 


2. Wie hoch ſtellt ſich 1 kg chinefifcher Tee in Hamburg, wenn in Schanghai für 1 Pikul | 
(60,480 kg) 64 Taels zu zahlen find und RM 18 Unkoſten auf je RM 100 berüdfichtigt 
werden müſſen? (1 Tael = 46 d (pence, engliſches Geld); 240 d = RM 12.20). f 


Kette: ? RM mit Unkoſten = I kg 
60,480 kg 64 Taels 
1 Tael — 46 d 
240 d 12.20 RM ohne Unkoſten 
100.— RM ohne Unkoſten = 118.— „ mit Unkoſten 
Löſung: 1 * 64 * 46 x 12.20 x 118 


— RM 2.92 


60,480 x 1 x 240 x 100 


5. Die Verteilungsrechnung (Geſellſchaftsrechnung) 


Dieſe Rechnungsart wird verwendet, wenn eine Größe nach gegebenen Verhältniſſen 
zu teilen iſt, alſo bei Errechnung von Erbſchafts- oder Gewinnanteilen, bei Umlegung von 
Speſen auf verſchiedene Waren, die zuſammen bezogen wurden uſw. Dazu teilt man den 
Geſamtbetrag durch die Summe der Verhältniszahlen und multipliziert dieſe dann mit 
dem Ergebnis. Zur Feſtſtellung der Verhältniszahlen werden die Anteile auf die kleinſte 
ganze Zahl gekürzt. = 


Beiſpiele: 


1. A, B und C find je mit RM 4000.—, RM 3000. — und RM 5000. — an einem 
Geſchäft beteiligt und ſollen den Gewinn von RM 648.— gemäß ihrer Anteile unter ſich 
aufteilen. Wieviel bekommt jeder? 


Löſung: A 4 Teile 454 = RM 216.— 
VVVVHPVVVVVV 


% ;ũͤ V. 


12 Teile = RM 648.— | 
1 Teil f — 648 1 1 1 


2. N, O und P find zu einem Geſchäft zuſammengetreten; N legt RM 5250.—, 
O RM 7500.— und P RM 9750.— in dieſes ein. Wieviel erhält jeder nach Schluß des 
erſten Geſchäftsjahres, wenn der Gewinn RM 2750. — beträgt? 


Löſung: 


N RM 5250 furt . Teile RM 641.70 
„ zum or 1 750 — 10 „as ©: 916,05 
ens 1191.65 


Rechnen 


30 Teile 
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Die Pfennigbeträge 
find abgerundet 


RM 2750.— 
1 Teil = „ 2750. 


—= RM 91.66. 


Es werden alſo die einzelnen Anteile untereinandergeſchrieben und dann auf möglichſt 
kleine Zahlen gekürzt. Dieſe reduzierten Anteile — Verhältniszahlen — werden 
addiert und ergeben die Zahl der Teile. Damit wird der Geſamtbetrag dividiert, das 

Ergebnis iſt die Größe eines Teiles. Er iſt mit den Verhältniszahlen zur Ermittlung der 
einzelnen Beteiligungen zu multiplizieren. Die Addition muß den Geſamtbetrag ergeben. 

Im folgenden Beiſpiel müſſen die Verhältniszahlen dadurch gewonnen werden, daß 
zwei die Anteile beſtimmende Faktoren (Arbeiter — Zeit) durch Multiplikation zu einer 

Größe (Tagewerke) zuſammengefaßt werden. 

3. Fünf Unternehmer haben gemeinſam eine größere Arbeit übernommen. A hat 

30 Arbeiter 25 Tage, B 24 Arbeiter 25 Tage, C 15 Arbeiter 10 Tage, D 10 Arbeiter 
12 Tage, E 20 Arbeiter 8 Tage geſtellt. Der Nettoverdienſt beträgt RM 5945.20. Wieviel 
RM kommen auf jeden Unternehmer? 


Löſung: 


A 30 Arbeiter auf 25 Tage = 750 Arbeiter auf 1 Tag 


B 24 


0 15 
D 10 
E 20 


n " 25 175 600 n 7 
77 2 10 7 = 150 77 
7 n 12 n — 120 „ 1 
7 7 8 A EN 160 7 „ 
2 1780 Arbeiter 
1780 Arbeiter bringen RM 5945.20 
I 7 brinat 5945.20 
1780 
A erhält 750 3.34 = RM 2505.— 
600K 8.84 2004. 
. 
D „ 1203.34 — „ 4900.80 
E „ 1603.34 „ 534.40 


RM 5945.20 


1 


1 
1 
1 


" 


5 = RM 3.34 


4. Fünf Perſonen teilen fich in eine Summe. A erhält , B J, C ½, D/ und E den 
Reſt in Höhe von RM 2450.—. a) Wie groß iſt die verteilte Summe, b) wieviel erhält 


jeder? 
Löſung: 


ern ‚fa 23 [380 
135 15 Hauptnenner 180 = 2/10 
u, — „180 

1 — 290180 

E den Reſt vom Ganzen (189/80) = 4/180 
180) 20 


40 / = RM 2450.— 
"/ıs0 8 2450.— 


15%᷑%% 180 * RM 50,— = RM 9000,— 


106 II. Kaufmännisches Rechnen 1 5 / 
| a8 

b) A erhält !/, von RM 9000.— = RM 2250.— 

B n 1, m 0 9000.— = " 1800. — 

G ‚ % 5 é , 

D M /e, 9 =, 10 

E „ den Reſt in Höhe von „ 2450.— 

RM 9000.— 


6. Die Miichungsrecjnung 


Mit Hilfe der Miſchungsrechnung ermittelt man, in welchem Verhältnis Waren ver⸗ 
ſchiedener Güte gemiſcht werden müſſen, um eine gewünſchte mittlere Qualität zu ergeben, 
ſowie die Preiſe ſolcher Miſchungen. 


Beiſpiele: 
1. Man miſcht 251 Wein zu RM 0.76, 301 zu RM 0.82 und 451 155 RM 0.9. 
Was koſtet 11 der Miſchung? 


Löſung: 251 zu RM 0.76 = RM 19.— 
301 „ „ 0.82 „ 2460 
451 „, „ 0.95 „ 42.5 
100 Toſten RM 86.35 
11 koſtet . 6) ro 
„ 100 86. 


2. A hat 601 Wein zu RM 1.20. Er will fie mit 90 einer anderen Sorte milden, 
jo daß 11 der Miſchung RM 1.05 koſtet. Was koſtet 1.1 der zweiten Sorte? 

Löſung: Wenn 11 der erſten Sorte RM 1.20 koſtet, dann koſten 60 1 = 60 1.20 RM 
RM 72.—. Er miſcht 60 1 7 901= 150 J. 11 der Miſchung ſoll RM 1.05 koſten, 
olſo koſten 150 1 150 * 1.05 = RM 157.50. Mithin koſtet die zweite Sorte 


85.50 


RM 157.50 — RM 72.— = RM 85.50 und 11 der zweiten Sorte koſtet A RM 0.95. 


3. Aus zwei Sorten einer Ware zu RM 33.— und RM 45.— für 100 kg iſt eine 
Mittelſorte zu RM 36.— zu mengen. 

Löſung: Man nimmt von jeder der beiden Waren ſo viel Teile, als der Unterſchied 
zwiſchen der anderen Sorte und der neuen Qualität beträgt, wodurch man den Verluſt 
bei der teueren Sorte mit dem Gewinn bei der billigeren ausgleicht. 


33 9 [Gekürzt Probe 
3 Teile = 300 kg zu RM 33. — RM 99.— 


1 Teil 100% N 20. „ 45.— 
Be Sn 400 kg — RM 144.— 
100 „ = 36.— 
Das Mi 1 i 
Die Sorten müſſen alſo im umgekehrten Verhältnis der Preisunterſchiede gemiſcht 
werden. Die nachſtehenden Skizzen werden das veranſchaulichen. Der Unterſchied der 
Sorten zum geſuchten (Mittel-) Preis iſt gleich, die Miſchung erfolgt zu BIRD, Sun, 


1 kg zu RM 3.— 
1 „ 1 bsen 


2 kg zu RM 4.— 
1 2.— 


n " n 
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\ Beſſ ere: RM 3.— 
Beſſere: RM 3.— N 
N 


Geſucht RM 2.30 


b 
| * Mittelpreis RM 2.— 


Villigere: RM i.— 


Billigere: RM i.— 


Liegt der geſuchte Preis über dem Mittelpreis, ſo muß der Anteil der beſſeren Sorte 
im gleichen Verhältnis größer ſein. 


4. Aus den Preislagen RM 3.— und RM 1.— ſoll eine dritte zu RM 2.30 gemiſcht 
werden. Wie iſt das Verhältnis? 


Der Unterſchied zwiſchen den gegebenen Ausgangspreiſen und dem Mittelpreis 
iſt mit a bezeichnet. Der Miſchungspreis liegt über dem Mittelpreis, und zwar um b, 
entſprechend größer iſt der Anteil der beſſeren Sorte (b'), er beträgt demnach a + b’; der 
Anteil der billigeren Sorte iſt verhältnismäßig geringer, nämlich a—-b’. Der Miſchungs— 
anteil a g b' der beſſeren Sorte entſpricht dem Unterſchied a b zwiſchen dem Preis 
der billigeren Sorte und dem Miſchungspreis, während der Miſchungsanteil der billigeren 
Qualität a b' der Preisſpanne zwiſchen der beſſeren Qualität und der Miſchung ent- 


ſpricht. 


3— 130 | Sefürzt 
13 Teile = 13kg zu RM 3.— RM 39, — 
2.30 lee Te 177 
20 Teile = 20 kg — RM 46.— 
1 " . 2.30 
1.— —.70 


7. Die Prozentrechnung 


Das Wort „Prozent“, gewöhnlich durch das Zeichen % dargeſtellt, iſt abgeleitet von 
dem lateiniſchen „pro cento“ (= fürs Hundert) und bezeichnet das Verhältnis zu 100 Ein- 
heiten, iſt alſo lediglich ein anderer Ausdruck für „Hundertſtel“, deshalb auch dargeſtellt durch 
v. H. (vom Hundert). Wo man es mit ſehr niedrigen Sätzen zu tun hat, wie im Bank— 
und Verſicherungsgeſchäft, nimmt man meiſt nicht die Zahl 100, ſondern 1000 als Maß— 
ſtab an und nennt den fo beſtimmten Wert Promille (pro mille = für tauſend), bezeichnet 
durch % oder v. T. (vom Tauſend). 


IT. Saufmännihes Rechnen 


a) Die Kereming des Prozentwertes 


Wenn p den Prozentſatz bezeichnet, W den Geſamtwert und p den eee 
ſo ergibt ſich die Gleichung: 
W xp 


100 


Beiſpiele: 


1. Ein Vertreter erhält für feine Verkäufe 3% Proviſion. Wie hoch iſt ſie bei einem 
Monatsumſatz von RM 5386.—? 


ö : „„ f 
le “9 _ RM 161.38. 
100 
2. Einkaufspreis RM 1284.—, Gewinn 5%. Wieviel beträgt 
Löſu P = 1284 der gekürzt 12841 
e ich i en 68 0, 


Bildet die Anzahl der Prozente — der Prozentſatz — einen bequemen Bruchteil 
von 100, ſo findet man den Prozentwert am ſchnellſten dadurch, daß man die gegebene 
Zahl mit dem Nenner dieſes Bruchteils dividiert. Es iſt z. B.: 


50% = 7, 5 12/7 = 76, 5% FE Uoor 
331 /3% — "ar 10% = !/o, ; 4% = "lass 
25% 7 140 800 Ir A2, 3% Tu 10, 
20% 77 Us, 600 I Us 2) 900 7 140, 
160% 7 Se, 61% = 755 746, 2% DR 750 
3. Brutto 5310 kg, Tara 3¼9%. Wieviel kg Tara? 
Löſung: 3½j( lo, 8310530 1 


Auch das Zerlegen des Prozentſatzes führt manchmal ſchneller zum Ziel. 


4. Die Konkursquote beträgt 17¼ /; wieviel entfällt auf eine Forderung von 
RM 2684.—? © 


Löſung: 10 % RM 268.40 oder: 20 % RAM 536.80 


+5 %= „ 134.20 2 2,5% 2 
＋ 2.5% „ 6110 15,5% = RM 469.70 


17,5% — RM 469.70 


Bei den vorſtehenden Aufgaben handelte es jich um die am meiſten gehrdachſiche Art En 


der Prozentrechnung, die Berechnung vom Hundert. Man unterſcheidet aber außerdem 
die Berechnung auf Hundert und im Hundert, je nachdem der gegebene Betrag bereits 
um einen gewiſſen Prozentſatz vermehrt oder vermindert iſt. Nehmen wir z. B. 10% als 
Prozentſatz an, ſo bedeutet: - 


Prozente vom Hundert: der reine Wert iſt gegeben (100%). 
Prozente auf Hundert: der vermehrte Wert iſt gegeben (100 10 = 110%). 
Prozente im Hundert: der verminderte Wert iſt gegeben (100 — 10 = 9090). 


Die Gleichungen lauten, wenn der vermehrte Wert mit (W + p'), der verminderte | 
mit (WZ p') bezeichnet wird, für die Ermittlung des Prozentwertes bei der Rechnung 
r f (Wp) p 
auf Hündert ß bei der Rechnung im Hef 
8 1005 e 100.2 p 


5. (Prozente auf Hundert): Verkauf mit 15% Gewinn = RM 87,55; wieviel 
beträgt der Gewinn? 8 5 1 


r 7 een 
— I e 8 ’ r Pr K 
n NE Ra 
2 n. * \ SENSE 

4 ; s 1 * * 
‚ AR } 
f s ; 
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Löſung: RM 115.— Verkaufspreis = RM we — Gewinn 
\ n 87.55 U Fan ? 71 
15 * 87.55 19511 
1180 RN RR: 


6. Der Jahresumſatz von RM 210483.— lag um 81/,% über dem Umſatz des Vor— 
jahres. Wie groß iſt die Steigerung und der vorjährige Umſatz? 
Löſung: 210483 x 8½¼ oder gekürzt: 210483 1 


10191, 
1081 /, 13 
Sahresumja = 1081/,% = RM 210483. — 
Steigerung e eie 
Vorjahrsumſatz = 100% = RM 194 292.— 


7. Der Rechnungsbetrag einſchl. 4% Proviſion beträgt RM 2678.—. Wie hoch ift die 
Proviſion? 
Löſung: 2678 4 2678 1 


d izt: RM 103. 
104 oder gekürz 25 


8. (Prozente im Hundert): Verkaufspreis RM 2790.75, Verluſt 8½ %. Wieviel 
beträgt der Verluſt? 


Löſung: RM 91.50 Verkaufspreis = RM 8.50 Verluſt 
11 2790.75 11 Ten ? ER N 
8.50 x 2790.75 
— RM 259.25. 
91.50 


9. Nach Abzug von 2% Skonto wurden RM 769.30 bezahlt. Wie hoch iſt der Skonto 
und der Rechnungsbetrag? 


Löſung: 769.30 „ 2 oder gekürzt 769.30 x 1 


98 49 — RM 15.70. 
Barbetrag —= 98% = RM 769.30 
Skonto „ FE N IE UO 


Rechnungsbetrag = 100% = RM 785.— 


10. Ein Reſtbeſtand mußte für RM 763 mit 121/,% 370 verkauft werden. Wie 
groß war dieſer? 


Löſung: 763 x 12,5 oder gekürzt: 763 “ 1 
| 87,5 2 | 
Auch beim Rechnen mit dem vermehrten oder verminderten Wert laſſen ſich die 
bequemen Bruchteile der Prozentſätze benutzen. Der Nenner wird um 1 größer, wenn es 


ſich um die Prozentrechnung auf Hundert, um 1 kleiner, wenn es ſich um die Rechnung 
im Hundert handelt. 


— RM 109.—. 


b) Di des Prozentſatzes 
Beifpiele: ) Die Berechnung des Proze j tz 


1. Wieviel Prozent find an Speſen gerechnet? Netto-Einkaufspreis RM 1250.—, 
Speſen RM 56.25. 


Löſung: 100% = RM 1 250.— 1 — 41½0 
100 „ 12.50 Prozentſatz: 56.25: 12.50 = 4½900. 
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Es wird alſo vom reinen Grundwert auf 1% geſchloſſen und der Prozentwert damit 
dividiert. Das Ergebnis iſt der geſuchte Prozentſatz. 


Auch ein anderer Weg iſt möglich: 


RM 1250.— Netto⸗Einkaufspreis = RM u 25 Speſen 
100.— NN: n 


11 1 11 


RM 56.25 x 100 


ze — 41 
1250 RM 4.50 Speſen = 4½9% 


ö f Wp 4 10x BER 
Die Gleichung P = aufgelöſt nach p= zeigt ihn ebenfalls. 


100 
2. Von RM 3087.50 verlor N RM 123.50; wieviel Prozent betrug der Verlust? 


Löſung: 100% = RM 3087.50 ö Sn 
14% 978 Prozentſatz: 123.50 :30.875 = 4% 


oder: Prozentſatz = 100x 123.50 
3087.50 


3. Bei Bezahlung jeiner Rechnung wird A ein Rabatt von RM 68.52 zugebilligt; 
er begleicht fie mit RM 1073.48. Wieviel Prozent beträgt der Rabatt? 


—= 4%. 


Löſung: RM 1073.48 Barzahlung 
+ „ 68.52 Rabatt 


RM 1142.— Rechnungsbetrag 
Auf RM 1142.— erhält A RM 15 52 Rabatt 
11 11 19 71 2 11 
68.52 100 
1142 


4. Berechne den Prozentſatz der Tara: Brutto 804 kg, Netto 723,6 kg. 


RM 6.— 60% 


Löſung: Brutto 804,0 kg 
Netto 723,6 , 


Tara 80,4 kg 
100% = 804 kg oder: 100 80,4 
1% 8,04 kg 804 
Prozentſatz: 80,4:8,04 = 10%. 


— 10%, 


e) Die Berechnung des Geſamtwertes 
Beiſpiele: 5 
1. Auf eine Rechnung werden 21/,% Rabatt = RM 48.75 bewilligt. Wie groß 
iſt a) der Rechnungsbetrag, b) die Barzahlung? 


Löſung: a) Der Rabatt beträgt 2% = ½ vom Rechnungsbetrage, alſo 
40 * 48.75 = RM 1950.— Rechnungsbetrag. a 


b) Rechnungsbetrag RM 1950.— 
Rabatt 5 48.75 


Barzahlung RM 1901.25 


2. Die Einkaufsſpeſen von 7% beliefen ſich auf RM 112.35. Wie hoch war der Ein⸗ 
kaufspreis? 


7 > * x 1 
* 5 1 

4 
j 


W 
a 
* ö 
N 
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eöfuhe: 7% = RM 112.35 
\ 194 „f 16.05 


Der Einkaufspreis — 100%, — beträgt RM 1605.—. 


Es wird alſo von dem Prozentwert auf 1% geſchloſſen und mit 100 multipliziert. 


i g N a FAN Wxp 100xP 
Dieſen Weg zeigt auch die Entwicklung der Gleichung P = 100.0 Wı= 


P- 
3. Das Betriebskapital eines Geſchäftes hat ſich im Laufe eines Jahres um 13,5% 
vermindert und beträgt noch RM 9380.95. Wie groß war es vorher? 


Löſung: 86,5% = RM 9380.95 oder 
Ir 108.45 9380.95 x 100 
100% = RM 10845.— 86,5 


4. Die mit 21/,% berechnete Tara iſt 61,650 kg. Berechne a) das Brutto-, b) das 
Nettogewicht. 


— RM 10845.— 


Löſung: a) 2½¼ö % 61,650 kg b) Brutto = 2740 kg 
IN eg Tara = 61,650 kg 
100% = 2740 kg Netto = 2678,30 kg. 


d) Promillerechnung 
Bei dieſer iſt, wie folgende zwei Beiſpiele zeigen, der Rechnungsgang der gleiche wie 
bei der Prozentrechnung. 
1. Beiſpiel: Verſicherungsſumme RM 13500.—, Prämie 2¾8%0. Wieviel beträgt 
die Prämie? f 
Löſung: RM 1000 Verſicherungsſumme = RM 2½ Prämie 
„ 13500 Berfiherungsfumme = „ ? Prämie 
| 8 x 13500 
3 x 1000 
2. Beiſpiel: Verſicherungsſumme RM 10500.—, Prämie RM 27.30. Wieviel %% be- 
trägt die Prämie? 
Lö ſung: 1% 0 = RM 10.50 
27.30:10.50 = 2.60 = 2¾80% Prämie 
oder: 27.30 x 1000 
10500 


— RM 36.— Prämie. 


= 2,6%) Prämie. 


8. Die Zinsrechnung 


Unter Zinſen (abgeleitet vom lateiniſchen census — Abgabe) verſteht man die 
Vergütung für das Leihen einer Geldſumme; ſie werden nach Prozenten und meiſt für 
das Jahr berechnet. Den Prozentſatz nennt man Zinsfuß, die zu verzinſende Summe 
Kapital. Bei den Aufgaben der Zinsrechnung handelt es ſich darum, entweder die Zinſen, 
das Kapital, die Zeit, für welche die Zinſen berechnet ſind, oder den Zinsfuß zu ſuchen. 


a) Die Zinſen werden geſucht 
1. Jahreszinſen 
Da bei der Berechnung der Zinſen auf ein Jahr die Zeit rechneriſch keine Rolle 
ſpielt, ſo handelt es ſich hierbei nur um einfache Prozentrechnung. 


PR 
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Beiſpiele: 
1. Wieviel Zinſen bringen RM 1620.— zu 370% in einem Jahr? 
Löſung: 1% von RM 1620.— = RM 16.20 oder: 
3% von RM 1620.— = RM 48.60 1% = RM 16.20 “ 3,5 
1% „ „ 1620. — = „ 8.10 3½9% = RM 56.70 


31/,% von RM 1620.— = RM 56.70 
2. Wieviel Zinjen geben RM 3860.— zu 4% in 5 Jahren? 


Löſung: 4% in 1 Jahr = RM 154.40 
4% in 5 Jahren = „ 154.40 45 
RM 772.— 


Oder: In 5 Jahren betragen die Zinſen 5x4 = 20% 
20% von RM 3860.— = !/, = RM 772.—. 
Wie hoch find die Zinſen auf RM 6480.— zu 4½% in 3½ Jahren 
e Zinſen für 1 Jahr = 64.80 X 4,5 = RM 291.60 | 
Zinſen für 3 Jahre = 291.60x3 = RM 874.80 


I 


Zinſen für 3" la Fahre — RM 947.70 
Beispiele: 2. Monatszinſen 


1. Wieviel Zinſen bringen RM 2964.— zu 4% in 4 Monaten? 

Löſung: Man drückt die Zinſen als Bruchteile der Jahreszinſen aus. 
In 12 Monaten = 29.6444 = RM 118.56 
„ = 118.56: 3 = RM 39.52 


Meiſt iſt es vorteilhafter, den Zinsfuß in einen Prozentſatz zu verwandeln 


Prozentſatz für 1 Monat = 4:12, 
3 „ 4 Monate = 4:12%x4 8 10 


Die Umrechnung erfolgt alſo nach der Formel: 


Zinsfuß K Monate 
12 
So bringen: 4/% in 4 Monaten = 4 & 4:12 = 1½90 
6% ‚fIIITr7T; 
5% a RA 
2. Wieviel Zinſen bringen RM 1280.— zu 42/;% in 9 Monaten? 
Löſung: 4/9 = 42:12 3½00 | 
3% von RM 1280.— = RM 38.40 
% | 


3½% von RM 1280.— = RM 44.80 
Auch die Schlußrechnung führt zum Ergebnis. 
3. Welche Zinſen bringen RM 187.50 zu 3½% in 4 Monaten? 


Löſung: RM 100.— bringen in 12 Monaten RM 95 
[2 187. 50 I U 4 
10 x 187.50 , 4 


ie 


I n 


1 
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3. Tageszinſen 
f Im 1 Leben werden die Zinſen faſt ausſchließlich nach Tagen berechnet; 
der Einzahlungstag wird nicht mitgezählt, wohl aber der Abſchlußtag. 

In Deutſchland, Schweden, Norwegen, Dänemark, Rußland, der Schweiz und der 
Türkei rechnet man jeden Monat zu 30 Tagen; nur wenn die Zinſen bis zum 28. bzw. 
29. Februar zu berechnen ſind, ſetzt man auch 28 oder 29 Tage an, während man den 
Februar zu 30 Tagen annimmt, wenn der Endtermin in einen ſpäteren Monat fällt. 
Das Jahr wird zu 360 Tagen angenommen. 

Frankreich, Italien, Spanien, Ungarn, Belgien und Holland rechnen den Monat 
kalendermäßig, aber das Jahr zu 360 Tagen. 

England und Nordamerika rechnen das Jahr und den Monat kalendermäßig, im 
Schaltjahr den Monat Februar zu 29 und das Jahr zu 366 Tagen. 

Banken und Sparkaſſen rechnen die Zinſen nach Tagen nur von den RM und laſſen 
die Rpf unberückſichtigt “). f 


Beiſpiele: 
1. Wieviel Zinſen bringen RM 865.— zu 5% in 125 Tagen? 


Löſung: Zinſen auf das Jahr = 8.65 5, 
8.65 45 
inſen für 1 Ta = 
Zinsen für 1 Tag = 
8.65x5x125 
inſen für 125 Tage = 3 
Zinſen f g 560 
Der Zinsfuß läßt ſich in 360 bequem kürzen: 
8.65 * 125 
N RM 15.02. 


Dieſe Möglichkeit der Kürzung iſt bei vielen Zinsſätzen der Praxis gegeben. Das Er— 
gebnis, alſo 360 geteilt durch den jeweiligen Zinsfuß, wird als Zinsteiler bezeichnet. 
Die Zinsformel heißt ſo: K 
100 Tage 
Zinsteiler 
oder — da man den Ausdruck im Zähler 1% des Kapitals mal Tage — als Zinszahl 
(Zeichen +#) bezeichnet: 
Zinszahl 
Zinsteiler 


Man tut gut, ſich die wichtigſten Zinsteiler einzuprägen. Sie ſind bei: 


Zinſen 


11/,% = 300 21/,% = 144 4. 80 

11/,% = 288 395 120 5% 12 

11/,% = 240 31/,%, = 108 6% = 60 

2% = 180 33/,% = 100 677 = 54 

211,% = 160 3‘ % = % 71% = 48 

22/50), — 150 4% = 90 89 = 45 

2. Wieviel Zinſen bringen RM 8247.30 zu 3¼½ % in 73 Tagen? 

5 ; ! 3 
Ting XP nm 59.78. 
108 


Die Zinszahl ift immer aufs Ganze auf- oder abzurunden. 


*) Die Verzinſung der Spareinlagen beginnt mit dem 15. Zinstage, alſo nicht Kalendertage, nach 
dem Tage der Einzahlung und läuft bis zum Tage der Rückzahlung (BO, zur Anderung des Geſetzes 
über das Kreditweſen vom 23. 7. 40). 


8 Oeflers Handbuch 
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Bei Prozentſätzen, die einen runden Zinsteiler nicht ergeben (wie z ja 
4%, 5½9% uſw.), zerlegt man den Zinsfuß jo, daß man ſich den Vorteil der Zinsteiler 3: 
zunutze machen 1 85 So berechnet man z. B.: 1 > 
23/,/ = 3% — ½¼2 vom Ergebnis ab 5¼% 6% — ½ vom Ergebnis ab 


3¼% = 3% ＋ "he zum „ hinzu 6 // = 6% + ½ zum „ hinzu x 
3¼½% wi 3% 5 76 7 1 " 6½% I; 6% 255 712 " 9 20 9 
4% — / vom „ ab 4% ＋ 2½0% : 
3¼% = 3% ＋½¼ zum m hinzu 47% + (2% 
4¼% = 4% ＋ ½¼16 „ Me 6% + Yo 
4¾% = 5% — ½0 vom ab 6¼% 6% Js zum „ hinzu 
5¼%% = 5% ½00 zum „ hinzu 70% A 6¾ ＋ Ye . " 
6% —!/, vom " ab uſw. j 
51/0, = u Yo zum „ hinzu 
— ¼/½ vom m ab 


3. Wieviel betragen die Zinſen von RM 856.— zu 3% in 56 Tagen? 
Löſung: 3¾% 39% ½ zum Ergebnis hinzu. 


8.56 x 56 Ä a a 
— RM 3.99 Ss 


120 \ 
— 1 von RM 3.99 = a 1.— a 
RM 4.99. | 5 
Die Formel zur Berechnung der Zinſen 9 1 N 
zu 4% in 90 Tagen heißt 1% des Kapitals x 90 FR 
90 | 5 
zu 5% in 72 Tagen heißt 1% des Kapitals * 72 1 ; 
72 | 
zu 6% in 60 Tagen heißt 1% des Kapitals x 60 
60 


In dieſen Fällen heben ſich die Tage mit dem Zinsteiler, die Zinſen betragen gerade 
1%. Das iſt immer der Fall, wenn die Tage mit dem Zinsteiler übereinſtimmen. Durch 


Zerfällen der Zeit kann man jo unter Benutzung dieſer Normal- oder che 

manchmal ſchneller zum Ziel kommen. f 5 
4. Wie viel Zinſen tragen RM 1266.— zu 21/,% in 144 Tagen? | 5 
Löſung: 21/,% in 144 Tagen = 1% = RM 12.66. ; 


5. Berechne die Zinſen für RM 2486.75 zu 4% in 108 Tagen. . f 
Löſung: in 90 Tagen = 1% RM 24.86 f 


F E. ee bon Vorigen) 
in 108 Tagen = RM 29.83 


C DE TE 


4. Berechnung der Zinſen von mehreren Kapitalien zu 
gleichem Zinsfuß 
Beiſpiel: Wieviel betragen die Zinſen zu 4% für RM 875.40 in 28 Tagen, RM 759, 65 


in 36 Tagen, RM 915.12 in 92 Tagen, RM 315.65 in 70 Tagen, RM 924.25 in 55 Ae 
und RM 834.42 in 64 Tagen? 


55 


5 
Löſung: Bei der Einzelberechnung hätte man in allen 6 Fällen den Zinsteiler 90. 3 
Statt die Einzeldiviſionen durchzuführen, iſt es offenbar zweckmäßiger, die gene = 
zu addieren und dann erſt die Summe zu dividieren. 1775 
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Rechnen 


| 


I Kaufmännif ches 
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Beträge Tage Zinszahlen 
RM 875.40 28 245 
0 36 273 
1 N 92 842 
815.69 0.90 2 
VV 508 

„ 834.42 64 534 

2623:90 

— RM 29.14. 


b) Das Kapital wird geſucht 
Beiſpiel: geſuch 
1. Wie groß iſt das Kapital, das, zu 3% ausgeliehen, in 82 Tagen RM 34.15 Zinſen 
bringt? 


8 1 
Löſung: Zinſen für 1 Tag = 1 1 
ö ’ 34.15 x 360 
3% Zinſen für 360 Tage = ee 
x 34.15 x 360 
1% Zinſen für 360 Tage = — — 1% des Kapitals 
82 3 
a 34.15 x 360 x 100 
Kapital (100%) — — RM 4997.56 
82 * 3 
Das gibt die Formel: Kapital = Zinſen K 360 * 100 
Tage „ Zinsfuß 


Veiſpiele: c) Die Zeit wird geſucht 

1. In welcher Zeit bringen RM 800.— Kapital zu 4½% RM 28.— Zinſen? 

Löſung: Die Teilung des Zinsertrages durch die Tageszinſen ergibt die Zeit. 
Tageszinſen 8&1 | 


Zeit = 28:0.10 = 280 Tage. 


Kapital x Zinsfuß x Tage 
Das führt der auch aus der Sgl nen 
| führt zu ch aus der Zinsgleichung Zins 100 8 300 
abzuleitenden Formel: 
Zinſen x 100 x 360 
A ee 
Kapitalx Zinsfuß 
2. In wieviel Tagen bringen RM 4935.— zu 3% RM 26.32 Zinſen? 
Löſung: 26.32 x 100 x 360 
\ — 64 Tage. 
4935 x 3 


Beifpiele: d) Der Zinsfuß wird geſucht 


1. Für 240 Tage wurde ein Darlehn von RM 7200.— mit RM 216.— 1 Wie 
hoch war der Zinsfuß? 


4 
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Löſung: Man errechnet die . und teilt ſie durch 1% des Kapitals. Das 
Ergebnis it der Zinsfuß. 


re 210. =, ur das Jahr 216 x 360 
„ A ahr 
Zinſen für ag 240 Zinſen für J 240 
Zinsfuß 216 x 360 7200 216 x 360 x 100 9 0 
1 5 = g 
240 100 2405 7200 175 
Das entſpricht der Formel: 
f Zinſen x 100 x 360 
Zinsfuß = 
Tage x Kapital 
2. Zu welchem Zinsfuß brachten RM 4250. — in 150 Tagen RM 59.03 Zinſen? 
Löſung: 59.03 x 100 x 360 
37 90 
150 x 4250 
Zinseszinstafel 


RM 1.— Kapital wächst nach den jeweiligen Jahren und Prozenten durch 
Zinseszinsen an auf: 


3½ 0% 
RM 

1 1.03 1.035 1.04 1.045 1.05 
2 1.0609 1.0712 1.0816 1.0920 1.1025 
3 1.0927 1.1087 1.1249 1.1412 1.1576 
4 1.1255 1.1475 1.1699 1.1925 1.2155 
5 1.1593 1.1877 1.2167 1.2462 1.2763 
6 1.1941 1.2293 1.2653 1.3023 1.3401 
7 1.2299 1.2723 1.3159 1.3609 1.4071 
8 1.2668 1.3168 1.3686 1.4221 1.4775 
9 1.3048 1.3629 1.4233 1.4861 1.5513 
10 1.3439 1.4106 1.4802 1.5530 1.6289 
11 1.3842 1.4600 1.5395 1.6229 1.7103 
12 1.4258 1.5111 1.6010 1.6959 1.7959 
13 1.4685 1.5640 1.6651 1.7722 1.8856 
14 1.5126 1.6187 1.7317 1.8519 1.9799 
15 1.5580 1.6753 1.8009 1.9353 2.0789 
16 1.6047 1.7340 1.8730 2.0224 2.1829 
17 1.6528 1.7947 1.9479 2.1134 2.2920 
18 1.7024 1.8575 2.0258 2.2085 2.4066 
19 1.7535 1.9225 2.1068 2.3079 2.5270 
20 1.8061 1.9898 2.1911 2.4117 2.6533 
21 1.8603 2.0594 2.2788 2.5202 2.7860 
22 1.9161 2.1315 2.3699 2.6337 2.9253 
23 1.9736 2.2061 2.4647 2.7522 3.0715 
24 2.0328 2.2833 2.5633 2.8760 32251 
25 2.0938 2.3632 2.6158 3.0054 3.3864 
30 2.4273 2.8068 3.2434 3.7453 4.3219 
40 3.2620 3.9593 4.8010 5.8164 7.0400 
50 4.3839 5.5849 7.1067 9.0326 11.4674 
60 5.8916 7.8781 10.5196 14.0274 18.6792 
70 7.9178 11.1128 15.5716 21.7841 30.4264 
80 10.6409 15.6757 23.0498 33.8301 49.5614 
90 14.3005 22.1122 34.1193 52.5371 80.7304 
100 19.2186 31.1914 50.5049 81.5885 131.5013 
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Tabelle (Kapitalwachstum durch Zinſeszinſen bei RM 1.— jährlicher Einlage) 


Jahre 


OO D ro o 


3% 
RM 
1.030 
2.091 
3.184 
4.309 
5.468 
6.662 
7.892 
9.159 
10.464 
11.808 
13.192 
14.618 
16.086 
17.599 
19.157 
20.762 
22.414 
24.117 
25.870 
27.676 
29.537 
31.453 
33.426 
35.459 
37.553 
39.710 
41.931 
44.219 
46.575 
49.003 
51.503 
54.078 
56.730 
59.462 
62.276 
65.174 


68.159 


71.234 
74.401 
77.663 
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30790 
RM 
1.035 
2.106 
3.215 
4.362 

5.550 
6.779 
8.052 
9.368 


10.731 


12.142 
13.602 
15.113 
16.677 
18.296 
19.971 
21.705 
23.500 
25.357 
27.280 
29.269 
31.329 
33.460 
35.667 
37.950 
40.313 
42.759 
45.291 
47.911 
50.623 
53.429 
56.335 
59.341 
62.453 
65.674 
69.008 
79.458 


76.029 


79.725 
83.550 
87.510 


4% 
RM 


1.040 
2.122 
3.246 
4.416 
5.633 
6.898 
8.214 
9.583 
11.006 
12.486 
14.026 
15.627 
17.292 
19.024 
20.825 
22.698 
24.645 


26.671 


28.778 
30.969 
33.248 
35.618 
38.083 
40.646 
43.312 
46.084 
48.968 
51.966 
55.085 
58.328 


61.701 


65.210 
68.858 
72.652 
76.598 
80.702 
84.970 
89.409 
94.026 
98.827 


21,% 
1 
1.045 
2.137 
3.278 
4.471 
5.717 
7.019 
8.380 
9.802 

11.288 


12.841 


14.464 
16.160 
17.932 
19.784 
21.719 
23.742 
25.855 
28.064 
30.371 
32.783 
35.303 
37.937 
40.689 


43.565 


46.571 
49.711 
52.933 
56.423 
60.007 
63.752 
67.666 
71.756 
76.030 
80.497 
85.164 
90.041 
95.138 
100.464 
106.030 
111.847 


5% 
RM 
1.050 
2.153 
3.310 
4.5268 
5.802 
7.142 
8.549 
10.027 
11.578 
13.207 
14.917 
16.713 
18.599 
20.579 
22.657 
24.840 
27.132 
29.539 
32.066 
34.719 
37.505 
40.430 
43.502 
46.727 
50.113 
53.669 
57.403 
61.323 
65.439 
69.761 
74.299 
79.064 
84.067 
89.320 
94.836 
100.628 
106.710 
113.095 
119.800 
126.840 
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e) Berechnung der Zinſeszinſen 


Wenn man die Zinſen eines Jahres zum Kapital ſchlägt und in dem folgenden Jahre 
nicht allein von dem Kapital, ſondern auch von den vorjährigen Zinſen wieder Zinſen 
berechnet, ſo nennt man dies Zins auf Zins oder Zinſeszinſen. Dem einzelnen iſt es 
durch Geſetz (§ 248 des BGB. und § 353 des HBG.) verboten, Zinſen von Zinſen 
zu nehmen; auch dürfen von Zinſen Verzugszinſen nicht erhoben werden (§ 289 des 
BGB.). Doch Sparkaſſen, Lebensverſicherungen, Kreditanſtalten und Bankgeſchäfte 
können im voraus vereinbaren, daß nicht erhobene Zinſen von Einlagen als neue verzins— 
liche Einlagen gelten ſollen. Da die Löſung von Zinſesaufgaben viel Zeit in Anſpruch 
nimmt, ſo hat man ſog. Zinſestafeln berechnet. Aus dieſen iſt ſofort zu erſehen, 
zu welchem Betrage RM 1.— bei einem beſtimmten Zinsfuße in einer beſtimmten 
Zeit anwächſt. 

Außer der Berechnung des Endkapitals kann es nötig werden, das Anfangskapital 
oder die Zeit zu ermitteln. Auch dabei wird die Tafel (S. 117 und 118) benutzt. 


Beiſpiele: 

1. Auf welche Summe wachſen mit Zinſeszinſen zu 5% RM 1500.— in 5 Jahren? 

Löſung: Nach der Tafel wächſt RM 1.— auf RM 1.2763, RM 1500.— alſo auf 
1500 * 1.2763 = RM 1914.45. 


2. Nachdem ein Kapital 14 Jahre zu 4/,% auf Zinſeszins geſtanden hatte, wurde 

es mit RM 3333.42 zurückgezahlt. Wie groß war das Anfangskapital? f 
Löſung: Der Rechenvorgang iſt hier umgekehrt, das Endkapital iſt durch den Tafel⸗ 
wert zu teilen. 
a 3333.42:1.8519 = RM 1800.—. 


3. Wie lange muß ein Kapital von RM 2000.— ſtehen, um bei 31/,% Zinſeszins 
auf RM 2 920.— anzuwachſen? 
Löſung: Die Diviſion Endkapital: Anfangskapital ergibt den Tafelwert, nach dem 
die Zeit abzuleſen iſt. 
2920:2000 = 1.46, das ſind nach Tafel 11 Jahre. 


4. X zahlt jährlich RM 300.— auf ein Sparbuch ein. Auf welches Kapital einſchl. 
Zinſeszins zu 3½ % find die Einlagen nach 18 Jahren angewachſen? 

Löſung: Die Berechnung kann nach der Zinſeszinstafel in der Weiſe erfolgen, 
daß das Endkapital für jede Einzelzahlung feſtgeſtellt wird (RM 300.— nach 18 Jahren, 
RM 300.— nach 17 Jahren usw.). Einfacher iſt die Benutzung jener Überſicht, die das 
Anwachſen bei RM 1.— jährlicher Einlage darſtellt. Sie zeigt unter 3½% und 18 Jahren 
den Wert 25.357. Es ſtehen demnach zur Verfügung: 


RM 300.— x 25.357 = RM 7607.10. 


9. Die Diskontrechnung 


Diskont iſt ein Abzug, der für Zahlung einer Schuld vor Fälligkeit gewährt wird. 
Diskontrechnung iſt Zinsrechnung, bei der an Stelle des Zinsſatzes der Diskontſatz tritt. 
Ihre Hauptanwendung findet ſie beim An- und Verkauf von Wechſeln vor Fälligkeit, 
dem wichtigen Diskontgeſchäft der Banken. Man unterſcheidet den Diskont auf Hundert 
und den Diskont vom Hundert. Im geſchäftlichen Leben wird allgemein nur der Diskont 
vom Hundert angewandt. 
Wohl zu unterſcheiden davon iſt der im Warenhandel übliche Skonto (Abzug) vom 
Rechnungsbetrage, wenn vor dem Fälligkeitstage bezahlt wird. Hierbei handelt es ſich um 
einfache Prozentrechnung. 
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Beiſpiele: n 
1. (Skonto.) Eine am 16. November fällige Rechnung über RM 107.80 wird am 
1. Oktober unter Abzug von 11/,% Skonto beglichen. Was wird gezahlt? 


Löſung: Rechnungsbetrag RM 107.80 
Skonto (1½9 dn, a 
RM 106.18 


2. (Diskont.) Was ift der Barwert eines am 4. Auguſt fälligen Wechſels über 
RM 2495.—, der am 20. Mai mit 4% diskontiert wird? 

Löſung: Vom 20. Mai bis 4. Auguſt ſind, den Monat zu 30 Tagen gerechnet, 74 Tage, 
denn der Diskontierungstag wird nicht mitgerechnet, wohl aber der Verfalltag des Wechſels. 
4% hat den Zinsteiler 90. 5 


f 24.95 * 74 
Diskont - — — — 20.50 
90 
Wechſelbetrag fällig 4. Auguſt RM 2495.— 
— Diskont 74/4% „ 20 


Wert 20. Mai RM 2474.50 
3. Kuhn & Co., Mainz, diskontieren bei der Reichsbank am 18. Februar zu 4½90: 
RM 90.80 f. 28. Februar auf Hamburg 


„ 175.— „ 6. März „ Karlsruhe 
„ 150.— „ 18. März „ Halle g. . 
„ 1220.— „ 4. April „ Erfurt. 


Die Wechſel werden mit einem Verzeichnis eingereicht, in dem ſie nach der Zeitfolge 
ihrer Verfalltage mit Zahlungsort, Wechſelſumme, Verfalltag, Zinstagen und Zins⸗ 
zahlen verzeichnet ſind. Hat man mehrere Wechſel zu gleichem Zinsfuße zu diskontieren, 
ſo verfährt man genau ſo wie bei der Aufſuchung der Zinſen aus mehreren Kapitalien. 

Lösung: 

Mainz, den 18. Februar 19. 
Rechnung über an die Reichsbankhauptstelle in Mainz verkaufte Wechsel 


Wechsel- 
betrag 


Diskont zu 4½ % 
Zins- 
zahlen 


Bezogener| Zahlungsort Verfalltag 


Tage 


Hamburg 28. Februar 10 401) 90 80 
Karlsruhe 6. März 18 401) 175 — 
Halle a. S. 18. März 30 o 45 150 — 

Erfurt 4. April 46 561 1220 — 


686 1635 80 

ab Diskont 8 58 

Zur Gutschrift auf Girokonto 1627 |22 

1) Die Reichsbank rechnet für jeden Wechſel wenigſtens RM —.50 Diskont, alſo muß 

eine Zinszahl eingeſetzt werden, die bei der Diviſion dieſen Mindeſtſatz ergibt. Das iſt 
immer der halbe Zinsteiler. (Zinsteiler für 4½% = 80; 40:80 = 0.50.) 

Das Aufſuchen des Wechſelbetrages aus dem Diskont oder des Diskontſatzes erfolgt 

nach den entſprechenden Formeln der Zinsrechnung. 


10. Die Terminrechnung 


In der kaufmänniſchen Praxis kommt es häufig vor, daß Kapitalien, die verſchiedene 
Fälligkeitstermine haben, gleichzeitig bezahlt werden ſollen, ohne daß ein Verluſt für 
den Gläubiger oder Schuldner eintritt. Die Terminrechnung hat nun die Aufgabe, den 
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mittleren erfalltag (Durchſchnittsverfalltag) und bei verſchiedenen Zinsfüßen den mitt- 
leren Prozentſatz zu finden. 


a) Berechnung des mittleren Verfalltages bei gleichen Beträgen 
Beiſpiel: Ein Kraftwagen iſt in 5 gleichen Raten zu bezahlen, die nach 2, 3, 5, 
7 und 8 Monaten fällig werden oder am mittleren Verfalltag zu bezahlen find. Wann 
iſt der? 
Löſung: Es handelt ſich hierbei um eine einfache Durchſchnittsrechnung. 


24＋3＋45＋7＋8 25 
3 —— 5 5 5 Monate 


b) Berechnung des mittleren Verfalltages bei ungleichen Beträgen 
Beiſpiel: Ein Kommiſſionär hat folgende Verkäufe ausgeführt, deren Rechnungs— 
beträge wie folgt fällig werden: am 1. März RM 960.—, am 3. April RM 1300.—, am 
18. April RM 870.—. An welchem Tage kann er dem Auftraggeber den Geſamtbetrag 
überweiſen? 


Löſung: Stichtag 1. 3. Tage Zinszahlen 
BM 960. f. 3 5 
„ 1300.— „ 3.4. 32 416 
„ 870.— „ 18.4. 47 409 
RM 3130.— 825 


825 : 31,30 = 26,3 Tage: 27 Tage = 28. März 
Die auf die Höhe des Zinsbetrages einwirkenden Faktoren Kapital und Zeit kommen 
in den Zinszahlen zum Ausdruck. Das Zinsergebnis iſt gleich, wenn bei gleichem Zinsfuß 
mit denſelben Zinszahlen gerechnet wird. Die Zinszahl vom Geſamtbetrag ſtimmt bei 
27 Tagen mit der Summe der Zinszahlen der Einzelbeträge überein. 


c) Berechnung des mittleren Zinsfußes und der mittleren Verfallzeit bei Beträgen 
mit verſchiedenen Zinsfüßen (der Fall kommt im Geſchäftsverkehr ſelten vor) 
Beiſpiel: Welches iſt der mittlere Zinsfuß und die gemeinſchaftliche Verfallzeit 

folgender Anweiſungen: 

RM 528.— zu 4%, fällig nach 4 Monaten, 
" 774.— 1 5%, " „5 8 " 

„ 1000.— „ 4½%, „5 9 " 

„ 1250.— „ 6%, 1 „ 1 Monat. 


Löſung: 

RM 528.— zu 4% bringen ebenſoviel Zinſen wie 4x 528= RM 2112.— zu 19% 
„ 774.— u 595 " " „ 5 774 „ 3870.— „ 1% 
„ 1000.— „ 41/,% U 1 1 1 4½ 1000 „ 4500.— „ 17 
„ 1250.— „ 6% " " " " 6 1250 „ 7500.— „ 1% 

RM 3 552.— zu den verſchiedenen Zinsfüßen = RM 17982.— zu 1% 

17982 
daher mittlerer Zinsfuß TE 5,06%. 

RM 2112.— auf 4Mon. geb. ebenſoviel Zinſen wie4x 2112 RM 8448.— auf 1 Mon. 
„ 3870.— „ 8 „ " " D „ 8 * 3870= 30960.— „ 1 „ 

„ 4500.— „ 9 „ " " 1 „ 9 X 4500 „ 40500.— „ 1 „ 
„ 7500.— „ 1 Monat = „ 7500. „ 1 „ 

RM17982.— auf verſchiedene Monate = RM 87408.— auf 1 Mon. 


87408 8 
mithin gemeinſchaftliche Verfallzeit = ——— = 4,87 Monate = 4 Monate 26 Tage. 


17982 
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1. Beispiel: Kontokorrent mit vorwärts- 


Soll Herren /. C. Herrmann 
| Ver- | & 
Juli 1 Saldovortrae., a2... 2020008 30. 6. 180 15354 || 8530 | — 
Sept 318.1 Scheck Nr. 22918 18. 9. 102 2687 2634 | 50 
Nov 1. Abhebung....... VS 1.151239 383 | 650 — 
Dez, 1311.49, Zinsen aus , 8 n 79 96 
2 31.| Provision, Spesen 18 | 44 
118 424.11 912 90 
Jö 8 31. 1 | 2271| 90 
2. Beispiel: Kontokorrent mit roten 
Soll Herrn Rudolf 
4 
19. 185 S. Lahlen RM |Rpf 
Juli D Ssldo vortrag re 30. 6. 160 4529 2516 — 
Aue... i rr. 8 16. 8. 134 3732 2785| 45 
Sept. 30, Rimesse auf s 8 15.11. 45 234 520 — 
8 30.1 nns 30. 9. 90 900 1000 — 
Nov. 13, Tratte O. P. Weiss 30. % 0 97 324 50 
5 28. Rimesse uf Wen, 233 647 2586 50 
Dez 5 Bilfektens. cn n 5.12.| 25 1467 5870 | — 
8 31. Rote Zahlen im Haben | 1352 | 
0 31. Zinszahle dsadd 00022, 3463 
97 24 1/,0/, Provision v. M. 13086.45*).. 43 60 
0 3% Port tee! W000: 10 80 
J in. 11 Saldovertrau ,,,, nn 


„) Summe der Golljeite (ohne den Saldo aus voriger Rechnung) 


„ > ODE 
I 1 2 > IR 
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N 
Schreitekdes (progressiver) Zinsenberechnung 
& Söhne, Hamburg Haben 
= © 
29 Yen E Zahlen RM Rpf 
ung... en: 16. 7. 164 7134 4350 | — 
Aug. | 7.| Überweisung Koch ............... 8. 8. 142 1243 || 875 50 
Okt. een auf essig 13.10. 77 2657 3450 | — 
Dez. |10.| disk. Wechsel 10.12. 20 193 9065 50 
11 31. Zinszahlen saldo 7197 
be 31 | / ĩ ͤ ne oe 31.12 2271| 90 
Ä | 1134241191290 


Hamburg, den 31. Dezember 19. 


Paul Kayser 


Zahlen (progressive Zinsenberechnung) 


Sorbe, Berlin Haben 
& 0 

I . Zahlen RM Rpf 

ee, Ira an 10. 7. 170 5100 || 3000| — 

hn «ĩ?ͤ 12. 8. 138 95366910 — 

e ki Zahlung R. Lange 1. 9.119 297 250 — 

Dez. 2. Rimesse auf Hamburg 2. 2. 32 1352 4224 50 
„ 31. Rote Zahlen im Soll. 744 

e Zinsen zu 4% 305 „ b 38 50 

3 Kepitalsal doo 1233 85 


15 677 15 656 85 


Berlin, den 31. Dezember 19 
Conrad Eberling 
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11. Die Kontokorrentrechnung 
a) Allgemeines 


Unter Kontokorrent, abgeleitet von dem italieniſchen conto corrente = laufendes 
Konto, verſteht man ſowohl das Buch, in dem alle Geſchäftsfreunde, mit denen der Kauf⸗ 
mann in laufender Rechnung ſteht, ein Konto erhalten, als auch das Konto ſelbſt und 
beſonders deſſen Abſchrift, den Rechnungsauszug. 

Das Konto nimmt in der Regel zwei einander gegenüberſtehende Seiten mit gleichen 
Seitenzahlen ein. Auf der linken Seite wird unter „Soll“ oder „Debet“ der Geſchäfts⸗ 
freund für alle Lieferungen und Zahlungen an ihn belaſtet, während ihm auf der rechten 
Seite unter „Haben“ oder „Kredit“ alles, was er gibt, gutgeſchrieben wird. 

Ein Abſchluß aller Konten erfolgt gewöhnlich am Schluß des Jahres, im Bankgeſchäft 
meiſt zweimal im Jahre, am 30. Juni und 31. Dezember. Im Warenhandel wird der 
Abſchluß in der Regel ohne Zinſenberechnung vorgenommen, weil das Konto faſt immer 
bald ausgeglichen wird oder die Beträge zu klein ſind. Anders iſt es im Bankverkehr. Die 
Bank, die einem Kaufmann ein Konto eröffnet, berechnet Zinſen, und zwar für ihr Gut⸗ 
haben höhere als für das Guthaben des Kunden. Verändert ſich der Reichsbankdiskont, 
ſo werden auch die Zinsſätze der Banken andere. 

Tritt ein Kaufmann mit einem Bankgeſchäft in laufenden Verkehr, ſo werden Verein⸗ 
barungen über den Eröffnungstag des Kontos, den zu gewährenden Kredit, den jeweiligen 
Abſchluß des Kontos, die Zinſen, Proviſion uſw. getroffen. Nach dem jedesmaligen Ab⸗ 
ſchluß erhält dann der Kunde von der Bank eine mit deren Unterſchrift ſowie mit Ort und 
Datum verſehene Abſchrift des Kontos, die man, wie bereits erwähnt, Kontokorrent nennt. 

Der ſchwierigſte Teil der ganzen Kontokorrentrechnung iſt die Berechnung der Zinſen. 
Man unterſcheidet drei Arten der Kontokorrent⸗Zinſenberechnung: 


Die vorwärtsſchreitende (progreſſive) Methode, 
die rückwärtsſchreitende (retrograde) Methode und 
die Staffelrechnung. 


b) Die vorwärtsſchreitende (progreſſive) Methode 


Bei dieſer auch deutſche Methode genannten Rechnungsform wird der Abſchlußtag 
als Grundlage für die Zinſenberechnung angenommen. Dieſe geht auf folgende Weiſe vor 
ſich: 

1. Man berechnet die Anzahl der Tage vom Verfalltag der einzelnen Poſten bis 

zum Tage des Kontokorrentabſchluſſes und ſchreibt ſie in die dafür beſtimmte Spalte. 
Kapital er) 


100 

3. Die Zinszahlen werden auf beiden Seiten addiert, und auf der ſchwächeren Seite 
wird der Zinszahlenſaldo eingetragen. 

4. Von dieſem Saldo werden die Zinſen berechnet und in die Betragsſpalte der 
gegenüberſtehenden Seite gebracht, alſo derjenigen Seite, welche die größere 
Zinszahlenſumme hatte. 

Nachdem die Zinſen ſowie die Proviſion und ſonſtigen Speſen auf dem Konto einge⸗ 

ſtellt ſind, iſt es abzuſchließen und der Kapitalſaldo auf neue Rechnung vorzutragen. 

Im zweiten Beiſpiel ſind, wie in der Praxis meiſt, verſchiedene Poſten erſt nach 

dem Abſchluß fällig. Die von ſolchen Poſten vom Abſchlußtage des Kontokorrents bis 
zum Verfalltage berechneten Zinſen wären eigentlich als Diskont von der Summe 
der betreffenden Seite in Abzug zu bringen (ähnlich wie der Diskont eines ſpäter fälligen 
Wechſels von der Wechſelſumme). Da man aber auf einem Konto nicht abzieht, ſo ſetzt 
man den Betrag auf der entgegengeſetzten Seite ein, wodurch dieſelbe Wirkung erzielt 
wird. Man ſchreibt Tage und Zinszahlen bei ſolchen nachfälligen Poſten mit roter Tinte 
(in dem 2. Beiſpiel S. 1122/23 find fie durch Fettdruck bezeichnet), addiert dieſe roten 


2. Man ermittelt von jedem Poſten die Zinszahlen | 


Ar 
N f 
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Zahlen N ſich und überträgt die Summen als gewöhnliche ſchwarze Zinszahlen auf die 


andere Seite des Kontokorrents, alſo von der Soll⸗ auf die Habenſeite und umgekehrt. 
Natürlich genügt es auch, wenn man den Saldo der roten Tinte einſtellt. Beim Auf- 
rechnen der ſchwarzen Zinszahlen bleiben die roten unberückſichtigt. — Man kann übrigens 
auch die nach dem Abſchluß fälligen Poſten aus der Zinſenberechnung des laufenden Konto⸗ 
korrentabſchnitts ganz ausſchalten und ſie in der nächſten als ſogenannte Vortragspoſten 
berechnen; es iſt dies ſogar notwendig, wenn in dem folgenden Zeitabſchnitt ein anderer 
Zinsfuß zur Anwendung gelangt. 


c) Die rückwärtsſchreitende (retrograde) Methode 


Bei der rückwärtsſchreitenden, retrograden oder franzöſiſchen Methode werden die 
Tage rückwärts gezählt, d. h. von der Verfallzeit eines jeden Poſtens bis zu dem („Epoche“ 
genannten) früheſten Verfalltage, der in dem Kontokorrent vorkommt. Es iſt dies gewöhn⸗ 
lich derjenige des Saldos aus voriger Rechnung (ſ. 3. Beiſpiel ©. 126/127). 

Dieſes Verfahren der Diskontierung auf die früheſte Verfallzeit hat zur Wirkung, 
daß, ebenſo wie bei den roten Zahlen der progreſſiven Methode, die Zinszahlen im „Soll“ 
Zinſen für die Habenſeite, und umgekehrt die Zahlen der letzteren Zinſen für die Soll⸗ 
ſeite ergeben. 

Die Methode iſt alſo etwas unnatürlich; ſie hat aber gegenüber der progreſſiven 
folgende Vorzüge: 

1. Da man nicht an den Abſchlußtag gebunden iſt, der ſich oft ändert (z. B. beim 
Tode oder Konkurſe des Geſchäftsfreundes), jo kann man ſchon beim Eintragen 
der einzelnen Poſten in das Kontokorrentbuch Tage und Zinszahlen hinzuſchreiben. 

2. Die roten Zahlen werden vermieden. 


Die Arbeiten, welche ſich bei der retrograden Methode ergeben, ſind folgende: 


1. Man ermittelt die Tage vom Fälligkeitstage jedes Poſtens bis zurück zum 
früheſten Verfalltage und trägt ſie ein. 

2. Von jedem Poſten ſind die Zinszahlen zu berechnen und einzutragen. 

3. Nach der Ermittlung der Zinszahlen addiert man die Kapitalien beider Seiten, 
ſtellt die Differenz, Rohſaldo genannt, feſt und berechnet von dieſem Betrage 
ebenfalls die Zinszahl, nämlich vom Abſchlußtage bis zur Epoche. Dieſe Zinszahl 
iſt auf derjenigen Seite, welche den kleineren Kapitalbetrag aufweiſt, einzuſtellen. 

4. Die Summe der Zinszahlen iſt auf beiden Seiten zu ermitteln, der Saldo davon 
auf der Seite mit der kleineren Zahlenſumme einzutragen und die aus dem Zins⸗ 
zahlenſaldo durch den Zinsdiviſor zu berechnenden Zinſen ſind auf derſelben 

Seite unter dem Abſchlußdatum in die Kapitalſpalte einzuſetzen. 


Der Abſchluß des Kontos erfolgt dann genau wie bei der progreſſiven Methode. 


d) Die Staffelrechnung 


Die Staffelrechnung oder engliſche Methode hat die anderen Verfahren faſt völlig 
verdrängt. Sie iſt nicht nur überſichtlicher, ſondern vor allem „beweglicher“, das zeigt ſich 
beſonders beim Zinsfußwechſel innerhalb eines Rechnungsabſchnittes (ſ. 4. Beiſpiel S. 126f.). 

Bei dieſer Rechnungsart ermittelt man die Zinſen der Soll- und der Habenſeite 
nicht geſondert, berechnet ſie vielmehr nach der Reihenfolge der Verfalltage von dem jedes⸗ 
maligen Saldo, und zwar auf der ſogenannten Zinſen⸗ oder Staffelnota. Man beginnt 
mit dem Poſten, der den früheſten Verfalltag hat, bezeichnet ihn, je nachdem er von der 
Soll⸗ (Debet-) oder Haben- (Kredit-) Seite ſtammt, mit 8 (D) oder H (K), ſtellt die An- 
zahl der Tage bis zum nächſten Fälligkeitstermin feſt und trägt ſie nebſt der daraus berech⸗ 
neten Zinszahl ein. Alsdann wird der Poſten des zweiten Verfalltags därunter geſetzt 
und ebenfalls mit dem entſprechenden Buchſtaben bezeichnet. Tragen beide Poſten die 
gleiche Benennung, ſo ſind ſie zuſammenzuzählen, während, wenn ein Soll- und ein 
Habenpoſten zuſammen kommen, der kleinere vom größeren abzuziehen iſt. Der Saldo 
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3. Beispiel: Kontokorrent mit rückwärts. 
Soll | Herren /. C. Herrmann e 
Baer Ei Zahlen RM |Rpf 
Juli 1. Saldovortmg gs 30. 6. — — | 8530 | — 
Sept. 18. Scheck Nr. 22915 ............ . 3. 9. 78 2055 2634 50 
Nov. 1.1’ Abhebunp ....,. 2.0.2 1.11.1121 767 650 — 
Des., 131.11 40) t no N 7196 79 96 
35 31% Provision, Spesen 18 44 


| 10 038 1 910 90 


— — — . 7ß˙r—5Ʒ —Ä— — 


Jan; Ii Saldo vent, 8 31.12. | | 2271 | 90 


4. Beispiel: Kontokorrent 


Soll Herrn Rudolf 
19... | | a a 
Jan. 1.) Saldovortrag u... nee 31.12. 800 — 
Febr. 21. Scheck Nr. 1 0000 21. 2. 2250 — 
März 14. Überweisung an Richter. 14. 3. 3 803 | 50 
% 22 Abheb ss 22. 3. 500 — 
„ 31. Zinssaldo It. Nota W en 31 3 6 65 
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— ——— — —— Ü ⁰ AAUKRKAK K 


schreitender (retrograder) Zinsenberechnung 


& Söhne, "Hamburg Haben 
| fa E Zahlen, RM |Rpf 
eng 16. 7. 16 696 oo — 
Aug. | 7. Überweisung Koch ............... 8... 8.1.38 333 | 875| 50 
Okt. 8. Scheck auf Aussig 13.10. 1103 | 3554 | 3450 | — 
Dez. 10. disk. Wechsel Re 10. 12.160 1544 965 | 50 
+ 31. Kapitalsaldo RM 2173.50......... 70 3911 
ä ER Me a 31.12. | | 2271| 00 
| 10 038 11 912 | 90 


Hamburg, den 31. Dezember 19. 


Paul Kayser 


mit Staffelrechnung 


Mangner, Berlin Haben 
| Ver- 

Jan Zi Bimesse auf burg... ua 18. 1. 1500 | — 
Febr. I. Überweisung von Wapple n 310 30 
März 5. disk. Wechsel auf Brieednggggggnngnnn. 5. 3. 2480 70 
* %%% N RR a ed 28. 3.| 860 30 

＋ CCCCCC)J%)%%%% ... RE 31342 225 30 

| 7377 — 


Berlin. den 31. März 19 
Helm & Friedrichs 


\ * er 2 e 
3 . 5 1 35 


PR 
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f 
bekommt dann die entſprechende Bezeichnung. So geht es fort, bis alle Poſten bericfichtigt 
ſind. Man ermittelt auf dieſe Weiſe für jeden Verfalltag den Kapitalſaldo und berechnet 
dann jedesmal die Tage bis zum nächſten Fälligkeitstermin (beim letzten Saldo bis zum 
Abſchlußtage) und die Zinszahlen. Dieſe werden, wenn der Saldo mit s bezeichnet iſt, 
in die Soll-, und wenn er mit E bezeichnet iſt, in die Habenſpalte eingetragen. 

Hierauf zieht man die Zinszahlen in beiden Spalten zuſammen und berechnet aus 
den Summen die Zinſen zum vereinbarten Zinsfuß. Den Saldo der Zinſen bringt man 
in das Kontokorrent, und zwar auf die Seite, die in der Staffel den größeren Zinſenbetrag 
ergeben hat. 

Wenn während der Kontokorrentperiode die Zinsfüße wechſeln, ſo ſind an dem 
betreffenden Tage die Zinszahlen abzuſchließen und die Zinſen zu den bis dahin geltenden 
Sätzen daraus zu berechnen; die Zinſen aus den Zahlen der ſpäteren Poſten werden beim 
Abſchluß des Kontokorrents bzw. bei einem nochmaligen Wechſel der Zinsfüße ermittelt. 

Im allgemeinen wird der Staffelnota zur beſſeren Überſicht noch ein beſonderer 
Kontoauszug — der natürlich keine Tage und Zinszahlen aufweiſt — beigefügt, mitunter 
dient aber die Nota ſelbſt als Kontokorrent. 


(Zinsnota zu Beiſpiel 4) 
Herrn Rudolf Mangner, Berlin 


8. Betrag Zinszahlen 
yo H. RU Rp e Son 4% | Haben 1½% 
Dezember 31. 8 800 | — 18 | 144 
Januar | 18. H. 1500 | — 
| H.] 700 — 14 98 
Februar 2; H. 310 50 
H. 1010 50 19 192 
Sr 21; S. 2250 — 
S. 1239 30 14 173 
März 5. H. 2480 70 
H: |... 1241. 1204 © | 112 
% 14. 8 3803 50 
8 2% 8 205 
; 22. Sn 500 | — 
8. 3062 30 6 184 
1 28. H 860 30 
5 31. 8 2202 —) 2 44 
| 90 750 402 
8. 8 33 4% Sollzinsen 
8 2219 3 
2 5 1 68 1½% Habenzinsen 
eh 2208 65 5 
8. 9 19 ½% % Umsatzprovision “) 
8. 4 16 ¼ % je Monat Kreditprovision?) 
25 3 50 Auslagen 
| >. 2225 50] Saldo zu I./Lasten 


1) Umſatzproviſion von der größeren Seite des Kontos. 
2) Als Zinszuſchlag von den Sollnummern (1/;9/, je Monat = 2% aufs Jahr). 


Ex 
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12. Die Effektenrechnung 


Effekten ſind Urkunden über Vermögensrechte der Inhaber. Man unterſcheidet: 
Gläubigerpapiere, deren Inhaber Dahrlehensgeber iſt und einen Anſpruch auf 
feſte Verzinſung hat (Anleihen, Schuldverſchreibungen, Pfandbriefe, Obligationen); 
Beteiligungspapiere, deren Eigentümer als Mitunternehmer in Form der Divi⸗ 
dende am Ertrag teilnimmt (Aktie, Kuxe). 

Für die an den Börſen zum Handel zugelaſſenen Papiere wird der Kurs als Preis 
für je RM 100.— des Nennwertes notiert und im Kurszettel veröffentlicht. Für Kuxe wird 
ein Stückpreis angegeben und für Sachwertanleihen der Preis für die Sachwert-Einheit 
(Kohle, Roggen uſw.) genannt. 

Die Effektenrechnung iſt Ein⸗ oder Verkaufsrechnung. Sie geht vom Nennwert 
(Nominalwert) aus, ermittelt den Kurswert und gegebenenfalls daraus durch Zinſen— 
ausgleich den ausmachenden Betrag; ſchließlich ergibt ſich nach Berückſichtigung der 
Speſen der Endbetrag. 


a) Berechnung des Kurswertes 


Wenn an der Berliner Börſe Aktien der Tüllfabrik Flöha mit 114 notiert werden, 
dann heißt das: für RM 100.— Nennwert find RM 114.— zu bezahlen. 


Beiſpiel: Berechne den Kurswert von RM 3600.— Gehe & Co.-Aktien zu 92.75. 


Löſung: RM 100.— Nennwert RM 92.75 
RM3600.— 7 —= RM 92.75 K 36 RM 3339.—. 


b) Berechnung des ausmachenden Betrages 

Gläubigerpapiere haben feſte Zinſen, deren Auszahlung gegen die dem Papier bei- 
gegebenen Zinsſcheine, die meiſt über ein halbes Jahr lauten, erfolgt. Da der Käufer den 
nächſtfälligen Zinsſchein gewöhnlich mit übernimmt, ſo hat er dem Verkäufer die Zinſen 
vom letzten Zinstermin bis zum Kauftage (ſog. Stückzinſen) zu vergüten. 

Iſt der nächſtfällige Zinsſchein abgetrennt — im Börſenhandel iſt das höchſtens 
10 Tage vor der Fälligkeit geſtattet —, fo hat der Verkäufer die Zinſen vom Kauftage bis 
zum nächſten Zinstermin zu bezahlen. 

Die Berechnung der Zinſen von Effekten erfolgt ſtets vom Nominalwert. Jeder 
Monat iſt zu 30, der Februar zu 28 bzw. 29 Tagen, wenn der Endpunkt der Zinsberechnung 
auf den letzten Februar fällt, anzuſetzen und der Kauftag ſtets mitzurechnen. 

Bei den Beteiligungspapieren (Aktien) ſind keine Stückzinſen zu berechnen. Der Aus⸗ 
gleich für die anteilige Dividende, deren Höhe im Laufe des Geſchäftsjahres nur geſchätzt 
werden kann, liegt hier ſchon im Kurs. 


Beiſpiele: 
1. Wieviel koſten (ohne Speſen) RM 6000.— am 20. Juni gekaufte 4½ 9 Schatz⸗ 
anweiſungen? Kurs 98.50. Zinstermine 1. April und 1. Oktober (1. 4. 10.). 
Löſung: RM 6 000.— 4½ % Schatzanweiſungen zu 98.50 R 5910.— 
＋ 4½ 9% Zinſen auf 80 Tage „ 60.— 
RM 5970.— 


2. Was iſt der ausmachende Betrag für RM 4000.— 6% Friedr. Krupp⸗Anleihe, 

die am 21. Juli ohne laufenden Zinsſchein gekauft wurde? Kurs 115.—; Zinstermine 1./2.8. 
Löſung: RM 4000.— 6% Friedr. Krupp⸗Anleihe zu 115 RM 4600.— 
/. Zinſen zu 6% auf 9 Tage 1 6.— 
RM 4594.— 


e) Berechnung ausländiſcher Effekten 
Die Berechnung der auf eine fremde Währung lautenden Effekten erfolgt ſo, daß 
zunächſt der Nennwert nach den umſtehenden feſten Umrechnungsſätzen, welche den 
9 Oeflers Handbuch 
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Friedensgoldparitäten nahekommen, ermittelt wird. Alsdann wird aus dem ſo gefundenen | 


Nennwert der Kurswert mit Hilfe der Kursnotierung feſtgeſtellt. 


1 05 (E, Peſ., Leu, Zl.). = RM 0.80 | 1 alter Goldrubeln RM 3.20 
jj — 1 20.40 1 Rbl. (alt. Kreditrbl.) .. = „ 2.16 
115 U old „, e , 2. — 1 Danz. Gulden = „ 0.47 
W uad = „ 1.70 1 Kr. (fand. u enũRͤ˙ ran, 
1K. , ih, „ 90.85 Ben. Gold „ 4.— 
e = „ 0.60 1 Peſo (argent. Pap.) 175 
1 Bengö e „ 0.75 1 Dollar e e e — y 4.20 
1 Dinar ugpjl.) j; % 3.40 l hen „ 210 


Es ſind Erwägungen im Gange, dieſe Umrechnungskurſe dem erheblichen Abſinken 


der Auslandsparitäten anzupaſſen. 


Beiſpiel: Wieviel koſten (ohne Speſen) 2500 Zloty Aktien der ee Bergwerks⸗ 


geſellſchaft? Kurs 38.— 
Löſung: Zloty 2500.— 
RM 2000.— 


Schleſ. Bergwerksgeſ. zu 38.— = RM 760.—. 


d) Berechnung des Endbetrages 

An Speſen entſtehen beim Kauf oder Verkauf von Effekten: Proviſion, Makler- 
gebühr (Courtage), Börſenumſatzſteuer, die Abwicklungsgebühr und unter Umſtänden 
Auslagen für Porti uſw. Die Sätze zeigt die nachſtehende Zuſammenſtellung. Bei der 
Börſenumſatzſteuer iſt zu beachten, daß 2 Kaufgeſchäfte entſtehen, eins zwiſchen Bank 
und Bank an der Börſe, eins zwiſchen Bank und Auftraggeber. Beide ſind zu Laſten des 
Kunden ſteuerpflichtig. Von dem Geſchäft zwiſchen Bank und Bank trägt er die „Börſen⸗ 
hälfte“, den halben „Händlerſtempel“. Der „Kundenſtempel“ iſt das Vierfache des Händler⸗ 
ſtempels. 

Die Speſen ſind bei einem Kauf zum ausmachenden Betrage zu addieren, beim Ver⸗ 
kauf abzuziehen. 


Beiſpiel: Berlin, den 20. Juni 19. 


Kauf. RM 6000.— 4½% Schatzanweiſungen zu 98.50 RM 5910.— 
＋ 4½ % Zinſen auf 80 Tage „ 60.— 


RM 5970.— 
1/% Proviſion (v. Nennwert!) RM 15.— 
3% „ Maklergebühr „ 4.50 
Börſenumſatzſteuer „ 3.— 


Abwicklungsgebühr „ 1.— RM 23.50 
RM 5993.50 


Speſen im Effektenhandel 
(Nichtbankier⸗Kundſchaft.) 
1. Proviſion (Mindeſtens RM 1.—) 


a) Deutſche Anleihen: J % v. ausm. B.] mindeſtens aber vom Nennw.; jedoch 
is DR, beim Kurs bis 25% von ½ Nenn- 

5) Ausländiſche Anleihen! 0,4 vu u wert bis 50% von ½ Nennw. 

c) Aktien und Kuxe: 0,4% „ „ „; mind. v. Nennw.; jedoch beim Kurs 


bis 25% von ½ Nennwert. 
Zuſätze: Bei Sachwertanleihen und Papieren mit Stückkurs gilt Vorſtehendes ent⸗ 
ſprechend. Wenn Ergebnis bei a) bis e) mehr als 1% v. ausm. B., dann meiſt 1% v. ausm. B. 


1% % ausmachender Betrag. Ausnahme: Ablöfungsanleihe-Altbefig: ½% vom 
Ausloſungswert; Neubeſitz: ¼% % Nennwert. . 

b) Ausländiſche Anleihen: beim Kurs bis 20% = 1½ % ausmachender Betrag; 
dabei wird Kurs 5% gerechnet, wenn niedriger notiert; 10%, wenn zwiſchen 5 
und 10% notiert. 

Beim Kurs über 20% = 1% % ausmachender Betrag. 5 

e) Aktien und Kuxe: 1% ausmachender Betrag, mind. 1% vom ½ Nennwert; 

Verſicherungsaktien 1½ %. ausmachender Betrag. 


3. Börſenumſatzſteuer 
a) Deutſche Staats⸗ und Gemeindeanleihen: Rpf 471 für je angef. RM 100.— 


b) Pfandbriefe u. ä.: „ 6＋1½ ] Kurswert. Kundenſtempel 
c) Induſtrie⸗ und ausländiſche Anleihen: „ 10＋2)⁰ͤ | auf 10 Rpf, Händlerſt. auf 
d) Aktien und Kuxe: „ 15＋3¼ 5 Rpf aufrunden. 


4. Abwicklungsgebühr (Höchſtens RM 5.—) 
a) Anleihen: für je angefangene 10000 RM Nennwert = RM 1.— 


b) Aktien: bis RM 1000 Nennwert = RM 1.— 
2000 „ „ 2. 
i 6000 4 = „ 3.— 
über „ 6000 1 = „ 5.— 


13. Deviſenrechnung 


Man verſteht unter Deviſen Zahlungsmittel in ausländiſcher Währung. Durch die 
Geſetzgebung iſt der freie Deviſenhandel zugunſten volkswirtſchaftlicher Notwendigkeiten 
aufgehoben. Nachſtehend werden alſo nur einige rechneriſche Grundſätze gegeben. 

Wie bei den Effekten wird der Preis der Deviſen im Kurs ausgedrückt, und zwar 
in der Regel in RM für 100 Einheiten der Auslandswährung. Das Pfund Sterling und 
der Dollar werden in Stückpreiſen notiert. Der Kurszettel nennt immer einen Geld— 
und einen Briefkurs. Zum niedrigeren Geldkurs werden Deviſen von den Banken ge- 
kauft, zum höheren Briefkurs abgegeben. 

Wichtiger als der Handel mit ausländiſchen Münzen und Banknoten (Sorten) iſt das 
Geſchäft mit Deviſen im weiteren Sinne: mit Anweiſungen auf Guthaben bei ausländiſchen 
Banken, mit Schecks und Wechſeln. Die Anweiſungen können telegraphiſch oder brieflich 
erfolgen. Beim Kauf oder Verkauf werden Maklergebühr und Proviſion berechnet (Reichs- 
bank 1%), in manchen Fällen iſt auch ein Zinsausgleich nötig. 


Beiſpiele: a) Telegraphiſche Auszahlungen 

1. A. hat für hfl. (Hollandgulden) 2640.— Waren bezogen und kauft zum Aus⸗ 
gleich der Rechnung bei ſeiner Bank eine telegraphiſche Auszahlung zu 134.58. Welchen Be⸗ 
trag (ohne Speſen) hat er aufzuwenden? 

Löſung: Der Kurs gilt für 100 hfl.; für 2640.— ſind alſo aufzuwenden: 


2640 
—— X 134.58. Die Umrechnung ausländiſcher Währung in deutſche erfolgt alſo nach der 
100 
En Auslandsgeld Kurs deutſches Geld 
g (00) 55 f 


hfl. 2640.— telegr. Auszahlung zu RM 134.58 = RM 3552.91. 
9 * 


pn 
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2. will für RM 700.— italieniſches Geld in telegr. Auszahlung hen Wieviel 
Lire erhält er bei einem Kurs von 13.11? 

Löſung: Er bekommt ſo oft 100 Lire, wie der Kurs in den RM 700.— enthalten iſt. 
Die Rechnung erfolgt nach der 


Deutſches Geld K 100 
orme l T Auslandsgeld 
19 Kurs 8 
700 x 100 


13.11 


Lire 5339.44. 


b) Briefliche Auszahlungen, Schecks, Wechſel 

Die Deviſenkurſe gelten für telegraphiſche Auszahlung. Bei brieflichen Anweiſungen 
und Schecks ſteht dem Käufer das Geld erſt nach Eingang des Briefes bei der Auslands⸗ 
bank zur Verfügung, bei Wechſeln erſt bei deren Fälligkeit. Es iſt ein Zinsausgleich nötig, 
der zum Diskontſatze des Währungslandes nach deutſcher Art vorgenommen wird. Die „Reiſe⸗ 
tage“ für Briefe und Schecks ſind je nach Land und Erdteil feſtgelegt. Für Wechſel auf 
England und Kanada werden 3, auf Holland 2 Reſpekttage zur Laufzeit zugezählt. 

Beiſpiel: Die Firma Otto Blechſchmidt verkauft an ihre Bank einen Scheck 155 Riga 
über Latis 2500.—. Wie groß iſt der Erlös? Kurs: 48.96. 


Löſung: Latis 2500.— Scheck auf Riga zu 48.96 RM 1224.— 
Zinſen für 8 Reiſetage, 6% 1 1.63 
RM 1222.37 


J. 1 %% Maklergeb. (v. ausmach. Betr.) RM 1.22 
7. ½ 9% Proviſion (v. Kurswert) „ 1 2.75 


RM 1219.62. 


c) Rechnen mit engliſchem Gelde 
Die engliſche Währung iſt nicht dezimal eingeteilt. Die Münzeinheit, das Pfund 
Sterling (E), hat 20 Schillinge (s.), der Schilling hat 12 Pence (d.). L 18.4.3 bedeutet: 
18 Pfund Sterling, 4 Schillinge, 3 Pence. (Einzahl: Penny). Um in der gewohnten Weiſe zu 
rechnen, gilt es, die Schillinge und Pence als Dezimalbruch von Pfund Sterling darzuſtellen. 


1. Umwandlung von s und d in Dezimalen 

1. Weg: Man drückt es und d als £-Teile in der kleinſten Einheit aus. 
Beiſpiel: 26.7.5 

18 . 20K 12d 240 d, demnach 1d ½40 £ 

7s D Na Sd od = 91 % 
Dieſer Bruch wird ausgerechnet und ergibt die Dezimalen: 

89:240 = 0.371 
6.7.5 K 6.371. 


2. Weg: Man kommt ſchneller zum Ziel, wenn man die Dezimalen für is und 1d 
mit den gegebenen Werten multipliziert und dann addiert. 
1£ = 20s; 18s = Y/,,£; 1:20 = 0.050 (Dezimale für 18) 
1£ = 240d;1d = ½40 S; 1:240 = 0.004 ¼ (Dezimale für 1d) 
7s—17x0.050 —0.35% 
5d = 5x 0.0041/, = 0.021 | 
0.371. 
Man multipliziert alſo die s mit 50, die d mit 41/, und erhält durch Addition der 
Ergebniſſe die Tauſendſtel Pfund Sterling. 


SE 
/ 
} 
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2. Umwandlung der Dezimalen in s und d 


Man hat nur die beiden Wege rückwärts zu gehen, multipliziert die Dezimalen mit 
240 und teilt die gefundenen Pence durch 12, um die Schillinge zu ermitteln, oder man 
teilt die Dezimalen durch 50, das ergibt die Schillinge, dividiert den Reſt durch 4/ und 
erhält die Pence. 


Beiſpiel: £ 13.487 ſind in s und d darzuſtellen. 
Löſung: Entweder 0.487 “ 240 = 116.88 = 1ſ½½0 = 117 d 
117:12 9s und ein Reſt von 9d = 13.9.9 
ee 37:41 = 94H 7813,99. 
Mit dem auf Dezimalen eingerichteten englischen Wert rechnet man in gewohnter 
Weiſe, nur iſt darauf zu achten, daß immer 3 Dezimalſtellen benötigt werden. 


3. Engliſche Zinsrechnung 
England rechnet die Monate genau, das Jahr zu 365 Tagen. In die Zinsformel 
iſt an Stelle von 360 der Wert 365 einzuſetzen. 
Beiſpiel: Wieviel Zinſen bringen L 348.9.6 vom 14. Januar bis 8. Mai zu 4%? 
(Kein Schaltjahr). 


Löſung: Zeit = 114 Tage; & 348.9.6 = 348.475 
a 348.475 * 114 4 
Binjen = 4.353 4.7.1. 
100 x 365 


Man kann auch vorteilhaft den Zinsteiler anwenden, nur wird das Ergebnis bei einer 
Diviſion mit 360 ſtatt 365 um ½; zu groß und muß entſprechend berichtigt werden: 
K 


er Zins⸗ 

100 Tage teiler 
3.48475 x 114 = 397,262: 90 = 4,413 
Se 0,060 


4,354 = K 4.7.1. 


14. Die Warenrechnung (Kalkulation) 


Vorausſetzung für das Gedeihen eines Geſchäfts iſt eine gewiſſenhafte und um⸗ 
ſichtige Kalkulation, d. h. genaue Feſtſtellung der Selbſtkoſten⸗ und der Verkaufspreiſe.“) 
Der Selbſtkoſtenpreis einer Ware ſetzt ſich zuſammen aus dem Einkaufs⸗ bzw. Her⸗ 
ſtellungspreis und den darauf ruhenden Unkoſten; der Verkaufspreis iſt der Gelbit- 
koſtenpreis zuzüglich Gewinn. 


a) Der Wareneinkauf 


Beim Einkauf von Waren nach dem Gewicht unterſcheidet man das Brutto— 
gewicht, d. i. das Gewicht der Ware ſamt Verpackung, die Tara, d. i. das Gewicht 
der Packhülle oder Emballage (leeres Faß, leere Kiſte, Packtuch, Packpapier uſw.) und 
das Nettogewicht, d. i. das Gewicht der Ware ohne Verpackung. Bei der Tara unter⸗ 
ſcheidet man die wirkliche Tara, wenn ſie durch Abwiegen der Verpackung feſtgeſtellt 
wird, und die prozentuelle Tara, deren Gewicht man in Prozenten vom Bruttogewicht 
ausdrückt. Außer der Tara kommt als Gewichtsabzug vielfach noch das Gutgewicht 
in Betracht, d. i. die Vergütung für den Verluſt, der dem Kaufmann beim Einwiegen 
oder Ausmeſſen der Ware, durch Eintrocknen uſw. entſteht und die in der Regel in Pro⸗ 
zenten vom Nettogewicht beſtimmt wird. 

Zu den Gewichtsabzügen kommen noch die Wertabzüge, wie Skonto, Rabatt 
und Dekort, die nach v. H. oder v. T. berechnet werden und im allgemeinen einen Nachlaß 
für die Bezahlung der Rechnung vor dem Fälligkeitstermin bei Zeit- oder Zielkäufen 


„) Koſtenwahrheit und Koſtenklarheit find Vorausſetzung für Leiſtungsſteigerung. Sie zu gewähr⸗ 
leiſten, iſt Zweck des Erlaſſes vom 16. 1. 1939 über die „Grundſätze der Koſtenrechnung“. 
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bedeuten. Im beſonderen verſteht man unter Rabatt eine Vergütung für Wiederverkäufer 
auf die üblichen (Normal⸗) Preiſe und unter Dekort einen Abzug vom Rechnungsbetrage 
wegen fehlerhafter oder geringer Beſchaffenheit der Ware. 

Wird die Ware durch einen Kommiſſionär eingekauft, ſo erhält dieſer für ſeine Mühe⸗ 
waltung und ſeine Auslagen eine Proviſion oder Kommiſſion. Sie wird vorher 
vereinbart und gewöhnlich nach Prozenten (im Warengeſchäft 1—5 v. H.) berechnet. Makler⸗ 
gebühr oder Courtage iſt dem Handelsmakler zu zahlen, wenn dieſer vom Kommiſſionär 
zum Abſchluß des Geſchäfts in Anſpruch genommen wird. Übernimmt der Kommiſſionär 
die Bürgſchaft für den richtigen Eingang der Kaufgelder oder haftet er für die Lieferungs⸗ 
fähigkeit des Verkäufers, ſo erhält er dafür die Delkredereproviſion. Zu berückſichtigen 
ſind bei der Einkaufskalkulation ferner die Transport(Beförderungs)koſten, die 
Koſten für Lagerung, Umladen, Verſicherung uſw. 

Bei dem Platzkauf, bei dem die Ware nicht an einen anderen Ort gebracht zu werden 
braucht, ſind die Speſen gering, anders bei dem Diſtanz kauf. Da kann ſich der Preis 
einer Ware verſtehen 


a) frei Haus des Verkäufers; der Käufer hat alle Speſen zu tragen, die er dem 
wirklichen Warenwerte zurechnen muß, wenn er den Bezugspreis für ſeinen Ort 
berechnen will; ; 


b) frei Bahn oder Schiff des Verkaufsortes oder bis zum Wohnorte des 
Käufers; die Speſen werden vom Verkäufer und Käufer anteilig getragen; 
dieſer hat nur ſeinen Anteil dem Rechnungsbetrage zuzuſchlagen, wenn er den 
Bezugspreis ermitteln will; 


c) frei Haus des Käufers; alle Speſen fallen dem Verkäufer zur Laſt, die er na⸗ 
türlich ſchon vorher der Ware zugeſchlagen hat. Der Käufer ſetzt dem wirklichen 
Einkaufspreiſe, der dem Fakturabetrage entſpricht, nur noch die Portokoſten und 
die mit der Begleichung der Rechnung im Zuſammenhange ſtehenden Koſten hinzu. 


Bezüglich der Berechnung der Eiſenbahnfracht und des Paketportos verweiſen wir 
auf die Abſchnitte über das Eiſenbahn⸗ und Poſtweſen. 

Die Fracht- und Verſicherungsſätze für See⸗ und Flußſchiffahrt find außerordentlich 
verſchieden und ſtets erſt durch Anfrage bei den Reedereien bzw. ee ee 
ſchaften oder beim Spediteur zu ermitteln. 


b) Die allgemeinen Unkoſten 
Unter allgemeinen Unkoſten verſteht man alle diejenigen Ausgaben und Verluſte, 


die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt, die aber mit dem Wareneinkauf nicht in direktem 


Zuſammenhange ſtehen, alſo insbeſondere folgende: Verzinſung der etwa geliehenen 
Betriebskapitalien, Miete, Ausgaben für Inſtandhaltung, Reinigung, Heizung und Be⸗ 
leuchtung der Geſchäftsräume und für Feuerverſicherung, Gehälter, Steuern, Kranken⸗ 
kaſſen⸗ und Altersverſicherungsbeiträge, Ausgaben für Reklame und Geſchäftsreiſen, 
Abſchreibungen vom Werte der Geſchäftsgebäude und der Geſchäftseinrichtung, Verluſte 
bei Konkurſen uſw. 

Um feſtzuſtellen, welchen Prozentſatz allgemeiner Unkoſten man dem Bezugspreiſe 
zuzuſchlagen hat, ermittelt man die Summe ſämtlicher Einkäufe (Warenpreiſe abzüglich 
Skonto u. dgl., zuzüglich Transportſpeſen uſw.) des letzten oder noch beſſer des Durch⸗ 
ſchnittes der letzten drei Geſchäftsjahre und teilt dieſe Summe durch den Geſamtjahres⸗ 
betrag der allgemeinen Unkoſten. Angenommen, der durchſchnittliche Einkaufs umſatz 
der letzten drei Jahre beträgt 60000 RM und die allgemeinen Unkoſten ſtellen ſich auf 


jährlich 10000 RM, fo find fie mit /s = 167 v. H. bei der Kalkulation anzuſetzen. Bei neuen 


Da mt r 
9 5 IN an 

. Win 

Eur Er £ 2 er 5 
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Geſchäftez läßt ſich die vorausſichtliche Höhe der jährlichen Einkäufe und Unkoſten natürlich 
nur vermuten. 
e) Der Gewinn 


Der Bezugspreis, d. i. der Kaufpreis einer Ware abzüglich etwaiger Nachläſſe und 
zuzüglich der Speſen, ergibt zuſammen mit den allgemeinen Unkoſten den Selbſtkoſtenpreis, 
zu welchem, um den Verkaufspreis feſtzuſtellen, noch der Gewinn hinzuzuſchlagen iſt. 
In welcher Höhe (zu welchem Prozentſatz) dieſer anzuſetzen iſt, hängt von den verſchiedenſten 
Umſtänden, wie Menge der verkauften Ware, Qualität des Käufers, Marktlage, Preiſe 
der Konkurrenz uſw. ab; beſtimmte Regeln dafür laſſen ſich alſo nicht geben. 

Je kleiner die übliche Verkaufseinheit iſt, deſto größer iſt unter ſonſt gleichen Ver⸗ 
hältniſſen der Abſtand zwiſchen Bezugs- und Verkaufspreis. Im allgemeinen wird 
der Kaufmann bei Luxus⸗ und Modeartikeln mit hohem Gewinn rechnen können, bei 
Maſſenartikeln aber ſich mit einem geringen Prozentſatz begnügen müſſen. 


d) Die Produktionskalkulation 

Bei der Produktions⸗ oder Herſtellungskalkulation, die für Handwerker und Fabri⸗ 
kanten in Betracht kommt, treten zu dem Einkaufspreiſe der Rohſtoffe noch die 
Arbeitslöhne hinzu. Die allgemeinen Unkoſten (Betriebskoſten) beſtimmt man entweder, 
wie im Warengeſchäft, auf Grund der Einkaufspreiſe oder nach Maßgabe der Löhne. 
Betragen alſo z. B. innerhalb eines Jahres die Löhne RM 30000.— und die Betriebs- 
koſten RM 10000.—, jo find dieſe bei der Kalkulation mit 33 v. H. vom Betrage der 
Löhne einzuſtellen.“) 


Ein⸗ und Verkaufskalkulation über eine Sendung Kaffee von 
Hamburg (Freihafen) 


75 Sack Santoskaffee 


Brutto 3500 kg 
/. Gutgewicht 1% 35 


3465 kg 
Tara 105 , RM Rpf 
Netto 3360 kg zu RM 96.— je 50 Kg. 6451 20 
e ann 96 77 
Einkaufspreis 6354 43 
Entladen 18 Rpf. je 100 kg.. RM. 6.30 
Zoll RM. 160.— je 100 g.. „ 5544.— 
(Zolltara 1%) 
Bollhausſp een 55 7.80 
Flußfracht und Speſeen 5 44.80 
Rollgeld 25 Rpf. je 100 Kg. 1 8.75 5611 65 
e Bezügs preis ee 11966 08 
20% allgemeine Geſchäftskoſte U 2393 22 
—Selbſtkoſten preis 14359 30 
, nr Bee 1794 91 
BELLE TADEL EIS A nen 16154 | 21 


Es beträgt alſo der Verkaufspreis für 1kg = RM 16 154.21: 3360 kg = RM 4.81 


„) Für die Preisermittlung bei öffentlichen Aufträgen ſind die „Richtlinien für die Preisbildung 
bei öffentlichen Aufträgen“ (RPC) und die „Leitſätze für die Preisermittlung auf Grund der Selbſt⸗ 
koſten bei Leiſtungen für öffentliche Auftraggeber“ (LSC) zu beachten. 
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Verkaufskalkulation für eine Maſchine | 

RM | Rpf 
Material]!!! 265 14 
Ferkigungslöne ff ee 54 48 
819 62 
Betriebsunkoſten 150% der Löhne 81 12 
401 34 
Handlungskoſten 10% der betrieblichen Geftehungskoften ....... 13 62 
| e 
5% Gewinn ee 20 75 
| 435 7¹ 

30% Proviſion im Hündert)j)) ; 13 76 
2% Umſatzſteuer (im Hünder , 05 947 
: Verkaufspreis 458 64 


Rückwärtsſchreitende Einkaufskalkulation 


Welcher Bezugspreis darf für einen Herrenmantelſtoff beſtimmter Qualität höchſtens 
angelegt werden, wenn das Meter mit RM 24.60 verkauft werden ſoll? (25 % all⸗ 
gemeine Handlungskoſten, 33 ½ % Gewinn, 2% Umſatzſteuer, 3% Rabatt). 


Lösung: RM Rpf 
Feſter Verkaufsprei nn e 24 60 
davon 3% Rahat]]] ee 1 5 74 
23 86 

davon 2% Umſaßſen ffn 5 — 48 
23 38 

33 ½% Gewinn vermehrte Wert 5 5 85 
"ra 53 

25% Handlungskoſten (bermehrter Welt * 3 51 
Bezugspreis darf höchſtens ſein 14 02 


Da in der Praxis die Zufchläge (Koſten, Gewinn, Umſatzſteuer, Rabatt) gewöhnlich 
feſtſtehen, ſo errechnet man den endgültigen Verkaufspreis aus RM. 100.— Bezugspreis 
und findet ſo den Kalkulationsaufſchlag in Prozenten, den man dem Bezugspreis 
jeder Ware zuzuſchlagen hat. — Zuſchläge: 12 ½ % Koſten, 10% Gewinn, 2% Umſatz⸗ 
ſteuer, 3% Rabatt. 


Bezugspreis (angenommen) RM. 100.— | Endgültiger Verkaufspreis. RM. 130.17 


10 Handlungskoſten " 12.50 = 3 70 Rabatt N 3.90 

RM. 112.50 RM. 126.27 
＋10% Gewinn F 11.25 807, Umſatzſteue ß 2.52 
reiner Verkaufspreis. RM. 123.75 > RM. 123.75 


Bezugspreis plus 30,17% Kalkulationsaufſchlag — endgültiger Verkaufspreis. 


f 
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15, Münzen, Maße und Gewichte der wichtigſten Länder 
a) Münzen 


Einheit und Einteilung 


Agypten 1 ägyptisches Pfund — 100 Piaster äg. £|20.75 10.— 


Argentinien .. | 1 Peso Gold = 100 Centavos 2.28160 — 

1 Peso Papier = 0,44 Goldpeso 1.00380 0.574 
Belgien 1 Belga=5 Papier-Franc zu 100 Centimes | bfrs. | 0.5837 0.42 
Böhm./Mähr.. | 1 Krone = 100 Heller (neben RM) Kr. I: 0.10 
Bolivien ..... 1 Boliviano = 100 Centavos — 0.09 
Brasilien .... | 1Milreis=1000 Reis (I Conto- 1 000 Milreis) | $ 0.502 | 0.13 
Bulgarien. .I Lew = 100 Stotinki 0.0303] 0.0305 
Canada ...... 1 can. Dollar = 100 Cents can. $| 4.198 | 2.20 
Chile... 1 Peso = 100 Centavos 0.51 | 0.1205 
Dänemark ... | 1 Krone = 100 Öre Kr. | 1.125 | 0.481 
Estland 1 Estikrone = 100 Cents E.Kr.| 1.125 | 0.625 
Finnland..... 1 Finnmark = 100 Pfennige Fmk | 0. 1057 0.0514 
Frankreich... | 1 Franc = 100 Centimes Fr. | 0.1645 0.057 
Griechenland. | 1 Drachme = 100 Lepta Dr. 0.05448 0.0235 


Großbritann.. | 1 Pfund Sterling=20 Schilling zul2Pence |£-s-d}20.429 |10. — 


Ha 1 Rial = 100 Dinar a 0.146 
Italien ...... 1 Lira = 100 Centesimi %; 0.2209 0.131 
Japan 1 Yen = 100 Sen 2.0925| 0.582 
Jugoslawien.. | 1 Dinar = 100 Para. Din.| 0.0739 0.057 
Lettland 1 Lat = 100 Santimi 0.81 0.488 
Litauen...... 1 Lita = 100 Centas Lit. | 0.4198] 0.4198 
Mexiko ...... 1 Peso S 100 Centavos 8 2.092 | 0.52 


Niederlande . | 1 Gulden = 100 Cents hfl. | 1.6874] 1.324 


Norwegen.... | 1 Krone = 100 Öre | Kr. | 1.125 | 0.5665 
Ostindien .. .I Rupie = 16 Annas zu 12 Pies 1.5322] 0.8725 
PLUS N 1 Goldsol = 100 Centavos 1.1753] 0.52 
Portugal 1 Escudo = 100 Centavos Esc. | 0.186 | 0.085 
Rumänien ... | 1 Leu (Lei) = 100 Bani 0.025 | 0.025 
Rußland 1 Tscherwonetz = 10 Rubel; 1 Rubel - Rbl. 21.60 | 4.70 
100 Kopeken | 
Schweden.... | 1 Krone = 100 Öre Kr. | 1.125 | 0.594 
Schweiz ..... 1 Frank = 100 Centimes (Rappen) Fr. I 0.81, | 0.559 
Slowakei..... 1 Krone = 100 Heller Kr. ! 0,087 | 0.086 
Spanien ..... 1 Peseta = 100 Centimos Pes. | 0.81 | 0.25 
Türke! 1 türk. Pfund = 100 Piaster; 1 Piaster Ltꝗq. 18.456 1.98 
40 Para zu 3 Asper 
Ungarn 1 Pengö = 100 Filler 0.734 | 0.6122 
Uruguay .... | 1 Goldpeso = 100 Centesimos 4.34 | 0.90 
Ver.Staatenv. | 1 Dollar = 100 Cents $ | 4.198 | 2.49 


Nordamerika | 


b) Maße und Gewichte 

Das gebräuchlichſte Längenmaß iſt das Meter, d. i. der zehnmillionſte Teil des Erd⸗ 
meridianquadranten, d. h. der Entfernung des Nordpols vom Aquator. Auf dieſe Einheit 
iſt das ganze ſogen. metriſche Maß- und Gewichtsſyſtem, das zuerſt in Frankreich 
1799 eingeführt wurde, aufgebaut. Das Meter iſt eingeteilt nach dem Dezimalſyſtem. 
Zur Bezeichnung des Vielfachen der Einheit dienen die dem Griechiſchen entlehnten 
Vorſilben Deka, Hekto⸗, Kilo-; dagegen bezeichnet man die Teilung der Einheit durch 

die dem Lateiniſchen entnommenen Vorſilben Dezi-, Zenti⸗, Milli-. 
Als Fläche nm aß gilt das Quadrat des Längenmaßes und als Raum maß deſſen Würfel. 
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Aus der Maßeinheit iſt die Gewichtseinheit hervorgegangen. Ein Kubikdezimeter, 
d. i. 1 Liter, deſtillierten Waſſers bei + 4 C beſtimmte man als beichten und 
nannte ſie Kilogramm. 

In den meiſten Kulturländern beſteht jetzt das metriſche Syſtem, ſo in allen Stahlen 
Europas mit Ausnahme von Großbritannien und Irland. — In manchen Ländern haben 
ſich daneben teilweiſe ältere Maße in nichtamtlichem Gebrauch erhalten. — In Rußland 
iſt das metriſche Syſtem ſeit 1. Januar 1927 geſetzlich in Kraft. (Die bisherigen Maße 
ſiehe unten!) 

Längenmaße: 1 Meter (m) = 10 Dezimeter (dm) = 100 Zentimeter (em) = 1000 Milli⸗ 
meter (mm). 1000 Meter = 1 Kilometer (km). 

Flächenmaße: 1 Quadratmeter (qm) = 100 Quadratdezimeter (qdm) = 10000 Qua⸗ 
dratzentimeter (gem) = 1000000 Quadratmillimeter (amm). — 100 Quadratmeter 

1 Ar (a), 100 Ar = 1 Hektar (ha), 100 Hektar = 1 Quadratkilometer (qkm). 
Raummaße: 1 Kubikmeter (cbm) = 1000 Kubikdezimeter (dm) = 1000000 Kubik⸗ 

zentimeter (cem) = 1000000000 Kubikmillimeter (emm). 


1 Kubikdezimeter heißt Liter () und dient als Hohlmaß für trockene (ſchüttbare) 


und flüſſige Waren. 
100 1 1 Hektoliter (hl). 
Gewichte: 1 Kilogramm (kg) = 1000 Gramm (g), 1 Gramm = 1000 Milligramm (mg), 
1000 kg = 1 Tonne (t). — Zum Teil wird noch nach Zentnern gerechnet. 1 Zentner 
100 Pfund = 50 kg. 1 Doppelzentner (dz; Meterzentner, quintal meötrique) = 


100 kg. — Der frühere ſpaniſche Zentner (Quintal), teilweiſe ee in Ländern kunde 


ſcher Zunge nichtamtlich gebraucht, ift = 46 kg. 
Ein beſonderes Syſtem haben folgende Länder: 


Großbritannien und Irland 
Längenmaß: 1 Yard = 3 Fuß (feet) zu je 12 Zoll (inches) = 0,914 m, kaufmänniſch 
12 Yard = 11 m. 

1 engl. Meile = 1760 Yards = 1609,3 m (1 Seemeile — 1854,96 m). 
Hohlmaß: 1 Quarter = 8 Buſhels = 290,781, 1 Buſhel = 8 Gallons, 1 Gallon = 8 Pints. 
Gewicht: 1 Pound = 16 Ounces (oz) zu je 16 Drams; 28 Pounds = 1 Quarter, 4 Quar⸗ 

ters = 1 Hundredweight (Cwt). | 

20 Ctws = 1 Tonne (ton) = 2240 Pfd. = 1016,06 kg, 1 engl. = 0,4536 kg, 

Cwt = 50,803 kg. 


Vereinigte Staaten von Nordamerika 
Maße und Gewichte wie England, jedoch häufig 1 Zentner (Avoirdupois⸗Cwt) 
= 100 Pfd., 1 Tonne = 2000 Pfd. = 907,18 kg. 


Rußland 


Längenmaß: 1 Saſchen = 3 Arſchin (7 Fuß), 1 Arſchin = 16 a „„ 


1 Saſchen = 2,134 m. 
1 Werſt = 500 Saſchen, 10 Werft = 1 ruſſ. Meile. 
Hohlmaß: 1 Tſchetwert = 8 Tſchetwerik zu je 8 Garnez = 209,9 J. 
Gewicht: 1 Pud = 40 Pfund zu je 32 Lot = 16,379 kg, 1 Pfd. = 0,4095 kg. 


Zählmaß für Stückwaren 

Papier: 1 Neuries = 10 Buch, 1 Buch = 10 Hefte, 1 Heft (2 Lagen) = 10 Bogen. 
Kurzwaren: 1 Großtauſend = 1200 Stück, 1 Großhundert = 120 Stück, 

1 Groß = 12 Dutzend zu 12 Stück = 144 Stück, 

1 Schock = 4 Mandel zu 15 Stück = 60 Stück, 

1 Stiege = 20 Stück, 

1 engl. großes Dutzend = 13 Stück. 
Rauchwaren und Leder: 1 Zimmer — 4 Decher zu 10 Stück. 1 Buſchen Leder — 

10 Felle; 1 Rolle Juchten = 6 Felle, das Hundert Felle = 104 Stück. 


III. 
KAUFMÄNNISCHER SCHRIFTVERKEHR 


A. Allgemeines über Geſchäftsbriefe 


1. Weſen und Sprache des Kaufmannsbriefes 


a) Weſen. Durch den Schriftverkehr „lebt“ das Geſchäft. Alle Beziehungen nach 
außen kommen im Brief zum Ausdruck, der das Geſpräch erſetzt oder deſſen Ergebnis 
feſthält. So wird der Brief in der Praxis oft zum „Vertrag“, der alle Einzelheiten feſtlegt 
und als Beweismittel bedeutungsvoll iſt. Dem Rechnungsweſen bietet er die buchhalte⸗ 
riſchen „Belege“. 

b) Rechtliches. Darum iſt der Kaufmann nach §§ 38 und 44 des Handelsgeſetzes 
verpflichtet, von jedem abgeſandten Briefe eine Abſchrift (Abdruck oder Durchſchlag) an⸗ 
zufertigen und dieſe Abſchriften ſowie alle eingehenden Handelsbriefe 10 Jahre geordnet 
aufzubewahren, und zwar auch über die Auflöſung des Geſchäftes hinaus. Die Ver⸗ 
letzung dieſer Pflicht wird nach §§ 239/240 KO. im Falle eines Konkurſes beſtraft. 

c) Sprachliches. Die Abfaſſung eines Briefes ſetzt die Beherrſchung der deutſchen 
Sprache voraus; Sicherheit im Sprachbau, in der Rechtſchreibung und Zeichenſetzung 
müſſen Selbſtverſtändlichkeiten ſein. Aber die „Schreckenskammer“ der Sprache nimmt 
oft ihre ſchaurigſten Beiſpiele aus Kaufmannsbriefen. Das „Kaufmannsdeutſch“ mag ſeine 
berechtigten Fachausdrücke und Formeln haben, darüber hinaus hat es ſich von gutem 
Schriftdeutſch nicht zu unterſcheiden. Der Brief iſt ein Erſatz für ein Geſpräch; je vollkom⸗ 
mener dieſer Erſatz iſt, um ſo wirkungsvoller iſt der Brief. Alle Weitſchweifigkeiten und 
Formeln müſſen verſchwinden; die Sprache ſei klar, der Aufbau folgerichtig. 

Auf häufige Fehler ſei kurz hingewieſen. 

Der „grammatiſche Selbſtmord“ mag bei Telegrammen zweckmäßig ſein, in Briefen 
iſt das Auslaſſen der perſönlichen Fürwörter „ich“ und „wir“ nicht nur überflüſſige Höflich- 
keit und lächerlich, ſondern gibt geradezu Anlaß zu Mißverſtändniſſen. Wie der Engländer 
3. B. ſeine Briefe mit „J“ (ich) anfängt — er ſchreibt „ich“ ſogar ſtets groß, die Anrede da⸗ 
gegen klein — und das Fürwort nie ausläßt, brauchen wir Deutſchen uns auch nicht zu 
ſcheuen, unſere Fürwörter zu BEL Es iſt auch keineswegs falſch, Briefe mit „ich“ 
oder „wir“ zu beginnen. 

Weitverbreitet, aber deshalb natürlich nicht weniger falſch ſind die Formen: „Wir 
beſtellen Ihnen“ ſtatt „Wir beſtellen bei Ihnen“ und „Wir beſtätigen Ihren Auftrag“ 
ſtatt „Wir beſtätigen den Empfang (oder die Annahme) Ihres Auftrages“. Den Auftrag 
ſelbſt kann nur derjenige beſtätigen, der ihn erteilt hat. 

Die vielgebrauchte Wendung, nach „und“ das Zeitwort dem Haupt⸗ oder Fürwort 
voranzuſtellen, iſt falſch. Es muß heißen „und wir werden“, „und wir teilen Ihnen mit“, 
nicht „und werden wir“, „und teilen wir Ihnen mit“. 

Der Gebrauch von „der⸗, die⸗, dasſelbe“ ſtatt „er, fie, es“ oder „dieſer, dieſe, dieſes“ 
iſt eine im geſchäftlichen Briefwechſel eingeriſſene Unſitte, von der man ſich befreien ſollte. 

Die Ankündigung, daß man „hiermit“ etwas tut, iſt in manchen Fällen zumindeſt 
gedankenlos, wie in dem Ausdruck „höfliche Bitte“ das Beiwort überflüſſig iſt. 

Schwülſtig wirken Ausdrücke wie: „Ihr Schreiben hat uns Veranlaſſung gegeben ...“ 
oder „Die Lieferung des Reſtes wird morgen erfolgen“. Wo ein kürzerer Ausdruck genügt, 
iſt der längere unzweckmäßig, und „Ihr Schreiben hat uns veranlaßt ...“ oder „Der 
Reſt wird morgen geliefert“ iſt weder unhöflich noch unklar. 

Überſteigerungen kennzeichnen den Marktſchreier, der Kaufmann geht ſparſam mit 
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ihnen um. In zuſammengeſetzten Eigenſchaftswörtern wird nur ein Wort geſteigert, 
alſo nicht „das beſtbewährteſte Mittel“ ſondern „das beſtbewährte Mittel. 

Aus der läſſigen Umgangsſprache darf die Verwechſelung von „als“ und „wie“ ſich 
nicht in den Brief ſchleichen. Nach der zweiten Steigerungsſtufe ſteht „als“, nach der 
Grundform „wie“, alſo: „Die Bedingungen ſind günſtiger als früher“, aber: „Der Ab⸗ 
ſchluß iſt ebenſo günſtig wie im Vorjahr.“ 

Die immer noch nicht ausgerottete Fremdwörtelei mache der Kaufmann nicht mit. 
Sie iſt keineswegs ein Zeichen von Bildung. Ein kluger Mann hat einmal geſagt: „Bildung 
iſt: Fremdwörter verſtehen, aber nicht gebrauchen.“ — Gewiß ſind unter den fremden 
Brocken etliche, die ſich durch gute deutſche Ausdrücke kaum erſetzen laſſen, aber der weit- 
aus größere Teil läßt ſich ohne Schwierigkeit verdeutſchen. Jedenfalls beherzige man ſtets 
die Mahnung des Deutſchen Sprachvereins: „Kein Fremdwort für das, was deutſch gut 
ausgedrückt werden kann!“ 

Jeder Kaufmann ſollte ſich ein gutes Wörterbuch anſchaffen, z. B. „Das neue 
deutſche Wörterbuch“ von Theodor Matthias. f 


2. Das Äußere 

Der Brief iſt der Vertreter der Firma, darum ſei er ſauber geſchrieben, gefällig an⸗ 
geordnet und geſchmackvoll aufgemacht. Der Empfänger muß das Schreiben 10 Jahre 
aufbewahren, darum wähle man haltbares Papier. Die Oberfläche ſei für die Beſchreibung 
mit der Maſchine nicht zu glatt. Die Stärke wird mit Rückſicht auf das Porto ſo gewählt, 
daß 2 Bogen mit Umſchlag nicht mehr als 20g wiegen. 

Die Geſchäftsbriefe werden jetzt ausſchließlich auf „genormte“ Bogen geſchrieben.“) 
Die Normung erfolgte durch den Ausſchuß für wirtſchaftliche Verwaltung beim RR W. in 
Verbindung mit dem Deutſchen Normenausſchuß; ſie erſtreckt ſich auf die Größe der Bogen, 
die Druckanordnung und die Beſchriftung. Die für den Kaufmann wichtigſten Formate — 
die auch für alle Behörden vorgeſchrieben wurden — ſind: der Normbogen DIN A4 
(21K 29,7 em), der Halbbogen DIN A5 (14,8 K 21 em) und die Poſtkarte DIN A 6 
(10,5 * 14,8 Ei Aus Gründen der Portoerſparnis iſt die Poſtkarte dem Halbbogen vor⸗ 
zuziehen. 

Der Briefbogen hat gewöhnlich den Aufdruck der Firma am oberen linken Rande 
oder über den ganzen Bogen hinweg und enthält für den Geſchäftsverkehr wichtige Angaben, 
wie Fernruf, Drahtwort, Bankverbindungen u. ä. Auch für die Geſtaltung des Brieflopfes 
hat der „Deutſche Normenausſchuß“ einheitliche Richtlinien ausgearbeitet, die im DIN- 
Normenblatt 676, für Halbbriefe und Poſtkarten 677 und 679, zuſammengeſtellt wurden.“) 

Der Text muß anſprechend auf dem Bogen verteilt ſein. Die Schrift ſei leſerlich, 
Durchſtreichungen und Radierungen darf der Brief nicht aufweiſen. 

Zu Beginn jedes Abſatzes — und man gliedere reichlich! — wird bei handſchriftlichen 
Mitteilungen etwas eingerückt, wichtige Angaben werden durch Herausſtellung auf eine 
beſondere Zeile hervorgehoben. Links bleibt ein Heftrand, nach rechts kann die Zeile voll 
ausgenutzt werden. Bei Maſchinenſchrift empfiehlt ſich die Blockform, bei der jede Zeile 
am linken Rand beginnt und zwiſchen den Abſchnitten und den Heraushebungen eine 
Zeile freibleibt. Richtlinien für den maſchinengeſchriebenen Geſchäftsbrief, die inzwiſchen 
bei vielen Betrieben und im Unterricht der Fachſchulen eingeführt wurden, enthält das 
AWV.⸗Merkblatt 2.* *) 

Zu beachten iſt, daß „Herrn“ für Einzelfirmen, „Herren“ für Doppelfirmen oder für 
Anſchriften mit dem Zuſatz „E Co“, „& Söhne“, „Gebrüder“ uſw. zu ſetzen iſt. Alſo: 


Herrn Artur Gerſtäcker 
Leipzig 


Frankfurt a. M. 


*) Gemäß Verordnung der Reichsüberwachungsſtelle für Papier dürfen für den Geſchäftsſchriftverkehr nur 
noch genormte Papiere e werden. *) Zu beziehen vom Beuth⸗Vertrieb, G. m. b. H., Berlin SW 68. 


aber Herren Gebrüder Weſtphal 


1 = 0 8 bi 
/ % 
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Gleichwohl wird in der Praxis in beiden Fällen als Anrede das Wort Firma (abge- 
kürzt: Fc.) meiſtens angewandt. 

Auf die Schreibweiſe der Firma iſt ſtreng zu achten. Es iſt unbedingt falſch, „Herrn 
A. Müller“ oder „Herrn Aug. Müller“ zu ſchreiben, wenn die Firma „Auguſt Müller“ 
lautet. Unperſönliche Firmen ſchreibt man ohne jeden Zuſatz, alſo z. B. 


Aktiengeſellſchaft für Holzbearbeitung 
5 Breslau 

Auf jedem Briefumſchlag muß die Anſchrift des Empfängers genau angegeben ſein; 
insbeſondere iſt bei Orten, deren es verſchiedene gleichen Namens gibt, die nähere Be⸗ 
zeichnung erforderlich, wie z. B. Halle (Saale), Neuſtadt i. Oberſchleſien, Freiburg i. Breis⸗ 
gau. Bei Briefen nach großen Städten vergeſſe man nicht die Angabe von Bezirk, Straße 
Hausnummer uſw. (nur bei bekannten Firmen, die ihre Poſtſachen abholen laſſen, ge⸗ 
nügt gewöhnlich die Bezeichnung des Poſtamts, z. B. Berlin C 25). Bei Orten, die keine 
eigene Poſtanſtalt haben, muß das zuſtändige Poſtamt angegeben werden, z. B. Achen, 
Poſt Jsny (Württemberg). 


3. Der Inhalt 

Der Geſchäftsbrief richtet ſich an einen Menſchen, auch wenn die Anſchrift eine 
Sachfirma nennt. Man ſtelle ſich beim Schreiben auf dieſen Menſchen ein, vergegenwärtige 
ſich ſeine beſonderen Verhältniſſe — eigene Kenntnis, eingegangene Briefe, Berichte des 
Reiſenden machen es leichter, als es auf den erſten Blick ſcheint —, und die gefährlichſte 
Klippe des Geſchäftsbriefes, die „Schablone“, iſt vermieden. Das Schreiben muß nach 
Sprache und Aufbau auf den einen Empfänger abgeſtimmt ſein, es wird an den Groß— 
händler anders lauten als an den Kleinhändler, an den Privatmann anders als an dieſe. 

Der Aufbau ſei wohlüberlegt und komme auch in einer reichlichen äußeren Gliederung 
zum Ausdruck. 

Nach den einleitenden Worten bringe man ohne Umſchweife den eigentlichen Inhalt. 
Man ſchreibe mit Deutlichkeit und Beſtimmtheit im Ausdruck der Gedanken; man be- 
fleißige ſich möglichſter Kürze, doch darf die Klarheit nicht darunter leiden, und einer an— 
ſtändigen Sprache; vermeide überſchwengliche Höflichkeitswendungen ebenſo wie Grob— 
heiten. Auch unangenehme Dinge, Mahnungen oder ſcharfe Auseinanderſetzungen, wenn 
ſie nötig ſind, ſoll der tüchtige Briefſchreiber in ein derartiges Gewand zu kleiden wiſſen, 
daß ſie zwar ihren Zweck erfüllen, aber nicht beleidigend wirken. Unter allen Umſtänden 
vermeide man für Mahnungen oder ähnliche unerfreuliche Mitteilungen die offene Poſt⸗ 
karte. 

Die Einleitung des Briefes hängt von ſeinem beſonderen Zwecke ab, ſie wird in einem 
Werbebrief anders fein als bei einer ſachlichen Mitteilung. In jenem ſoll ſie Aufmerkſam⸗ 
keit erwecken und zum Leſen zwingen, in dieſer an einen Vorgang anknüpfen oder auf 
einen Tatbeſtand hinweiſen. Sie ſtellt im erſten Falle hohe Anforderungen an die Ge⸗ 
ſchicklichkeit des Schreibers, denn von ihrer Wirkung hängen zum nicht geringen Teil Er» 
folg oder Mißerfolg der Werbung ab. Sie muß die Neugier wecken — „Ich will Ihnen 
heute ein Geheimnis verraten!“, — geſunden Eigennutz anrufen — „Ihr Unkoſtenkonto 
könnte freundlicher ausſehen!“, — ſie darf verblüffen — „Ich weiß, was Sie heute vor⸗ 
mittag tun!“ — Sie knüpft überall an, wo ſie beim Empfänger des Briefes Anknüpfungs⸗ 
punkte vermuten darf: an ein ſportliches Ereignis, die Vitaminforſchung, ein erfolgreiches 
Buch, den letzten Film, ſogar an das Wetter, oder ſie beginnt mit einer Anekdote. Sie 
darf nur nicht plump ſein, nicht verletzen und nicht gekünſtelt wirken. 

Stellt der Brief eine Antwort auf eine Anfrage dar oder dient zur Erledigung eines 
erhaltenen Schreibens, ſo beginnt man beiſpielsweiſe: 

Auf Ihr Schreiben vom 16. d. M. erwidere ich ... 
Als Antwort auf Ihren geſtrigen Brief teile ich Ihnen mit ... 
Infolge Ihres Schreibens vom 3. d. M. geſtatte ich mir, zu bemerken.. 
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Wir empfingen Ihr vorgeſtriges Schreiben und erwidern auf Ihre Ane 45 
Wir beſtätigen dankend den Eingang Ihres Briefes vom 20. d. M. und er- 
klären uns gern bereit. u 


Für andere Briefe find paſſende Anfänge: 
Wir nehmen an, daß Sie unſer geſtriges Schreiben erhalten haben und 
können Ihnen heute mitteilen 
Ich beziehe mich auf mein Schreiben vom 25. d. M. und bedaure, Ihnen 
melden zu müſſen 
Seit längerer Zeit ohne Ihre „ geſtatten wir uns die Anfrage. 
Als Anlage überſende ich Ihnen. 


Seit langem ſchon ſind größere Firmen zu einer Vereinfachung des Briefwechſels 
übergegangen. Man läßt den ſchwülſtigen Briefanfang einfach fort bzw. erſetzt ihn durch 
kurze Überſchriften links oberhalb des Textes, wie: 


Ihr Schreiben vom 13. d. M. 
oder Betrifft Ihre geſtrige Anfrage. 
Der Brief ſelbſt geht dann ſofort auf die durch den Kennvermerk bezeichnete Angelegen⸗ 
heit ein. Etwa jo: Wir können Ihre Auffaſſung nicht teilen. — Unſer Vorrat an Rofenöl 
iſt erſchöpft. Üblich ſind entſprechende Aufdrucke auf dem Geſchäftsbogen, wie zum 
Beiſpiel: Br REN oder: Antwort auf Ihr Schreiben vom: .... — Ihr Brief- 
zeichen ... Der genormte Briefbogen enthält alle erforderlichen ale im Bordrud. 


Unbedingt falſch find Anfänge folgender Art: 


9 8 0 Bar werten Schreibens hat die Abſendung der Ware geſtern 
ſtattgefunden. 
oder 5 
In Erwiderung auf Ihre Zuſchrift war Herr Schulze geſtern bei uns 
oder 
Den Empfang Ihres Schreibens beſtätigend, iſt der Preis für die geſandte 
Ware richtig angeſetzt. 
Leider findet man ſolche und ähnliche Anfänge noch oft genug. 


Wenn alles Notwendige geſagt und erörtert iſt, ſchließt man den Brief mit einem 
Punkt und ſetzt einige Zeilen tiefer: 
Heil Hitler! 


Will man durchaus noch vorher eine kurze Höflichkeitsformel anbringen, ſo kann 
man wohl ſchreiben: 


Ich empfehle mich Ihnen. 

Aber damit iſt's genug. i 

Man ſoll alſo weder zu Beginn eines Briefes 106 an ſeinem Ende Redensarten 
machen, ſondern nur das ſchreiben, was zur Einleitung oder zum Abſchluß erforderlich iſt. 

Oft wird der Gruß mit einer abſchließenden Bemerkung zu einem Satze zuſammen⸗ 
gezogen: 

„Wir ſind überzeugt, daß Sie auch heute wieder mit unſerer Arbeit zufrieden ſind, 
und empfehlen uns Ihnen 

mit Deutſchem Gruß.“ 

Dieſe Verabſchiedung war in jener Zeit eine Wohltat, als man das Schreiben mit 
„hochachtungsvoll“ oder „mit vorzüglicher Hochachtung“ ſchloß. Der „Deutſche Gruß“ 
heißt „Heil Hitler!“; alſo benutze man ihn ſtatt der Umſchreibung. 

Unmittelbar unter die Schlußformel kommt die Unterſchrift des Geſchäftsinhabers 
oder ſeines Bevollmächtigten, im letzten Falle meiſt unter Heeg des Firmen⸗ 
ſtempels. Dieſer allein gilt aber niemals als Unterſchrift. \ 
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Iſt der Schriftzug unleſerlich, ſo ſetze man den Namen in Maſchinenſchrift dazu. 

Brieſe, mit denen Proben, Schriftſtücke oder andere Einlagen verſandt werden, 
verſieht man am Schluſſe mit einem entſprechenden Vermerk: „Anlage 1 Wechſel“ oder dgl. 

Gehen Muſter oder andere Sachen gleichzeitig mit dem Briefe, aber als Paket oder 
Druckſache oder Kreuzband, fo vermerke man auch dies am Fuße des Briefes durch, Proben 
unter Kreuzband“ u. ä. 

Ebenſo iſt es jederzeit am Fuße oder Kopfe des Briefes zu bemerken, wenn dieſer 
„eingeſchrieben“ oder als „Wertbrief“ befördert werden ſoll. 

Bevor man einen Brief in den Umſchlag ſchließt, leſe man ihn noch einmal aufmerkſam 
durch, um etwaige Schreibfehler zu entdecken und zu berichtigen. 


B. Beiſpiele des geſchäftlichen Briefverkehrs 


1. Rundſchreiben 


Die Benachrichtigungen von der Gründung, Übertragung oder Auflöſung eines 
Geſchäftes, von der Erteilung oder vom Erlöſchen einer Prokura, vom Eintritt oder Aus⸗ 
tritt eines Teilhabers uſw. werden meiſt in einer Anzahl gleichlautender Briefe ver⸗ 
ſandt, die man durch Buchdruck oder in einem anderen Druckverfahren herſtellen läßt 
und vielfach als „Druckſache“ verſchickt. Das Datum wird in ſolchen Rundſchreiben, 
auch Umlaufſchreiben oder Zirkulare genannten Briefen oft nur wie folgt ausgedrückt: 


Eilenburg, im Januar 19. 
oder: Eilenburg, Datum des Poſtſtempels. 


0 der Anrede bzw. Anſchrift tragen die Zirkulare oft als Überſchrift die Buchſtaben 

G. H.“, was „Geehrter Herr“ oder „Geehrte Herren“ bedeutet. Vielfach läßt man auch 
diefe Überſchrift weg, andernfalls ſchreibe man ſie aus. 

Gelegentlich findet man auch die Abkürzungen P. P. (Praemissis praemittendis, d. h. 
„Vorauszuſchickendes vorausgeſchickt“), P. T. oder S. T. (Praemisso titulo bzw. Salvo 
titulo, d. h. „mit Vorausſtellung oder Vorbehalt des Titels“). Das ſind Überbleibſel des 
alten Kanzleiſtils, für viele Empfänger unverſtändlich. Man benutzt ſie nicht mehr und 
wählt, wenn man nicht überhaupt darauf verzichten will, die Anrede: 


An meine verehrten Geſchäftsfreunde! o. ä. 
Die Firmenzeichnungen, von denen man den Empfängern der Rundſchreiben Kenntnis 


geben will, werden entweder eigenhändig vollzogen oder in Fakſimile, d. h. in genauer 
Nachbildung der Handſchrift, mitgedruckt. 


a) Errichtung eines Geſchäfts 


Dresden, den 1. April 19. 
Theaterſtr. 22 


Ich geſtatte mir die Mitteilung, daß ich heute unter der Firma 
Auguſt Loh 


ein Leinenwarengeſchäft errichtet habe, das alle im Fach vorkommenden Waren enthält. 
Es wird ſtets mein Beſtreben fein, die weiteſtgehenden Anſprüche meiner Ab- 
nehmer zu befriedigen. In einer mehr als 10 jährigen Tätigkeit glaube ich mir diejenigen 
Kenntniſſe und Erfahrungen erworben zu haben, die für eine gedeihliche Entwicklung 
meines Unternehmens erforderlich ſind. 
Ich bitte Sie, mir gelegentlich die Ehre Ihres Beſuches zu ſchenken. 
Heil Hitler! 
Auguſt Loh 
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Görlitz, den 1. Oktober 198. 


Ich übernehme von heute ab die Verantwortung für Ihre Füße! 

Meine 10jährigen Erfahrungen in der Herſtellung von Schuhen für geſunde und 
kranke Füße befähigen mich dazu. Bitte, beſuchen Sie mich einmal in meinen Geſchäfts⸗ 
räumen, die ich heute in der 

Leſſingſtraße 32 
eröffne! Sie finden bei mir den Schuh, den Sie brauchen, und zu einem Preiſe, der Ihnen 
den Kauf zur Freude macht. | 

Meine Maßabteilung ſteht Ihnen für jeden Wunſch zur Verfügung. Sehen Sie ſich 
doch einmal ihre erſten Modelle an! Sie werden überraſcht ſein, wie elegant ein fuß⸗ 
gerechter Schuh doch iſt, wenn ihn der Fachmann anfertigt. 

Ich freue mich darauf, Sie beraten zu dürfen. 

Heil Hitler! 
Schuhhaus Karl Gaden. 


b) Aufnahme eines Teilhabers 


Erfurt, im Mai 19. 

Ich habe meinen langjährigen Mitarbeiter, 

Herrn Friedrich Beheim, 
am 15. d. M. in mein Geſchäft als Teilhaber aufgenommen und die Firma in 
Rieſe & Beheim 
geändert. 

Auch unter der neuen Firma wird an den bewährten Grundſätzen meines Hauſes 
nichts geändert werden, ſo daß ich wohl hoffen darf, mit dem mir bisher bewieſenen Wohl⸗ 
wollen weiterhin beehrt zu werden. 

Indem ich Sie bitte, von nachſtehenden Handzeichnungen Vormerkung zu nehmen, 


empfehle ich mich Ihnen. 
Heil Hitler! 


Benno Rieſe 
Herr Benno Rieſe wird zeichnen: Rieſe & Beheim. 
Herr Friedrich Beheim wird zeichnen: Rieſe & Beheim. 


e) Ausſcheiden eines Teilhabers 
Bremen, den 31. März 19. 
Mein langjähriger Freund und Teilhaber, 
Herr Albert Peterlein, 
ſieht ſich mit Rückſicht auf ſeinen Geſundheitszuſtand zu meinem Bedauern veranlaßt, 
aus der von uns unter der Firma 
Peterlein & Co. 


betriebenen Wäſchefabrik auszuſcheiden. 
Die ſeit 1872 beſtehende Fabrik wird von mir in bewährter Weiſe weiterbettieben. 
Ich bitte fernerhin um das uns ſeit Jahren erwieſene Vertrauen. 


Heil Hitler! 
| Karl Scheller 
Herr Peterlein hört auf zu zeichnen: Peterlein & Co. 
Herr Scheller zeichnet wie bisher: Peterlein & Co. 
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d) Prokuragerteilung 
Leipzig, den 26. Januar 19 .. 


Wollen Sie bitte davon Kenntnis nehmen, daß ich meinem Sohne und Mitarbeiter 


X Mar Bregenz 
Prokura erteilt habe. 
Ich benutze die Gelegenheit, Ihnen meine Dienſte erneut in Empfehlung zu bringen. 
5 Heil Hitler! 
Wilhelm Bregenz 
Herr Max Bregenz wird zeichnen: 
ppa. Wilhelm Bregenz 
Max Bregenz 


e) Anſtellung eines Vertreters 
Berlin NW 52, den 1. Juni 19. 
Wir benachrichtigen Sie hierdurch, daß wir 
Herrn Walter Mühlmann 


in Görlitz, Hohe Str. 214, unſere Vertretung für Niederſchleſien und die Lauſitz über⸗ 
tragen haben. 

Wir empfehlen Herrn Mühlmann, der ſich in kurzem erlauben wird, Ihnen ſeine 
Aufwartung zu machen, Ihrer wohlwollenden Aufnahme. 


Heil Hitler! 
Lingner & Stark 


) Beſuchsankündigung 
Berlin, den 15. Oktober 19. 


Die neueſten Herbſtmuſter ſind ſoeben eingetroffen. Mein langjähriger Vertreter, 
Herr Schulze, kommt in den nächſten Tagen zu Ihnen, um ſie Ihnen vorzulegen. 
Ich hoffe, daß die reiche Auswahl Sie auch diesmal zufriedenſtellen wird. 


Heil Hitler! 
Emil Sonnenberg 


| Krefeld, den 15. Oktober 19. . 
Sehr geehrter Herr Kühn! | 
Das iſt unſer neuer Reiſender, 
Herr Reinhold Linke. 
Er wird ſich nächſte Woche ſelbſt bei Ihnen vorſtellen, wenn er 
Ihnen den Schlager für Ihr Weihnachtsgeſchäft vorlegt: 
unſere Pfeico-Binder. 

e der Pfeico-Binder iſt jo ſchön, daß er jedem gefällt, und fo billig, daß ihn alle 
aufen. 


Wenn Herr Linke kommt, geben Sie ihm Ihre Aufträge; Sie erweiſen ſich und Ihrer 
Kundſchaft einen großen Dienſt! 


Bild 


Heil Hitler! 


Pfeiffer & Co. 
10 Oeflers Handbuch 
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Chemnitz, den 1. Mol 19. 5 
Ich beehre mich, Ihnen anzuzeigen, daß ich mein ſeit 1899 unter der Ei 5 
Gerhard Amelang 1 
betriebenes ER 
Goldwarengeſchäft Bi 
heute mit ſämtlichen Guthaben und Schulden an Herrn 8 
Heinrich Siegel . 
abgetreten habe, der es in unveränderter Weiſe unter der Firma a 
Heinrich Siegel, Gerhard Amelangs Nachf. 1 
fortführen wird. 5 5 1 
Ich fühle mich veranlaßt, Ihnen bei meinem Ausſcheiden aus dem Geſchäftsleben 
für das mir oft bewieſene Wohlwollen meinen Dank auszusprechen, und bitte Sie, der 8 
Firma auch unter dem neuen Inhaber Ihre geſchätzte Kundſchaft zu erhalten. 4 
Heil Hitler! 5 
ö Gerhard Amelang : 
(Gleichzeitig mit dem vorſtehenden Rundſchreiben, und zwar auf der dritten Seite des⸗ . 
ſelben Bogens, wird folgende Ankündigung des neuen Inhabers verſandt:) | 
Chemnitz, den 1. Mai 19. 05 
Bezugnehmend auf das nebenſtehende Rundſchreiben des Herrn Gerhard Amelang, d 
bitte ich Sie, das Vertrauen, das Sie dieſem bisher geſchenkt haben, auf mich zu : 
übertragen. = 
Mein eifrigſtes Beſtreben wird es fein, dem Geſchäft den 1 Ruf, den 5 
es genießt, zu erhalten. 0 
Ich werde mit Zuſtimmung des Herrn Amelang zeichnen: ie 
Heinrich Siegel, Gerhard Amelangs Nachf. 0 
und bitte, von meiner Unterſchrift Kenntnis zu nehmen. 5 
Heil Hitler! 1 
Heinrich Siegel u 
Gerhard Amelangs Nachf. = 
h) Auflöjung eines Geſchäfts a 
Deſſau, den 17. Oktober 19. 1 
Infolge gütlicher Übereinkunft haben wir unſeren Geſellſchaftsvertrag mit dem 
heutigen Tage gelöſt und treten in die Liquidation der Firma ein. 5 
Unſer Herr Werner Großkopf iſt mit der Durchführung der e 
beauftragt, und wir bitten, alle Schriftſtücke an ſeine Anſchrift zu richten. 8 
Für das uns bisher geſchenkte Vertrauen danken wir beſtens. d . 
Heil Oitlet̃ !; 


Werner Großkopf 
Anton Kamnitz, 
. Ja Großkopf & Co. in Liqu. 
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| 2. Preisanfragen 
Anfragen können allgemein gehalten fein und ſich auf eine Bitte um Zuſendung 
einer Preisliſte oder um Bekanntgabe der allgemeinen Lieferungsbedingungen beſchränken, 
ſie können aber auch um Angebot einer beſtimmten oder annähernd beſtimmten Ware 
bitten. Je genauer die Anfrage iſt, um ſo genauer wird das Angebot ausfallen. 
Anzugeben ſind Güte und Menge der benötigten Waren und etwaige beſondere Wünſche 
wegen Lieferzeit, Lieferungs⸗ und Zahlungsweiſe uſw. 


Herten Me binieier e Co Berlin, den 20. Oktober 19. 


Guben 


Zur Ausführung einer Innendekoration benötigen wir umgehend etwa 200 bis 
300 Meter rotbraunen Samt laut beifolgender Probe. 

Falls Sie uns ein günſtiges Angebot in dieſer oder in möglichſt ähnlicher Ware 
machen können, bitten wir um ſofortige bemuſterte Anſtellung. 

1 Anlage L. Auſten & Co. 


Halle, den 16. Januar 19. 


Herrn Thomas Langner 
Breslau 


Teilen Sie uns bitte mit, ob Sie uns Ledertuch vorteilhaft anbieten können und 
gegebenenfalls zu welchen Preiſen. 

Wir brauchen jährlich größere Poſten bei ſofortiger Barzahlung, müſſen aber auf 
äußerſte Preisſtellung halten, da wir ſelbſt nur mit kleinem Nutzen arbeiten können. 

Über die Zahlungsfähigkeit unſeres Hauſes wird Ihnen die Firma Max Berger, 
Ratibor, auf Wunſch Auskunft geben. Heil Hitler! 


Seiler & Söhne 


3. Warenangebote (Offerten) 


Unter den heutigen Verhältniſſen muß eine Firma, die auf der Höhe bleiben will, 
jede Gelegenheit wahrnehmen, ihren Kundenkreis zu erweitern. Als Mittel zu dieſem 
Zweck dient in erſter Linie die Werbung in Form von Druckſchriften, Anzeigen uſw., auf 
die wir ſpäter in einem beſonderen Kapitel zurückkommen werden. Haben dieſe allgemeinen 
Ankündigungen ihre Schuldigkeit getan, d. h. die Empfänger zu Preisanfragen wegen 
beſtimmter Artikel veranlaßt, ſo hat das Anerbietungsſchreiben, die ſchriftliche Offerte, 
einzuſetzen. Briefe ſolcher Art ſind ſehr ſorgfältig abzufaſſen, da von ihnen das Gedeihen 
des ganzen Geſchäfts mehr oder weniger abhängt. Man beantworte jede Anfrage, wenn 
irgend möglich, noch am Tage des Eingangs und hüte ſich beſonders vor Übertreibungen 
und Unrichtigkeiten in dem Angebot, die unter Umſtänden nach dem Geſetz über den 
unlauteren Wettbewerb ſtrafbar ſind. Da das Angebot, wenn nicht ausdrücklich „freibleibend“ 
geſtellt, für den Anbietenden bindend bis zum Eintreffen einer unmittelbar darauf gege- 
benen Antwort iſt, müſſen die Angaben über Art, Güte und Preis der Ware, über Zahlungs⸗ 
und Lieferungsbedingungen und etwaige Verpackungskoſten ſo gehalten ſein, daß genau 
danach geliefert werden kann. 

Die Abgabe von Angeboten ſoll ſich aber nicht auf die Beantwortung eingehender 
Anfragen beſchränken, ſondern ein rühriger Kaufmann wird auch jede andere paſſende 
Gelegenheit benutzen, ſeine Ware anzubieten, z. B. einen günſtigen Abſchluß, die Neu⸗ 
aufnahme oder die bevorſtehende Preiserhöhung eines Artikels, öffentliche Ausſchrei⸗ 
bungen (Submiſſionen) uſw. Auch iſt es von Nutzen, ſich von Zeit zu Zeit denjenigen 
Kunden, die ſeit langem nichts mehr beſtellt haben, durch einen Brief in Erinnerung zu 
bringen. Vielfach werden den Briefen Warenproben. Zeichnungen oder gedruckte Be⸗ 
ſchreibungen der e Gegenſtände oder auch Preisliſten beigefügt. 

10. 
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a) Angebote infolge Anfrage 


Herren L Auſten E Co. Guben, den 21. Oktober 19 .. 


Berlin 


Im Beſitze Ihres Schreibens vom 20. ds. teilen wir Ihnen unter beſtem Danke 
für Ihre Anfrage mit, daß der bemuſterte Stoff genau unſerm f 
: Samt II Granat 
entſpricht, den wir Ihnen bei Bezug von mindeſtens 200 Metern in derſelben Farbe 
zum Ausnahmepreis von RM 5.80 für das Meter, frei Guben, bei ſofortiger Zahlung 
mit 2% Nachlaß, liefern würden. Lieferung innerhalb einer Woche. 

i : A 
Wir erbitten Ihre baldige Nachricht. Heil Hitler! 


1 Muſter Mehlmeier & Co. 


Herren Seiler & Söhne Breslau II. den 17. Januar 19. 


Halle a. S. 


Zufolge Ihrer Anfrage vom 16. d. M. bemuſtere ich Ihnen anbei 2 Poſten Leder⸗ 
tuch, von denen ich je 100—120 Abſchnitte vorrätig habe. 

Von Poſten I, nur ſchwarz, gebe ich das Meter mit RM 6 — netto, 

von Poſten II, grün, braun und rot, das Meter mit RM 5.40 netto gegen 
Kaſſe bei Empfang der Rechnung ab. 

Die einzelnen Abſchnitte enthalten 3—6 m, alles 130 cm breit. ö 

Ihre Entſcheidung erbitte ich drahtlich, da von anderer Seite ebenfalls eine Anfrage 
vorliegt und ich das Lager wegen Platzmangels ſchnell räumen muß. 

Ich empfehle mich Innen. Heil Hitler! 


Muſter Thomas Langner 


Cottbus, den 12 Auguſt 19. 
Direktion der Neuſalzer Maſchinenfabrik Aft.-Gej. 
Neuſalz f 


Mit verbindlichem Danke für Ihre Aufforderung vom 10. d. M., Ihnen Angebot 
für die Lieferung Ihres Olbedarfs zu unterbreiten, geſtatten wir uns, als Poſtpaket einige 
Proben unſerer Maſchinenöle zu überſenden, die wir Ihrer Prüfung empfehlen. 

Die beiden hauptſächlich für die Maſchinen⸗Fabrikation geeigneten Sorten ſind 

North Standard⸗Oil II 100 kg RM 63.— 
und Gloverfield⸗Oil III 100 „ „ 66.— 

Für beſonders ſchwere Maſchinen würden wir Ihnen unſer Hudderſton⸗Sample Ia. 
100 kg RM 72.— empfehlen, das ſich in allen Fällen beſtens bewährt hat. 

Wir hoffen, daß eine dieſer Sorten Ihren Wünſchen vollauf entſprechen wird, fügen 
aber noch unſere | 
Prima Balata⸗Ole I und II zu RM 37.— bzw. RM 61.50 für 100 kg 

bei, die wir in großen Mengen für leichtere Werkgänge liefern. 
| Die Preiſe verſtehen ſich ab Freihafen Hamburg, einſchließlich Faß, gegen Kaſſe 
innerhalb 30 Tagen mit 2% Nachlaß. 

Sämtliche Ole ſind garantiert harz⸗ und ſäur frei, ſehr ſparſam im Gebrauch und 
leichtflüſſig. 35 ö 

Wir zweifeln nicht, daß ein Verſuch Sie zu dauerndem Bezuge veranlaſſen wird. 

Heil Hitler! 
Muſter als Poſtpaket Vereinigte Olfabriken Kunze & Beyer 
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b) Verdingungsangebot (Submiſſionsofferte) 


Für die von den Behörden erlaſſenen öffentlichen Ausſchreibungen (Verdingungen, 
Submiſſidnen) wird die Abgabe von Angeboten gewöhnlich auf beſonderen Vordrucken 
verlangt. Dieſe werden mit den Ausſchreibungs⸗Bedingungen verabfolgt. Wenn ein 
Schema nicht vorgeſchrieben iſt, reicht man das Angebot nach folgendem Muſter unter 
Beifügung eines Anſchreibens ein. 


I. Anſchreiben 
Potsdam, den 17. November 19. 
Reichsbahn-Direktion 
Werkſtättenabteilung I Stettin 


Zur öffentlichen Ausſchreibung am 22. d. M. auf Lieferung von 25000 kg Portland⸗ 
Zement für die Neubauſtrecke Pinnow— Arnswalde überreichen wir in der Anlage 


unſer Angebot. Gollmitzer Zementfabrik G. m. b. H. 
1 Anlage Madincke 

II. Angebot 

Angebot 


auf Lieferung von Portland-Zement für die Neubauſtrecke 
Pinnow— Arnswalde 


Unter Anerkennung der allgemeinen Bedingungen für die Lieferung von Portland- 
Zement und der beſonderen Bedingungen für die öffentliche Ausſchreibung der Reichsbahn⸗ 
Direktion Stettin vom 10. November d. J., erklären wir uns bereit, die Lieferung der 
erforderlichen Mengen wie folgt zu übernehmen: 

25000 kg Portland-Zement in Tonnen 100 kg RM 5.37 

Marke Gollmitz in Säcken 100 „ „ 5.17 
frei Bahnhof Gollmitz, einſchl. Verpackung. 

Dieſe Preiſe erklären wir auch für bindend, falls uns der Zuſchlag nur auf einen 
Teil der ausgeſchriebenen Menge erteilt werden ſollte. 

Potsdam, den 17. November 19. 

Gollmitzer Zementfabrik G. m. b. H. 
Madincke 


(Es iſt notwendig, daß Angebot und Anſchreiben von derſelben Hand unterzeichnet 
werden!) 


e) Angebot bei Neuaufnahme eines Artikels 


Herrn K. J. Albers Spandau, den 6. März 19. 


Gr.⸗Bunzelwitz 


Vielfachen Anregungen unſerer geſchätzten Abnehmer folgend, haben wir die Her- 
ſtellung polierter Falzziegel in unſeren Betrieb aufgenommen. 

Wie Sie aus folgendem Muſterverzeichnis erſehen, fabrizieren wir nunmehr Falz⸗ 
ziegel in Schweizer, Schuppen⸗, Biberſchwanz- und Hohlſtrangform, rauh oder glaſiert, 
in den mannigfachſten Farben. Die großartige Wirkung dieſer Farbenzuſammenſtellungen 
hat bereits auf der letzten Ausſtellung die Aufmerkſamkeit der Herren Baumeiſter erregt, 
ſo daß die Einführung dieſer Neuheit bald überall erfolgen dürfte. 

Wir ſprechen die Erwartung aus, daß Sie bei Bedarf von unſerem Angebot Gebrauch 
machen werden, und ſtehen mit beſonderen Koſtenanſchlägen jederzeit gern zu Dienſten. 
f Heil Hitler! 

1 Anlage Spandauer Ziegelei-Akt.⸗Geſ. 
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d) Sonſtige Angebote ö 1 | 


Herren Küſter, Bein & Co. Berlin, den 7. Auguſt 19. . 
Hanau | 


Unter Bezugnahme auf den Beſuch unſeres Herrn Lehmann geſtatten wir uns, 
Ihnen unſeren neuen Herbſtkatalog nebſt Preisverzeichnis zu überreichen. Wir hoffen, 
daß die reichhaltige Auswahl an Neuheiten, die wir bieten, Sie zu der Erteilung eines 
Probe⸗Auftrages veranlaſſen wird. 

Bei der ſtarken Inanſpruchnahme unſerer Maſchinen bedürfen wir jetzt einer Liefer⸗ 
friſt von 3—4 Wochen, weshalb es von Nutzen für Sie fein würde, mit der Überſchreibung 
Ihrer Wünſche nicht zu lange zu zögern. 

Unſere Preiſe verſtehen ſich gegen Kaffe mit 2% Nachlaß oder gegen 3-Monats- 
Wechſel netto, frei Bahnhof Hanau, einſchließlich Verpackung. 

Wir ſichern Ihnen ſorgfältigſte Bedienung zu und empfehlen uns Ihnen. 

Heil Hitler! 


Katalog als Drucksache Aſter & Comp. 
Herrn Rudolf Meuſig Nachf. | Bernburg, den 8. Juli 19.. 
Nordhauſen | 


Ich habe mir den Kopf zerbrochen, warum Ihre Aufträge feit einiger Zeit ausge⸗ 
blieben ſind. Sie können mir die zuverläſſigſte Auskunft darüber geben, und ich bitte Sie 
darum. Einen Freiumſchlag füge ich bei. Sagen Sie mir, was unſere guten Beziehungen 
ſtört! Sie dürfen verſichert fein, daß ich alles tun werde, um Sie als Kunden zu behalten. 

Eine beſondere Freude würde es mir ſein, wenn Sie die Gelegenheit benutzten, 
mir wieder einen Auftrag zu erteilen. Meine Preisliſte ſchicke ich Ihnen mit. Darin habe ich 
einige Sachen angekreuzt, die ganz beſonders günſtige Gelegenheiten find. 

Ich warte darauf, wieder für Sie arbeiten zu dürfen! 5 
Heil Hitler! 


1 Preisliſte | | Paul Heinze. 
Herrn Otto Sturm a Halle a. S., den 4. März 19 
Merſeburg 


Wir haben einen beſonders günſtigen Abſchluß gemacht und möchten unſeren treueſten 
Kunden zuerſt den Vorteil davon zukommen laſſen. Darum bieten wir Ihnen an: 

Ia Javakaffee zu RM 180.— für 100 kg ab Lager hier, mit 2% Nachlaß gegen bar. 

Wir halten einen Teil dieſes Poſtens für Sie zurück, bitten aber um recht baldige 
Entſcheidung. Heil Hitler! 


Binkert & Wolff. 


4. Aufträge (Beſtellungen) 


Bei der Erteilung von Aufträgen ſind, um Mißverſtändniſſe zu vermeiden, die Gat⸗ 
tung (nötigenfalls Nummer der Preisliſte), Menge und Güte der gewünſchten Ware 
genau zu bezeichnen, ebenſo der Preis und die Lieferzeit ſowie je nach den Umſtänden 
auch die Art der Verpackung und Beförderung und die Zahlungsweiſe. Bei Beſtellungen 
an Lieferanten, mit denen man bisher nicht in Verbindung ſtand, wird es angebracht ſein, 
Referenzen aufzugeben, d. h. vertrauenswürdige Firmen oder Perſonen zu nennen, die 
in der Lage ſind, Auskunft zu erteilen. 5 

Erfolgt die Beſtellung rechtzeitig auf Grund eines Angebotes ohne Abänderung der 
einzelnen Bedingungen, ſo iſt damit der Kaufvertrag abgeſchloſſen. War das Angebot frei⸗ 
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bleibend, Jo kommt der Vertrag erſt durch die Beſtätigung zuſtande; bei unverzüglicher Be⸗ 
ſtellung galt Stillſchweigen als Annahme. Ein Auftrag ohne vorangegangenes Angebot 
bindet den Verkäufer nicht, wohl aber den Beſteller. Bei rechtzeitiger Annahme — Be⸗ 
ſtätigung W iſt der Vertrag entſtanden, beide Teile find gebunden. 

Die Praxis verwendet für Aufträge oft Vordrucke. 


a) Gewöhnliche Warenbeſtellungen 
Herrn Hans Magerfleiſch Leoben, den 2. April 19. 
Leipzig ö 
Gemäß Ihrer unterm 27. v. Mts. gemachten Anſtellung bitte ich Sie, zur Lieferung 
Anfang Mai hier in Auftrag zu nehmen: 


N Gros Steinnußknöpfe 1021 hell Zlinig je RM 16.— 

5 780 l , ade 
5 1 Perlmutterknöpfe 647 „ „ 10.— 
12 „ imit. Achatknöpfe 240 ſortiert 5 19.— 


Die Steinnußknöpfe erbitte ich in Schachteln zu 6 Dutzend, dutzendweiſe aufgezogen, 
die übrigen Sorten zu 3 Dutzend, halbdutzendweiſe aufgezogen. 

Kiſten wie üblich mit meinem Zeichen T. A. als Frachtgut nach Station Kreuzburg. 

Ihrer Empfangsbeſtätigung ſehe ich entgegen. Heil Hitler! 


Theodor Alberty 


Herrn Emil H. Borger Meißen, den 4. April 19. 
Hamburg 5 
Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben nebſt Probe vom 29. vor. Mt3. beſtelle ich hiermit 
5 Säcke zu je 60 kg Braſilkaffee Ia, zum Preiſe von RM 1.60 für ½ kg 
frei ab dort, Ziel 3 Monate, zu ſofortiger Lieferung. 
Ich bitte um Beſtätigung dieſes Auftrages. Heil Hitler! 
Referenzen: Otto Kühne & Co. in Zerbſt, Fritz Wiemer 
Herm. Friedrich Hübner in Bremen, Ludolfſtr. 14 
Arthur Merzner in Köln a. Rh., Moltkeſtraße 20. 


Herren Albert Ring & Bruder Mainz, den 10. Juni 19. 
Jüterbog 

Ich habe, wie Sie aus beifolgendem Rundſchreiben erſehen, hier ein Ladengeſchäft 
in Putz⸗ und Weißwaren errichtet und würde bei guter Bedienung meinen Bedarf bei 
Ihnen decken. 

Senden Sie mir zur Probe zunächſt zwei Dutzend bunte Rüſchen, 3 cm breit, 
wie anliegendes Muſter, in verſchiedenen Farben. Preis RM 4.75 das Dutzend. Den 
Betrag ſchicke ich nach Empfang der Ware ein. Heil Hitler! 


2 Anlagen Karl Bauerſtein 


b) Auftrag für Ausfuhr (Export) 
Fa. Lucius, Wolfradt & Co. Akt.⸗Geſ. Dresden, den 22. September 19. 
Crailsheim 


Sie empfangen anbei einen kleinen Verſuchsauftrag für unſer La-Plata⸗Haus zur 
ſorgſamen Ausführung. 
Beſtätigung erbitten wir poſtwendend nach Dresden. Heͤil Hitler! 


X Anlage Pfeiffer & Rumler 


0 
) 
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Auftrag 
für Fa. Lucius, Wolfradt & Co., Akt.⸗Geſ., Crailsheim, 
von Pfeiffer & Rumler, Dresden ; 


(Nichtbeachtung der Verpackungs⸗ und Berechnungsvorſchriften hat Ungüttigkeits⸗ 
erklärung des Auftrages zur Folge.) 


Auftrag: 
f O 
10 Stück weiß en, 50 RM 1.50 das Meter 
10 Stück weiß Percal, Ihre Nr. 66 
unſere Nr. 1001 zu RM 1.60 „ n 
10 Stück weiß Piqué, Ihre Nr. 321 
unſere Nr. 1002 zu KM 2.25 „ „ 


Verpackung: Jede Sorte in eine ſeemäßige Kiſte mit Oltuch und Bandeiſen, die ein⸗ 
zelnen Stücke in weißes Glanzpapier 
Kiſtenzeichen: P R 705-707 


Montevideo 
Ausfuhrgut Via Buenos Aires 
Rechnung: Dreifach auf Ihren Formularen nach Dresden. 
Komm. ⸗Nr.: R 326, iſt auf den Rechnungen anzugeben. 
Lieferung: Am 25. Oktober in Hamburg an Spediteur Wilh. Uhlemann zu unſerer 
Verfügung. : 
Bahlungs-Bedingungen: Kaffe mit 5% Nachlaß. 


e) Auftrag mit Preisvorſchrift (Limit) 


Nürnberg, den 2. Dezember 19. 
Herrn Georg Kröner 


Fürth 

Wir beſitzen Ihr Anerbieten vom 29. v. M. und wären nicht abgeneigt, darauf ein⸗ 
zugehen, doch erſcheint uns der geforderte Preis von 15.75 für 1000 Bogen des be⸗ 
muſterten Papieres zu hoch. i 

Falls Sie in der Lage und gewillt ſind, dieſen Preis auf RM 15.25 zu ermäßigen, 
bitten wir Sie, vorliegendes Schreiben als Beſtellung auf 52000 Bogen zu betrachten 
und uns die Annahme des Auftrags umgehend zu beſtätigen. 

Heil Hitler! 
Gebrüder Müller 


d) Beſtellung von Kommiſſionsware 


Leipzig, den 7. Dezember 19. 
Herren Thomas Hundts Nachf. & Co. 5 
Breslau 


Ich danke Ihnen beſtens für Ihr Angebot in Uhrketten, kann mich aber gegenwärtig 
nicht zur Erteilung eines feſten Auftrages entſchließen. 0 

Falls Sie mir jedoch einen Poſten von etwa 100 Stück, gut ausgewählte Muſter, 
in Kommiſſion geben wollen, bin ich gern bereit, mich für deren Verkauf einzuſetzen, und 
hoffe, ein beide Teile befriedigendes Ergebnis zu erzielen. 


Heil Hitler! 
Ludwig Riefenſtahl, Gold- und Silberwarengeſchäft 


\ 3 ö ; 


VS 
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Antwort 


Breslau, den 9. Dezember 19. 
Herrn Ludwig Riefenſtahl 
Leipzig 

Im Beſitze Ihres Schreibens vom 7. d. M. erklären wir uns mit Ihrem Vorſchlage 
einverſtanden, um Ihnen Gelegenheit zu einem recht belangreichen Geſchäft in unſeren 
Waren zu geben. 

Wir überſenden Ihnen daher lt. beifl. Rechnung 100 Stück Uhrketten in Gold und 
Silber, in verſchiedenen Qualitäten und Muſtern als Kommiſſionsware, mit der Bitte, 
dem Verkauf der Ketten Ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen. 

Die Abrechnung der verkauften Stücke erbitten wir je nach 3 Monaten und ſind 
gern bereit, etwa veraltete Muſter gegen neuere oder von Ihnen beſonders gewünſchte 
bei der Abrechnung einzutauſchen. 
Heil Hitler! 

1 Rechnung Thomas Hundts Nachf. & Co. 


Hamburg, den 30. März 19. 
Herren Staudt & Hardy, Berlin 
Berlin 5 


Wir beſtätigen den Empfang Ihres geſtrigen Briefes und ſind bereit, um Ihren 
Erzeugniſſen Eingang in unſeren Verkaufsgebieten zu verſchaffen, eine Probeſendung 
zum Weiterverkauf nach Überſee zu legen. 

Wir bitten Sie daher, die auf beifolg. Auftragszettel bezeichneten 50 Stück baum⸗ 
wollenen Kleiderſtoff in muſtergültiger Ausführung anzufertigen und in einer ſeemäßigen 
Kiſte, Zeichen J. O. 265, an unſeren Spediteur Martin Licht, hier, zur Weiterbeförderung 
nach Caracas gemäß unſerer Vorſchrift abzuſenden. Von der erfolgten Verladung erbitten 
wir rechtzeitig Nachricht. 

Über den etwa erfolgten Verkauf der Probeſendung erhalten Sie ſofort von uns Nach⸗ 
richt. Die Begleichung des Poſtens geſchieht durch uns mittels Scheck innerhalb 30 Tagen 
nach erhaltener Verkaufsanzeige. 

Wir bitten, uns dieſe Abmachungen umgehend zu beſtätigen. 

. Heil Hitler! 
1 Auftrag Prieſter & Co. 


5. Erkundigungen und Auskünfte 


Der Kaufmann nimmt häufig Ziel (Kredit) in Anſpruch und muß oft Ziel geben. 
Um ſich vor Verluſten zu ſchützen, verſucht er, ſich ein genaues Bild über die Kreditwürdig⸗ 
keit ſeines Kunden zu verſchaffen. Seine eigenen Beobachtungen reichen dazu meiſt nicht 
aus, beſonders wenn es ſich um neue Geſchäftsverbindungen handelt. In dieſen Fällen holt 
er Auskünfte ein. Dafür ſtehen verſchiedene Wege offen. Er bittet einen Geſchäftsfreund 
am Platze des Kunden um eine Beurteilung, er wendet ſich an die Bank oder nimmt eine 
gewerbsmäßige Auskunftei in Anſpruch. Oft gibt auch der Kreditſuchende Firmen an, die 
zu einer Auskunft über ihn bereit ſind. Es iſt ratſam, nicht nur einen Weg zu beſchreiten 
und von Zeit zu Zeit neue Beurteilungen einzuholen. 

Die Auskunftgeber lehnen meiſt jede Verantwortung ab, auch die gewerbsmäßigen 
Auskunfteien pflegen ſie vertraglich auszuſchließen. Erhält man ſelbſt eine Anfrage, ſo ſchreibe 
man nur, was man aus eigener Anſchauung weiß, ſonſt wird eine Auskunftserteilung 
beſſer abgelehnt. Wer vorſätzlich falſche Angaben macht — und dazu gehört auch das Ver— 
ſchweigen wichtiger Tatſachen — haftet nicht nur für den entſtandenen Schaden, ſondern 
macht ſich unter Umſtänden auch ſtrafbar. 
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Die gewerbsmäßigen Auskunfteien (W. Schimmelpfeng G. m. b. H., Kartell der a, 


Auskunfteien Bürgel, Deutſche Auskunftei G. m. b. H. find die bedeutendſten; hierher 
gehören auch die Vereine Creditreform, die für ihre Mitglieder arbeiten) ſtellen ihren 


Kunden Auftragsvordrucke zur Verfügung. — Wünſcht man eine „Gefälligkeitsauskunft“, 8 


ſo trage man ſeine Bitte höflich vor, vergeſſe den Dank im voraus nicht und biete ſich für 
gleiche Dienſte an. Ein Freiumſchlag wird beigelegt. Zur Wahrung der wünſchenswerten 
Vertraulichkeit (Diskretion) nennt man die Firma oder Perſon, über die Auskunft gewünſcht 
wird, nicht im Briefe, ſondern ſchreibt ſie auf einen Zettel. Der Umſchlag erhält den Ver⸗ 
merk „Vertraulich“. Auch in der Antwort wird die Nennung des Namens vermieden. 
Damit man auch wirklich erfährt, was man zu wiſſen wünſcht, formuliert man am beſten 
genaue Fragen, zweckmäßig auf einem beſonderen Bogen, auf den gleich die Antworten 
geſchrieben werden können. In der Beantwortung vermeide man allgemeine Redensarten 
und lehne jede Verbindlichkeit ausdrücklich ab. 5 5 


a) Erkundigungsſchreiben 


Hamburg, den 5. April 19. 
Herren Otto Kühne & Co. 5 


Zerbſt N 

Die auf dem beigefügten Zettel genannte Firma wünſcht mit mir in Beziehungen 
zu treten und beanſprucht einen Kredit von etwa RM 1000.—. 13 u 

Da Sie mir als Referenz aufgegeben wurden, bitte ich Sie um eine möglichſt ein- 
gehende Auskunft über Vermögensverhältniſſe, Ruf und Geſchäftsbetrieb der genannten 
Firma. g 

Ich danke Ihnen im voraus für Ihre Mitteilungen, die ich natürlich vertraulich 
behandeln werde, und ſtehe Ihnen zu Gegendienſten gern zur Verfügung. 

Heil Hitler! 

1 Freimarke Emil H. Borger. 


| Hamburg, den 2. Mai 19 
Herren Meyer & Altberg 


Lübeck 


Dürfen wir heute einmal Ihre Gefälligkeit in Anſpruch nehmen? Wir wüßten gern 
einiges über die auf dem beigefügten Zettel genannte Firma und bitten Sie, uns vertrau⸗ 
lich mitzuteilen, wie Sie Ruf und Zahlungsfähigkeit dieſes Ihnen ſicher bekannten Hauſes 
beurteilen. | ; 

Wir find zu Gegendienften gern bereit und danken Ihnen ſchon heute für Ihre Ge⸗ 
fälligkeit. 


| Heil Hitler! 
1 Freimarke Gebrüder Junker. 
b) Günſtige Auskunft 
Zerbſt, den 7. April 19. 
Herrn Emil H. Borger 
Hamburg 


Auf Ihr Schreiben vom 5. d. M. teilen wir Ihnen mit, daß das betreffende 
Haus ſich des beſten Rufs erfreut. Der Geſchäftsinhaber iſt ein tüchtiger, umſichtiger 
Geſchäftsmann, der in durchaus geordneten Vermögensverhältniſſen lebt. 

So halten wir einen Kredit in Höhe von RM 1000.— für unbedenklich, berichten dies 
jedoch ohne Verbindlichkeit. Heil Hitler! 5 f 


ppa Otto Kühne & Co. 
Heinrich Wolff 
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Herren Gebrüder Junker Lübeck, den 3. Mai 19. 
Hamburg 


Mit dem in Ihrem geſtrigen Schreiben Genannten ſtehen wir ſeit etwa fünf Jahren 
in Verbindung und geben ihm gern den von ihm gewünſchten Kredit. Die Umſätze be⸗ 
wegen ſich zwiſchen RM 4000. — und 6000.— jährlich; die Zahlungen erfolgten bedingungs⸗ 
gemäß innerhalb 3 Monaten. Heil Hit! ER 

Ohne unſere Verbindlichkeit! Meyer & Altberg. 


o) Ungünſtige Auskunft 
Herren Gebrüder Junker | Lübeck, den 6. Juli 19.. 


Hamburg 


Zu Ihrer Anfrage vom 5. d. M. | 

Der Genannte hat vor einigen Monaten einen kleinen Poſten von uns bezogen, 
deſſen Begleichung erſt nach wiederholter Mahnung erfolgte. Da der junge Mann unſerer 
Anſicht nach ſehr große Unkoſten hat und, wie wir von zuverläſſiger Seite hören, auf großem 
Fuße lebt, zweifelt man hier am Platze ſehr ſtark an ſeinem Fortkommen und hält Kredit⸗ 
abgabe für bedenklich. 

Wir bitten, von Vorſtehendem ohne unſere Verbindlichkeit Gebrauch zu machen. 
Heil Hitler! 
Meyer & Altberg 


o) Ablehnung der Auskunftserteilung 
Herrn Richard Felber Lichtenfels, den 8. Oktober 19.. 
Hof i. B. \ 


Ich bedaure außerordentlich, Ihnen Ihre Bitte vom 5. d. M. um Auskunft nicht 
erfüllen zu können. 
Das Haus iſt mir aus eigener Erfahrung nicht bekannt. 
/ Heil Hitler! 
Karl Wachsmuth. 


6. Auftragsausführungen und ⸗ablehnungen 

Geht auf ein feſtes Angebot ein Auftrag ein, ſo iſt damit der Kaufvertrag abgeſchloſſen. 
In dieſem Falle wird, wenn nicht eine ſpätere Lieferzeit vorgeſchrieben iſt, der Auftrag 
ſofort ausgeführt, und die Überſendung der Rechnung gilt dann als Empfangsanzeige; 
ſoll die Lieferung erſt ſpäter ſtattfinden, ſo beſtätigt man den Empfang der Beſtellung 
durch einen Brief oder eine Poſtkarte. Die Exporthäuſer haben in der Regel Beſtätigungs⸗ 
formulare, die dieſelben Vordrucke tragen wie die Auftragsſcheine der Beſteller und daher 
entſprechend auszufüllen ſind. Wo ſolche Vordrucke nicht vorhanden ſind, iſt der Auftrag 
mit allen Angaben im Beſtätigungsſchreiben genau zu wiederholen. 

Die Beſtätigung iſt ſorgfältig zu prüfen und gegen Abweichungen von den Auftrags- 
bedingungen ſofort zu widerſprechen, weil Stillſchweigen Einverſtändnis bedeuten würde. 

Erfolgt der Auftrag ohne vorhergegangenes Angebot oder war das Angebot „frei— 
bleibend“, dann wird der Vertrag erſt durch die Auftragsbeſtätigung geſchloſſen. Der Ver⸗ 
käufer kann ſich alſo noch entſcheiden, ob er annehmen oder ablehnen will. Das iſt auch 
der Fall, wenn der Auftrag Bedingungen eines Feſtangebotes abändert. 

Ein Auftrag, der innerhalb einer angemeſſenen Zeit nicht beantwortet wird, gilt 
als angenommen. Wenn alſo der Auftrag nicht in der vorgeſchriebenen Form oder über- 
haupt nicht ausführbar iſt, ſo muß dem Beſteller unter Angabe der Gründe Mitteilung 
gemacht werden. 

Für die Auftragsbeſtätigung werden vielfach Vordrucke verwandt; bei ſofortiger 

Ausführung erfolgt ſie meiſt auf der Rechnung und drückt den Dank für die Beſtellung aus. 
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a) Annahmebeſtätigungen | 
Herrn Theodor Alberty Leipzig, den 5. N 19 
Leoben 
Auf Grund Ihres Schreibens vom 2. d. Mts. nehme ich den mir erteilten Auftrag 
laut Aufſtellung am Fuße dieſes Briefes zur ſorgfältigen Ausführung mit beſtem Dank 
entgegen. 

Ich empfehle mich Ihnen. i Heil Hitler! 

(Darunter folgt die Abſchrift des Auftrags) Hans Magerfleiſch 


Berlin, den 23. Dezember 19. 

Herren Braun & Löſcher 5 
Hannover 

Wir beſtätigen mit verbindlichem Dank den Empfang des uns durch unſeren dortigen 
Vertreter, Herrn E. Schulze, erteilten Auftrages zur ſofortigen Lieferung einer Papier⸗ 
Schneide maf chine Nr. 28, 80 om Schnittlänge, mit 2 Meſſern, für Handbetrieb, Preis 
ab hier RM 1380.—, gegen 3 Monate Ziel oder Barzahlung mit 2% Nachlaß. 5 

Wir bringen die Maſchine in 14 Tagen als Frachtgut auf den Weg. 

Heil Hitler! 


Werner & Co., Akt.⸗Geſ. 


b) Auftragsablehnungen 
Jüterbog, den 12. Juni 19. 
Herrn Karl Bauerſtein 
Mainz 
Zu unſerem großen Bedauern müſſen wir Ihnen die überſandte Probe als Anlage 
zurückreichen, da wir Rüſchen ſchon ſeit mehreren Monaten, infolge Überlaſtung durch 


andere Artikel, nicht mehr herſtellen. 
In der Hoffnung, Ihnen bei anderer Gelegenheit dienen zu können, empfehlen 


wir uns. Heil Hitler! 
1 Anlage Albert Ring & Bruder 


(Das Angebot war freibleibend) 


Kiel, den 12. Februar 19. 
Herrn Magnus Kirchbach N 
Osnabrück 


Ich danke Ihnen für den Auſtrag vom 10. d. M. und bedaure außerordentlich, ihn 
nicht mehr zu den Ihnen genannten Preiſen ausführen zu können. Meine Vorräte ſind 
inzwiſchen völlig ausverkauft, und bei der gegenwärtigen Marktlage iſt es ausgeſchloſſen, 
dieſe Sorte zu gleichen Preiſen wieder zu beſchaffen. Falls Sie mit einer Erhöhung um 
5% einverſtanden ſind, kann ich Ihnen die beſtellte Menge liefern, wenn ich bis ſpäteſtens 
Ende der Woche Ihre Entſcheidung hier habe. Ich empfehle Ihnen jedenfalls dringend, 
ſich für einige Zeit einzudecken, weil die Preiſe auch weiterhin anziehen werden. 

Heil Hitler! 


C. Hermann Runge. 


f 
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77 o) Verſandanzeigen 
Herrn Fritz Wiemer Hamburg, den 8. April 19.. 
Meißen . ©. 


. 
Sie hatten die Güte, mir mit Ihrer Zuſchrift vom 4. d. M. einen Auftrag auf 5 Säcke 
zu je 60 kg Braſilkaffee Ia zum reife von 1.60 RM für ½ kg, frei ab hier, 
Ziel 3 Monate, 
zu erteilen, wofür ich Ihnen beſtens danke. 
Die beſtellte Ware iſt heute an Sie abgegangen. 
Den Betrag der beigegebenen Rechnung in Höhe von RM 960.— ſchreiben Sie mir 
bitte gut. 
Hoffentlich wird dieſes erſte Geſchäft zu einer recht lebhaften und dauernden Ver⸗ 


bindung mit Ihrer Firma führen. Heil Hitler! 

1 Rechnung Emil H. Borger. 
Herrn Mathias Kleinſorge, Glogau, den 23. Auguſt 19. 
Treuenbrietzen 


Auf Grund Ihres Auftrages vom 10. d. M. verluden wir heute 
1 Wagen Fichte Schnitt III 
nach Station Neuſtadt a. O. 
Wir bitten um Einſendung des Betrages laut beigefügter Rechnung in Höhe von 
RM 1175.— und hoffen, recht bald wieder für Sie arbeiten zu dürfen. 
Heil Hitler! 
1 Rechnung Vereinigte Glogauer Schneidemühlen A.⸗G. 


7. Zurückziehung eines Auftrags (Abbeſtellung) 


Geſetzlich iſt der Widerruf eines Auftrages nur wirkſam, wenn er ſpäteſtens mit der 
Beſtellung (durch Telegramm) beim Verkäufer eingeht, die Praxis läßt aber zumeiſt einen 
ſpäteren Widerruf zu, wenn beſondere Umſtände auftreten und Rückſicht auf weitere 
Geſchäfte mit dem Beſteller oder auf den eigenen Nutzen es ratſam machen. Zahlungs⸗ 
ſchwierigkeiten des Auftraggebers oder deſſen Abnehmers, Abbrennen des e 
Todesfälle ſind ſolche Gründe für den Widerruf. 


Herren Franz Birke & Co. Berlin, den 2. März 19. 
Eberswalde 


Ich beſtellte geſtern bei Ihnen 240 Pakete Blumendünger „Ceres“. 

Heute vormittag erhielt ich die Nachricht, daß der Kunde, der mein Hauptabnehmer 
für dieſen Artikel war, Konkurs angemeldet hat. Da unter dieſen Umſtänden die Ausſicht 
beſteht, daß die Ware jahrelang bei mir lagert, drahtete ich Ihnen: 

„Geſtrige Beſtellung nicht ausführen“, was ich hiermit beſtätige. 

Ich rechne beſtimmt darauf, daß Sie mit meiner Abbeſtellung einverſtanden ſein 
werden, und danke Ihnen dafür im voraus beſtens. Selbſtverſtändlich werde ich nicht ver- 
ſäumen, Sie bei paſſender Gelegenheit durch einen anderen Auftrag zu entſchädigen. 

| Heil Hitler! 
Gerhard Schmoller 


8. Beſchwerden (Reklamationen) 
Die Ware iſt hinſichtlich Menge, Güte und Aufmachung vertragsgemäß zu liefern. 
Der Empfänger muß die Sendung unverzüglich ($ 377 HGB.) unterſuchen. Die Friſt 
richtet ſich nach der Eigenart der Ware und iſt geſetzlich nicht näher beſtimmt. Offenbare 
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Mängel find ſofort zu rügen, nicht ſogleich I ee unmittelbar nach der Entdeckung. . 
Dabei iſt der Fehler genau zu beſchreiben. Je nach Lage wird der Käufer Umtauſch oder 
Preisnachlaß verlangen oder vom Vertrage zurücktreten. Immer hat er für ſachgemäße 


Lagerung der beanſtandeten Ware zu ſorgenz iſt fie leicht verderblich, jo erfolgt die Rüge 
fernmündlich oder drahtlich. $ 373 BGB. ermächtigt in dringenden Fällen den Beſteller 
zum Verkauf der verderblichen Ware (Fiſche, Obſt, Gemüſe), wobei beſtimmte Vorſchriften 
einzuhalten ſind. 

Auch bei der Mängelrüge beachtet der Kaufmann die Geſetze der Höflichkeit. Es muß 
darin ausdrücklich geſagt werden, daß die gelieferte Ware nicht als vertragsgerecht ange⸗ 
nommen wird; Vorſchläge für die Regelung können gemacht oder dem Verkäufer über⸗ 
laſſen werden. 

Der Lieferer prüft die Berechtigung der Beſchwerde und ermittelt den Grund für 
den Fehler. Er macht ſeine Vorſchläge, die den berechtigten Anſprüchen des Kunden weit 
entgegenkommen müſſen, und entſchuldigt ſich. Unberechtigten Rügen tritt er nicht ſchroff 
entgegen, ſondern er bemüht ſich, mit ruhigen Darlegungen in verbindlichen Worten den 
Beſchwerdeführenden zu überzeugen. In manchen Geſchäftszweigen, beſonders im Groß⸗ 
handel, liegt die Entſcheidung ſchließlich bei einem Schiedsgericht, ſonſt ſprechen die ordent⸗ 
lichen Gerichte das Urteil. Immer aber iſt die gütliche Einigung der beſte Weg. 


Herren Bing & Co. Köln, den 6. September 19. 
Kaſſel ” 


Wir müſſen Ihnen leider mitteilen, daß Ihre Sendung B. C. 193 vom 18. Auguft 


in derart beſchädigtem Zuſtande wee iſt, daß drei der berechneten Soͤvres⸗Vaſen 


zerbrochen vorgefunden wurden. 
Nach eingehender Prüfung und Verhandlung mit der Güterabfertigungsſtelle, 


worüber Sie anbei den Briefwechſel finden, iſt nunmehr feſtgeſtellt, daß die e an | 


dem Vorfall die mangelhafte Verpackung trägt. 


Wir bitten um Erſatzſendung. Heil Hitler! | 
4 Anlagen Schmidt & Weſel 
(zurückerbeten !) 
f Antwort = 
Herren Schmidt & Weſel Kaſſel, den 8. September 19. 
Köln! i 


Wir beſitzen Ihren vorgeſtrigen Brief und haben uns von der Berechtigung Ihrer 
Ausſtellung überzeugt. Selbſtverſtändlich ſind wir zum Erſatz der Vaſen bereit und bitten 
um Aufgabe der Katalog⸗Nummer. 


Wir bedauern das Vorkommnis außerordentlich und werden Sorge tragen, Sie bei 


künftigen Sendungen in jeder Weiſe zufriedenzuſtellen. Den geſandten Briefwechſel er⸗ 


halten Sie anbei zurück. | Heil Hitler! 

4 Anlagen Bing E Co. 

Herren Buſch & König Berlin, den 3. Mai 19. 
Oſchatz 


Wir erhielten heute Ihre Sendung vom 1. d. M. und ſtellten leider feſt, daß die ge⸗ 
ſandte Wolle weder in der Farbe noch in der Stärke unſerem Muſter entſpricht. Zum Be⸗ 
weiſe ſenden wir Ihnen nochmals eine Probe der beſtellten und fügen eine Probe der 
geliefertern Wolle bei. 

Der Vorfall iſt uns äußerſt unangenehm, da wir unſerem Kunden die Lieferung 
für heute beſtimmt verſprochen hatten. Wir ſind aus dieſem Grunde gezwungen, den 
Poſten nunmehr hier am Platze zu kaufen, und verzichten auf Erſatzſendung von Ihnen. 

Die gelieferte Ware ſteht zu Ihrer Verfügung. Heil Hitler! 

2 Muſter Becher K Co. 


eh 
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13 Antwort 
1 5 Oſchatz, den 4. Mai 19. 
Herren Becher & Co. 
Berlin 


Aus Ihrem geſtrigen Schreiben erſahen wir zu unſerem großen Bedauern, daß bei 
der Erledigung Ihrer Beſtellung vom 30. v. M. ein Verſehen untergelaufen iſt. Wir bitten 
Sie, dies gütigſt zu entſchuldigen, und verſichern Ihnen, daß wir für die Folge auf die 
Ausführung Ihrer Aufträge ganz beſondere Sorgfalt verwenden werden. 

Was die falſch gelieferte Ware anbelangt, ſo hoffen wir, daß es Ihnen möglich ſein 
wird, den kleinen Poſten zu behalten, da es ſich ja um eine gangbare, leichtverkäufliche 
Marke handelt. In Anbetracht unſeres Verſehens wollen wir uns bereit erklären, Ihnen 
die Sendung, deren Preis It. beiliegender Liſte RM 112.— beträgt, für RM 100.— zu 
überlaſſen. 

Wir erwarten gern Ihre Rückäußerung. 

SL Heil Hitler! 
1 Preisliſte Buſch & König 


Leipzig, den 11. März 19 
Herrn J. Preußer 
Apolda 


Die mir geſtern überſandte Rechnung im Betrage von RM 43.50 erhalten Sie in 
der Anlage zur Richtigſtellung zurück. 
Sie berechnen mir darin 30 m Litze J zu RM 0.60, während das Paket nur 20 m in 
2 Stücken zu 10 m enthielt. Ferner habe ich bei Ihnen für grüne Schnur IIa ſtets nur 
RM 0.12 gezahlt, während Sie mir diesmal RM 0.14 in Rechnung ſtellen. Die dem Paket 
beigefügten, aber nicht berechneten 20 m Satin habe ich nicht beſtellt, werde ſie aber be⸗ 
halten und bitte um Rechnung. 

Für die Folge ſchenken Sie meinen Sendungen bitte etwas mehr Aufmerkſamkeit! 

Heil Hitler! 

1 Anlage Friedrich Alelter 


Antwort 
Apolda, den 12. März 19. 
Herrn Friedrich Aleiter 
Leipzig 

Als Entgegnung auf Ihr Schreiben vom 11. d. Mts. geſtatte ich mir zu bemerken, 
daß Ihre Vorwürfe mich völlig ungerechtfertigt treffen; vielmehr dürfen Sie überzeugt 
ſein, daß Ihre Aufträge ſtets mit Sorgfalt erledigt werden. 

Die überſandten zwei Stücke Litze J enthalten nicht je 10, ſondern je 15 m, ſind alſo 
richtig mit 30 m berechnet. Die kleine Preiserhöhung für Schnur IIa von RM 0.12 auf RM 0.14 
hatten Sie mir bereits bei ihrem letzten Hierſein zugeſtanden; wie Sie ſich bitte über⸗ 
zeugen wollen, ſind Ihnen auch die Sendungen vom 3. Januar und 7. Februar d. J. 
zum Preiſe von RM 0.14 berechnet und ſo von Ihnen beglichen worden. Soweit geht alſo 
meine Rechnung in Ordnung. 

Die beanſtandeten 20 m Satin haben Sie mir am 21. Februar in Auftrag gegeben, 
und ich überreiche Ihnen anbei Abſchrift Ihrer Beſtellkarte. Es wurde leider überſehen, 
Ihnen Rechnung hierüber zu erteilen, was Sie entſchuldigen wollen. 

Indem ich bitte, mich für den Betrag beifolgender Rechnungen mit RM 43.50 und 
16.—, zuſammen RM 59,50, zu erkennen, empfehle ich mich Ihnen. 

| Heil Hitler! 
2 Rechnungen J. Preußer 
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9. Rechnungs ausgleich — Zahlungen und Empfangsbeſtätigungen 


Die Bezahlung einer Rechnung richtet ſich nach den Abmachungen, die zwiſchen 
Käufer und Verkäufer getroffen ſind. Sie kann, wenn beide an verſchiedenen Orten woh⸗ 
nen, durch Poſtſcheck, Poſtanweiſung, Geldbrief, Überweiſung auf Poſtſcheck bzw. Bank⸗ 
konto oder auch Wechſel (fremde und eigene) oder Scheck erfolgen. Bei Zahlungen durch 
Poſtſcheck oder Poſtanweiſung iſt ein Begleitbrief nicht erforderlich, da man die Mitteilung 
über den Zweck der Zahlung auf den Abſchnitten machen kann. Der Empfang einer größeren 
Wertſendung iſt dem Abſender ſtets zu beſtätigen. Bei Zahlungen durch Wechfel oder Scheck 
pflegt man den Zahler u. ü. V. (unter üblichem Vorbehalt), d. h. richtige Einlöſung voraus⸗ 
geſetzt, zu erkennen. 


a) Zahlung durch Wertbrief 
Treuenbrietzen, den 25. September 19. 
Vereinigte Glogauer Schneidemühlen A.-G. | \ 
Glogau 5 
Zum Ausgleich Ihrer Rechnung vom 23. Auguſt lfd. J. ſende ich Ihnen einliegende 


RM 1175.— mit der Bitte um Empfangsanzeige und Gutſchrift. 
Matthias Kleinſorge 


11 Reichsbanknoten zu RM 100 = RM 1100.— 
3 n nn 20 = n 60.— 
3 Zinsſcheine 1 8 6 15.— 

Wertbrief Wert RM 1175.— 


b) Zahlung durch Kundenwechſel 
Düſſeldorf, den 7. April 19. 
Herrn V. Lehmann, Eſchwege n 
Zum Ausgleich Ihrer Rechnung vom 31. März überreichen wir Ihnen in der Anlage: 


RM 300.— für den 10. Mai d. J. a. Guben 
250.— % AD erlin 


" " I 


„ 475.— „ „ 15. Juni „ „ a. Cottbus 
„ 51.— bar 
= RM 1076.— 3 
Wir bitten um Empfangsbeſtätigung. Heil Hitler! 


Robinski & Co. 
c) Zahlung durch Scheck 
München, den 1. Mai 19. 
Herrn Viktor Antony, Stuttgart 
Ihre Rechnungen vom März betragen: 


1. 36.50 
12, 112.— 
15. 47.— 
23. 67.50 
RM 263.— 
/. 4% Nachlaß 10,52 
RM 252.48 | 
Zum Ausgleich ſende ich Ihnen anbei meinen Scheck 117068 auf die Vereinsbank, 
dort, in gleicher Höhe und bitte um Empfangsbeſtätigung. Heil Hiller! 


1 Scheck Einſchreiben t M. Grüners Nachf. 


ö 
| 
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d) Zahlung durch Überweiſung 


Rieſa, den 13. Auguſt 19. 
Herren Meyer & Halbe, Bd 


Den Betrag Ihrer Rechnung vom 15. Juli d. 


RM 3542.50 
abzügl. 2% 70.85 
= RM 3471.65 
ſtellen wir Ihnen heute bei unſerm dortigen Bankhauſe Anton Kurzbach & Co. gegen 
Quittung zur Verfügung. Heil Hitler! 


Gebrüder Lautenſchläger 


Rieſa, den 13. Auguſt 19. 
Herren Anton Kurzbach & Co., Berlin 
Wir haben die Firma Meyer & Halbe, dort, angewieſen, bei Ihnen den Betrag von 
RM 3471.65 
gegen Quittung zu erheben, und bitten, uns für die Zahlung unter Anzeige zu belaſten. 
Heil Hitler! 
Gebrüder Lautenſchläger 


e) Empfangsbeſtätigungen 


Halle a. S., den 17. März 19. 

Herren Lehwaldt & Hohenſtein, Breslau 

Für die uns mit Ihrem Schreiben vom 18. d. M. überſandten 

RM 320.— bar 
„ 257.50 Wechſel und Zinsſcheine 
= RM 577.50 
haben wir Sie u. ü. V. mit beſtem Danke erkannt. Heil Hitler! 

Gebrüder Stettner 


Breslau, den 15. Mai 19. 
Herrn Max Wittenau, Leipzig 
Ihrem Schreiben vom 13. d. M. entnehmen wir 
RM 3 160.— in 2 Wechſeln a. Berlin, 
125.— Scheck a. Dresden, 
„ 300.— Reichsbanknoten 
5 1.— in Briefmarken 
= RM 3586.— 
womit wir Ihr Konto bis einſchließlich 30. April beſtens dankend u. ü. V. begleichen. 
Heil Hitler! 
Breslauer Dampfmühlen Akt.⸗Geſ. 


I 


10. Briefe über Rechnungsauszüge 


Den Geſchäftsfreunden, mit denen man in laufender Rechnung ſteht, pflegt man zu 
beſtimmten Terminen (jährlich, halb- oder vierteljährlich) eine Abſchrift ihres Kontos, 
Rechnungsauszug oder Kontokorrent genannt, zur Vergleichung mit ihren eigenen Büchern 
zu ſenden. Die Berechnung von Zinſen aus den Poſten des Kontokorrents iſt im Waren⸗ 
geſchäft nicht üblich. 

11 Oeflers Handbuch 


EN 2 


„ 
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Herren Gebrüder Löffler N Aachen, den 2. Januar 19. 
Aachen A 


Um unſere Bücher abſtimmen zu können, geſtatten wir uns, Ihnen in der Anlage 
einen Auszug Ihres Kontos, mit dem 31. Dez. 19 .. ſchließend, zu überreichen. 
Wir bitten, die einzelnen Poſten zu prüfen und den Vortrag von 
RM 476.75 
nach Richtigbefinden zu unſeren Gunſten auf neue Rechnung zu buchen. 


Heil Hitler! 
1 Rechnungsauszug Max Windfang & Söhne 


Herrn R. Stadelmeyers Nachf. Hannover, den 16. März 19 


Cleve 


Wir ſehen uns leider genötigt, den überſandten Rechnungsauszug vom 28. 1 
d. J. anbei zurückzureichen, da wir mit deſſen Poſten nicht einig gehen. 

Mit unſerer Zahlung vom 15. Januar hatten wir Ihre Rechnungen bis einſchl. 
30. November v. J. beglichen, worüber wir Ihre Beſtätigung in Händen haben. Dieſe 
Zahlung iſt in Ihrem Auszuge überhaupt nicht enthalten. Außerdem beträgt die Rechnung 
vom 13. Februar nicht RM 421.50, wie Sie angeben, ſondern nur RM 321.50. | 

Wir bitten um Richtigſtellung und Überſendung eines neuen Auszuges, um Ihnen 
Ihr Guthaben anweiſen zu können. Heil Hitler! 


1 Anlage Schlagenwald & Co. 


11. Briefe über Wechſel © 


Näheres über den Wechſelverkehr ſiehe im Abſchnitt „Wechſelkunde“. 


Ein vom Gläubiger auf den Schuldner ausgeſtellter — „gezogener“ — Wechſel heißt 
Tratte. Die „Entnahme“ wird dem Bezogenen angekündigt, meiſtens auch die Tratte 
zur Annahme mitgeſchickt, aber auch ohne Annahmevermerk in den Verkehr gebracht. 
Es empfiehlt ſich, den Wechſel ohne Unterſchrift zur Annahme an den Bezogenen zu ſchicken 
und die Unterſchrift erſt nachzuholen, wenn er mit dem Annahmevermerk, dem Akzept, 
zurückkommt. Dieſe Akzepteinholung erfolgt auch durch den Vertreter, die Poſt, eine Bank 
oder ein befreundetes Haus. Der Wechſel kommt entweder zur Bank oder wird zu Zah⸗ 
lungen an Lieferanten benutzt; es iſt üblich, ihn dann als „Rimeſſe“ zu bezeichnen. 

Die auswärts fällig werdenden Wechſel aus dem eigenen Beſtand läßt man durch den 
Vertreter, die Bank oder Poſt einziehen. Der Verſand erfolgt grundſätzlich als Wertbrief 
oder „Einſchreiben“. Im Begleitſchreiben werden alle Einzelheiten — Betrag, Fälligkeit, 
Zahlungsort — aufgeführt. Zahlungen mit Wechſeln werden vom wee An. B, 
— unter üblichem Vorbehalt — gutgeſchrieben. 


a) Entnahme⸗(Tratten⸗) Antündigung 
Leopoldshall, den 10. November 19. 
Herren Fritz Reichenberg & Co. 
Meerane 
Zum Ausgleich unſerer Rechnung vom 30. September d. J. erlauben wir uns, heute 
den Betrag von 
RM 325.40, fällig am 15. Dezember d. J., 
auf Sie zu entnehmen. | \ 
Wir bitten um Einlöſung der Tratte am Verfalltage. Heil Hitler! 


Hubert & Starke 


\ 


4 
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) Meerane, den 12. November 19. . 
Herren Hubert & Starke 
Leopoldshall 


Die mit Ihrem Schreiben vom 10. d. M. angekündigte Entnahme von 
RM 325.40, fällig am 15. Dezember d. J., 
werden wir pünktlich einlöſen. . 
Heil Hitler! 
Fritz Reichenberg & Co. 


b) Einholung der Annahme 


Stuttgart, den 20. März 19. 
Herrn Alfred Sachſe 
Detmold 


Unſeren Bedingungen gemäß erlauben wir uns, den Betrag von RM 1262.— in 
zwei Abſchnitten: 


RM 631.—, fällig am 30. April 
RM 631.—, „ „ 31. Mai 
auf Sie zu entnehmen. 
Wir fügen die Ausſchreibungen bei und bitten, ſie uns mit Ihrer Annahmeerklärung 
verſehen umgehend zurückzuſenden. 
2 Anlagen g Heil Hitler! 
Rietſchel & Söhne 


Goslar, den 14. November 19. 
Herrn Kurt Redlich 


Braunſchweig 

Dürfen wir Sie bitten, die beigefügte Tratte über 

RM 348.—, fällig am 15. Februar n. J., 

dem Bezogenen, Herrn Otto Peukert, dort, zur Annahme vorzulegen? 

Wir danken Ihnen im voraus für die Bemühungen und würden uns freuen, wenn 
wir Ihnen auch einen Gefallen tun könnten. 
1 Tratte f Heil Hitler! 
1 Freimarke Oswald Strobel & Co. 


Antwort 

Braunſchweig, den 16. November 19. . 

Herren Oswald Strobel & Co. 2 
Goslar 


Die mir mit Schreiben vom 14. d. M. überſandte Tratte 
RM 348.— / Otto Peukert, hier, 

habe ich heute dem Bezogenen vergeblich zur Annahme vorgelegt. Herr Peukert erklärte, 
dieſe Entnahme entſpreche nicht den Kaufbedingungen. 

Ich reiche Ihnen das Papier hiermit zurück. 

| Heil Hitler! 

1 Wechſel Kurt Redlich. 
11* 
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e) Fehlender Ubertragungsvermerk (Giro) 


Herren Nebel & Arnhold Elberfeld, den 15. September 195, 
Gießen 


Den uns mit Ihrer geſtrigen Zuſchrift u. a. überſandten Wechſel Nr. 1016 über 
RM. 350.—, für 30. ds. auf Berlin, müſſen wir Ihnen in der Anlage leider zurückreichen, 
da der Übertragungsvermerk fehlt. 

Wir bitten, ihn nachzuholen und uns den Wechſel wieder zuzuſtellen. 


1 Wechſel Heil Hitler! 
Einſchreiben Heinrich Rebener & Co. 


d) Einziehen des Wechſelbetrages (Inkaſſo) 
Eſſen, den 11. Januar 19. 
Bonner Wechſelbank, Bonn. 
Ich überreiche Ihnen anbei 
RM 176.75 für 21. Januar a. Bonn 
mit der Bitte, dieſes Papier für mich am Verfalltage vorzeigen und im Nichtzahlungsfalle 
rechtzeitig proteſtieren zu laſſen. 

Im Falle des Einganges übermitteln Sie mir bitte den Betrag abzüglich Vermitte⸗ 
lungsgebühr und Auslagen in einem Scheck auf hier. 

1 Wechſel Heil Hitler! 
Einſchreiben Hermann Sebus 
e) Fehlendes Domizil 

Breslau, den 27. Auguſt 19. 
Herren Hering & Langer, Sondershauſen. 

Wir erwidern auf Ihr Schreiben vom 25. d. M., daß wir den mitüberſandten Wechiel 
über RM 162.— für 30. September auf Debſchwitz nicht ohne weiteres annehmen können, 
da dieſer Ort nicht Bankplatz iſt. 

Wir bitten deshalb, uns zu geſtatten, daß wir Ihre Anſchrift oder eine andere an 
einem Bankplatze als Zahlort auf dem Wechſel vermerken, und ſehen Ihrer Antwort 


entgegen. Heil Hitler! | 
Aktiengeſellſchaft für Metallwaren⸗ 
Fabrikation f 
Antwort 


Sondershauſen, den 30. Auguſt 19. 
Nach Empfang Ihres Schreibens vom 27. d. M. haben wir uns mit dem Bezogenen 
in Verbindung geſetzt. Wir bitten Sie nun in ſeinem Auftrage, auf dem Wechſel die 
Filiale Sondershauſener Bank in Gera als Zahlſtelle anzugeben. 
Heil Hitler! 
Hering & Langer 
f) Rückwechſel 
Gotha, den 16. Dezember 19. 
Herrn Fritz Kornbach, Trier 
Der uns ſ. Zt. in Zahlung gegebene Wechſel über 
RM 212.75 für 10. Dezember a. Dresden 
iſt mangels Zahlung unter Proteſt zurückgekommen. Wir reichen Ihnen das Papier 
nebſt dem Proteſt anbei zurück und bitten, uns den Betrag der ebenfalls beifolgenden 
Rechnung einzuſenden. : 
3 Anlagen Heil Hitler! 
Einſchreiben Leonhardt & Sohn 


5 \ 8 ? 
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\ Rückwechſelrechnung 
Gotha, den 16. Dezember 19. 
Rechnung für Herrn Fritz Kornbach, Trier, 

von Leonhardt & Sohn, Gotha. 


Dede nn eaekinne.n te 212.75 
VVV. N Tea Fe RL. 0.20 
ER NEE VVV 6.55 
eiii pen 1.60 
½ % Beſorgungsgebühr und Poſtgelldd eee 1.30 

RM 222.40 


g) Prolongierung des Wechſels 


Wechſelproteſt und Rückgriff verurſachen nicht nur Koſten, ſondern ſie erſchüttern 
auch die Kreditfähigkeit des Bezogenen. Iſt darum die Einlöſung des Wechſels durch eine 
vorübergehende Geldknappheit, nicht tatſächliche Zahlungsunfähigkeit gefährdet, ſo ſetzt ſich 
der Verpflichtete, der Akzeptant, mit dem Ausſteller in Verbindung, um eine Verlängerung 
der Laufzeit — Prolongation — zu erreichen. Geht der Ausſteller auf die Bitte ein, ſo 
ſchreibt er einen neuen, um die Zinſen für die verlängerte Laufzeit erhöhten Wechſel aus 
und läßt ihn akzeptieren. Der alte Wechſel wird vernichtet oder zurückgegeben. Iſt der 
Wechſel jedoch ſchon im Umlauf, dann wird das neue Papier, der Prolongationswechſel, 
zur Diskontierung gebracht und der Erlös dem Akzeptanten zur Einlöſung des erſten 
Wechſels zugeſtellt. 


Herren Kaltofen & Zeuner Glauchau, den 18. April 19. . 
Chemnitz 


Durch die Zahlungseinſtellung eines bedeutenden Kunden find unſere Mittel im Augen⸗ 
blick ſehr angeſpannt, fo daß es uns vorausſichtlich nicht möglich fein wird, Ihre Entnahme 
RM 1570.—, fällig am 27. April, 

einzulöſen. 

Wir bitten Sie, einer Prolongation um einen Monat zuzuſtimmen, und fügen unſer 
Akzept s 

RM 1570.—, fällig am 27. Mai, 

zur Diskontierung bei. Überweiſen Sie uns den Erlös bitte rechtzeitig! 

Für Ihr Entgegenkommen danken wir Ihnen verbindlich und ſichern Ihnen zu, daß 
die Einlöſung des Prolongationswechſels zuverläſſig erfolgen wird. 

Heil Hitler! 


1 Akzept Tetzlaff & Co. 
Antwort 

Herren Tetzlaff & Co. Chemnitz, den 22. April 19. . 

Glauchau i 


Wir wollen im Vertrauen auf die fpätere Zahlung Ihrem Wunſche vom 18. d. M. 
entſprechen. 

Ihr Akzept 

RM 1570.—, fällig am 27. Mai, 
erbrachte nach der beigefügten Diskontrechnung 
RM 1562.15, 

die Ihnen inzwiſchen überwieſen wurden. 

Wir bemerken noch, daß wir einer weiteren sBrofongferittg nicht zuſtimmen könnten. 

Heil Hitler! 

1 Anlage Kaltofen & Zeuner 
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h) Anmeldung eines Wechſels als Konkurs forderung 17 
Stettin, den 6. Auguſt 19. 
An das Amtsgericht 1 


Betr. Anmeldung einer Forderung der Firma Hugo Hille, Stettin, zum Konkurs über 
das Vermögen des Kaufmanns Auguſt Oertel in Kolberg. 


Ich habe von dem Gemeinſchuldner aus dem beigefügten, von ihm angenommenen 
Wechſel | 
RM. 480.—, fällig am 2. September 19.., 
zu fordern. 


Dieſe Forderung melde ich hiermit ohne Anſpruch auf ein Vorrecht zur Konkursmaſſe an. 


Hugo Hille, 
1 Wechſel Stettin, Auguſtaſtraße 35. 


Einf reiben 


12. Mahnbriefe 


Mahnbriefe erfordern großen Takt, denn ſie ſollen nicht nur das Geld hereinbringen, 
ſondern auch den Kunden erhalten. 

Man beginnt gewöhnlich mit einer Erinnerung durch Überſendung einer Rechnungs⸗ 
abſchrift oder eines Kontoauszugs. Wenn das nicht wirkt, folgt ein Mahnſchreiben in ver⸗ 
bindlichem Ton, nötigenfalls ein weiteres, das härter zufaßt, ſchließlich wird eine Friſt ge⸗ 
ſetzt, nach deren Ablauf die Einziehung durch Poſtauftrag oder Poſtnachnahme verſucht 
wird. Als letztes Mittel bleibt der Zahlungsbefehl bzw. die Klageerhebung. 

Der Ton der Mahnung, ob man zuwartet oder gleich ſcharf vorgeht, das wird ſich nach 
den jeweiligen Verhältniſſen richten. Einen Schuldner, der durch widrige Umſtände, durch 
unverſchuldetes Unglück in Zahlungsſchwierigkeiten gekommen iſt, wird man nachſichtiger 
behandeln als einen anderen, bei dem offenbar nur böſer Wille vorliegt. Die Sprache iſt 
beſtimmt, aber höflich; in feinem Falle laſſe man ſich zu Beleidigungen ae Die Poſt⸗ 
karte ſcheidet bei Mahnungen aus. 


a) Erinnerungen 
| Nürnberg, den 25. April 19. . 
Herren Werkenthin & Co. 5 
Kaſſel 


Wir überſenden Ihnen als Anlage Abſchrift unſrer Rechnung vom 5. d. M., deren 
Sälhigteit Sie wahrſcheinlich überſehen haben. Sie würden uns einen Gefallen tun, wenn 
Sie die Angelegenheit bis Ende der Woche ordneten. 

Unſere neue Preisliſte fügen wir bei und würden uns freuen, bald wieder einen Auf⸗ 
trag von Ihnen zu erhalten. 5 

Heil Hitler! 
2 Anlagen f Michaelis & Sohn 


Die Rechnungsabſchrift wird überſandt und etwa mit dem folgenden handſchriftlichen 
Zuſatz verſehen: 

Sie haben ſicher überſehen, daß dieſe Rechnung ſeit 14 Tagen fällig iſt. Bitte, über⸗ 
weiſen Sie den Betrag! 


2 Ko 
N 
1 

N. SEN 


ü * * * n 
I ER . N Wee. 
5 . 6 
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b) Mahnungen 
3 Nürnberg, den 2. März 19. 

Herren Werkenthin & Co. 

Kaſſel 


Am 25. v. M. erinnerten wir an unſere ſeit 5. April fällige Rechnung. Wenn Sie da⸗ 
mit nicht einig gehen, bitten wir um Nachricht, andernfalls rechnen wir mit baldigem Aus⸗ 
gleich. 

Wir haben ſelbſt in den nächſten Tagen größere Verbindlichkeiten zu erfüllen und hoffen, 
daß Sie uns nicht im Stiche laſſen. 


Heil Hitler! 
Michaelis & Sohn 


Antwort f 
ö Kaſſel, den 5. März 19. 
Herren Michaelis & Sohn 
Nürnberg 

Wir beſtätigen Ihr Schreiben vom 2. d. M. und bitten für die Verzögerung der An⸗ 
gelegenheit um Entſchuldigung. Es war nämlich in Abweſenheit unſeres Herrn Carl Wild⸗ 
acker nicht möglich, Ihre Rechnungen durchzuſehen. 

Wir laſſen Ihnen heute eine Abſchlagszahlung von RM 300.— zugehen und werden 
nach Prüfung den Reſt folgen laſſen. 

Da Herr Wildacker, der erſt geſtern von einer längeren Reiſe zurückgekehrt iſt, ſehr 
viel zur Erledigung vorgefunden hat, müſſen wir allerdings um einige Tage Geduld bitten. 

Heil Hitler! 
Werkenthin & Co. 


Deſſau, den 30. November 19. 

Herrn Friedrich C. Römiſch 
Bernburg 

Haben Sie unſere Rechnung vom 26. Oktober, die wir Ihnen am 22. d. M. in Ab⸗ 
ſchrift zuſchickten, inzwiſchen geprüft? 

Wir wären Ihnen dankbar, wenn die Angelegenheit recht bald geordnet würde, weil 
wir für unſere eigenen Verpflichtungen über den Betrag verfügt haben. 

Heil Hitler! 
Kern & Co., G. m. b. H. 


Deſſau, den 7. Dezember 19. 
Herrn Friedrich C. Römiſch 


Bernburg 


Wider Erwarten hatten wir noch nicht die Möglichkeit, Ihr Konto auszugleichen. 
Der Betrag unſerer Rechnung vom 26. Oktober iſt nun ſeit 29 Tagen fällig; einer längeren 
Hinauszögerung der Bezahlung können wir wirklich nicht zuſtimmen. 

Vielleicht füllen Sie die beigefügte Zahlkarte gleich aus, damit wir miteinander ins 
reine kommen. 

Heil Hitler! 
1 Zahlkarte Kern & Co., G. m. b. H. 
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| Deſſau, den 15. Dezember 19 ar 
Herrn Friedrich C. Römiſch ö 
Bernburg | | 
Auf unſer Schreiben vom 7. d. M. find wir bis heute ohne Nachricht. | 
Sie werden zugeben müſſen, daß wir nicht ungeduldig find, aber auch verſtehen, 
wenn wir eine weitere Verſchleppung nicht dulden. 


Sollten wir bis zum 20. d. Mts. nicht zu unſerem Guthaben gelangen, ſo nehmen 
wir an, daß Sie die Einziehung durch Poſtauftrag wünſchen. 


/ 
5 


Heil Hitler! 
Kern & Co., G. m. b. H. 


Deſſau, den 2. Januar 19. 
Herrn Friedrich C. Römiſch 
Bernburg 
Nachdem Sie auch den Poſtauftrag vom 26. Dezember vor. Jahres nicht eingelöft 


haben, ſehen wir uns genötigt, zur Erlangung des Geldes gerichtliche Hilfe in Anſpruch 
zu nehmen. i 


Wir können uns nicht denken, daß Sie ſich wegen des geringen Betrages von RM 78.50 
verklagen laſſen, und hoffen immer noch, daß Sie ſich die Koſten erſparen werden. 
Wir geben Ihnen daher von heute an drei Tage Friſt, nach welcher Zeit jedoch unſere 
Nachſicht zu Ende iſt. 
Heil Hitler! 
Einſchreiben Kern & Co., G. m. b. H. 


13. Briefe an den Spediteur 


Herrn Otto Hanſen Leipzig, den 4. September 19. 
Hamburg 


In meinem Auftrage erhalten Sie von der Firma Conrad Meſſerſchmidt, Grimma, 
M. G. 1220%ũ24 5 Kiſten Papierwaren. 

Ich bitte Sie, dieſe Sendung mit nächſter Gelegenheit nach Entfernung der Herkunfts⸗ 
zeichen frachtfrei an Herrn Erling Skonge, Bergen, weiterzubefördern. 

Die Konnoſſemente ſind an den Empfänger zu ſenden. Ich erwarte Ihre Mitteilung 
über dieſe Verſchiffung und bitte um Zuſtellung der Rechnung. 

5 5 Heil Hitler! 

Oskar Schober 


Herren Küſter & Co. Magdeburg, den 3. Mai 19. 
Hamburg 

Mit dem Mitte Mai eintreffenden Dampfer „Monte Pascoal“ erwarte ich 50 Sack 
Kaffee D. J. 101/50. 


Ich füge die Konnoſſemente bei und bitte Sie, die Sendung zu übernehmen und 
auf dem Waſſerwege nach Magdeburg zu verladen. n 
Heil Hitler! 
3 Anlagen Fritz Sachſenröder 
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Herrn Fritz Sachſenröder Hamburg, den 18. Mai 19. 
Magdeburg 


Die an 1 15. d. M. mit Dampfer „Monte Pascoal“ für Sie eingetroffenen 50 Sack 
Kaffee, gezeichnet D. J. 101/50, haben wir übernommen und geſtern in Kahn N. D. 
B. E. 208 der Neuen Deutſch⸗Böhmiſchen Elbſchiffahrt A.⸗G. nach Magdeburg verladen. 

Ladeſchein und Rechnung fügen wir bei. 

Heil Hitler! 
2 Anlagen Küſter & Co. 


14. Briefwechſel mit Kommiſſionären, Vertretern und Reiſen den 


Über die Rechtsverhältniſſe der Kommiſſionäre, Vertreter und Angeſtellten vgl. 
den Abſchnitt „Kaufmänniſche und gewerbliche Rechtskunde“. 


a) Bewerbung um eine Vertretung 
Lübeck, den 18. Januar 19. 
Herrn Th. Zollings Nachf., Berlin 

Wir haben in Erfahrung gebracht, daß Sie für den hieſigen Platz eine geeignete Ver⸗ 
tretung ſuchen, und erlauben uns, Ihnen hierfür unſer Kommiſſions- und Agenturgeſchäft 
zu empfehlen. 

Wir vertreten eine Reihe der erſten Häuſer aus der Konfektions⸗ und Weißwaren⸗ 
branche ſeit vielen Jahren zu deren größter Zufriedenheit und würden Ihnen infolge 
unſerer Platzkenntnis und unſerer ausgedehnten Beziehungen ein erfolgreiches Geſchäft 
in Ausſicht ſtellen können, falls Sie uns durch gute Muſterauswahl und pünktliche 
Lieferung unterſtützen. 

Unſer Herr Middendorf weilt nächſte Woche in Berlin und wird ſich geſtatten, Sie 
zu einer Ausſprache aufzuſuchen. 

Inzwiſchen empfehlen wir uns. Heil Hitler! 

Kaminski & Middendorf 


b) Übertragung der Vertretung 


Berlin, den 1. Februar 19. 
Herren Kaminski & Middendorf, Lübeck 

Nach Rückſprache mit Ihrem Herrn Middendorf beſtätige ich hierdurch, daß ich Ihnen 
mit dem heutigen Tage die Vertretung meiner Seidenwarenfabrik für Stadt und Bezirk 
Lübeck übertragen habe, und überſende Ihnen anbei Verzeichnis meiner bisherigen dortigen 
Kunden nebſt deren Bezügen. 

Meine Preiſe, wie Sie auf den Ihnen durch die Bahn zugehenden Muſtern ver- 
merkt ſind, verſtehen ſich gegen Kaſſe mit 2% Nachlaß. Lieferzeit 3—4 Wochen. 

Auf die Nettobeträge der Rechnungen vergüte ich Ihnen nach Eingang 5% Pro- 
viſion ſowie die Ihnen entſtehenden Auslagen für Poſtgelder, Frachten uſw., 
bei vierteljährlicher Abrechnung. Dieſe Abmachung gilt für die durch Sie eingeſandten 
ſowie ſchriftlich oder perſönlich übermittelten Aufträge aller Kunden Ihres Bezirks und 
auch noch ſechs Monate nach etwaiger Löſung unſerer Beziehungen. 

Unſer gegenſeitiger Vertrag iſt zum Schluſſe eines Kalenderjahres mit . 
Kündigungsfriſt lösbar. 

Ich bitte um Beſtätigung dieſes Abkommens und hoffe, recht bald Ergebniſſe Ihrer 
Tätigkeit für mich zu erhalten. Heil Hitler! 


1 Anlage Th. Zollings Nachf. 
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e) Angebot eines Kommiſſionärs i 5 


Hamburg, den 20. Auguſt 19 ne 
Herren Hoffmann & Scholz a PEN 


Breslau 


46 


Die unten aufgeführten Firmen nehmen ſeit langem für den Einkauf in Hamburg 
meine Dienſte in Anſpruch. Wollen nicht auch Sie meine Warenkenntniſſe, meine Er⸗ 
fahrungen und Beziehungen für Ihre Einkäufe benutzen? Ich würde Ihnen gern bei 
einem Probeauftrag beweiſen, daß es Ihr Vorteil wäre. 

Außer dem Erſatz meiner tatſächlichen Auslagen für Lagerung, Verladung und Ver⸗ 
ſicherung berechne ich 2% Kommiſſion; meine ausführlichen wöchentlichen Marktberichte 
erhalten Sie ohne Berechnung. Den neueſten füge ich dieſem Schreiben bei. 

Ich würde mich freuen, recht bald für Sie arbeiten zu dürfen! 


| Heil Hitler! 
1 Anlage Max Jenſen 


Antwort 


Breslau, den 23. Auguſt 19 
Herrn Max Jenſen 


Hamburg 


Wir danken Ihnen für Ihr Anerbieten vom 20. d. M. und bitten Sie, für unſere 
Rechnung 
1500 kg Ceylon⸗Kakao 


zum Preiſe von höchſtens RM 80.— für 50 kg zu kaufen. . 
Der recht baldigen Überſendung der Ware ſowie Ihrer Rechnung ſehen wir entgegen. 


Heil Hitler! 
Hoffmann & Scholz 


d) Briefverkehr mit den Reiſenden 


Die Reiſenden ſtehen in vorderſter Front des Kampfes um den Kunden. Die Leitung 
dieſes Kampfes, der „Generalſtab“ gewiſſermaßen, ſitzt im Geſchäft. Er plant die Arbeit, 
leitet den Angriff, prüft die Erfolge. Er unterſtützt den Reiſenden durch zweckmäßige 
Führung der Werbung und richtet ſeine Maßnahmen nach der Art der Schwierigkeiten 
und der Lage des Marktes. Darum iſt eine ſtändige Verbindung zwiſchen dem Reiſenden 
und dem Geſchäft nötig. Seine Erfahrungen wirken in alle ieee des Betriebes, 
ſeine Arbeit iſt oft entſcheidend für den Geſamterfolg. 


Täglich gibt er ſeine „Frontberichte“, ſei es fernmündlich oder — aus Sparſam⸗ 
keitsgründen — brieflich. So wichtig wie die Aufträge ſind die vergeblichen Beſuche. 
Er meldet, was die Kunden zu der Ware ſagen, was ſie für Wünſche haben, wie er die 
Zahlungsfähigkeit beurteilt und wie die Mitbewerber ſich bemerkbar machen. Er gibt eine 
Aufſtellung etwa vereinnahmter Gelder und teilt mit, wann und wo er für Poſt und An⸗ 
ruf erreichbar iſt. 


Ankündigung eines Reiſenden f | 
Sie ſoll den Beſuch vorbereiten und muß darum wirkungsvoll fein und die Schablone 
vermeiden. Gewöhnlich kündigt das Geſchäftshaus den Beſuch an, aber auch der Reiſende 
kann als Schreiber der Beſuchsanzeige auftreten, wenn ſie auch von der Verkaufsabteilung 
1 und verſchickt wird. (Vgl. auch das Beiſpiel unter „Rundſchreiben“.) 


eee 
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Mannheim, den 3. Oktober 19. 
Sehr geehrter Herr Binder! 


Ich komme am 7. Oktober wieder einmal zu Ihnen und freue mich, Ihnen dabei eine 
beſonders feine Muſterzuſammenſtellung vorlegen zu können. Halten Sie ſich bitte frei, 
damit Sie eingehend prüfen und wählen können. Ich bringe mit, was Sie brauchen! 

Das Bildchen iſt die Aufnahme eines Schaufenſters, auf das ich neulich in Ingolſtadt 
traf. Ich finde den Aufbau recht wirkungsvoll und ſende Ihnen einen Abzug, weil ich 
vermute, daß Sie dies intereſſiert. | 

Auf Wiederſehen am 7. Oktober! 

Heil Hitler! 
Hermann Weingarten. 


Reiſebericht 
18 Glogau, den 16. Auguſt 19. 
Herrn Max Pfemferts Nachf., Berlin 


Mein Schreiben vom 14. d. M. aus Liegnitz dürften Sie inzwiſchen erhalten haben; 
heute empfangen Sie die Aufträge Nr. 56—61 zur Erledigung. 


Achten Sie beſonders auf richtige Farbenſtellung beiden Likörgläſern für Meinecke K Co., 
Auftrag Nr. 59. Es iſt mir nur unter Zuſicherung genauer Einhaltung der Muſter ge- 
lungen, dieſen Auftrag zu erhalten, da M. gar nichts aufgeben wollte, ſeitdem er Grund 
hatte, über unſere Lieferung zu klagen. 


Leonhard Frühauf kann nur ganz billige Ware gebrauchen; mein Beſuch war 
daher zwecklos. 

Bei Arnold & Burchardt bin ich zum Oktober beſtellt und ſoll dann auch geſchliffene 
Flaſchen vorlegen. 


Weiner gibt ſein Geſchäft auf und hält Ausverkauf. 
Leichtentritt & Sohn beſtellen ſchriftlich. 


Von Mörickes Nachf. erhielt ich zum Begleich des Kontos RM 856.75, wovon ich 
RM 300.— als Reiſekaſſe behalte; den Reſt habe ich Ihnen überwieſen. 


Ich fahre von hier nach Görlitz, wo mich Briefe im Hotel Neubauer treffen. Die 
Beſuchsanzeigen für Sachſen bitte ich am 25. abzuſenden und Auszug für dieſe Reiſe an 
mich nach Dresden, Hotel Weißes Roß, zu richten. 

Heil Hitler! 
Anbei 6 Aufträge R. Frieſe 


15. Drahtverkehr 


In eiligen Fällen bedient man ſich für Beſtellungen, Erkundigungen uſw. des Drahtes, 
doch iſt jedes Telegramm der Sicherheit halber brieflich zu beſtätigen. Da die Koſten nach 
der Anzahl der Wörter berechnet werden, ſo beſchränkt man ſich dabei auf die notwendigſten 
Angaben und läßt namentlich Höflichkeitsformeln u. dgl. beiſeite, wie auch Satzzeichen, 
die als Wörter zählen, d. h. ebenfalls der Berechnung unterliegen. Indes darf die Deut⸗ 
lichkeit unter der Kürze keinesfalls leiden. Große Geſchäftshäuſer, beſonders ſolche, deren 
Firmen aus mehreren Wörtern beſtehen, haben gewöhnlich eine abgekürzte Draht⸗ 
anſchrift, die auf dem Poſtamt gegen eine jährlich zu zahlende Gebühr eingetragen 
wird (z. B. „Müllerco“ ſtatt Müller & Co., „Bahnbau“ ſtatt Aktiengeſellſchaft für 
Eiſenbahn⸗Bau und Betrieb). Die Angabe von Straße und Hausnummer iſt dann nicht 
erforderlich. 
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Foerſterſöhne Leipzig 


Sendet hundert Heliosbrenner Größe drei Hans Berger 
Hofrichter Magdeburg Bahnſtr. 1 

Iſt Franz Glauer fünfhundert Mark gut? | Braun 
Braun Cottbus 

Ja Solide Firma Hofrichter 
Papierfabrik Fiſcher Frankfurtoder | 

Wo bleibt beftellte Ware Sind in größter Verlegenheit Müllerco 
Müllerco Berlin 

Sendung heute abgegangen Papierfabrik Fiſcher 


16. Bewerbungsbriefe 


Auf Briefe ſolcher Art iſt ganz beſondere Sorgfalt zu verwenden, denn ein Dienſt⸗ 
anerbieten, das unſauber und flüchtig geſchrieben iſt, wird ſchwerlich Erfolg haben. Im 
Außeren muß die Bewerbung einem muſtergültigen Geſchäftsbriefe gleichen. Jedes 
Schema iſt zu vermeiden, aber auch Auffälligkeit um jeden Preis iſt ein Fehler. Bei der 
Nachahmung von „Kniffen“ ſei man vorſichtig! Der Empfänger der Bewerbung könnte ſie 
auch geleſen haben, und dann wirken ſie peinlich. So kann man ſich z. B. die Ausgabe 
für eine Drahtung: „Nicht entſcheiden, meine Bewerbung abwarten!“ getroſt erſparen. 
Man faſſe ſich kurz, laſſe Nebenſächlichkeiten weg und ſage, was man leiſtet. Dabei 
ſei man ſo genau wie möglich — Silbenzahl in Kurzſchrift, Maſchinenanſchläge je Minute 
— und füge nach Möglichkeit Arbeitsproben bei — Anzeigenentwürfe, ſelbſtverfaßte Briefe 
in deutſcher und fremder Sprache uſw. 

Zeugniſſe werden nur in Abſchriften beigelegt, Auskunftsſtellen werden angeführt. 

Die Sprache ſei höflich, aber nicht unterwürfig. Freie Arbeitsplätze werden nach 
Leiſtung und Perſönlichkeit der Bewerber vergeben, nicht als Almoſen an Bittſteller! 


Freital, den 18. Mai 19 
Langeſtr. 14 
Herr Otto Glaſenapp 


Dresden 


Nach Ihrer Anzeige im „Freiheitskampf“ bin ich der richtige Mann für den ausge⸗ 
ſchriebenen Poſten. 

Ich bin 18 Jahre alt, evangeliſch und deutſchblütiger Abſtammung. Nach Erfüllung 
meiner Volksſchulpflicht und dem einjährigen Beſuche einer Handelsvorſchule trat ich am 
1. April 19 .. in die Kolonialwarengroßhandlung Steyer & Bock in Freital ein. Am 
31. März d. J. habe ich meine Lehrzeit beendet und möchte nun gern bei Ihnen zeigen, 
was ich kann. 

Ich verdanke meinen Lehrherren eine gründliche Ausbildung, habe alle Kontorarbeiten 
mit erledigen dürfen und alle Waren in praktiſcher Lagerarbeit kennengelernt. Über meine 
Leiſtungen in Kurzſchrift und Maſchineſchreiben geben die abſchriftlich beigefügten Ur⸗ 
kunden aus dem letzten Wettbewerb Auskunft. Im vorjährigen Reichsberufswettkampf 
war ich unter den Ortsbeſten, und im März d. J. habe ich die Kaufmanngehilfenprüfung 
vor der Induſtrie⸗ und Handelskammer Dresden mit „ſehr gut“ beſtanden. Im übrigen 
ſind meine Lehrherren bereit, eine Beurteilung über mich abzugeben. 2 

Bevor Sie ſich entſcheiden, geben Sie mir bitte Gelegenheit zu einer Vorſtellung. 


Heil Hitler! 
. . . Anlagen Fritz Lindner 
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| Ulm, den 13. September 19. 
Süddeutſche Holzhandels-A.⸗G. Königsweg 24 
München 

Betrifft Ihre Ausſchreibung vom 12. d. M. 

Der beigefügte Lebenslauf und die Zeugnisabſchriften geben Ihnen Auskunft darüber, 
wer ich bin. Hier laſſen Sie mich kurz begründen, warum ich der feſten Überzeugung bin, 
daß Ihre Bücher bei mir in guten Händen wären. 

Ich habe ſeit 10 Jahren in zwei bedeutenden Häuſern bewieſen, ® 

daß ich eine Buchführung zweckmäßig aufbauen, 
daß ich Bücher ordnungsgemäß führen, 
daß ich ſie zuverläſſig abſchließen kann. 
Und ich habe gezeigt: a 
wie die Buchhaltung tägliche Erfolgsrechnung, 
wie die Buchhaltung Druckmeſſer des Betriebes, 
wie die Buchhaltung Spiegelbild der Entwicklung 
ſein kann, wenn ſie in Statiſtiken und Schaubildern Kräfte und Schwächen ſichtbar werden 
läßt. 

Darf ich Ihnen in einer Ausſprache einmal darlegen, wie ich das meine? Ich ſtehe 

Ihnen gern zur Verfügung. 
Heil Hitler! 


.. . Anlagen Anton Birgler 
N Mannheim, den 3. März 19. 

Herren Lohſe & Wirth Südſtr. 14 

Mannheim 


Ich weiß, daß Ihnen in den nächſten Tagen viele Briefe das gleiche ſagen: ihre Ab⸗ 
ſender ſeien tüchtige Korreſpondenten. Ich möchte Ihnen lieber durch Beweiſe zeigen, 
was ich kann. Die beigefügten Durchſchläge aus meiner Arbeit der letzten Tage ſind Proben 
dafür, wie ich deutſche, engliſche und franzöſiſche Briefe ſchreibe. Andere Beiſpiele möchte 
ich Ihnen gern perſönlich vorlegen. Wann darf ich das tun? 

Inzwiſchen ſagen Ihnen Lebenslauf und Zeugniſſe, die dieſem Briefe beiliegen, 
wer ich bin und wie meine Arbeit beurteilt wurde. 

Heil Hitler! 


. . . Anlagen Hans Kohlberg 

Altenburg, den 12. Januar 19. 
Herren Seidel & Mann Adolf⸗Hitler⸗Str. 30 
Klingenthal 


Ich erfahre von befreundeter Seite, daß Sie einen Reiſenden ſuchen. — Ich ſuche 
ein Haus, für das ich meine Verbindungen zu den Inſtrumentenhändlern in Sachſen 
und Thüringen nutzbar machen kann. 

Wollen Sie mit mir arbeiten? 

Am liebſten würde ich Ihnen meine Auftragsbücher ſchicken, die am klarſten meine 
Erfolge ausweiſen. Da das nicht angängig iſt, verſichere ich Ihnen nur, daß meine Verkäufe 
ſelbſt in der ruhigſten Jahreszeit jede Reiſe lohnend gemacht haben. Nicht geſchäftliche 
Mißerfolge alſo, ſondern Gründe perſönlicher Art veranlaſſen mich, meinen beſtehenden 
Vertrag zu löſen. 

Das beſte iſt, wir unterhalten uns perſönlich über die Angelegenheit. Ich bin davon 
überzeugt, daß wir uns einigen werden. Geben Sie mir bitte Nachricht. 
Heil Hitler! 
Willy Landmann 
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17. Kündigung und Zeugnis 
Die Kündigung bedarf nicht der ſchriftlichen Form. Ä 1 
Das Zeugnis für den Handlungsgehilfen ſoll Angaben über Art und Dauer der Dienſt⸗ 
leiſtung enthalten und kann ſich über Führung und Leiſtung ausſprechen, wenn der Ge⸗ 
hilfe es wünſcht. - | 


Mit Rückſicht auf die Bedeutung des Zeugniſſes bei Bewerbungen ſoll es feine an. 1 


gaben enthalten, die das Fortkommen erſchweren. Es muß andrerſeits der Wahrheit ent⸗ 


ſprechen; aus wiſſentlich falſchen Angaben erwächſt dem Ausſteller unter Umftänden 


Schadenerſatzpflicht. 

Dem Lehrling ſteht nach Beendigung der Lehrzeit ein Zeugnis zu, das über die 
Dauer der Lehre, die Art und den Erfolg der Ausbildung und das Verhalten des Lehr⸗ 
lings Auskunft gibt. g | 
a) Kündigung | 
Herrn Georg Kleine Gießen, den 12. Februar 19. 
Hier 

Ich bedaure außerordentlich, Ihnen zum 31. März d. J. kündigen zu müſſen. Im 


Zuſammenhang mit der Betriebsumſtellung iſt die Auflöſung der Abteilung „Werbe⸗ 


druck“ unumgänglich. 2 „„ f 
ri pringer 


b) Gehilfenzeugnis 
Herr Gerhard Thie mecke iſt vom 1. April 19 .. bis heute bei uns als Buchhalter 
angeſtellt geweſen. 
Er hat in dieſer Zeit die geſamte Buchführung geleitet und ſich als zuverläſſiger und 
arbeitsfreudiger Mitarbeiter erwieſen. 1 | 
Er verläßt dieſe Stellung auf eigenen Wunſch. i 7 8 
Schwerin, den 30. September 19. Standard-Werke G. m. b. H. 


| e) Lehrzeugnis 5 i | 

Herr Ludwig Knauth, Sohn des Herrn Oskar Knauth, hier, geboren am 13. Ok⸗ 
tober 19. ., hat ſeine Lehrzeit bei uns beendet. 

Er trat am 1. April 19 .. in unſer Haus ein und hat ſich immer als ſtrebſam und zu⸗ 


verläſſig erwieſen. Mit allen Arbeiten, die in einer Farbengroßhandlung vorkommen, 5 


hat er ſich vertraut gemacht und ſich einen Schatz guter Warenkenntniſſe erworben. 
Wir entlaſſen Herrn Knauth mit den beſten Wünſchen aus dem Lehrverhältnis und ſind 

überzeugt, daß er ſich allezeit als gewiſſenhafter Mitarbeiter erweiſen wird. 
Oldenburg, den 31. März 19. f Frieſack & Co. 


O. Beiſpiele für die Verwendung von Vordrucken 


Die Tatſache, daß ſich im Schriftverkehr der Praxis eine Reihe von Vorgängen wieder⸗ 
holen, die das Schreiben gleichlautender oder faſt gleichlautender Briefe immer wieder 
nötig machen, hat aus Gründen der Geld- und vor allem der Zeiterſparnis dazu geführt, 
das Einzelſchreiben durch den Vordruck zu erſetzen. Darüber hinaus erzwingt der Vor⸗ 
druck eine gleichmäßige Anordnung der Tatſachen und erleichtert dadurch Buchungs⸗ und 
Kontrollarbeiten; er gewährleiſtet die Vollſtändigkeit der Angaben und abſolute Genauig- 
keit des Wortlautes, die beſonders im Hinblick auf die Rechtsfolgen in vielen Fällen be⸗ 
deutungsvoll iſt. e | BE N 

Die Benutzung von Vordrucken ſollte noch reichlicher erfolgen. Die nachſtehenden 
Beiſpiele zeigen ihre typiſche Verwendung, darüber hinaus ergeben ſich nach den Be- 


ſonderheiten des Betriebes im inneren und äußeren Verkehr eine ganze Reihe anderer 1 


Möglichkeiten. 
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1. Anfragen 
Für den Vordruck wird DIN-Format A4 oder A 5 gewählt; der Druck des Kopfes 
erfolgt nach DIN 676 bzw. 677. Statt des Wortes „Betreff“ ſteht „Anfrage“. Die in Be⸗ 
tracht kommenden Waren ſind vorgedruckt, darunter oder auf der Rückſeite ſtehen die Ein⸗ 
kaufsbedingungen. Beſonders empfehlenswert iſt die Verwendung von Poſtkarten. 


Einkauf Für die nachstehend verzeichneten Waren bitten wir 
Sie um Ihr äußerst berechnetes Angebot unter Angabe 


der Lieferzeit. 


Heil Hitler! 


2. Angebote 


Vor allem im Großhandel erfolgt das Angebot unter Verzicht auf alle Höflichkeits⸗ 
wendungen auf dem Vordruck. Soweit es erforderlich ſcheint, wird ein Begleitbrief dazu 
geſchrieben. Die zumeiſt auf die Rückſeite gedruckten allgemeinen Lieferungsbedingungen 
ſollten kurz und überſichtlich gehalten ſein. Es wird zweckmäßig Format und Vordruck 
wie für die Anfragen benutzt. 


Angebot: 


Auf Grund Ihrer Anfrage von „für die wir Ihnen bestens 
danken, überreichen wir unter Bezug auf die umseitig abgedruckten 
Lieferungsbedingungen nachstehend das gewünschte Angebot, fest 
F freibleibend / Lieferungsmöglichkeit vorbehalten : 


RM Rpf 


Lieferzeit 


Wir würden uns freuen, für Sie arbeiten zu dürfen! 


Heil Hitler! 


(Obne Briefkopf!) 
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J 
3. Aufträge N 


Für die Auftragserteilung können zunächſt einmal die dem Angebot beigefügten Be⸗ 
ſtellkarten benutzt werden. Im regelmäßigen Verkehr mit ortsanſäſſigen Lieferern finden 
Beſtellzettel Verwendung, die in Block- oder Buchform geheftet ſind. Bei der Aus⸗ 
füllung wird gleich der Durchſchlag mitgeſchrieben, der zur Kontrolle im Block verbleibt. 


NI... 0 Bestellzettel! 


Frau Frau 
Herrn N anern Heeeerrtr;, 
Firma Firma 


| Dieser Bestellzettel ist der 
| Rechnung beizufügen 


Je nach Umfang des Auftrages verwendet man im übrigen Briefbogen oder Poſt⸗ 
karte, denen der Vermerk „Auftrag“ deutlich ſichtbar aufgedruckt wird. 


Auftrag 


erteilen wir 
Ihnen den nachstehenden Auftrag und bitten um Bestätigung. 


Unter Bezugnahme auf Ihr Angebot vom 


Zwickau, dens F. Graupner & Co. 


Lieferung; nnn na En 


Versandanschrift. 


2. 
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4. Auftrags beſtätigungen 
Wird der Auftrag ſofort unter Rechnungserteilung ausgeführt, ſo bedarf es keiner 
beſonderen Beſtätigung. 


Auftragsbestätigung 


Wir danken Ihnen für den uns dur en 17 e 
erteilten Auftrag, den wir wie folgt vorgemerkt haben: 


CCC NN F%%éLũ U 1 SR a ee 


Verpackung Zahlung VC 


Erfüllungsort für Lieferung und Zahlung: Bautzen 


Heil Hitler! 
%%% ee RL. Wiede & Schmidt 


5. Lieferſchein und Verſandanzeige 

In vielen Fällen verzichtet man auf eine Verſandanzeige und ſchickt ſtatt ihrer die 
Rechnung, vereinigt wohl auch beide in einem Vordruck. Aus Gründen der Portoerſparnis 
werden ſie meiſt der Sendung beigepackt und dann durch einen auffallend gefärbten Um⸗ 
ſchlag kenntlich gemacht oder an den Kiſtendeckel geheftet. 

Bei der Lieferung durch Boten oder eigenes Fahrzeug wird ein zweiteiliger Vordruck 
— Liefer⸗ und Empfangsſchein — benutzt. Dieſe Vordrucke werden zweckmäßig zu einem 
Lieferbuch geheftet, fortlaufend numeriert und in einem Arbeitsgange als Urſchrift 
und Durchſchrift ausgefüllt. Der Kunde quittiert auf dem Empfangsſchein und behält den 
Lie ferſchein. 


F. Otto Knüpfer F. Otto Knüpfer 


. . Fass Nr 2} 
Empfangsschein Lieferschein 

: a e ae IN 

bestätig......, heute durch Boten er- Sie erhalten hiermit durch unseren 

halten zu haben: Boten: 

Goslar. deen ali den 


F. Otto Knüpfer 


12 Oeflers Handbuch 
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(Urschrift) 
F. Otto Knüpfer, Goslar, Hindenburgstraße 7 1 


Kurie, oa Nr 


Lieferschein und Rechnung 


Sie erhalten hiermit durch unseren Boten: 


Stück | Gegenstand 


Zahlbar ee 
Goslar; den F. Otto Knüpfer 
Quittung Nr. A 
Betrag erhalten: F. Otto Knüpfer 
(Durchschrift) 
F. Otto Knüpfer, Goslar, Hindenburgstraße 7 
Auftrag g 9 5 Nr g 
Empfangsschein 
Herrn anal es 


bestätigt, heute durch Boten erhalten zu haben: 


Stück | Gegenstand RM Er RM Rpf 


4 


Zahlhbar: . . 2... % ᷑ rä 2 
Gbslar, len 
Quittung NI 
Betrag erhalten. F. Otto Knüpfer 


| BEN 
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Im borſtehenden Beiſpiel ſind Lieferſchein und Rechnung vereinigt. Erhält der Über⸗ 
bringer die Barzahlung nicht, ſo kann er die Quittung, falls dann die Aushändigung der 
Ware überhaupt erfolgen darf, leicht abtrennen. 
Werden die Waren mit der Bahn oder Poſt geſchickt, ſo erfolgt die Verſandanzeige auf 
Vordrucken im Format DIN A4 oder A5, auch die Poſtkarte kann Verwendung finden. 


Wir sandten Ihnen heute mit der Post Fir! un UL gut 


RER frei: nach. Station 8 


Verpackung Zeichen Gegenstand Gewicht 


C En H. Polter & Co. 


6. Rechnungen 


Eine Rechnung iſt die ſchriftliche Aufzeichnung einer oder mehrerer Forderungen 
für gelieferte Waren oder geleiſtete Arbeit; ſie muß enthalten: 


a) Ort und Datum der Ausſtellung; 
b) Namen des Empfängers und des Ausſtellers; 


e) Bezeichnung der gelieferten Ware bzw. Arbeit mit Angabe der Zeit der Lieferung, 
der Ausführung und des Betrages (Einzel- und Geſamtpreis); 


d) die Summe aller verzeichneten Leiſtungen. 


Die Aufzeichnung für im Kleinhandel verkaufte Waren wird oft Nota (Note) genannt. 


Die im Verkehr der Kaufleute untereinander übliche ausführliche, mit Einzelheiten 
verſehene Rechnung pflegt man Faktur oder Faktura zu nennen. Urſprünglich be— 
zeichnete man mit dieſem Namen nur die Rechnung des Kommiſſionärs, der früher Faktor 
(von facere = machen, der für einen andern etwas tut) genannt wurde. 

Beide Fremdwörter ſind entbehrlich und werden durch „Rechnung“ erſetzt. 

Über die Geſchäfte, für die man ſich eines Kommiſſionärs bedient, hat dieſer je nach⸗ 
dem eine Einkaufs- oder eine Verkaufsrechnung aufzuſtellen, die außer dem Preis 
der gekauften bzw. verkauften Ware die Angabe der Proviſion und aller ſonſtigen Un- 
koſten enthält. Wenn einem Kaufmann daran liegt, ſich zu unterrichten, ob und wo er 
zu einer beſtimmten Zeit einen beſtimmten Artikel vorteilhaft ein⸗ oder verkaufen kann, 
jo läßt er ſich vom Kommiſſionär eine fingierte Rechnung (Proformarechnung, conto 
finto) geben, die ihm zeigt, was unter Berückſichtigung der augenblicklichen Marktverhält⸗ 
niſſe und der entſtehenden Speſen bzw. der Einkaufskoſten zu erlöſen oder aufzuwenden 
wäre. 

Für Rechnungen werden ausſchließlich Vordrucke benutzt. Das nachſtehende 
Beiſpiel zeigt die genormte Druckanordnung, die ſich mehr und mehr durchſetzt. 

Um vor Fälſchungen in eine Quittung geſchützt zu ſein, wird die Rechnung nicht 
unterſchrieben. 

12 * 
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7. Zahlungen und Zahlungsbeſtätigungen 


Die Mitteilung von der Zahlung kann unter Bezugnahme auf die Rechnung und 
den Betrag die eat in knappſter Form angeben; ſie erfolgt am einfachſten auf 
Vordruck. 


V%%0%0%w ̃ ̃¼5mFmd æppd ̃ ßdßddd½ddd¼ ¼ ß ER 
Reebneang vonn über R! 00 
habe ich heute abzüglich „ 

mit REXX 
JJJ%%JJ%SJ%00%0h%v ddr... 8 
ausgeglichen. — Ich bitte um Empfangsbestätigung. 
Heil Hitler! 
CC Eckart Böhme 


Die Vordrucke des Zahlungsverkehrs werden von den Zahlungsvermittlern (Poſt, 
Girokaſſen, Banken) zur Verfügung geſtellt. Ihre Ausfüllung bietet keine Schwierigkeiten; 
ſoweit es ſich um Scheck und Wechſel handelt, ſei auf die entſprechenden Abſchnitte verwieſen. 

Bei Zahlungen durch Poſtſcheck oder Girokaſſe wird meiſt der Einzahlungsabſchnitt 
als ausreichender Beleg über die Zahlungsleiſtung angeſehen. 

Zahlungen durch die Poſt oder Bank werden in der Regel auf Vordrucken in Poſt⸗ 
kartenform beſtätigt. 


Ihrem Konto gutgeschrieben haben. 


Geben Sie uns bitte bald wieder Gelegenheit, für Sie zu arbeiten! 


Heil Hitler! 
Altenburg, denn; 3 Jungnickel & Co. 


Für Barzahlungen werden vorgedruckte Quittungen (DIN-Format A6) benutzt, 
die zweckmäßig in Blockform geheftet und durchgenummert werden. Der Einnahmebeleg 
wird als Durchſchrift mitgeſchrieben. Vorteilhafter iſt es, die wichtigſten Angaben der 
Quittungen auf kleinen Abſchnitten zu wiederholen, die nach dem Abtrennen der Be— 
ſtätigungen im Block bleiben, 


| 
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Bei Ausſtellung einer Geſamt⸗ (General-) Quittung hat der Schuldner die 
Einzelquittungen zurückzugeben. 

Erfolgt die Zahlung für Rechnung eines Dritten, ſo werden meiſt zwei Ouittungen 
ausgeſtellt, jedoch für einfach gültig, was durch die Bemerkungen „doppelt für einfach 
gültig“ ausgedrückt wird. 

Wer eine Quittung überbringt, gilt im allgemeinen als zur Empfangnahme der 
Zahlung berechtigt. 


Nr. 12 Nr. 12 


RM = 


Quittung 


erhalten zu haben, bescheinigt 


Ba. Weiden/Opf., denn 


778 RM 


8. Mahnungen 


Der eigentliche Mahnbrief muß ein perſönlich gehaltenes Schreiben ſein. Dabei iſt 
es durchaus möglich, in ähnlich gelagerten Fällen den gleichen Wortlaut für alle ſäumigen 
Schuldner zu benutzen und wenigſtens die 1. und 2. Mahnung als Schemabriefe herzu⸗ 
ſtellen, d. h. ſie ſo zu vervielfältigen, daß der Eindruck eines Einzelſchreibens gewahrt wird. 

Für die Erinnerung kann der Vordruck Verwendung finden, beſonders für die Über⸗ 
ſendung des Kontoauszuges, die vielfach ohnehin zu beſtimmten Terminen erfolgt und nicht 
als Mahnung empfunden wird. Hinweiſe auf die Fälligkeit, Ankündigungen von Nach⸗ 
nahmen, Wechſeleinziehung uſw. können durch handſchriftliche Zuſätze, Klebezettel oder 
Begleitbrief damit verbunden werden. (Vgl. auch den Abſchnitt „Mahnungen“.) 


a) Beiſpiele für Klebezettel auf Kontoauszügen: 


Haben Sie die Fälligkeit übersehen? 
Wir bitten um Uberweisung. 


Sie tun mir einen Gefallen, wenn 
Sie den kleinen Betrag gleich überweisen. 


Ich habe eine ausgefüllte Zahlkarte beigefügt. 
Machen Sie bitte noch heute Gebrauch davon. 


Wir möchten unsere Verpflichtung pünktlich erfüllen. — 
Bitte, unterstützen Sie uns durch pünktliche Zahlung. 


Pa 
) 


} 
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Poſtkarte mit Kontoauszug: 


Lubeck, den FE Postkarte 


Wir bitten um Uberweisung 
unseres Guthabens nach umstehen- 
dem Kontoauszug auf unser Post- 
scheckkonto 


Hamburg Nr. 27410 


Andernfalls nehmen wir an, daß 
es Ihnen angenehmer ist, wenn 
wir den Betrag nach 14 Tagen 
durch Nachnahme einziehen. 


Heil Hitler! 
Runge & Co. 


o) Begleitſchreiben auf dem Kontoauszug: 


Ich erlaube mir, Ihnen nebenstehende Aufstellung 
meiner Rechnungen im Gesamtbetrage von 


zu übersenden und Ihnen mitzuteilen, daß ich diese 
Summe in einer Tratte, fällig amn „auf 
Sie entnommen habe. Ich bitte um deren Einlösung. 

. werde ich diese Tratte in Umlauf 
setzen, falls Sie den Ausgleich nicht in anderer Form vor- 
nehmen. Für diesen Fall bitte ich um sofortige Nachricht. 

Ich empfehle mich Ihnen für Ihren ferneren Bedarf. 


Heil Hitler! 


9. Verträge 1) 


Ein Vertrag wird in ſo viel Stücken ausgeſtellt, wie Perſonen daran beteiligt ſind, 
damit jede von ihnen eines erhält. Folgende Angaben find Haupterforderniſſe eines Ver- 
trages: 5 


a) Namen, Stand und Wohnort der Perſonen, die den Vertrag ſchließen; 

b) der Zweck des Vertrages; 

e) die Bedingungen des gegenſeitigen Vertragsverhältniſſes; 

d) Ort und Datum der Vertragsſchließung; 

e) die Unterſchriften der beteiligten Perſonen. 

In vielen Fällen bedient man ſich des Vordruckes, beſonders dann, wenn die Einzel— 
heiten durch Handels- oder Gewerbekammern, Verbände uſw. feſtgelegt find (Lehr-, 
Dienſt⸗, Miet⸗, Pachtverträge uſw.). Sie ſind bei den entſprechenden Abſchnitten dar— 
geſtellt. 


1) Vgl. den Abſchnitt über Urkundenſteuer. 
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10. Zeugniſſe 1 


Für Zeugniſſe (vgl. Abſchnitt B) ſcheidet der Vordruck im allgemeinen aus, weil ſie 
ganz nach dem einzelnen Fall gehalten ſein müſſen. Wohl aber kommt er dann in Frage, 2 
wenn es ſich nur um Beſcheinigungen über Dauer und Art des Arbeitsverhältniſſes handelt 
und die Angaben allgemeiner gefaßt werden können. 


Des Austretenden 


Vor- und Zuname: Hermann Henschel 

Geburtstag und -ort: 15.7. 18.. Breslau 

Beschäftigung: Schraubendreher 

Eintritt: J. Januar 19.. 

Austritt: J. Oktober 19. . 

Grund des Austritts: Eigener Wunsch 

Führung: Gut 

Leistungen: Zufriedenstellend 

Sonstige Bemerkungen: Als ruhiger, gewandter Arbeiter zu emp- 
fehlen. \ 


Berlin, den I. Oktober 19. . 


Unterschrift des Arbeitgebers: 
Pietsch & Naruhn Akt.-Ges. 


11. Vollmachten 


Eine Vollmacht ift eine ſchriftliche Erklärung, durch die der Ausſteller irgend jemand 
beauftragt, Geſchäfte in ſeinem Namen zu vollziehen, und ſich des weiteren zur Anerkennung 
deſſen, was der Beauftragte (Bevollmächtigte) unternimmt, verpflichtet. Erſtreckt ſich die 
Vollmacht nur auf Vollziehung einzelner Geſchäfte, ſo nennt man ſie eine Spezial⸗ 
vollmacht. Soll der Bevollmächtigte alle Geſchäfte des Vollmachtgebers vollziehen, 
ſo braucht er eine Generalvollmacht; dieſe bedarf gerichtlicher oder notarieller Be⸗ 
glaubigung, falls die Gegenpartei dies verlangt. 


Eine Vollmacht muß enthalten: 
a) Namen und Wohnort des Bevollmächtigten; 
b) genaue Angabe der Geſchäfte, die ihm übertragen werden; 
c) Ort und Datum der Ausſtellung; f 
d) eigenhändige Unterſchrift des Vollmachtgebers. 
Im übrigen beſteht keine Formvorſchrift; es iſt aber ratſam, den Wortlaut feſtzulegen 
und, wenn ihre Ausſtellung häufiger nötig wird, dafür Vordrucke zu ſchaffen. 


a) Sonder⸗(Spezial⸗) Vollmacht 
Ich erteile hierdurch meinem Sohne Georg Klar Vollmacht, mich in den 
Verhandlungen mit der Olfabrik Wernigerode wegen Abschlusses einer Lieferung 
von Maschinenölen zu vertreten, in meinem Namen und für mich rechts verbind- 
lich einen Vertrag abzuschließen und zu unterzeichnen. 


Barmen, den 20. Juni 19.. H. Klar sen. 


b) Prozeßvollmacht \ 
Hierdurch erteile ich Herrn Bruno Liebetr aut, Berlin, Vollmacht, 
mich in dem von mir wider die Handelsgesellschaft in Firma Bromberg & Krause 


wegen RM 126.— bei dem Amtsgericht zu Berlin-Mitte angestellten Prozesse 
zu vertreten. 
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Gleichzeitig ermächtigte ich den Genannten, einer anderen Person Unter- 
vollmacht! zu erteilen, Gelder, Wertpapiere, Sachen aller Art und Dokumente 
sowie Verfügungen, Beschlüsse, Urteile für mich in Empfang zu nehmen und 
mich in dem etwaigen Konkursverfahren über das Vermögen des Gegners zu 
vertreten. 


Berlin, den 31. August 19. Franz Marschall 


c) Terminvollmacht 


Ich erteile hierdurch meinem Buchhalter, Herrn Otto Nitschke zu Düssel- 
dorf, Bergstraße 85, Vollmacht, mich in meiner Sache 


wider den Schlossermeister Franz Meyer, Düsseldorf, 
Akt.-Z. E. 312 12 


in dem für den 6. April 19. . vor dem Amtsgericht zu Düsseldorf anstehenden 
Verhandlungstermin zu vertreten. 


Düsseldorf, den 2. April 19. Reinhold Brose 


d) Handlungsvollmacht für einen Reiſenden 


Die unterzeichnete, in das Handelsregister des hiesigen Amtsgerichts ein- 
getragene Firma bevollmächtigt hiermit den Reisenden 


Herrn Anton Wolf 


zum Verkaufe ihrer Eisenwaren, zur Annahme von Zahlungen und zur Bewilli- 

gung von Teilzahlungen. Zur Prozeßführung ist Herr Wolf nicht ermächtigt. 

Auf einen andern darf die Vollmacht nicht übertragen werden; auch ist ihre 

Gültigkeit auf die Provinzen Brandenburg, 1 und Sachsen beschränkt. 
Herr Wolf zeichnet: a 


Herder & Barsch 
in Vollmacht Anton Wolf 


Stettin, den 2. Januar ig... Herder & Barsch 


e) Geſamt⸗(General⸗) Vollmachten 


Ich, der Kaufmann Willibald Köhne in Berlin, erteile hierdurch dem Kauf- 
mann Alex Köhne in Berlin Vollmacht, mich für alle Angelegenheiten, die 
mich angehen, Behörden wie Privaten gegenüber zu vertreten. Außer der Be- 
fugnis, in Rechtsgeschäften aller Art an meiner Stelle meine Rechte wahrzu- 
nehmen, soll er auch ermächtigt sein, in Prozessen aller Art, in Zwangsversteige- 
rungen und Zwangsverwaltungen sowie in Konkursen mich in jeder Eigen- 
schaft und für alle vorkommenden Angelegenheiten zu vertreten. 


Berlin, den 1. April 19. Willibald Köhne 


Hierdurch erteile ich Herrn Walter Franke, Hamburg, Generalvoll- 
macht, mich in der Konkurssache Gummiwerke, Hamburg, zu vertreten. Herr 
Franke soll berechtigt sein, in meinem Namen und für mich rechtsverbindlich, 
an allen Maßnahmen in dieser Konkurssache teilzunehmen, Vergleichsvor- 
schlägen zuzustimmen oder solche abzulehnen, Briefe, Schriftstücke und Geld- 
sachen für mich in Empfang zu nehmen und darüber Quittung zu leisten, über- 
haupt alles zu tun, was nach seinem Ermessen in meinem Interesse erforderlich ist. 


Berlin, den 10. März 19. Gustav Hagenow 
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f 
12. Schuldſchein f 


Unter einem Schuldſchein verſteht man ein Schriftſtück, durch das det Empfang 
eines Darlehns beſtätigt und das Verſprechen der Rückzahlung beigefügt wird. Die Be⸗ 
ſtandteile des Schuldſcheins ſind: „ 

a) Namen, Stand und Wohnort des Darleihers (Gläubigers); 

b) die genaue Angabe des Schuldbetrages in Zahlen und Worten; 

e) die Höhe des Zinsfußes und die Zeit der Zinszahlung; g 

d) der Rückzahlungstermin oder, wenn das Darlehn auf unbeſtimmte Zeit gegeben 
wird, die Kündigungsfriſt, die für beide Teile gleich ſein muß; 

e) Ort und Datum der Ausſtellung des Schuldſcheines; 

) Namen, Stand und Wohnort des Darlehnnehmers (Schuldners) in eigenhändiger 
Unterſchrift. | 

Verlangt der Gläubiger eine Sicherſtellung durch Bürgſchaft oder gewährt der 
Schuldner ein Pfand (Fauſtpfand), ſo muß dies im Schuldſchein angegeben werden. 
Haftet für die Schuld ein Grundpfand, ſo erfolgt die Pfandverſchreibung auf gerichtlichem 
Wege. Dann heißt der Schuldſchein Hypothek und muß in das Hypothekenbuch (Grund⸗ 
buch) eingetragen werden. 

! 


Schuldschein 


Ich bekenne hiermit, heute 


in Worten RM I; = Zen 


erhalten zu haben, und verpflichte mich, es bis um 


zurückzuzahlen und bis zur Rückzahlung mit vom Hundert auf das 
Jahr zu verzinsen. Die Zinsen werde ich jeweils am ER 


bezahlen. 


13. Abtretungsſchein 
Ein Abtretungsſchein (Zeſſion) wird ausgeſtellt, wenn man auf eine Forderung 
oder auf ein Recht zugunſten eines anderen verzichtet. Wird das Recht einer Geldforderung 
einem Dritten abgetreten, ſo wird meiſt der über die Forderung ausgeſtellte Schuldſchein 
dem Dritten ausgehändigt und die Abtretungserklärung gleich auf dem Schuldſchein ver⸗ 
merkt. Der Ausſteller haftet für das Vorhandenſein der Schuld, nicht aber für die Zahlungs⸗ 
fähigkeit des Schuldners. s 
Die Beſtandteile des Abtretungsſcheines ſind: 
a) Die genaue Angabe der Forderung oder des Rechts, das man abtritt; 
b) Namen und Stand deſſen, auf den übertragen wird (Zeſſionar); 
c) Namen und Stand des Schuldners; 
d) Ort und Datum der Ausſtellung; 
e) die eigenhändige Unterſchrift des Abtretenden (Zedenten). 
Wird ein Schuldſchein abgetreten, ſo muß dies noch beſonders in dem Abtretungs⸗ 
ſcheine vermerkt werden. In jedem Falle iſt der Schuldner von der Übertragung der 
Forderung in Kenntnis zu ſetzen. 
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Hern Rudolf Baumann, Dresden, schuldet mir laut Schuldschein vom 
2. Januar lfd. J. die Summe von 


Reichsmark Dreihundert 


nebst den Zinsen. Diese Forderung trete ich hiermit an Herrn Wilhelm 
Fleischer, Dresden, ab und habe ihm den ausgestellten Schuldschein aus- 
gehändigt. 

Dresden-Leubnitz, den 24. Juni 19.. Ernst Hollkamm 


14. Bürgſchaftsſchein 


Ein Bürgſchaftsſchein iſt eine ſchriftliche Beſcheinigung, durch die fich der Unter— 
zeichner als Bürge verpflichtet, d. h. wenn der Schuldner nicht zahlt, als Selbſtſchuldner 
und als Selbſtzahler einzutreten. Als Handelsgeſchäft von Vollkaufleuten iſt die Bürg⸗ 
ſchaft formlos gültig, ſonſt bedarf ſie immer der ſchriftlichen Form. 


Ein Bürgſchaftsſchein muß enthalten: 


a) die vollſtändigen Namen des Gläubigers und des Schuldners und deren Wohnſitz; 
b) die genaue Bezeichnung der Schuld, für die die Bürgſchaft gewährt wird; 

c) die Bürgſchaftsleiſtung; 

d) Ort und Datum der Ausſtellung des Scheines; 

e) handſchriftliche Unterzeichnung des Bürgen mit ſeinem Wohnorte. 


Die Bürgſchaftserklärung kann auf dem betreffenden Schuldſchein erfolgen oder 
auch beſonders. Oft wird die Bürgſchaft der Zeit nach beſchränkt oder nur für einen Teil 
der Summe übernommen. Mehrere Bürgen können haften als Teilbürgen, jeder für 
einen Teil, oder als ſolidariſche Bürgen, jeder für die ganze Summe. Für die Ver⸗ 
pflichtung eines Bürgen haften noch deſſen Erben. 


Gewöhnlich muß der Gläubiger erſt die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners nach— 
weiſen, ehe er den Bürgen in Anſpruch nehmen kann, d. h. dieſer hat die Einrede der 
Vorausklage. Der Bürge kann aber auch die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernehmen 
und damit auf dieſes Recht verzichten. 


Bürgschaftsschein 


Hierdurch übernehme ich die Bürgschaft für R)) 


buchstäblich Ra — — =— 
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e er e BE ANNE A N „ 
geliehen hat. 


Sollte der Schuldner die Zahlung nicht spätestens bis 
selbst geleistet haben, so stelle ich mein Vermögen für die Schuldsumme 
nebst Zinsen und Kosten unter ausdrücklichem Verzicht auf die Einrede 
der Vorausklage zur Verfügung. 


IV. ORGANISATION 
A. Begriffliches 


Organiſation bedeutet Aufbau, organiſch tätig ſein ſoviel wie aufbauend Einzelteile 
zu einem in ſich verflochtenen Ganzen zuſammenfügen. 

Der Organiſator hat die Aufgabe, Kräfte und Dinge zu Gliedern eines Ganzen nach 
einem beſtimmten Plan zu vereinigen. g 

Die vereinzelten Dinge ſind die Organe. Durch ihre planvolle Zuſammenfügung wer⸗ 
den ſie zum lebendigen Ganzen, in dem ihre Kräfte mit einer ganz beſtimmten Zweckſetzung 
wirkſam werden. 

Organ und Organismus fordern einander wechſelſeitig. 

Organiſation iſt alſo die planvolle Vereinigung von menſchlichen Kräften und 
Gütern mit dem Ziele, Aufgaben mit dem geringſten Einſatz an Kräften und Sachgütern 
zu löſen. 

Die geſamte Organiſation menſchlicher Tätigkeit, insbeſondere aber die Organiſa⸗ 
tion der Wirtſchaft des deutſchen Volkes im einzelnen und in ſeiner Geſamtheit, ſteht 
unter der Herrſchaft des Wortes von Oſtwald: 


„Vergeude keine Energie, verwerte ſie!“ 


Organiſieren heißt: 

1. Zuſammenfügung von Teilen. 

2. Verbindung der Teile zu einem harmoniſchen Ganzen. 

3. Auffindung der geeignetſten Teile. 

4. Erzielung einer Höchſtgemeinſchaftsleiſtung. 

5. Zweckdienliche Regelung des Verhältniſſes von Menſch zu Menſch, von Menſch 
zu Gegenſtand und von Gegenſtand zu Gegenſtand. N 5 


Der Begriff Organiſation wird auf alle Gebiete des menſchlichen Lebens und der 
menſchlichen Tätigkeit angewendet. Man ſpricht vom menſchlichen Organismus und denkt 


dabei an den anatomiſchen Aufbau des menſchlichen Körpers. Die Frage der planmäßigen 


Organiſation des ſtaatlichen Zuſammenlebens der Völker iſt gerade heute in der Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Demokratie und Nationalſozialismus zeitgemäß. Immer wie⸗ 
der hören wir von der Organiſation der NSDAP. Die bis in die Familien, die letzte 
Zelle menſchlicher Gemeinſchaft, vordringende Einwirkung des Parteiwillens zeigt, wie 
durch zweckvolle Verbindung vereinzelter Organe ein harmoniſches Ganzes geſchaffen wird. 


In einem ähnlichen Sinne ſpricht man von der Organiſation des Heeres, von der Organi⸗ | 


ſation des Vierjahresplanes, von der Organiſation des Luftſchutzes uſw. 

In dieſem Abſchnitt handelt es ſich um die Fragen wirtſchaftlicher Organiſation, 
und zwar die der privatwirtſchaftlichen Betriebsorganiſation. 

Jede Organiſation iſt zweckbeſtimmt. Es wird ſich notwendig für einen Handelsbetrieb 
eine andere Organiſation ergeben als für einen Fabrikationsbetrieb, und dieſer wird 
wiederum einen völlig anderen Aufbau aufweiſen als ein Betrieb aus dem Bereiche 
der vermittelnden Gewerbe, zum Beiſpiel des Bank- und des Verſicherungsgewerbes. 

Selbſtverſtändlich läßt ſich für dieſe 3 Betriebstypen keine allgemeingültige, ge⸗ 
wiſſermaßen rezeptartige Organiſationsform entwickeln. N N: 

Das Leben mit feinen Bedürfniſſen ift fo vielgeftaltig, daß immer wieder Anpaſſung 
und Einfügung erforderlich ſind. Trotzdem tauchen gewiſſe Fragen an den verſchie⸗ 
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denſten Stellen auf. Sie müſſen, zwar von den wandelbarſten Standpunkten, wieder und 
wieder gelöſt werden. 
Es ſind im Grunde 2 Aufgaben durch die Organiſation zu löſen: 
1. Die äußere Organiſation des Betriebes in bezug auf den Standort und die 
Finanzen. 
2. Die innere Organiſation des Betriebes, und zwar: 
a) die Organiſation der Arbeit, 
b) die Organiſation der Vermögensgegenſtände. 


B. Die betriebswirtſchaftliche Organiſation 
1. Die äußere Organiſation 


a) Die Standortfrage 


Jeder Betrieb ſtellt an ſeinen Standort, d. h. an jenes Stück Erdoberfläche, auf dem 
er errichtet werden ſoll, oder auf dem er bereits beſteht, Anforderungen. Je nachdem ob 
der Standort des Unternehmens dieſen Anforderungen entſpricht oder nicht, iſt er günſtig 
oder ungünſtig. Die Anforderungen des Betriebes ſtehen den Standortbedingungen 
gegenüber. 

Die Anforderungen eines Betriebes an ſeinen Standort ſind bedingt durch ſeine 
Eigenart. Es iſt einleuchtend, daß die Bodenbeſchaffenheit (ſumpfig, ſandig, bergig, Boden⸗ 
ſchätze führend, kultiviert, bebaut, mit Waſſerkräften ausgeſtattet, günſtige Luft⸗ und 
Klimaverhältniſſe aufweiſend) einen bedeutenden Einfluß auf die Organiſation und auf 
die Betriebsführung haben muß. Zu der Bodenbeſchaffenheit kommen im Sinne von 
Standortbedingungen noch weitere Erſcheinungen, nämlich die mit dem Boden zuſammen⸗ 
hängenden Gegebenheiten der Natur, wie die Bevölkerung und die politiſchen, wirtſchaft— 
lichen und kulturellen Einrichtungen, desgleichen die von dem Standort aus beſtehenden 
Verkehrsbeziehungen, die ſtaatliche Zugehörigkeit, Konkurrenzfragen u. ä. Wichtig iſt 
weiter die Frage, ob die vorliegenden Standortbedingungen bleibend find, oder ob Aus⸗ 
ſicht auf Anderung beſteht. Die Klärung all dieſer Fragen und ihrer Wirkungen auf den 
Betrieb gehören zum Standortproblem. 

Der gewählte Standort muß in erſter Linie die Wirtſchaftlichkeit der Produktion 

gewährleiſten. 
N Die Anforderungen eines gewerblichen Unternehmens an den Standort werden 
etwa von den nachſtehenden Geſichtspunkten aus beſtimmt: 


1. In bezug auf das Rohmaterial. 

Welcher Art iſt der Rohſtoff? Iſt er ohne Beimengungen oder ſind bei der Bearbeitung 
große Gewichtsverluſte durch ungeeignete Nebenprodukte zu erwarten? Es iſt weiter 
wichtig, die Fundplätze der Rohſtoffe zu berückſichtigen. In der Eiſenerzverhüttung iſt dieſe 
Frage ſo entſchieden, daß man aus Frachterſparnisgründen das Eiſenerz zur Kohle bringt. 


2. In bezug auf die Abſatzbedingungen. 

Es bedarf einer Klärung, ob das Unternehmen mit einem geſchloſſenen Abſatzgebiet 
rechnen kann, ob der Abſatz ſaiſonmäßig bedingt iſt, alſo in beſtimmten Zeitabſchnitten 
auftritt, oder ob er, zeitlich und räumlich geſehen, unbeſchränkt iſt. 


3. In bezug auf die Arbeit. 

Die Betriebsgröße „Arbeit“ läßt eine große Zahl von Sonderfragen auftauchen. Der 
Betrieb muß u. U. mit einem ſtarken Wechſel des Beſchäftigungsgrades rechnen. Das 
Verhältnis zwiſchen menſchlicher und maſchineller Arbeitskraft iſt in bezug auf die Arbeits⸗ 
koſten von größter Bedeutung. In einem weiteren Zuſammenhang hiermit ſtehen die 
Bodenpreiſe und die Ausdehnungsmöglichkeiten des Betriebes. 


a 
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4. In bezug auf die Verkehrslage. f 

Sit ſie günftig in geographiſcher Hinſicht und in bezug auf die Frachtlage? Wie iſt 
die Lage zu den Rohſtoffvorkommen? Wie iſt die Lage zu den Abſatzmärkten? Welche 
Bedingungen bietet die Lage des Standortes in bezug auf den Arbeitsmarkt? 

Wie ſind die Lebenshaltungskoſten? Sind Facharbeiter in ausreichender Zahl vor⸗ 
handen? Sind die Arbeiter geſchickt und anpaſſungsfähig? 

5. Zum Schluß iſt ſchließlich nicht unwichtig feſtzuſtellen, ob die kommerziellen und 
gewerblichen Einrichtungen dem Betrieb günſtig ſind, oder ob nicht durch irgendwelche 
lokalbehördliche Geſetze, baupolizeiliche Vorſchriften u. ä. die Betriebserrichtung er⸗ 
ſchwert iſt. 

Selbſtverſtändlich iſt die Standortfrage immer von der Eigenart des zu errichtenden 
Betriebes aus zu unterſuchen. Iſt z. B. die Frage des Ausgleiches zwiſchen der Lage der 
Urerzeugung und der des Abſatzes für die verarbeitende Induſtrie beſonders wichtig, ſo 
iſt für ein Unternehmen mit einer bis ins letzte abgeſtimmten SA die Arbeiter 
frage ausſchlaggebend. 


b) Die Finanzierung 
Der Umfang einer Produktionsanlage oder die Größe eines Handelsunternehmens 
wird von der Finanzſeite her tiefgreifend beeinflußt. Die Finanzierungsfrage muß nach 
zwei Seiten hin gelöſt werden: 
1. Welche Mittel ſind nötig, um einen Betrieb mit einem beſtimmten Aufgabenkreis 
ins Leben zu rufen? 


2. Wie können und ſollen dieſe Mittel aufgebracht werden? 


Die Höhe der erforderlichen Mittel iſt naturgemäß abhängig von den Zielen, die mit 
der Gründung des Geſchäftes erreicht werden ſollen. Dabei muß feſtgeſtellt werden, daß 
die Aufgaben, die ſich ein Unternehmen ſtellt, die untere Grenze der aufzuwendenden 
Mittel ergeben. Die obere Grenze iſt ſchwerer zu finden, da ſie nicht allein vom Standpunkt 
der eigenen Finanzkraft des Unternehmers her entſchieden werden kann, ſondern auch 
die Möglichkeit der Heranziehung von Fremdkapital ins Auge gefaßt werden muß. 

Die Entſcheidung hierüber iſt nicht nur eine Frage der Möglichkeit, ſondern in erſter 
Linie der Zweckmäßigkeit. 

Soll man eine Stärkung der Betriebsmittel damit erkaufen, daß man die Freiheit 
ſeiner Entſchlüſſe durch die Aufnahme von Teilhabern, Geſellſchaftern oder durch die 
Umwandlung der Einzelfirma in eine G. m. b. H. oder Aktiengeſellſchaft einengt? Das 
bedarf der eingehenden Prüfung. Als grundſätzlich verſchiedene Formen in der Aufbringung 
der Mittel treten auf: 


1. der Betrieb, der durch die Finanz⸗ und Arbeitskraft einer Einzel bene beſteht; 


2. die Firmen, die als Perſonengeſellſchaften eine Vereinigung von Teilhabern zur 
Stärkung der Finanzkraft, oft auch zu gemeinſamer Arbeit darſtellen; 

3. die Kapitalgeſellſchaften, die grundſätzlich auf die Arbeitsbeteiligung der Geſell⸗ 
ſchafter verzichten und in erſter Linie auf die anteils⸗ oder aktienmäßige geldliche Be⸗ 
teiligung rechnen. 

Unter die 1. Gruppe fallen auch diejenigen Unternehmungen, die durch Aufnahme 
geſicherter oder ungeſicherter Darlehen, ohne daß die Geldgeber haftende Teilhaber werden, 
ihre Betriebsmittel vergrößern. 


Zu 2. Nach der Riſikobeteiligung und nach der Haftung für die Geſchäftsſchulden 
wie auch nach der Mitarbeit und nach der Gewinnteilung unterſcheidet man: 

1. die offene Handelsgeſellſchaft, 

2. die Kommanditgeſellſchaft, 

3. die ſtille Geſellſchaft. 

(Vergleiche darüber die entſprechenden Abſchnitte.) 
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Zu den unter 3. aufgeführten Kapitalgeſellſchaften rechnet man: 

1. die Aktiengeſellſchaft, 

2. die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 

3. die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 

4. die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 

Der reinſte Vertreter der Kapitalgeſellſchaft iſt die Aktiengeſellſchaft. Die anderen 
Unternehmungsformen ſind, wie die ſtille Geſellſchaft und die Kommanditgeſellſchaft, 
Miſchformen. Wie durch das Geſetz vom 30. Januar 1937 deutlich zum Ausdruck kommt, 
ſoll die Aktiengeſellſchaft jene Unternehmungsform fein, die größten Kapitalbedarf be- 
friedigen hilft, einen Kapitalbedarf, der über die Kräfte eines einzelnen oder auch mehrerer 
Geſellſchafter in der Regel hinausgeht. Die Wahl der zweckmäßigſten Unternehmungsform 
iſt von eingehenden Erwägungen abhängig, unter denen die Kapitalbeſchaffung neben 
anderen ausſchlaggebend ſein kann. 


2. Die innere Organiſation des Betriebes 

Mit der Standortklärung und der Aufſtellung des Finanzierungsplanes iſt gewiſſer⸗ 
maßen der äußere Rahmen der Unternehmung beſtimmt. Die ungleich ſchwierigere Auf- 
gabe iſt die, in Übereinſtimmung mit den beiden erwähnten Problemen die innere Organi⸗ 
ſation durchzuführen. Es müſſen zwei an ſich getrennte Kreiſe miteinander verbunden werden: 

1. die Arbeit, 

2. das Realkapital in Form von Gütern, von Vermögensgegenſtänden, die durch 
eine ſinngemäße Zuſammenfügung dem vorgenommenen Zweck des Unternehmens dienſt⸗ 
bar zu machen ſind. 

Sowohl die Organiſation der Arbeit als auch die der Produktionsgüter iſt zweckgebun⸗ 
den. Das bedeutet, daß man für jeden Geſchäftszweig, für jede Betriebsgröße, für jede 
Unternehmungsform uſw. verſchiedene Organiſationspläne aufſtellen kann. 

Aus dem Geſamtzweck, den eine wirtſchaftliche Unternehmung erreichen will, folgen 
die eigentlichen Aufgaben, die ſie zu löſen hat. Dieſe Aufgaben bedürfen einer Gliederung. 
Es entſtehen Teilaufgaben, deren Durchführung einzelnen Perſonen oder Perſonen— 
gruppen übertragen werden muß. 


a) Die Arbeitsgliederung 

Es iſt zunächſt eine Arbeitsgliederung in leitende und ausführende Arbeit zu unter⸗ 
ſcheiden. Jeder Betrieb iſt als die über⸗ und nebengeordnete Zuſammenfügung ſolcher 
organiſatoriſcher Arbeitseinheiten aufzufaſſen. 

Die Betriebsorganiſation iſt nach den wichtigſten Betriebsaufgaben zu formen. Für 
die Betriebsaufgaben erſcheint eine Aufgliederung nach verſchiedenen Geſichtspunkten un⸗ 
erläßlich. 

1. Welche Aufgaben dienen dem Betriebszweck unmittelbar und welche mittelbar? 
Für ein erwerbswirtſchaftliches Auskunftsbüro hat z. B. die Bearbeitung der Auskünfte 
eine unmittelbare Bedeutung. Für eine Bank, für die eine ſachgemäße Betreuung dieſer 
Sparte im Hinblick auf die Sicherheit ihres Kreditgeſchäftes wünſchenswert iſt, beſitzt ſie 
dennoch nur eine untergeordnete Bedeutung. Dieſe Aufgabengliederung bereitet eine 
Arbeitsgliederung vor, durch die z. B. eine Belaſtung der beſchäftigten Arbeitskräfte mit 
Arbeiten von untergeordneter Wichtigkeit vermieden werden kann. 

2. Welche Anforderungen ſtellt die Löſung der Aufgabe an die Bearbeiter? 

Bei Beantwortung dieſer Frage wird man Anhaltspunkte für die Verwendung und 
Ausnützung der Arbeitskräfte gewinnen. Die Qualität der Arbeit wird zweifellos günſtig 
beeinflußt, wenn man die Arbeitskräfte je nach ihren Anlagen, nach ihrer Ausbildung und 
ihren Erfahrungen zweckdienlich in den Produktionsprozeß einzuſetzen vermag. 

Es wird ſich z. B. in einem Unternehmen mit offener Verkaufsſtelle ganz naturgemäß 
eine Scheidung der Angeſtellten in ſolche, die mehr für die Verwendung hinterm 
Ladentiſch, und ſolche, die beſſer fürs Kontor geeignet ſind, ergeben. 
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3. In beſonders gelagerten Betrieben iſt die Aufteilung der Herſtellung in Arbeits⸗ 
abſchnitte eine unerläßliche Vorausſetzung für die Erzeugung von Qualitätswaren. Man 
kann z. B. davon ſprechen, daß die Güte und damit auch der Preis gewiſſer feinmechaniſcher 
Gebrauchsartikel (optiſche Inſtrumente, Uhren uſw.) beſtimmt werden durch die Zahl 
der Prüfungsabſchnitte, in die der Arbeitsvorgang zerlegt iſt. 5 


4. Sehr ſchwierig iſt die Aufgabengliederung, die die ungleichmäßige zeitliche Be⸗ 
anſpruchung des Betriebes und der Kräfte ausgleichen ſoll. Welche Anſtrengungen 
werden z. B. gemacht, um die außerordentliche Häufung der Abſchlußarbeiten zu vermeiden. 
Es werden ſorgfältig durchgearbeitete Pläne aufgeſtellt, die durch Vorarbeiten, durch 
Einſatz von Hilfskräften, durch Einführung beſtimmter Buchungsſyſteme u. a. m. eine 
möglichſt raſche Abwicklung der eigentlichen Abſchlußarbeiten ermöglichen ſollen. In dieſem 
Zuſammenhang ſei an preispolitiſche Maßnahmen der Kraftwageninduſtrie erinnert, 
durch die man erreichen will, daß ſich die Nachfrage nach neuen Wagen und damit der 
Druck auf die Produktion von den wetterbegünſtigten ſchönen Monaten des Jahres auf 
die ſchlechten verlagert. 


5. Häufig iſt für die Konkurrenzfähigkeit eines Unternehmens bedeutungsvoll, wo 
es die notwendigen Zuarbeiten vornehmen läßt, alſo die Frage nach der Aufgliederung 
der Arbeit in geographiſcher Hinſicht. So wird es z. B. zweckmäßig ſein, daß eine Kon⸗ 
fektionsfirma in Berlin ihre Wäſcheartikel im ſächſiſchen Vogtland herſtellen läßt, weil 
dort ſeit langem die Bearbeiter für ſolche Dinge heimiſch und deshalb beſonders wett⸗ 
bewerbsfähig ſind. 

Als eine Folgerung aus dem Vorangegangenen ergibt ſich die Notwendigkeit, die 
Arbeitsbereiche dem Menſchen anzupaſſen, und zwar ſeinen geiſtigen und körperlichen 
Eigenſchaften, die ſeine Verwendbarkeit beſtimmen. Es handelt ſich hierbei: 

1. um die körperliche und geſundheitliche Eignung; 

2. um die charakterliche Veranlagung, insbeſondere alſo um Ehrlichkeit, Zuverläſſig⸗ 
keit, Treue, Offenheit, Pflichtgefühl, Unparteilichkeit, Verträglichkeit; 

3. um die Verſtandeseigenſchaften, Kenntniſſe, Erfahrungen, Auffaſſungsgabe, Ur⸗ 
teils⸗ und Entſchlußfähigkeit, Aufmerkſamkeit, Gedächtnis, Bildung, Fachkenntniſſe. 

Der Betriebsführer als Organiſator muß ſich die erforderlichen Unterlagen für eine 
Urteilsbildung in den angegebenen Richtungen verſchaffen. 

Die Feſtſtellung der körperlichen Eignung erfolgt wohl ausſchließlich durch ärztliche 
Unterſuchung. Um ein Bild über die charakterlichen Eigenſchaften zu erhalten, ſtehen die 
Selbſtauskunft des Bewerbers, Auskünfte früherer Arbeitgeber und Perſonen, die den 
Bewerber kennen, weiter Zeugniſſe und amtliche Nachweiſungen von Behörden zur Ver⸗ 
fügung. Zu ſolchen papiernen Zeugniſſen tritt zweckmäßig eine perſönliche Urteilsbildung, 
die durch die verſchiedenſten Geſetze mit Hilfe der Probeanſtellungs⸗ und Probeeinſtel⸗ 
lungsmöglichkeiten erleichtert wird. Eine gute Sicherung gegen die Anſtellung ungeeigneter 
Kräfte beſteht darin, daß man für die Beſetzung hervorgehobener Poſten Aufſtiegsmöglich⸗ 
keiten für die im Betrieb Beſchäftigten bietet. Um eine unerwünſchte „Inzucht“ zu vermei⸗ 
den, kann man eigene fähige Angeſtellte für eine Reihe von Jahren in befreundeten 
Betrieben unterbringen und ihre Verwendung für ſpäter im Auge behalten. Die An⸗ 
forderungen, die man an die Bewerber um einen Arbeitsplatz ſtellt, ſollen in einem rich⸗ 
tigen Verhältnis zur Bezahlung und zu den Arbeiten ſtehen, die verlangt werden. 


Aus der nachfolgenden Skizze iſt der organiſche Aufbau der Betriebsarbeit, und 
zwar für ein induſtrielles Unternehmen in Aktiengeſellſchaftsform erſichtlich. Der Betrieb 
iſt in eine kaufmänniſche und eine techniſche Abteilung zerlegt. In beiden Abteilungen 
iſt eine Aufteilung der Geſamtaufgabe in ſelbſtändige Teilgebiete erfolgt. Über den ein⸗ 
zelnen Teilgebieten ſteht jeweils ein verantwortlicher Führer. Die einzelnen Verant⸗ 
wortungsſtufen greifen ineinander und haben in den Vorſtandsmitgliedern der Aktien⸗ 
geſellſchaft ihre Spitze, die ihrerſeits wiederum durch den Aufſichtsrat, die Generalver⸗ 
ſammlung und die Buchprüfer in ihren Arbeiten überwacht wird. 


IV. Organiſation 


Der org niſche Aufbau der Betriebsarbeit eines induſtriellen Unternehmens 
in Aktiengeſellſchaftsform 
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Das Ziel der Organiſation der Betriebsarbeit iſt eine Höchſtleiſtungsgemeinſchaft. 
Es ſollen die Fähigkeiten der in einem Betrieb Tätigen beſtmöglich zum Wohle des Volkes 
und zur Erreichung des Betriebszwecks ausgewertet werden. Die Erreichung dieſes Zieles 
iſt nach den Erkenntniſſen der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung nicht möglich, wenn 
nicht neben die rein betriebswirtſchaftliche Ausrichtung eine ſozialpolitiſche tritt. Die 
Deutſche Arbeitsfront hat ſich die Aufgabe geſtellt, Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
einer wahren Volks- und Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen zuſammenzuſchweißen. 
Im Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 und in der Ver⸗ 
ordnung über die DA vom 24. Oktober 1934 find die Grundlagen für die ſozialpolitiſche 
Organiſation der Betriebe gelegt worden. Die geſamte Betriebsgemeinſchaft gliedert ſich 
in den Führer des Betriebes und ſeine Gefolgſchaft. Der Führer iſt verantwortlich und trägt 
das Gewicht der Entſcheidungen. Die Gefolgſchaft muß ihm Gefolgſchaftstreue leiſten. 
Als vermittelndes Glied ſteht zwiſchen dem Führer und der Gefolgſchaft der Vertrauensrat. 
Er hat die Aufgabe, zwiſchen den Gliedern der Betriebsgemeinſchaft zu vermitteln und 
damit den Arbeitsfrieden zu ſichern. Die in der Gefolgſchaft tätigen Parteimitglieder 
bilden die nationalſozialiſtiſche Betriebszelle. Sie bietet Gewähr für die weltanſchauliche 
Durchdringung der Belegſchaft. Die übrige Gefolgſchaft zerfällt in Mitglieder der DAT 
und in Unorganiſierte. 5 


Die ſozialpolitiſche Organiſation eines Wirtſchaftsbetriebes 


Betriebsgemeinschaft 


Gefolgschaft 


Betriebsführer 
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b) Die betriebswirtſchaftliche Organiſation eines Handelsbetriebes 
Die Aufgabe des Warenhandels beſteht darin, daß er wirtſchaftliche Güter erwirbt, 
einkauft und ſie je nach den zeitlich und räumlich auftretenden Bedürfniſſen wieder verkauft. 
Die eigentlichen Betriebsaufgaben ſind zweigeſtaltig. Es ſteht grundſätzlich die Waren⸗ 
beſchaffung der Warenveräußerung gegenüber. Der Handel dient der Verteilung. Dem 
Erzeuger eines wirtſchaftlichen Gutes wird durch den Handel die Mühe abgenommen, 
ſich um den Abſatz zu kümmern. Der Handel erforſcht die Abſatzmärkte nach ihren 
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Bedürfniſſen und nach ihrer Aufnahmefähigkeit für beſtimmte Artikel. Damit gibt der 
Handel dem Erzeuger Anregungen für die Richtung und den Umfang ſeiner Produktion. 
Der Handel wirkt ausgleichend zwiſchen Angebot und Nachfrage, indem er die Verteilung 
der Wirtſchaftsgüter von den Stellen, wo Überfluß an ihnen vorhanden iſt, nach den 
Stellen, wo ſich Nachfrage geltend macht, bewerkſtelligt. 

Dem Verbraucher dient der Handel in ähnlicher Weiſe. Er ſorgt dafür, daß die be- 
nötigten, die nachgefragten Güter auf eine möglichſt vorteilhafte und billige Art und Weiſe 
dorthin gebracht werden, wo ſie willige Abnehmer finden. Zu den beiden Aufgaben des 
Beſchaffens und des Vertriebes kommt nach dem Geſagten eine weniger auffallende, 
aber die eigentlich produktive Aufgabe der Markterforſchung und Marktbefriedigung. 

Somit hat der Handelsbetrieb drei Kernaufgaben: 1. Beſchaffung, 2. Markterforſchung, 
3. Vertrieb. 

Zu dieſen drei Hauptaufgaben treten weitere, nämlich die Verwaltungsaufgaben 
und die Aufgaben der Leitung. Die Verwaltung hat die im Betrieb vereinigten Perſonen 
und Sachen zu pflegen und vor Riſiken zu ſchützen. Es gehören im einzelnen zu dieſem 
Aufgabenkreis in bezug auf die Perſonalverwaltung die Einſtellung von Mitarbeitern 
und die Prüfung, ob ſie für den Betrieb geeignet ſind, die Erziehung und Ausbildung 
der Betriebsangehörigen in fachlicher und charakterlicher Hinſicht, die Hebung der Arbeits⸗ 
freude durch angemeſſene Behandlung, Entlohnung, Urlaubsregelung, Aufſtiegsmöglich⸗ 
keiten, Arbeitsſtättengeſtaltung und Wohlfahrtseinrichtungen. 

Die Sach verwaltung hat es zu tun mit der Erfaſſung und Verwaltung von Roh- 
und Hilfsſtoffen für Werkſtatt und Büro und ſonſtigen Werten, des weiteren mit der 
Pflege der Arbeitsräume, des Inventars und der Grundſtücke. 

Das Weſen der Leitung iſt zu verſtehen, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß die 
Löſung einer Aufgabe gewöhnlich in zwei Abläufen durchgeführt wird. Erſt wird eine Auf⸗ 
gabenlöſung geplant, dann wird ſie in die Tat umgeſetzt. Die eigentliche Aufgabe der 
Leitung iſt die Planung, wobei zu bedenken iſt, daß weder das Betriebsziel in der Regel 
eindeutig erfaßt noch die Leiſtung der Menſchen und der ſachlichen Hilfsmittel reſtlos 
überſchaut werden kann. Die Leitung muß alſo dafür ſorgen, daß der Betrieb in ſeinen 
einzelnen Teilen beweglich und fähig iſt, den oft nicht berechenbaren Anforderungen und 
Veränderungen gerecht zu werden. Die Leitung muß disponieren. Sie muß dauernd be⸗ 
ſorgt bleiben, daß die vorhandene Organiſation verbeſſert wird, daß ſie ſich den Verände⸗ 
rungen, die jederzeit eintreten können, anpaßt. Es iſt eine dauernde Überwachung der 
außerbetrieblichen Veränderungsmöglichkeiten durchzuführen. Hierzu gehört die Be: 
obachtung der Bedarfsentwicklung und der Konkurrenz. Auch die innerbetrieblichen Riſiko⸗ 
quellen muß die Leitung fortwährend im Auge haben. Man hat zu dieſer Überwachungs⸗ 
arbeit zu rechnen: Kontrolle der im Betrieb zuſammengefaßten Menſchen hinſichtlich 
Leiſtung, Pünktlichkeit, Anweſenheit, Krankheit, Urlaub uſw. Weiter gehören hierher 
die Kontrollen über die benötigten Sachen in bezug auf deren Zuſtand, Abnutzung und 
Brauchbarkeit. 

Es müſſen dauernd Anregungen gegeben und Anordnungen erlaſſen werden, um alle 
Organiſationsfragen zu löſen. Bildlich dargeſtellt bedeutet Leitung: 


Beobachtung 
Disposition , f 

32 ET Anregung 
Leitung ⁊ k — 1 8 


Organisation 
i Anordnung 


Mit dem Geſagten ſteht der Rahmen der Betriebsgeſtaltung, die Abteilungsbildung, feſt. 
Ein größerer Warenhandelsbetrieb würde etwa folgendes Ausſehen haben können. 
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In der Einkaufsabteilung erfolgt die Beſchaffung der Waren, oft durch beſondere 
Einkäufer, die den Beſchaffungsmarkt durch dauernde Beobachtung genau kennen und 
entweder brieflich (auf Grund von eingegangenen Angeboten) oder auf Einkaufsreiſen 
perſönlich die Beſtellungen durchführen. Auch die Entnahme der verſchiedenſten Waren 
aus organiſierten Märkten und Börſen kommt je nach der Eigenart des Handelsgeſchäftes 
in Frage. Die Einkaufsabteilung ſteht ſelbſtverſtändlich mit dem Lager und der Verkaufs- 
abteilung in enger Fühlung; ſie benutzt die verſchiedenſten techniſchen Hilfsmittel, wie 
Karteien, Katalogarchive und Warenmuſterſammlungen u. a. 

Die wichtige Aufgabe der Lagerabteilung beſteht darin, daß ſie den Handelsbetrieb 
dauernd verkaufsbereit halten muß. Es möchte für gangbare Ware ein „Normalbeſtand“ 
gehalten werden, der freilich oft ſchwer zu beziffern iſt. Sogenannte börſengängige, ver⸗ 
tretbare Waren ſind leichter auf Lager zu halten als Waren, bei denen die Nachfrage 
durch Geſchmackswechſel ſich ſehr raſch ändern kann. 

Der Beſtellſchein iſt dem Lagerverwalter Grundlage zur Überprüfung der eingehenden 
Ware. Alsdann erfolgt die Verbuchung in der Lagerkartei. Gegen Quittung geht die Ware 
in die Verſandabteilung, ſo daß eine genaue Lagerkontrolle ermöglicht wird. Es iſt nötig, 
das Warenlager, das ja das wertvollſte Aktivum darſtellt, gegen Feuer, Diebſtahl und 
ſonſtige Gefahren zu verſichern. Waren, die dem Verderb ausgeſetzt find, müſſen ſach— 
gemäß gelagert und behandelt werden. 

Aus der Spanne zwiſchen Ein- und Verkaufspreis muß der Handel alle ſeine Unkoſten 
beſtreiten. In ihr liegen auch alle Verdienſtmöglichkeiten. 

Die Aufgaben der Verkaufsabteilung ſind in den meiſten Fällen vielſeitiger als die 
der Einkaufsabteilung. Die im Verkauf tätigen Mitarbeiter müſſen vor allem den Ab⸗ 
ſatzmarkt genau kennen, ſie müſſen darauf bedacht ſein, die alten Kunden zu erhalten 
und neue zu gewinnen. Die Wege, neue Kunden zu werben, find außerordentlich viel- 
geſtaltig. Je nachdem ob das Unternehmen an Wiederverkäufer oder an Verbraucher 
verkauft, offene Verkaufsſtellen beſitzt oder als Verſandgeſchäft auftritt, müſſen die Me- 
thoden der Werbung ſehr verſchieden ſein. Immer iſt es aber nötig, daß man als Verkäufer 
eingehende Warenkenntniſſe beſitzt und den Kunden des Geſchäfts von der kaufmänniſchen 
und menſchlichen Seite zu nehmen verſteht. 

Ob man durch ein eindrucksvolles Geſchäftshaus, durch eine beſonders ausgebildete 
Verkäuferſchaft, durch farbenfreudige Warenverpackung oder Zeitungsinſerate, Plakate, 
Werbebriefe, Kataloge, Preisliſten, Marktberichte, Broſchüren, Kundenzeitungen uſw. 
zu wirken verſucht, ſind Fragen, die die Werbeabteilung angehen. Die Überwachung der 
Werbepläne liegt in den Händen der Geſchäftsleitung. 

Die Verſandabteilung befaßt ſich mit der Expedition der Güter. Sie iſt in Waren⸗ 
handelsgeſchäften oft ſehr umfangreich. 

Daneben gibt es noch eine große Anzahl von Arbeiten, die in der Skizze unter der 
Abteilung für Verrechnung eingezeichnet ſind. Es gehören hierzu: 

1. die Buchhaltung, 

2. die Kalkulation, 

3. die Statiſtik und in einem weiteren Sinne auch 

4. die Korreſpondenzabteilung mit der Briefablage. 

Die Aufgaben der Buchhaltung werden an einer anderen Stelle dieſes Werkes ein- 
gehend dargelegt. 

Die Kalkulationsabteilung ermittelt die aufgewendeten Koſten (Einkaufskoſten, 
Lagerkoſten, Abſatzkoſten, allgemeine Unkoſten) und beſchafft damit die Grundlagen für 
die Verkaufspreiſe und die Erfolgsberechnung. 

Die Statiſtik wird ſeltener in einer beſonderen Abteilung bearbeitet. Sie liefert 
Zahlenzuſammenſtellungen für die verſchiedenſten Zwecke, z. B. Erfolgsüberſichten für 
eine Reihe von Jahren, Arbeitserfolge der Reiſenden, Abſatzüberſichten uſw. 

Die Korreſpondenzabteilung erledigt den Schriftverkehr für alle anderen Abteilungen, 
wobei die einzelnen Abteilungsleiter die Kontrolle ausüben. 
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e) Wie betriebswirtſchaftliche Organiſation eines Fabrikationsbetriebes 

Auch\beim Fabrikationsunternehmen find die drei Kernaufgaben, nämlich Beſchaffung 
der Wirtſchaftsgüter, Produktion und Vertrieb von der Verwaltungs- und Leitungs: 
tätigkeit zu unterſcheiden. 

In dem Schaubild S. 198 iſt die erſte und dritte Kernaufgabe in der kaufmänniſchen 
Abteilung zuſammengefaßt. Ihr gegenüber ſteht die techniſche Abteilung. 

Dieſem Beiſpiel liegt ein mittlerer Betrieb mit einem Arbeiterbeſtand von etwa 
150—200 zugrunde. Die Firma iſt eine offene Handelsgeſellſchaft, deren einer Geſell— 
ſchafter der kaufmänniſchen Abteilung, deren zweiter Geſellſchafter dem techniſchen Be— 
trieb vorſteht. Es werden von der Firma Spezialgewebe hergeſtellt, z. B. Schirmſtoffe, 
Gummimäntelſtoffe uſw. Der Betrieb verfügt über ein eigenes Grundſtück. Die Ver⸗ 
waltungsarbeiten erledigt ein beſonderer Vertrauensmann der beiden Inhaber. 

I. Die kaufmänniſche Abteilung beſteht aus: 

1. der Einkaufsabteilung, in der die Buchhaltung und die Kaſſengeſchäfte mit er⸗ 
ledigt werden, 

2. aus der Abteilung Auftragsbearbeitung, die die Aufträge annimmt, die Arbeits⸗ 
anweiſungen ausſchreibt und ihre Erledigung überwacht, 

3. aus der Kalkulations⸗ und Rechnungsabteilung (ſie hat die Preiſe zu berechnen 
und die Rechnungen im Entwurf fertigzuſtellen), 

4. aus der Korreſpondenzabteilung, der die Regiſtratur angegliedert iſt, 

5. aus der Verkaufsabteilung. 

II. Die techniſche Abteilung gliedert ſich wie folgt: 

1. Webabteilung für einfache Gewebe. Sie beſteht aus 5 Unterabteilungen mit je 
einem Werkmeiſter. Jedem Werkmeiſter unterſtehen etwa 25 Webſtühle. Die Geſamt⸗ 
abteilung führt ein Obermeiſter. 

2. Webabteilung für Spezialgewebe. Sie ſteht unter der Oberleitung eines Ober⸗ 
meiſters und iſt in drei Unterabteilungen gegliedert, die mit je 12 Webſtühlen arbeiten 
und von Werkmeiſtern geleitet werden. 

3. Lagerabteilung für fertige Erzeugniſſe. 

4. Maſchinenabteilung. 

Zu I, 1: Der den Einkauf betreuende Angeſtellte muß vor allem darauf bedacht fein, 
daß die Materialvorräte einen reibungsloſen Fortgang der Fabrikation ſicherſtellen, und 
muß enge Fühlung mit dem Markt und dem Lieferantenkreis ſuchen. 

Zu I, 2: Der Bearbeiter muß mit der techniſchen Abteilung in engſter Fühlung 
ſtehen. Die von ihm zu erlaſſenden Arbeitsanweiſungen müſſen ſich auf techniſche und 
kaufmänniſche Kenntniſſe ſtützen. Er muß insbeſondere die Arbeitsvorgänge genau kennen. 

Zu I, 3: In dieſer Abteilung fließen alle Unterlagen zuſammen, die für die Preis⸗ 
geſtaltung wichtig ſind. Insbeſondere werden hier alle Aufwendungen für Rohſtoffe, für 
Löhne und Unkoſten zur Ermittlung der Selbſtkoſten erfaßt. 

Zu I, 4: Die Korreſpondenzabteilung erledigt im Auftrage und unter Kontrolle 
der anderen Abteilungen den geſamten Schriftverkehr und die Briefablage. 

Zu I, 5: Die Verkaufsabteilung pflegt die Beziehungen zu den Abnehmern und 
beobachtet den Markt und die Wettbewerber. Die Werbeabteilung iſt ihr eingegliedert. 

Zu II, 1 und 2: Die Fabrikation erhält die Angaben über Menge und Beſchaffenheit 
der herzuſtellenden Waren ausſchließlich von der Abteilung für Auftragsbearbeitung, die 
ſich ihrerſeits auf die Auftragseingänge und auf die Meldungen vom Lager ſtützt. Je 
nach der Art des verlangten Artikels werden die verſchiedenen techniſchen Abteilungen in 
Tätigkeit geſetzt. 

Zu II, 3: Das Lager ſteht unter der Verwaltung eines verantwortlichen Lageriſten. 
Es iſt eine Lagerbuchhaltung vorhanden, die über die Beſtände und ihre Veränderungen 
genaue Nachweiſungen enthalten muß. Auslieferungen und Einlieferungen müſſen auf 
Laufzetteln mit Quittungsvermerk ihren Niederſchlag finden. Die Waren find, nach Grup⸗ 
pen geordnet, in Geſtellen und Regalen untergebracht. 


200 9 IV. Organiſation e 
Zu II, 4: In dieſer Abteilung werden die Kraft⸗ und Fabrikationsmaſchinen v rwaltet. 
Der verantwortliche Maſchiniſt muß dafür ſorgen, daß die notwendigen Betriebsſtoffe 
rechtzeitig angeſchafft werden. Weiter wird er Vorſchläge für Reparaturen und Neu⸗ 
anſchaffungen machen müſſen. 


C. Die 1% der betriebswirtſchaftlichen Sn 
1. Die Briefablage 
Geſetzliche Grundlagen 

Jeder Kaufmann iſt nach $ 38 HGB. verpflichtet, eine Abſchrift oder einen Abdruck 
der abgeſendeten Handelsbriefe zurückzubehalten und dieſe Abſchriften ſowie die emp⸗ 
fangenen Handelsbriefe geordnet aufzubewahren. Wie für die Handelsbücher, die Inven⸗ 
tare und Bilanzen, iſt für die Aufbewahrung von Briefſachen in $ 44 HGB. eine Friſt 
von 10 Jahren vorgeſehen. 

Der Geſetzgeber hat damit die geſetzliche Grundlage für die kaufmänniſche Brief⸗ 
ablage geſchaffen, die ſich aus der Praxis heraus im Laufe der Zeit entwickelt hatte. 

Aufgabe der Briefablage 

Die Briefablage hat eine dreifache Aufgabe. 

1. Sie ſoll zunächſt die im Betrieb verſtreuten Briefe, Rechnungen, Belege, Druck⸗ 
ſachen, Kataloge, Zeitungen, Abbildungen, Rundſchreiben, Auskünfte, Berichte, Verträge, 
Gutachten, Urteile, Referenzen, Tabellen, Statiſtiken, Zeichnungen, Protokolle um. 
ſammeln und ordnen. 

2. Jedes einzelne Schriftſtück muß bei einem noch fo umfangreichen Betrieb immer 
griffbereit ſein. 5 

3. Die Regiſtratur muß dafür Sorge tragen, daß mindeſtens in der geſetzlichen Zeit 
von 10 Jahren nichts verloren geht, daß alſo eine ſchonende Verwaltung des geſamten 
Schriftgutes gewährleiſtet iſt. 

Regiſtraturſyſteme 

Nach der äußeren Anordnung kann man 3 Grundſyſteme unterſcheiden: 

1. Die Horizontal-Ablage. Die waagerecht aufeinanderliegenden Schnellhefter und 
Aktenmappen ſind in offenen en oder verſchloſſenen Schränken untergebracht. 

2. Die Vertikal⸗-Ablage. In Schränken mit leichtlaufenden, tiefen Käſten find die 
Hefter, Umſchläge oder Taſchen ſteil hintereinander angeordnet. Regie oder 
dünne Holzbretter mit Tabs erleichtern die Überſicht. 

8. Die Bibliothek⸗Ablage. Es werden aufrecht aneinandergereihte Ordner in gleicher oder 
wechſelnder Stärke zuweilen auch als Füllbehälter für mehrere dünne Hefter verwendet. 

Alle drei Syſteme findet man in der Praxis. Ohne jeden Zweifel iſt jedoch das Biblio⸗ 
thekſyſtem das bevorzugteſte. Es entſpricht den Anforderungen, die man an eine leiſtungs⸗ 
fähige Briefablage ſtellt, am meiſten. Bequem kann man bei dieſem Syſtem die Ordner 
aus den Regalen nehmen. Es bleiben ſichtbare Lücken, die das Wiedereinſtellen außer⸗ 
ordentlich erleichtern. Bei den beiden anderen Syſtemen rutſchen die Hefter ſofort zu⸗ 
ſammen, und nur mit viel Mühe kann man den herausgenommenen an die richtige Stelle 
zurückbringen. Um dieſe Nachteile zu vermeiden, ſind koſtſpielige und doch nicht reſtlos 
befriedigende Einrichtungen zu treffen. Man baut Regale mit vielen kleinen Fächern oder 
Käſten mit einer großen Zahl von Unterteilungen. Die feſten Mappen des Bibliothek⸗ 
ſyſtems eignen ſich durch ihre Stabilität und Rückenbreite beſſer als die Hefter zu den ver⸗ 
ſchiedenſten organiſatoriſch wichtigen Kennzeichnungen (Beſchriftung, Numerierung, 
Beſchilderung in verſchiedenen Farben, verſchiedene Größen). 

Ein wichtiger Grundſatz der Briefablage muß ſein, daß einzelne Schriftſtücke wie 
auch Mappen, Hefter oder Ordner nur gegen Duittung ausgehändigt werden. Die Quit⸗ 
tungen ſind am beſten dort einzuhängen oder einzuſtellen, wo ein Beſtandteil der Brief⸗ 
ablage entnommen wurde. In großen Betrieben wird es zweckmäßig ſein, eine Durch⸗ 
ſchrift dieſer Quittung zu Mahnzwecken in der Regiſtraturleitung zu hinterlegen. 

Ein wichtiges Hilfsmittel für das Ordnen der Briefe iſt der ſogenannte Vorordner, 
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der je nach Bedarf alphabetiſch nach Namen oder Orten, nach Nummern, Abteilungen 
oder Sachvermerken eingeteilt werden kann. (Abbildung 7, Seite 205.) 
Gefüllte Mappen bzw. Ordner werden in der Regel in Aufbewahrungsmappen oder 
Ordnern umgeheftet, die durch einfacheres Material billiger und nicht fo platzraubend find. 
Je nach den Mitteln, die für die Regiſtratur ausgegeben werden können, bringt man 
die Mappen und Ordner in Regalen oder in ſtaubſicheren Schränken unter. Die moderne 
Bürotechnik iſt in der Lage, jedem Anſpruch gerecht zu werden. (Abbildung 9, Seite 205.) 


Die innere Organiſation der Briefablage 

Die Anlage der Regiſtratur iſt für ihre ſpätere Leiſtungsfähigkeit von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. Man kann von einer Regiſtratur nach Orten nicht die gleichen Aus⸗ 
künfte verlangen, wie wenn ſie alphabetiſch nach Namen angelegt iſt uſw. 

1. Die erſte Frage iſt, ob die Briefablage für den geſamten Betrieb zentraliſiert 
werden ſoll oder ob man für jede Abteilung eine beſondere Ablage ſchafft. 

Sofern der Geſchäftsbetrieb in einem Haus oder einem Geländekomplex betrieben 
wird, hat ſich die Praxis in der Regel für die zentraliſierte Form entſchieden. Dagegen 
beſitzen ſelbſtändige Teilbetriebe, die örtlich getrennt ſind und einen eigenen Kundenkreis 
haben, meiſt eine eigene Ablage. Beiſpiel: Filiale einer Bank. Die Entſcheidung über ſolche 
Fragen iſt natürlich immer abhängig von der Struktur des Geſchäfts. Eine örtlich getrennte 
Abteilung, die aber in jeder Hinſicht ein organiſcher Beſtandteil des Hauptbetriebes iſt, 
gehört zu dieſem und beſitzt demzufolge keine eigene Ablage. Beiſpiel: Die Kontokorrent— 
abteilung einer Kommiſſionsbuchhandlung. Es kann auch zweckmäßig ſein, innerhalb der 
Hauptregiſtratur nach Abteilungen oder Bearbeitern getrennt abzulegen. Auch eine nach 
einem einheitlichen Plan arbeitende dezentraliſierte Ablage iſt denkbar. 


2. Soll der Briefwechſel einheitlich behandelt werden oder nicht? 

Die einheitliche Behandlung ſchafft auf jeden Fall klare Verhältniſſe. Trotzdem hat 
man ſich aber in der Praxis, und zwar meiſt in Großbetrieben, zu Zwiſchenformen ent— 
ſchieden. Oft werden für die juriſtiſchen Abteilungen beſondere Ablagen geſchaffen, in denen 
über einzelne Tatbeſtände und ihre Bearbeitung Aktenſtücke geführt werden. In ähnlicher 
Weiſe erfahren die Belege der Kaſſe (zum Beiſpiel bei Banken), die Rechnungen u. a. m. 
zuweilen eine Sonderbehandlung. 


3. Nach welchen Geſichts punkten ſind die Schriftſtücke zu ordnen? 

Man kann ordnen: 

1. nach der alphabetiſchen Reihenfolge der Namen, 

2. nach Ortsbegriffen (Länder, Provinzen, Bezirke, Städte), 

3. nach der Zeit, 

4. nach Nummern in Verbindung mit einer Kartei, 

5. nach Sachen. 

Die Ablage nach dem Alphabet iſt wohl die gebräuchlichſte. Es werden für Kunden 
mit einem umfangreichen Briefwechſel Einzelmappen eingerichtet, während Schriftſtücke 
von ſelten auftretenden Perſonen und Firmen in Sammelmappen untergebracht werden. 
Eine gewiſſe Schwierigkeit ergibt ſich aus Firmenbezeichnungen, die mehrere Worte um- 
faſſen. Für ſolche Fälle ſind genaue Ablegeanweiſungen zu geben. Zu der Ablage nach 
Ortsbegriffen kommt in der Regel als Unterteilung noch die alphabetiſche Ordnung nach 
den Namen. Zu der alphabetiſchen und Ortsgruppierung tritt faſt immer die zeitliche Ord⸗ 
nung hinzu. Nur in den ſeltenſten Fällen wird eine nur zeitliche Ablage genügen. Wenn 
wirklich für einen Kleinbetrieb dieſe Ablageart verwendet wird, ſo ſind daneben Sonder— 
einrichtungen nötig, um die zuſammenhängenden Schriftſtücke herausfinden zu können. 
Die Belege ſind zweckmäßig zu numerieren. Auf jedem Beleg muß angegeben werden, 
welche Nummer der vorangehende und der folgende Beleg trägt. (Beiſpiel: Beleg Nr. 115 
trägt die Bezeichnung 110/132.) Häufig macht ſich auch noch die Eintragung der Namen 
in ein alphabetiſches Namenverzeichnis nötig. Im Zuſammenhang mit der Einführung 
von Nummern für Kunden, Lieferanten uſw. in der Buchhaltung, Korreſpondenz und 
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Statiſtik iſt die Gruppierung nach Nummern auch in der Regiſtratur in Zunahme, en 
Dieſe Einrichtung muß durch eine entſprechende Kartei ergänzt werden. 

Zu 5. Selten findet man in kaufmänniſchen Betrieben Regiſtraturen nach ſachlichen 
Geſichtspunkten. Dieſe ſachliche Ordnung iſt typiſch für , Rechtsanwälte. 
Innerhalb der Mappen und Aktenſtücke herrſcht zeitliche Ordnung. Im praktiſchen Ge⸗ 
ſchäftsleben werden m verſchiedenen Syſteme häufig kombiniert. 1 


2. Die Karte 


Die geſamte Büroorganiſation ſteht unter der Herrſchaft der Karte. Der dickleibige 
unbequeme Foliant mit ſeinen ſchier unendlichen Zahlenreihen wurde verdrängt durch die 
handliche Karte, bzw. durch die Kartothek. Durch deren Verwendung haben ſich eine 
Reihe beachtlicher Vorteile ergeben. Die Überſicht ift beſſer, neue Karten können jederzeit 
eingeſtellt und erledigte ausgeſondert werden; beſondere Regiſter ſind überflüſſig, da 


die Karten ohne Schwierigkeiten nach den verſchiedenſten Geſichtspunkten geordnet und 


gruppiert werden können. Bei eiligen Arbeiten iſt eine Aufteilung der Kartothek an be⸗ 
liebig viel Perſonen möglich. Die Verwendung der Karte iſt geradezu unbegrenzt. Sie wird 
außerdem von den Herſtellerfirmen in den verſchiedenſten Größen geliefert. Heute werden 
faſt in allen Betrieben die vom Normenausſchuß der deutſchen Induſtrie feſtgelegten 
Größen verwendet (DIN-Größen). Es find dies vor allem DIN A4, PIN A 5 und DIN AG, 
weiter auch DIN A 7 und DIN A 6,3. Je nach dem Verwendungszweck wird man die 
Größen und auch das Material (Karton oder Papier) und die Farben auswählen. Man 
kennt Kunden⸗, Lieferanten⸗, Sachkonten⸗, Angebots-, Auftrags⸗, Vertreter⸗, Einkaufs⸗, 
Verkaufs⸗, Lager⸗, Buchhaltungs-, Patienten-, Autoren⸗, Terminkarteien uſw. (Abbil⸗ 
dung 2 und 3, Seite 204.) 

Durch die Einführung des Kontenrahmens iſt die Karte für Buchhaltungszwecke ſo 
gut wie unentbehrlich geworden. Nach den für viele Wirtſchaftsgruppen bereits ver⸗ 
bindlichen Richtlinien iſt eine meiſt viel weitergehende kontenmäßige Aufgliederung des 
Buchungsſtoffes als bisher erforderlich. Darüber hinaus wird ſich zweifellos die Erkennt⸗ 
nis immer mehr durchſetzen, wie vorteilhaft es iſt, ſich durch eine entſprechende Tiefen⸗ 
gliederung der Kontenpläne Aufſchlüſſe über die verſchiedenſten Betriebsvorgänge zu 
verſchaffen. Das Hauptbuch, das Kontokorrent und auch andere Teile der Buchhaltung 
und der Betriebsſtatiſtik erhalten erſt durch die Kartenform die notwendige Anpaſſungs⸗ 
fähigkeit. (Über den Kontenrahmen und feine Anwendung ſiehe auch Abſchnitt Buch⸗ 
haltung ©. 42 ff.) 

Die Aufbewahrung der Karten iſt verſchieden. Am häufigſten findet man das Ver⸗ 
tikalſyſtem, bei dem die Karten aufrecht hintereinander in Käſten, Körben oder Trägern 
aus Metall, Holz oder Preßſpan untergebracht ſind. (Siehe Abbildung 6 Seite 205.) Die 


Käſten ſind meiſt in verſchließbaren Schränken oder Schreibtiſchen einzuſtellen. Beim 


Horizontalſyſtem liegen die Karten aufeinander in buchförmigen Mappen. Beim Flach⸗ 
ſyſtem oder Treppenſyſtem ſtecken die Karten in Taſchen und liegen treppenförmig ſo 
übereinander, daß der die wichtigſten Kennzeichen enthaltende Kartenteil über die darauf⸗ 
liegende hinausragt. Die einzelnen Taſchen ſind in Metallkäſten drehbar befeſtigt, ſo daß 
man die Vorder- und Rückſeite durch Einführung von Karten ausnutzen kann. Neben dieſen 
Hauptformen gibt es noch eine große Anzahl von Sonderformen, die teilweiſe auf die ge⸗ 
nannten zurückzuführen ſind. Es ſeien erwähnt: Sichtkartei Farp, Wala⸗Kartei, Spring⸗ 
Kartei, Pendelkartei, Dreh⸗Kartur u. a. m. Das weſentliche Kernſtück bei allen dieſen 


Formen bildet die Merkkarte. Je nach dem Zweck, den dieſe Karte erfüllen ſoll, iſt ſie zu be⸗ 
ſchriften. Neben den Spalten für den zu behandelnden Gegenſtand ſind faſt allen dieſen 


Karten die ſogenannten Reiterbahnen am oberen Rand gemeinſam. 
Wie aus der Abbildung 1 Seite 204 erſichtlich, finden wir an dieſer Stelle der Karten: 
das Alphabet, Zahlenreihen, 
Monats⸗, Wochen⸗ und Tageseinteilungen, Mahnrubriken uſw., 
und zwar in der verſchiedenſten Zuſammenſtellung. 5 | 
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Die Alphabetreihe z. B. kann man ſo verwenden, daß man mit Hilfe einer beſonderen 
Zange durch Kerbſchnitt den Anfangsbuchſtaben der Firma herausſchneidet, oder man 
läßt dieſen als einzigen ſtehen und ſchneidet alle anderen weg. Auf dieſe Weiſe fällt ſofort 
eine falſch einſortierte Karte auf. 8 

Die anderen Reihen werden mit Hilfe von Reitern (ſiehe Abbildung 4 Seite 204) 
ausgewertet. Dieſe ſchiebt man auf die Karten. Sie geben durch die Farbe oder Form 
ihres Kopfes noch beſondere Merkſignale. Man muß ſich freilich hüten, durch eine allzu 
große Mannigfaltigkeit die Überſicht zu ſtören. Um ſich unter einer großen Zahl gleicher 
Karten gut zurechtzufinden, wendet man die Sichtecke an. Mit einem Blick ſind mit Hilfe 
dieſer Einrichtung Dutzende von Karten, getrennt in einzelne Staffeln, zu erfaſſen 
(Abbildung 5 Seite 205). Zwiſchen die Merkkarten werden zur Unterteilung Leitkarten 
mit Vorſprüngen, Zungen oder Tabs geſtellt (Abbildung 6 und 8, Seite 205). Die Re⸗ 
giſtervermerke (Buchſtaben, Zahlen, Orte uſw.) geben bequeme Anhaltspunkte, um ſich 
auch in großen Karteien raſch und mühelos zurechtzufinden. Es ſind bei dieſen Leitkarten 
Hauptkarten mit großen Tabs und Untergliederungskarten mit kleineren Tabs in Gebrauch. 
Bei manchen Syſtemen ſind im unteren Teil Löcher angebracht, in denen die Schließſtangen 
der Abſtellkäſten laufen. Durch Drehung der plattgedrückten Stange, die in dieſer Stellung 
durch ein Schloß gehalten wird, iſt die Entfernung einer Karte nur durch Zerreißen möglich. 


3. Die Büromaſchinen 


Die verſchiedenen mechaniſchen Hilfsmittel ſind für die Ausgeſtaltung der Betriebs⸗ 
technik von außerordentlicher Bedeutung. Sie ſind aus der modernen Betriebsorganiſation 
nicht wegzudenken. Unter der Vorausſetzung, daß man ſich dieſer Hilfsmittel planvoll 
und ſachgemäß bedient, werden ſie zur Vereinfachung und Verbilligung der Betriebs— 
führung weſentlich beitragen. 

Es iſt ſchwer, in die Fülle der Erſcheinungen gerade auf dieſem Gebiete eine Über⸗ 
ſicht hineinzubringen. Folgende 3 Gruppen der mechaniſchen Hilfsmittel ſeien zur Ein⸗ 
führung unterſchieden: 

A. Rechenhilfsmittel. 

B. Buchungs⸗ und Kontrollhilfsmittel. 

C. Sonſtige Hilfsmittel. 


A. Rechenhilfsmittel 


1. Nichtſchreibende Addiermaſchinen. 

Für den Handgebrauch ſind die mit Stifteinſtellung zu erwähnen. Ihre größere 
Schweſter, die ihren Platz im Büro hat und nicht etwa wie die zuerſt erwähnte in der 
Rocktaſche untergebracht werden kann, iſt die Addiermaſchine mit Taſteneinſtellung. Sie 
hat in der Regel für jede Ziffernkolonne eine beſondere Taſtenreihe mit den Zahlen 1—9. 


2. Die ſchreibenden Addiermaſchinen. 

Sie haben Taſteneinſtellung und find meiſt Volltaſtaturmaſchinen (Ziffern 1—9). 
Bei dieſen Maſchinen ſind die Taſten anzuſchlagen. Alsdann iſt eine Kurbel entweder 
mit der Hand oder elektriſch zu bedienen, wodurch das Rechenwerk unter gleichzeitiger 
Niederſchrift der getaſteten Zahlen betätigt wird. 

3. Rechnende Schreibmaſchinen. 

Mit dieſer Art Maſchinen kann man den Schreibvorgang mit dem Rechenvorgang 
berbinden. Über dem Schreibwagen oberhalb der Schreibtaſten find auf einer Zahnſtange 
Zählwerke auch in größerer Auswahl anbringbar. Sie ſind verſchiebbar und können je 
nach Bedarf über den zu addierenden Kolonnen angebracht werden. Man verwendet 
auch Querzählwerke. Durch Aufſetzen von Additions- oder Subtraktionskämmen wird das 
Querzählwerk in Tätigkeit geſetzt. 

4. Kombinierte Addier⸗ und Schreibmaſchinen. 

Hier tritt umgekehrt wie bei 3. zur Addierarbeit zuſätzlich die Rechenfähigkeit hinzu. 


1. Reiterbahnen a. 
Hinz⸗Karte mit 
Fixreiterlochung 


Ausku 


— 


2. Kontokorrentkarte 


u mV N VI VIH IX X xI XU 12345 6 7 8 9 10 
Wohnort: 

Inhaber: 

Zahlweise: 

Fernsprecher: 


Auskunft: 


Scheckamt 


11 12 13 14 15° 16 17 18 19 20 


Branche 


J. Skonto | Tel.-Adr. 


| Zahlung 


Nr. Bankkonto 


} Kreditgrenze 


Haben Salde 


— 
Saldo || Datum 


Haben Fol, 


Obertrog 


Doertrag 


— — 
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Buch Nr.: 

Vertreter: 

K 

8 

8 


reditgrenze: 
edingungen: 


emerkungen: 


Otimawald's Reausior Co. Derka MW I. 


4. Reiter 


8. Kundenkarte 


noch, 8.0 10h. 


9. Büroſchränke 
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5. Multiplizier⸗ und Diviſionsmaſchinen. / 


Die Fähigkeiten dieſer Maſchinen gehen weſentlich weiter als die der es er» 
wähnten. Die zu multiplizierenden Zahlen ſind in die Maſchine einzuſtellen, alles andere 
beſorgt die Maſchine im weſentlichen ſelbſttätig. Je vielſtelliger die Zahlen ſind, mit um ſo 
größerem Erfolg laſſen ſich dieſe Maſchinen verwenden. N 


6. Die kombinierten Rechen⸗ und Schreibmaſchinen. 

Mit dieſen Maſchinen können alle Schreib- und Rechenarbeiten lückenlos und ſicher 
erledigt werden. Die Maſchinen ſehen äußerlich wie Schreibmaſchinen aus. Für die 
zu bearbeitenden Zahlen dient eine beſondere Rechentaſtenreihe mit einſtellbaren 
Rechenwerken. 


7. Zum Schluß ſeien in dieſer Abteilung auch die Rechenſchieber und Rechenwalzen 
erwähnt, die allerdings nur zu angenäherten Rechenreſultaten führen. a 


B. Buchungs⸗ und Kontrollhilfsmittel 


Buchungsmaſchinen werden zu ſehr verſchiedenen Zwecken in der kaufmännischen 
Praxis verwendet. 

So werden von Buchungsaufgaben Durchſchriften angefertigt, die die Grund⸗ 
buchung, die Kontokorrentbuchung oder auch die Sachkontenverbuchung erſetzen. Hinzu 
treten gegebenenfalls noch Durchſchriften für Belege der mannigfaltigſten Verwendung 
(Belege für Kontrollzwecke, Regiſtraturzwecke uſw.). Neben gewöhnlichen Schreib⸗ und 
Addiermaſchinen gibt es hier eine große Anzahl von Spezialmaſchinen. 


1. Maſchinen und Hilfsmittel zur Anfertigung von Einzeldurchſchriften 

Sämtliche Schreib- und Rechenmaſchinen ſowie die rechnenden Schreibmaſchinen 
und die kombinierten Addier⸗, Rechen- und Schreibmaſchinen finden durch Einlegung von 
Kohlepapier zwiſchen die einzelnen Schriftſtücke zur Anfertigung von Einzeldurchſchriften 
Verwendung. Der Arbeitsgang wird durch das wiederholte Ausſpannen und Einlegen 
von Blättern und Kohlepapier ſehr verlangſamt. Man hat daher bei den verſchiedenen 
Maſchinenarten automatiſche Formular⸗ und Kohlepapierzuführungen eingebaut. Es 
werden Endlosformulare in Fächer⸗ und Rollenform verwendet. Teilweiſe wird das 
Kohlepapier von der Maſchine ſelbſttätig auf das kommende Formular zurücktrans portiert. 
Bei manchen Syſtemen iſt doppelſeitiges Kohlepapier in Verbindung mit durchſcheinen⸗ 
den Formularen in Anwendung, oder man blockt billige Kohlepapierblätter mit den zu 
beſchriftenden Formularen zuſammen und vernichtet ſie nach dem Gebrauch. Schließlich 
ſei noch das Karboniſierverfahren erwähnt. Dadurch, daß man hierbei gewiſſe Stellen 
nicht mit dieſer Farbenmaſſe beſtreicht, hat man die Möglichkeit, einen Teil der Beſchriftung 
vom Durchdrucken auszuſchließen. Jedes der verſchiedenen Verfahren hat ſeine Vor⸗ und 
Nachteile. 


2. Maſchinen zur Anfertigung von Sammeldurchſchriften 

Dieſe Maſchinen ſind grundſätzlich ſo ausgeſtattet, daß nicht Einzeldurchſchriften, ſon⸗ 
dern bei Anfertigung einer Buchungsanzeige, einer Abrechnung oder einer ähnlichen Unter⸗ 
lage das Grundbuch oder auch das Perſonenkonto mit durchgeſchrieben wird. 

Die älteſte Einrichtung der Walzenſchreibmaſchine iſt der ſogenannte Billungknopf. 
Mit Hilfe dieſes Knopfes wird die Schreibwalze und damit der zuerſt eingelegte Sammel⸗ 
bogen ſoviel Maßeinheiten zurückgedreht, als für die richtige Schreibhöhe des an zweiter 
Stelle einzuführenden Abrechnungsformulars nötig iſt. Eine Beſſerung gegen die erwähnte 
Methode bedeutet das Vorſteck- bzw. Durchſteckverfahren. Sammelbogen und Kohlepapier 
werden zunächſt eingeſpannt, dann lockert man die Spannung und ſteckt die zu beſchriften⸗ 
den Unterlagen vor oder führt ſie von hinten durch die Walzenführung ein. Man kann 
bei dieſem Verfahren auch drei Arbeitsgänge zu einem vereinigen (Abrechnung, Konto, 
Sammelbogen). 
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8. Die Flachſchreibmaſchinen erleichtern das Einſpannen der einzelnen Buchungs— 
blätter injofern, als auf der unter der beweglichen Schreibmaſchine befindlichen Schreib— 
platte die Formulare in beliebiger Zeileneinſtellung übereinandergelegt werden können. 
Die Typen ſchlagen von oben auf die Schreibplatte und beſitzen eine außerordentliche 
Durchſchlagskraft. Selbſtverſtändlich können auch dieſe Maſchinen mit beliebig viel Zähl- 
werken verbunden werden. 

4. Maſchinen zur Führung von Einzelkonten 

Durch Anſchlag beſtimmter Taſten werden abgekürzte Buchungstexte geſchrieben. 
Sonſt werden bei der einen Art nur die Zahlen übertragungsmäßig erledigt. Bei einer 
zweiten Art werden die Beträge auf einem Abſtimmungsbogen geſammelt. Dadurch 
werden erleichterte Abſtimmungsmöglichkeiten geboten. Beiden Arten iſt gemeinſam, daß 
ſie addieren, ſubtrahieren und ſaldieren. 

5. Regiſtrierkaſſen 

Zur Vornahme von Kaſſebuchungen ſind ſie faſt in jedem Ladengeſchäft zu finden. 
Getrennte Addition nach Einnahme- und Ausgabearten mit Anzeige vorrichtung des Re— 
ſultates in einer Schauöffnung iſt ihnen eigentümlich. Einen Fortſchritt bedeutete die 
Möglichkeit der Vermehrung der Zählwerke entſprechend den Kontengruppen, die man 
bildete. Auch eine Erhöhung der Druckleiſtung wurde erreicht. Der Buchungsſatz wird auf 
einen beſonderen Kontrollſtreifen, auf 2 Kontrollabſchnitte, auf eine in die Maſchine zu 
ſchiebende Buchungsunterlage ſowie auf eine in die Maſchine einzuführende Kontokarte 
gedruckt. Auch Saldokarten werden neuerdings durch die Maſchine ſelbſttätig geführt. 
Beſonders wichtig für Kontrollzwecke iſt es, daß Unbefugte nichts ändern können, da 
das Zählwerk und die bedruckten Kontrollſteifen unter Verſchluß liegen. 

6. Lochkartenmaſchinen 

Die Verwendung dieſes techniſchen Fortſchrittes erfordert einen dreifachen Arbeits— 
gang: 1. das Herſtellen der Lochkarte mit Hilfe von Lochmaſchinen, 2. das Ordnen der Loch— 
karten in Sortiermaſchinen und 3. das Zuſammenſtellen der Ergebniſſe in Tabellier⸗ 
maſchinen. In eine Karte aus feſtem, dauerhaftem Karton (8 * 19 em) werden Text- 
und Zahlenangaben mit Hilfe einer Lochſchrift übertragen. Es gibt Handlochmaſchinen 
und Lochmaſchinen mit elektriſchem Antrieb. Nach dem elektriſchen Kontaktverfahren 
(Karten mit gleichen Löchern löſen den gleichen Kontakt aus) werden die Karten ſortiert. 
Die Niederſchrift erfolgt dann mit Hilfe der Tabelliermaſchine in gewöhnlichen Ziffern. 
Die geſamte Arbeit wird mechaniſch erledigt und kann mit den verſchiedenſten Rechenvor— 
gängen verknüpft werden. 

7. Der Vollſtändigkeit halber ſeien in dieſem Zuſammenhang noch: 1. das Umdrud:, 
2. das Lichtpaus⸗ und 3. das Typendruckübertragungsverfahren erwähnt. Durch das 
erſte Verfahren wird auf ein Umdruckblatt durchgeſchrieben, von dem aus mit Hilfe einer 
Umdruckmaſchine (beſtehend aus Druckzylinder und Druckplatte) die Übertragung ſtatt— 
findet. Beim zweiten Verfahren arbeitet man mit einem durchſichtigen Lichtpauspapier 
als Grundbuchblatt. Die Übertragung auf die einzelnen Konten und Blätter findet durch 
ein Lichtkopierverfahren ſtatt. Beim dritten Verfahren ſtellt man mit handlichen Hilfs- 
mitteln einen Druckſatz her, der zur Bedruckung der verſchiedenſten Unterlagen Verwendung 
findet. 


C. Sonſtige Hilfsmittel 

1. Adreſſiermaſchinen 

Es werden von den Anſchriften, die häufiger gebraucht werden, Metall- oder Wachs— 
papierſchablonen hergeſtellt. Sie ſind kartothekmäßig aufzubewahren und werden z. B. 
bei der Herſtellung von Maſſenbriefen in die Adreſſenmaſchine eingeſetzt, die nunmehr 
ſelbſttätig die einzelnen Schriftſtücke mit den Anſchriften verſieht. Die Maſchinen können 
nach den verſchiedenſten Richtungen hin (Abdeckvorrichtung, Sortierkarte, automatiſche 
Briefzuführung, durch kurze Texte) ausgeſtaltet und für verſchiedene Spezialzwecke er- 
gänzt werden. 
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2. Durch die automatiſche Brieffalzmaſchine wird die Erledigung von 
vereinfacht. | 

3. Auch die Briefſchließmaſchine war urſprünglich für die gleichen Zwecke gedacht, 
bis ſie ſo verbilligt wurde, daß man ſie heute für die regelmäßige Poſtabfertigung ver⸗ 
wenden kann. 15 75 


4. Die Portokontroll⸗ und Frankiermaſchinen ſollen in erſter Linie Portounter⸗ | 


ſchlagungen ausſchließen. In zweiter Linie ermöglichen ſie das ſchnelle Frankieren. In 
den Markenfrankierapparaten werden Marken in Rollen in die Maſchine eingeſetzt und 


dann automatisch aufgeklebt. Die Barfrankierungsmaſchinen machen die Briefſachen durch 


Aufdruck des Poſtaufgabeſtempels frei. Sie ſtehen unter Mitverſchluß der Poſtverwaltung. 
5. Hilfsmittel verſchiedener Art 
Dazu gehören in erſter Linie die Karteieinrichtungen (ſiehe beſonderen Abſchnitt). 
Aus der Fülle der Erſcheinungen auf dieſem Gebiet ſeien noch erwähnt: Scheckſicherungs⸗ 
maſchinen und Scheckſchreibmaſchinen. Dieſe Maſchinen ſind beſonders für Geldinſtitute 


wichtig. Schecks und andere wichtige Dokumente ſollen vor Fälſchungen geſichert werden. 


Es ſind für dieſen Zweck in Anwendung: Perforierapparate, Buchſtaben⸗ und Zahlen⸗ 
ſchreiber (Preßverfahren), Scheckſchreibmaſchinen (Nadeltypen, Schriftfarbe dringt durch), 


Aufrauher. Auch ſäure- und laugenempfindliche Papiere ſichern durch che miſche Vorgänge 


gegen verbrecheriſche Fälſchungen. Mit Hilfe der Analyſenquarzlampe kann man Wert⸗ 
papiere durchleuchten und feſtſtellen, ob ſie chemiſch oder mechaniſch verändert wurden. 

Die Geldzähl: und Geldwechſelmaſchinen erleichtern das Sortieren, Zählen, Rollen 
ſowie Wechſeln von Hartgeld. ö 

Die Vervielfältigungsapparate finden in der kaufmänniſchen Praxis in der mannig⸗ 
faltigſten Form vielfache Verwendung. b es 

Alle dieſe Hilfsmittel dienen dazu, die Arbeit der Schreibmaſchine zu ergänzen. 
Es können mit ihnen mehr oder weniger große Poſten von Maſſenbriefen hergeſtellt 
werden. 

a) Der Hektograph beſteht aus Gelatine und Glyzerin oder aus einer Tonmaſſe. 
Dieſe gibt Schriftzeichen oder Strichzeichnungen, die auf ſie mit dicker Anilinfarbe auf⸗ 
gelegt werden, an etwa 100 Papierblätter weiter. 

b) Beim Matrizenverfahren überträgt man mit der Schreibmaſchine oder mit dem 
Griffel Schrift bzw. Zeichnungen auf ein Spezialpapier, ſchafft ſich damit eine Schablone 
oder Matrize und kann dieſe dann im Flachapparat oder im Rotationsapparat (mit Hand⸗ 
betrieb oder mit elektriſchem Betrieb) zur Gewinnung von Abzügen verwenden. Die in 
das Wachspapier eingedrückten Buchſtaben oder Zeichnungen ſind für die Druckfarbe 
durchläſſig, und durch Andrücken gegen die Matrize wird der Abdruck erreicht. Es gibt Ro⸗ 
tationsdrucker mit ſelbſttätiger Papieranlage und -ablegevorrichtung, die Stapeldrucker. 


Es laſſen ſich mit dem neueren Rotationsdrucker mehrere 1000 Abzüge in einer Stunde er⸗ 


zielen. 


Setzvorrichtung und einer Druckvorrichtung. Die Vervielfältigung kann auch hier im 
Flach⸗ und Rotationsdruck durchgeführt werden. Neuerdings verwendet man Setzma⸗ 
ſchinen, die wie die Schreibmaſchine bedient werden, und die die Typen gleich auf die 
Setzleiſte bringen. Eine beſonders ſchöne Vervielfältigung wird dadurch gewonnen, daß 
nicht Druckfarben, ſondern ähnlich wie bei den Schreibmaſchinen Farbbänder verwendet 
werden. Man glaubt in dieſem Fall Schreibmaſchinenarbeit vor ſich zu haben. ö 

d) Die Metallplattendruckvervielfältigungsmaſchinen arbeiten nach dem Offſet⸗ 
verfahren. Als Druckſtock dienen Metallplatten oder Metallfolien. Letztere laſſen ſich mit 
der Schreibmaſchine beſchriften. Es gibt auch Apparate, die die Schriftſtücke auf photo⸗ 
chemiſchem Weg auf Metallplatten originalgetreu übertragen. Die Platten, die mit dem 
Druckſatz verſehen ſind, werden geätzt und dann in den Druckapparat eingeſpannt. Die 
Atzung bewirkt, daß nur die Schriftzüge Farbſtoff annehmen. Man kann hier unbegrenzt 
viel Abzüge erhalten. 5 
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c) Der Typendrutker beſteht aus einem Magazin von Schreibmaſchinentypen, einer 


er 
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e) Auch die Photographie iſt als Vervielfältigungsverfahren in die Bürotechnik ein⸗ 
geführt. 

Der Kontophot oder Bromograph, wie ſich dieſe Geräte nennen, dient vor allem 
zur Schaffung ganz getreuer Abbildungen von Dokumenten, Belegen und Unterlagen 
mit allen Zeichen und wichtigen Merkmalen. Das Original wird durch ſolche Abzüge er⸗ 
ſetzt. Oft wird unmittelbar auf das Papier photographiert. Der Vervielfältigungsapparat 
kann mit automatiſcher Einſtell⸗ und Zuführvorrichtung verſehen ſein, ſo daß ſich u. U. 
Hunderte von Aufnahmen in der Stunde ergeben. 

Unter der großen Zahl von Spezialmaſchinen, die ſich durch ihre Beſonderheiten im 
Ausſehen dem Betrachter jo ſehr aufdrängen, iſt und bleibt die Schreibmaſchine der wich- 
tigſte Helfer im Büro. Ihre zweckmäßige Verwendung bedeutet eine außerordentliche 
Förderung der Büroarbeit. 

Eine beachtliche Erleichterung der Schreibarbeit erzielt man durch die Kolonnen⸗ 
und Dezimaltabulatoren. An der Rückſeite der Maſchinen müſſen zu dieſem Zweck Ta⸗ 
bulatorſchienen für die Anbringung der Tabulatorreiter vorhanden fein. Durch die Bedie- 
nung des Tabulatorknopfes ſpringt der Wagen bis zu der gewünſchten Kolonne bzw. der 
gewünſchten Ziffernſpalte. Auch auf die elektriſche Schreibmaſchine ſei hingewieſen. Der 
Arbeitsgang iſt hier in zwei Vorgänge zerlegt, in das Anſchlagen der Taſte durch die Hand 
und in das Anſchlagen der Type gegen das Papier, bewirkt durch eine ſich ſchnell drehende 
Riffelwalze. Durch dieſe Technik wird die Arbeit beſchleunigt, außerdem iſt ein auto⸗ 
matiſcher Wagenrücklauf vorhanden. Zur Steigerung der Arbeitsleiſtung tragen noch 
verſchiedene kleinere Hilfsmittel bei: der Manufkripthalter, der Schreibmaſchinenſtuhl, 
die Schreibmaſchinenlampe, die Ausſtattung der Taſtatur mit Gummitaſten zur Schonung 
der Finger und der Augen (die Taſten blenden nicht). Von größter Bedeutung iſt ferner 
die Art der Bedienung. Es ſollte jeder Bürochef im Intereſſe der Arbeitserleichterung 
darauf dringen, daß die Zehnfingermethode beherrſcht wird. Nach genauen Beobachtungen 
und Unterſuchungen der Arbeitsvorgänge ſtellt die Büromöbelinduſtrie dem Markt ſinnvoll 
gebaute und ausgeſtattete Arbeitstiſche, Karteiſchränke u. a. zur Verfügung. Die durch 
die Anwendung genau erforſchter Arbeitsmethoden und Arbeitshilfsmittel zu gewinnenden 
Arbeitserleichterungen werden ſich letzten Endes zum Vorteil der Betriebe und der All⸗ 
gemeinheit in Leiſtungsſteigerung auswirken. 

Zu den Bürohilfsmitteln, die wegen ihrer Kleinheit weniger Beachtung finden, ge— 
hören: der Locher, Verſtärkungsſtreifen oder ringe zum Aufkleben auf ſchadhaft ge- 
wordene Stellen von Schriftſtücken, Gummiermaſchinen, Heftzangen, Heftmaſchinen (mit 
Draht oder Oſen), Numerierſtempel, Zeitſtempel, Bleiſtiftſpitzer, Siegelapparate, Brief- 
waagen (gegebenenfalls mit elektriſcher Angabe des Portos), Brieföffner für Maſſen— 
poſt mit elektriſchem Antrieb, Diktaphone, bei denen der Diktierende in eine Art Grammo— 

phon ſpricht, das der Stenotypiſtin das auf einer Wachswalze feſtgehaltene Schallbild 
zurückgibt. Das Telegraphon hält ebenfalls nach dem Grammophonprinzip Ferngeſpräche 
feſt. Der Ferndrucker übermittelt oder nimmt Telegramme entgegen. Ein Botenverkehr 
mit dem Telegraphenamt erübrigt ſich dann. 

Damit find die Trans porteinrichtungen in den Bereich der Betrachtungen gezogen. 
In dieſem Zuſammenhang ſeien die Rohrpoſtanlagen erwähnt, die mit Hilfe von Preß⸗ 
oder Saugluft zylindriſche Büchſen durch ein Rohrſyſtem befördern. Solche Anlagen 
kommen nicht nur für den Innenbetrieb, ſondern auch für den Fernbetrieb in Frage. 
Die Seilpoſtanlagen ſind eine Art Schwebebahn. An einem Stahlband, das ununterbrochen 
in Bewegung iſt, ſind Greifer befeſtigt, die durch beſondere Annahme- und Abgabe— 
ſtationen gleiten und dabei ihre Fracht aufnehmen oder abgeben. In großen Betrieben iſt 
eine Haustelephonanlage kaum zu entbehren. Auch Ruf- und Signalanlagen mit elek⸗ 
triſchem Betrieb ſind häufig. Bei Banken ſind oft automatiſche Alarm- und Sperrvorrich⸗ 
tungen in Anwendung. 
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v. WIRTSCHAFTSWERBUNG 


Die früher fo häufig „marktſchreieriſche“ Reklame war Ausdruck eines Konkurrenz 
kampfes, der das Ziel hatte, den Konkurrenten zu verdrängen. Wenn der nationalſoziali⸗ 


ſtiſche Staat den Wettbewerb und die Werbung als notwendig anerkennt, jo unter der 


Vorausſetzung einer neuen Wirtſchaftsgeſinnung. Als Künderin einer Leiſtung iſt die 
Wirtſchaftswerbung ein Mittel des lauteren Wettbewerbs. Sie ermöglicht durch Leiſtungs⸗ 
und Umſatzſteigerung billigere Herſtellungs⸗ und Vertriebsmethoden, ſie ſchafft die Vor⸗ 
ausſetzung für neuen Einſatz der Arbeitskraft, ſie dient durch Aufklärung und Erziehung 
breiter Schichten dem kulturellen und wirtſchaftlichen Fortſchritt des Volkes. Wie Herr 
Profeſſor Dr. Hunke, Berlin, auf dem Kontinentalen Reklamekongreß in Berlin 1936 
berichtete, wurden „mit Hilfe der Wirtſchaftswerbung in Höhe von etwa ½% des Um⸗ 
ſatzes und faſt 2% des Volkseinkommens mehr als 200 Milliarden umgeſetzt. Die Um⸗ 
ſätze auf der Leipziger Meſſe allein erreichten im Jahre 1935 eine Höhe von mindeſtens 
485 Millionen Reichsmark, auf allen Meſſen und Ausſtellungen zuſammen aber die ſtatt⸗ 
liche Größe von 1200 Millionen Reichsmark.“ Der Wirtſchaft iſt die Werbung ein unent⸗ 
behrlicher Faktor für den Abſatz geworden. Solange man Dienſte und Güter zum Tauſch 
oder Kauf anbieten wird, ſo lange wird Wirtſchaftswerbung beſtehen müſſen. f 

Jede Werbung iſt jedoch wirkungslos, wenn ihr kein Vertrauen entgegengebracht 
wird. Die Wirtſchaftswerbung muß daher das Vertrauen der Umworbenen erringen und 
erhalten. Sie kann es ſich nicht leiſten, das Vertrauen der Umworbenen durch unlautere 
Werbemethoden und unwahre Behauptungen zu erſchüttern. Der Grundſatz der Wahr⸗ 
heit in der Werbung muß ſomit oberſte Richtlinie für jeden Werbungtreibenden ſein. 
Jede Wirtſchaftswerbung, die ihre Aufgabe nur darin ſieht, den Wettbewerber aus dem 
Felde zu ſchlagen, und nicht darin, neue Käufer zu mobiliſieren, iſt volkswirtſchaftlich I 
am Platz. 


Die Werbeplanung 


Im Rahmen der geſamten Abſatzplanung ſteht am Anfang jeder Werbetätigkeit die 
Werbeplanung. Erſt überlegen, dann handeln! Die Markterkundung ſoll vor Fehl⸗ 
urteilen über die Abſatzmöglichkeit einer Ware, über die Aufnahmefähigkeit der Ver⸗ 
braucher und über die Arbeit der Konkurrenz ſchützen. Sie iſt auch für das mittlere und 
kleinere Geſchäft von Nutzen. Zuerſt ſind Verkaufspunkte für die anzubietende Ware 
zu ſuchen. Wie iſt die Verkaufseignung der Ware? Gibt es bereits gleiche oder ähnliche 
Erzeugniſſe? Welche beſonderen Vorzüge hat ſie gegenüber der Konkurrenzware (z. B. 
in bezug auf Herſtellung, Be- oder Verarbeitung, Ausſtattung, Bequemlichkeit oder Preis)? 
Welche Verwendungsmöglichkeiten bietet ſie; welche Vorteile, welchen Nutzen oder welche 
Annehmlichkeiten verſchafft der Beſitz der Ware dem Käufer; welchen Werbewert oder 
Eigengebrauchswert hat die Packung? Muß der Bedarf für die Ware erſt geſchaffen 
werden oder iſt er ſchon da? Iſt es ein nötiger oder Luxusbedarf? Gemäß dieſen Feſt⸗ 
ſtellungen wird der Werbungtreibende die Appellgeſtaltung in Text und Bild zu treffen 
haben (alſo den Appell an Kaufantriebe wie Erſparnis, Geſundheit, Reinlichkeit, Erfolg, 
Geſelligkeit, Genuß und Freude, Schönheit und Eitelkeit, Geltung oder Nachahmung u. a.). 

Die nächſte Frage lautet: Wem biete ich an? Es iſt ein Unding, alles an jeden ver⸗ 
kaufen zu wollen. Es iſt daher auch für die Geſtaltung der Werbemittel ein Unterſchied, 
ob ſich meine. Werbung vorwiegend oder ganz an Fachleute oder Verbraucher, an Stadt⸗ 
oder Landbewohner, an Kinder oder Erwachſene, an Männer oder Frauen, an junge 
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oder alte Menſchen richtet. Welche Verbraucher oder Berufsgruppen 6 alſo für 
meine Ware in Frage? Wie iſt die Bildungsſtufe dieſer Gruppen? Wie hoch iſt ihre Kauf⸗ 
kraft? Sind Kredithilfen nötig? Welche Anſprüche ſtellen die Verbraucher an die Aus⸗ 
ſtattung, Farbe oder Form, an die Qualität, Konſtruktion oder praktiſche Verwendbarkeit 
der Ware? Welche Widerſtände gegen die Ware ſind zu überwinden (Vorurteile, Konkurrenz⸗ 
artikel!)? Welcher Zeitpunkt iſt für das Angebot günſtig? Wie hoch ſind die Koſten für 
verſchiedene Abſatzwege? 

Weiter iſt es für den Werbungtreibenden immer wichtig zu wiſſen, wann die Kon⸗ 
kurrenz wirbt, welche Gebiete oder Berufsgruppen ſie beſonders beſtreut, welche Ver⸗ 
kaufsorganiſation ſie beſitzt, bei welchen Firmen ſie bereits eingeführt iſt, welche Vor⸗ 
züge oder Mängel die Konkurrenzware hat, welche Verkaufspunkte und Werbemittel ſie 
verwendet, und zu welchen Preiſen ſie verkauft. 

Amtliche Statiſtiken wie die Veröffentlichungen des Inſtituts für Konjunktur⸗ 
forſchung und des Statiſtiſchen Reichsamtes in Berlin, des Inſtituts für Wirtſchafts⸗ 
beobachtung in Nürnberg, ſowie die verſchiedenen Wirtſchaftsberichte und die mündliche 
oder auch ſchriftliche Befragung von Händlern und Verbrauchern leiſten bei der Abſatz⸗ 
vorbereitung gute Dienſte. i 

Die Ergebniſſe der Vorarbeiten zeigen die Werbe aufgabe als Erfüllung einer Ziel⸗ 
ſetzung wie Einführung einer Neuheit, Abſatzverteidigung oder Abſatzſteigerung. Die Er⸗ 
gebniſſe ermöglichen die richtige Wahl der Werbemittel, wobei die Art und Stärke der 
Konkurrenzwerbung ſowie die Koſten, die Art der Verbraucher oder der Wirkungsbereich 
mitbeſtimmend ſind. Sie ermöglichen weiter die wirkſame Geſtaltung der Werbemittel 
nach einem Leitgedanken ſowie die Wahl der vorteilhafteſten Streuwege. Auf jeden Fall 
müſſen die Werbemittel ſo gewählt werden, daß ſie ſich zur Steigerung ihrer Wirkung 
gegenſeitig ergänzen. 

Die Höhe der Werbekoſten richtet ſich nach dem Werbeziel, nach der Art der 
Ware (Verbrauchsgegenſtand oder Luxusware), nach der Art des ausgewählten Werbe⸗ 
mittels, nach der Art des Unternehmens (Verſandgeſchäft, Fabrik oder Einzelhandel), 
nach der Größe und Dringlichkeit des Bedarfs, nach der Stärke der Konkurrenz, nach dem 
Umſatz des letzten Jahres oder nach dem zu erwartenden Umſatz des kommenden Jahres. 
Man ſetzt für die Herſtellung und Streuung der Werbemittel eine Geſamtſumme feſt 
und verteilt ſie auf die einzelnen Werbemittel. Nur durch die Erfahrung wird man die 
vorteilhafteſten Verteilungsquoten finden. Auch die zeitliche Verteilung der ausgeworfenen 
Beträge auf Monate oder Wochen wird feſtgelegt. Maßgebend für die Streuzeiten von 
Werbemitteln find z. B. Lohn- und Gehaltstermine, Reiſezeiten, Schulbeginn, Wechſel 
der Jahreszeiten, Ernten, beſondere Veranſtaltungen wie Meſſen und Kongreſſe, all⸗ 
gemeine Feſttage. Die Werbemittel, die Streuzeiten und die Verteilung der Koſten 
auf die einzelnen Werbemittel werden in einem Koſtenvoranſchlag (Werbeetat) feſtgehalten. 
Nachſtehendes einfaches Schema ſoll dies veranſchaulichen. Die Werte können durch die 
Streumengen ergänzt werden: 


Geſamt RM br. Mar; April Geſamtkoſten 

eſamtſumme 4000 | Jan. Febr. ärz | Apri Soll | at 
277% oe are 
Anzeige 30% 3 1200| — — — * 1200 | — 
DSErDeDTie: DU 200 5 2 8 200 — 
Schaufenſter 50% 2000 „ 1. .%x * * 2000 | — 
Druckſache 10%i . 400 — | — = X 400 | — | 
Reſerve % 200 200 | — | 


Den Erfolg einer Werbung beeinfluſſen außer der richtigen Streuzeit auch die Größe 
der richtigen Streumenge, die Wahl des Streugebietes und der Streuwege (z. B. Proſpekt 
als Zeitungs-, Zeitſchriften⸗ oder Warenbeilage, als Poſtwurfſendung oder Druckſache, 
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\ 
zur Verteilung auf Meſſen und Ausſtellungen oder durch Einzelhändler oder Reiſende). 
Um die Werbemittel genauer auf die ſozialen Schichten oder Berufsgruppen abſtimmen 
und die Kraft der Werbung durch Wiederholung verſtärken zu können, iſt es vorteilhaft, 
nicht zu große Streugebiete zu wählen. 

Die Anſchriftenſammlung iſt eine wichtige Vorarbeit für die Streuung der 
Werbemittel. Adreſſenverlagsanſtalten, Fachzeitſchriften und die verſchiedenen Adreß— 
bücher liefern neue Anſchriften. Die beſte Anſchriftenſammlung von wirklichen Intereſſenten 
erwächſt aus dem laufenden Geſchäftsbetrieb, alſo durch Anfragen und Beſtellungen. Die 
Richtigkeit der Anſchriftenſammlung muß von Zeit zu Zeit — z. B. durch die Deutſche 
Reichspoſt — nachgeprüft werden. 

Streupläne, in denen die Streuzeiten für die einzelnen Werbemittel genau feit- 
gelegt ſind, ergänzen den Werbeplan (ſiehe Anzeige). Mit jedem Streuplan wird nach Mög⸗ 
lichkeit eine Kontrolle der planmäßigen Durchführung verbunden. An die Streukontrolle 
ſchließt ſich eine Aufſtellung der geſamten eingehenden Anfragen und Beſtellungen und 
ein Vergleich von Aufwand und Ertrag bei dem einzelnen Werbemittel wie Werbebrief 
oder Anzeige oder ein Vergleich der Geſamtwerbekoſten mit dem Geſamtumſatz. Auf 
Grund dieſer Erfolgskontrolle können die beſten Streuwege erkannt und Werbemittel je 
nach ihrer Wirkſamkeit verbeſſert oder ausgeſchaltet werden. 

Eine Kundenkartei enthält alles Wiſſenswerte über die Kunden und ermöglicht 
bei genauer Eintragung jederzeit eine auf die Mentalität der Umworbenen gut abgeſtimmte 
Werbung. Aus der Karte eines Kunden iſt auch die Zahl der Angebote, die Zahl ſeiner An— 
fragen und Beſtellungen nach Menge, Preis und Warengruppe ſowie ſeine Hauptbedarfs— 
zeit zu erſehen. Die Kundenkartei gibt in Verbindung mit der Erfolgskontrolle für die ein⸗ 
zelnen Werbemittel die beſte Unterlage für eine Abſatzſtatiſtik, die den Abſatzvergleich für 
die einzelnen Jahre nach Warengruppen, Bezirken und Verbrauchergruppen geſtattet. 


Die Anzeige 

Durch das verbreitetſte Werbemittel, die Anzeige, wirbt man in Zeitungen, in Zeit⸗ 
ſchriften, Adreß⸗ und Telefonbüchern um Kunden, weiter in Werbeſchriften für den 
Fremdenverkehr, in Geſchäftsverzeichniſſen, teilweiſe auch in Programmen und Führern 
durch Ausſtellungen und Meſſen. 

Die Wahl des Anzeigenträgers (beſonders der Zeitung) ſollte nicht nur nach der 
Auflagenhöhe geſchehen. Auch die Zuſammenſetzung des Leſerkreiſes, das Verbreitungs⸗ 
gebiet der Zeitung, der Umfang und die Geſtaltung des Anzeigenteils ſind für die Beur- 
teilung der Erfolgsausſichten wichtig. Eine Verſuchsanzeige vor einem größeren Anzeigen— 
abſchluß gibt Hinweiſe für die Geſtaltung der folgenden Anzeigenwerbung. 

In den Anzeigen-Preisliſten der Zeitungen und Zeitſchriften findet man die 
Höhe und Breite des Satzſpiegels, die Spaltenbreite, die Grundpreiſe, Aufſchläge und 
Nachläſſe, die Erſcheinungsweiſe, die Grundſchrift, die Zahlungsfriſten u. a. Für den Wer⸗ 
bungtreibenden iſt die Kenntnis der auf der Rückſeite der Preisliſte angegebenen „Allge— 
meinen Geſchäftsbedingungen für das Anzeigenweſen“ in Verbindung mit den „Zuſätz⸗ 
lichen Bedingungen des Verlages“ wichtig. Die in der dritten Bekanntmachung des deutſchen 
Werberates veröffentlichten Richtlinien (mit ſpäteren Ergänzungen) dienen der Behebung 
von Mißſtänden auf dem Gebiet des Anzeigenweſens und ſind für alle Verleger verbindlich. 

Einen Überblick über Zeitungen und Zeitſchriften mit allen Einzelheiten geben Zei— 
tungskataloge wie z. B. der Zeitungskatalog des Reichsverbandes der deutſchen Wer— 
bungsmittler, Berlin. 

Manche Inſerenten ſind oft enttäuſcht über den Ausfall der Anzeigen. Das rührt da⸗ 
her, daß die Manuſkripte teils mit Bleiſtift, teils mit Tinte oder Maſchinenſchrift in fort- 
laufendem Text auf ein Blatt gebracht, auffällig zu druckende Wörter oder Zeilen mehrere 
Male unterſtrichen werden und das andere dem lieben Herrgott und dem Akzidenzſetzer 
überlaſſen bleibt. Es iſt beſſer, man gibt der Anzeige die Form, die man zu haben 
wünſcht, berechnet die Zahl der Buchſtaben, die auf eine Zeile gehen, und liefert dem Verlag 
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ein deutlich lesbares, am beſten mit der Maſchine geſchriebenes Manuſkript und für Bild⸗ 
wiedergaben Zeichnungen oder Photographien. Ein Aufriß zeigt die gewünſchte Anord⸗ 
nung von Bild und Text. Angaben über die Erſcheinungstage, über die Größe der Anzeige, 
über die Anzahl der Spalten und den gewünſchten Platz, die gewünſchten Schriftgrößen 
und ⸗ſtärken dürfen nicht fehlen. Kennt man die Schriftart nicht nach Namen und Grad, 
dann klebt man aus der Zeitung Ausſchnitte der gewünſchten Schrift an den Rand. 

Die Textgeſtaltung: Wenig wirkſam iſt eine Anzeige, die nur die Anſchrift und den 
Geſchäftszweig enthält. Ihr fehlt eine Vorausſetzung: das werbende Angebot. Um eine gute, 
zum Kauf lockende „Verkaufsanzeige“ entſtehen zu laſſen, um das Intereſſe zum Kauf⸗ 
wunſch zu ſteigern, iſt es nötig, die Ware nicht nur genau zu kennen, ſondern ſie mit den 
Augen des Kunden zu betrachten. Aus den bereits feſtgeſtellten Verkaufspunkten und Kauf⸗ 


Lügt 
Frau Müllers Paß? 


Laut ihrem Paß iſt Frau Müller 
43 Jahre alt, dabei ſieht ſie wie 35 aus. 
Frau Müller wußte ſich eben ihr gutes 
Ausſehen zu erhalten! Sie ſorgte bei⸗ 
zeiten für eine Kräftezufuhr — und ſo 
litt die Geſundheit nicht unter der vielen 
täglichen Arbeit. Wenn man ſich 
dauernd abrackert, dann braucht der 
Organismus neue Aufbauſtoffe. Dieſe 
neuen Kräfte führt man dem Körper 
durch das Köſtritzer Schwarzbier zu. 
Der hohe Röſtmalzgehalt des Köſtritzer 
Schwarzbieres iſt ein wahrer Balſam 
für die Nerven und den Organismus. 
Trinken Sie es von jetzt ab täglich! 
Köſtritzer Schwarzbier iſt erhältlich in 
den Bierhandlungen und Lebensmittel⸗ 

geſchäften. x) 


antrieben (ſiehe Werbeplanung) wählt man die wirkſamſten aus und geftaltet daraus einen 
lebendigen, klaren Text. Man ſchreibt, wie man ſpricht. Einzelworte an Stelle von Sätzen 
ſind nur in Kleinanzeigen verwendbar. Verſe üben auf viele Leſer eine beſondere An⸗ 
ziehungskraft aus. Sie müſſen ſchlagwortartig, kurz, rhythmiſch einwandfrei und leicht auf⸗ 
zunehmen ſein, wenn ſie ſprichwörtlich werden ſollen. „Zeitgemäß denken —Elektriſches 
ſchenken!“ — „und deshalb ein für allemal: die Schuhe putzt man mit Erdal!“ Bei lokaler 
Werbung iſt durch die Anwendung des Dialekts noch eine weitere Möglichkeit der leichteren 
Beeinfluſſung gegeben. Durch Übertreibungen, Superlative, marktſchreieriſche Anprei⸗ 
ſungen, durch Irreführung der Umworbenen z. B. über die Herſtellungsart oder die Be⸗ 
ſchaffenheit der Ware, durch Herabſetzung des Wettbewerbers oder feiner Ware, durch text⸗ 
liche und bildliche Geſchmackloſigkeiten gerät der Werbungtreibende in Widerſpruch zu den 
geſetzlichen Beſtimmungen. Nur die wahrheitsgetreue, ehrliche Werbung für eine Leiſtung 
kann auf die Dauer Erfolg bringen. Die angezeigten Waren müſſen am Erſcheinungstag 
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der Anzelge in genügender Menge und zu den angezeigten Preiſen vorhanden ſein. Jede 
Nachahmung einer fremden Anzeige (oder ihrer charakteriſtiſchen Einzelheiten) iſt als Verſuch 
einer Täuſchung des Leſers verboten (Plagiat !). 

Da die Gefahr beſteht, daß die Umworbenen eine Anzeige infolge Krankheit, Reiſe 
oder beruflicher Überlaſtung nicht leſen, und da der Menſch flüchtige Erſcheinungen leicht 
vergißt, gibt man mehrere Anzeigen hintereinander auf, um den Leſer mehrfach auf 
„meine“ Ware und „meine“ Firma in kaufanregender Weiſe aufmerkſam zu machen. Man 
wiederholt bei einer derartigen Anzeigenreihe die Umrandung oder die Anordnung, die 
Größe oder das Format, die Drucktype oder die charakteriſtiſche Firmenzeichnung (die ſich 
als Bild einprägen ſoll!), das Warenzeichen oder die Warenpackung, oder man wählt für 
jede Folgeanzeige die gleiche Stelle (Erinnerungswecker!). Text, Schlagzeile oder Bild— 
blickfang werden jedoch, um den Leſer jederzeit wieder zu packen, möglichſt abwechſlungs⸗ 
reich geſtaltet. Es iſt auf jeden Fall günſtiger, mit kleinerem Format öfters zu inſerieren 
als mit einem größeren nur einmal. 

Geſchloſſene Textgruppen, möglichſt einheitliche Schrift, ein geſchickter Aufbau der 
Anzeige ermöglichen ein leichtes Erfaſſen des Inhalts. Jede Überladung der Anzeige mit 
Text, Schriftarten, Bildern oder Verzierungen vermindert die Wirkung der Anzeige. Der 
Leſer ſtudiert die Anzeige nicht, ſondern überfliegt ſie mit einem Blick. Bei Anzeigen mit 
weißer Schrift auf ſchwarzem Grund (Negativanzeigen) iſt die Überladung mit Text oder 
Bildern beſonders ungünſtig. Hier erzielen wenige, aber genügend große Typen oder Bilder 
beſte Wirkung. f 

Die äußere Geſtaltung: Da die Anzeige in unmittelbarem Wettbewerb mit einer 
Fülle von anderen Anzeigen ſteht, iſt es notwendig, daß ſie ſich durch die Art ihrer äußeren 
Geſtaltung bereits bei flüchtigem Betrachten einer Seite durch den Leſer Beachtung er- 
zwingt. Der Blick des Leſers kann gefangen werden durch weißen Raum, der bei geſchickter 
Textanordnung entſteht; durch Kreiſe, Rechtecke, Balken u. a.; durch Schlag- oder Kopf⸗ 
zeilen; durch das anſchauliche und lebendige Bild, das ebenſo wie die Schlagzeile auf die 
Ware hinſtimmen muß. Es iſt nicht einfach, eine wirkungsvolle Bildanzeige zu ſchaffen. 
Wer nicht ſelbſt ideenreich iſt, übergebe die Ausarbeitung einem erprobten Werbefachmann, 
der in der pſychologiſchen Auswirkung einer Anzeige auf den Leſer Erfahrung hat. Der 
Blick wird weiter gefangen bei beſonders vorteilhaftem Angebot durch den Preis; durch die 
Art der Schrift (gezeichnete Schriften); durch die Schutzmarke oder durch Aufklebemarken; 


216 V. Wirtſchaftswerbung 0 


durch die Eigenart des Textaufbaues; in der Zeitſchrift auch durch farbige Anzeigen. Durch 
die Verwendung von Raſtern erzielt man eine ſchwarz⸗weiß⸗graue Wirkung, die innerhalb 
der vorherrſchend ſchwarz-weißen Anzeigengeſtaltung auffällt. Auch die Häufung der⸗ 
ſelben Anzeige auf einer Seite (3. B. in den vier Ecken) oder die Häufung des Firmen⸗ 
namens, der Warenbezeichnung, der Bilder oder des Warenzeichens in einer Anzeige iſt gut 
geeignet, die Aufmerkſamkeit zu erregen. ve . 

Eine Umrandung iſt zur Abgrenzung gegen benachbarte Anzeigen nötig. Iſt die 

Umrandung nicht ſchematiſch geſtaltet, ſo dient ſie gleichzeitig dem Blickfang. 

! Auch die Platzwahl vermag zur Wirkungsſteigerung einer Anzeige beizutragen. Man 
ſucht wirkungsvolle Plätze, z. B. unter Textteilen, am Rand oder in den Ecken (um den 
Zeitungsrand mit auszunützen), zwiſchen den Kleinanzeigen, bei den Familiennachrichten 
oder dem Vergnügungsteil, und erprobt ihren Erfolg. Die werbewirkſame Geſtaltung mit 
gutem Blickfang iſt jedoch das Wichtigſte. 

Nur die Erinnerungsanzeige bleibt möglichſt gleichmäßig geſtaltet. Sie hat die 
Aufgabe, dem Verbraucher eine Firma, eine Ware oder ein Markenzeichen durch dauernd 
gleichbleibende Wiederholung feſt einzuprägen. 5 

Werbung koſtet Geld. Jeder Werbungtreibende ſollte ſich daher eine genaue Überſicht 
über die Erfolge verſchaffen. Durch die Feſtſtellung des Erfolges kontrolliert man den Wert 
der verſchiedenen Anzeigenträger und der verſchiedenen Anzeigen. Dies wird durch Ein⸗ 
ſchaltung beſonderer Kennzeichen in die Anzeige oder durch Zuſätze hinter der Anſchrift er⸗ 
möglicht. Z. B.: Leipziger Straße 45a, 45 b, Abe oder: Abteil. 1, 2, 3 oder: Senden Sie 
mir gegen dieſen Abſchnitt koſtenlos Ihren Katalog 28abe, 26ab, 26a oder: man ſetzt 
zu dem Namen der Firma die Anfangsbuchſtaben der Zeitung: WB 1, 2, 3 oder 69/1 
(Zeitung Nr. 69, Entwurf 1). Die Kennzeichen können auch auf einem der Eckanzeige bei⸗ 
gefügten Beſtellſchein vermerkt werden. Der Beſtellſchein ſoll dem Leſer einen ſtärkeren 
Anreiz zum Abſenden der Beſtellung geben (Gratisproben! ). 

Alle mit einem derartigen Kontrollzeichen verſehenen einlaufenden Anfragen und Be⸗ 
ſtellungen werden auf der entſprechenden Karteikarte für die Erfolgskontrolle erfaßt: 


Streu- und Erfolgs kartei für Anzeigen 


Blatt: Völkiſcher Beobachter, Aufl.: 480000 Febr. 19. 


Anzeigen⸗Kummer 
Soll erſcheinen amn 
Beſtellt m ..n 
Spalten 
Größe in i 
Platzvorſch ift 
Kontroll zeichen 
Belege n 8 
Brutto Preis 
Nöch lan 
Netty Preiss 
Rechnün g 
Beh; 
Druckſtock (Matern) gejandt . 
Druckſtock zurü kl f 
Anträgen ß 1 24 1115 

Auftrage 105.— 190.— 60.— | 170.— 


Kurzzeichen: / - Rechte Seite, rechte untere Ecke + = rechtzeitig, fehlerfrei erſchienen 


Die numerierten Belege find geordnet aufzubewahren, 4 
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Den Werbungtreibende kann fich auch der Werbungsmittler bedienen. Werbungs⸗ 
mittler ſind z. B. die Annoncen⸗Expeditionen, die Werbeaufträge zum Teil über die ganze 
Welt beſorgen. Die Werbungsmittler beraten über Anzeigenträger und erſparen dem 
Werbungtreibenden Porto, Zeit und die Vervielfältigung der Manuffripte. Anzeigenver⸗ 
treter (Akquiſiteure) ſammeln Anzeigenaufträge. Sie handeln in fremdem Namen und für 
fremde Rechnung. 

Der Werbebrief 

Ein Werbebrief hat die Aufgabe, Intereſſenten als neue Kunden zu werben, 
Vertreterbeſuche vorzubereiten oder „nachzufaſſen“ und als Verſuchsbrief den Kaufwillen 
von Verbraucherkreiſen feſtzuſtellen. Beſonders in Verbindung mit Proſpekten, Katalogen 
oder Muſtern oder als Ergänzung der Anzeigenwerbung iſt der Werbebrief ein wirk— 
ſames Werbemittel. Durch ſein Außeres muß er bereits die rechte Stimmung für die 
Aufnahme des Briefinhaltes ſchaffen. Ein griffiges Papier, ein geſchmackvoll geſtalteter 
Briefkopf (möglichſt mit dem Warenzeichen oder einem entſprechenden Bild), eine 
harmoniſche Verbindung von Papier und Druckfarbe vermögen dem Umworbenen das 
Gefühl der perſönlichen Wertſchätzung zu vermitteln. 

Der Text muß dem logiſchen Zuſammenhang gemäß überſichtlich gegliedert ſein, 
um die Aufnahme des Inhaltes zu erleichtern. Schmutzige Typen, mattes Schriftbild, ra⸗ 
dierte oder übertippte Stellen und geſchmackloſe Textanordnungen vermindern die Werbe- 
wirkung des Briefes beträchtlich. 

Die Textgeſtaltung: Kein Werbemittel bietet wie der Werbebrief die Möglichkeit, 
den Text auf den Empfänger abzuſtimmen. Je mehr ſich der Briefſchreiber in die Gedanken⸗ 
und Gefühlswelt der Umworbenen verſetzen kann, je genauer er die anzubietende Ware 
kennt, deſto beſſer wird ihm die Textgeſtaltung gelingen, deſto größer wird die Überzeu— 
gungskraft des Briefes werden. Eine ſorgfältig geführte Kundenkartei vertieft das Bild 
des Empfängerkreiſes. Eine langweilige, ſchematiſche Einleitung des Briefes wie: „Wir 
geſtatten uns, Sie davon in Kenntnis zu ſetzen, daß .. .“ reizt nicht zum Weiterleſen. Der 
erſte Satz muß bereits auf das Intereſſengebiet oder auf Kaufmotive der Umworbenen 
abgeſtimmt ſein. Das Intereſſe wird auch durch eine Schlagzeile oder durch ein Bild ge— 
weckt. Der Einleitung folgt eine kurze, geſchickte Überleitung auf das Angebot. Selbſt⸗ 
verſtändlich find für den Fachmann andere Kaufantriebe (z. B. Leiſtungsſteigerung oder 
Gewinn) zu wählen als für die Hausfrau (z. B. Zeit-, Geld- und Krafterſparnis, äſthetiſches 
Empfinden, Familienſinn). Kurze Sätze, lebendig und intereſſant geſchrieben, die die 
Vorzüge der angebotenen Ware klar vor Augen führen, feſſeln den Leſer. Da den Ver⸗ 
braucher vor allem die Vorzüge der Ware intereſſieren, die ihm perſönlich Nutzen oder 
Freude verſprechen, ſo ſind dieſe Verkaufspunkte beſonders ſtark herauszuarbeiten. Nicht 
mein Vorteil, ſondern nur der Vorteil des Kunden beſtimmt den Inhalt des Briefes. 
Mögliche Fragen und Einwendungen werden vorweggenommen, beantwortet oder 
widerlegt. . 

Bei aller Natürlichkeit und leichten Verſtändlichkeit des Inhaltes ſoll die Sprache 
des Briefes gepflegt und gefeilt fein. Allgemeine Redensarten lerſtklaſſig, prima, erſtaunlich 
niedrige Preiſe) und eine Häufung von Fremdwörtern vermögen nicht zu überzeugen. 
Falſche Zeichenſetzung und fehlerhaftes Deutſch zeigen mangelhafte Allgemeinbildung und 
vermögen niemals eine Werbewirkung auszuüben. Man achte darauf, häufige Fehler zu 
vermeiden wie doppelte Superlative (größtmöglichſte Auswahl), Doppelungen (das kann 
möglich ſein), falſche Kürzungen (Kinderkleider von 10—12 Jahren), ſchwerfällige Längen 
(unſere Preiſe haben eine Erhöhung erfahren) oder häßliche Ausdrücke (unfere diesbe— 
zügliche Antwort, der fragliche Füllfederhalter, wir überreichen Ihnen beigefaltet, 
wir erwarten Ihre baldgefällige Antwort) und die Wortumſtellung nach dem Binde— 
wort „und“ (.. . und begrüßen wir Sie). Auch Anreden wie Titl., Hochwohlgeboren, PP. 
oder NN. ſind in einem neuzeitlichen Brief wirklich fehl am Platze. In Rundſchreiben wird 
die perſönliche Anſchrift durch allgemein gehaltene Überſchriften wie „Sehr geehrter Herr, 
ſehr geehrte Hausfrau, an meine werte Kundſchaft“ erſetzt. 
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CON TIN E NTA 


SIIENT 


Die deutsche geräuschlose Schreibmaschine 


Sehr geehrter Herr, 


* 


ein witziger Kopf hat früher einmal die Schreibmaschine 
das Maschinengewehr des Geistes genannt. Dieser Geistes- 
blitz war zweifellos vom Klappern der Schreibmaschinen 
beeinflußt. 


Heute gehören beide - der geistreiche Ausspruch und das Ge- 
klapper - der Vergangenheit an. 


Endlich gibt es eine Schreibmaschine, deren Arbeitsweise nicht 
stört, wenn Sie im gleichen Raum telefonieren, verhandeln und 
diktieren möchten, 


Ohne jede Ablenkung können Sie nachdenken, wenn bei Ihnen auf 
einer Continental-Silenta“ geschrieben wird. Leichter und 
fruchtbarer strömen die Gedanken und schnelle ‚Konzentration 
bedarf keiner anstrengenden Mühe mehr. 


Die "Continental-Silenta" ist für die Büros der Kaufleute 
ebenso geeignet wie für die Verwaltungsdienststellen der Be- 
hörden und die Arbeitszimmer der Wissenschaftler und Künstler. N 


Unsere Zeit hat dem Schaffenden die Arbeitsfreude wieder ge- 
schenkt. Auch die "Continental-Silenta" gehört zu den Errungen- 
schaften der Technik, die Arbeit zur Freude machen. 


Sie sollten die "Continental-Silenta" recht bald kennen lernen! 

Lassen Sie sich die Maschine vorführen, hören Sie einmal zu, N 

wenn auf diesem Wunderwerk deutscher Präzisionsarbeit ge- 

schrieben wird. 5 x 


Es ist nicht zuviel gesagt: Sie 98 700 begeistert sein! 


Bitte vergessen Sie nicht, in Ihrer freundlichen Antwort g 
anzugeben, wann Ihnen eine Ar Vorführung an- 7 
genehm ist. 8 


Hei! Hitler! f : 


Wanderer-Werke 
vorm. Winklhofer & Jaenicke Akt Ces. 
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Der Schluß des Briefes muß dem Leſer noch einmal einen ſtarken Antrieb zum Han⸗ 
deln, zum Beſtellen, zum Beſichtigen, zur Anforderung eines Katalogs oder Vertreter- 
beſuches geben. Eine dem Brief beigefügte — möglichſt vollſtändig vorgedruckte — Be- 
ſtellkarte erleichtert den Entſchluß zum Kauf. Schemaſätze aber wie: „Beſtellen Sie ſofort“ 
wirken nicht im geringſten. Führt der erſte Brief zu keinem Erfolg, ſo zeigen Nachfaßbriefe 
neue Vorzüge der Ware unter Verwendung neuer Kaufantriebe oder unter Beifügung 
von Proſpekten, Urteilen anderer Abnehmer oder von Muſtern. 

Der mit der Schreibmaſchine geſchriebene und perſönlich mit Tinte unterzeichnete 
Brief wird ſtets am wirkungsvollſten ſein. Da dies jedoch nicht immer möglich iſt, ſo iſt eine 
gute Vervielfältigung zu wählen (z. B. durch Typendrucker). Bei der Vervielfältigung des 
Briefes iſt darauf zu achten, daß die Anſchrift oder die Tagangabe nicht durch einen anderen 
Farbton ſofort die Vervielfältigung, alſo die Maſſenwerbung, erkennen läßt. 


Die Werbedruckſchrift 


Die Werbedruckſchrift erſcheint als Werbezettel (Handzettel, Einwickler, Beipad), 
als Preisliſte oder Werbepoſtkarte, als Proſpekt oder Katalog, als Werbebroſchüre oder 
Hauszeitſchrift, als Kalender oder Gebrauchsanweiſung. Werbedruckſchriften dienen der 
Einführungs⸗, der Verkaufs⸗ oder der Erinnerungswerbung. Die Werbewirkung der 
Werbedruckſchrift hängt neben dem Text⸗ und Bildinhalt beſonders von der Wahl des 
Papieres, der Schrift (Art und Größe paſſend zur Ware!) und des Druckverfahrens ab. 
Weiter iſt die überſichtliche Aufteilung der Seiten, die Blicklenkung durch Farbe und 
Schlagzeilen, ſowie die harmoniſche Verbindung von Bild und Text weſentlich. 

Die Werbepoſtkarte wird als Beilage in Briefen, Proſpekten und Katalogen ge- 
ſtreut. Sie iſt zur Verteilung durch Reiſende oder auf Meſſen und Ausſtellungen gut ge- 
eignet. Da ſie — beſonders als Bildpoſtkarte — gern nochmals zum Schriftverkehr verwendet 
wird, hat ſie doppelte Streuwirkung. Auch als Nachfaßkarte bei erfolgloſen Werbebriefen 
ſind Poſtkarten gut verwendbar. 

Der Proſpekt muß die Aufmerkſamkeit durch eigenartige Geſtaltung des geſamten 
Außeren oder der erſten Seite auf den erſten Blick feſſeln. Falzung und Stanzung, ein Bild 
voller Bewegung, eine humorvolle Warendarſtellung, eine ſpannungsreiche Schlagzeile 
oder der Farbreiz ſind wirkungsvolle Mittel. Dieſe Blickfänge müſſen zur Ware überleiten. 
Die zweite Seite oder die nächſten Seiten dürfen keine trockene Beſchreibung der Ware 
geben, ſondern müſſen den Leſer intereſſieren, durch gefühlsmäßige Beeinfluſſung das 
Verlangen nach dem Beſitz der Ware wecken oder ſteigern und den Entſchluß zum Kauf 
auslöſen. Wie bei dem Entwurf eines Werbebriefes muß der Werbungtreibende die Fähig- 
keit beſitzen, ſich in die Gefühls⸗ und Gedankenwelt des Umworbenen zu verſetzen. Der 
Text muß leicht verſtändlich ſein und volle Klarheit über die Beſchaffenheit der Ware, ihre 
Vorzüge, Verwendungsmöglichkeiten und über ihre Behandlung ſchaffen. Eingeſtreute Ge- 
brauchsanweiſungen erhöhen den Wert des Proſpektes, Urteile von Verbrauchern verſtär⸗ 
ken das Vertrauen. Da inhaltlich und drucktechniſch gute Bilder eine größere Überzeugungs⸗ 
kraft als Worte beſitzen, ſo iſt auf ihre Verwendung großer Wert zu legen. Bilder dürfen 
jedoch keinen langweiligen Warenaufbau zeigen, ſondern müſſen die Ware lebendig, an⸗ 
ſchaulich, künſtleriſch, wenn möglich im Gebrauch durch Menſchen zeigen. Jede Überladung 
eines Bildes mit Einzelmotiven iſt zu vermeiden. 

Als Format für den zwei⸗, vier- oder achtſeitigen Proſpekt verwendet man PIN A4 
(297 * 210 mm), DIN A 5 (210 * 148 mm), DIN A 6 (148 K 105 mm). Um dem Inter⸗ 
eſſenten die Beſtellung ſo leicht wie möglich zu machen, ſollte dem Proſpekt immer eine 
Beſtellkarte beigefügt ſein. 

Der Katalog hat die Aufgabe, eine größere Zahl von Waren zu zeigen und auf 
längere Zeit zu wirken. So iſt zur Verlängerung der Lebensdauer — auch bei der Loſe— 
Blatt⸗Form — ein feſter Umſchlag nötig. Die innere Geſtaltung entſpricht der des Pro— 
ſpektes. Bei umfangreichen Katalogen iſt eine überſichtliche Einteilung (Regiſter, Inhalts⸗ 
verzeichnis nach Warengruppen oder nach dem Alphabet) von großem Wert. Auswechſel⸗ 
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bare Preisliſten ſind praktiſch. Auch den Katalogen müſſen i immer Beſtellkarten beilegen. 
Die Firma iſt möglichſt auf jeder Seite anzugeben. 

Die Werbebroſchüre ſoll das Intereſſengebiet des Umworbenen erweitern, Anre⸗ 
gungen geben und durch Belehrung und Beratung werben. Die ee Form iſt 
beſonders bei Broſchüren für Nichtfachleute vorzuziehen. 

Die Hauszeitſchriften haben die Aufgabe, zwiſchen Kunden und Firma eine ſtändige 
Verbindung zu ſchaffen, um den Kunden als Dauerkunden zu gewinnen oder zu erhalten. 
Induſtrielle Werke unterſtützen durch Hauszeitſchriften die Verkaufsbemühungen des er 
handels. 

Der Kalender hat den Vorzug, als Gebrauchsgegenſtand das ganze Jahr edthe de 
zu werden und durch den Firmenaufdruck immer wieder an eine beſtimmte Firma zu er⸗ 
innern. Gerade der Gebrauchswert einer Druckſchrift hilft die Fragen löſen: Wie ver⸗ 
anlaſſe ich den Umworbenen, meine Werbemittel aufzuheben? Gebrauchsanweiſungen, 
möglichſt mit Abbildungen, auf Einwickelpapieren, in Proſpekten und Katalogen, Löſch⸗ 
blätter, Lineale und Stundenpläne mit Firmenaufdruck, Wetterkarten, Sammelmappen 
als Ratgeber, Serien von Druckſachen, die geſammelt als Nachſchlagebücher dienen können, 
haben Gebrauchswert und regen zum Aufheben der Werbemittel an. 


Das Schaufenſter 

Das Schaufenſter hat den Vorzug, die Ware ſelbſt zu zeigen und die ſofortige 
Gelegenheit zum Kauf zu bieten. Raum und Licht, Farbe, Anordnung, Schrift und Bild 
ſind die Mittel, die der Einzelhändler zur Wirkungsſteigerung der gezeigten Ware ver⸗ 
wenden kann. Das Schaufenſter ſoll eine Überſicht über die vom Geſchäft geführten 
Waren geben und gleichzeitig den Beſchauer zum Kaufen reizen. Ein Leitgedanke hat jeder 
Schaufenſterwerbung ein beſtimmtes Ziel zu geben. 

Der Kaufanreiz wird durch die Anſchaulichkeit der Warendarſtellung verſtärkt, 
welche nach Möglichkeit die Verwendung der Ware im täglichen Gebrauch zeigt. Unüber⸗ 
ſichtlich geſtaltete Schaufenſter mit zuviel Waren verwirren den Beſchauer, der das Schau⸗ 
fenſter meiſt nur kurze Zeit betrachtet. Harmoniſche Farbzuſammenſetzungen ſteigern die 
Wirkung der ausgeſtellten Ware. Das Schaufenſterplakat ergänzt durch Text und Bild, 
was die Ware ſelbſt nicht zu zeigen vermag. Durch das ee erfährt der Beſchauer 
den Preis, kann vergleichen und in Ruhe den Kauf überlegen. In enger Verbindung mit 
der Ware muß der Firmenname ſtehen. Der Geſchäftsinhaber will ja nicht nur für eine 
Ware, ſondern für ſeine Ware werben. Eine zu geringe Beleuchtung läßt die Ware düſter 
erſcheinen. Die Blendung des Beſchauers durch nicht verdeckte Lampen oder die Spiege⸗ 
lung des Lampenlichtes in Scheiben der Rückwand muß vermieden werden. So hat der 
Schaufenſtergeſtalter eine Fülle von Einzelheiten zu beachten, um das Schaufenſter „wer⸗ 
bend“ zu geſtalten. 

Meſſen und Ausſtellungen 

Meſſen und Ausſtellungen bieten durch das Zuſammentreffen von vielen Käufern u und 
Verkäufern gute Verkaufsmöglichkeiten. Die Bezeichnung Meſſe dürfen mit Genehmigung 
des deutſchen Werberates nur noch führen: die Leipziger Frühjahrs⸗ und Herbſtmeſſe, 
die deutſche Oſtmeſſe in Königsberg, die Kölner, die Breslauer und die Wiener Meſſe. 
Fachmeſſen ſollen jährlich nur einmal als „Reichsfachmeſſen“ möglichſt i in Verbindung mit 
Reichsverbandstagungen veranſtaltet werden. 

Veranſtaltungen eines einzelnen Unternehmens für ſeine eigenen Waren dürfen nur 
die Bezeichnung „Schau“ führen. Eine „Ausſtellung“ wird von einer Mehrzahl von Firmen 
eines größeren Bezirkes mit Waren verſchiedener Art veranſtaltet. Die Veranſtalter 
einer Meſſe oder Ausſtellung bedürfen in jedem Fall der Genehmigung des Werberates. 
Auch die Modenſchau bedarf der Genehmigung, falls ſie nicht nur der Eigenwerbung des 
Veranſtalters dient. 

Für die Ausgeſtaltung eines Meſſeſtandes iſt wichtig die Lage, bie Beleuchtung, die 
Behauptung gegen die Umgebung durch ſtarke Gegenſätze, wohltuende farbige Geſamt⸗ 
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ſtimmung, klare Schrift für Schlagworte und die Firmenbezeichnung, künſtleriſche und an- 
ſchauliche Bilder als Ergänzung der gezeigten Waren, bewegter Blickfang (3. B. aufleuch— 
tende ſtatiſtiſche Tafeln), reiches Proſpektmaterial, bequeme Sitzgelegenheit. 


Das Plakat 


Man unterſcheidet Innen⸗ und Außenanſchlag, Dauer- und Bogenanſchlag. Der 
Außenanſchlag ſoll außerhalb geſchloſſener Räume werben. Die Werbung durch Dauer: 
anſchlag iſt für einen Zeitraum von länger als einem Vierteljahr vorgeſehen. Der 
Daueranſchlag in der Form von Schildern aus Metall, Holz, als Wandbemalung oder 
Fahnenſchild gilt als Schildanſchlag. Für Daueranſchläge außerhalb geſchloſſener Ort— 
ſchaften hat der Werberat die Genehmigung allgemein verſagt. Als Ausnahme iſt nur der 
Außenanſchlag an der Stätte der eigenen Leiſtung für Waren geſtattet, die an der Stelle 
des Anſchlages hergeſtellt oder verkauft werden; ferner die Anbringung an Fahrzeugen, 
innerhalb von Bahnanlagen, an Flächen (Scheunenwände) und mit Einſchränkungen auch 
an Ortsſchildern, Wegweiſern und in der Nähe von beſonderen Veranſtaltungen. Der 
Daueranſchlag innerhalb geſchloſſener Ortſchaften iſt nur an Stätten der eigenen Lei⸗ 
ſtung, innerhalb von Bahnanlagen eines öffentlichen Verkehrsunternehmens, an nicht feſt 
angebrachten Stellen (Fahrzeuge und Träger) und an Flächen (Häuſerwände) geſtattet. 
Hinweisſchilder für Gaſthöfe, Ausbeſſerungsſtätten für Kraftfahrzeuge und für Tank⸗ 
ſtellen in Ortſchaften mit weniger als 30000 Einwohnern, Schildanſchlag an feitgebauten 
undurchſichtigen Umzäunungen und unter beſonderen Bedingungen an Wänden und Gie— 
beln eines Gebäudes iſt erlaubt. Leuchtanſchlag darf am Tage nicht verunſtaltend wirken. 

Der Bogenanſchlag iſt ein Außenanſchlag aus Papier. Der Werberat hat die Genehmi⸗ 
gung zur Wirtſchaftswerbung durch Bogenanſchlag an feſt angebrachten Stellen (Mauern, 
Scheunen uſw.) außerhalb geſchloſſener Ortſchaften allgemein verſagt. Ausgenommen ſind 
wieder nur der Anſchlag an der Stätte der eigenen Leiſtung, der Anſchlag innerhalb von 
Bahnanlagen und der Anſchlag für die Zeit beſonderer Veranſtaltungen. In geſchloſſenen 
Ortſchaften darf die Werbung durch Bogenanſchlag nur an den ordentlichen Anſchlagſtellen 
geſchehen (Säulen oder Tafeln). Die meiſten deutſchen Länder haben außerdem ſchon 
früher Geſetze gegen die Verunſtaltung von Landſchaften und Ortſchaften erlaſſen. 

Das Plakat muß auf größere Entfernung deutlich zu erkennen und leicht zu leſen ſein. 
Starke Farben verſtärken die Eindruckskraft des Plakates. Der Text iſt kurz, meiſt ſchlag⸗ 
wortartig. Die Klarheit des Inhaltes iſt Vorausſetzung für einen Werbeerfolg, denn mit 
einem Blick muß der Leſer den Inhalt des Plakates erfaſſen. 


Das Warenzeichen 


Das Warenzeichen (Schutzmarke, Fabrik- oder Handelsmarke) ſoll die Herkunft und 
die Güte einer Ware kennzeichnen. Man unterſcheidet Bild-, Wort- und aus beiden ge⸗ 
miſchte Warenzeichen. Das Warenzeichen muß einfach und charakteriſtiſch geſtaltet ſein, 
ſo daß es ſich klar von anderen Warenzeichen unterſcheidet und ſich dem Beſchauer leicht 
einprägt. Zu ſchwere und zu lange Warenbezeichnungen werden ihren Zweck nicht erfüllen. 
Die Warenzeichen können in die Zeichenrolle beim Reichspatentamt, Berlin, eingetragen 
werden und ſind durch das Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen von 1894 (Neu⸗ 
faſſung von 1936) auf 10 Jahre geſchützt. Auch die Ausſtattung von Waren, der Verpackung, 
von Preisliſten u. a. genießen, ſoweit ſie als Kennzeichen gleichartiger Waren einer Firma 
innerhalb der beteiligten Verkehrskreiſe gelten, den Schutz wie das Warenzeichen. Einen 
weiteren Schutz des geiſtigen Eigentums gewähren die beiden Urheberrechtsgeſetze von 
1901 und 1907, die $$ 1 und 16 des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb und der 
$ 826 des BGB. 

Die Packung 

Die Packung iſt ein Mittel, die Waren auch äußerlich immer wieder als ein beſtimmtes 
Erzeugnis zu kennzeichnen. Die Packung wirkt ähnlich wie eine Schutzmarke als Kenn⸗ 
oder Gütezeichen. Das Berliner Weißbierglas oder die Leipziger Goſe ſind ſolche Original— 
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ſchöpfungen von altem Brauch, ebenſo die Benediktiner⸗, Steinhäger⸗ oder Mampeflaſche, 
die Odol⸗, Pixavon- oder Maggiflaſche. Wo eine eigenartige Form nicht möglich iſt, wird 
eine beſondere Art der Farbe oder Schrift zur Ausſtattung gegeben. Die Parfüm-, die 
Zigaretten- und die Schmuckwareninduſtrie z. B. wetteifern in der Ausſtattung derartiger 
Packungen, die manchem Kunden ebenſo wichtig wie die Ware werden. | 


Die Filmwerbung a 
Der Film iſt anſchaulich und lebendig. Man verwendet Werbekurzfilme von 
30—200 m Länge, Werkfilme, welche die Vorführung einer Ware oder die Führung 
durch einen Betrieb erſetzen können, Kulturfilme über die Erzeugung oder Ver⸗ 
wendung von Gebrauchs- oder Kulturgütern und Standardfilme, die von der Film⸗ 
induſtrie für beſtimmte Geſchäftszweige angefertigt werden. Viele Induſtriewerke haben 
ihre Vertreter — beſonders im Ausland — mit Film- und Vorführungsapparaten ausge⸗ 
ſtattet, die beſſer als Kataloge die Wirkſamkeit einer Ware vor Augen führen können. 
Muſik und Wort, Farbe, Text und Bild, die Bewegung, der Humor, die Konzentration 
durch die Dunkelheit — all dies trägt zur Wirkungsſteigerung des Films bei. Etwa 5000 
Filmtheater ſtehen in Deutſchland zur Filmwerbung zur Verfügung. Das Lichtbild 
(Diapoſitiv) iſt die Anzeige in der Kinowerbung. Wenig Text, klare lesbare Schrift und 
gute bildhafte Wirkung ſichern, falls die Vorführungsdauer nicht zu kurz iſt, die Erinnerungs⸗ 
werbung durch das Lichtbild für eine Ware oder einen Firmennamen. 


Das Werberecht 

Durch die geſetzlichen Regelungen auf dem Gebiete des Wettbewerbes ſollen der 
Wettbewerber und der Verbraucher geſchützt werden. Folgende Geſetze regeln die mit 
dem Wettbewerb zuſammenhängenden Fragen: | 

Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb von 1909 (und Verordnung über den 
Wettbewerb von 1934); das Geſetz über Wirtſchaftswerbung von 1933; das Geſetz über 
das Zugabeweſen von 1933; das Geſetz über Preisnachläſſe (Rabattgeſetz) von 1933. Den 
mit dem Rechtsgebiet des Wettbewerbes im weiteren Sinne zuſammenhängenden Schultz 
von Warenzeichen, Geſchmacksmuſtern, Gebrauchsmuſtern, von Werken der Literatur, 
Tonkunſt, der bildenden Künſte und der Photographie, Patenten gewährleiſten: das Ge⸗ 
ſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen von 1894 (Neufaſſung Mai 1936); das Geſetz 
betreffend das Urheberrecht an Muſtern und Modellen von 1876 (Geſchmacksmuſterſchutz); 
das Geſetz betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern von 1891 (Neufaſſung Mai 1936); 
das Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur und Tonkunſt von 1901 (mit 
Anderung durch Geſetz von 1934); das Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künſte und der Photographie von 1907; das Patentgeſetz von 1891 (Neufaſſung Mai 1936). 

Im HGB., im BGB. (8 12) und im Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb ($ 16) 
wird der Schutz der Firma geregelt. Das Geſetz zum Schutz der nationalen Symbole von 
1933 beſtimmt, daß ſich die Werbung jedes nationalen Kitſches zu enthalten hat. Nach $ 1 
dieſes Geſetzes iſt es verboten, die Symbole der deutſchen Geſchichte, des Staates und der 
nationalen Erhebung in Deutſchland öffentlich in einer Weiſe zu verwenden, die geeignet 0 
iſt, das Empfinden von der Würde dieſer Symbole zu verletzen (Hakenkreuz, Zitate aus er 
dem Horſt⸗Weſſel⸗ und dem Deutſchlandlied, Bilder und Namen großer Träger deutſcher 
Staats- und Kulturüberlieferung u. a.). Das Lichtſpielgeſetz von 1934 regelt die Werbung 
für Filme. | 

Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb hat trotz des neuen Geſetzes über 
Wirtſchaftswerbung ſeine Bedeutung nicht verloren. Denn die Erhebung von Schaden⸗ 
erſatzanſprüchen und die Beſtrafung von Handlungen des unlauteren Wettbewerbes ſind 
nur nach den Beſtimmungen des Wettbewerbsgeſetzes und des BGB. möglich. | 

Der $ 1, die Generalklauſel des UWG., fagt: „Es iſt verboten, im geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr zu Zwecken des Wettbewerbes Handlungen vorzunehmen, die gegen die guten Sitten 
verſtoßen“. Was das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden verletzt, verſtößt 
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gegen die guten Sitten (z. B. Irreführung der Kundſchaft, Herabſetzung des Wettbewerbers, 
Preisſchlauderei — ſiehe dazu auch die Verordnung des Reichskommiſſars für Preisüber⸗ 
wachung vom 31. Dezember 1934 gegen Preisſchleuderei —, Verletzung von Tarifverträgen, 
Betrug, Erpreſſung, die Benutzung von anerkannten Warenzeichen, auch wenn ſie nicht 
eingetragen ſind, das Wegengagieren von Angeſtellten zu Zwecken des Wettbewerbes). 
Dieſer wichtige § 1 ſteht über allen Sondergeſetzen (3. B. den Urheberrechtsgeſetzen), ſchützt 
alſo den anſtändigen Kaufmann auch dann, wenn der Wettbewerber formale Rechte an⸗ 
führen könnte. 

Beſonderer Wert wird auf die Wahrheit in Mitteilungen, bildlichen Darſtellungen 
oder ſonſtigen Veranſtaltungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, 
gelegt. Unwahre Angaben über Geſchäftsverhältniſſe, die Beſchaffenheit, den Urſprung, 
den Preis und die Menge der Ware, über die Herſtellungsart, die Bezugsquelle, den An⸗ 
laß und Zweck von Ausverkäufen ſind verboten. 

Für Ausverkäufe, Räumungsverkäufe, Winter- und Sommerſchlußverkäufe ſowie für 
Sonderangebote iſt außer den geſetzlichen Beſtimmungen des UWG. die Anordnung des 
Reichswirtſchaftsminiſters vom 14. Mai 1935 zu beachten. Jubiläumsverkäufe ſind laut 
Anordnung des Reichswirtſchaftsminiſters vom 4. Juli 1935 nach Ablauf von jeweils 
25 Jahren zuläſſig. Die Verkaufszeit beträgt längſtens 12 Tage. 

Schmiergelder zu Zwecken des Wettbewerbes ſind verboten. Das Verſprechen oder 
Gewähren von Schmiergeldern iſt genau ſo ſtrafbar wie das Fordern und Annehmen. 
Weihnachtsgeſchenke, Trinkgelder und andere übliche Geſchenke gelten nicht als Schmier⸗ 
gelder. 

Die Behauptung oder Verbreitung von nicht erweislich wahren Tatſachen zu Zwecken 
des Wettbewerbes, über den Inhaber oder Leiter eines Geſchäftes, über ſeine Waren oder 
gewerblichen Leiſtungen ſind verboten, da ſie geeignet ſind, den Betrieb oder den Kredit 
des Inhabers zu ſchädigen. Auch das BGB. enthält in dem $ 824 Beſtimmungen zum Schutz 
gegen Kreditſchädigung. Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe dürfen zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbes, aus Eigennutz oder um den Inhaber des Geſchäftes zu ſchädigen, nicht unbefugt 
an Dritte mitgeteilt werden. 

Für Rechtsſtreitigkeiten aus unlauteren Wettbewerbshandlungen, ſofern ſie den Einzel— 
verkauf an den letzten Verbraucher betreffen, ſind bei den Handelskammern Einigungs- 
ämter errichtet worden. 

Das Geſetz über Wirtſchaftswerbung 

Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb erhält durch dieſes Geſetz eine ſinn- 
volle und zeitgemäße Ergänzung. Das Reich übernimmt die Aufſicht über die geſamte 
private und öffentliche Werbung zwecks einheitlicher und wirkſamer Geſtaltung. Der 
Werberat der deutſchen Wirtſchaft „ der Aufſicht des Reichsminiſters für 
Volksaufklärung und Propaganda. 

Die Zuſtändigkeit des Werberates erſtreckt ſich auf die Wirtſchaftswerbung. Er iſt be⸗ 
fugt, Richtlinien aufzuſtellen, nach denen die geſamte Wirtſchaftswerbung einheitlich zu 
geſtalten iſt. Er hat die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um Mißſtände auf dem 
Gebiet der Wirtſchaftswerbung zu beſeitigen: er hat ſomit gegen Unzuverläſſigkeit in der 
Wirtſchaftswerbung einzuſchreiten, er hat die organiſatoriſche Zerſplitterung zu beſeitigen, 
er hat für Klarheit, Sauberkeit, Ordnung und Geſchloſſenheit der Wirtſchaftswerbung zu 
ſorgen und er hat beſonders auch die Aufgabe, die Wirtſchaftswerbung im Intereſſe der 
Abſatzgeſtaltung deutſcher Waren (3. B. Gemeinſchaftswerbung) zu fördern. Der Werbe— 
rat iſt auskunftsberechtigte Stelle über wirtſchaftliche Verhältniſſe von Unternehmungen. 
Die Bekanntmachungen des Werberates werden im deutſchen Reichsanzeiger und in ſeinem 
Mitteilungsblatt „Wirtſchaftswerbung“ (Carl Heymanns Verlag, Berlin) veröffentlicht. 

Nach der zweiten Bekanntmachung des Werberates führen Wirtſchaftswerbung aus: 
der Werbungtreibende, der für ſeine entgeltliche Leiſtung (Dienſtleiſtung, Verkauf, 
Vermietung) Werbung treibt; der Werber, der Werbung für andere durchführt (Zeitungs⸗ 
verleger, Plakatanſchlags⸗ Unternehmer, Kinobeſitzer); als Werber gilt auch, wer Werbe⸗ 


17 e 
e 


224 V. Wirtſchaftswerbung Ä 
— nn 


flächen als deren unmittelbarer Beſitzer anderen zur Verfügung ſtellt (Flächengeſteller, = 
Grundſtückseigentümer u. a.) oder wer Gemeinſchaftswerbung veranftaltet; der Werbe⸗ 8 
berater, der als ſelbſtändiger Unternehmer andere gewerbsmäßig bei der Werbung berät; 

der Werbungsmittler, der Werbern Aufträge für andere in eigenem Namen und für 
eigene Rechnung erteilt (Annoncen⸗Expeditionen, Vertriebsgeſellſchaften für Werbefilme). 

Die Reichsfachſchaft deutſcher Werbefachleute (NSR DW.), in der alle Werbefachleute 
organiſiert ſein müſſen, umfaßt folgende Fachgruppen: Betriebswerber (Werbeberater, 
Verkaufsorganiſatoren, Werbeſchriftſteller, Werbeleiter, Werbetexter u. a.); Gebrauchs- 
werber (Ausſtellungs⸗, Meſſe⸗ und Schaufenſtergeſtalter, Plakat⸗ und Reklamemaler für 
Ausſtellungen uſw.); Verkehrswerber (leitende Angeſtellte von Werbeſtellen der Verkehrs⸗ 
unternehmungen, Bäder und Kurorte u. a.). N 

Die Wirtſchaftswerbung iſt grundſätzlich genehmigungspflichtig. Die Genehmigung 
für Wirtſchaftswerbung iſt ohne Abgabe allgemein erteilt für die Eigenwerbung, für die 
Werbeberatung und Werbegeſtaltung und für die Werbevermittlung. Auch den Werbern 
und Flächengeſtellern iſt die Genehmigung — allerdings unter beſonderen Vorausſetzungen 
— zunächſt allgemein erteilt worden. Der Werberat kann die Genehmigung zur Wirtſchafts⸗ 
werbung bei Verſtoß gegen die erlaſſenen Vorſchriften jederzeit widerrufen. Meiſt geht der 
Entziehung eine Verwarnung voraus. Verwarnung und Zurückziehung der Genehmigung 
werden in dem Mitteilungsblatt des Werberates veröffentlicht. Gegen die Entziehung der 
Genehmigung iſt die Dienſtaufſichtsbeſchwerde an den Reichsminiſter für Volksaufklärung 
und Propaganda möglich. Auch auf dem Wege über die Geltendmachung eines Schaden⸗ 
erſatzanſpruches nach $ 839 BGB. ift eine richterliche Nachprüfung der Anordnung des 
Werberates zu erreichen. 

Die wichtigſten Richtlinien des Werberates der deutſchen Wirtſchaft: Die Wer⸗ 
bung hat in Geſinnung und Ausdruck deutſch zu ſein. Sie darf das ſittliche Empfinden des 
deutſchen Volkes, ſein religiöſes, vaterländiſches und politiſches Fühlen und Wollen nicht 
verletzen (3. B. Benutzung von Bibelſtellen zur Wirtſchaftswerbung; Verwendung von 
nationalſozialiſtiſchen Kampfliedern für Werbezwecke; die Zugehörigkeit zur NSDAP. als 
werbendes Argument). Die Werbung ſoll geſchmackvoll und anſprechend ſein (Schutz land⸗ 
ſchaftlich hervorragender Gegenden). Bei der Wirtſchaftswerbung hat der Werbende als 
ehrbarer Kaufmann zu handeln, d. h. ſo, wie es nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte erwartet werden kann. Daher müſſen ſeine Angaben wahr und klar ſein 
und die Möglichkeit einer Irreführung vermeiden. Die Werbung darf auch nicht durch 
Übertreibung oder marktſchreieriſche Anpreiſung zum Kaufe locken, ſondern nur die ſach⸗ 
liche Beweisführung ſoll die Vorteile der eigenen Leiſtung hervorheben. Der Wettbewerber, 
jeine Leiſtungen und Erzeugniſſe dürfen nicht herabgeſetzt werden (nicht Behinderungs-, 
ſondern Leiſtungswettbewerb!). Weitere Bekanntmachungen beſagen u. a., daß Dank⸗ 
und Empfehlungsſchreiben nur mit ausdrücklicher Zuſtimmung der Schreibenden und unter 
genauer Angabe ihrer Anſchrift mit Ort und Datum verwendet werden dürfen; daß Gut⸗ 
achten nur von wiſſenſchaftlich berufenen Perſonen erſtattet werden dürfen; daß die Wer⸗ 
bung mit Gerichtsurteilen in der Regel unſtatthaft iſt. Die mißbräuchliche Verquickung der 
Werbung mit der wirtſchaftlichen und obrigkeitlichen Tätigkeit ſtaatlicher und kommunaler 
Stellen und öffentlich-rechtlicher Körperſchaften iſt verboten (3. B. Abbildungen der Reichs⸗ 5 
wehr, der SS., SA., der HJ. zu Werbezwecken, ſoweit zwiſchen der Darſtellung und der 
angebotenen Ware kein innerer Zuſammenhang beſteht — Uniformſchneiderei). So leiſtet 
der Werberat durch ſeine Richtlinien und Bekanntmachungen wertvolle Erziehungsarbeit 
zum Nutzen der deutſchen Wirtſchaft. | 
Das Rabattgeſetz 

Das Geſetz über die Gewährung von Preisnachläſſen vom 25. November 1933 — 
Rabattgeſetz — ſoll verhindern, daß ſich beim Einzelverkauf von Waren oder Leiſtungen 
des täglichen Bedarfes an den letzten Verbraucher die Gewerbetreibenden bei der Gewäh⸗ 
rung von Preisnachlaß überbieten. Durch die Rabattregelung wird auch der Grundſatz der 


feſten Preiſe, der ein Feilſchen um den Preis nicht zuläßt, ſichergeſtellt. Die Verkehrs⸗ 
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anſchauung iſt dafür maßgebend, welche Waren zu den Leiſtungen des täglichen Bedarfs 
gehören (Luxusartikel gehören alſo nicht dazu). Das Geſetz kennt Barzahlungs⸗, Mengen⸗ 
und Sondernachläſſe. Der Barzahlungsnachlaß darf höchſtens 3% des Waren- oder 
Leiſtungspreiſes betragen. Dieſer Nachlaß darf nur gewährt werden, wenn die Gegen⸗ 
leiſtung unverzüglich bewirkt wird. Wenn bei regelmäßiger Belieferung eines Kunden 
ſpäteſtens nach Ablauf eines Monats abgerechnet wird, iſt der Barzahlungsnachlaß auch 
möglich. Nachlaßgewährung geſchieht durch ſofortigen Abzug des Betrages von dem Preis 
oder durch Ausgabe von Gutſcheinen (Sparmarken). Der Umſatz, von dem die Einlöſung 
der Gutſcheine abhängig gemacht wird, darf nicht höher als 50 Reichsmark fein. Die Ge- 
währung von Waren an Stelle des Rabattes iſt unzuläſſig. Warenhäuſer, Einheits⸗ und 
Serienpreisgeſchäfte, Konſumvereine und Werkkonſumanſtalten dürfen Barzahlungsrabatt 
überhaupt nicht gewähren. Auch die Rückvergütung der Konſumvereine an ihre Mitglieder 
darf 3% des erzielten Umſatzes nicht überſchreiten. 

Der Mengennachlaß kann, ſofern er nach Art und Umfang handelsüblich iſt, bei 
Verkauf einer größeren Menge von Waren in einer Lieferung durch Hingabe von Waren 
der verkauften Art oder durch Preisnachlaß gewährt werden. 

Sondernachläſſe ſind nur an die Perſonen möglich, welche die Waren in ihrer be— 
ruflichen Tätigkeit verwerten. Der gewährte Nachlaß muß nach Art und Höhe orts- oder 
handelsüblich ſein. Großverbrauchern (Krankenhäuſern) und Werkangehörigen für ihren 
Eigenbedarf dürfen Sondernachläſſe auch gewährt werden. Herſteller von Markenwaren 
dürfen den verſchloſſenen Packungen einen Gutſchein beilegen und gegen eine beſtimmte 
Anzahl von Gutſcheinen einen Barbetrag auszahlen (Treuevergütung). 


Das Geſetz über das Zugabeweſen 

Das Geſetz über das Zugabeweſen vom 12. Mai 1933 erhob die Verordnung des Reichs— 
präſidenten zum Schutz der Wirtſchaft vom 9. März 1932 zum Geſetz. Durch dieſes Geſetz 
wird verhindert, daß beſonders Spezialgeſchäfte einen Teil ihres Abſatzes durch „Zugaben“ 
in anderen Geſchäften verlieren. Nach dieſem Geſetz iſt es unzuläſſig, im geſchäftlichen 
Verkehr neben einer Ware (oder Leiſtung)eine Zugabe in Form von Waren oder Leiſtung 
anzubieten, anzukündigen oder zu gewähren. Warenzugaben ſind z. B. Taſſen oder Löffel, 
Leiſtungszugaben ſind Theaterkarten u. a. Als Ausnahmen ſind nur zugelaſſen: 

1. Die Gewährung von geringwertigen Gegenſtänden, wenn ſie durch eine dauerhafte 
und deutlich ſichtbare Bezeichnung der werbenden Firma als Reklame gekennzeichnet ſind 
(3. B. Taſchenkalender, Buchzeichen, Fähnchen). Die Anbringung von Abkürzungen 
(Handelsmarken) genügt als Kennzeichnung. 

2. Die Gewährung von geringwertigen Kleinigkeiten. Der objektive Wert der Zugabe 
iſt maßgebend, nicht das Verhältnis zu dem Wert der Ware oder der Leiſtung (z. B. Bilder 
in Zigarettenſchachteln, kleine Stickereien u. a.). 

3. Die Gewährung von handelsüblichem Zubehör (Steine für Gasanzünder) oder 
Nebenleiſtungen (Übernahme der Transportkoſten, unentgeltliche Zuſendung, Erteilung 
von Ratſchlägen oder Auskünften). 

4. Die Abonnentenverſicherung einer Zeitung oder Zeitſchrift bei beaufſichtigten Ver— 
ſicherungsanſtalten. 

5. Bar⸗ und Mengennachlaß (ſiehe Rabattgeſetz). 

Die erlaubten Zugaben dürfen beim Angebot nicht als unentgeltlich oder als Geſchenk 
bezeichnet werden. Die üblichen Kundengeſchenke (Werbegaben) zu Weihnachten und 
Neujahr, zu Geſchäftsjubiläen, bei Geſchäftseröffnung und bei Kundenbeſuchen gelten 
nicht als Zugaben und find daher nicht verboten. *) Die nach dem Geſetz gegen den un- 
lauteren Wettbewerb bei den Handelskammern errichteten Einigungsämter können auch 
bei Rechtsſtreitigkeiten aus dem Rabatt- und Zugabegeſetz angerufen werden. 

9 Die Werbegeſchenke müſſen ſich aber im Rahmen der durch den 81 UWG gezogenen Grenzen 
halten (gute Sitten im Geſchäftsverkehr beim Wettbewerb.) Es iſt dem Einzelhändler ſehr zu empfehlen, 
ſich vor Herſtellung oder Kauf eines Werbegeſchenkes bei der zuſtändigen Stelle (Handelskammer) zu er— 


kundigen, ob das geplante Geſchenk zuläſſig iſt, da für die Gewährung von Geſchenken im Einzelhandel 
beſondere Vorſchriften beſtehen. 


15 Oeflers Handbuch 


VI. GELD. BANK. UND BORSENWESEN 


A. Das Geldweſen 


1. Begriff und Wert des Geldes 


„Geld“ iſt das Ergebnis einer langen Entwicklung. In einer nicht oder nur wenig 
arbeitsgeteilten Wirtſchaft ſpielten Tauſchakte eine geringe Rolle. Es wurde dann Erzeugnis 
gegen Erzeugnis hergegeben. Die Schwierigkeit lag darin, daß nicht immer auf beiden 
Seiten ein Bedürfnis nach dem gebotenen Tauſchgut vorlag. Je mehr ſich ein Tauſchver⸗ 
kehr herausbildete, je mehr entſtand das Bedürfnis nach einem Gut, das gegen alle anderen 
hingegeben und genommen werden konnte und an Stelle des unmittelbaren Austauſches 
von Erzeugnis gegen Erzeugnis den mittelbaren Tauſch Erzeugnis gegen Zwiſchengut 
ermöglichte. Sobald ſich ein ſo bevorzugtes Tauſchgut in einem Wirtſchaftskreiſe heraus⸗ 
gebildet hat, iſt das Geld entſtanden. 

Vieh (lateiniſch pecus, daraus pecunia = Geld), getrocknete Fiſche, Salz, Kakao⸗ 
bohnen als Nutzgeld, Muſcheln, Federn, Hundeeckzähne und manches andere als 
Schmuckgeld hat die Rolle dieſes allgemeinen Tauſchmittels geſpielt. Die Nachteile 
ſolchen Warengeldes — geringe Haltbarkeit, Teilungsſchwierigkeiten — führen mit der 
wirtſchaftlichen Entwicklung und dem techniſchen Fortſchritt zu ſeiner Verdrängung durch 
die geeigneteren Metalle, beſonders die Edelmetalle. 

Neben ſeiner Aufgabe, allgemeines Tauſchmittel zu ſein, erfüllt das Geld noch die 
andere: den Wertmaßſtab zu bieten, mit dem die Güter gemeſſen und verglichen werden. 
Ihr Tauſchwert, der Preis, wird in Geldwerteinheiten ausgedrückt. 

Der Geldwert kommt in der Kaufkraft zum Ausdruck. Er iſt durchaus nicht vom 
Geldſtoff abhängig, ſondern liegt in der Stellung des Geldes als allgemein anerkanntes 
Zahlungsmittel mit ſtaatlichem Zwangskurs im Bereiche einer Volkswirtſchaft. Wert⸗ 
veränderungen des Geldes im zwiſchenſtaatlichen Verkehr werden am Steigen und 
Fallen der Wechſelkurſe fichtbar. Im inneren Verkehr kommen fie in der Bewegung der 
allgemeinen Preislage, des Preisniveaus, zur Auswirkung. Das Verhältnis des umlaufen⸗ 
den Geldes einer Wirtſchaft — der Kaufkraft — zu der im Verkehr befindlichen Waren⸗ 
menge — deſſen, was gekauft werden kann — kommt in der allgemeinen Preislage zum 
Ausdruck. Tritt auf einer Seite eine Veränderung ein, wird alſo das Gleichgewicht geſtört, 
ſo verändert ſich auch die allgemeine Preislage, und zwar ſteigt ſie und fällt ſie mit dem 
Geldverhältnis zur Warenmenge. Das iſt der Inhalt der Quantitätstheorie. Das umlaufende 
Geld vermittelt die Tauſchakte der umlaufenden Warenmenge, es erfüllt alſo eine Trans⸗ 
portfunktion. Wächſt die zu transportierende Warenmenge bei gleichbleibendem Wagen⸗ 
beſtand (umlaufende Geldmenge), ſo wird der Ladungsanteil je Güterwagen (Geldwert⸗ 
einheit) größer. Wird umgekehrt die Zahl der Wagen bei gleichbleibender Transportmenge 
vermehrt, ſo wird der Ladungsanteil je Wagen geringer. Daß es darüber hinaus auch zu 
einer Verſtopfung der Bahnanlagen und zur Lahmlegung der Wirtſchaft kommen kann, 
das hat die Inflation gezeigt. | 

Die umlaufende Geldmenge wird jedoch nicht nur durch die Summe der Geldzeichen 
— Münzen und Banknoten — beſtimmt, ſondern auch von ihrer Umlaufsgeſchwindig⸗ 
keit, d. h. von der Häufigkeit der Zahlungsakte, zu denen ſie benutzt wird. Dazu iſt weiter 
zu rechnen das Bankgeld, das durch die Kreditgabe der Banken geſchaffen wird und 
entweder — ohne eine ſtoffliche Form anzunehmen — im Giroverkehr oder als Gelderſatz⸗ 
mittel (Geldſurrogate, beſonders Schecks) bei einer immer wachſenden Zahl von Kaufakten 
die Rolle des Bargeldes vertritt. i f 
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Die Wichtigkeit des Geldumlaufes für die Geſamtwirtſchaft macht die Überwachung 
und Regelung durch eine Zentralſtelle nötig, die von den einzelnen Staaten in den Zentral⸗ 
notenbanken errichtet worden iſt. 


2. Arten des Geldes 


I. Naturalgeld, das nur noch geſchichtliche oder völkerkundliche Bedeutung hat. 
a) Nutzgeld, alſo Vieh, Fiſche, Kakaobohnen, Salz, Felle uſw. 
b) Schmuckgeld, nämlich Federn, Zähne, Muſcheln uſw. 
II. Bargeld. Das ſind Geldzeichen in geprägtem Metall und in Papier. 
A. Münzgeld. 
1. Währungsgeld (Kurantgeld), das in jeder Höhe in Zahlung genommen 
werden muß und zumeiſt aus vollwertig ausgeprägten Goldmünzen beſteht. 
2. Scheidegeld, das nur in geſetzlich feſtgelegter Höhe, alſo nicht unbeſchränkt 
in Zahlung genommen werden muß. Die Münzen ſind unterwertig aus⸗ 
geprägt. 
B. Papiergeld. 
1. Staatspapiergeld, das der Staat herausgibt und mit beſchränktem oder 
unbeſchränktem Annahmezwang ausſtattet. 
2. Banknoten, die von dazu ermächtigten Zettel- oder Notenbanken heraus⸗ 
gegeben werden, und für die zumeiſt Annahmezwang beſteht. 


III. Bankgeld (Giral- oder Schreibegeld). 


3. Währung 


Unter Währung (mittelhochdeutſch werunge — gewährleiſteter Münzwert) verſteht 
man die durch Währungsgeſetze feſtgelegte Ordnung des Geldweſens eines Staates — 
Bezeichnung, Wertgröße und Wertverhältnis der Geldzeichen — und im engeren Sinne 
den Geldſtoff. 

Wenn man die Währungsverhältniſſe der einzelnen Staaten zueinander in Beziehung 
ſetzt, ſo ſpricht man von Valuta. Wechſel, die in der Währung eines fremden Landes 
ausgeſtellt ſind, bezeichnet man als Deviſen — vielfach werden auch auf fremde 
Währung ausgeſtellte Schecks als Deviſen bezeichnet. 

Den Stoff, aus dem das Währungsgeld herzuſtellen iſt, beſtimmt der Staat. g 

Danach unterſcheidet man Metallwährungen und Papierwährungen. Bildet 
nur ein Metall Grundlage der Währung, jo wird von einer einfachen oder monometalliſchen 
Währung geſprochen, beſtehen zwei Metalle nebeneinander, von Doppelwährung oder 
Bimetallismus. 

Bei der Goldwährung bilden Goldmünzen das Kurantgeld, daneben umlaufendes 
Papiergeld muß jederzeit von der ausgebenden Stelle gegen Gold umgetauſcht werden. 
Für das Gold beſteht 1. freie Prägung, d. h. die ſtaatliche Münze muß auch aus Privat⸗ 
goldbeſtänden gegen eine Prägegebühr Goldmünzen herſtellen, und 2. Freizügigkeit, d. h. 
ſeine Ein⸗ oder Ausfuhr iſt in jedermanns Belieben geſtellt. 

Gold iſt darum als Währungsmetall beſonders geeignet, weil es bei ziemlich ſtetiger 
Produktion kaum im Werte ſchwankt und durch die Möglichkeit ſeiner Ein- und Ausfuhr 
zwiſchenſtaatliche Zahlungen leiſten kann. Dadurch ſchwanken die Wechſelkurſe zwiſchen 
Goldwährungsländern, die an ſich durch Angebot und Nachfrage beſtimmt werden, nur 
in den engen Grenzen von Goldexport- und Goldimportpunkt. Bei einer Überschreitung 
der Goldpunkte durch den Wechſelkurs würde nämlich ſtatt des Forderungsausgleichs 
durch Wechſel die Verſchickung von Gold wirtſchaftlicher ſein. 

Zwiſchen Ländern mit Goldwährung beſteht durch die gemeinſame Grundlage des 
Währungsgeldes eine feſte Geldwertbeziehung oder Parität. Sie ergibt Ra aus dem 
15* 
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1 | 
Vergleich der Geldwerteinheiten, die aus 1kg Feingold geprägt werden. Einzelheiten zeigt 
die Zuſammenſtellung auf Seite 137. 5 

Die Silberwährung benutzt Silbermünzen als geſetzliches Zahlungsmittel. Wegen 
der Preisſchwankungen des Währungsmetalls iſt aber in Ländern mit I die 
freie Prägung aufgehoben. 

Die Doppelwährung benutzt Gold und Silber als Währungsgründlage. Für beide 
Metalle, deren Wertverhältnis ſtaatlich beſtimmt wird, beſteht volle Prägefreiheit. Da 
ſich auf dem freien Metallmarkte durch die verſchiedenen Produktionsgrößen beider Me⸗ 
talle das Wertverhältnis zu ungunſten des Silbers verſchob, wanderte das Gold ab, wäh⸗ 
rend das billigere Silber zur freien Ausprägung kam und mit dem Prägeſtempel einen 
Wert erhielt, der über ſeinem Metallpreis lag. (Greshamſches Münzgeſetz: Schlechtes 
Geld verdrängt das gute.) Die Doppelwährung wurde darum von der Goldwährung ver⸗ 
drängt. 

Da bei dem Übergang von der Doppel- oder Silberwährung zur Goldwährung die 
umlaufenden Silbermünzen nicht ſofort aus dem Verkehr genommen werden konnten, 
blieben ſie als geſetzliches Zahlungsmittel beſtehen, jedoch wurde die Prägefreiheit dafür 
aufgehoben. Eine ſolche hinkende Währung beſtand z. B. in Deutſchland bis 1907, ehe 
die Silbertaler aufhörten, geſetzliches Zahlungsmittel zu ſein. 

Bei der Parallelwährung beſtehen zwei Währungsmetalle nebeneinander, jedoch 
ohne geſetzlich feſtgelegtes Wertverhältnis. 

Die Alternativwährung beruht auf einem Hauptmetall, doch haben daneben 
auch Münzen aus einem anderen Rohſtoff unter Einſchränkungen geſetzliche Zahlungskraft. 

Die Regelung des Münzweſens, die Münzhoheit, liegt beim Staat. Er hat auch das 
alleinige Recht zur Münzprägung, das Münzregal, und ſetzt den Münzfuß feſt, d. h 
er beſtimmt, wie viele Geldeinheiten aus einer beſtimmten Menge Währungsmetall ge⸗ 
ſchlagen werden. 

Um die Edelmetalle widerſtandsfähiger zu machen, wird ihnen härteres unedles 
Metall beigemiſcht. Der Prägeſtoff iſt alſo eine Legierung, deren Gehalt an Edelmetall, 
die Feinheit, in Tauſendſteln ausgedrückt wird. Das Gewicht der Legierung iſt das 
Rauhgewicht oder Schrot, das darin enthaltene Edelmetall wird als Feingewicht oder 
Korn bezeichnet. Die zuläſſigen Abweichungen vom geſetzlich beſtimmten Feingehalt oder 
vom Gewicht der Münzen werden Remedium oder Toleranz genannt. Sinkt das Ge⸗ 
wicht eines Geldſtückes durch die Abnutzung im Verkehr unter die feſtgeſetzte Grenze, das 
Paſſiergewicht, ſo wird es eingezogen. 

Neben dem Währungsgeld ſind zumeiſt vom Staat oder von Banken unter Aufſicht 
des Staates ausgegebene Geldſcheine im Umlauf. Beſteht für dieſes Papiergeld die Ein⸗ 
löſungspflicht in Gold, das es gewiſſermaßen nur im Verkehr vertritt, ſo wird von uneigent⸗ 
lichem Papiergeld geſprochen. Einen Übergang zum eigentlichen Papiergeld, zur Papier⸗ 
währung, bildet die Goldkernwährung. Dabei iſt die Einlöſungspflicht für das Papier⸗ 
geld zwar dee ee aber es iſt durch Gold oder Deviſenbeſtände im Beſitze der Zentral⸗ 
notenbank „gedeckt“. Je dünner die Deckung wird, deſto mehr kommt es zu einer Papier⸗ 
währung, in der uneinlösliche Geldſcheine mit Zwangskurs und unbeſchränkter 
Zahlungskraft ausgeſtattet ſind. Gegenüber der Goldwährung hat ſie den Vorteil, daß 
die Geldherſtellung billiger iſt, keine Abhängigkeit von der Goldproduktion beſteht und die 
Anpaſſung der Geldmenge an den Zahlungsmittelbedarf der Volkswirtſchaft ſchnell erfolgen 
kann. Ihr Nachteil iſt, daß die Geldſchöpfung praktiſch unbegrenzt möglich iſt und in Not⸗ 
zeiten die übermäßige Papiergeldausgabe als bequemer Ausweg gewählt wird. Das führt 
dann zur Inflation. Solange von einer verantwortungsbewußten Stelle die umlaufende 
Geldmenge im richtigen Verhältnis zum Zahlungsmittelbedarf der Volkswirtſchaft ge⸗ 
halten wird, iſt auch bei der Papierwährung der Geldwert, d. h. die Kaufkraft, ſtabil. 
Auch die Schwankungen der Wechſelkurſe ſind durch entſprechende Wirtſchaftsführung 
und Deviſenpolitik auszugleichen. 
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4. Das deutſche Geldweſen 


Bei der Gründung des 2. Reiches beſtand in den deutſchen Ländern die Silberwährung. 
Durch die Münzgeſetze des Reiches vom 4. Dezember 1871, 9. Juni 1873 und 22. Septem- 
ber 1875 erfolgte die Ordnung des deutſchen Geldweſens auf der Grundlage der Goldwäh— 
rung. Daneben blieb noch der Silbertaler bis 1907 als geſetzliches Zahlungsmittel beſtehen. 

Am 4. Auguſt 1914 wurde die Einlöſungspflicht der Reichsbank für ihre Banknoten 
aufgehoben, gleichzeitig wurden die Reichskaſſenſcheine uneinlösbares geſetzliches Zahlungs⸗ 
mittel. Damit war der Übergang zur Papierwährung praktiſch vollzogen, die dann unter 
der Erfüllungspolitik des Zwiſchenreiches in der Inflation jede Grundlage verlor. 

Auf dem Wege über die Rentenbank, die durch Goldpfandbriefe geſichertes Papier⸗ 
geld ausgab, kam es zu einer Neuordnung des deutſchen Geldweſens. Seit dem 11. Ok⸗ 
tober 1924 iſt Deutſchland zur Goldwährung zurückgekehrt. 

Das Münzgeſetz vom 31. Auguſt 1924 regelt das deutſche Geldweſen. Die Rech⸗ 
nungseinheit iſt die Reichsmark (RM) zu 100 Reichspfennig (Rpf). Nur Reichsgoldmünzen 
und Reichsbanknoten ſind geſetzliches Zahlungsmittel. 

Das deutſche Münzgeld wird unter Aufſicht des Staates in den Münzſtätten der 
Länder geprägt. Die Schaffung einer Reichsmünzſtätte iſt vorgeſehen. Die Münzzeichen 
auf der Rückſeite der Geldſtücke nennen die Prägungsſtätte. Es bedeuten: A Berlin, 
D München, E Freiberg in Sachſen, F Stuttgart, G Karlsruhe, J Hamburg. 

Aus 1 kg Feingold wurden 279 Zehnmark- oder 139½ Zwanzigmarkſtücke geprägt. 
Die Legierung beſtand aus 900 Teilen Feingold und 100 Teilen Kupfer. Goldmünzen 
wurden ſeit 1914 nicht mehr geprägt. Durch Verordnung vom 16. Juli 1938 ſind ſie außer 
Kurs geſetzt worden. Sie waren bis 1. September 1938 an die Reichsbank abzuliefern. 

Die Silbermünzen zu 2 und 5 Reichsmark werden gleich den alten Stücken zu 1, 2, 3 
und 5 Mark nach dem Münzfuße RM 400.— für 1 kg Feinſilber geprägt. Die Feinheit 
beträgt 62/000 bei den neuen Zweimarkſtücken, 20% % bei den Fünfmarkſtücken. Die Bei⸗ 
miſchung tft Kupfer. Die Silbermünzen alter Prägung waren 50% 00 fein, ſie wurden aus 
dem Verkehr gezogen. 

Die übrigen Scheidemünzen werden aus verſchiedenen unedlen Metallen hergeſtellt. 
Die Einmarkſtücke und die 50⸗Pfennigſtücke find aus Reinnickel, die 10- und 5⸗Pfennigſtücke 
aus Aluminiumbronze (91,5 Teile Kupfer, 8,5 Teile Aluminium). Die Kupfermünzen 
über 2 und 1 Rpf. enthalten 95 Teile Kupfer, 4 Teile Zinn und 1 Teil Zink.) 

Der Geſamtbetrag an Scheidemünzen darf RM 30.— auf den Kopf der Bevölkerung 
nicht überſchreiten. Die Zahlkraft iſt beſchränkt. Niemand iſt verpflichtet, Silbermünzen 
und Stücke zu RM 1.— im Betrage von mehr als RM 20.—, von anderen Münzen mehr 
als RM 5.— in Zahlung zu nehmen. Die Kaſſen des Reiches, der Länder und der Reichs- 
poſt nehmen Scheidemünzen in jeder Höhe an. 

Das Papiergeld wird von der Reichsbank ausgegeben. Da der Erwerb von Gold 

und Deviſen genehmigungspflichtig iſt, ſo beſteht dafür tatſächlich keine Einlöſungspflicht 
mehr. Der Nationalſozialismus will die deutſche Geldwirtſchaft aus den Feſſeln der inter- 
nationalen Goldpolitik befreien. Das hat er ohne ſtörende und unſichere Verſuche praktiſch 
ſchon erreicht. Durch die Einfuhrregelung nach geſamtwirtſchaftlichen Notwendigkeiten und 
eine Währungspolitik, die den Geldumlauf im richtigen Verhältnis zum Geldbedarf ge— 
halten hat, iſt die deutſche Währung geſünder als die der meiſten anderen Länder, in ihrer 
inneren und äußeren Kaufkraft durchaus ſtabil. 
Neben den Noten der Reichsbank in Abſchnitten zu RM 10, 20, 50, 100 und 1000 
ſind noch Rentenbankſcheine im Umlauf, die von der Reichsbank bis Ende 1942 eingelöſt 
werden. Die Noten der 4 Privatnotenbanken — der Bayriſchen Notenbank in München, 
der Sächſiſchen Bank zu Dresden, der Württembergiſchen Notenbank in Stuttgart, der 
Badiſchen Bank in Mannheim — die von Anfang an nicht mit geſetzlicher Zahlungskraft 
ausgeſtattet waren, wurden eingezogen. 


1) Einmarkſtücke aus Reinnickel find eingezogen worden Stücke zu 50 Rpf. werden auch aus Aluminium, 
1, 5 und 10 Rpf.-Stücke aus Zink geprägt. 
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B. Das Bankweſen 


1. Arten der Banken 


Das moderne Bankweſen iſt mit der hochkapitaliſtiſchen Wirtschaftsform entwickelt 
worden. Bankgeſchäfte wurden ſchon im vorklaſſiſchen Altertum betrieben, wo ſie oft mit 
den Tempeln in Verbindung ſtanden. In Europa entſtand das Bankweſen aus dem Geld⸗ 
wechſelgeſchäft des Mittelalters, entſprechend ſeiner wirtſchaftlichen Stellung zuerſt in 
Italien. In Deutſchland wurde 1402 in Frankfurt a. M. eine Handelsbank gegründet, 
1619 wurde die Hamburger Bank als erſte deutſche Großbank errichtet. Sie iſt 1875 in 
der Deutſchen Reichsbank aufgegangen. Schon im Mittelalter wurde das Bankgeſchäft 
zum Hauptgebiet jüdiſcher Betätigung, von der es wenigſtens in Deutſchland gereinigt 
wurde. f 

Aus der heutigen Wirtſchaft iſt das Bankweſen nicht hinwegzudenken. Seine Aufgaben 
und Geſchäfte ſind ſo kene, daß es kaum möglich iſt, eine alles umfaſſende Be⸗ 
griffsbeſtimmung zu geben. Im allgemeinen ſind Banken ſtaatliche oder private Anſtalten, 
die der Vermittlung des Geld⸗ und e dienen ſowie die damit e 
hängenden Geſchäfte betreiben. 


Man unterſcheidet: 


1. die Zettel⸗ oder Notenbanken; 
2. die Hypothekenbanken; 
3. die Kreditbanken. 


Die Notenbanken (Zettelbanken) ſind zur Ausgabe von unverzinslichen Banknoten 
berechtigt. 

Die Hypothekenbanken befaſſen ſich mit der Beleihung von Grundſtücken und 
der Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf Grund der erworbenen Hypotheken. 

Die Kreditbanken ſind die eigentlichen Bankgeſchäfte; ihre Hauptaufgaben ſind 
die Entgegennahme von Geldern gegen Verzinſung, Depoſiten, und die Gewährung von 
Krediten an Kaufleute und Gewerbetreibende. Ferner beſchäftigen ſie ſich mit der Diskon⸗ 
tierung von Wechſeln, der Einziehung von ſolchen und dem Handel mit Wechſeln auf das 
Ausland, mit dem An⸗ und Verkauf von Wertpapieren für eigene oder fremde Rechnung, 
der Einlöſung der Zins⸗ und Dividendenſcheine von Wertpapieren, der Aufbewahrung 


und Beleihung von Wertgegenſtänden, mit dem Umwechſeln ausländiſcher Geldſorten, 


mit der Beteiligung bei Ausgabe von Anleihen, ee oder Vereinigung von indu⸗ 
ſtriellen Unternehmungen u. a. m. 


2. Die Reichsbank 
Die Reichsbank iſt aus der vormaligen Preußiſchen Bank hervorgegangen und 


am 1. Januar 1876 in Tätigkeit getreten. Die Rechtsverhältniſſe ſind nunmehr durch das 


Geſetz über die Deutſche Reichsbank vom 15. Juni 1939 geregelt. Sie iſt dem Führer und 
Reichskanzler unmittelbar unterſtellt. Die Reichsbank iſt eine juriſtiſche Perſon mit dem 
Hauptſitz in Berlin. Sie darf Zweiganſtalten unterhalten. 

Man unterſcheidet Reichsbankhauptſtellen, Reichsbankſtellen und Reichs 
banknebenſtellen. Die Reichsbanknebenſtellen ſind von einer Reichsbankhauptſtelle oder 
Reichsbankſtelle abhängig. Neben dem Reichsbankdirektorium in Berlin beſtehen Haupt⸗ 
ſtellen in Bremen, Breslau, Dortmund, Dresden, Frankfurt a. M., Hamburg, Hannover, 
Kiel, Köln, Königsberg, Leipzig, Magdeburg, Mannheim, München, Nürnberg, Stettin, 
Stuttgart, Wien. Z. Z. beſtehen 479 Niederlaſſungen in Großdeutſchland. 

Das Grundkapital der Reichsbank beträgt 150 Millionen Reichsmark. Die 
Anteile können durch Indoſſament übertragen werden. Als Anteilseigner ſind 
nur zugelaſſen deutſche Staatsangehörige, die nach ihrer Abſtammung die Vor⸗ 
ausſetzungen zum Erwerb des Reichsbürgerrechts erfüllen, ſowie juriſtiſche Perſonen 
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und Unternehmen, die ihren Sitz im Geltungsbereich dieſes Geſetzes, d. i. im Gebiete 
des Deutſchen Reiches, ohne das Protektorat Böhmen und Mähren, haben. Die An⸗ 
teilseigner haften nicht perſönlich für die Verbindlichkeiten der Reichsbank. 
Die Reichsbank unterſteht der uneingeſchränkten Hoheit des Reichs. Sie dient der 
Verwirklichung der durch die nationalſozialiſtiſche Staatsführung geſetzten Ziele im Rahmen 
des ihr anvertrauten Aufgabenbereichs, insbeſondere zur Sicherſtellung der deutſchen 
Währung. Unbeſchadet des öffentlichen Charakters der Aufgaben der Reichsbank ſind 
die einzelnen Geſchäfte privatrechtliche Rechtsgeſchäfte und unterliegen den allgemeinen 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes und des Handelsrechtes. Die Deutſche Reichsbank 
wird nach den Weiſungen und unter der Aufſicht des Führers und Reichskanzlers von 
dem Präſidenten der Deutſchen Reichsbank — dem die alleinige Entſcheidungsbefug⸗ 
nis zuſteht — und den übrigen Mitgliedern des Reichsbankdirektoriums geleitet und 
verwaltet. Sie werden vom Führer ernannt und abberufen. 

Für die Beamten der Reichsbank erläßt der Präſident die Vorſchriften über 
die Gehälter, Wartegelder, Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge. Die Reichsbank⸗ 
beamten find mittelbare Reichsbeamte. 

Der Beirat ſoll die unmittelbare Verbindung der Deutſchen Reichsbank zu den 
führenden Perſönlichkeiten der deutſchen Wirtſchaft und Arbeit ſicherſtellen. Die Auswahl 
der Mitglieder und die nähere Ausgeſtaltung ſeiner Aufgaben iſt in die Hände des Präſi⸗ 
denten gelegt. 

Die Hauptverſammlung iſt die Vertretung der Anteilseigner; ſie beſitzt keinen 
Einfluß auf die Geſchäftsführung der Reichsbank. 

Von dem jährlichen Gewinn ſind 10 v. H. ſo lange einer geſetzlichen Rücklage zuzu⸗ 
führen, bis dieſe die Höhe des Grundkapitals erreicht. Aus dem verbleibenden Reinge⸗ 

winn erhalten die Anteilseigner einen Gewinnanteil von 5 v. H. Der Überſchuß fällt 
dem Reich zu. 

Die Reichsbank hat die Aufgabe, den Geldumlauf im geſamten Reichsgebiete zu 
regeln, die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern und für die Nutzbarmachung verfügbaren 
Kapitals zu ſorgen. Sie beſorgt alle Bankgeſchäfte des Reiches, ſoweit ſie in das ihr ge⸗ 
ſteckte Arbeitsgebiet fallen. 

Sie betreibt folgende Geſchäfte: 

1. Diskontierung von Wechſeln. Dieſe Wechſel müſſen gewiſſen Vorſchriften genügen. 
Sie müſſen aus einem Warengeſchäft entſtanden ſein, d. h. es ſollen Werte dahinter ſtehen, 
die durch Waren auf ihrem Wege vom Rohſtoff zur Verteilung dargeſtellt werden. Erkenn⸗ 
bare Finanzwechſel werden zurückgewieſen. Die Laufzeit darf höchſtens drei Monate 
vom Einreichungstage betragen, und die Sicherheit muß durch 3 gute Unterſchriften, 
in beſonderen Fällen 2 Unterſchriften gewährleiſtet ſein. 

Der Diskontſatz (Bankſatz, Bankrate) hat grundſätzliche Bedeutung für den „Preis 
des Kredites“ in der ganzen Wirtſchaft, denn die Reichsbank nimmt etwa ein Drittel aller 
diskontierten Wechſel auf und entſcheidet damit über die Zinsbelaſtung der mit fremdem 
Kapital arbeitenden Betriebe. Eine Erhöhung des Diskontſatzes (zur Zeit 3½ %) wirkt 
„verteuernd“ und ſchränkt die Kreditnahme ein, eine Herabſetzung regt umgekehrt die 
Kreditnahme an. Durch die Diskontpolitik kann die Reichsbank die allgemeine Zins⸗ 
höhe beſtimmen und einen ſtarken Einfluß auf die geſamte Wirtſchaft ausüben. 

2. An⸗ und Verkauf von Reichsſchatzwechſeln mit höchſtens 3 Monate Laufzeit. 

3. An⸗ und Verkauf amtlich notierter Rentenwerte und innerhalb eines Jahres fälliger, 
Schatzanweiſungen des Reiches, ſoweit es die Regelung des Geldmarktes erfordert. 

4. An⸗ und Verkauf von Edelmetallen und Deviſen. 

5. Das Lombardgeſchäft, d. h. die Gewährung verzinsbarer Darlehen gegen Heede 
Pfänder (Edelmetalle, Wertpapiere, Rohſtoffe) auf höchſtens drei Monate. 

6. Annahme von unverzinslichen Geldern im Depofiten- und Giroverkehr. Anträge 
auf Eröffnung eines Kontos ſind bei der örtlich zuſtändigen Reichsbankanſtalt zu ſtellen 
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gegebenenfalls iſt ein Nachweis über die handelsgerichtliche Eintragung einzureichen. Bei 
einer Ablehnung des Antrages werden die Gründe nicht mitgeteilt. Näheres iſt in dem 
Abſchnitt über den bargeldloſen Zahlungsverkehr ausgeführt. 0 | 

7. Ausführung bankmäßiger Geſchäfte, befonders An- und Verkauf von Wertpapieren 
und Edelmetallen für fremde Rechnung gegen vorherige Deckung. 5 ; 

8. Aufbewahrung und Verwaltung von Wertgegenftänden. 

9. Die Ausgabe von Banknoten. Dieſes Recht iſt nur ihr übertragen, ſie iſt alſo die 
Zentralnotenbank. Die Deckung beſteht aus Wechſeln, Schecks, Schatzwechſeln des Reiches, 
Wertpapieren und Lombardforderungen und Gold- und Deviſenbeſtänden. 


Alle mit einem beſonderen Riſiko verbundenen Geſchäfte (Ankauf oder Beleihung 
von Aktien, Beleihung von Grundſtücken u. ä. m.) ſind der Reichsbank verboten. 

Mit Rückſicht auf ihre beſondere Stellung als Zentralnotenbank iſt die Reichsbank 
verpflichtet, am 7., 15., 23. und letzten jeden Monats den Stand ihrer Aktiven und Paſſiven 
zu veröffentlichen. Ein Beiſpiel dieſes Reichsbankausweiſes folgt nachſtehend: 


Wochenüberſicht der Deutſchen Reichsbank vom 6. April 1940. 
Aktiva. | RM 


1. Deckungsbeſtand an Gold und Deviſe n.. 77722000 
2. Beſtand an Wechſeln und Schecks ſowie an Schatzwechſeln des N 
Reichs !!. 8 12027182000 
3. 5 „Wertpapieren, die gemäß 813 Ziffer 3 angekauft | 
worden ſind (deckungsfähige Wertpapiere 141204000 
4 1 „ Lombard forderungen 23796000 
5. „ deutſchen Scheidemuinze n 540 232000 
6. 5 „ Rentenbankſcheinen 201681000 
12 5 kſonſtigen Wertpapieren 388 249000 
8 5 „eſönſtigen Aktien 1739060000 
Paſſiva. 
. Grundkapita ! nee 150000000 
2. Rücklagen und Rückſtellungen: 
a) geſetzliche Rücklage“nn-n-nn 87353000 
b) ſonſtige Rücklagen und Rückſtellunge n 494779000 
3. Betrag der umlaufenden Noten 11946 915000 
4. Täglich fällige VBerbindlichkeſ tern 1679351000 
5. An eine Kündigungsfriſt gebundene Verbindlich keiten en 
6. Sonſtige Balfına ng 780728000 


Verbindlichkeiten aus weiterbegebenen, im Inlande zahlbaren Wechſeln: RM —, — 


Von den Abrechnungsſtellen wurden im März abgerechnet Stück 3800000 
RM 6816000000. Die Giroumſätze betrugen in Einnahme und Ausgabe Stück 4800000 
RM 125337000000. | 


3. Die Hypothekenbanken 


Das Hypothekenbankweſen iſt geregelt durch das Geſetz vom 13. Juli 1899, das mit 
dem 1. Januar 1900 in Kraft getreten iſt und durch das Geſetz vom 14. Juli 1923 und 
26. Januar 1926 verſchiedene wichtige Ergänzungen gefunden hat. Die Hypotheken- 
banken beleihen Grundſtücke und beſchaffen ſich das erforderliche Kapital durch die Aus⸗ 
gabe von Pfandbriefen. Sie unterliegen der ſtaatlichen Aufſicht. Bei jeder Hypotheken⸗ 
bank iſt ein Treuhänder zu beſtellen. Er hat zu beachten, daß die vorgeſchriebene Deckung 
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der Pfandbriefe vorhanden iſt und daß die zur Deckung beſtimmten Hypotheken und Wert⸗ 
papiere in das von der Bank geführte Regiſter eingetragen werden. Der Treuhänder hat 
weiter die Pfandbriefe vor der Ausgabe mit einer Beſcheinigung über das Vorhandenſein 
der vorgeſchriebenen Deckung und über die Eintragung in das Regiſter zu verſehen, die 
Urkunden über die in das Regiſter eingetragenen Hypotheken, die eingetragenen Wert- 
papiere und das zur Deckung der Pfandbriefe beſtimmte Geld unter Mitverſchluß der Bank, 
aufzubewahren. Zu Löſchungen im Regiſter iſt die ſchriftliche Zuſtimmung des Treuhänders 
erforderlich. Obwohl er die ſich auf die Pfandbriefe und auf die im Regiſter eingetragenen 
Hypotheken beziehenden Bücher und Schriften einſehen darf, ſteht ihm das Recht zu, zu 
prüfen, ob der geſchätzte Wert des Grundſtücks dem wirklichen Wert entſpricht. 

Pfandbriefe dürfen nur bis zum 20 fachen Betrage des eingezahlten Grundkapitals 
und des Reſervefonds ausgegeben werden. Der Betrag der umlaufenden Hypotheken- 
pfandbriefe muß durch Hypotheken von mindeſtens gleicher Höhe und mindeſtens gleichem 
Zinsertrage gedeckt ſein. . 

Werden Hypotheken zurückgezahlt oder iſt aus einem anderen Grunde die vorge— 
ſchriebene Deckung in Hypotheken nicht mehr vollſtändig vorhanden, ſo hat die Bank 
die fehlende Hypothekendeckung einſtweilen durch Reichs- oder Staatsſchuldverſchreibungen 
oder durch bares Geld zu erſetzen. 

Die Beleihung iſt auf inländiſche Grundſtücke beſchränkt, der Regel nach nur zur 
erſten Stelle zuläſſig und ſoll 60%, bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken ausnahmsweiſe 
/; des Wertes der Grundſtücke nicht überſteigen; im allgemeinen geht fie jetzt nicht über 
40% hinaus. 

Dem Schuldner iſt urkundlich das Recht einzuräumen, die Hypothek ganz oder teil⸗ 
weiſe zu kündigen und zurückzuzahlen. Die Rückzahlung darf nur bis zu 10 Jahren aus- 
geſchloſſen werden, die Kündigungsfriſt darf 9 Monate, und bei Hypotheken, die ſeitens 
der Bank kündbar ſind, die der Bank eingeräumte Friſt nicht überſchreiten. 

Beim Konkurſe der Hypothekenbank ſind die Forderungen der Pfandbriefgläubiger 
gegenüber den Forderungen der anderen Konkursgläubiger bevorrechtigt. 

Nach dem gleichen Verfahren arbeiten auch die Landſchaften und Stadtſchaften, 
die als Selbſthilfeeinrichtungen dem ländlichen und Al Grundbeſitz langfriſtigen 
n zur Verfügung ſtellen. 


4. Kreditbanken 
a) Die Bankenaufſicht 

Die Stellung der Banken in der Wirtſchaft iſt dem Herzen vergleichbar, das den Strom 
des Geldes durch ihre Adern treibt und ihn zurückſaugt. In ihren Kaſſen ſammeln ſich die 
Mittel der Volkswirtſchaft, die an einer Stelle frei werden, ſie ſtellen ſie ihr wieder in Form 
von Krediten an anderer Stelle zur Verfügung. 

Aus zwei Gründen iſt die Erfüllung dieſer Aufgabe und vor allem das Wie der Er— 
füllung für die Geſamtwirtſchaft außerordentlich bedeutungsvoll. Einmal ſind es nicht 
bankeigene, ſondern überwiegend „fremde“ Gelder, mit denen die Bank arbeitet. Die Ein- 
leger — Fabrikanten, Kaufleute, Gewerbetreibende, aber auch Privatleute in großer Zahl 
— vertrauen der Bank Betriebsmittel oder Vermögensteile an, von deren Sicherheit 
ihre eigene Wirtſchaft ganz oder zum Teil abhängt. Zum anderen haben ſie dadurch oft 
entſcheidenden Einfluß auf die Wirtſchaftsentwicklung, daß ſie durch Kredithergabe oder 
Kreditverweigerung hier vorwärtstreiben, dort hemmen können. Die Sicherheit verlangt 
vorſichtige Anlage der Mittel unter Ausſchluß der Spekulation; die Kreditgewährung 
hat grundſätzlich nach volkswirtſchaftlichen Notwendigkeiten und nicht nach Gewinnpro— 
zenten zu erfolgen. 

Die vergangene Zeit hat nur zu deutlich gezeigt, daß die Banken nicht immer dieſen 
Forderungen gerecht geworden ſind. Unter offener oder getarnter jüdiſcher Führung 
waren ſie Mittel des internationalen Finanzkapitals zur Eroberung und Beherrſchung 
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) es 
der deutſchen Wirtſchaft. Als Herren des Kredits beſtimmten fie das Schickſal des Einzel. 
betriebes, ſchließlich ganzer Induſtriezweige. Das Gewerbe und den Mittelſtand, erſt recht 
die Landwirtſchaft verurteilten ſie zum Tode. Das Gegengewicht deutſcher Bankführer 
und der Selbſthilfegründungen von Mittel- und Kleinbanken war zu kapitalſchwach. Der 
Staatsgewalt fehlte das Verſtändnis für ihre Aufgabe auch auf dieſem Gebiete, weil ſie 
den kapitaliſtiſchen Grundſätzen dieſer Großbankpolitik und zum Teil auch deren Ver⸗ 
tretern zu enge verwandt war. 4 

Der Nationalſozialismus hat nach der Machtübernahme nicht die Großbanken auf 
Koſten der deutſchen Geſamtwirtſchaft zerſchlagen, ſondern er hat ſie in ſeine Führung 
genommen wie alle anderen Kräfte und hat ſie eingeordnet in den Dienſt am Ganzen. 
Durch die Neuordnung des geſamten Kreditweſens im Geiſte des Nationalſozialismus 
iſt Gewähr dafür geboten, daß Sparer und Einleger bei Banken und Sparkaſſen die nötige 
Sicherheit für ihre Einlagen haben, und daß dieſe Gelder dorthin geführt werden, wo ſie 
den Notwendigkeiten der Geſamtnation am beſten dienen. 

Durch das, Reichsgeſetz über das Kreditweſen“ vom 5. Dezember 1934 iſt die Einſtellung 
des geſamten Bankweſens auf die nationalſozialiſtiſchen Ziele erfolgt. 

Gemäß der Neufaſſung im „Geſetz über das Kreditweſen“ vom 25. September 1939 
unterliegen alle Kreditinſtitute (Banken, Sparkaſſen uſw.) der Beaufſichtigung durch 
das „Reichsaufſichtsamt für das Kreditweſen“, das dem Reichswirtſchaftsminiſter unter⸗ 
ſtellt iſt. Dieſes Amt überwacht die Beachtung allgemeinwirtſchaftlicher Geſichtspunkte in 
der allgemeinen Kredit⸗ und Bankpolitik und ſorgt für Beſeitigung von auftretenden Miß⸗ 
ſtänden. Alle Unternehmungen, welche im Inlande Bankgeſchäfte betreiben wollen, be⸗ 
dürfen ſeiner Genehmigung, auch wenn es ſich um Zweigſtellen jeder Art handelt. Wechſel 
in der Geſchäftsleitung, Kapitalveränderungen, Vereinigungen mit anderen Unter⸗ 
nehmungen, Einſtellung des Betriebes oder Schließung von Zweigſtellen ſind ihm anzu⸗ 
zeigen. Zur Sicherung der Liquidität (Flüſſigkeit) ſollen fremde und eigene Mittel in einem 
angemeſſenen Verhältnis zueinander ſtehen, das vom Aufſichtsamt feſtgelegt wird. Die 
Kreditinſtitute haben eine Barreſerve zu halten, die bis auf 10 v. H. der fremden Gelder feſt⸗ 
geſetzt werden kann. Ferner haben ſie einen beſtimmten Satz der Verpflichtungen, höchſtens 
aber 30 v. H., in Handelswechſeln bis zu 90 Tagen Laufzeit und lombardfähigen Wert⸗ 
papieren anzulegen. Auch der Beſitz von Wertpapieren und Beteiligungen wird beſchränkt. 
Die Banken müſſen regelmäßig ihre Bilanzen an das Reichsbankdirektorium einreichen. 
Das Reichsaufſichtsamt kann jederzeit Bilanzen und Verluſt⸗ und Gewinnnachweiſe ver⸗ 
langen, Prüfungen anordnen, Generalverſammlungen einberufen laſſen und an dieſen 
ſelbſt oder durch Vertretung teilnehmen. Alle Behörden haben ihm zur Erfüllung ſeiner 
Obliegenheiten Hilfe zu leiſten. 

b) Unternehmungs formen und Bankgeſchäfte 

Je nach dem Träger der Banken unterſcheidet man öffentliche und private Banken. 

Offentliche Banken werden vom Staat oder von einer Gemeinde betrieben. Sie ſind 
entweder mit der Wahrnehmung beſtimmter Aufgaben betraut oder arbeiten auf allgemein 
bankgeſchäftlicher Grundlage und erledigen im beſonderen die Bankgeſchäfte des Trägers, 
wie es die Reichsbank für das Reich tut. 

Die Deutſche Rentenbank, gegründet 1923 mit 2 Milliarden RM Grundkapital, regelt 
die Abwicklung des Rentenbankſcheinumlaufs. | 

Die Deutſche Rentenbankkreditanſtalt iſt 1925 aus ihr hervorgegangen. Sie iſt die Bank 
des Reichsnährſtandes und dient ſeinen Bedürfniſſen durch Bereitſtellung von Krediten 
zur Förderung der landwirtſchaftlichen Erzeugung und zur Arbeitsbeſchaffung. ü 

Die Deutſche Golddiskontbank ſteht unter Leitung der Reichsbank. Sie wurde 1924 
gegründet, Grundkapital 400 Millionen; ſie dient vor allem der deutſchen Ausfuhr und hat 
die Verwaltung des Dividenden-Anleiheſtocks. 

Die 1924 mit einem Kapital von 40 Millionen gegründete Reichskredit⸗Geſellſchaft 
arbeitet zuerſt für die reichseigenen Betriebe, die Verwaltung und Anlage von Reichsgeldern 
und die Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung, nimmt aber auch private Einlagen an. 
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Die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) reicht mit ihren Anfängen in die Zeit 
Friedrichs des Großen (1772) zurück. Ihr Grundkapital beläuft ſich auf 33 Millionen Reichs⸗ 
mark. Sie erledigt alle Bankgeſchäfte für den Staat und ſpielt als Kreditgeberin eine erheb⸗ 
liche Rolle; beſonders pflegt ſie den kurzfriſtigen Kredit und betreibt darüber hinaus alle 
Arten von Bankgeſchäften. 

In gleicher Weiſe arbeiten die Bayriſche Staatsbank und die Sächſiſche Staatsbank 
für ihre Länder. 

Die Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe in Berlin, 1895 gegründet, Grundkapital 
100,1 Millionen, regelt den Geldausgleich unter den angeſchloſſenen Verbandskaſſen und 
gibt an dieſe Perſonalkredite. N 

Die Deutſche Girozentrale — Deutſche Kommunalbank, die 1918 entſtand und 30 Mil⸗ 
lionen Stammkapital hat, ſorgt für die Anlage der flüſſigen Mittel aller angeſchloſſenen 
Spar⸗ und Girokaſſen, übernimmt den Geldausgleich, arbeitet für die Beſchaffung des 
kommunalen Kredites und pflegt den ausgedehnten Giroverkehr. 

Unter den Privatbanken ſind alle kaufmänniſchen Unternehmungsformen vertreten. 
Wenn auch die Bedeutung des Einzelunternehmers in jüngſter Zeit wieder gewonnen 
hat, ſo liegt der Schwerpunkt aber — ſchon aus Gründen der Kapitalbeſchaffung — bei den 
Aktiengeſellſchaften. 

Die Banken ſind im weſentlichen Kreditvermittler, d. h. ſie nehmen fremde Gelder 
herein, werden ſelbſt Schuldner, und geben dieſe Gelder wieder hinaus und ſind dann 
Gläubiger. So kann man die Bankgeſchäfte in Aktivgeſchäfte, bei denen die Bank Geld⸗ 
geber iſt, und in Paſſivgeſchäfte, wenn ſie Schuldner wird, einteilen. Für dieſe Geſchäfte 
gilt der Grundſatz, daß ſie ſich entſprechen müſſen. Das bedeutet, daß die Bank nur kurz⸗ 
friſtige Kredite geben ſoll, wenn ihr nur kurzfriſtige Einlagen zur Verfügung ſtehen. Aus 
Gründen der Geldflüſſigkeit (Liquidität) wird ſie dabei auf einen genügend hohen Kaſſen⸗ 
beſtand achten müſſen. 

Nach der volkswirtſchaftlichen Aufgabe der Banken, dem Zahlungs⸗, Kredit- und Kapi⸗ 
talverkehr zu dienen, kann man die einzelnen Geſchäfte zu entſprechenden Gruppen zu⸗ 
ſammenfaſſen. Ob man ſich für dieſe oder jene Aufteilung entſcheidet, eine Gruppe von 
Geſchäften wird ſich immer nicht einordnen laſſen: die bankmäßigen Nebengeſchäfte. 

Die Bankbedingungen, vor allem die Zinsberechnung ſind durch ein Zins- und 
Wettbewerbsabkommen weitgehend vereinheitlicht worden. Die auf das Jahr 1932 
zurückgehenden Verträge ſind durch Beſchluß des Zentralen Kreditausſchuſſes vom 23. April 
1940 neu gefaßt und für den Geltungsbereich des Geſetzes über das Kreditweſen allgemein 
verbindlich erklärt worden. Seine geſetzliche Grundlage hat das Vertragswerk in 8 38 des 
Reichsgeſetzes über das Kreditweſen. 


5. Kreditgeſchäfte 
a) Das Depoſitengeſchäft 

Die Banken nehmen fremde Gelder mit oder ohne Verzinſung herein und leihen ſie 
gegen Zinſen wieder aus. In dem Unterſchied zwiſchen gezahlten und empfangenen Zinſen 
liegt der Gewinn. 

Unter den Einlagen ift zu unterſcheiden zwiſchen ſolchen, die als Anlagen oder Spar- 
gelder zur Bank kommen, und anderen, die als Einlagen dem Zahlungsverkehr dienen. 

Die Spargelder werden von den Banken unter ähnlichen Bedingungen wie von den 
Sparkaſſen angenommen. Der Kunde kann entweder täglich darüber verfügen oder iſt 
an eine vereinbarte Kündigungsfriſt gebunden. Der Zinsſatz richtet ſich nach der Anlage- 
dauer und iſt für täglich fälliges Geld niedriger als für ſolches, das erſt nach Aufkündigung 
zurückgezahlt wird. Über dieſe Spareinlagen kann durch Scheck nicht verfügt werden, auch 
Überweiſungen dürfen daraus nicht erfolgen. Sie ſind nach beſonderen Richtlinien anzu⸗ 
legen, buchhalteriſch von den übrigen Geldern getrennt zu halten und in den Bilanzen 
geſondert auszuweiſen. 

Giro⸗-Einlagen find dagegen ſolche Guthaben, die von der Kundſchaft zu Zahlungs⸗ 
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zwecken bei der Bank gehalten werden. Geſchäfte und Private verlegen damit ihre Kaſſe⸗ 
haltung wenigſtens zum Teil in die Bank. Sie müſſen jederzeit unbeſchränkt über ihre Ein⸗ 
lagen durch Überweiſungen, Schecke oder in anderer Weiſe verfügen können. Die Bank 
verzinſt ſolche Guthaben nicht und berechnet gewöhnlich für die Erledigung der Zahlungs⸗ 
geſchäfte eine Proviſion. 

Aus den Depoſiten erwachſen den Banken die Mittel für das Uttiogefchäft 


b) Das Kontokorrentgeſchäft 


Die Depoſitenkonten ſind reine Gläubigerkonten. In vielen Fällen aber wechſelt das 
Verhältnis. Der Kunde zahlt ſeine freien Betriebsmittel auf ſein Bankkonto ein und iſt 
Gläubiger, nimmt aber in Zeiten erhöhten Geldbedarfs Kredit in Anſpruch und wird 
kürzer oder länger zum Schuldner. Er ſteht dann mit der Bank in laufender Rechnung; das 
darüber geführte Konto heißt Kontokorrent. In beſtimmten Zeitabſchnitten wird das Konto 
unter Einſtellung von Zinſen und Speſen abgeſchloſſen und der Saldo ermittelt. (Vgl. 
den Abſchnitt „Kaufmänniſches Rechnen“.) Dem Kunden wird ein Rechnungsauszug zu⸗ 
geſtellt, der zu prüfen und zu beſtätigen iſt. Die Einzelpoſten gehen im Saldo unter, nur 
dieſer iſt dann maßgebend. | 

Die Bedingungen, unter denen der Kunde Kredit in Anſpruch nehmen, fein Konto 
„überziehen“ darf, werden vorher vereinbart und richten ſich nach dem Einzelfall. Nur aus⸗ 
nahmsweiſe wird ein ungedeckter Kredit (Blankokredit, I im Vertrauen 
auf die Zahlungsfähigkeit (Bonität) des Kunden eingeräumt. In der Regel iſt genügende 
Deckung in Form von Wertpapieren, Verpfändung von Warenlagern oder Außenſtänden, 
Bürgſchaft durch gute Firmen oder Einzelperſonen, einer Sicherungshypothek uſw. zu 
ſtellen. 

Auf Grund des Geſetzes über das Kreditweſen ſoll die Kreditgewährung ein vom 
Reichswirtſchaftsminiſter im Benehmen mit dem Reichsbankdirektorium zu beſtimmendes 
Mehrfaches des haftenden Eigenkapitals nicht überſteigen. Die Kreditgabe im Einzelfall 
iſt auf einen beſtimmten Hundertſatz des Eigenkapitals beſchränkt. Überſchreitungen ſind 
dem Reichsaufſichtsamt anzuzeigen. Als ein und derſelbe Kreditnehmer gelten ſämtliche 
demſelben Konzern angehörigen Unternehmungen und bei Perſonengeſellſchaften ohne 
eigne Rechtsperſönlichkeit die Geſellſchaft und ihre Geſellſchafter. 

Bei Einräumung eines ungedeckten Kredites über RM 5000.— iſt das Kreditinſtitut 
verpflichtet, vom Kreditnehmer die Darlegung ſeiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu ver⸗ 
langen oder Einſicht in ſeine Bilanzen zu nehmen. 

c) Das Diskontgeſchäft 

Das Diskontgeſchäft beſteht in dem Ankauf von Forderungen, beſonders Wechseln, 
die erſt in ſpäterer Zeit fällig ſind, unter Abzug von Diskont, d. h. der Zinſen für die noch 
bleibende Laufzeit. Der Diskontſatz beſtimmt ſich nach dem Geldmarkt und ſchwankt, 
je nachdem das Geld teurer oder billig zu beſchaffen iſt. Als Bankdiskont bezeichnet 
man den von der Zentralnotenbank des Landes offiziell für den Ankauf inländiſcher Wechſel 
feſtgeſetzten Zinsfuß. 

„Warenwechſel“, die den Diskontbedingungen der Reichsbank entſprechen, werden 
auch von Privatbanken gewöhnlich zum Reichsbankſatz unter Abzug einer Proviſion dis⸗ 
kontiert. Akzepte von Großbanken und erſten Privatbankiers werden zu einem günſtigeren 
Satze, dem Privatdiskontſatz, diskontiert. Die Wechſel erſter Häuſer aus Induſtrie und 
Handel, die als Prima Kommerzpapiere bezeichnet werden, kommen zu einem 5 
‚ Jaße, der zwiſchen dem Privat- und Reichsbankdiskontſatz liegt, zum Ankauf. 

Das Diskontgeſchäft wird von den Banken beſonders gepflegt, weil die darin ange⸗ 
legten Mittel in kurzer Zeit wieder zurückfließen. Nötigenfalls können die Wechſelbeſtände 
zur Beſchaffung von flüſſigen Mitteln an die Reichsbank abgegeben werden, man ſpricht 
dann von einer Rediskontierung. 

Das Riſiko iſt beim Diskontgeſchäft ſehr gering, weil neben dem Bezogenen der Aus⸗ 
ſteller und die Indoſſanten aus ihren Unterſchriften haften. Außerdem wird zumeiſt eine 
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Wird von einem Akzeptanten einmal ein Wechſel am Fälligkeitstage nicht eingelöſt, 
ine Akzepte nicht mehr diskontierbar, denn die Banken teilen ſich die Namen 
ſolcher Firmen oder Perſonen in vertraulichen Liſten mit. 


d) Das Lombardgeſchäft 

Das Lomb ardgef chäft — nach den lombardiſchen Beſitzern von Leihhäuſern im 
Mittelalter — beſteht darin, daß Banken Gelder gegen Hinterlegung von Wertpapieren, 
Waren uſw. verleihen, um die vorhandenen Geldvorräte nutzbar zu machen. Die Beleihung 
findet nur zu einem Teile des Kurs⸗ bzw. Marktwertes ſtatt. 

Die Pfänder gehen in den Beſitz der Bank über, bleiben aber Eigentum des Darlehn⸗ 
nehmers. Durch ihren Verkauf hält ſich die Bank ſchadlos, wenn der Kunde ſeinen Rück⸗ 
zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt. j 

Die hinterlegten Wertpapiere müſſen zum Börſenhandel amtlich zugelaffen fein. Beim 
Warenlombard kommen nur ſolche Güter als Fauſtpfand in Betracht, die einen Börſen⸗ 
oder Marktpreis haben und ohne Schwierigkeit zu verkaufen ſind. Da die Banken in der 
Regel über eigene Lagerräume nicht verfügen, nehmen ſie nicht die Warenpfänder ſelbſt 
in Verwahrung, ſondern beleihen Warenwertpapiere, alſo Lagerſcheine öffentlicher Lager— 
häuſer, Ladeſcheine der Binnenſchiffahrt und Seeladeſcheine (Konnoſſemente), durch die 
ſie über die Waren verfügen können. 

Der Zinsſatz für Lombarddarlehen liegt in der Regel 1% über 3 
die Privatbanken berechnen außer den Zinſen eine Proviſion. 


e) Akzeptkredit 


In der Regel verfügt der Kunde über einen Bankkredit durch Scheck und Anweiſung; 
es kann aber auch vereinbart werden, daß er bis zu einem beſtimmten Betrage Wechſel 
auf die Bank zieht, die von dieſer akzeptiert und am Verfalltage eingelöſt werden. Solche 
Wechſel kann der Kunde bei einer anderen Bank diskontieren laſſen, und zwar zu dem 
günſtigeren Privatdiskontſatz. Er iſt verpflichtet, rechtzeitig vor Fälligkeit Deckung zu be⸗ 
ſchaffen, fo daß die eigenen Mittel der Bank nicht für die Einlöſung des Wechſels bean- 
ſprucht werden. Ein ſolcher Akzeptkredit ift entweder Perſonalkredit oder wird durch Hinter- 
legung von Wertpapieren gedeckt. Die Banken berechnen eine Akzeptproviſion. 

Eine beſondere Rolle ſpielt er im überſeeiſchen Ein- und Ausfuhrgeſchäft als Nem- 
bourskredit. Der Käufer räumt dann dem Verkäufer das Recht ein, für den Rechnungs⸗ 
betrag einen Wechſel auf die Bank des Käufers zu ziehen und diskontieren zu laſſen. Die 
Bank teilt ihre Bereitſchaft zur Einlöſung der Tratte meiſt durch Vermittlung einer Groß- 
bank des exportierenden Landes der Bank des Verkäufers mit, die ihren Kunden davon 
benachrichtigt. Bei Verſchiffung der Ware diskontiert ſie die Tratte, der eine Rechnung, 
Verſchiffungs⸗ und Verſicherungspapiere beigefügt ſein müſſen, und leitet ſie an die Bank 
des Käufers weiter. Durch dieſe Dokumente hat die Bank das Verfügungsrecht über die 
Ware und damit die nötige Sicherheit. Der Käufer ſtellt die Deckung bereit und erhält da- 
für die Papiere, ſo daß er die Waren vom Schiff in Empfang nehmen kann. 


6. Vermittlung des Zahlungsverkehrs 


Die Banken dienen dem bargeldloſen Zahlungsverkehr, d. h. die Zahlungen mit Geld 
werden durch Umſchreibungen auf den Konten erſetzt. Je dichter das Banknetz iſt, je größere 
Kreiſe der Bevölkerung ihre Kaſſehaltung in die Banken verlegen, um ſo weitgehender 
kann die Geldzahlung durch die wirtſchaftlichere bargeldloſe Zahlung erſetzt werden. Sie 
bedient ſich der Überweiſung oder des Schecks. 


a) Der Giroverkehr 


Man verſteht darunter (Giro = Umlauf) die Überweiſung oder Umſchreibung von 
Beträgen von dem Konto des einen auf das Konto des anderen Kunden. Von beſonderer 
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Wichtigkeit iſt für Deutſchland der Giroverkehr der Reichsbank. Das dichteſte Gironeß ift 
das der Girokaſſen, die auch kleinſte Plätze an den Verkehr anſchließen. Die einzelnen 
Überweiſungskreiſe ſtehen mit der Reichsbank im Giroverkehr und ſind ſo auch miteinander 
verbunden. Es können dadurch Überweiſungen zwiſchen Banken ee die N in un⸗ 
mittelbarer Beziehung ſtehen. 

7 


Schuldnerbank Gläubigerbank 5 


— 
Et Reichsbank a | 


Y 
Schuldner Gläubiger 


Die Überweiſung von Konto zu Konto wird bei der Reichsbank durch den ſeiner Farbe 
wegen „roter Scheck“ genannten Auftrag bewirkt. Da er dem Scheckgeſetz nicht entſpricht, 
iſt dieſe Bezeichnung für den Überweiſungsauftrag kreiert 


b) Der Scheckverkehr 


Unter einem Scheck verſteht man eine bei Sicht (Vorzeigung) fällige Anweiſung, 
durch die die Bank aufgefordert wird, einen beſtimmten Betrag aus dem Guthaben des 
Kunden an eine beſtimmte Perſon oder an den Überbringer des Schecks zu zahlen. 

„Gekreuzte Schecks“, d. h. Schecks, auf deren Vorderſeite quer durch den Text der Ver⸗ 


merk, Nur zur Verrechnung“ angebracht ift, dürfen nicht bar eingelöſt, ſondern nur zur Gut. 


ſchrift auf dem Konto hereingenommen werden. 
Zum Scheckrecht finden ſich weitere Ausführungen im entſprechenden Abſchnitt. 
Auch im Verkehr mit der Reichsbank können die e 1 den „weißen S 
über ihr Guthaben verfügen. 


Nr. A. 000 000 Scheck Nr. N 
ö A. 000 000 5 
Reichsbank Die Reichsbank in | N 
meinem 
ausgehändigt an: zahle gegen diesen Scheck aus nee Guthaben 


Reichsmark 
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(Ausstellungsort) (Monat in Buchstaben) 


Datum: ü 
: (Stempel und Unterschrift) 


‚ꝙ —L—U U Schecks, in denen der Zusatz „oder Uberbringer“ gestrichen oder 
eine Zahlungsfrist genannt ist, werden nicht bezahlt. 


Durch den Giro⸗, Wechſel⸗ und Scheckverkehr entitehen zwiſchen den Banken eine 
große Zahl gegenſeitiger Forderungen, deren Abwicklung in den Abrechnungsſtellen der 
Reichsbank erfolgt. Dort treffen ſich die Vertreter der am Abrechnungsverkehr beteiligten 
Banken täglich ein- bis zweimal und verrechnen ihre Forderungen untereinander (Clearing). 
Der nach der Aufrechnung verbleibende Saldo wird über Reichsbankgiro ausgeglichen. 
Die Reichsbank unterhält jetzt an über 70 Bankplätzen dieſen W „ „ zu dem 
nur führende Banken und die Poſtſcheckämter zugelaſſen werden. 
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Nr. A. 0.000.000 ar. A. 0000000 Überweisungsauftrag 
\ Die Reichsbank 


RM | Für Vermerke der Reichsbank | 


0 h meines 
überweise zu Lasten — Girokontos 


FC Te Unseres 
RM 
Empfänger Reichsmark — 


(in Worten) ee 


dem Girokonto e,, e re 


ei üer einhbb ann En N 


Verwendungszweck“) Straße und 
zu Gunsten von Hausnummer 


%%% SORTE EI Drag a 


rate sa a Sn a Stempel und Unterschrift 


*) Postrechtlich zulässig sind nur kurze Angaben 
über die Zweckbestimmung der Überweisung. 


c) Der Kreditbrief 


Ein Kreditbrief (Akkreditiv) iſt die ſchriftliche Anweiſung des Ausſtellers an den 
Angewieſenen oder mehrere Angewieſene (Adreſſaten, Korreſpondenten), einer beſtimmten 
Perſon (dem Anweiſungsempfänger, Akkreditierten) gegen Vorzeigung des Kreditbriefes 
einen in der Regel ſeinem Höchſtbetrage nach beſtimmten Geldbetrag im Ganzen oder in 
Teilbeträgen für Rechnung des Ausſtellers zu zahlen und von der Zahlung Nachricht zu 
geben. Die Kreditbriefe werden von den Banken für Kunden, die nach fremden Orten 
oder Ländern reiſen und das Mitnehmen großer Geldſummen vermeiden wollen, 
ausgeſtellt. 


In neuerer Zeit find die ſogenannten Zirkularkreditbriefe in Aufnahme ge- 
kommen, die im Gegenſatz zu den gewöhnlichen Akkreditiven nicht auf beſtimmte Ange⸗ 
wieſene lauten, ſondern für alle Korreſpondenten der betreffenden Bank, deren Ver⸗ 
zeichnis dem Kreditbriefe beigegeben wird, gelten. 


Von demjenigen, der ſich affreditieren läßt, werden in der Regel zwei Unterſchrifts⸗ 
proben an die betreffenden Banken geſandt. 


Gewöhnlich hat der Empfänger über die auf Grund des Kreditbriefes erhaltenen 
Zahlungen doppelte Quittung zu geben, von denen ein Exemplar die Zahlſtelle erhält, 
während das andere dem Ausſteller geſandt wird. Auf der Rückſeite des Kreditbriefes 
werden von den Zahlſtellen die geleiſteten Zahlungen vermerkt. Iſt der angewieſene 
Betrag erſchöpft, ſo wird das Akkreditiv von dem Zahler des Reſtbetrages einbehalten 
und an den Ausſteller zurückgeſandt. 


Für die Ausſtellung berechnet die Bank eine Proviſion. 
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Buschoh & Beck 


Telegramm-Adresse: Dresden-N., den 5. Juli 19% 
Buschohbeck 


An 
Herrn i , ff 
Herren Hermann Liebau & Sohn m ER Hamburg JV 
Herrn Adolf Heinze. „Bremen 


Wir beehren uns, hierdurch 
Traugott Lindemann von hier 


bei Ihnen einzuführen und Ihrer freundlichen Aufnahme zu empfehlen. 
Gleichzeitig akkreditieren wir den genannten Herrn bei Ihnen zu- 
sammen bis zum Betrage von 


RM 4000. — 


in Worten: Reichsmark Viertausend , En 


J. September 19... 


gültig bis zum m 
und bitten Sie, dem Akkreditierten auf Wunsch unter Berücksichti- 
gung der auf Grund dieses Kreditbriefes bereits abgehobenen Beträge 
‚Zahlungen abzügl. Ihrer Spesen gegen doppelte Quittung zu leisten 
und ihren Betrag auf der Rückseite dieses Briefes zu verzeichnen. 

Für die unserm Akkreditierten erwiesenen Gefälligkeiten danken 


wir Ihnen im voraus. 
Heil Hitler! 


pp. Buschoh & Beck 
H. W. Börner F. Lampert 


d) Das Inkaſſogeſchäft 
Das Inkaſſogeſchäft befaßt ſich mit der Einziehung von Wechſeln, Anwei⸗ 
jungen, Schecks, Zinsſcheinen uſw. auf das In- und Ausland gegen geringe Gebühren. 
Auch jede Reichsbankanſtalt übernimmt, im allgemeinen aber nur für Perſonen oder 
Firmen, die zu ihrem Geſchäftsbezirk gehören, Wechſel, Anweiſungen, Schecks auf 
inländiſche Bankhäuſer und Wertpapiere aller Art zur Einziehung, wenn die Papiere 
ſpäteſtens nach 14 Tagen an einem Bankplatze in Reichsmark zahlbar ſind. 


e) Deviſengeſchäft und Deviſenordnung 


Unter Deviſen ſind ausländiſche Zahlungsmittel im weiteſten Sinne zu verſtehen, 
neben Münzen und Banknoten (Sorten) auch Schecks, Wechſel und Anweiſungen. Der 
An- und Verkauf dieſer Zahlungsmittel und die Beſorgung von Geldgeſchäften mit dem 
Ausland ſind heute nur den ſog. Deviſenbanken möglich und vollziehen ſich im Rahmen der 
De viſengeſetzgebung. 


ER 
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Die geſamte Einfuhr kann nur durch die geſamte Ausfuhr bezahlt werden, m. a. W. 
vom Ausland bezogene Rohſtoffe und Waren müſſen mit ausgeführten Erzeugniſſen be⸗ 
zahlt werden, nicht mit „Geld“. Die Gegenüberſtellung der Geſamtausfuhr und Gefant- 
einfuhr erfolgt in der Handelsbilanz. Sie iſt aktiv, wenn die Ausfuhr die Einfuhr über⸗ 
ſteigt, und paſſiv, wenn die Einfuhr größer iſt. Wirtſchaftlich ſtarke Länder können dem 
Ausland induſtrielle Anlagen, Eiſenbahnen, Straßen u. ä. auf Kredit bauen, indem fie den 
dazu nötigen Export durch eine innere Anleihe zu Laſten des Fremdſtaates finanzieren. 
Die auflaufenden Zinſen und Kapitalrückzahlungen ſtehen zur Finanzierung des Importes 
aus dem Schuldnerland zur Verfügung und decken die über den eigenen Export hinausgehende 
Einfuhr. Wenn ſolche „vorgeleiſteten“ Exporte ſpäter in einer ſtärkeren Einfuhr ihren Aus⸗ 
gleich finden, iſt die Paſſivität der Handelsbilanz ohne Bedeutung. Sie wird durch die 
aktive Zahlungsbilanz, die Gegenüberſtellung der Geſamtverpflichtungen und -for- 
derungen an das Ausland bei Überwiegen der Forderungen, ausgeglichen. So war die 
deutſche Handelsbilanz vor dem Kriege paſſiv, die Zahlungsbilanz aktiv. Das Verſailler 
Diktat entriß Deutſchland nicht nur wichtige Gebiete aus dem Heimatboden, nahm ihm 
nicht nur die Kolonien, ſondern „enteignete“ auch die deutſchen Kapitalanlagen im Aus⸗ 
land — etwa 25 Milliarden Mark! — deren Erträgniſſe zur Bezahlung des Importüber⸗ 
ſchuſſes benutzt werden konnten. Umgekehrt ſollte nun Deutſchland ungeheuere Zahlungen 
und Sachlieferungen als „Reparationen“ an das Ausland leiſten und mußte als Folge 
ſeiner verſchmälerten Rohſtoffbaſis verſtärkt aus dem Auslande einführen. Da alle Zah⸗ 
lungen in das Ausland zuletzt nur durch Waren erfolgen können, mußte Deutſchland ſeinen 
Export gewaltig ſteigern, denn es hat keine Goldgruben, nur Arbeit, die es ſtoffgebunden 
ausführen kann. Gleichzeitig ſperrte aber das Ausland in Verkennung der Wirtſchafts⸗ 
geſetze ſeine Märkte gegen Deutſchland ab. Da unter dieſen Umſtänden nicht einmal die 
Einfuhr bezahlt werden konnte, ſuchten die Erfüllungspolitiker den Ausweg in der Auf⸗ 
nahme von Auslandsanleihen zur Leiſtung der Tribute, unbekümmert darum, wie die 
deutſche Wirtſchaft einmal die gewaltige Zinſenlaſt für rund 30 Milliarden und das Kapital 
abtragen ſollte. 1931 brach dieſes „Syſtem der Aushilfen“ zuſammen. Deutſchland konnte 
die Zinſen nicht mehr aufbringen, die kurzfriſtigen Kredite wurden vom Ausland zurück⸗ 
gezogen, die Nutznießer der Reparationen, meiſt Juden, hatten ſchon 1930 in Voraus⸗ 
ſicht der Dinge durch den Poungplan für ſich gerettet, was zu retten war. 

Auf 1931 geht die Regelung der Deviſenbewirtſchaftung zurück. Die Reichsbank hatte 
alle Deviſen zu ſammeln und daraus zunächſt die Einfuhr zu bezahlen, ein Überſchuß 
ſtand für Zinſen⸗ und Tilgungsdienſt zur Verfügung. 

Jetzt iſt das ganze Gebiet geregelt durch das Geſetz über die Deviſenbewirtſchaf— 
tung vom 12. Dezember 1938 nebſt Durchführungsverordnung und eine Reihe von 
Richtlinien vom 22. Dezember 1938, zu denen verſchiedene Ergänzungen gekommen ſind. 
Grundſatz iſt, daß nichts eingeführt werden darf, deſſen Bezahlung nicht vorher gewähr⸗ 
leiſtet ift, und daß die Einfuhr nach ihrer volkswirtſchaftlichen Dringlichkeit erfolgt. Im 
übrigen ſind eine Reihe Maßnahmen getroffen, um den Export zu fördern, während der 
„Vierjahresplan“ die Aufgabe hat, die deutſche Wirtſchaft weitgehend unabhängig vom 
Import zu machen. Die dem Reichswirtſchaftsminiſter unterſtehende „Reichsſtelle für 
Deviſenbewirtſchaftung“ iſt die oberſte Behörde. 26 vom Reichswirtſchaftsminiſter einge⸗ 
richtete Uberwachungsſtellen, von denen jede für eine beſtimmte Warengruppe zu⸗ 
ſtändig iſt, regeln und prüfen die Wareneinfuhr. Mit Ausnahme der Reichsſtellen für 
Baumwolle und Tabak in Bremen, für Rauchwaren in Leipzig, befinden ſie ſich in 
Berlin. 

Vor jeder beabſichtigten Einfuhr iſt der zuſtändigen Überwachungsſtelle ein Antrag, 
einzureichen. Sie entſcheidet darüber nach der volkswirtſchaftlichen Dringlichkeit und nach 
Maßgabe der vorhandenen Deviſenbeſtände. Die Rohſtoffeinfuhr für die auf Export 
arbeitenden Betriebe wird bevorzugt behandelt. Das Reichswirtſchaftsminiſterium ſtellt 
im Einvernehmen mit der Reichsbank die für die Einfuhr verfügbaren Deviſen feſt und 
verteilt ſie auf die einzelnen Warengruppen. 
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Über die genehmigte Einfuhr wird von der Überwachungsſtelle eine Deviſenbeſchei⸗ 
nigung ausgeſtellt. Damit bekommt der Importeur die Gewähr für Zuteilung det erforder⸗ 
lichen Deviſen bei Fälligkeit der Rechnung, wenn er die Beſcheinigung bei der Reichsbank 
oder einer Deviſenbank einreicht. Deviſenbanken ſind alle Bankbetriebe, welche ein Giro⸗ 
konto bei der Reichsbank unterhalten. 1 

Ausländiſche Forderungen, die auf andere Weiſe als durch Zuteilung durch die De⸗ 
viſenſtelle erworben werden, ſind an die Reichsbank oder eine Deviſenbank abzuführen. 
Jedenfalls darf ohne Genehmigung nicht anderweitig darüber verfügt werden. Die Verſen⸗ 
dung von Zahlungsmitteln jeder Art, auch von Wertpapieren, Gold oder anderem Edel⸗ 
metall, in das Ausland iſt genehmigungspflichtig. Die Mitnahme von Barmitteln bei Aus⸗ 
landsreiſen iſt begrenzt, fie dürfen die „Freigrenze“ nicht überſteigen. Für den Reiſeverkehr 
nach einigen Ländern ſtehen Mittel aus der Warenausfuhr zur Verfügung. Das Volks⸗ 
verratsgeſetz ſtellt die Verſchiebung von Werten in das Ausland mit Recht unter härteſte 
Strafe. a 

Um einen Überblick über die aus dem Export zufließenden Deviſen zu erhalten, ver⸗ 
langt die Deviſenſtelle die Anmeldung aller ausgeführten Waren. Dieſe hat innerhalb 
3 Tagen auf beſonderem Vordruck zu erfolgen. 


7. Wertpapiergeſchäfte 
a) Das Emiſſions⸗ und Gründungsgeſchäft 


Das Emiſſionsgeſchäft hat die Übernahme oder die Beteiligung an der Über⸗ 
nahme von öffentlichen Anleihen auf dem Wege der Submiſſion oder freien Vereinbarung 
ſowie die Beihilfe zur Zeichnung ſolcher Anleihen zum Gegenſtande, ebenſo die Übernahme 
von Aktien oder Obligationen von Induſtrie⸗ und Handelsunternehmungen. 0 

Das Gründungsgeſchäft befaßt ſich mit der Gründung, Umgeſtaltung oder Ver⸗ 
äußerung von Induſtrie⸗ oder Handelsunternehmungen, hauptſächlich von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, ſowie mit der Beteiligung an derartigen 
Unternehmungen. 


b) Der An: und Verkauf von Wertpapieren 


Einen Hauptzweig der meiſten Bankgeſchäfte bildet der An⸗ und Verkauf von 
Wertpapieren an der Börſe, der in der Regel kommiſſionsweiſe, d. h. für fremde Rech⸗ 
nung, alſo für Kunden, erfolgt. 

Der Preis, den die Bank an der Börſe zahlt bzw. erlöſt, richtet ſich nach dem zur Zeit 
für das Papier geltenden Kurſe und wird daher Kurswert genannt, im Gegenſatz zum 
Nenn- oder Nominalwert, der auf dem Papier aufgedruckt iſt. Der Kurs richtet ſich 
nach dem Verhältnis des Angebots zur Nachfrage, nach der größeren oder geringeren 
Sicherheit des Papiers, nach den politiſchen Verhältniſſen des ausgebenden Landes, bei 
Aktien nach der Dividende des vergangenen ſowie den Ausſichten des laufenden Ge⸗ 
ſchäftsjahres ufw. Wenn der Kurs⸗ gle ch dem Nennwert iſt, ſo ſagt man, die Papiere 
ſtehen al pari. Über oder unter pari ſteht der Kurs, wenn er mehr bzw. weniger als der 
Nennwert beträgt. 

Bei der Erteilung eines Auftrages (die Banken geben gewöhnlich vorgedruckte 
Auftragsformulare aus) iſt entweder der Kurs, zu dem der An⸗ oder Verkauf erfolgen ſoll, 
vorzuſchreiben — es wird ein Limit gegeben — oder der Vermerk beſtens“ zu machen, 
der bedeutet, daß der Auftrag in jedem Falle ausgeführt werden ſoll. Außerdem iſt die 
Gültigkeitsdauer ausdrücklich zu vermerken. Man unterſcheidet dabei: nur einen Tag 
gültige Ordres, ſog. Tagesordres; Ultimoordres, d. h. Ordres, die ohne weitere 
Benachrichtigung an den Auftraggeber am Ultimo jedes Monats ihre Gültigkeit verlieren; 
und letztlich Widerrufordres, d. h. Ordres, die bis zum Widerruf ſeitens des Auftrag⸗ 
gebers bei den Banken vornotiert werden. 
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Ferner iſt bei einem ſolchen Auftrage darauf zu achten, daß die bezeichneten Papiere 
an einer Börſe gehandelt werden und ob ſie börſenmäßig lieferbar ſind, was bei ausge— 
loſten oder zur Zurückzahlung gekündigten Schuldverſchreibungen nicht der Fall ift. Bei 
einem Kaufauftrage iſt außerdem anzugeben, ob die Papiere dem Beſteller auszuliefern 
oder ob ſie für ihn in Verwahrung zu nehmen ſind. 


c) Die Aufbewahrung von Wertpapieren und Wertgegenſtänden 


Die Aufbewahrung von Wertpapieren iſt geregelt durch das Reichsgeſetz vom 
5. Juli 1896, betreffend „die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wert- 
papiere“, das ſogenannte Depotgeſetz. Dieſes Geſetz iſt in mehreren wichtigen Punkten 
durch die Verordnung vom 21. November 1923 abgeändert worden und hat in dem „Geſetz 
über die Verwahrung und Anſchaffung von Wertpapieren“ vom 4. Februar 1937 eine zeit⸗ 
gemäße Neufaſſung gefunden. Wenn die Papiere unverſchloſſen als „offenes Depot“ 
zur Verwahrung oder als Pfand hinterlegt werden, iſt der Aufbewahrer verpflichtet: 

a) die Wertpapiere unter äußerlich erkennbarer Bezeichnung des Hinterlegers ge- 

ſondert von ſeinen eigenen Beſtänden und von denen Dritter aufzubewahren; 

b) ein Handelsbuch zu führen, in welches die Wertpapiere jedes Hinterlegers nach 

Gattung und Nennwert einzutragen ſind. 

Dieſe nähere Bezeichnung der einzelnen Papiere muß auch auf dem Depoſiten— 
ſchein angegeben ſein, den der Hinterleger als Quittung erhält. 

Eine Erklärung des Hinterlegers oder Verpfänders, durch die der Verwahrer oder 
Pfandgläubiger ermächtigt wird, an Stelle hinterlegter oder verpfändeter Wertpapiere 
gleichartige Wertpapiere zurückzugewähren oder über die Papiere zu ſeinem Nutzen zu 
verfügen, iſt, falls der Hinterleger oder Verpfänder nicht gewerbsmäßig Bank- oder Geld⸗ 
wechſlergeſchäfte betreibt, nur gültig, ſoweit fie für das einzelne Geſchäft ausdrücklich und 
ſchriftlich abgegeben wird. 

In dem Geſetze vom 4. Februar 1937 wird ein verſtärkter Kundenſchutz angeſtrebt. 
Es ſtellt feſte Rechtsregeln auf, denen grundlegend zwingender Charakter beigelegt wird. 
Soweit eine Abdingbarkeit überhaupt noch zugelaſſen wird, kann ſie nur auf Grund einer 
ausdrücklichen und ſchriftlichen Erklärung des Kunden zuſtande kommen, keinesfalls 
darf eine verſchlechterte Rechtsſtellung des Hinterlegers aus den Geſchäftsbedingungen 
abgeleitet werden. 

Nach Anordnung des Reichskommiſſars für das Bankweſen unterliegen Unterneh- 
mungen, die das Depotgeſchäft betreiben, einer regelmäßigen Prüfung. 

Während für Wertpapiere das offene Depot vorgezogen wird, da bei dieſem die 
Bank die Verwaltung übernehmen kann (ſiehe unten), werden Dokumente, Schmuck— 
ſtücke und andere Wertgegenſtände gewöhnlich als verſchloſſene Depots, d. h. in ver- 
ſiegelten Paketen, in Verwahrung gegeben. Zur größeren Sicherheit kann man auch die 
Papiere ſelbſt (die „Mäntel“) als geſchloſſenes und die dazugehörigen Zinsſcheinbogen als 
offenes Depot aufgeben, denn die einen ſind ohne die anderen nicht verkäuflich. 

Sehr beliebt ſind jetzt, nicht nur bei Geſchäftsleuten, ſondern auch bei Privaten, 
die feuer⸗ und diebesſicheren Schubfächer in den Stahlkammern der Banken (Sakes). 
Die einzelnen Fächer ſtehen unter gemeinſamem Verſchluß des Mieters und der Bank. 
Nur beide Parteien können gemeinſam die Schrankfächer öffnen. Außerdem wird zur 
größeren Sicherheit jedem Mieter ein Schlüſſelwort (Paßwort) ausgehändigt, deſſen 
Nennung die Bank beim Eintritt in die Stahlkammer verlangt. Eine Konvention über 
die Aufbewahrungskoſten zwiſchen den Banken beſteht nicht. 


d) Die Verwaltung von Wertpapieren 


Wenn das Depoſitum aus Effekten beſteht, übernimmt die Bank auch die Verwal— 
tung der Wertpapiere, wie die Einlöſung der Zinsſcheine, die Beſorgung 
neuer Zinsſcheinbogen, die Verloſungskontrolle uſw. 
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b et 
Die Zinsſcheine der feſtverzinslichen Papiere lauten in der Regel über die Zinſen 


für ein halbes Jahr und werden nach deſſen Ablauf ausgezahlt; die Gewinnanteil⸗ oder N 


Dividendenſcheine der Aktien dagegen kommen erſt zur Einlöfung, wenn nach Schluß 


des Geſchäftsjahres ſeitens der Generalverſammlung die Dividende genehmigt und die 


Auszahlung feſtgeſetzt worden iſt. Von dem Erlös der Dividendenſcheine wird ſeitens 
der Bank vor der Auszahlung an den Einreicher die 10 Kige Kapitalertragsſteuer, falls 
dieſe nicht von der Geſellſchaft oder dem Staate getragen wird, in Abzug gebracht. 
Auch der Zuſchlag von 50 v. H. wird gleich einbehalten. Eine Proviſion wird von den 
Banken nicht berechnet. | 

Sind alle ausgegebenen Zins⸗ oder Dividendenſcheine bei ihrer Fälligkeit abgetrennt, 
ſo wird gegen Aushändigung der Zinsleiſte (des Talons) eine neue Serie ausgeliefert. 

Die Kontrolle der Verloſungsliſten beſteht darin, daß die Bank ſich informiert, 
ob die zur Verwaltung übernommenen Wertpapiere gezogen ſind oder nicht, und den 
Betrag der ausgeloſten einzieht. e 


C. Das Börſenweſen 


1. Arten und Organiſation der Vörſen 


Unter einer Börſe verſteht man den Ort, an dem Kaufleute, Makler und andere 
Perſonen, die mit Wertpapieren, Wechſeln, Geldſorten oder auch Waren beſtimmter Art 
handeln, ihre Zuſammenkünfte abhalten, um die bezeichneten Gegenſtände zu kaufen oder 
zu verkaufen. | | 


Nach der Art der Gegenſtände, die an der Börſe gehandelt werden, unterſcheidet man: 

1. Wertpapier⸗ oder Effektenbörſen, die dem Handel mit Wertpapieren, Wechſeln 
und Deviſen dienen; 

2. Getreidegroßmärkte für Großhandelsgeſchäfte für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, 
Futter⸗ und Düngemittel; ; N 

3. Warenbörſen für den Großhandel mit Waren und Rohſtoffen (Metalle, Baumwolle, 
Zucker, Kaffee, Tabak uſw.). 


Immer handelt es ſich um „vertretbare“ (fungible) Waren, von denen eine gewiſſe 
Menge jederzeit durch eine gleichgroße andere erſetzt (vertreten) werden kann. Die Güte 
wird nach feſtgelegten Muſtern beſtimmt, die allen Börſenbeſuchern bekannt ſind. Manch⸗ 
mal wird auch nach mitgebrachten Muſtern gehandelt. g 

Die geſetzliche Grundlage für das Börſenweſen bildet das Börſengeſetz vom 8. Mai 
1908, das Geſetz zur Anderung des Börſengeſetzes vom 5. März 1934 und mit Wirkung 
vom 1. Januar 1935 das Börſengeſetz vom 4. Dezember 1934. N 

Das Reichswirtſchaftsminiſterium führt die Aufſicht über alle deutſchen Börſen. Es 
ſetzt Reichsbörſenkommiſſare ein. Die unmittelbare Aufſicht liegt bei den zuſtändigen 
Handelskammern. ö 

Der Börſenausſchuß iſt Sachverſtändigenorgan, er tritt nur ſelten gutachtlich in 
Wirkſamkeit. e 

Die Börſenordnung bedarf der Genehmigung durch das Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſterium. Sie hat Beſtimmungen zu enthalten über die Börſenleitung und ihre Organe, 
über die Geſchäftszweige, für die die Börſeneinrichtungen beſtimmt ſind, über die Zu⸗ 
laſſungsbedingungen und über die Berechnung und Notierung der Kurſe. i 

Die Börſenleitung liegt bei dem Präſidenten, der von der Handelskammer ernannt 
wird und vom Reichswirtſchaftsminiſterium beſtätigt ſein muß. | 

Der Börſenbeſuch ſetzt die Zulaſſung voraus, die auf ſchriftlichen Antrag von der 
Börſenleitung ausgeſprochen wird. ON 
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Vom Börſenbeſuch ſind ausgeſchloſſen: 

a) Perſonen, die ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 

b) Perſonen, die infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Ver⸗ 

mögen beſchränkt ſind; 

e) Perſonen, die wegen betrügeriſchen Bankrotts rechtskräftig verurteilt worden ſind; 

d) Perſonen, die wegen einfachen Bankrotts rechtskräftig verurteilt worden ſind; 

e) Zahlungsunfähige; 

) Perſonen, die durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte ehrengerichtliche 

Entſcheidung vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen find; 

g) Juden. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuch kann in den Fällen unter 
a und b nicht vor Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem Falle unter d nicht vor 
Ablauf von 6 Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt, erfolgen; 
ſie darf nur ſtattfinden, wenn der Börſenvorſtand den Nachweis für geführt erachtet, daß 
die Schuldverhältniſſe ſämtlichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß oder Stun⸗ 
dung geregelt ſind. Einer Perſon, die im Wiederholungsfalle in Zahlungsunfähigkeit oder 
in Konkurs geraten iſt, muß die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung mindeſtens für die Dauer 
eines Jahres verweigert werden. In dem Falle unter e iſt der Ausſchluß ein dauernder. 
Die Börſenordnungen können weitere Ausſchließungsgründe feſtſetzen. 

Das Ehrengericht der Börſe zieht diejenigen Börſenbeſucher zur Rechenſchaft, 
die im Zuſammenhang mit ihrer Tätigkeit an der Börſe ſich eine mit der Ehre oder dem 
Anſpruch auf kaufmänniſches Vertrauen nicht zu vereinbarende Handlung haben zu⸗ 
ſchulden kommen laſſen. Die vom Ehrengericht zu verhängenden Strafen ſind Verweis, 
zeitweilige oder dauernde Ausſchließung von der Börſe, bei bloßer Störung der Ordnung 
oder des Geſchäftsverkehrs an der Börſe auch Geldſtrafe, jedoch kein Verweis. 

Die Perſonen (Chefs oder Angeſtellte), die für ein Bankgeſchäft an der Börſe tätig 
ſind, nennt man Börſenvertreter. 

Die Börſenzeit fällt gewöhnlich in die Mittagsſtunden (12—15 Uhr). 


2. Die Wertpapierbörſen 


Am 1. Januar 1935 trat die Neuordnung des deutſchen Börſenweſens in Kraft. 
Seitdem beſtehen im Altreich von den 21 Börſen des Jahres 1934 nur noch 9, nämlich in 
Berlin, Hamburg Frankfurt a. M., Hannover, Düſſeldorf, Stuttgart, München, Leipzig 
und Breslau, dazu iſt Wien gekommen. 


a) Arten der Wertpapiere 


Wertpapiere find Urkunden, die ein Vermögensrecht verbriefen, deſſen Geltend- 
machung an ihren Beſitz gebunden iſt. Sie können auf den Namen oder auf den Inhaber 
lauten. Für den Börſenhandel kommen von den Wertpapieren nur die Kapitalanlage⸗ 
papiere (Effekten) in Betracht. 

Soweit es Inhaberpapiere ſind, erfolgt die Übertragung der Vermögensrechte 
durch einfache Übergabe der Urkunde. Die Namenspapiere nennen den Namen des 
Berechtigten. Sie können entweder durch einen entſprechenden Zuſatz (Orderklauſel) 
Orderpapiere ſein und werden dann durch Indoſſament übertragen, oder ausdrücklich 
auf eine beſtimmte Perſon lauten (Rektapapiere). In dieſem Falle kann die Übertragung 
nur durch Abtretung (Zeſſion) nach § 398 BGB. erfolgen. 

Nach der Art der Verzinſung gibt es zwei große Gruppen: 

1. Gläubigerpapiere mit feſtem Ertrag (Zinspapiere); 

2. Beteiligungspapiere mit ſchwankendem Ertrag (Dividendenpapiere). 

Die Gläubigerpapiere (Schuldverſchreibungen, Anleihen, Obligationen) ſind 
entweder nach einer beſtimmten Zeit rückzahlbare Forderungspapiere oder ohne 
feſten Rückzahlungstermin ausgegebene Rentenpapiere. Sie beſtehen aus zwei Teilen: 
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der eigentlichen Urkunde — dem „Mantel“ — und einem Zinsbogen, der in Zinsſcheine 
(Kupons) aufgeteilt iſt, die am jeweiligen Fälligkeitstage eingelöſt werden. Schließlich 
bleibt der Erneuerungsſchein (Talon) übrig, gegen den ein neuer Zinsbogen ausgehän⸗ 
digt wird. 

Staatsanleihen ſind entweder fundierte, d. h. langfriſtige Schulden oder Renten⸗ 
ſchulden, oder ſie ſtellen eine ſchwebende, d. h. kurzfriſtige Schuld dar. 

Deutſche Provinzial⸗, Kreis- und Stadtanleihen werden hinſichtlich der Sicher⸗ 
heit den Staatsanleihen ziemlich gleich erachtet. Staatsanleihen, Provinzial⸗ Pfandbriefe, 
Rentenbriefe und Stadtanleihen ſind mündelſicher. | 

Der Zweck der Anleihen iſt gewöhnlich, die Koſten für große Bauten, wie Kanäle, 
Eiſenbahnen, Waſſerleitungen uſw., nicht durch Steuern der zur Zeit lebenden Generation 
allein aufzubürden, ſondern ſie zum Teil auch von dem ſpäteren Geſchlecht, das noch Nutzen 
aus den Unternehmungen zieht, tragen zu laſſen. Die Rückzahlung (Tilgung, Amortiſation) 
der Anleihen erfolgt entweder durch Rückkauf der Papiere nach einem beſtimmten Tilgungs⸗ 
plane (Amortiſationsplane) oder durch Ausloſung, bei der die zurückzuzahlenden Stücke 
durch das Los beſtimmt werden. Die Schuldverſchreibungen und Anleihen, die nicht zu⸗ 
rückgezahlt werden, ſondern nur dauernde Zinſen (Renten) bieten, nennt man Renten⸗ 
ſcheine; ſie gewähren dem Inhaber den Vorteil, daß er ſich nicht um die Rückzahlung 
oder Ausloſung zu kümmern braucht und nicht der Gefahr von Zinsverluſten (bei aus⸗ 
geloſten Papieren hört die Verzinſung auf) ausgeſetzt iſt. Die Zuſammenziehung mehrerer 
Anleihen in eine einzige heißt Konſolidierung, und die neuen Papiere heißen Konſols. 

Weitere Schuldverſchreibungen mit feſten Zinſen ſind Rentenbriefe, landſchaftliche 
Pfandbriefe, Hypothekenpfandbriefe und Induſtrieobligationen. : 

Die Rentenbriefe ſind entſtanden durch die Ablöſung der Hoheitsrechte der Grund⸗ 
herren, Schulen, Kirchen uſw., die dieſe gegenüber den bäuerlichen Grundbeſitzern hatten 
und für die ſie vom Staate ſolche Schuldbriefe erhielten. Die Sicherheit der Rentenbriefe 
iſt die denkbar beſte, da die ausgebenden Rentenbanken, die Grundherren und der Staat 
dafür haften. Landeskulturrentenbriefe werden herausgegeben von den Landeskultur⸗ 
rentenbanken zur Beſchaffung von Mitteln zur Intenſivierung der Bodenkultur. Für 
dieſe beſteht keine Staatsgarantie. 

Landſchaftliche Pfandbriefe ſind Schuldverſchreibungen von Kreditanſtalten, 
welche die für die Pfandbriefe aufgenommenen Gelder in Form von Hypotheken an die 
Ritterguts⸗ und Gutsbeſitzer ihrer Landſchaft (Provinz) verleihen. Urſprünglich hafteten 
für die Pfandbriefe alle dieſe Gutsbeſitzer einer Landſchaft ſolidariſch; heute iſt dies nicht 
mehr überall der Fall. Doch gelten im allgemeinen landſchaftliche Pfandbriefe als gute, 
ſolide Kapitalsanlage, da die Landſchaftsbanken unter Kontrolle des preußiſchen Staates 
ſtehen und auch ihrerſeits eine weitgehende Aufſicht über die Hypothekenſchuldner ausüben. 


Hypothekenpfandbriefe werden von den Hypotheken⸗ und Grundſchuldbanken 
ausgegeben, die ähnlich wie die Landſchaftsbanken Gelder in Hypotheken anlegen. Dieſe 
Pfandbriefe ſind immer durch erſtklaſſige Hypotheken gedeckt. 

Induſtrieobligationen ſind von Aktiengeſellſchaften herausgegebene Schuld⸗ 
verſchreibungen, die im Gegenſatz zu den Aktien Fei en feſte, jedes Jahr gleich- 
bleibende Zinſen bringen und den Aktien vorgehen. In der Regel ſind dieſe Obligationen 
durch Hypotheken ſichergeſtellt, ſo daß Verluſte ziemlich ausgeſchloſſen ſind. Immerhin 
informiere man ſich vor dem Ankauf ſolcher Papiere über das betreffende Unternehmen. 

Die Herabſetzung des Zinsfußes einer Anleihe nennt man Konvertierung; ſie 
wird durch Abſtempelung der bisherigen oder durch Ausgabe neuer Papiere bewirkt, 
und es ſteht den Inhabern frei, ſich entweder mit dem ermäßigten Zinsſatz oder ie der 
Rückzahlung des Schuldbetrages einverſtanden zu erklären. 

Unter den Los⸗ und Prämienpapieren verſteht man Anleihepapiere, bei denen 
der Zins ganz oder teilweiſe als Gewinn verloſt wird. Das Reichsgeſetz vom 8. Juni 
1871, Inhaberpapiere mit Prämien betreffend, beſtimmt, daß derartige Prämien⸗ oder 
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Lospapiexe nur auf Grund eines Reichsgeſetzes und nur für Obligationen des Deutſchen 
Reichs oder eines Landes zur Ausgabe gelangen dürfen, ferner, daß von ausländiſchen 
Loſen nur diejenigen Stücke gehandelt werden dürfen, die vor dem 1. Mai 1871 ausgegeben 
und bis zum 15. März 1872 mit dem deutſchen Reichsſtempel verſehen worden ſind. 

Die Beteiligungspapiere ſind Aktien und Kuxe. 

Aktien ſind, wie bereits erwähnt, Anteilſcheine an einem Unternehmen, einer Aktien⸗ 
geſellſchaft; der Beſitzer einer Aktie iſt alſo in Höhe des Betrages, über den dieſe lautet, 
Mitinhaber des Unternehmens. 

Man unterſcheidet Bankaktien, Eiſenbahnaktien, Aktien von Transport» 
geſellſchaften (Pferdebahnen, elektriſche Bahnen, Schiffahrtsgeſellſchaften), Aktien 
von Verſicherungsgeſellſchaften und Induſtrieaktien (Bergwerks- und Hütten⸗ 
geſellſchaften, Maſchinenfabriken, Elektrizitätsgeſellſchaften, Chemiſche Fabriken, Braue⸗ 
reien, Gas⸗ und Waſſerwerken, Zuckerfabriken, Spinnereien, Webereien u. a. m.). 

Die Aktien können auf den Inhaber (Inhaberaktien) oder auf den Namen des 
Eigentümers (Namensaktien) lauten. Die bei der Gründung der Geſellſchaft aus⸗ 
gegebenen Aktien heißen Stammaktien im Gegenſatz zu den jungen Aktien ſpäterer 
Emiſſionen. Vorzugsaktien ſind ſolche, deren Inhaber beſondere Vorrechte, namentlich 
hinſichtlich des Gewinnanteils (der Dividende) und des mehrfachen Stimmrechtes in 
der Generalverſammlung haben. Nach dem Geſetz über Aktiengeſellſchaften vom 30. Ja⸗ 
nuar 1937 ſind Mehrſtimmrechte unzuläſſig. Ausnahmen ſind nur mit Genehmigung 
des Reichsjuſtizminiſters möglich. Die Höhe der Dividende wird am Schluß eines jeden 
Geſchäftsjahres nach Maßgabe des erzielten Reingewinns feſtgeſetzt. Bei ſchlechtem 
Geſchäftsgange kommt mitunter überhaupt keine Dividende zur Auszahlung, ſo daß 
das für die Aktien angelegte Kapital in dem betreffenden Jahre ohne jede Verzinſung 
bleibt, denn feſte Zinſen erhalten die Inhaber von Aktien, die Aktionäre, nicht. Der 
Erwerb von Aktien bedeutet alſo ein weit größeres Riſiko als derjenige von Obligationen, 
zumal jene noch viel größeren Kursſchwankungen unterworfen ſind als dieſe. Es ergibt 
ſich hieraus, daß der Ankauf von Aktien ganz beſondere Sorgfalt und Sachkenntnis er- 
fordert und nur für ſolche Leute in Betracht kommt, die unter Umſtänden einen größeren 
Verluſt verſchmerzen können. 

Dasſelbe gilt für die Kapitalsanlage in Kuxen, mit welchem Namen man die 
Anteile an einer Bergbau treibenden Gewerkſchaft bezeichnet. Die Mitglieder, die 
Gewerken, nehmen an dem Gewinn („Ausbeute“) und Verluſt nach dem Verhältnis 
ihrer Kuxe teil. Die Gewerkſchaft führt über ſämtliche Mitglieder der Geſellſchaft und 
deren Kuxe das Gewerkenbuch. Jeder Gewerke erhält auf Verlangen einen Anteil- 
ſchein — Kuxſchein. Die Zuzahlungen werden Zubußen genannt. Kommt der In⸗ 
haber von Kuxen dem Verlangen der Geſellſchaft nicht nach, ſo kann er ſich von der Haftung 
für die Zubuße dadurch befreien, daß er unter Überreichung des Kuxſcheins den Ver⸗ 
kauf ſeines Anteils behufs Befriedigung der Gewerkſchaft anheimſtellt. Kuxe lauten ſtets 
auf den Namen des Inhabers. Die Übertragung des Kuxes bedarf (anders als bei Aktien) 
der ſchriftlichen Form. 


b) Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel 


Die deutſchen Wertpapierbörſen ſind Heimatbörſen, d. h. ſie ſollen der Markt für ſolche 
Papiere ſein, deren Geſellſchaften ihren Sitz im Wirtſchaftsgebiet der Börſe haben. Die 
Berliner Börſe iſt darüber hinaus noch Hauptbörſe für alle Papiere mit einem Geſamt⸗ 
nennwert von 3 Millionen Reichsmark. 

Über die Zulaſſung von Wertpapieren zum Verkehr entſcheidet eine an jeder Börſe 
beſtehende Zulaſſungsſtelle. 

Sie iſt berechtigt, bei jedem Papier mit Ausnahme der deutſchen Reichs- und Staats⸗ 
anleihen die Zulaſſung ohne Angabe von Gründen abzulehnen. Auch iſt ſie befugt, zum 
Börſenhandel zugelaſſene Wertpapiere wieder davon auszuſchließen. 


— 


Nach Einreichung eines Antrages auf Zulaſſung von Wertpapieren ift dieſer von der 
Zulaſſungsſtelle unter Bezeichnung der Einführungsfirma, des Betrages ſowie der Art 
der einzuführenden Wertpapiere zu veröffentlichen. Zwiſchen dieſer Veröffentlichung 
und der Einführung an der Börſe muß eine Friſt von mindeſtens ſechs Tagen liegen. 


Vor der Zulaſſung iſt, ſofern es ſich nicht um deutſche Reichs⸗ oder Staatsanleihen 
handelt, ein Proſpekt zu veröffentlichen, der alle für die Beurteilung des betreffenden 
Papiers nötigen Angaben enthalten muß (Bekanntmachung des Reichskanzlers betreffend 
die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel vom 4. Juli 1910). 


Für Schuldverſchreibungen, für die das Reich oder ein Land die volle Garantie über⸗ 
nommen hat, und für Schuldverſchreibungen kommunaler Körperſchaften und kommunal⸗ 
ſtändiſcher Kreditinſtitute ſowie der unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Pfandbriefanſtalten 
kann die Verpflichtung zur Einreichung eines Proſpektes aufgehoben werden. i 

Die Zulaſſung von Aktien eines zur Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien umgewandelten Unternehmens zum Börſenhandel darf im all⸗ 
gemeinen vor Ablauf eines Jahres nach Eintragung der Geſellſchaft in das Handels⸗ 
regiſter und vor der Veröffentlichung der erſten Jahresbilanz nebſt Gewinn⸗ und e 
rechnung nicht erfolgen. 

Die Zulaſſung von Anteilſcheinen oder ſtaatlich nicht garantierten Obli⸗ 
gationen ausländiſcher Erwerbsgeſellſchaften iſt davon abhängig, daß die Emit⸗ 
tenten ſich auf die Dauer von fünf Jahren verpflichten, die Bilanz ſowie die Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung jährlich nach der Feſtſtellung in einer oder mehreren von der Zulaſſungs⸗ 
ſtelle zu beſtimmenden deutſchen Zeitungen zu veröffentlichen. 


Enthält der Proſpekt, auf Grund deſſen Wertpapiere zum Börſenhandel zugelaſſen 
ſind, unrichtige Angaben, ſo haften alle Urheber des Proſpektes, wenn ſie die Unrichtigkeit 
gekannt haben oder ohne grobes Verſchulden hätten kennen müſſen, den Beſitzern der 
betreffenden Papiere. 

Für Wertpapiere, die zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt werden, darf vor be⸗ 
endeter Zuteilung an die Zeichner eine amtliche Feſtſtellung des Preiſes nicht er⸗ 
folgen. Kurſe dafür dürfen von Kursmaklern nicht feſtgeſtellt werden. Auch iſt es verboten, 
hierüber einen Kurs im Kurszettel zu veröffentlichen oder in mechaniſch hergeſtellter Ver⸗ 
vielfältigung zu verbreiten. 


0 Die Kurſe 


Was man unter Kurs verſteht, iſt bereits früher geſagt worden. Die Feſſtellung 
der Kurſe erfolgt durch die vereideten Kursmakler. Sie dürfen, ſoweit nicht die Regierung 
Ausnahmen zuläßt, ein ſonſtiges Handelsgewerbe nicht betreiben, auch nicht an einem 
ſolchen als Kommanditiſt oder ſtiller Geſellſchafter beteiligt ſein, dürfen auch nicht zu einem 
Kaufmann im Verhältnis eines Prokuriſten, 33ͤĩ ”] : oder Hand⸗ 
lungsgehilfen ſtehen. 

Die Kursmalkler teilen ſich nach Maßgabe der einſchlägigen Beſtimmungen des Börjen- 
geſetzes und der Börſenverordnungen in den Handel mit den verſchiedenen Effekten, und 
zwar dergeſtalt, daß je zwei Kursmakler eine Maklergruppe bilden. Alle Kursmakler 
zuſammen vereinigen ſich zu der an jeder Börſe beſtehenden Maklerkammer, die ge⸗ 
wöhnlich zuſammen mit dem Börſenvorſtand die amtlichen Kurſe feſtſtellt. Die Zuſammen⸗ 
ſtellung dieſer Kurſe nennt man den amtlichen Kurszettel. 


Für manche Papiere wird aus Angebot und Nachfrage ein Einheitskurs errechnet, 
zu dem dann alle an dem betreffenden Börſentage abgeſchloſſenen Geſchäfte verrechnet 
werden. Für andere Papiere kommen Schwankungskurſe zur Notiz, das ſind die Einzel⸗ 
kurſe, die Hoch⸗ und Tiefſtände der Preisbewegung angeben, die durch den Wechſel des 
Angebots⸗ und Nachfrageverhältniſſes bald nach jener, bald nach dieſer Richtung geht. 
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\ Das Leſen des Kurszettels 


N Aus dem amtlichen Kursblatt der Berliner Wertpapierbörſe 


Zeichenerklärung: 
Das Zeichen 
vor dem Kurs bedeutet, daß auch fortlaufende Notierungen in dieſem Wertpapier 
ſtattfinden, die jeweils auf Seite 8 angegeben werden. 
Wbeſagt, daß nur beſtimmte Nummern oder Serien lieferbar find. 


O bei Induſtrie⸗Aktien bedeutet, daß von der Geſellſchaft Vorzugsaktien mit erhöhtem 
Stimmrecht ausgegeben werden. 


hinter dem Kurs eines Wertpapieres bedeutet, daß bei den Kursmaklern vorliegende 
Kauf⸗ oder Verkaufsaufträge im amtlichen Verkehr nur teilweiſe ausgeführt werden 
konnten. 

bedeutet, daß zum Kurſe nur vorwiegend 1000 RM-Stücke und darunter gehandelt 
worden ſind. 


bedeutet, daß zum Kurſe nur vorwiegend 2000 RM-Stücke und darüber gehandelt 
worden ſind. 

Die Notiz der mit dieſem Zeichen verſehenen ausländiſchen Wertpapiere iſt gemäß 
Bekanntmachung des Börſenvorſtandes vom 1. März 1937 vom gleichen Tage ab ein- 
geſtellt worden. 

Die Jahreszahl bei den Staats⸗ und Stadtanleihen bezeichnet die Jahreszahl des 
Privilegs. 

Die Bezeichnungen „o. D.“ und „o. B.“ hinter dem Kurſe bedeuten, daß ſich die Kurſe 
ohne Dividende und ohne Bezugsrecht verſtehen. 


Die vor den Aktien befindlichen Spalten enthalten in Spalte 1 den zweitletzten, in 
Spalte 2 den vorletzten, in Spalte 3 den letzten zur Ausſchüttung gekommenen 
Gewinnanteil. Spalte 4 bezeichnet den Tag, von dem an die Aktien ohne den Ge⸗ 
winnanteil des abgelaufenen Geſchäftsjahres gehandelt werden. 


Die in den Spalten 3 und 4 in Kursivschrift angegebenen Zahlen geben die vorge- 
ſchlagene Gewinnverteilung und den Tag der Generalverſammlung an. 


Die in der erſten Kursſpalte n Kursivschrift angegebenen Zahlen geben die letzte 
Kursnotierung des Wertpapieres an. 
Die Zeichen hinter den Kurſen beziehen ſich auf das Verhältnis zwiſchen An⸗ 
gebot und Nachfrage und bedeuten: 
G = Geld: nur Nachfrage, kein Angebot; 
B Brief: nur Angebot, keine Nachfrage; 
bz. bezahlt: Angebot und Nachfrage kamen zum Ausgleich; 
bz. G = bezahlt Geld: es fanden Umſätze ſtatt, aber ein Teil der Nachfrage blieb 
ungedeckt; 
bz. B= bezahlt Brief: das Angebot konnte nicht ganz untergebracht werden; 
et. bez. G = etwas bezahlt Geld: Bei kleinem Geſchäft blieb ein Teil der Nachfrage 
et. bez. B = etwas bezahlt Brief: J bzw. des Angebotes unbefriedigt. 


bez. Gr. = bezahlt Geld repartiert: Die Kaufaufträge wurden nur mit einem ge- 
wiſſen Hundertſatz ausgeführt, weil das Angebot nicht ausreichte. 
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Deutsche festverzinsliche Werte 


Anleihen des Reiches, der Länder, der Reichsbahn, der Reichspost, 
Schutzgebietsanleihe und Rentenbriefe 


85 e 13. 10. 12. 10 
termin | Nr. 
1.2. 1.8.|unk. 1937 5 | 10009 Dtsch. Reichsanl. 1927 101,60 bzB | 1011], G 
1.4. 1.10.| auslosbar 100 4½ | 10003 Dtsch. Reichsschatz 1935 991], bz 991], bz 
je1/, 1941-45 
1.6. 1.12.| unk. 1.6.35 51/, | 10015 Int. A. d. Dt. Reichs 1930 — 105 bz 
— Dtsch. Ausg. — (Young-Anleihe) 
1.2. 1.8.| ausl. zu 110 47 | 10104 Preuß. Staatsanl. 1928 1091/,bzG 109¼ bz G 
1.3. 1.9. kündbar 4 2 10401 Bayern Staat RM 27 99, 60 bz 991], G 
ab 1.9. 34 
1.4. 1.10.| unk. I. 10. 35 4 11403 Sachsen Staat RM 27 993], bz 993], bz 
Stadtanleihen 
mit Zinsberechnung 
= unk. bis.... | 
ws bzw. verst. | Zf. 1 5 
keen ene a 
1. 1. 2. 1. 1933 ͤ4½ 15251 | Berlin Gold-Anleihe 1924 Bet 1011/, ba 
versch. I. 9. 1931 bz. 4½ 15641 
. R 8,4 
12 115 } Dresden Gold 1926 R. 1 und 2 | 98,40bz | 98,40bz 
1.1. 1.7.| I. 1. 1932 4½ 15700 Düsseldorf RM-Anleihe 1926 983/,bzG — 
> 1932 4½ 15860 Essen RM-Anleihe 26 Ausg. 1919 — 98,20 9.10 — 
1.4. 1.10. 1. 10. 1933 4½ 18283 Wiesbaden Gold-Anleihe 28, S. 1 981], bz 981/ bz 
1.2. 1.838 1.8. 1929 4½ 818452 Zwickau RM-Anleihe 1926 98¼ bz — a 
Pfandbriefe und Schuldverschreibungen von Hypotheken-Banken 
sowie Anteilscheine zu ihren Liquidations-Pfandbriefen 
mit Zinsberechnung 
unk. bis 
bzw. n. 
2 rckz. vor 
en . (nr. v.) Zf. Ord.- 
bzw. vst Nr. 
tilgbar 
ABB ; 
1.3. 1.9. 28. 2.1929 4½ 25810 Bank für Goldkredit Weimar Gold- 
| Pfdbr. R. 2 — 99 30.9 | — 
1.4. 1.10. 1.10.1936 4½ 22204 Bayer. Hyp. und Wechselbank Gold- 
Hyp.-Pfdbr. R. 4-7 (fr. 70%) — 101,10 bz G 
1.1. 1.7. 31.12.1941 4½ 22612 Braunschweig. Hannov. Hypbk. RM- 
Pfdbr. 1936| 99°], bz G.: | 997],bz G +% 
versch. — 51½ 25308 Sächs. Bodenkredit R. 9, 9a (Liqu.-Pf.) 
25316 f o. Ant.-Sch. 102 bz G 102 bz G X 
1.1. 1.7.| 30. 6.1931 4½ 25601 Süddeutsch,. Boderd. Gold-Pfdbr. R. 5 101 bz G 101 bz - 


mit Zinsberechnung 
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d) Die Börſengeſchäfte 


| a) Kaſſageſchäfte 4 
Man unterſcheidet beim Börſenhandel Kaſſapapiere und variabel gehandelte Papiere. 
Die Kursfeſtſtellung für die Kaſſapapiere findet nur einmal — an der Börſe in Berlin um 
13 Uhr — ſtatt. Für die „variablen“ Werte wird ein Anfangskurs um 12 Uhr, ein Kaſſakurs 


um 13 Uhr, ein Schlußkurs um 14 Uhr feſtgeſtellt. Die gehandelten Effekten uſw. ſind beim 


Kaſſageſchäft nicht ſofort, wenn der Abſchluß erfolgt, lieferbar, ſondern die Lieferung 
erfolgt in der Regel erſt am folgenden, mitunter ſogar erſt nach mehreren Tagen. Als 


Kaſſageſchäfte gelten auch diejenigen Geſchäfte, bei denen die Zeit der Erfüllung nicht 


ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. Der Tag, an dem ein Kaſſageſchäft abgeſchloſſen wird, iſt als 


Fälligkeitstermin zu betrachten, der auch für die Berechnung der Zinſen allein maß⸗ 


gebend iſt. i 
Termingeſchäfte in Wertpapieren finden an deutſchen Börſen nicht mehr ſtatt. 


6) Bezugsrechte 


Gibt eine Geſellſchaft neue Aktien aus, dann bietet ſie dieſe den bisherigen i 


Aktionären zu günſtigem Kaufe an. Der Aktionär hat alſo ein Bezugsrecht auf die jungen 
Aktien. Er kann es ſelbſt ausüben, er kann es aber auch an der Börſe verkaufen. Die Höhe 
des Bezugsrechts ergibt ſich aus der Anzahl und dem Kurſe der jungen Aktien im Ver⸗ 
hältnis zu den alten Aktien. Das Bezugsrecht wird nur drei Tage gehandelt. 


VII. WECHSEL- UND SCHECKKUNDE 


A. Der Wechſel 


1. Einleitung 


Der Wechſel iſt ein in geſetzlich vorgeſchriebener Form ausgeſtellter, übertragbarer 
Schuldſchein, durch den ſich der Ausſteller nach Wechſelrecht verpflichtet, zu einer beſtimmten 
Zeit einen beſtimmten Betrag an eine in dem Wechſel genannte Perſon zu zahlen oder 
zahlen zu laſſen. Der Wechſel iſt ein Wertpapier, das ähnlich wie Geld in Umlauf geſetzt 
wird. Seine Hauptaufgabe iſt die Beſchaffung von Kredit. Das Wechſelrecht iſt durch das 
Wechſelgeſetz vom 21. Juni 1933 neu geregelt. Dieſes Geſetz trat in Kraft am 1. April 1934. 


2. Die Wechſelfähigkeit 


Wechſelfähigkeit iſt die Fähigkeit, ſich durch Wechſel zu verpflichten, ſei es durch Aus⸗ 
ſtellung, Annahme oder Übertragung. 

Wechſelfähig iſt jede Perſon, die ſich durch Verträge verpflichten kann. Geſchäfts⸗ 
unfähige können nur durch ihren Vertreter Wechſelerklärungen abgeben, beſchränkt Ge⸗ 
ſchäftsfähige (Minderjährige) können es mit Genehmigung des geſetzlichen Vertreters. 
Volljährige Ehefrauen ſind wechſelfähig, ihre Erklärungen braucht aber der Ehemann 
in Hinſicht auf das von ihm verwaltete Vermögen nicht gelten zu laſſen, ſo daß tatſächlich 
meiſt nur das Unterhaltsgut haftet. 

Befinden ſich auf einem Wechſel Unterſchriften von nicht wechſelfähigen Perſonen, 
ſo hat dies auf die Wechſelverbindlichkeit der übrigen, aus dem Wechſel Verpflichteten, 
keinen Einfluß. 


3. Arten der Wechſel 


Verpflichtet jemand ſich ſelbſt wechſelmäßig zur Zahlung einer Summe, ſo ſtellt er 
einen ſogenannten eigenen, trockenen oder Solawechſel aus. Beauftragt er dagegen 
jemand zur Zahlung, ſo handelt es ſich um einen gezogenen oder traſſierten Wechſel 
(Tratte). 

Derjenige, der einen Wechſel ausſtellt, iſt der Ausſteller oder Traſſant, der⸗ 
jenige, der ihn bezahlen ſoll, der Bezogene oder Traſſat und derjenige, an den oder 
deſſen Order (zu deſſen Verfügung) gezahlt werden ſoll, der Wechſelnehmer oder 
Remittent. Für den Bezogenen ergibt ſich erſt dann eine wechſelmäßige Verpflichtung, 
wenn er ſich durch feinen Annahmevermerk (Akzept) auf dem Wechſel zur Bezahlung be- 
reit erklärt hat. Durch dieſe Annahmeerklärung wird der Bezogene zum Akzeptanten 
des Wechſels. 5 

Der Remittent und auch jeder ſpätere Inhaber eines Wechſels ſind berechtigt, den 
Wechſel durch Giro (Indoſſament) weiterzugeben. Derjenige, der den Wechſel weiter⸗ 
gibt, iſt der Girant oder Indoſſant, derjenige, an den er weitergegeben wird, der 
Girat oder Indoſſat. 


4. Weſentliche Erforderniſſe des gezogenen Wechſels 


Der Inhalt einer Tratte beſteht aus den weſentlichen, durch die Wechſelordnung 
vorgeſchriebenen Erforderniſſen und den kaufmänniſch üblichen, ſogenannten un⸗ 
weſentlichen Beſtandteilen. Fehlt auf einem Wechſel eines der weſentlichen Er⸗ 
forderniſſe, fo entſteht durch die darauf abgegebenen Erklärungen (Alzept, Giro) keine 


954 VII. Wechfel- und Schecktunde 


Wechſelverpflichtung, und die Urkunde wird nicht als Wechſel angeſehen, ausgenommen 
folgende Fälle: 

Ein Wechſel ohne Angabe der Verfallzeit gilt als Sichtwechſel. b 

Der bei dem Namen des Bezogenen angegebene Ort gilt, wenn nicht ein eigener 
Zahlungsort angegeben iſt, als Zahlungsort und zugleich als Wohnort des Bezogenen. 

Ein Wechſel ohne Angabe des Ausſtellungsortes gilt als ausgeſtellt an dem Orte, der 
bei dem Namen des Ausſtellers angegeben iſt. Dagegen haben die unweſentlichen Beſtand⸗ 
teile, die durch die kaufmänniſche Übung allmählich in den Wechſeltext hineingeraten ſind 
und gewöhnlich einen Hinweis auf die dem Wechſel zugrunde liegende Verbindlichkeit 
enthalten, keinen Einfluß auf deſſen Gültigkeit, ſie können deshalb ohne Bedenken ei 
gelaſſen werden. 


Die weſentlichen Erforderniſſe eines gezogenen Wechſels ſind die folgenden: 
a) Die in den Wechſel ſelbſt aufzunehmende Bezeichnung als „Wechſel“ oder, wenn 
der Wechſel in einer fremden Sprache ausgeſtellt ift, ein entſprechender Ausdruck 
in der fremden Sprache; 
b) die Angabe der zu zahlenden Geldſumme; 5 
c) der Name der Perſon oder der Firma, an die oder an deren Order (zu deren 
Verfügung) gezahlt werden ſoll (des Remittenten); 
d) die Angabe der Zeit, zu der gezahlt werden ſoll (Verfallzeit); 
e) die Unterſchrift des Ausſtellers; 
f) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Ausſtellung; 
g) die Angabe des Namens der Perſon oder Firma, die die Zahlung leiſten ſoll 
(des Bezogenen); 
h) die Angabe des Ortes, wo die Zahlung geſchehen ſoll. 


| at Zahlungs- 
f ahlungs- 
ES NE den ER 19 Des 8 ta 


Ort und Tag der Ausstellung 


a) 
Gegen diesen Wechsel - erste Ausfertigung - zahlen Sie 


All 8 4) VVV 199 
Monat in Buchstaben 
ang , JJV 
— 
I » 
8 : Reichsmark 
D 1 
8 — 
© 
0 
= Betrag in Buchstaben 
8) 
\Bezogener: nu aa 9 
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h) e) 
EN OLSEN RS PR SRELELORDDF RE HE ER. Unterschrift u. Adresse 


Diesen Raum nur für den Zahlstellenvermerk benutzen des Ausstellers 


Stempelmarken auf der Rückeite unmittelbar unter diesem Rande anbringen! 
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N Bezeichnung einer Wechſelurkunde als „Wechſel“ muß ſtets in deren Text enthalten 
ſein. Eine Überſchrift „Wechſel“ oder die Bezeichnung „Wechſel“ quer links am Rande 
des Formulars genügt nicht und macht die Urkunde nicht zum Wechſel. 

Die zu zahlende Summe muß ſtets in Geld ausgedrückt ſein. Lautet der Wechſel 
auf eine fremde Währung, ſo kann er bei Verfall in deutſcher Münze zum Umrechnungs⸗ 
kurſe eingelöſt werden, wenn nicht der Ausſteller des Wechſels durch die Bezeichnung 
„effektiv“ oder einen ähnlichen Ausdruck die Zahlung in der betreffenden Währung aus— 
drücklich beſtimmt hat. 

Bei der Angabe der Perſon oder der Firma, an welche oder an deren Order gezahlt 
werden ſoll, iſt es nicht erforderlich, den Stand oder Wohnort zu bezeichnen, jedoch darf 
ein Wechſel nicht auf „Überbringer“ lauten, da er dann ungültig iſt. Der Wechſel braucht 
als Remittenten auch nicht eine dritte Perſon zu bezeichnen, ſondern der Ausſteller kann, 
wenn er noch nicht weiß, ob und an wen er den Wechſel weitergeben will, dieſen an ſeine 
eigene Order ausſtellen und ihn nachher im Falle der Begebung an die fremde Perſon 
oder Firma übertragen. 

Hinſichtlich der Zeit der Zahlung unterſcheidet man Sichtwechſel (die bei Vor- 
zeigung einzulöſen ſind), Zeitſichtwechſel (die eine beſtimmte Zeit nach Sicht fällig 
ſind), Datowechſel (die eine beſtimmte Zeit nach dem Tage der Ausſtellung fällig 
ſind) und Tag- oder Fixwechſel (die an einem beſtimmten, in dem Wechſel bezeichneten 
Tage fällig ſind). | 

Der Sichtwechſel gibt dem Inhaber das Recht, von dem Bezogenen ſofort bei 
Vorzeigung des Wechſels die Zahlung der Wechſelſumme zu verlangen. Ein Sichtwechſel 
würde alſo lauten: 


Bei Sicht zahlen Sie uſw. 


Ein Zeitſichtwechſel, deſſen Ausſtellung hauptſächlich im überſeeiſchen Verkehr 
üblich, iſt in der in dem Wechſel angegebenen Zeit nach der Vorzeigung einzulöſen. Die 
Berechnung der Fälligkeitsfriſt beginnt mit dem Tage der Annahme, und es hat der 
Akzeptant daher ſein Akzept mit dem Datum des Vorzeigungstages zu verſehen. 

Bei Sicht⸗ und Zeitſichtwechſeln kann der Ausſteller beſtimmen, daß die Wechſel⸗ 
ſumme zu einem beſtimmten Zinsfuß zu verzinſen iſt. 

Datowechſel ſind ſo gefaßt, daß ſie eine beſtimmte Zeit nach dem Ausſtellungs⸗ 
tage fällig ſind (drei Monate nach heute zahlen Sie uſw.). Iſt die Friſt nach Tagen be⸗ 
meſſen, ſo zählt der Ausſtellungstag nicht mit, und der Wechſel iſt am letzten Tage der 
Friſt fällig. Iſt alſo z. B. ein 14 Tage nach dato fälliger Wechſel am 1. Dezember aus⸗ 
geſtellt, ſo iſt er am 15. Dezember einzulöſen. Iſt die Friſt nach Monaten bemeſſen, ſo 
iſt der Wechſel an dem Tage des betreffenden Einlöſungsmonats fällig, welcher dem Tage 
der Ausſtellung entſpricht, alſo ein am 20. Auguſt ausgeſtellter, 3 Monate nach dato 
fälliger Wechſel iſt am 20. November einzulöſen. Wäre der Wechſel am 31. Auguſt aus⸗ 
geſtellt, ſo würde er, da es einen 31. November nicht gibt, am 30. November fällig ſein. 


Der Tag- oder Fixwechſel iſt an dem in dem Wechſel bezeichneten Tage zu be⸗ 
zahlen, doch muß der Verfalltag ſo bezeichnet ſein, daß ein Zweifel nicht entſtehen kann 
(Am 15. 3. 19. zahlen Sie uſw.). Wechſel, die für Anfang (primo), Mitte (medio) oder 
Ende (ultimo) eines Monats zahlbar geſtellt ſind, ſind am 1., 15. oder 30. bzw. 31. des 
betreffenden Monats fällig. 

Iſt bei einem Wechſel die Jahreszahl vergeſſen worden, ſo iſt er nur gültig, wenn das 
Jahr unzweideutig feſtſteht. 

Die Unterſchrift des Ausſtellers muß ſich unten auf dem Wechſel befinden und darf 
nicht im Texte ſtehen; fie muß von dem Ausſteller perſönlich oder in Vertretung (Voll— 
macht) geleiſtet werden. Der Ausſteller haftet dem Remittenten ſowie jedem ſpäteren 
Inhaber des Wechſels dafür, daß dieſer angenommen wird und am Verfalltage Zahlung 
findet. Er kann aber die Haftung für die Annahme ausſchließen. 
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5. Unweſentliche Beſtandteile des Wechſels 


Die unweſentlichen, zum Teil zweckloſen Beſtandteile der üblichen Wechſel ſind: 
a) Die mehrfache Angabe des Wechſelbetrages, der Fälligkeit und des Zahlungsortes; 
b) das Wort erſte Ausfertigung uſw. („Prima“, „Sekunda“); 

c) die Worte „an die Order“; 
d) die Nummer des Wechſels. 


Auf manchen Wechſelformularen ſind noch Beſtandteile enthalten wie die Worte: 


„Wert erhalten“ oder „Wert in Rechnung“; 
und ſtellen ihn auf Rechnung“; 
„laut Bericht“ oder „ohne Bericht“. 
Die neuen Einheitswechſel weiſen ſie als überflüſſig nicht mehr auf. 


Die doppelte Bezeichnung der Wechſelſumme, einmal in Buchſtaben und einmal 


in Ziffern, geſchieht größtenteils der beſſeren Überſicht halber (auch die Angabe des 
Fälligkeitstages am Kopfe des Wechſels erleichtert die Überſicht). Durch die mehrfache 
Bezeichnung der Summe wird aber auch eine Fälſchung erſchwert und man findet oft auf 
Wechſeln noch eine von dem Akzeptanten aus dieſem Grunde vorgenommene dritte Be⸗ 


zeichnung des Wechſelbetrages, indem er ſeinem Akzept hinzufügt, für welchen Betrag er 


den Wechſel angenommen hat. 

Iſt die Wechſelſumme in Buchſtaben und in Ziffern angegeben, ſo gilt bei Abwei⸗ 
chungen die in Buchſtaben angegebene Summe. Iſt ſie mehrmals in Buchſtaben oder 
mehrmals in Ziffern angegeben, ſo gilt bei Abweichungen die geringſte Summe. 


Wechſel mit weſentlichen und unweſentlichen Beſtandteilen 


an die Orden 8 1 


RM Fünf hundert 


den Wert. erkalten ER und stellen ihn auf Rechnung laut Bericht. 
Herren Buck & Kohlmann | | 
oe Hamburg, Ring 38. Richard Wendt 
NE. u 


Das Wort „Prima“ ift unweſentlich für den Wechſel, wenn er nur in einem Stück 


ausgeſtellt iſt. Iſt der Wechſel dagegen in mehreren Stücken ausgefertigt, wie dies im 


überſeeiſchen Verkehr geſchieht, ſo muß das erſte Stück die Bezeichnung „Prima“, das 
zweite die Bezeichnung „Sekunda“, das dritte die Bezeichnung „Tertia“ uſw. tragen, 
da ſonſt jedes Stück als ein für ſich ausgeſtellter Wechſel angeſehen wird. 

Die Worte „an die Order“ ſind aus dem Grunde überflüſſig, weil es eine dem Wechſel 
innewohnende Eigenſchaft iſt, daß er weitergegeben werden kann und ſowohl der Remittent 
als auch jeder folgende Inhaber des Wechſels berechtigt iſt, ihn zu übertragen. 

Die Worte „Wert in Rechnung“, „Wert erhalten“ oder „Wert in Waren“ bezeichnet 
man mit Valutaquittung. Durch ſie wird dem Wechſelnehmer (Remittenten) von dem 
Ausſteller des Wechſels Quittung darüber erteilt, daß er den Gegenwert erhalten hat. Lautet 
ein Wechſel an die eigene Order, ſo pflegt man in der Valutaquittung zu ſchreiben „Wert in 
mir (oder uns) ſelbſt“, da in digen Falle Ausſteller und Remittent dieſelbe Perſon find. 
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Die Worte „und ſtellen ihn (den Wert) auf Rechnung“ bedeuten, daß die Tratte 
von dem Augiteller auf den Bezogenen für eigne Rechnung abgegeben iſt. Iſt der Wechſel 
für fremde Rechnung gezogen, jo ſchreibt man gewöhnlich die Anfangsbuchſtaben der⸗ 
jenigen Firma dazu, in deren Auftrag die Ausſtellung der Tratte geſchieht, z. B. „und 
ſtellen ihn auf Rechnung H. E H.“. Dieſe Bemerkung enthält nur für den Bezogenen 
einen Hinweis darauf, mit wem er ſich wegen des gezogenen Wechſels zu verrechnen hat. 

Will der Ausſteller den Bezogenen von der geſchehenen Traſſierung benachrichtigen, 
ſo ſchreibt er in den Wechſeltext, „laut Bericht“, will er aber dieſe Benachrichtigung nicht 
vornehmen, ſo ſchreibt er „ohne Bericht“. Beabſichtigt der Ausſteller, dem Bezogenen 
gelegentlich von der Tratte Mitteilung zu machen, will aber nicht Gefahr laufen, daß der 
Bezogene die Bezahlung des Wechſels verweigert, falls er den Wechſel eher vorgezeigt 
erhält, als die Benachrichtigung eingetroffen, ſo ſchreibt er „laut oder ohne Bericht“. 


6. Die Wechſelannahme (Akzept) | 


Für den Bezogenen entſteht erſt dann eine Verbindlichkeit aus dem Wechſel, wenn 
er ſich durch die ſchriftliche Annahme (Akzept) zur Bezahlung verpflichtet. Dieſe Er⸗ 
klärung wird in der Weiſe abgegeben, daß der Bezogene links quer auf den Wechſel ſchreibt 
„Angenommen“ oder „Akzeptiert“ und dann ſeinen Namen oder ſeine Firma hinzufügt. 
Es genügt jedoch auch, wenn nur der Name oder die Firma auf die Textſeite des Wechſels 
geſchrieben wird. 

Eine unbedingte Annahme liegt vor, wenn der Bezogene ſein Akzept vorbehaltlos 
leiſtet und dadurch ſein Einverſtändnis mit dem Inhalt des Wechſels, ſo wie er gezogen 
iſt, zu erkennen gibt. 

Eine bedingte Annahme iſt es, wenn der Bezogene den Wechſel nur für einen zu 
bezeichnenden geringeren Betrag annehmen will. Eine ſolche bedingte Annahme kann 
z. B. vorkommen, wenn der Bezogene während der Zeit zwiſchen Ausſtellung des Wechſels 
und Vorzeigung zur Annahme dem Ausſteller bereits einen Teil der Wechſelſumme hat 
zugehen laſſen. 

Eine Annahme würde beſchränkt ſein, wenn der Wechſel über RM 700.— lautete 
der Bezogene aber ſchriebe „angenommen für RM 600.—“. 

Ä Das Recht, die Akzeptierung eines Wechſels zu verlangen, hat jeder Inhaber eines 
ſolchen, eine Verpflichtung dazu beſteht aber nur bei Wechſeln, die auf eine beſtimmte 
Zeit nach Sicht lauten (Zeitſichtwechſeln). 

Solche müſſen gemäß der im Wechſel enthaltenen Beſtimmung und in Ermangelung 
einer ſolchen binnen einem Jahre nach der Ausſtellung zum Akzept vorgelegt werden. 
Der Ausſteller kann eine kürzere oder längere Friſt beſtimmen. Auch die Indoſſanten 
können die Vorlegungsfriſten abkürzen. 

Die Einholung der Annahmeerklärung kann durch Poſtauftrag erfolgen (ſ. Kapitel 
„Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen“). 

Unter Blankoakzept verſteht man den Annahmevermerk des Bezogenen auf einem 
leeren Wechſelformular. Wegen der damit verbundenen Gefahr des Mißbrauchs kommt es 
ſehr ſelten vor. 

Ebenſo gefährlich iſt das Gefälligkeitsakzept, das erteilt wird, um einem Freund 
aus augenblicklicher Verlegenheit zu helfen. Kann dieſer nicht rechtzeitig für Deckung 
ſorgen, ſo muß der Akzeptant zahlen. 


7. Der Domizilwechſel 


Domizil nennt man diejenige Bezeichnung auf einem Wechſel, durch welche erklärt 
wird, daß die Zahlung an einem anderen Orte als dem Wohnorte des Bezogenen erfolgen 
ſoll („Zahlbar in ... bei . . .“). Das iſt beſonders wichtig, wenn am Wohnort des Bes 
zogenen, im Gegenſatz zu dem des Ausſtellers, keine Bankniederlaſſung iſt. Der Einzug 
iſt koſtſpielig und umſtändlich. Daher wird der Wechſel meiſtens bei der Bank des Aus⸗ 
17 Oeflers Handbuch 
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ſtellers zahlbar geſtellt. Der Domizilvermerk kann vom Ausſteller des Wechſels oder vom 
Akzeptanten gemacht werden. Wünſcht der Ausſteller einen anderen Zahlungsort als den 
Wohnort des Bezogenen, fo ſchreibt er unter die Adreſſe des Bezogenen „Zahlbar in. . , 
und es iſt dann von dem Akzeptanten die nähere Adreſſe, bei der der Wechſel an dem be⸗ 
treffenden Orte eingelöſt werden ſoll, hinzuzufügen. Die Perſon oder Firma, bei der der 
Wechſel eingelöſt werden ſoll, nennt man Domiziliat. Die Einlöſung des Domizilwechſels 
geſchieht, indem der Akzeptant einige Tage vor Verfall des Wechſels die Deckung (den 
Wechſelbetrag) dem Domiziliaten einſchickt, falls er nicht bei ihm ein Guthaben oder 
Kredit hat. Für die Einlöſung des Wechſels wird von dem Domiziliaten gewöhnlich eine 
kleine ſogenannte Domizilproviſion in Anrechnung gebracht. 

Iſt bei dem Domizil eine Perſon oder Firma, bei der der Wechſel eingelöſt wird, 
nicht angegeben, ſo iſt es ein uneigentlicher Domizilwechſel und es wird in dieſem Falle 
angenommen, daß der Bezogene ſelbſt den Wechſel am Zahlungsorte einlöſen will. 

Befinden ſich auf einem Wechſel mehrere Domizile, fo iſt er ungültig. 

Iſt ein Wechſel bei einer Perſon oder Firma am Wohnorte des Bezogenen zahlbar 
geſtellt, ſo iſt dieſe nicht Domiziliat, ſondern „Zahlſtelle“. Der Wechſel wird dann nicht 
als Domizilwechſel angeſehen, da für einen ſolchen vom Geſetz ein anderer Zahlungsort 
als der Wohnort des Bezogenen vorgeſchrieben iſt. Die Bezeichnung einer Zahlſtelle 
wird vom Akzeptanten gewöhnlich dann gewählt, wenn er an ſeinem Orte eine Bank⸗ 
verbindung hat, die für ihn die Einlöſung ſeiner Akzepte beſorgt. 

Wechſel mit Domizil ſind dem Domiziliaten zur Zahlung zu präſentieren und, wenn 
dieſe unterbleibt, bei ihm gegen den Bezogenen zu proteſtieren. 


Do mizilwechſel 
| 
22 Halle a. S. 
100 5 L eipzig den 75. Mai 19.. Nr. Zahlungsort: E 


3. Jul 19 


Gegen diesen Wechsel- erste Ausfertigung- zahlen Sie am t. e. 


= 1 75 
8 an Herrn Fritz Miller „%% RM 7200.— e 
— 

2 Mae VVV 
Fu 0 
= B Robert Schmidt 

© ezogener: ))))... ER N an 

5 in. Pahlen, Breite Straße 7 


Karl Behrmann 


zahlbar in Halle a. S. 
bei der Gewerbebank 


8. Das Giro (Indo ſſament) 


Der Wechſel kann von einer Perſon auf die andere übertragen werden. Das geſchieht 
durch das Giro oder Indoſſament. Das Giro ſetzt man üblicherweiſe auf die Rückſeite 
des Wechſels oder, falls dieſe ſchon ganz mit Girovermerken ausgefüllt iſt, auf ein dem 
Wechſel angeheftetes Blatt (Allonge). 

Das erſte Giro muß ſtets vom Remittenten ausgehen. Durch das Giro gehen alle 
Rechte des Giranten oder Indoſſanten (des Übertragenden) aus dem Wechſel auf 
den Girat oder Indoſſat (auf den übertragen wird) über, und es haftet der Girant 
iedem ſpäteren Inhaber des Wechſels für deſſen Annahme und Zahlung ebenſo, wie 
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ſeine Vormänner (ſämtliche Giranten vor ihm und der Ausſteller) ihm verantwortlich 
find. Die Übertragung eines Wechſels auf den Ausſteller, den Akzeptanten oder einen 
früheren Giranten iſt zuläſſig. 
Ein durchgeſtrichenes Giro iſt ungültig und wird als nicht vorhanden angeſehen. 
Man unterſcheidet: 
1. Das Vollindoſſament. Es hat in der Regel folgende Form: 
Für mich an 
Herrn Ernſt Richter, Fulda 
Jena, den 5. April 19. 


Kurt Weiß 
oder kürzer: Für mich an 
Herrn Ernſt Richter 
Kurt Weiß 


Wenn Richter den Wechſel weitergibt, kommt in dem nächſten Indoſſament ſein 
Name als Indoſſant vor, ſo daß bei einer Reihe von Indoſſamenten jeder Name zweimal 
erſcheint. 

2. Das Blankoindoſſament. Es beſteht nur aus der Unterſchrift des Giranten und 
muß ſich ſtets auf der Rückſeite des Wechſels befinden. Das Blankogiro wird gewählt, 
wenn der Girant befürchtet, daß ſein Girat den Wechſel nicht nehmen wird, in welchem 
Falle ein vollſtändiges Giro wieder ausgeſtrichen werden müßte, während ein mit Blanfo- 
giro verſehener Wechſel an jede andere Perſon weitergegeben werden kann. 


3. Rektaindoſſament. Die Weitergabe des Wechſels kann unterſagt werden, wenn 
in dem Indoſſament der Vermerk „nicht an Order“ eingeſetzt wird. Zwar darf der Wechſel 
weitergegeben werden, aber in dieſem Fall haftet der Indoſſant denen nicht, an die der 
Wechſel weiter indoſſiert wird. 


4. Angſtindoſſament. Hat ein Girant ſeinem Giro die Worte „Ohne Obligo“ 
oder einen gleichbedeutenden Ausdruck hinzugefügt, ſo iſt er von der Verbindlichkeit aus 
ſeinem Giro befreit und ſeine Nachmänner haben kein Regreßrecht ihm gegenüber. Ein 
Wechſel mit einem ſolchen Giro würde aber ſchwer weiterzugeben fein, da dieſe Klauſel 
ein Mißtrauen gegen die Zahlungsfähigkeit der bereits aus dem Wechſel Verpflichteten 
enthält („Angſtklauſel“). 

5. Pfandindoſſament. Aus dem Wechſel ſoll erſichtlich ſein, daß ſeine Übertragung 
durch Indoſſament nur zum Zweck feiner Verpfändung erfolgt. Der betreffende Ver— 
merk lautet „Wert zur Sicherheit“ oder „Wert zum Pfande“. Der Inhaber kann alle 
Rechte aus dem Wechſel geltend machen, er darf ihn aber nur durch Vollmachtindoſſament 
weitergeben. 


6. Prokura⸗ oder Vollmachtindoſſament. 

Dadurch werden die Rechte aus dem Wechſel nicht übertragen, ſondern der Girat erhält 
nur die Vollmacht zur Vornahme einer wechſelmäßigen Handlung. Einem ſolchen Giro 
werden meiſt die Worte „Wert zum Inkaſſo“ oder „Wert zum Einzug“ hinzugefügt. 
Befindet ſich auf einem ſolchen Wechſel ein ſolches Giro, ſo iſt der Girat nur berechtigt, den 
Wechſel zur Zahlung vorzuzeigen, die Wechſelſumme einzukaſſieren, im Nichtzahlungsfalle 
Proteſt erheben zu laſſen, ſeinen Vormann hiervon zu benachrichtigen und die Einklagung 
des Wechſels zu betreiben. Ferner iſt ihm die Weiterbegebung des Wechſels durch Inkaſſo— 
giro geſtattet, dagegen nicht die Begebung durch eigentliches Indoſſament. 

Erwähnt ſei noch das Nachindoſſament, wenn ein Wechſel nach Ablauf der Proteſt— 
friſt giriert wird. Das Indoſſament hat dann nur die Wirkung einer gewöhnlichen Ab- 
tretung. Dagegen hat das Indoſſament, das zwar nach Verfall, aber vor der Proteſtfriſt 
auf, den Wechſel geſetzt wird, die normale Wirkung eines Indoſſaments. 
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Vollindoss. 
mit Zusatz 
„ohne Kosten“ 


Blankoindoss. 


Rektaindoss. 


Angstindoss. 


Pfandindoss. 


Prokuraindoss. 


Quittung 


— 


4 — 


VII. 


Stempelmarke 


Für mich an Herrn 


Karl Lemke 
0. K. Wert in Rechnung 
Stettin, denn 
A. Solon 
Karl Lemke 


Für mich an Firma Lehmann d Co., 
nicht an Order 


Berlin, gen 
Friedrich Heer 


An Herrn Fritz Bär, ohne Obligo 


\ 


Lehmann & Co. 


NE 


Für mich an Firma Hinze & Berg 


Wert zum Pfande 


Fritz Bär 


Für uns an 


die Stettiner Bank, Stettin 


Wer: zum Einzug 


Hinze & Berg 


Wert erhalten 


Stettin; den 
Stettiner Bank, Stettin 


VII. Wechſel⸗ und Schedfunde 


Einck im Verkehr nicht ſelten vorkommende Giroklauſel find die Worte „Ohne Koſten“. 
Dieſe Bewerkung wird entweder ausgeſchrieben oder auf die Anfangsbuchſtaben abge⸗ 
kürzt, links guer des Giros geſetzt und bedeutet, daß der betreffende Girant im Falle der 
Nichtzahlung des Wechſels der Koſtenerſparnis halber keine Proteſterhebung wünſcht. 
Dieſe Klauſel kann vom Ausſteller ſowohl als auch von jedem ſpäteren Beſitzer des Wechſels 
ſeiner Unterſchrift hinzugeſetzt werden. Am meiſten gebräuchlich iſt ein ſolcher Vorbehalt 
bei nicht akzeptierten Wechſeln. 

Wie bereits erwähnt, iſt dem Wechſel, wenn feine Rückſeite vollſtändig mit Indoſſa⸗ 
menten ausgefüllt iſt, ein Anhang (Allonge) anzukleben. Es iſt dies gewöhnlich ein Blatt 
Papier von der Größe des Wechſels. Die weiteren Indoſſamente werden auf diejenige 
Seite geſchrieben, welche die Fortſetzung der Rückſeite des Wechſels bildet, während die 
andere, alſo die dem Wechſeltext gegenüberliegende Seite den Hauptinhalt des Wechſels 
wiedergibt (Ausſtellungsdatum, Ausſteller, Betrag, Verfallzeit, Bezogener). 

Damit der Anhang nicht wieder von dem Wechſel losgelöſt wird, überſchreibt man 
meiſt die Klebeſtelle, z. B. ſchreibt man die erſte Zeile des Indoſſaments auf den Wechſel 
und die zweite auf die Allonge. 


Vorderſeite eines Anhangs 


Anhang zum Wechſel 

RM 700.— f. 3. Juli 19.. auf Halle 
Ausſteller: Karl Behrmann, Leipzig 
Bezogener: Robert Schmidt, Dahlen 


9. Die Vervielfältigung des Wechſels 


Zuweilen kommt es vor, daß derſelbe Wechſel in mehreren gleichlautenden Stücken 
angefertigt wird, die zuſammen aber nureine n Wechſel bilden. Man unterſcheidet beider Ver⸗ 
vielfältigung Wechſelausfertigungen (Duplikate) und Wechſelabſchriften (Kopien). 

Die Wechſelausfertigung hat erſtens den Zweck, die Sicherheit des Eintreffens 
des Wechſels an ſeinem Beſtimmungsorte zu erhöhen. Sie wird daher im überſeeiſchen 
Verkehr faſt immer benutzt, und zwar in der Weiſe, daß man erſt die „Prima“ abſchickt 
und dann, für den Fall, daß der erſte Wechſel verloren geht, mit der nächſten Poſt oder 
gleichzeitig auf anderem Wege die „Sekunda“ ſendet. 

Der andere Zweck der Ausfertigung iſt, daß man, um Zeit und Zinſen zu ſparen, die 
„Prima“ zum Akzept ſchickt, die „Sekunda“ aber gleichzeitig weitergibt, da man ſonſt 
mit der Indoſſierung des Wechſels ſo lange warten müßte, bis die akzeptierte Prima 
vom Bezogenen zurückkommt. Wird die „Prima“ zum Akzept geſandt, jo iſt auf der 
indoſſierten „Sekunda“ zu vermerken, bei wem die zugehörige akzeptierte „Prima“ ab⸗ 
zuheben iſt, was durch die Worte: „Prima zum Akzept bei ....“ erfolgt, während die 
Prima auf der Rückſeite kreuzweiſe durchſtrichen ſein und auf der Vorderſeite die Bemer⸗ 
kung „Nur zum Akzept beſtimmt“ tragen muß. Iſt die „Prima“ bereits akzeptiert, ſo 
ſetzt man auf die „Sekunda“ die Worte „Akzeptierte Prima bei. ...“ Zur Abhebung 
der zum Akzept beſtimmten oder akzeptierten „Prima“ iſt jeder Inhaber des Duplikats 
berechtigt. Iſt die Prima abgehoben, ſo verbindet man ſie mit dem Duplikat, und es werden 
dann beide Teile zuſammen in Verkehr gegeben. Duplikate dürfen nur vom Ausſteller 
des Wechſels angefertigt werden und müſſen im Text des Wechſels als „Erſte uſw. Aus⸗ 
fertigung“ („Prima“, „Sekunda“, „Tertia“ uſw.) bezeichnet ſein. 

Will man verhüten, daß, wenn die „Prima“ bereits gezahlt iſt, auch die „Sekunda“ 
noch eingelöſt wird oder umgekehrt, ſo ſchreibt man im Primawechſel: „zahlen Sie gegen 
dieſen Primawechſel (Sekunda nicht)“, im Sekundawechſel: „zahlen Sie gegen dieſen 
Sekundawechſel (Prima nicht)“. 

Eine Wechſelabſchrift kann ſich jeder Wechſelinhaber ſelbſt anfertigen. Ihr 
Zweck iſt der gleiche wie der des Duplikats: der Originalwechſel wird zum Akzept geſchickt, 
die Abſchrift in Umlauf geſetzt. Sie muß eine wörtliche Abſchrift des Wechſels mit allen 
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darauf befindlichen Erklärungen und Unterſchriften ſein. Wo die Abſchrift auf der Rück⸗ 
ſeite endigt, ſchreibt man „bis hierher Abſchrift“ und beginnt dann mit der weiteren 
Girierung. Zuweilen befinden ſich auf der Vorderſeite der Abſchrift, links am Rande, 
auch noch die Worte: „Abſchrift bis zum Giro von ...“ Eine Wechſelabſchrift kann nur 
zur Indoſſierung dienen, aber nicht wie eine Wechſelausfertigung mit einem Akzept ver⸗ 
ſehen werden. 75 

In der Abſchrift iſt der Verwahrer der Urſchrift zu bezeichnen. Enthält die Urſchrift 
nach dem letzten, vor Anfertigung der Abſchrift daraufgeſetzten Indoſſament den Vermerk 
„von hier ab gelten Indoſſamente nur noch auf der Abſchrift“, ſo iſt ein ſpäter auf die 
Urſchrift geſetztes Indoſſament nichtig. a 


10. Die Bezahlung des Wechſels 


Die Bezahlung des Wechſels erfolgt an deſſen Eigentümer, der durch eine bis 
auf ihn hinuntergehende Reihe von Indoſſamenten als ſolcher ſich ausweiſt. Das erſte 
Indoſſament muß demnach mit dem Namen des Remittenten, jedes folgende mit dem 
Namen desjenigen unterzeichnet ſein, der das unmittelbar vorhergehende Indoſſament 
als Indoſſat bezeichnet. Folgt auf ein Blankogiro ein weiteres, ſo wird angenommen, 
daß der Ausſteller des letzteren den Wechſel durch das Blankogiro erworben hat. Die 
Echtheit der Indoſſamente zu prüfen, iſt der Zahlende nicht verpflichtet. 

Ein Wechſel iſt an ſeinem Verfalltage zu zahlen. Eine Friſt, innerhalb der der Wechſel 
bezahlt werden kann (Reſpekttage), gibt es in Deutſchland nicht. Da das Geſetz aber be⸗ 
ſtimmt, daß im Falle der Nichtzahlung eines Wechſels der Proteſt noch am zweiten Tage 
nach dem Verfalltage erhoben werden kann, ſo hat ſich bei uns die Gewohnheit heraus⸗ 
gebildet, mit der Proteſterhebung bis zum letzten Tage zu warten, um ſo dem Bezogenen 
noch zur Einlöſung des Wechſels Gelegenheit zu geben. Die Vorzeigung des Wechſels zur 
Zahlung erfolgt im Geſchäftslokal oder in Ermangelung eines ſolchen in der Wohnung 
desjenigen, der zur Einlöſung verpflichtet iſt. 

Verfällt ein Wechſel an einem Sonntage oder geſetzlichen Feiertage, ſo iſt er am nächſten 
Werktage zu bezahlen. | 


Iſt der Wechſel bezahlt worden, fo quittiert der Inhaber hinter dem letzten Giro 
mit den Worten: „Wert erhalten“ oder „Bezahlt“ und ſeiner Unterſchrift und händigt 
das Papier dem Zahlenden aus. Teilzahlungen dürfen nicht zurückgewieſen werden, 
doch kann der Zahlende nur verlangen, daß die Teilzahlung auf dem Wechſel abgeſchrieben 
und ihm Quittung erteilt wird. n 

Wird ein Wechſel überhaupt nicht zur Zahlung präſentiert, dann iſt der Akzeptant be⸗ 
rechtigt, nach Ablauf der Proteſtfriſt die Wechſelſumme auf Koſten und Gefahr des Wechſel⸗ 
inhabers beim Gericht niederzulegen. 5 5 

Die Einziehung von Wechſelbeträgen bis zur Höhe von 1000 Reichsmark kann man 
der Poſt übertragen. Höhere Wechſelbeträge läßt man, wenn der Wechſel nicht am Wohn⸗ 
orte des letzten Beſitzers zahlbar ift, gewöhnlich durch einen Geſchäftsfreund an dem be⸗ 
treffenden Platze oder durch ein Bankgeſchäft einziehen. 


11. Der Proteſt 


Der Wechſelproteſt iſt eine von einem Notar oder einem Gerichts- oder Poſtbeamten 
ausgeſtellte Urkunde, durch die bezeugt wird, daß der Wechſelinhaber in gewiſſen Be⸗ 
ziehungen nicht zu ſeinem Recht gekommen iſt. Die Aufnahme dieſer Urkunde iſt deshalb 
von größter Wichtigkeit, weil der Wechſelinhaber ohne ſie keine Regreßanſprüche (ſiehe 
unten) geltend machen kann. 


VII. Wechſel⸗ und Scheckkunde 263 


Die, Proteſturkunde muß enthalten: 

a) den Namen der Perſon oder Firma, für welche Proteſt erhoben wird; 

b) den Namen der Perſon oder Firma, gegen welche Proteſt erhoben wird; 

e) die Angabe, daß die Perſon, gegen welche proteſtiert wird, ohne Erfolg zur 
Vornahme der wechſelrechtlichen Leiſtung aufgefordert worden oder nicht anzu— 
treffen geweſen iſt, oder daß ihr Geſchäftslokal oder ihre Wohnung ſich nicht hat 
ermitteln laſſen; 

d) Ort, Jahr, Monat und Tag, an welchem die Aufforderung erfolgt oder ohne 
Erfolg verſucht worden iſt; 

e) die Unterſchrift des Proteſtbeamten unter Beifügung des ehen oder 
Amtsſtempels. 

Proteſt mangels Zahlung wird erhoben, wenn die Bezahlung eines Wechſels 
nicht zu erlangen iſt oder verweigert wird; auf Grund ſolchen Proteſtes kann der Eigen⸗ 
tümer des Wechſels Regreß gegen ſeine Vormänner nehmen. 

Bei Tagwechſeln, Dato- oder Zeitſichtwechſeln muß Proteſt an einem der beiden 
auf den Zahlungstag folgenden Werktagen erhoben werden. 


Proteſt mangels Annahme kann erhoben werden, wenn der Ben die An⸗ 
nahme des Wechſels verweigert, und es kann auf Grund dieſes Proteſtes von dem Aus⸗ 
ſteller und den Indoſſanten für die Wechſelſumme Rückgriff auf Zahlung verlangt werden. 
Jeder Inhaber eines Wechſels iſt berechtigt, Akzeptierung zu fordern und infolgedeſſen 
befugt, Proteſt mangels Annahme erheben zu laſſen. Denkbar iſt auch ein Proteſt wegen 
Verweigerung der Herausgabe der „Prima“ oder des Originals. 

Die Wechſelzahlung kann an den Proteſtbeamten erfolgen. 

Der Ort der Proteſterhebung iſt derjenige, an dem die Zahlung hätte geſchehen 
müſſen. Proteſte ſollen in der Zeit von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr abends erhoben werden. 

Wird die rechtzeitige Proteſterhebung verſäumt, ſo geht der Wechſelinhaber ſeiner 
Anprüche gegen den Ausſteller und diejenigen Perſonen, die den Wechſel vor ihm giriert 
haben, verluſtig und er kann ſich nur noch an den Akzeptanten halten. 

Proteſt kann auch erhoben werden, wenn der Proteſtbeamte die Perſon, gegen die 
er Proteſt erheben ſoll, oder deren Vertreter nicht antrifft, oder Wohnung bzw. Geſchäfts⸗ 
raum nicht geöffnet wird. Man ſpricht in dieſem Falle von Wandproteſt. Iſt die Wohnung 
oder das Geſchäftslokal nicht zu ermitteln, wird Windproteſt erhoben. 


12. Der Rückgriff (Regreß) 
Der Rückgriff iſt die Inanſpruchnahme der Vormänner durch den Wechſelinhaber zur 


Erfüllung einer wechſelmäßigen Forderung, die von dem Bezogenen nicht zu erlangen war. 
Zu dieſer Inanſpruchnahme iſt der Proteſt ein unbedingtes Erfordernis. 


a) Rückgriff mangels Zahlung 
Wenn der Bezogene bei Verfall des Wechſels nicht zahlt, kann Rückgriff mangels 
Zahlung genommen werden. Der Wechſelinhaber, der Proteſt erheben läßt, kann verlangen 
die Wechſelſumme, * 
6% Zinſen ſeit dem Verfalltag, 
Proteſtkoſten und Auslagen, 
Proviſion, höchſtens 1/,% der Wechſelſumme. 


Wer den Wechſel eingelöſt hat, kann wiederum von ſeinen Vormännern verlangen 
den vollen Betrag, den er gezahlt hat, 
davon 6% Zinſen, 


ſeine Auslagen, 
Proviſion, höchſtens / % der Wechſelſumme. 


2 vn. Weohfel- und Shedtunde 


Alle Wechſelberpflichteten haften dem Inhaber als Geſamtſchuldner. Jeder einzelne N an 
mehrere oder alle zuſammen können in Anſpruch genommen werden. Dasfelbe Recht ſteht 


jedem zu, der den Wechſel eingelöſt hat. (Vgl. S. 270.) ; 

Wenn der Rückgriff nach der Reihenfolge der Indoſſamente erfolgt, ift es ein Reihen: 
regreß. Wird ein beliebiger Indoſſant herangezogen, alſo der Vormann überjprungen, 
ſpricht man von Sprungregreß. 5 

Der Inhaber muß ſeinen unmittelbaren Vormann und den Ausſteller von dem Unter⸗ 
bleiben der Annahme oder Zahlung innerhalb der 4 Werktage benachrichtigen, die auf den 


Tag der Proteſterhebung oder, im Falle des Vermerks „ohne Koſten“, auf den Tag der 


Vorlegung folgen. Jeder Indoſſant muß innerhalb zweier Werktage nach Empfang der 
Nachricht ſeinem unmittelbaren Vormann Kenntnis geben und ihm die Namen derjenigen 


mitteilen, die vorher Nachricht gegeben haben. Dieſe Pflicht zur Benachrichtigung nennt 
man auch Notifikation. Verabſäumt ein Wechſelinhaber die Benachrichtigung von der 


Proteſterhebung, oder überſchlägt er einen ſeiner Vormännner, ſo iſt er ſämtlichen Indoſſan⸗ 


ten vor ihm bzw. dem überſchlagenen Vormanne für den dadurch entſtandenen Schaden a 


verantwortlich und verliert gegen dieſe Perſonen feinen Zinsanſpruch. 
Bereits vor Verfall ſteht dem Inhaber Rückgriffsrecht zu: 
a) wenn über das Vermögen des Bezogenen der Konkurs oder das gerichtliche Ver⸗ 


gleichsverfahren eröffnet iſt oder wenn der Bezogene ſeine Zahlungen eingeſtellt 


hat oder wenn eine Zwangsvollſtreckung fruchtlos verlaufen iſt; 

b) wenn über das Vermögen des Ausſtellers eines Wechſels, deſſen Vorlegung zur 
Annahme unterſagt iſt, der Konkurs oder das gerichtliche Vergleichsverfahren er- 
öffnet worden iſt. ; 


b) Rückgriff mangels Annahme 


Ebenfalls vor Verfall ſteht dem Inhaber das Rückgriffsrecht zu, wenn die Annahme 


ganz oder teilweiſe verweigert worden iſt. 

Hat der Ausſteller oder ein Indoſſant den Vermerk „ohne Koſten“ oder „o. K.“ oder 
„ohne Proteſt“ auf den Wechſel geſetzt, ſo iſt der Inhaber von der Verpflichtung befreit, 
zwecks Ausübung des Rückgriffsrechts Proteſt erheben zu laſſen. 


13. Notadreſſe und Intervention 


Wie aus Vorſtehendem erſichtlich, erhöht ſich die Regreßſumme durch die Inanſpruch⸗ 
nahme der Vormänner. Um dies zu vermeiden, wird oft von dem Ausſteller oder ſeitens 
eines oder mehrerer Indoſſanten auf dem Wechſel eine Perſon oder Firma angegeben, 
die beauftragt iſt, falls der Bezogene ſeiner Verpflichtung nicht nachkommt, dieſe zu 
Ehren und für Rechnung desjenigen, der die Perſon oder Firma bezeichnet hat, zu er⸗ 
füllen. Einen ſolchen Vermerk nennt man Notadreſſe, den Beauftragenden Not⸗ 
adreſſanten, den Beauftragten Notadreſſaten und die Erfüllung des Auftrages 
Intervention. Die Notadreſſe wird unten am Rande des Wechſels angebracht durch 
die Worte: „Im Notfalle bei....“ oder „Im Falle bei. ...oder „Notfalls bei. .“ 


Die Perſon oder Firma, die die Intervention wünſcht, ſchreibt die Anfangsbuchſtaben 


ihres Namens oder ihrer Firma hinzu, damit erſichtlich iſt, für wen die Intervention zu 


erfolgen hat. Hat alſo z. B. eine Firma Hoffmann & Co. einen Wechſel auf Berlin aus⸗ 


geſtellt und wünſcht, daß die Dresdner Bank gegebenenfalls für fie interveniere, fo ſchreibt 
ſie unten an den Rand des Wechſels: „Im Falle bei der Dresdner Bank für H. & Co.“, 


und es kann dann bei Weigerung des Bezogenen die Erfüllung von deſſen wechſelmäßiger 


Verpflichtung von dieſer Bank gefordert werden. 


Man unterſcheidet eine Intervention mangels Annahme und eine Inter⸗ 
vention mangels Zahlung und nennt die erfolgte Annahme durch Intervention 


Ehrenannahme, die erfolgte Zahlung Ehrenzahlung. Derjenige, für den inter⸗ 
beniert wird, iſt der Honorat, derjenige, der interveniert, der Honorant. 
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Ehrenannahme und Ehrenzahlung kommt erſt in Betracht, wenn der Wechſel dem 
Bezogenen vergebens präſentiert wurde, wogegen, wie üblich, Proteſt zu erheben iſt. 
Späteſtens am Tage nach Ablauf der Proteſtfriſt muß der Wechſelinhaber den Wechſel 
dem Notadreſſaten vorlegen, der in der Annahmeerklärung zu vermerken hat, zu weſſen 
Ehren er akzeptiert. Verweigert dieſer die Ehrenannahme oder Ehrenzahlung, jo muß auch 
in dieſem Fall Proteſt erhoben werden. 

Wer Ehrenzahlung oder Annahme leiſtet, muß dies innerhalb zweier Werktage dem 
Honorat mitteilen. Hält er dieſe Friſt nicht ein, kann er für entſtandenen Schaden haftbar 
gemacht werden. 

Andererſeits aber kann er dem Honorant und deſſen Nachmännern gegenüber alle 
Rechte aus dem Wechſel geltend machen. 


14. Abhanden gekommene Wechſel 


Der letzte Inhaber eines abhanden gekommenen Wechſels muß dem Bezogenen 
von dem Verluſte Mitteilung machen. 


Wenn der Wechſel nicht akzeptiert war, ſo iſt das einfachſte, wenn der Bezogene dem un⸗ 
rechtmäßigen Inhaber gegenüber ſein Akzept oder die Zahlung verweigert. War der Wechſel 
bereits akzeptiert, dann muß der letzte Beſitzer bei dem Gericht des Zahlungsortes die Til⸗ 
gung (Amortiſation) beantragen. Das Gericht erläßt dann zunächſt eine Aufforderung, 
worin der Finder des Wechſels erſucht wird, dieſen innerhalb einer beſtimmten Friſt dem 
Gericht vorzulegen. Verläuft die Friſt reſultatlos, ſo wird der Wechſel für nichtig erklärt. 
Nach Einleitung des Amortiſationsverfahrens kann der letzte Inhaber des verlorengegange⸗ 
nen Wechſels vom Akzeptanten Zahlung fordern, wenn er bis zur Kraftloserklärung des 
Wechſels Sicherheit ſtellt. Unterläßt er dieſe Sicherſtellung, ſo iſt er nur berechtigt, die 
Hinterlegung der aus dem Wechſel ſchuldigen Summe bei Gericht oder einer ſonſtigen 
zur Annahme von Depoſiten ermächtigten Behörde oder Anſtalt zu verlangen. 


Wer durch Übertragung in den Beſitz eines abhanden gekommenen Wechſels gelangt, 
iſt zur Herausgabe nur dann verpflichtet, wenn ihm nachweislich bekannt iſt, daß er den 
Wechſel nicht vom rechtmäßigen Inhaber erworben hat oder wenn ihm nachweislich bei 
der Erwerbung des Wechſels eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


15. Wechſelfälſchungen 


Eine Wechſelfälſchung kann in der Fälſchung der Unterſchrift einer Wechſelerklärung 
(Ausſtellung, Annahme, Indoſſierung) oder in der Veränderung des Inhaltes eines 
Wechſels (Wechſelſumme, Ausſtellungsdatum uſw.) beſtehen. Iſt die Unterſchrift des 
Ausſtellers eines Wechſels gefälſcht, ſo behalten das echte Akzept und die echten Indoſſa⸗ 
mente trotzdem ihre wechſelmäßige Wirkung. Aus einem mit einem ſolchen Indoſſament 
verſehenen Wechſel bleiben ſämtliche Indoſſanten und der Ausſteller, deren Unterſchriften 
echt ſind, wechſelmäßig verpflichtet. 

Den gefälſchten Wechſeln gleichzuſtellen ſind die Keller- und Reitwechſel. Die 
erſteren haben ihren Namen davon, daß ſie ſehr oft in Kellerſpelunken hergeſtellt werden. 
Der Ausſteller, der Bezogene und auch die erſten Indoſſanten ſolcher Wechſel ſind ent— 
weder fingiert oder ſehr zweifelhafte Exiſtenzen. Meiſt werden Namen gewählt, die leicht 
zu Verwechſelungen mit bekannten Firmen führen, oder Bezeichnungen hinzugeſetzt, die 
den Anſchein erwecken, als handle es ſich um Unterſchriften von Geſchäftsinhabern. Wer 
einen ſolchen Kellerwechſel in Zahlung nimmt, iſt gewöhnlich ſein Geld los, wenn nicht 
derjenige, der den Wechſel „fabriziert“ und diskontiert hat, für Deckung ſorgt, die er ſich 
durch Ausſtellung und Diskontierung eines neuen Wechſels verſchafft. 

Die Wechſelreiterei (daher Reitwechſel) beſteht darin, daß mehrere Perſonen 
gegenſeitig Wechſel auf ſich ziehen, dieſe bei verſchiedenen Bankfirmen diskontieren, 
am Verfalltage durch Ausſtellung und Diskontierung neuer Wechſel Geld zur Einlöſung 
ſchaffen und dieſe Manipulation ſo lange fortſetzen, bis es ſchließlich doch einmal „zum 


) 
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. 
Klappen“ kommt. Bei Anzeigen, wie „Gefälligkeitsakzepte“, „Akzeptaustauf 1 „Be⸗ 
ſeitigung von Zahlungsſtockungen“, handelt es ſich faſt immer um Wechſen e Hier 
iſt alſo größte Vorſicht am Platze! ’ 


16. Die Wechſelverjährung 


Der wechſelmäßige Anſpruch gegen die Akzeptanten verjährt in drei Jahren, vom 
Verfalltage des Wechſels an gerechnet, wobei der Verfalltag nicht mitgezählt wird. 

Die Regreßanſprüche des Indoſſanten gegen den Ausſteller und die übrigen Vor⸗ 
männer verjähren in ſechs Monaten von dem Tage, an dem der Wechſel vom Indoſſanten 
eingelöſt oder ihm gegenüber gerichtlich geltend gemacht worden iſt. 

Die Anſprüche des Inhabers gegen die Indoſſanten und gegen den Ausſteller verjähren 
in einem Jahr vom Tage des rechtzeitig erhobenen Proteſtes oder im Falle des Vermerkes 
„ohne Koſten“ vom Verfalltage. 


17. Der eigene Wechſel 


Durch den eigenen oder trockenen Wechſel verpflichtet ſich der Ausſteller ſelbſt 
zur Zahlung einer beſtimmten Summe zu einer beſtimmten Zeit. Ein ſolcher Wechſel 
ſtellt daher nichts anderes dar als ein ſchriftliches Zahlungsverſprechen nach Wechſelrecht, 
und es iſt eine Akzeptierung nicht erforderlich, da die Unterſchrift des Ausſtellers mit dem 
Akzept gleichbedeutend iſt. 

Die weſentlichen Erforderniſſe eines eigenen Wechſels ſind: 

a) Die in den Wechſel ſelbſt aufzunehmende Bezeichnung als „Wechſel“; 

b) die Angabe der zu zahlenden Geldſumme; 

e) der Name der Perſon oder Firma, an welche oder an deren Order der Ausſteller 
Zahlung leiſten will; 

d) die Verfallzeit; 

e) die Angabe des Ortes, Tages, Monats und Jahres der Ausſtellung; 

) die Unterſchrift des Ausſtellers; 

g) der Zahlungsort. 

Wem auf einem eigenen Wechſel ein anderer Zahlungsort nicht angegeben iſt, ſo 
gilt der Ausſtellungsort als Zahlungsort und zugleich als Wohnort des Ausſtellers. 

Die meiſten für den gezogenen Wechſel gegebenen Vorſchriften, wie über die 
Form des Wechſels, das Indoſſament, die Präſentation der Zeitſichtwechſel (die dann 
beim Ausſteller erfolgen muß), die Zahlung, den Proteſt, den Sicherheitsregreß (hier 
wegen Unſicherheit des Ausſtellers), die Hinterlegung des fälligen Wechſelbetrags, falls 
die Zahlung nicht gefordert wird (die Hinterlegung muß hier durch den Ausſteller erfolgen), 
den Regreß mangels Zahlung gegen die Indoſſanten, die Ehrenzahlung, abhanden ge⸗ 
kommene und falſche Wechſel, die Wechſelverjährung, die Verjährung der Regreßanſprüche 
gegen die Indoſſanten uſw., gelten auch für den eigenen Wechſel. 


Eigener Wechſel 


Charlottenburg, den 1. Februar 19. Für RM 5000.— 


Drei Monate nach heute zahle ich gegen diesen Wechsel an 


Herrn Gustav Pehlmann die Summe von 


Reichsmark Fünftausend. 


Hugo Böse 


Der eigene Wechſel kann auch domiziliert werden. 
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18. Der Wechſelſtempel 


ann und eigenen Wechſel, mit Ausnahme der vom Ausland auf das Aus⸗ 
land gezogenen und nur im Auslande zahlbaren Wechſel, die im Inlande im Umlauf 
ſind (der ſogenannten Tranſitwechſel) und der vom Inland auf das Ausland gezogenen, 
bei Sicht oder ſpäteſtens innerhalb zehn Tagen nach dem Ausſtellungstage zahlbaren 
Wechſel, die vom Ausſteller direkt in das Ausland geſandt werden, unterliegen der Wechſel— 
ſtempelſteuer. 


Die Steuer beträgt 10 Rpf für je 100 Reichsmark der Wechſelſumme; angefangene 
100 RM werden für voll gerechnet. 


Ein inländiſcher Wechſel iſt von dem Ausſteller, ein ausländiſcher von dem erſten 
inländiſchen Inhaber zu ſtempeln. Die Stempelmarke oder Stempelmarken werden bei 
inländiſchen Wechſeln auf der Rückſeite des Wechſels unmittelbar am Rande angebracht, 
bei ausländiſchen vor dem erſten inländiſchen Giro. Die Entwertung der Stempelmarke 
erfolgt dadurch, daß man darauf das Datum der Stempelung einfügt. Dabei iſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß die Angabe des Monats nicht in Zahlen erfolgen, daß alſo beiſpiels⸗ 
weiſe nicht „2. 1. 37“ geſchrieben werden darf, ſondern in dieſem Falle der Kaſſierungs⸗ 
bermerf „2. Januar 37“ lauten muß. Jedoch ſind allgemein gebräuchliche Abkürzungen 
wie „Jan.“ oder „Okt.“ zuläſſig. Bei Duplikaten und Kopien iſt nur das für den Umlauf 
beſtimmte Exemplar des Wechſels ſtempelpflichtig, es ſei denn, daß ſich auf einem Duplikat 
oder einer Kopie eine ſelbſtändige Wechſelerklärung (Akzepte und Notadreſſen werden 
hierzu nicht gerechnet) befindet, in welchem Falle auch dieſe Exemplare zu ſtempeln ſind. 
Die Gültigkeit eines Wechſels iſt von der erfüllten Stempelpflicht nicht abhängig. 

Die Nichterfüllung der Stempelpflicht wird mit einer Geldſtrafe, die dem fünfzig⸗ 
fachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommt, geahndet. 


B. Der Scheck 


Unter einem Scheck verſteht man eine bei Sicht zahlbare Anweiſung auf ein Geld- 
inſtitut (Bank, Kreditgenoſſenſchaft, Sparkaſſe) aus einem vorhandenen Guthaben. Der 
Scheckverkehr iſt im Deutſchen Reiche geregelt durch das Scheckgeſetz vom 14. Auguſt 1933, 
deſſen wichtigſte Beſtimmungen hier folgen: 

Der Scheck muß enthalten: 

1. die Bezeichnung als Scheck im Text der Urkunde, und zwar in der Sprache, in der 

ſie ausgeſtellt iſt; 

2. die unbedingte Anweiſung, eine beſtimmte Geldſumme zu zahlen; 

3. den Namen deſſen, der zahlen ſoll (Bezogener); 

4. die Angabe des Zahlungsortes; 

5. die Angabe des Tages und Ortes der Ausſtellung; 

6. die Unterſchrift des Ausſtellers. 

Als Zahlungsempfänger kann entweder eine beſtimmte Perſon oder Firma oder der 
Inhaber des Schecks angegeben werden. Der Ausſteller kann ſich ſelbſt als Zahlungs⸗ 
empfänger bezeichnen. 

Sind dem Namen oder der Firma des Zahlungsempfängers die Worte „oder Über- 
bringer“ oder ein gleichbedeutender Zuſatz beigefügt, oder enthält der Scheck keine Angabe 
darüber, an wen zu zahlen iſt, jo gilt er als auf den Inhaber ausgeſtellt. 

Der bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene Ort gilt als Zahlungs- 
ort. Die Angabe eines anderen Zahlungsortes gilt als nicht geſchrieben. Iſt bei dem Namen 
ader der Firma des Bezogenen ein Ort nicht angegeben, ſo gilt der Ausſtellungsort als 
Zahlungsort. 
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Iſt die zu zahlende Geldſumme in Buchſtaben und in Ziffern ausgedrückt, ſo gilt bei 
Abweichungen die in Buchſtaben ausgedrückte Summe. Iſt die Summe mehrmals mit 
Buchſtaben oder mehrmals mit Ziffern geſchrieben, ſo gilt bei Abweichungen die geringere 
Summe. 5 ö A 
Der Scheck iſt bei Sicht zahlbar. Die Angabe einer anderen Zahlungszeit gilt als nicht 
geſchrieben. - 

Auch der vordatierte Scheck iſt am Tag der Vorlegung zahlbar. Schecks, die im Inland 
ausgeſtellt und zahlbar ſind, müſſen innerhalb 8 Tagen zur Zahlung vorgelegt werden. 
Iſt ein Scheck in einem anderen Land als dem der Ausſtellung zahlbar, ſo beträgt die Vor⸗ 
legungsfriſt 20 Tage, wenn Ausſtellungs⸗ und Zahlungsort ſich in demſelben Erdteil be⸗ 
finden, und 70 Tage, wenn ſie ſich in verſchiedenen Erdteilen befinden. | 

Der auf einen beſtimmten Zahlungsempfänger geſtellte Scheck kann durch Indoſſa⸗ 
ment übertragen werden, wenn nicht der Ausſteller die Übertragung durch die Worte 
„nicht an Order“ oder durch einen gleichbedeutenden Zuſatz unterſagt hat. ö 

Das Indoſſament muß auf den Scheck oder einen Anhang geſchrieben werden. Genau 

wie beim Wechſel gibt es auch beim Scheck Voll- und Blankoindoſſament ſowie Prokura⸗ 
indoſſoment. i 

Schecks, die auf einen beſtimmten Zahlungsempfänger geſtellt und im Auslande 
zahlbar ſind, können in mehreren Ausfertigungen ausgeſtellt werden. Jede Ausfertigung 
muß im Texte mit der Bezeichnung „Erſte, zweite, dritte uſw. Ausfertigung“ oder mit 
einer gleichbedeutenden Bezeichnung verſehen werden; iſt dies nicht geſchehen, ſo gilt 
jede Ausfertigung als ein für ſich beſtehender Scheck. er 

Iſt von mehreren Ausfertigungen eine bezahlt, fo verlieren dadurch die anderen 
ihre Kraft. Jedoch bleiben aus den übrigen Ausfertigungen der Indoſſant, der mehrere 
Ausfertigungen an verſchiedene Perſonen indoſſiert hat, und alle ſpäteren Indoſſanten, 
deren Unterſchriften ſich auf den bei der Zahlung nicht zurückgegebenen Ausfertigungen 
befinden, auf Grund ihres Indoſſaments verpflichtet. 

Der Scheck kann nicht angenommen werden. Ein auf den Scheck geſetzter Annahme⸗ 
vermerk gilt als nicht geſchrieben. 

Der Bezogene, der den Scheckbetrag bezahlt, kann die Aushändigung des quittierten 
Schecks verlangen. | 

Teilzahlung darf nicht zurückgewieſen werden. Der Bezogene kann verlangen, daß 
ſie auf dem Scheck vermerkt und ihm Quittung erteilt wird. 


Verrechnungsſcheck: Zum Zweck der Sicherung gegen Diebſtahl uſw. kann der Aus⸗ 
ſteller ſowie jeder Inhaber durch den quer über die Vorderſeite geſetzten Vermerk, „nur zur 
Verrechnung“ unterſagen, daß der Scheck bar bezahlt wird. Er darf nur durch Überweiſung, 
Verrechnung uſw. eingelöſt werden. Eine Streichung des Vermerkes ändert an den Vor⸗ 
ſchriften nichts. 


nur zur Verrechnung 


Allgemein gekreuzter Scheck: Er darf vom Bezogenen nur an einen Bankier oder an 
einen Kunden des Bezogenen bezahlt werden. Die Kreuzung erfolgt durch zwei gleich⸗ 
laufende Striche auf der Vorderſeite des Schecks. Zwiſchen dieſen beiden Strichen ſteht 
entweder keine Angabe oder die Bezeichnung „Bankier“. 


, 


un 
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Beſonders gekreuzter Scheck: Er darf vom Bezogenen nur an den bezeichneten 
Bankier oder, wenn dieſer ſelbſt der Bezogene iſt, an deſſen Kunden bezahlt werden. Die 
Kreuzung erfolgt durch zwei gleichlaufende Striche auf der Vorderſeite des Schecks, zwiſchen 
denen der Name des Bankiers ſteht. 


Handelsbank Plauen 


Der Ausſteller und die Indoſſanten haften dem Inhaber für die Einlöſung des Schecks. 

Auch bei dem auf den Inhaber geſtellten Scheck haftet jeder, der ſeinen Namen oder 
ſeine Firma auf die Rückſeite des Schecks geſchrieben hat, dem Inhaber für die Einlöſung. 
Auf den Bezogenen findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

Zur Ausübung des Regreßrechts muß nachgewieſen werden, daß der Scheck recht⸗ 
zeitig zur Zahlung vorgelegt und nicht eingelöſt, oder daß die Vorlegung vergeblich ver- 
ſucht worden iſt. Der Nachweis kann nur geführt werden: 

1. durch eine auf den Scheck geſetzte, von dem Bezogenen unterſchriebene und den 
Tag der Vorlegung enthaltende Erklärung; 

2. durch eine Beſcheinigung der Abrechnungsſtelle, daß der Scheck vor dem Ab⸗ 
laufe der Vorlegungsfriſt eingeliefert und nicht eingelöſt worden iſt; 

3. durch einen Proteſt. 

Der Proteſt oder die gleichbedeutende Feſtſtellung muß vor Ablauf der Borken 
friſt erfolgen. Die Friſt verlängert ſich um einen Tag, wenn die Vorlegung am lebten 
Tag der Friſt erfolgt. 

Die Benachrichtigung (Notifikation) des Ausſtellers und der Vormänner hat nach den⸗ 
ſelben Vorſchriften zu geſchehen, wie ſie das Wechſelgeſetz vorſieht. Auch für den Rückgriff 
und die Anſprüche der Inhaber gelten die Beſtimmungen des Wechſelgeſetzes. 


Nr. 027751 Konto-Nr. RM 
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Die Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt 
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(Ausstellungsort) 


Schecks, in welchen der Zusatz, oder Uberbringer“ durchgestrichen oder eine Zahlungsfrist 
angegeben ist, werden nicht bezahlt. 
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In der Praxis werden Schecks faſt nie proteſtiert. Es genügt zur Klageerhebung voll⸗ 
kommen die Beſtätigung der Bank, daß der Scheck vorgelegt und Zahlung nicht geleiſtet 
worden iſt. Eine Regreßklage auf Grund eines Schecks geht übrigens den gewöhnlichen 
Weg, alſo nicht den der Wechſelklage. ö 4 

Der Inhaber des Schecks kann ſich wegen feiner ganzen Regreßforderung an alle 
Verpflichtete oder auch nur an einige oder einen halten, ohne dadurch ſeinen Anſpruch 
gegen die nicht in Anſpruch genommenen Verpflichteten zu verlieren. Es ſteht in ſeiner 
Wahl, welchen Verpflichteten er zuerſt in Anſpruch nehmen will. 

Der Regreßpflichtige iſt nur gegen Auslieferung des Schecks, der zum Nachweiſe 
der rechtzeitigen Vorlegung und der Nichteinlöſung oder des vergeblichen Verſuchs der 
Vorlegung dienenden Urkunden und einer quittierten Rechnung Zahlung zu leiſten ver⸗ 
bunden. N 

Der Ausſteller, deſſen Regreßverbindlichkeit durch Unterlaſſung rechtzeitiger Vor⸗ 
legung oder durch Verjährung erloſchen iſt, bleibt dem Inhaber des Schecks 1 Jahr lang 
jo weit verpflichtet, als er ſich mit deſſen Schaden bereichern würde. Im übrigen beträgt 
die Verjährungsfriſt 6 Monate. N 

Abhanden gekommene oder vernichtete Schecks unterliegen der Kraftloserklärung im 
Wege des Aufgebotsverfahrens. Die Aufgebotfriſt muß mindeſtens zwei Monate betragen. 


* 

Erleichterungen bei Betriebsumſtellung und Einſchränkung infolge Kriegsauswirkungen 
ſind für den Gewerbetreibenden ermöglicht durch die Vertragshilfeverordnung vom 
30. November 1939. Danach kann u. a. die Fälligkeit einer Wechſelſchuld hinausgeſchoben, 
Stundung und Teilzahlung gewährt werden. Aus dem Proteſt ſich ergebende nachteilige 
Folgen werden aber nicht aufgehoben. Wenn eine Vertragshilfe vom Richter gegeben 
wird, ſo berührt das nicht die Verpflichtungen der übrigen Wechſelſchuldner, auf die 
bei Verfall Rückgriff genommen werden kann. 


VIII. K AUFMXNNISCHE RECHTSKUNDE 


A. Vorwort 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat einen Umbruch auf allen Gebieten unſeres 
täglichen Lebens zur Folge gehabt. Beſondere Bedeutung kommt dabei dem deutſchen 
Recht zu, das im Rahmen des nationalſozialiſtiſchen Aufbauwerkes vor allen Dingen re⸗ 
formbedürftig iſt. Wenn hier die kaufmänniſche Rechtskunde behandelt wird, ſo muß 
darauf aufmerkſam gemacht werden, daß ſich die Dinge noch im Fluß befinden. So ſteht 
3. B. feſt, daß das Bürgerliche Geſetzbuch in dieſer Form verſchwinden wird und daß 
dafür Einzelgeſetze kommen werden. Am 26. Januar 1937 verabſchiedete das Reichs⸗ 
kabinett das neue Aktiengeſetz. Dadurch iſt auch eine Aufteilung des Handelsgeſetzbuches 
erfolgt, denn das Recht der Aktiengeſellſchaften wurde ſo zu einem ſelbſtändigen Geſetz 
innerhalb des geſamten Handelsrechts. Auch der Führer berührte in ſeiner Reichstagsrede 
vom 30. Januar 1937 die Neugeſtaltung des deutſchen Rechts. 

„Die kurze Feſtſtellung, daß die Perſon über der Sache ſteht, führt in ihrer Berückſich— 
tigung zu der größten Reform, die unſer deutſches Rechtsleben und Rechtsweſen bisher 
erlebt haben. Entſprechend dem Ausgangspunkt war die erſte einſchneidende Wirkung die 
Proklamierung nicht nur eines einzigen Geſetzgebers, ſondern auch einer einzigen Rechts- 
ausübung. Die zweite Maßnahme iſt noch nicht abgeſchloſſen. In einem neuen deutſchen 
Strafgeſetzbuch erhält zum erſten Male aus dieſen großen Perſpektiven heraus die 
deutſche Rechtspflege jene Grundlagen, die ſie für alle Zeiten in den Dienſt der 
deutſchen Volkserhaltung ſtellen werden.“ 

Es wird deshalb auch an dieſer Stelle jedem Kaufmann empfohlen, den Wirtjchafts- 
teil der Tageszeitungen zu verfolgen und am beſten gleich die Beſprechung der neu er⸗ 
ſcheinenden Geſetze in dieſes Handbuch einzukleben. 

Das Recht des Deutſchen Reiches wird von den Worten getragen, daß Gemeinnutz 
vor Eigennutz geht und daß alles richtig (alſo: Recht) iſt, was dem deutſchen Volk nützt, 
dagegen Unrecht, was ihm ſchadet. Ausgangspunkt und Ziel unſeres kommenden Rechtes 
wird aber ſein 

die deutſche Volksgemeinſchaft. 


Um die Volksgemeinſchaft zu ſichern, zwingt das Recht die Menſchen in ihrem Verkehr 
untereinander in beſtimmte Bahnen. Wir unterſcheiden dabei zwiſchen Privatrecht und 
öffentlichem Recht. Das Privatrecht regelt die Rechtsbeziehungen der Einzelmenſchen 
zueinander (z. B. Kaufvertrag, Miete uſw.). In dieſem Kapitel haben wir es faſt aus⸗ 
ſchließlich mit privatem Recht zu tun. Das öffentliche Recht ordnet die Beziehungen der 
einzelnen zur Geſamtheit (Volk) oder zu einer Gemeinſchaft. Steuer- und Strafrecht ſind 
Teile des öffentlichen Rechts. 

Für jeden Menſchen gilt das allgemeine bürgerliche Recht, das im Bürgerlichen 
Geſetzbuch (BGB.) verankert iſt. Die Beſtimmungen des BGB. entſprechen jedoch in 
vielen Fällen nicht unſerem deutſchen Rechtsempfinden (Römiſches Recht!), ein wichtiger 
Grund mehr für das oben Angedeutete! Das Handelsrecht iſt ein Sonderrecht, das nicht für 
ſich abgeſchloſſen feſtliegt, ſondern nur beſondere Regelungen für einen beſonderen Stand, 
den Handelsſtand, enthält. Auch für den Kaufmann gilt das BGB.; ſieht aber das Handels 
geſetzbuch (HGB.) Einſchränkungen oder Erweiterungen vor, dann tritt das HGB. für den 
Kaufmann vor das BGB., d. h., die Beſtimmungen des Handelsrechtes ſind anzuwenden. 
Neben dem HGB. kennen wir noch die Gewerbeordnung (GO.), die die Gewerbetreibenden 
erfaßt. Sofern nicht für den Kaufmann andere Regelungen beſtehen, ſind für ihn auch die 
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Beſtimmungen der GO. bindend. Auf die anderen Geſetze (z. B. Geſotz zur Ordnung der se 


nationalen Arbeit) wird an den entſprechenden Stellen eingegangen. Im übrigen verweiſt 
die Angabe der Paragraphen unter der Überſchrift der folgenden Kapitel immer auf das 


Grundgeſetz. 


B. Der Kaufmann und ſein Geſchäft x 


1. Der Kaufmann 
(HGB. 88 1—7) 


Da das HGB. nur Gültigkeit für Kaufleute hat, muß zunächſt feſtgeſtellt werden, 
wer überhaupt Kaufmann iſt. Nach § 1 HGB. iſt derjenige ein Kaufmann, der ein Handels⸗ 
gewerbe betreibt. Als Handelsgewerbe gilt dabei jeder Gewerbebetrieb, der eine der 
nachſtehend bezeichneten Arten von Geſchäften zum Gegenſtande hat: 

a) Anſchaffung und Weiterveräußerung von beweglichen Sachen (Waren) 
oder Wertpapieren, auch wenn die Waren erſt nach einer Bearbeitung oder 
Verarbeitung veräußert werden (Fabriken, Handelsgeſchäfte); 

b) Übernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung von Waren für andere, 
ſofern der Betrieb über den Umfang des Handwerks hinausgeht (Lohn⸗ 

wäſcherei); 

c) Übernahme von Verſicherungen gegen Prämie (nicht Verſicherungen auf 
Gegenſeitigkeit); 

d) Bankier- und Geldwechſlergeſchäfte; 

e) Beförderung von Perſonen oder Gütern zur See, das Geſchäft der 
Frachtführer oder der Transportanſtalten zur Beförderung von Per⸗ 
ſonen zu Lande oder auf Binnengewäſſern, das Geſchäft der Fee 
ſchiffahrtsunternehmer; 

) die Geſchäfte der Kommiſſionäre, Spediteure und Lagerhalter; 

g) die Geſchäfte der Handlungsagenten oder Handelsmakler; 

h) Verlagsgeſchäfte und die ſonſtigen Geſchäfte des Buch⸗ oder er 
handels; 

i) die Geſchäfte der Druckereien, ſofern ihr Vetrieb über den umfang 
des Handwerks hinausgeht. g 

Wer alſo eines dieſer unter a—i genannten Gewerbe (die ſogenannten Grundhandels⸗ 
geſchäfte) betreibt, iſt Kaufmann kraft Gewerbebetriebes — Mußkaufmann. 

Ein gewerbliches Unternehmen, das nach Art und Umfang einen in kaufmän⸗ 
niſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert (Buchführung, z. B. Ziegelei, 
Auskunftei), gilt, auch wenn die oben aufgezählten Geſchäfte nicht Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens ſind, als Handelsgewerbe und der Inhaber als Kaufmann im Sinne des HGB., 
wenn die Firma in das Handelsregiſter eingetragen worden iſt. Der Unternehmer 
iſt verpflichtet, die Eintragung herbeizuführen, und kann durch Ordnungsſtrafen dazu 
angehalten werden ($2 HGB. — Sollkaufmann). i 

Iſt mit dem Betriebe der Land⸗ und Forſtwirtſchaft ein Unternehmen verbunden, 
das nur ein Nebengewerbe des land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebes darſtellt, jo gilt 
der Unternehmer bezüglich des Nebenbetriebes als Kaufmann, wenn er den Betrieb in 
das Handelsregiſter eintragen läßt, wozu er jedoch nicht verpflichtet iſt ($ 3 HGB. — 
Kannkaufmann). Der Inhaber eines land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Betriebes kann zu⸗ 
nächſt nicht Kaufmann werden. Iſt aber dieſem Betrieb z. B. eine Brauerei oder eine 
Säge mühle angeſchloſſen, dann kann der Inhaber auf Grund dieſes Nebengewerbes durch 
die Eintragung ins Handelsregiſter Kaufmann werden. 

Als Kaufmann gelten alle Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und eingetragenen Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
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genoſſenſchaften, ohne Rückſicht auf den Gegenſtand ihres Unternehmens ). Sie find 
verpflichtet, ſich ins Handelsregiſter eintragen zu laſſen. 

Die Vorſchriften des HGB. uber die Kaufleute gelten auch für Frauen, die ein Handels- 
gewerbe betreiben, und zwar ohne Einſchränkung für die unverheiratete Handelsfrau, alſo 
auch für die Witwe und die geſchiedene Frau. Für Ehefrauen, welche ein Handels- 
gewerbe betreiben, kommen die Beſtimmungen des BGB. $ 1405 über die Stellung der 
Ehefrauen in Betracht. Sie bedürfen danach für den Betrieb des Handelsgewerbes der 
Einwilligung des Ehemannes nicht. Der Ehemann kann jedoch Einſpruch erheben, den er 
zur Sicherheit in das Güterrechtsregiſter beim Amtsgericht eintragen läßt. 


Beiſpiel: 


— 


Chemnitz, den 1. Auguſt 19. 
An das Amtsgericht 
Chemnitz | 

Meine Ehefrau Hanna Seifert geb. Anton betreibt in Chemnitz, Brückenſtr. 35, einen 
Handel mit Damenhüten. 

Gegen den Betrieb dieſes Handelsgewerbes erhebe ich hiermit Einſpruch und be- 
antrage, daß mein Einſpruch in das Güterrechtsregiſter eingetragen wird. 

Erich Seifert, Handelsvertreter. 
(folgt Beglaubigung) 

Wenn der Ehemann ſeine Zuſtimmung zu dem Geſchäftsbetrieb gegeben hat, dann 
können die Gläubiger der Frau ſich an ihr geſamtes Vermögen halten. Hat der Ehemann 
ſeine Zuſtimmung nicht erteilt, dann dürfen ſich die Gläubiger nur an dem Vorbehaltsgut 
der Frau befriedigen. Unter Vorbehaltsgut ſind Sachen zu verſtehen, die der Frau zum 
perſönlichen Gebrauch dienen, z. B. Schmuckſachen, Kleider uſw. Daneben fällt aber auch 
das Einkommen darunter, das die Frau durch eigene Arbeit oder durch den Betrieb eines 
ſelbſtändigen Gewerbes erwirbt. Wenn der Mann weiß, daß ſeine Frau ein Gewerbe be- 
treibt und nicht widerſpricht, dann gilt das als ſtillſchweigende Zuſtimmung. Das Vermögen 
des Ehemannes haftet in keinem Fall für die Geſchäftsſchulden der Frau.?) Zu beachten 
. it noch, daß der Einſpruch nicht immer beim Gericht niedergelegt werden muß. Wenn 
3. B. der Ehemann dem Gläubiger ſeiner Frau ſeinen Einſpruch gegen den Geſchäfts⸗ 
betrieb mitteilt (Zeugen! Einſchreiben!), dann muß dieſer ihn gegen ſich gelten laſſen. Über 
die Geſchäftsfähigkeit von Perſonen ſiehe Abſchnitt D 1b). S. 297. 

Vollkaufleute ſind Perſonen, auf welche das ganze Handelsrecht Anwendung 
findet; Minderkaufleute ſind nur einem Teile des Handelsrechts unterworfen. Zu den 
letzteren gehören die Handwerker und ſolche Perſonen, deren Betrieb nicht über den Um⸗ 
fang des Kleingewerbes hinausgeht. Auf die Minderkaufleute finden die Vorſchriften 
über die Firma und die Prokura keine Anwendung. Die Vereinigungen mehrerer Perſonen 
zu einem minderkaufmänniſchen Geſchäftsbetriebe find keine Handelsgeſellſchaften. 

Der Kaufmann hat nach dem HGB. die Buchführungspflicht. Nach der Verordnung 
vom 20. Juni 1935 hat auch der Minderkaufmann wenigſtens teilweiſe Handelsbücher zu 
führen. Es heißt in dieſer Verordnung, daß gewerbliche Unternehmer (ſelbſtändige Handel» 
und Gewerbetreibende einſchließlich der ſelbſtändigen Handwerker jeder Art) verpflichtet 
ſind, für ſteuerliche Zwecke ein Wareneingangsbuch zu führen. Befreit von der Führung 
eines Wareneingangsbuches ſind diejenigen, die ſchon an ſich (Vollkaufmann nach HGB.) 
zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet ſind und dieſe auch ordnungsgemäß führen. 
Auf Antrag beim zuſtändigen Finanzamt kann dem Gewerbetreibenden die Führung des 
Wareneingangsbuches erlaſſen werden, wenn er ordnungsgemäß Bücher führt. Nach der 
Verordnung über die Verbuchung des Warenausganges (Warenausgangsverordnung) 
vom 20. Juni 1936 find Großhändler (= gewerbliche Unternehmer, die an andere gewerb— 
liche Unternehmer Waren zur gewerblichen Weiterveräußerung liefern) verpflichtet, für 


1) Aber ihre Vorſtände, Geſchäftsführer uſw. 525 ſelbſt nicht Kaufleute. 
2) Eine Ausnahme beſteht dann, wenn ausdrücklich Gütergemeinſchaft vereinbart wurde. 
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ſteuerliche Zwecke den Warenausgang zu verbuchen. Das Finanzamt kann jedoch auch hier 
Erleichterungen bewilligen. 5 / N 
Der Reichsſtand des deutſchen Handwerkes hat angeordnet, daß ab 1. April 1938 
alle in die Handwerksrolle eingetragenen Betriebe verpflichtet ſind, eine Buchhaltung 
einzurichten und laufend ordnungsgemäß zu führen. Die Reichsinnungsverbände geben 
Anleitungen heraus. Jeder Handwerksmeiſter iſt nun verpflichtet, an den zu dieſem Zweck 
eingerichteten Schulungsveranſtaltungen teilzunehmen. Die Obermeiſter können Zuwider⸗ 
handelnde durch Ordnungsſtrafen, die der Zuſtimmung des zuſtändigen Handwerks⸗ 
kammerpräſidenten bedürfen, zum Beſuch dieſer Schulungen anhalten. 


2. Die Firma 
(HGB. 88 17-37) | 

Die Firma eines Kaufmanns ift der Name, unter dem er im Handel feine Geſchäfte 
betreibt und die Unterſchrift abgibt ). Unter ſe ner Firma kann er klagen und verklagt 
werden. Ein Einzelkaufmann, der ein neues Geſchäft gründet und es allein oder nur 
mit einem ſtillen Teilhaber betreibt, hat als Firma ſeinen Familiennamen mit wenigſtens 
einem ausgeſchriebenen Vornamen zu führen, jedoch ohne jeden Zuſatz, der ein Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis andeutet oder ſonſt geeignet iſt, eine Täuſchung über die Art oder den 
Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe des Geſchäftsinhabers herbeizuführen?). 

Wenn es ſich um eine kaufmänniſche Unternehmung handelt, die ſich in der Haupt⸗ 
ſache mit dem Vertrieb eines Erzeugniſſes befaßt, daneben aber auch noch eine kleine 
Werkſtatt beſitzt, ſo darf ſich dieſes Unternehmen niemals „Fabrik“ nennen. Gegen dieſe 
Beſtimmung des HGB. wird oft geſündigt. Dagegen find Zuſätze geſtattet, die zur Unter⸗ 
ſcheidung der Perſon oder des Geſchäfts dienen. Wenn alſo Hans Erich Schönfelder einen 
kaufmänniſchen Betrieb gründet, dann kann er firmieren: 

1. Hans Erich Schönfelder, 

2. Erich Hans Schönfelder, 

3. Hans E. Schönfelder, 

Erich H. Schönfelder, 
. Hans Schönfelder, 
Erich Schönfelder. 

Außer ſeinem Namen kann er noch den Geſchäftszweig nennen. Wichtig iſt, daß bei 
der Gründung Firmenwahrheit herrſchen muß, d. h. aus der Firma muß unbedingt der 
Inhaber zu erkennen ſein. Anders liegt die Sache, wenn ein ſchon beſtehendes Unter⸗ 
nehmen verkauft wird. Dann kann die Firma mit auf den Käufer übergehen. 
Die Firma wird überall dort mit übernommen werden, wo es ſich um ein gut fundiertes 
Unternehmen handelt. Die Firma iſt in der Stadt oder auch im ganzen Land gut bekannt. 
Der Käufer wird nicht ſelten einen höheren Preis zahlen müſſen, wenn er die Firma mit 
übernehmen will. (Firmenwert.) N 

Bei Übernahme der Firma haftet der neue Firmeninhaber für alle im Geſchäfts⸗ 
betriebe begründeten Verbindlichkeiten. In 

Dieſe Haftung kann bei Übergang der Firma durch ein Rechtsgeſ chäft unter Lebenden 
den Gläubigern gegenüber nur durch Eintragung der abweichenden Vereinbarung in das 
Handelsregiſter und öffentliche Bekanntmachung oder durch direkte Mitteilung an die 
Gläubiger ausgeſchloſſen werden. Bei Fortführung der Firma eines im Erbgange über⸗ 
nommenen Geſchäfts kann die unbeſchränkte Haftung ausgeſchloſſen werden, wenn der 
Erbe vor Ablauf von drei Monaten, nachdem er vom Erbfall Kenntnis erhalten hat, die 
Fortführung des Geſchäfts einſtellt. Neben dem Erwerber des Geſchäfts unter Lebenden 
bleibt der bisherige Inhaber noch fünf Jahre lang für die früheren Gef chäftsverbindlichkeiten 

) Für Minderkaufleute gelten die Firmenvorſchriften nicht. 5 
) Wenn es in der Praxis a gibt, die nicht mindeſtens einen ausgeſchriebenen 


Vornamen enthalten, dann handelt es ſich um Unternehmungen, die vor Inkrafttreten des 588. 
(J. 1. 1900) ſchon beſtanden. 5 ; 1 5 
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haftbar, wenn nicht nach den allgemeinen Vorſchriften eine kürzere Verjährung ſtatt⸗ 
findet. \ 

Wenn Lin Kaufmann die alte Firma mit übernimmt, dann braucht er nicht mit 
ſeinem rechtmäßigen Namen zu zeichnen, ſondern er kann alle Schriftſtücke mit dem Namen 
der Unternehmung unterzeichnen. Es handelt ſich hier um eine unwahre Firma. (In dem 
Wort „unwahr“ iſt dabei aber durchaus nicht ein Vorwurf zu ſehen.) Auch wenn ſich der 
Name eines Inhabers ändert (Heirat), kann die alte Firmenbezeichnung beibehalten werden. 

Geſetzlich iſt die Veräußerung der Firma ohne das Handelsgeſchäft unzuläſſig; in 
Wirklichkeit geſchieht ſie aber häufig, indem alle Vermögenswerte der Firma veräußert, 
die Verbindlichkeiten erfüllt und das Geſchäft, das dann eben nur in der handelsgerichtlich 
eingetragenen Firma beſteht, verkauft wird. 

Außer dem Grundſatz der Firmenwahrheit bei einer Gründung iſt der Grundſatz 
der Firmenausſchließlichkeit von Bedeutung, d. h. jede neue Firma muß ſich von allen 
an demſelben Ort oder in derſelben Gemeinde bereits beſtehenden und in das Handels- 
regiſter eingetragenen Firmen deutlich unterſcheiden. Stimmen Vor- und Familien⸗ 
namen eines Kaufmannes mit einer ſchon beſtehenden Firma überein, ſo hat er bei 
Neugründung ſeinem Namen in der Firma einen Zuſaß beizufügen, der ſie von der bereits 
eingetragenen Firma deutlich unterſcheidet. 

Über die Firmen der Geſellſchaften vgl. die betreffenden Abſchnitte. 


3. Das Handelsregiſter 
(HGB. §§ 8—16) 

Jeder Kaufmann muß bei Gefahr von Ordnungsſtrafen !) ſeine Firma zur Ein- 
tragung in das Handelsregiſter anmelden. Zuſtändig iſt das Amtsgericht der 
Handelsniederlaſſung oder des Sitzes der Geſellſchaft (Regiſtergericht'). Die Anmeldung 
und die Zeichnung der Unterſchrift ſind perſönlich zu bewirken oder in gerichtlich oder 
notariell beglaubigter Form einzureichen. 

Die Einſicht in das Handelsregiſter iſt jedem geſtattet. Gebühren werden dafür nicht 
erhoben. Das Regiſtergericht veröffentlicht die Eintragungen jeweils im „Deutſchen 
Reichsanzeiger“ und in mindeſtens einem anderen Blatt (dem ſog. örtlichen Amtsblatt). 


Beiſpiel: Firmenanmeldung eines Einzelkaufmanns 


An das Amtsgericht Leipzig, den 6. Februar 19. 
Leipzig 
Ich melde hiermit meine Firma 
Fritz Weiſe 
zur Eintragung in das Handelsregiſter an. Ich betreibe hier, Auguſtusplatz 6, den Handel 
mit Schreibmaſchinen. 

Das Handelsgewerbe iſt bei der Ortsbehörde angemeldet; der Anmeldeſchein liegt bei. 

Ich zeichne die Firma: Fritz Weiſe. Heil Hitler! 
(Folgt die notarielle Beglaubigung). Fritz Weiſe 

Zur Eintragung in das Handelsregiſter ſind auch jede Anderung der Firma und ihrer 
Inhaber, die Verlegung der Niederlaſſung an einen anderen Ort, die Erteilung oder das 
Erlöſchen der Prokura und das Erlöſchen der Firma anzumelden. 

Die Errichtung einer Zweigniederlaſſung iſt von einem Einzelkaufmann beim Gericht 
der Hauptniederlaſſung, von einer Handelsgeſellſchaft beim Gericht des Sitzes der Gefell- 
ſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter des Gerichts der Zweigniederlaſſung anzu— 
melden. Das Gericht der Hauptniederlaſſung oder des Sitzes hat die Anmeldung unver- 
züglich mit einer beglaubigten Abſchrift ſeiner Eintragung, ſoweit ſie nicht ausſchließlich die 
Verhältniſſe anderer Niederlaſſungen betreffen, an das Gericht der Zweigniederlaſſung 
weiterzugeben. 

) Die einzelne Strafe darf den Betrag von AM 1000. — nicht Aberfirigen, 
18 * b 


276 VIII. Kaufmänniſche Rechtskunde 


Von den Eintragungen und gegebenenfalls von den eingereichten Scuiftfüden fm 
eine Abſchrift gefordert werden, ſofern ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft gemacht wird. 


Auf Verlangen muß dieſe Abſchrift beglaubigt werden. Für die ee wird neben a 5 


Schreibgebühren eine Gebühr von 2—20 RM erhoben. 

Das Handelsregiſter genießt ſogenannten öffentlichen Glauben, d. h. der Inhalt ae 1 
Eintragung gilt als richtig, ein Dritter muß ſie gegen ſich gelten laſſen, es A denn, 1 E 
ſie weder kannte noch kennen mußte. | 1 


4. Die Gründung eines kaufmänniſchen Betriebes 


Über die Erforderniſſe, die der Kaufmann bei der Wahl der Firma zu beachten hatte, 
wurde bereits geſprochen. Auch die Eintragungspflicht in das Handelsregiſter wurde be⸗ 
handelt. Außerdem hat aber der Kaufmann bei der Gründung noch andere wichtige Vor⸗ 
ſchriften zu beachten: Nach GO $ 14 wird verlangt, daß der zuſtändigen Ortsbehörde davon 
Mitteilung zu machen iſt, wenn der ſelbſtändige Betrieb eines ſtehenden Gewerbes ange⸗ 
fangen wird. Die Behörde beſcheinigt den Empfang der Anmeldung innerhalb dreier 
Tage. Der Kaufmann hat weiterhin ſein Unternehmen bei der zuſtändigen Induſtrie⸗ 
und Handelskammer anzumelden. Außerdem verlangt das Finanzamt, daß ihm die Grün⸗ 
dung irgendwelcher Unternehmungen angezeigt wird. Jeder Kaufmann hat ferner bei dem 
Beginne ſeines Handelsgewerbes ſeine Grundſtücke, ſeine Forderungen und Schulden, 
den Betrag ſeines baren Geldes und ſeine ſonſtigen Vermögensgegenſtände genau zu 
verzeichnen, dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenſtände anzugeben und einen 
das Verhältnis des Vermögens und der Schulden darſtellenden Abſchluß zu machen, er 
hat alſo Inventar und Bilanz aufzuſtellen und zu unterſchreiben. 


5. Die Hilfsperſonen des Kaufmanns innerhalb des Betriebes 
a) Handlungsgehilfe 
(SGB. 88 59—75f.) 


Handlungsgehilfe iſt derjenige, der in einem Handelsgewerbe zur Leiſtung 
kaufmänniſcher Dienſte gegen Entgelt angeſtellt iſt. Vorausſetzung iſt das Vorliegen 
eines Handelsgewerbes. Wer kaufmänniſche Dienſte verrichtet innerhalb eines Be⸗ 
triebes, der kein Handelsgewerbe iſt, iſt nicht Handlungsgehilfe. So insbeſondere 
Buchhalter, Regiſtratoren, kaufmänniſche Beamte in ſtaatlichen oder ſtädtiſchen eee 
handwerklichen Betrieben, landwirtſchaftlichen Betrieben uſw. 

Ein Minderkaufmann — vgl. über dieſen Begriff S. 273 — kann zwar keinen 
Prokuriſten, wohl aber Handlungsgehilfen haben. So iſt z. B. das Ladenmädchen oder 
die Verkäuferin in einem Fleiſcher⸗ oder Bäckerladen Handlungsgehilfin, hat alſo die⸗ 
jenigen Rechte und Pflichten, die das Geſetz für die Handlungsgehilfen vorſchreibt. 

Die Dienſtleiſtungen müſſen kaufmänniſcher Art ſein. Der Begriff der kaufmän⸗ 
niſchen Dienſtleiſtungen richtet ſich nach der Verkehrsauffaſſung. In erſter Linie 
gehört hierzu die Tätigkeit, die den Umſatz von Waren oder Leiſtungen zum Gegenſtande 
hat. Ferner gehört hierher jede Art kaufmänniſcher Organiſationstätigkeit auch in ſonſtigen 
handelsgewerblichen Betrieben. Andere Tätigkeit innerhalb kaufmänniſcher Betriebe, 
insbeſondere Tätigkeit mechaniſcher Art oder mehr untergeordnete Leiſtungen, ſind nicht 
Leiſtungen kaufmänniſcher Art. So gehören Lageriſten, Packer, bloße Adreſſenſchreiber 
(im Gegenſatz zu Stenographen, Maſchinenſchreibern) uſw. nicht zum kauf⸗ 
männiſchen Perſonal. Soweit innerhalb eines kaufmänniſchen Betriebes Dienſte ge⸗ 
werblicher Art geleiſtet werden, ſind dieſe Perſonen Gewerbegehilfen und nicht Hand⸗ 
lungsgehilfen. Hierher gehören z. B. Kellner, Zuſchneider, Regiſtratoren (je nach Um⸗ 
ſtänden), Pförtner uſw. Wiſſenſchaftliche und künſtleriſche Leiſtungen gelten 
niemals als Leiſtungen kaufmänniſcher Art. 
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Der Kelbftändige Kaufmann, der, ohne in einem abhängigen Arbeitsverhältnis 
zu ſtehen, in einem kaufmänniſchen Betriebe kaufmänniſche Dienſte leiſtet, wird dadurch 
nicht zum Pandlungsgehilfen. So iſt z. B. der Agent, Makler, Kommiſſionär nicht 
Handlungsgehilfe. Auch der Geſchäftsführer oder das Vorſtandsmitglied einer Aktien⸗ 
geſellſchaft, einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftpflicht uſw. iſt nicht Handlungsgehilfe ). 

Für den Dienſtvertrag des Handlungsgehilfen gelten in erſter Linie die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Dienſtvertrag (Arbeitsvertrag) ?). Siehe Seite 306 ff. 
Dieſe Vorſchriften finden ihre Ergänzung durch die Sondervorſchriften des Handelsgeſetzbuchs, 

Der Handlungsgehilfe iſt zur Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte verpflichtet; 
welche kaufmänniſchen Dienſte er leiſten muß, richtet ſich einerſeits nach ſeinem Dienſt⸗ 
vertrage, bei deſſen Auslegung Treu und Glauben beſonders zu berückſichtigen ſind, anderer⸗ 
ſeits nach den unten beim Dienſtvertrage nach bürgerlichem Recht allgemein erörterten 
Geſichtspunkten. N 

Iſt jemand als Handlungsgehilfe allgemein angeſtellt, ſo muß er jede Art kaufmän⸗ 
niſcher Dienſte leiſten. Iſt er als Handlungsgehilfe für ein beſonderes Fach eingeſtellt, 
ſo hat er nur Leiſtungen zu verrichten, die gerade in ſein Fach ſchlagen. So hat der 
Verkäufer keine andere als Verkaufstätigkeit und die damit verbundenen Nebentätigkeiten 
auszuüben, der Buchhalter keine andere als Buchhaltungstätigkeit uſw. uſw. Über die 
Frage, ob der Handlungsreiſende, wenn er nicht auf die Reiſe geſchickt wird, verkehrs⸗ 
üblich auch andere kaufmänniſche Dienſte verrichten muß, herrſcht Zweifel. Jedenfalls 
aber gehört es zu feiner Nebentätigkeit, bei der Zuſammenſtellung ſeiner Proben („Kollek⸗ 
tionen“) mitzuwirken. Desgleichen iſt er verpflichtet, bei der Ausführung der von ihm 
erwirkten Beſtellungen mitzuwirken und ſie zu überwachen. 

Wo das Intereſſe des Geſchäftsherrn es erfordert, muß der Handlungsgehilfe ſich 
auch zur Leiſtung anderer als der von ihm urſprünglich übernommenen Dienſte zur Ver⸗ 
fügung ſtellen, aber nur kaufmänniſcher Dienſte (nicht z. B. Pförtnerdienſte, Packerdienſte 
u. dgl.). Das gilt insbeſondere in Notfällen, wenn für beſtimmte dringliche Arbeiten 
ausreichendes Perſonal nicht zur Verfügung ſteht. So wird für einen erkrankten Kaſſierer 
in erſter Linie der Verkäufer, in letzter Linie vielleicht erſt der Buchhalter heranzuziehen 
ſein. Ob der Handlungsgehilfe von dem Geſchäftsherrn erwarten kann, daß dieſer ſich 
in erſter Linie bemüht, andere Aushilfsangeſtellte zu gewinnen, iſt eine Frage, die ſich 
nur nach den Umſtänden des Einzelfalles beantworten läßt. 

Die Vergütung richtet ſich nach dem getroffenen Abkommen (ſiehe auch Geſetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit). Die Zahlung des Gehalts muß am Schluſſe eines 
jeden Monats erfolgen. Eine Vereinbarung, wonach die Zahlung ſpäter erfolgen ſoll, iſt 
nichtig. 

Mit der Gehaltszahlung ſind die Pflichten des Prinzipals nicht erſchöpft. Er 
hat vielmehr auch für das körperliche und geiſtige Wohl ſeiner Angeſtellten zu ſorgen. 
Insbeſondere müſſen die Geſchäftsräume ſowie die für den Geſchäftsbetrieb beſtimmten 
Vorrichtungen und Gerätſchaften ſo eingerichtet ſein und erhalten werden, daß eine Ge⸗ 
fahr für die Geſundheit der Angeſtellten nicht entſteht und die Aufrechterhaltung der guten 
Sitten und des Anſtandes geſichert wird. Iſt der Handlungsgehilfe in die häusliche Ge⸗ 
meinſchaft mit aufgenommen, jo müſſen auch die Wohn⸗ und Schlafräume dieſen Er⸗ 
forderniſſen entſprechen. Für die Arbeits⸗ und Erholungszeit müſſen diejenigen Einrich⸗ 
tungen und Anordnungen getroffen werden, die die Rückſicht auf die Geſundheit und 
die Religion des Handlungsgehilfen erforderlich macht. Dieſe Vorſchriften ſind bindend 
und können durch Vertrag weder aufgehoben noch beſchränkt werden. Verſtößt der Ge⸗ 
ſchäftsherr gegen dieſe Verpflichtungen, ſo haftet er für den dem Handlungsgehilfen er⸗ 
wachſenden Schaden. Das Amt „Schönheit der Arbeit“ in der Deutſchen Arbeitsfront 


1) Der Vorſtand, Geſchäftsführer uſw. iſt überhaupt nicht „Kaufmann“ im Sinne des Geſetzes, da 
er das Geſchäft nicht „für ſich“ betreibt, ſondern für die Aktiengeſellſchaft, die G. m. b. H. uſw.; dieſe 
ſind Kaufleute. 

2) Siehe auch Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. 
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kümmert ſich beſonders darum, daß die Gefolgſchaftsmitglieder geſunde und ſchöne Ar⸗ 
beitsräume haben. 

Wird der Handlungsgehilfe durch unverſchuldetes Unglück an der Leiſtung der 
Dienſte verhindert, ſo behält er ſeinen Anſpruch auf Gehalt für die Dauer von ſechs Wochen. 
Eine Vereinbarung, die dieſer Vorſchrift zuwiderläuft, iſt nichtig. 

Iſt der Handlungsgehilfe in die häusliche Gemeinſchaft des Prinzipals aufgenommen, 
ſo behält er bei unverſchuldeter Erkrankung neben dem Anſpruch auf Gehalt auch den 
auf Unterhalt für die Dauer von ſechs Wochen. 

Der Handlungsgehilfe darf ohne Einwilligung des Prinzipals weder ein Handels⸗ 
gewerbe betreiben noch in dem Handelszweige des Prinzipals für eigene oder für Rech⸗ 
nung Dritter Geſchäfte abſchließen (geſetzliches Konkurrenzverbot) ). Die Ge⸗ 
nehmigung zum Betriebe eines Handelsgewerbes gilt als erteilt, wenn dem Prinzipal 
bei der Anſtellung des Gehilfen bekannt iſt, daß der Gehilfe ein ſolches betreibt und er 
die Aufgabe nicht ausdrücklich verlangt. Die erteilte Genehmigung kann der Prinzipal 
nicht zurücknehmen. 

Verletzt der Handlungsgehilfe die erwähnte Verpflichtung, ſo kann der Prinzipal 
Schadenerſatz fordern, oder es ſteht ihm das Recht auf Eintritt in das abgeſchloſſene Ge⸗ 
ſchäft zu. Se ne Anſprüche kann er aber nicht geltend machen gegen Dritte, mit denen 
der Gehilfe Geſchäfte gemacht hat. Die Anſprüche verjähren in drei Monaten; die Ver⸗ 
jährungsfriſt beginnt aber erſt mit dem Tage, an dem der Prinzipal von dem Geſchäfts⸗ 
abſchluß erfährt. Geſchieht dies erſt nach fünf Jahren ſeit dem Geſchäftsabſchluß, ſo kann 
der Prinzipal nichts mehr fordern. 

Zu den Pflichten des Handlungsgehilfen gehört weiter, daß er die Geſchäftsgeheim⸗ 
niſſe wahrt. ö 

Die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes kann mit und auch ohne Kündigung 
erfolgen.?) Mangels beſonderer Vereinbarungen gilt für beide Teile die geſetzliche Kün⸗ 
digungsfriſt von ſechs Wochen (42 Tagen), die nur für den Schluß des Kalenderviertel⸗ 
jahres zuläſſig iſt. Die Kündigung muß alſo erfolgen am 17. (in Schaltjahren am 18.) 
Februar für den 31. März, am 19. Mai für den 30. Juni, am 19. Auguſt für den 30. Sep⸗ 
tember und am 19. November!) für den 31. Dezember. Dies find jedoch nur die letzten 
Termine für die Kündigung, und dieſe iſt auch, wenn ſie früher ausgeſprochen wird, voll 
wirkſam. 

Wird durch Vertrag eine andere als die geſetzliche Kündigungsfriſt bedungen, ſo muß 
ſie für beide Teile gleich ſein, darf nicht weniger als einen Monat betragen (vier Wochen 
ſind nur ein ungenauer Ausdruck für einen Monat) und kann nur für den Schluß des 
Kalendermonats zugelaſſen werden. 

Dieſe Kündigungsbeſtimmungen gelten nicht, wenn der Handlungsgehilfe ein Gehalt 
von RM 5000.— jährlich bezieht, ferner, wenn er für eine außereuropäiſche Handels⸗ 
niederlaſſung angenommen iſt und der Prinzipal nach dem Vertrage, falls er kündigt, 
die Rückreiſekoſten zu tragen hat. Auch dann finden die Vorſchriften über die Kündigung 
keine Anwendung, wenn ein Handlungsgehilfe nur zur vorübergehenden Hilfe ange⸗ 
nommen wird (es ſei denn, daß das Dienſtverhältnis über drei Monate hinaus fortgeſetzt 
wird). In dieſen Fällen kann die Kündigungsfriſt beliebig feſtgeſetzt werden, muß aber 
für beide Teile gleich ſein. 

Ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kann das Dienſtverhältnis von jedem 
Vertragsteil dann gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der Nachweis 
des wichtigen Grundes liegt dem ob, der ſich darauf beruft. 

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des einen Teiles veranlaßt, 
ſo iſt dieſer dem anderen zum Erſatz des durch die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes ent⸗ 
ſtehenden Schadens verpflichtet. 

1) Nicht zu verwechſeln mit der vertraglichen Konkurrenzklauſel. 
) Neuerdings ſind durch beſondere Verordnungen die Kündigungsfriſten erweitert worden. 


3) Iſt der betreffende Tag ein Sonn⸗ oder allgemeiner Feiertag, jo iſt die Kündigung noch am 
nächſtfolgenden Werktage zuläſſig, z. B. noch am 20. November. 
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tige Gründe ſind für den Handlungsgehilfen namentlich: 
enn er zur Fortſetzung ſeiner Dienſte unfähig wird; 
ichtzahlung des Gehalts oder Nichtgewährung des gebührenden Unterhalts 


d) wenn der Prinzipal ſich Tätlichkeiten, Ehrverletzungen oder unſittliche Zumutungen 
gegen den Handlungsgehilfen zuſchulden kommen läßt oder es verweigert, 
ihn gegen ſolche Handlungen eines anderen Angeſtellten oder eines Familien⸗ 
angehörigen des Prinzipals zu ſchützen. 

Der Prinzipal iſt zur Entlaſſung des Handlungsgehilfen ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfriſt namentlich berechtigt: 

a) wenn der Handlungsgehilfe im Dienſte untreu iſt oder das Vertrauen mißbraucht 
oder dem Prinzipal in ſeinem Handelsgewerbe Konkurrenz macht; 

b) wenn er ſeinen Dienſt während einer den Umſtänden nach erheblichen Zeit 
unbefugt verläßt oder ſich beharrlich weigert, ſeinen Dienſtverpflichtungen nach⸗ 
zukommen; | 

e) wenn er durch anhaltende Krankheit, durch eine längere Freiheitsſtrafe oder 
Abweſenheit an der Verrichtung ſeiner Dienſte verhindert wird; 

d) wenn er ſich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den Prinzipal 
oder deſſen Stellvertreter zuſchulden kommen läßt. 


Erfolgt die Kündigung, weil der Handlungsgehilfe durch unverſchuldetes Unglück 
längere Zeit an der Verrichtung feiner Dienſte verhindert iſt, jo wird dadurch ſein An⸗ 
ſpruch auf Gehalt für die Dauer von ſechs Wochen nicht berührt. 

Die Aufzählung im Geſetz iſt nicht erſchöpfend. Es könnte z. B. für den Handlungs⸗ 
gehilfen eine ſchwerwiegende Anderung ſeiner ganzen Lebensverhältniſſe (etwa Tod des 
Vaters, der ihm bisher freie Wohnung gewährt hat), für den Prinzipal z. B. das Ab⸗ 
brennen ſeiner Fabrik den Grund zur friſtloſen Kündigung abgeben. Mangelhafte Lei⸗ 
ſtungen dagegen geben regelmäßig keinen Grund zur friſtloſen Kündigung. 

Durch die Teilnahme an militäriſchen Übungen wird das Arbeitsverhältnis nicht 
berührt. Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, den Urlaub zu gewähren, eine Kündigung 
darf aus dieſem Grunde nicht erfolgen. Ein Anſpruch auf Entgelt uſw. beſteht bei 
Gefolgſchaftsmitgliedern, die in Betrieben der freien Wirtſchaft beſchäftigt ſind, nicht. 
Hat jedoch der Unternehmer die Bezüge weitergezahlt, dann darf er den Urlaub im 
gleichen oder folgenden Jahr um ein Drittel kürzen, aber dem Gefolgſchaftsmitglied 
müſſen im Jahr mindeſtens ſechs Urlaubstage bleiben. 

Eine Vereinbarung zwiſchen dem Prinzipal und dem Handlungsgehilfen, die den 
Gehilfen für die Zeit nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes in ſeiner gewerblichen 
Tätigkeit beſchränkt (vertragliches Wettbewerbverbot oder Konkurrenzklauſel ), 
bedarf der Schriftform und der Aushändigung einer vom Prinzipal unterzeichneten, die 
vereinbarten Beſtimmungen enthaltenden Urkunde an den Gehilfen. Das Wettbewerb⸗ 
verbot iſt nur verbindlich, wenn ſich der Prinzipal verpflichtet, für die Dauer des Verbots 
eine Entſchädigung zu zahlen, die für jedes Jahr des Verbotes mindeſtens die Hälfte 
der von dem Handlungsgehilfen zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Leiſtungen erreicht. 
Die Entſchädigung iſt am Schluſſe jedes Monats zu zahlen. 

Das Wettbewerbverbot iſt inſoweit unverbindlich, als es nicht zum Schutze eines 
berechtigten geſchäftlichen Intereſſes des Prinzipals dient oder wenn es unter Berück. 
ſichtigung der gewährten Entſchädigung nach Ort, Zeit oder Gegenſtand eine unbillige 
Erſchwerung des Fortkommens des Gehilfen enthält. Es kann nicht auf einen Zeitraum 


1) Nicht zu verwechſeln mit dem geſetzlichen Konkurrenzverbot, das nur für die An⸗ 


ſtellungszeit gilt. 
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von mehr als zwei Jahren von der Beendigung des Dienſtverhältniſſes an erſtreckt werden. 
Das Verbot iſt nichtig, wenn die dem Gehilfen zuſtehenden jährlichen vertragsmäßigen f 
Leiſtungen RM 1500.— nicht überſteigen, wenn der Gehilfe zur Zeit des Abſchluſſes 
minderjährig iſt oder wenn ſich der Prinzipal die Erfüllung auf Ehrenwort oder unter 
ähnlichen Verſicherungen verſprechen läßt. a 


Der Handlungsgehilfe muß ſich auf die fällige Entſchädigung anrechnen laſſen, was er 8 


während des Zeitraumes, für den die Entſchädigung gezahlt wird, durch anderweitige 
Verwertung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt, ſoweit die 
zu beanſpruchende Entſchädigung zuzüglich des anderweitigen Verdienſtes den Betrag der 
zuletzt von ihm bezogenen vertragsmäßigen Leiſtungen um mehr als ein Zehntel über⸗ 
ſteigen würde. Iſt der Gehilfe durch das Wettbewerbverbot gezwungen worden, ſeinen 
Wohnſitz zu verlegen, ſo tritt an die Stelle von einem Zehntel der Betrag von einem Viertel. 

Bei der Beendigung des Dienſtverhältniſſes kann der Handlungsgehilfe ein ſchriftliches 
Zeugnis über die Art und Dauer der Beſchäftigung fordern. Das Zeugnis iſt auf Verlangen 
des Handlungsgehilfen auch auf die Führung und die Leiſtungen auszudehnen. 


Der Kündigungsſchutz für ältere Angeſtellte 
Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Kündigung der Handlungsgehilfen ſin 
durch das am 27. Juli 1926 in Kraft getretene Reichsgeſetz vom 9. Juli 1926 „über die 
Friſten für die Kündigung von Angeſtellten“ dahin geändert worden: Die Vorſchriften 
des neuen Geſetzes finden Anwendung nicht nur auf die Handlungsgehilfen, ſondern 
auf alle Angeſtellten, die der reichsgeſetzlichen Angeſtelltenverſicherung unterſtehen, und 
darüber hinaus auch auf ſolche Angeſtellte, die wegen Höhe ihres Gehalts von dieſer Ver⸗ 
ſicherung ausgenommen ſind. Ein Arbeitgeber, der in der Regel mehr als zwei Angeſtellte, 
ausſchließlich der Lehrlinge, beſchäftigt, darf einem Angeſtellten, gleichviel ob männlichen 
oder weiblichen Geſchlechts, den er allein oder unter Hinzurechnung der Zeit ſeiner Rechts⸗ 
vorgänger, mindeſtens 5 Jahre beſchäftigt hatte, nur mit mindeſtens 3 Monaten Friſt, 
und nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres, kündigen. Die Kündigungsfrist 
erhöht ſich nach einer Beſchäftigungsdauer von 8 Jahren auf 4 Monate, von 10 Jahren 
auf 5 Monate, von 12 Jahren auf 6 Monate. Dienſtjahre, die vor Vollendung des fünf⸗ 
undzwanzigſten Lebensjahres liegen, werden jedoch nicht berüdfichtigt. Das Geſetz hat 
ſonach den Zweck des Schutzes der älteren Angeſtellten. Sind vertraglich längere Kün⸗ 
digungsfriſten vereinbart, ſo bleiben dieſe beſtehen. Unberührt bleiben die Beſtimmungen 
über friſtloſe Kündigung (ſofortige Entlaſſung aus einem wichtigen Grunde, vgl. oben). 


Schwerbeſchädigte 


Schwerbeſchädigte ſind (Geſ. vom 12. Januar 1923) ſolche Deutſche, die infolge 
Dienſtbeſchädigung oder Unfall um wenigſtens 50 v. H. in der Erwerbsfähigkeit beſchränkt 
ſind und auf Grund der Verſorgungsgeſetze Anſpruch auf Ruhegehalt oder Unfallrente 
haben. In größeren Betrieben — auch in denjenigen des Reichs, des Staates, der Ge⸗ 


meinden hinſichtlich der Beamten — muß ein gewiſſer Teil der Arbeitsſtellen durch Schwer⸗ . 


beſchädigte beſetzt werden. Die Sorge für die Überwachung liegt den Hauptfürſorge⸗ 
ſtellen ob. Die Kündigung der Schwerbeſchädigten durch den Arbeitgeber bedarf der 
Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle. f 


p) Prokuriſt 


(HGB. 88 4853) 


Prokura iſt die Vollmacht zur Vertretung des Geſchäftsinhabers und zur Zeichnung 
der Firma „per procura“ (p. pr., ppa.). Prokura kann nur von dem Inhaber des Handels⸗ 
geſchäfts oder ſeinem geſetzlichen Vertreter durch ausdrückliche Erklärung erteilt werden, 
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und zwar an eine Perſon oder auch an mehrere (Einzel- und Geſamt⸗ oder Kolleftiv- 
prokura) ). 

Die Prokura ermächtigt zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Geſchäften 
und Rechtshandlungen, die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit ſich bringt (z. B. 
Wechſelzeichnen, Handlungslehrlinge annehmen, Handlungsgehilfen anſtellen und ent⸗ 
laſſen uſw.). In den durch den Betrieb eines Handelsgewerbes hervorgerufenen Streitig⸗ 
keiten geſchieht die Zuſtellung an den Prokuriſten mit derſelben Wirkung wie an den Ge⸗ 
ſchäftsinhaber ſelbſt. 

Zur Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken bedarf der Prokuriſt einer be⸗ 
ſonderen Ermächtigung. 

Nach dem HGB. ($$ 31, 41, 52) iſt es dem Prokuriſten unterſagt: 

1. die Firma zu löſchen. 

2. Inventar und Bilanz für den Geſchäftsherrn zu unterſchreiben. 

3. für den Chef einen Eid zu leiſten. 

4. die Prokura auf andere zu übertragen. 

Ein Widerruf der Prokura iſt jederzeit zuläſſig, unbeſchadet des Anſpruchs auf die 
vertragsmäßige Vergütung. Die Prokura erliſcht bei Auflöſung des Geſchäfts und 
durch den Tod des Prokuriſten, nicht jedoch durch den Tod des Prinzipals. 

Die Erteilung der Prokura und das Erlöſchen ſind von dem Geſchäftsinhaber zur 
Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. Der Prokuriſt hat die Fir ma nebſt 
ſeiner Namensunterſchrift zum Handelsregiſter zu zeichnen. 

Eine Beſchränkung der Prokura iſt Dritten gegenüber unwirkſam. 

Bei Einzelprokura kann der Prokuriſt zeichnen: 


Fritz Hobuſch oder ppa. Fritz Hobuſch 
ppa. Ernſt May Ernſt May 
Beiſpiel einer Geſamtprokura: 
Fritz Hobuſch oder ppa. Fritz Hobuſch 
ppa. Ernſt May ppa. Max Klemm Ernſt May Max Klemm 


Bei der offenen Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft kann der 
Prokuriſt nur mit Zuſtimmung aller geſchäftsführenden Geſellſchafter beſtellt werden. 
Der Geſellſchaftsvertrag für eine offene Handelsgeſellſchaft kann beſtimmen, daß die 
Geſellſchafter nur in Gemeinſchaft mit einem Prokuriſten zur Vertretung berechtigt ſind. 

Bei der Aktiengeſellſchaft darf der Vorſtand einen Prokuriſten nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Aufſichtsrates beſtellen, falls der Geſellſchaftsvertrag oder die Generalverſamm⸗ 
lung nichts anderes beſtimmt. 

Bei Genoſſenſchaften können Prokuriſten nicht beſtellt werden. 


o) Handlungsbevollmächtigter?) 
(HGB. 88 5458) 


Handlungsbevollmächtigter (Disponent) iſt, wer ohne Erteilung der Prokura 
zum Betriebe eines ganzen Handelsgewerbes (Generalvollmacht) oder zur Vornahme 
einer beſtimmten Art von Geſchäften (Einzelvollmacht) ermächtigt wird. 

Zur Veräußerung oder Belaſtung von Grundſtücken, zur Eingehung von Wechſel⸗ 
verbindlichkeiten, zur Darlehnsaufnahme und zur Prozeßführung bedarf der Handlungs⸗ 
bevollmächtigte einer beſonderen ausdrücklichen Ermächtigung. 

Die Handlungsvollmacht kann — auch Dritten gegenüber — beliebig beſchränkt 
werden. Wer die Beſchränkung kennt oder kennen mußte, muß ſie gegen ſich gelten laſſen. 


1) Ein Minderkaufmann kann nicht Prokura erteilen, wohl aber kann er Handlungsgehilfen haben, 


gl. oben. . 
) Muſter einer Handlungsvollmacht ſiehe Seite 185. 
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Der Handlungsbevollmächtigte hat mit einem das Vollmachtsverhältnig aus⸗ 
drückenden Zuſatze zu zeichnen (p. = per, f. = für, i. V. = in Vollmacht). 0 

Die Handlungsvollmacht kann ohne Zuſtimmung des Geſchäftsinhabers nicht über⸗ 
tragen werden, wohl aber kann ein Prokuriſt Handlungsvollmacht erteilen. a 

Für die Überſchreitung feiner Befugniſſe iſt der Handlungsbevollmächtigte dritten 
Perſonen, die in gutem Glauben gehandelt haben, perſönlich haftbar. 

Der Umfang der Vollmacht für Handlungsreiſende, die in Orten arbeiten, an 
denen ſich eine Niederlaſſung des Geſchäftes nicht befindet, erſtreckt ſich meiſtens darauf, 
den Kaufpreis aus den von ihnen abgeſchloſſenen Verkäufen einzuziehen und dafür 
Zahlungsfriſten zu bewilligen, die Anzeige von Mängeln einer Ware, die Erklärung, daß 
eine Ware zur Verfügung geſtellt werde, ſowie andere Erklärungen ſolcher Art perſönlich 
entgegenzunehmen. n 

Der Stadtreiſende hat zunächſt nicht die Vollmacht, Zahlungsfriſten zu bewilligen oder 
das Inkaſſo vorzunehmen, wohl aber kann ihm hierüber geſondert Vollmacht erteilt werden. 
Im Zweifelsfall wird man ſich alſo erſt überzeugen, ob der Stadtreiſende berechtigt iſt, 
Zahlungen anzunehmen. 

Wer in einem Laden oder in einem offenen Warenlager angeſtellt iſt (Verkäufer), 
gilt als ermächtigt zu Verkäufen und Empfangnahmen, die in einem derartigen Laden oder 
Warenlager gewöhnlich geſchehen. Auch die Ehefrau gilt in dieſem Sinn als angeſtellt. 
So wird man meiſt annehmen können, daß der Verkäufer auch bevollmächtigt iſt, den Kauf⸗ 
preis entgegenzunehmen. Befindet ſich aber in dem betreffenden Geſchäft eine be⸗ 
ſonders gekennzeichnete „Kaſſe“, dann beſitzt der Verkäufer die erwähnte Vollmacht nicht. 


d) Handlungslehrling | 
(HGB. §8 76—82) 


Die für die Handlungsgehilfen geltenden Vorſchriften bezüglich des geſetzlichen Kon⸗ 
kurrenzverbots, des Betriebs eines eigenen Handelsgewerbes und der Verpflichtungen 
des Prinzipals in bezug auf die Geſchäftsräume, die Arbeitszeit, den Unterhalt im Krank⸗ 
heitsfalle gelten auch für Handlungslehrlinge, dagegen nicht die vertragliche Konkurrenz⸗ 
klauſel. i 

Der Lehrherr iſt verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß der Lehrling in den bei dem Betriebe 
des Geſchäfts vorkommenden kaufmänniſchen Arbeiten unterwieſen wird; er hat die 
Ausbildung des Lehrlings entweder ſelbſt oder durch einen geeigneten, ausdrücklich 
dazu beſtimmten Vertreter zu leiten. Die Unterweiſung hat in der durch den Zweck der 
Ausbildung gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu geſchehen. 

Der Lehrherr darf dem Lehrling die zu ſeiner Ausbildung erforderliche Zeit und 
Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienſtleiſtungen nicht entziehen auch hat er 
ihm die zum Beſuche des Gottesdienſtes an Sonntagen und Feſttagen erforderliche Zeit 
und Gelegenheit zu gewähren. Er hat den Lehrling zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten 
anzuhalten und den regelmäßigen Beſuch der Berufsſchule zu überwachen. 

Die Dauer der Lehrzeit beſtimmt ſich nach dem Lehrvertrage, in Ermangelung 
vertragsmäßiger Feſtſetzung nach den örtlichen Verordnungen oder dem Ortsgebrauch. 

Das Lehrverhältnis kann, ſofern nicht eine längere Probezeit vereinbart iſt, während 
des erſten Monats nach dem Beginn der Lehrzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
gelöſt werden. Eine Vereinbarung, nach der die Probezeit mehr als drei Monate betragen 
ſoll, iſt nichtig. g b 

Nach dem Ablauf der Probezeit kann eine Auflöſung des Lehrverhältniſſes ohne 
Kündigungsfriſt erfolgen aus denſelben Gründen, die für die ſofortige Löſung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes von Handlungsgehilfen beſtimmend ſind. 

Im Falle des Todes des Lehrherrn kann das Lehrverhältnis innerhalb eines 
Monats ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt gekündigt werden. 
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jo endigte wenn nicht der Lehrling früher entlaſſen wird, das Lehrverhältnis nach dem 
Ablauf eines Monats. 

Tritt der Lehrling der abgegebenen Erklärung zuwider vor dem Ablauf von neun 
Monaten nach der Beendigung des Lehrverhältniſſes in ein anderes Geſchäft desſelben 
Geſchäftszweiges als Handlungslehrling oder als Handlungsgehilfe ein, jo iſt er dem Lehr 
herrn zum Erſatze des dieſem durch die Beendigung des Lehrverhältniſſes entſtandenen 
Schadens verpflichtet. Mit ihm haftet als Geſamtſchuldner der neue Lehrherr oder 
Prinzipal, ſofern er von dem Sachverhalte Kenntnis hatte. — Anſprüche wegen unbe- 
fugten Austrittes aus der Lehre kann der Lehrherr gegen den Lehrling nur geltend 
machen, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich abgeſchloſſen iſt. 

Bei der Beendigung des Lehrverhältniſſes hat der Lehrherr dem Lehrling ein fchrift- 
liches Zeugnis über die Dauer der Lehrzeit und die während dieſer erworbenen Kenntniſſe 
und Fähigkeiten ſowie über ſein Betragen auszuſtellen. Auf Antrag des Lehrlings hat die 
Ortspolizeibehörde das Zeugnis koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen. 

Perſonen, die nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſind, dürfen Handlungs⸗ 
lehrlinge weder halten noch ſich mit Anleitung von Handlungslehrlingen befaſſen. Der 
Lehrherr darf ſolche Perſonen zur Anleitung von Lehrlingen nicht verwenden. Die Ent⸗ 
laſſung von Handlungslehrlingen, welche dieſem Verbote zuwider beſchäftigt ſind, kann 
von der Polizeibehörde erzwungen werden. 

Wer die dem Lehrling gegenüber obliegenden Pflichten in einer deſſen Geſundheit, 
Sittlichkeit oder Ausbildung gefährdenden Weiſe verletzt, wird mit Geldſtrafe bis zu 
einhundertfünfzig Reichsmark beſtraft. Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der wider⸗ 
rechtlich Handlungslehrlinge hält, ausbildet oder ausbilden läßt. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat nimmt ſich in beſonderem Maße der Ausbildung des 
kaufmänniſchen Nachwuchſes an. Lehrverträge händigen die Induſtrie- und Handels⸗ 
kammern gegen geringe Gebühr aus. Der „Lehrvertrag für kaufmänniſche Lehrlinge“ der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer Leipzig trägt folgendes Vorwort: 

„Die Vertragſchließenden ſind ſich über folgendes als Vertragsgrundlage einig: 

Das Lehrverhältnis iſt ein beſonderes Vertrauensverhältnis zwiſchen einem 
älteren berufstätigen und zur Berufsausbildung befähigten und einem jüngeren lern⸗ 
begierigen Berufsangehörigen, das auf der Grundpflicht gegenſeitiger Treue beruht. 

Das Lehrverhältnis iſt alſo nicht nur ein ſchuldrechtlicher Vertrag mit privatrecht- 
lichen Anſprüchen und Pflichten des Lehrherrn und des Lehrlings. 

Das Lehrverhältnis erhält ſeinen beſonderen Sinn durch die Ausrichtung auf 
den Berufsſtand: von ihm hat der Lehrherr das Amt der Ausbildung des Nach— 
wuchſes, der Lehrling die Aufgabe, ſich die ehrende Bezeichnung „deutſcher Kauf- 
mann“ zu erwerben“. i 
Um über die Ausbildung des ſpäteren Handlungsgehilfen ein klares Bild zu haben, 

wird der Lehrling ſchon von Anfang an zur Lehrlingsrolle angemeldet. 

Den Abſchluß der kaufmänniſchen Lehre bildet die Kaufmannsgehilfenprüfung, 
zu der jeder männliche und weibliche kaufmänniſche Lehrling der Induſtrie, des Groß- und 
des Einzelhandels nach ordnungsmäßig verbrachter Lehrzeit zugelaſſen wird. Die Prü⸗ 
fungskommiſſionen beſtehen aus ſachkundigen Unternehmer⸗ und Angeſtelltenbeiſitzern 
ſowie aus Vertretern der Handels⸗ und Berufsſchulen. Die Prüfung beſteht aus einem 
ſchriftlichen und einem mündlichen Teil. Gegenſtand der ſchriftlichen Prüfung ſind im all- 
gemeinen deutſcher Aufſatz, kaufmänniſcher Schriftverkehr, kaufmänniſches Rechnen und 
Buchführung. Auch müſſen die Prüflinge Kenntniſſe und Fertigkeiten in den kaufmän⸗ 
niſchen Techniken (Kurzſchrift und Maſchinenſchreiben) nachweiſen. In der mündlichen 
Prüfung muß der Lehrling zeigen, daß er ſich während ſeiner Lehrzeit die erforderlichen 
praktiſchen Kenntniſſe und Fertigkeiten angeeignet hat und über den Lehrſtoff der Handels- 
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(Fach⸗) oder Berufsſchule hinreichend unterrichtet iſt. (Die Prüfungsgebühr bettögt nun 


Leipzig zur Zeit RM 5.—). | 

Wer ohne als Lehrling angenommen zu fein, zum Zwecke feiner Ausbildung unent- 
geltlich mit kaufmänniſchen Dienſten beſchäftigt wird, iſt Volontär. Für ihn gilt das Wett⸗ 
bewerbverbot gegebenenfalls in gleicher Weiſe wie für den Handlungsgehilfen (mit Aus⸗ 
nahme des Entgelts). | 


6. Die Hilfsperſonen des Kaufmanns außerhalb des Betriebes 
a a) Handlungsagent 5 


„Handlungsagent“ iſt ein juriſtiſcher Begriff, der nicht Allgemeingut geworden iſt. 
Man ſagt dafür „Handelsvertreter“. So gibt es z. B. die Fachgruppe „Handelsvertreter 


und Handelsmakler“. Nicht zu verwechſeln damit ift der Reiſende, der Handlungsgehilfe iſt. 


(HGB. 88 84-92) 


Handlungsagent iſt derjenige, der ohne als Handlungsgehilfe angeſtellt zu ſein, 
ſtändig damit betraut iſt, für das Handlungsgewerbe eines anderen Geſchäfte zu ver⸗ 


mitteln oder im Namen des anderen abzuſchlie ßen, er iſt alſo ſelbſtändiger Kaufmann 


lt. HGB. 8 17. 

Der Handlungsagent hat das Intereſſe ſeines Auftraggebers mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns zu vertreten, ihm die nötigen Nachrichten zu geben und ihm 
namentlich von jedem Geſchäftsabſchluß ſofort Anzeige zu machen. | 

Hat ein Handlungsagent, der nur mit der Vermittlung von Geſchäften betraut iſt, 
ein Geſchäft im Namen des Geſchäftsherrn mit einem Dritten abgeſchloſſen — was er 
an ſich nicht durfte —, fo gilt es als von dem Geſchäftsherrn genehmigt, wenn dieſer nicht 


unverzüglich nach Erlangung der Kenntnis des Abſchluſſes dem Dritten gegenüber 


erklärt, daß er das Geſchäft ablehne. 

Für ſeine Tätigkeit hat der Handlungsagent Anſpruch auf Proviſion, und zwar, 
wenn nichts anderes ausgemacht iſt, für jedes zur Ausführung gelangte, durch ihn 
zuſtande gekommene Geſchäft. Auch gebührt ihm die Proviſion für Geſchäfte, die ohne 


ihn in ſeinem Bezirke geſchloſſen worden ſind, wenn er ausdrücklich für dieſen Bezirk 


beſtellt iſt (Bezirksagent). 
Kommt die Ausführung eines Geſchäfts infolge des Verhaltens des Geſchäftsherrn 


ganz oder teilweiſe nicht zuſtande, ohne daß wichtige Gründe (z. B. Zahlungsunfähigkeit) 
in der Perſon des anderen Vertragſchließenden vorlagen, ſo hat der Handlungsagent 


dennoch Anſpruch auf volle Proviſion. 


Die Proviſionsberechnung findet, ſoweit nicht etwas anderes vereinbart iſt, am 


Schluſſe des Kalenderhalbjahres ſtatt. 

Die Zahlung der Proviſion kann der Geſchäftsherr verweigern, wenn er dadurch 
Verluſt erleidet, daß der Handlungsagent bei dem Geſchäftsabſchluſſe die Kreditwürdig⸗ 
keit des Käufers nicht genügend geprüft hat. Koſten und Auslagen, die im regelmäßigen 


Geſchäftsbetriebe entſtanden ſind, kann der Handlungsagent nicht erſetzt verlangen, wenn 


ſich aus dem Vertrag oder dem Handelsgebrauche nicht ein anderes ergibt. 
Iſt der Vertrag auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen, ſo kann beiderſeits für den Schluß 


des Kalendervierteljahrs mit einer Friſt von ſechs Wochen gekündigt werden; liegt ein 


„wichtiger Grund“ vor — worüber im Zweifelsfalle der Richter entſcheidet — fo kann 
jede Partei die Auflöſung des Vertrags ohne Kündigungsfriſt verlangen. 


Die Reichsgruppe Induſtrie und die Fachgruppe Handelsvertreter und makler haben 


folgende Leitſätze herausgegeben: 

„Der Handelsvertreter iſt als ſelbſtändiger Kaufmann ein wichtiger Mittler zwiſchen 
Induſtrie und Abnehmer. Die Erfahrung lehrt, daß er dieſe Aufgabe nur erfüllen kann, 
wenn er auf der Grundlage eines gegenſeitigen Vertrauensverhältniſſes ſeine ganze Per⸗ 
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Ausgeſtaltung des Handelsvertretungsverhältniſſes muß daher auf die wirtſchaftliche Siche— 
rung des Handelsvertreters ebenſo Rückſicht nehmen wie auf die beſonderen Bedürfniſſe, 
die ſich aus dem Fachzweig, der Art der Erzeugniſſe und der Abſatzorganiſation des ver⸗ 
tretenen Unternehmens ergeben. In der Regel wird ein ſolcher Ausgleich auf der Grund⸗ 
lage folgender Leitſätze erreicht werden können, die von der Fachgruppe Handelsvertreter 
und Handelsmakler in gemeinſamer Arbeit mit der Reichsgruppe Induſtrie aufgeſtellt 
worden ſind: 

Abgrenzung gegenüber anderen Berufen. Handelsvertreter iſt, wer ſich als 
ſelbſtändiger Kaufmann gewerbsmäßig damit betrauen läßt, ſtändig für das Handels⸗ 
gewerbe eines anderen Geſchäfte zu vermitteln oder in deſſen Namen abzuſchließen. Nicht 
als Handelsvertreter, ſondern als Handlungsgehilfe (Handlungsreiſender) ſoll beſtellt wer⸗ 
den, wem Bindungen auferlegt werden ſollen, die der Stellung eines ſelbſtändigen Kauf⸗ 
manns nicht angemeſſen ſind. Ausnahmen ſollen nur dann gemacht werden, wenn der 
Handelsvertreter vorausſichtlich ein weſentlich höheres Einkommen erzielen wird als ein 
mit den gleichen Aufgaben betrauter Handlungsgehilfe. 

Prüfung der Zuverläſſigkeit und Eignung des Handelsvertreters. Als 
Handelsvertreter ſoll nur beſtellt werden, wer die zur Ausübung des Gewerbes erforderliche 
Zuverläſſigkeit beſitzt. 

Bezirksvertretergrundſatz. Der Handelsvertreter ſoll in der Regel Bezirksver⸗ 
treter ſein und damit Anſpruch auf Proviſion für alle Geſchäfte haben, die in ſeinem Be⸗ 
zirk mit oder ohne ſeine Mitwirkung zuſtandegekommen ſind. Iſt ihm ein beſtimmter 
Kundenkreis zuge wieſen, jo erſtreckt ſich ſein Proviſionsanſpruch auch auf die ohne ſeine Mit- 
wirkung mit dieſen Kunden zuſtandegekommenen Geſchäfte. Iſt der Handelsvertreter aus⸗ 
nahmsweiſe nicht Bezirksvertreter, ſo ſoll ihm Proviſion für die durch ſeine Tätigkeit oder 
durch Nachbeſtellungen der gleichen Kunden zuſtandegekommenen Geſchäfte gezahlt werden. 

Muſter, Verkaufsunterlagen uſw. Die vertretene Firma ſoll dem Handelsver⸗ 
treter die erforderlichen Verkaufsunterlagen, wie Muſter und Preisliſten, in angemeſſenem 
Umfang und rechtzeitig zur Verfügung ſtellen. 

Zuſtimmung zur Übernahme anderer Vertretungen. Der Handelsvertreter 
ſoll mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns prüfen, welche und wieviel Vertre⸗ 
tungen er nebeneinander übernehmen kann. Die Übernahme der Vertretung eines Wett⸗ 
bewerbers iſt mit dem Handelsvertretungsverhältnis grundſätzlich nicht vereinbar. Muß der 
Handelsvertreter bei Übernahme einer neuen Vertretung annehmen, daß eine bereits ver⸗ 
tretene Firma ein berechtigtes Intereſſe daran hat, hiervon unterrichtet zu werden, ſo ſoll 
er ihr vor Abſchluß des neuen Vertrages Nachricht geben. 

Berichterſtattung. Der Handelsvertreter hat der vertretenen Firma die erforder⸗ 
lichen Nachrichten zu geben und ihr jeden ihm erteilten Auftrag unverzüglich zuzuſenden. 
Eine Verpflichtung zur regelmäßigen Berichterſtattung wird inſoweit nicht gebilligt, als 
ſie eine Kontrolle der Arbeitseinteilung des Handelsvertreters darſtellt. 

Ablehnung von Aufträgen. Die vertretene Firma ſoll dem Handelsvertreter die 
Annahme oder Ablehnung eines Geſchäfts ſobald wie möglich anzeigen. Wenn ſie aus 
beſonderen Gründen zeitweiſe nicht in der Lage iſt, Aufträge anzunehmen, ſo ſoll ſie den 
Handelsvertreter unverzüglich benachrichtigen. 

Delkredere. Die Haftung des Handelsvertreters für den Ausfall an Kundenzah⸗ 
lungen ſoll nur ausnahmsweiſe und nur im Einzelfall vereinbart werden. 

Proviſion. Die Proviſion ſoll nach dem Rechnungsbetrag berechnet werden. Ab⸗ 
züge, insbeſondere für Fracht, Verpackung und Zoll, ſollen nur dann zuläſſig ſein, wenn 
ſie dem Kunden geſondert in Rechnung geſtellt werden oder wenn es anders vereinbart 
iſt; ein Abzug für Kaſſaſkonto ſoll nicht erfolgen. Leiſtet der Kunde nur einen Teil der ihm 
obliegenden Zahlung, ſo ſoll dem Handelsvertreter die vereinbarte Proviſion für dieſen 
Teilbetrag gewährt werden. Iſt die Proviſion bereits für den ganzen Rechnungsbetrag 
vergütet worden und leiſtet der Kunde dann ohne Verſchulden der vertretenen Firma eine 


\ 
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ihm obliegende Zahlung nicht, ſo hat ſich der Handelsvertreter in dem Verhältnis, in dem 
die Kundenzahlungen ausbleiben, die bereits erhaltene Proviſion bei der nächſten Abrech⸗ 
nung anrechnen zu laſſen. Dem Handelsvertreter ſoll auch dann die vereinbarte Proviſion 
gezahlt werden, wenn die vertretene Firma ein zuſtandegekommenes Geſchäft ohne wich⸗ 
tigen Grund nicht ausführt. Den vertretenen Firmen und den Handelsvertretern wird 
empfohlen, durch Vereinbarung eine angemeſſene Teilung der Proviſion ſicherzuſtellen, 
wenn dies infolge wiederholter Beteiligung mehrerer Handelsvertreter an der Vermittlung 
oder am Abſchluß von Geſchäften oder aus anderen Gründen angebracht erſcheint. Als Ent⸗ 
gelt für die regelmäßige Einziehung von Kundengeldern, Verwaltung eines Lagers u. dgl. 
ſoll dem Handelsvertreter eine beſondere Vergütung gewährt werden, ſoweit dies nach 
den Umſtänden angemeſſen erſcheint. | 

Abrechnung. Die Abrechnung der Proviſion ſoll, ſofern nicht aus beſonderen Grün⸗ 
den eine abweichende Regelung erforderlich iſt, für jeden Monat, höchſtens für jedes 
Vierteljahr, innerhalb der erſten Hälfte des folgenden Monats vorgenommen werden. 
Abrechnungsgrundlage ſind die in den einzelnen Zeitabſchnitten ausgeſtellten Rechnungen. 
Die Proviſion ſoll an dem für die Abrechnung beſtimmten Tag fällig ſein. a 

Beendigung des Handelsvertretungsverhältniſſes. Die geſetzliche Kündi⸗ 
gungsfriſt ſoll nicht ohne beſonderen Grund verkürzt werden. Auch eine friſtgemäße Kün⸗ 
digung ſoll von beiden Vertragsteilen nicht unter Verletzung von Anſtand und Sitte eines 
ehrbaren Kaufmanns ausgeſprochen werden. Dem Handelsvertreter ſoll nicht die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt werden, den Briefwechſel mit der vertretenen Firma nach Ablauf 
des Vertretungsverhältniſſes an dieſe herauszugeben. Zu dem Briefwechſel gehören nicht 
die dem Handelsvertreter anvertrauten Verkaufsunterlagen. Die vertretene Firma ſoll 
den Handelsvertreter für die Zeit nach Ablauf des Vertragsverhältniſſes vertraglich in 
ſeiner Erwerbstätigkeit nur beſchränken, wenn beſondere Umſtände dies rechtfertigen oder 
dem Handelsvertreter eine angemeſſene Entſchädigung gewährt wird. Den vertretenen 
Firmen und den Handelsvertretern wird empfohlen, Vereinbarungen zu treffen, die bei 
einem Wechſel des Handelsvertreters eine gerechte Verteilung der Proviſion für ſchwebende 
Geſchäfte gewährleiſten. a 

Gerichtsſtand. Eine von der geſetzlichen Regelung abweichende Vereinbarung des 
Gerichtsſtandes ſoll nicht getroffen werden. 


b) Kommiſſionär 
(HGB. 88 383—406) 

Der Kommiſſionär übernimmt es, Waren oder Wertpapiere für Rechnung eines 
anderen (des Kommittenten) im eigenen Namen zu kaufen oder zu verkaufen. 

Der Kommiſſionär hat das übernommene Geſchäft mit der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns auszuführen, das Intereſſe des Kommittenten wahrzunehmen und | 
deſſen Weiſungen zu befolgen, ſonſt haftet er für Schadenerſatz, und der Kommittent 
braucht das Geſchäft nicht für ſeine Rechnung gelten zu laſſen. 

Der Kommiſſionär muß auch dem Kommittenten die erforderlichen Nachrichten geben, 
insbeſondere von der Ausführung der Kommiſſion, denn er haftet für die Erfüllung des 
Geſchäfts, wenn er dem Kommittenten nicht zugleich mit der Anzeige von der Ausführung 
der Kommiſſion die Perſon oder Firma namhaft macht, mit der er das Geſchäft geſchloſſen hat. 

Der Kommiſſionär kann die ihm gebührende Vergütung (Proviſion) fordern, wenn 


der von ihm geſchloſſene Einkauf oder Verkauf zur Ausführung gekommen oder wenn die 


Ausführung nur aus einem in der Perſon des Kommittenten liegenden Grunde unter⸗ 
blieben iſt; anderenfalls kann er entweder gar keine Proviſion oder doch nur, ſofern eine 
ſogenannte Auslieferungsproviſion ortsgebräuchlich, dieſe beanſpruchen. Die Del⸗ 
kredereproviſion iſt diejenige beſondere Vergütung, die der Kommiſſionär erhält, 
wenn er für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten, mit dem er das Kommiſſions⸗ 
geſchäft abgeſchloſſen hat, einſtehen muß. Außerdem kann der Kommiſſionär ſeine zum 
Zwecke des Ein oder Verkaufs gemachten Aufwendungen und die etwaige Benutzung 
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ſeiner digenen Lagerräume oder Beförderungsmittel erſetzt bzw. vergütet verlangen 
ſofern erf die Aufwendungen oder die bezeichnete Benutzung den Umſtänden nach für 
erforderlich halten durfte. Wegen ſeiner Forderungen hat er an dem Kommiſſionsgute 
ein geſetzliches Pfandrecht, wenn es ſich in ſeinem Beſitze befindet. 

Das Recht des Selbſthilfeverkaufs (ſiehe Seite 313) ſteht dem Kommiſſionär zu, 
wenn das Gut in beſchädigtem oder mangelhaftem Zuſtande abgeliefert wird und dem 
Verderb ausgeſetzt iſt oder ſpäter an dem Gute Veränderungen eintreten, die deſſen Ent⸗ 
wertung befürchten laſſen, aber immer nur dann, wenn keine Zeit vorhanden iſt, die Ver⸗ 
fügung des Kommittenten einzuholen, oder wenn der Kommittent in der Erteilung der 
Verfügung ſäumig iſt. 

Hat die einzukaufende oder zu verkaufende Ware einen Börſen- oder Marktpreis, 
ſo darf der Kommiſſionär, wenn durch den Kommittenten nichts anderes beſtimmt iſt, 
die einzukaufende Ware ſelbſt als Verkäufer liefern oder die zu verkaufende Ware ſelbſt 
als Käufer übernehmen (Selbſteintrittsrecht). 


c) Handelsmakler 
(HGB. 88 93104) 


Handelsmakler (Handelsmäkler) vermitteln gewerbsmäßig, ohne auf Grund eines 
Vertrages ſtändig beauftragt zu ſein, Verträge über Anſchaffung oder Veräußerung von 
Waren oder Wertpapieren, über Verſicherungen, V Bodmerei, Schiffs⸗ 
miete oder ſonſtige Gegenſtände des Handelsverkehrs. 

Nach Abſchluß eines Geſchäfts hat der Handelsmakler unverzüglich eine von ihm 
unterzeichnete Schlußnote auszuſtellen, die als Beweis des abgeſchloſſenen Vertrages 
gilt. Er haftet jeder Partei für den durch ſein Verſchulden entſtehenden Schaden. 

Der Handelsmakler iſt zur Führung eines Tagebuches verpflichtet, in das die ab- 
geſchloſſenen Geſchäfte täglich nach der Zeitfolge einzutragen und in dem die Einträge 
täglich zu unterzeichnen ſind. Das Tagebuch iſt nach den Vorſchriften über die Handels⸗ 
bücher zu führen und zehn Jahre lang vom letzten Eintrage an aufzubewahren. 

Für das zuſtandegekommene Geſchäft hat der Handelsmakler Anſpruch auf Makler- 
lohn. Iſt zwiſchen beiden Parteien nicht vereinbart, wer dieſen bezahlen ſoll, ſo trägt 
jede Partei die Hälfte, falls nicht ein abweichender Ortsgebrauch vorliegt. 

Zur Empfangnahme von Zahlungen oder anderen Leiſtungen iſt der Handelsmakler 
nicht berechtigt. Ein Selbſteintrittsrecht (ſiehe unter b) ſteht ihm in keinem Falle zu. 

Die Beſtimmungen über Schlußnoten und Tagebücher finden auf die ſogen. Krämer⸗ 
makler, d. ſ. die Vermittler von Warengeſchäften im Kleinverkehr, keine Anwendung. 


d) Spediteur 
(HGB. §8 407-415) 


Spediteur iſt, wer es gewerbsmäßig übernimmt, Güterverſendungen durch Fracht⸗ 
führer oder durch Verfrachter von Seeſchiffen für Rechnung eines anderen (des Ver⸗ 
ſenders) im eigenen Namen zu beſorgen. 

Das Speditionsgeſchäft iſt eine Art des Kommiſſionsgeſchäfts, weshalb die Be— 
ſtimmungen über dieſes entſprechende Anwendung finden, ſoweit das mit der Natur des 
Speditionsgeſchäfts vereinbar iſt. 

Der Spediteur muß nach den Anweiſungen des Abſenders handeln — mangels ſolcher 
entſcheidet die Handelsſitte — und das Intereſſe des Verſenders wahren. Handelt er dieſen 
Verpflichtungen zuwider, ſo kann der Verſender ihn auf Schadenerſatz in Anſpruch nehmen. 
So iſt z. B. der Spediteur nicht berechtigt, dem Verſender eine höhere als die mit dem 
Frachtführer oder dem Verfrachter bedungene Fracht zu berechnen. 

Die Anſprüche gegen den Spediteur wegen Verluſt, Verminderung, Beſchädigung 
oder verſpäteter Auslieferung des Gutes verjähren in einem Jahre, falls die Friſt durch 
Vertrag nicht verlängert iſt. In den meiſten Fällen iſt der Spediteur gleichzeitig auch 
Frachtführer. Die Spediteure ſind nur auf Grund der Allgemeinen Deutſchen Spediteur⸗ 
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bedingungen (AD Sp.), die im Reichsanzeiger veröffentlicht worden ſind, tätig. So haftet | 


der Spediteur z. B. nur, wenn ihn ein Verſchulden trifft, außerdem gelten dabei noch 7 
wertmäßige Höchſtgrenzen. Durch die ADSp. wird außerdem die wee e au 


6 Monate herabgeſetzt. 
e) Frachtführer 
(HGB. 88 425— 452) 

Der Frachtführer befaßt ſich mit der gewerbsmäßigen Beförderung fremder Güter 
von Ort zu Ort. c 

Der Frachtbrief, im Binnenſchiffahrtsverkehr Ladeſchein oder Fluß konnoſſe⸗ 5 
ment, der die beiderſeitigen Verpflichtungen des Frachtführers und des Abſenders ent⸗ 
hält, it dem Frachtführer offen zu übergeben und von dieſem dem Empfänger der Ware 
bei deren Ablieferung mit auszuhändigen. Außerdem hat der Abſender dem Frachtführer 
die nötigen Begleitpapiere zu übergeben, welche zur Erfüllung der Zoll-, Steuer⸗ und 
Polizeivorſchriften vor der Ablieferung an den Empfänger erforderlich ſind. 2 

Der Frachtführer haftet für den Schaden, der durch Verluſt oder Beſchädigung des 
Gutes in der Zeit von der Annahme bis zur Ablieferung oder durch Verſäumnis der Liefer⸗ 
zeit entſteht, falls er nicht beweiſt, daß Verluſt, Beſchädigung oder Verſpätung auf Um⸗ 
ſtänden beruht, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht abgewendet 
werden konnten. In gewiſſen Fällen (z. B. Koſtbarkeiten) greift dieſe geſteigerte ls 85 
nur beſchränkt Platz. Häufig wird ſie auch durch Vertragsklauſeln gemildert. 

Der Frachtlohn (die Fracht) wird entweder für den einzelnen Fall bedungen 9 55 
im voraus und allgemein in beſonderen Tarifen feſtgeſetzt und öffentlich bekanntgemacht. 

Der Frachtführer hat wegen aller durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen 
(Fracht, Zoll, Auslagen uſw.) ein Pfandrecht an dem Gute. Das Pfandrecht beſteht, 
ſolange der Frachtführer das Gut noch im Beſitze hat oder durch Konnoſſement, Lade⸗ oder 
Lagerſchein darüber verfügen kann. Selbſt nach Ablieferung des Gutes dauert das Pfand⸗ 
recht fort, wenn es vom Frachtführer binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich 
geltend gemacht wird. Vorausſetzung dabei iſt allerdings, daß ſich das Gut noch im Beſitz 
des Empfängers befindet. 

Über den Frachtverkehr der Eiſenbahn beſtehen beſondere Vorſchriften. 


f) Lagerhalter 
(HGB. 88 416— 424) 

Lagerhalter iſt, wer gewerbsmäßig die Lagerung und Aufbewahrung von Gütern 
übernimmt. Hinſichtlich der Empfangnahme, Aufbewahrung und Verſicherung des Gutes 
hat der Lagerhalter dieſelben Rechte und Pflichten wie der Kommiſſionär. Veränderungen 
am Gute, die deſſen Entwertung befürchten laſſen, hat er ſofort angezeigen widrigenfalls 
er für Schadenerſaß haftet. 

Während der Geſchäftsſtunden iſt dem Einlagerer die Beſichtigung des Gutes, die Ent⸗ 
nahme von Proben und die zur Erhaltung des Gutes notwendige Behandlung zu geſtatten. 

Der Lagerhalter hat Anſpruch auf das bedungene oder ortsübliche Lagergeld, 
ſowie auf Erſtattung der Auslagen für Fracht und Zölle und der ſonſt für das Gut ge⸗ 
machten Aufwendungen. Von dieſen Koſten ſind die baren Auslagen ſofort, die Lager⸗ 
koſten von drei zu drei Monaten und, falls die Rücknahme inzwiſchen erfolgt, bei dieſer 
zu entrichten. 

Wegen der Lagerkoſten hat der Lagerhalter ein Pfandrecht an dem Gute, ſolange 
es in ſeinem Beſitze iſt oder er mittels Konnoſſements, e oder Ladeſcheins 
darüber verfügen kann. 

ber die vollzogene Hinterlegung ſtellt der Lagerhalter in der Regel dem Hinte 
eine Urkunde (Lagerſchein) aus, die meiſtens auf den Namen lautet. Ein Lagerſchein, 
der „an Order“ lautet (Warrant), iſt durch Indoſſament übertragbar. Dieſe Lagerſcheine 
dürfen allerdings nur von dazu ermächtigten Anſtalten ausgegeben werden, ſonſt Reft 
oder Inhaberlagerſchein, d. h. dieſer darf nicht weitergegeben werden. 

Anſprüche gegen den Lagerverwalter verjähren wie bei dem e in einem Jahre 


2 
\ C . Die Handelsgeſellſchaften f 
Wir unterſcheiden bei den Handelsgeſellſchaften grundſätzlich zwei Arten: Perſonal⸗ 
und len. Wie ſchon der Name fagt, ift das Beſtehen einer Perſonalge⸗ 
ſellſchaft von den Perſonen abhängig. Sobald eine Perſon ausſcheidet, beſteht dieſe Ge⸗ 
ſellſchaft nicht mehr (natürlich kann die Firma von einem Teilhaber übernommen werden, 
wenn der Ausſcheidende, deſſen Name in der Firma enthalten iſt, damit einverſtanden 
iſt). Bei den Kapitalgeſellſchaften ſpielt die Perſon überhaupt keine Rolle. So weiß man 
3. B. bei der Aktiengeſellſchaft oft überhaupt nicht, wer eigentlich die Teilhaber find. 
Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung ſieht in den anonymen Geſellſchaften, 
die die Kapitalgeſellſchaften, beſonders die A.⸗G. darſtellen, eine Gefahr für die Volks⸗ 
wirtſchaft. Oft erfolgten Gründungen von Kapitalgeſellſchaften nur zu dem Zweck, die 
Haftung zu begrenzen. Andrerſeits wird aber auch die Notwendigkeit der Anhäufung 
umfangreicher Kapitalien nicht geleugnet. Die perſönliche Verantwortung ſoll aber auch 
im betrieblichen Leben gefördert werden. Deshalb hat der Staat für die Umwandlung 
der Kapitalgeſellſchaften ſteuerliche Erleichterung zugeſtanden. Die Stille Geſellſchaft 
iſt im HGB. geſondert behandelt. Sie kommt in allen Geſellſchaftsformen vor. 
Die grundlegenden Vorſchriften über Geſellſchaften finden wir im BGB. 88 705—740 
und über juriſtiſche Perſonen BGB. 88 21—54. 
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1. Die Perſonalgeſellſchaften 
a) Offene Handelsgeſellſchaft (OHG) 
(HGB. $$ 105—160) 


Eine offene Handlungsgeſellſchaft iſt vorhanden, wenn zwei oder mehr Perſonen 
ein vollkaufmänniſches Handelsgewerbe unter gemeinſchaftlicher Firma betreiben und wenn 
bei keinem der Geſellſchafter die Haftung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern beſchränkt iſt. 

Die Geſellſchafter haften alſo für die Schulden des Betriebes ſowohl mit ihrer Einlage 
als auch mit ihrem geſamten Privatvermögen. Jeder haftet als Geſamtſchuldner, d. h. 
jeder mit ſeinem ganzen Vermögen; eine entgegenſtehende Vereinbarung iſt nach außen 
hin unwirkſam; es iſt aber zuläſſig, daß ein Geſellſchafter ſich dem anderen gegenüber 
verpflichtet, ihn von jeder Haftung zu befreien. Wer in eine beſtehende offene Handelsge⸗ 
ſellſchaft eintritt, haftet ebenfalls gleich den anderen Geſellſchaftern für alle von der Ge⸗ 
ſellſchaft vor ſeinem Eintritt eingegangenen Verbindlichkeiten, ſelbſt wenn die Firma ge⸗ 
ändert wird. 

Zur Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen bedarf es eines vollſtreck⸗ 
baren Schuldtitels gegen die Geſellſchaft. Ein ſolcher geſtattet aber nicht die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen die einzelnen Geſellſchafter. Soll gegen die einzelnen Geſellſchafter 
vollſtreckt werden, ſo muß zuvor gegen ſie noch ein beſonderer vollſtreckbarer Titel (Urteil, 
Vollſtreckungsbefehl) erwirkt werden. 

Die Firma muß den Namen wenigſtens eines der Geſellſchafter mit einem das Vor⸗ 
handenſein einer Geſellſchaft andeutenden Zuſatz oder die Namen aller Geſellſchafter 
enthalten. 

Die Firmen heißen dann gag, E Söhne, Geſchwiſter ..... „ uſw. 
Die Beifügung der Vornamen iſt nicht erforderlich. 

Die Errichtung einer offenen Handelsgeſellſchaft erfolgt durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag. Sie iſt an keine Form gebunden und erfolgt meiſt durch einfachen 
ſchriftlichen Vertrag. Sie muß zur Eintragung in das Handelsregiſter von ſämtlichen 
Geſellſchaftern angemeldet werden; dabei iſt anzugeben: 


a) der Vor⸗ und Zuname ſowie der Stand und der Wohnort aller Geſellſchafter; 
b) die Firma und der Ort, wo die Verwaltung geführt wird (der Sitz der Geſellſchaft); 
c) der Zeitpunkt des Geſchäftsbeginnes. 
Ebenſo ſind alle Anderungen in der Perſon der Geſellſchafter in der Firma oder, 
19 Oeflers Handbuch 


on 
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hinſichtlich des Sitzes von ſämtlichen Geſellſchaftern anzumelden. Wenn von einen Geſell— 
ſchafter ein Grundſtück eingebracht wird, dann muß nach BGB. 9 313 der Vertrag durch 


einen Notar abgeſchloſſen werden. | 
Gesellschaftsvertrag 4 


Zwischen dem Kaufmann Herrn Theodor Weißpflog und dem Ingenieur 
Herrn Willi Ziethen ist heute folgender Vertrag geschlossen worden: 

$ 1. Die Herren Weißpflog und Ziethen errichten am I. April 19... ein 
Geschäft für Einrichtung und Ausführung elektrischer Licht- und Kraftanlagen 
als offene Handelsgesellschaft unter der Firma Weißpflog & Ziethen. 

8 2. Herr Weißpflog verpflichtet sich, am 1. April 19.. einen Betrag von 
50000 Reichsmark einzuzahlen, während Herr Ziethen am gleichen Tage zum 
Grundkapital 15000 Reichsmark einzahlt und außerdem das ihm zustehende 
D. R.-Patent 264784 in die Gesellschaft einbringt, das ihm mit 35000 Reichs- 
mark zu Buch geschrieben wird. 

$ 3. Das eingezahlte Grundkapital wird beiden Teilhabern mit 5% !) für 
das Jahr verzinst und der sich nach der Bilanz jährlich ergebende Reingewinn 
zu gleichen Teilen beiden Gesellschaftern gutgeschrieben. 

8 4. Jeder der Teilnehmer ist berechtigt, auf Grund des zu erwartenden 
Reingewinns Beträge aus der Geschäftskasse zu entnehmen, im ganzen jedoch 
nicht mehr als jährlich 6000 Reichsmark. 

$ 5. Keiner der Teilhaber darf ohne Einwilligung des anderen Teils sich 
während der Dauer dieses Vertrages an einem anderen Unternehmen beteiligen 
oder eine Wechselverbindlichkeit?) unter seinem oder der Firma Namen ein- 
gehen. 

8 6. Etwaige Streitigkeiten aus diesem Vertrage sollen einem Schieds- 
gerichte unterliegen, zu dem jeder Teilhaber einen Schiedsrichter ernennt?); 
die Schiedsrichter wählen einen Obmann. 

$ 7. Im Falle des Todes eines der Teilhaber sollen die Erben berechtigt 
sein, ın die Rechte und Pflichten des Vertrages einzutreten oder mit dreimona- 
tiger Kündigung die Lösung des Vertrages und Auszahlung ihres Anteils am 
linde des nächsten Geschäftsjahres zu verlangen. 

$ 8. Die Dauer des Vertrages ist auf sechs Jahre festgesetzt; erfolgt sechs 
Monate vor seinem Ablauf keine Kündigung von einer Seite, so gilt der Ver- 
trag auf weitere drei Jahre verlängert. (Vgl. sonst $ 7.) 


Breslau, den 10. Februar 19. Theodor Weißpflog. Willi Ziethen. 

Die offene Handelsgeſellſchaft wird aufgelöſt: 

1. durch den Ablauf der Zeit, für welche fie eingegangen iſt; 

9. durch Beſchluß der Geſellſchafter; 

3. durch Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen der Geſellſchaft; 

4. durch den Tod eines Geſellſchafters, wenn nicht im Geſellſchaftsvertrage etwas 
anderes beſtimmt worden iſt (3. B. Neueintritt eines Erben, Übernahme des 
Anteils durch einen anderen Geſellſchafter uſw.); 

5. durch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen eines Geſellſchafters; 

6. durch Kündigung und durch gerichtliche Entſcheidung. 


b) Kommanditgeſellſchaft 
(HGB. 88 161—177) 


Die Kom manditgeſellſchaft iſt eine Vereinigung, deren Zweck auf den Betrieb 
eines vollkaufſmänniſchen Handelsgewerbes unter gemeinſchaftlicher Firma gerichtet und 
bei der bezüglich eines oder einiger Geſellſchafter die Haftung gegenüber den Geſellſchafts- 


) Iſt über die Gewiunvertellung nichts ii Geſellſchaͤftsvertrag vereinbart, daun gilt HGB. § 121 
(4% N ſe ese U M der Reſt zu gleichen Teilen). 
Dieſe Beſtimmung It nach außen unſoirkſam, d. h. wenn Ziethen trotzdem einen Geſchäftswechſel 
unterſchreitt, haftet die OHG. f \ b Sen l AN ; 
") Zweck higer iſt es, einem Dritten, insbesondere der Handelskammer, dem Anwaltsverein, einem 
gemelnſamen Bekannten eu, ögl., die Ernennung der Schiedsrichter zu übertragen. 
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gläubiger auf eine beſtimmte Vermögenseinlage beſchränkt iſt (Kom manditiſten), 
während bei dem anderen Teile der Geſellſchafter eine Beſchränkung der Haftung nicht 
ſtattfindet (perſönlich haftende Geſellſchafter oder Komplementäre). 

Der Kommanditiſt iſt von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſen und hat keine Ver⸗ 
tretungsmacht, doch kann er eine Abſchrift der Jahresbilanz verlangen und ihre Richtigkeit 
unter Einſicht der Bücher und Papiere prüfen. 

Die Firma muß den Namen mindeſtens eines perſönlich haftenden Geſellſchafters 
mit einem Zuſatz (KG.) enthalten, der das Vorhandenſein einer Geſellſchaft andeutet. 

Wenn über die Gewinnverteilung nichts anderes vereinbart wurde, dann gilt HGB. 
§ 168: 4% der Einlage, der Reſt in einem angemeſſenem Verhältnis. Der perſönlich 
haftende Geſellſchafter wird ohne Zweifel mehr Gewinn beanſpruchen, da er ja auch das 
größere Riſiko trägt. 


2. Die Kapitalgeſellſchaften 
a) Aktiengeſellſchaft 
(Geſetz über Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien v. 30. 1. 37.) 


Die Form der Aktiengeſellſchaft iſt ſchon ſeit langem als erneuerungsbedürftig ange⸗ 
ſehen worden. So wurde bereits im Jahre 1931 die ſogenannte Aktienrechtsnovelle ver⸗ 
ordnet. Am 30. Januar 1937 iſt nunmehr das neue Aktiengeſetz verkündet worden. 

Die Aktiengeſellſchaft iſt eine Geſellſchaft mit eigener Rechtsperſönlichkeit, deren 
Geſellſchafter mit Einlagen auf das in Aktien zerlegte Grundkapital beteiligt ſind, ohne 
perſönlich für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft zu haften. 

An der Feſtſtellung des Geſellſchaftsvertrages müſſen mindeſtens fünf Perſonen be⸗ 
teiligt ſein. 

Die Firma der Aktiengeſellſchaft iſt in der Regel dem Gegenſtand des Unternehmens 
zu entnehmen. Sie muß die Bezeichnung „Aktiengeſellſchaft“ enthalten, auch dann, wenn 
die Aktiengeſellſchaft die Firma eines von ihr erworbenen Handelsgeſchäftes fortführt. 
Der Mindeſtnennbetrag des Grundkapitales beträgt RM 500 000.—, jedoch können in be⸗ 
ſonderen Fällen Ausnahmen zugelaſſen werden.!) Eine Aktie muß mindeſtens über 
RM 1000.— lauten, höhere Beträge müſſen auf volle 500 Reichsmark geſtellt werden. 

Bei der Gründung iſt ein Geſellſchaftsvertrag durch Gericht oder Notar aufzuſtellen, 
der enthalten muß: 

1. die Firma und den Sitz der Geſellſchaft; 

2. den Gegenſtand des Unternehmens; 

3. die Höhe des Grundkapitales; 

4. die Nennbeträge der einzelnen Aktien und, wenn mehrere Gattungen beſtehen 
(Vorzugsaktien), die Gattung der einzelnen Aktien. Mehrſtimmenaktien ſind ver⸗ 
boten; 

5. die Art der Zuſammenſetzung des Vorſtandes; 

6. die Form der Bekanntmachung der Geſellſchaft. 

Wir unterſcheiden zwei Arten von Gründungen: 

1. Die Gründer übernehmen alle Aktien (Simultangründung, Einheitsgründung); 

2. Die Gründer nehmen nur einen Teil der Aktien. Der Reſt wird dem Publikum 
zur Zeichnung angeboten (Sukzeſſivgründung, Stufengründung). 

Wir kennen bei der Aktiengeſellſchaft drei Verwaltungsträger: Aufſichtsrat, Vorſtand, 

Haupt(General-)verſammlung. 

Der Aufſichtsrat (überwachendes Organ) beſteht aus mindeſtens 3 Mitgliedern, die 
nicht Aktionäre ſein müſſen. Die Höchſtzahl beträgt 7 bei einem Grundkapital bis 3 Millionen, 
12 bei einem Grundkapital von mehr als 3 Millionen, 20 bei über 20 Millionen Reichsmark 
Grundkapital. 


1) Die ſchon beſtehenden Aktiengeſellſchaften über RM 100 000.— Grundkapital können beſtehen bleiben, 
alle anderen müſſen ſich bis zum 31. Dezember 1940 auflöſen. 
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Die Aufſichtsratsmitglieder können nicht zugleich Vorſtand oder dauernd Vertreter N 


bon Vorſtandsmitgliedern fein. Sie können auch nicht als Angeſtellte die Geſchäfte der 
Geſellſchaft führen. Niemand darf mehr als 10 Aufſichtsräten angehören. 

Die Mitglieder des Aufſichtsrates werden von der Hauptverſammlung für höchſtens 
vier Jahre gewählt. Der Aufſichtsrat hat die Geſchäftsführung des Vorſtandes zu über⸗ 


wachen, den Jahresabſchluß zu prüfen und der Hauptverſammlung zu berichten. Für ſeine 
Tätigkeit erhält er eine Vergütung, die in der Satzung feſtgelegt oder von der Haupt⸗ 


verſammlung beſchloſſen wird. Ihre Höhe muß mit den Aufgaben des Aufſichtsrates, der 
Lage der Geſellſchaft und beſonders ihren Aufwendungen für die Gefolgſchaft im Einklang 
ſtehen. 

Der Vorſtand (leitendes Organ) wird vom Aufſichtsrat auf höchſtens 5 Jahre beſtellt. 


Er hat unter eigener Verantwortung die Geſellſchaft ſo zu leiten, wie das Wohl des | 


Betriebes und feiner Gefolgſchaft und der gemeine Nutzen von Volk und Reich es fordern. 
Der Vorſtand kann aus einer oder mehreren Perſonen beſtehen, davon iſt einer der 
Vorſitzer. 

Die Hauptverſammlung (beſchließendes Organ) beſteht aus den Aktionären. Sie 
wird in der Regel vom Vorſtand einberufen und beſchließt in den im Geſetz und in der 
Satzung ausdrücklich beſtimmten Fällen. Über Fragen der Geſchäftsführung kann die 


Hauptverſammlung nur entſcheiden, wenn der Vorſtand es verlangt. Die Abſtimmung 


erfolgt nach Aktien. 

Auf allen Geſchäftsbriefen müſſen die ſämtlichen Vorſtandsmitglieder und der Vorſitzer 
des Aufſichtsrats mit dem Familiennamen und mindeſtens einem ausgeſchriebenen Vor⸗ 
namen angegeben werden. Der Vorſitzer des Vorſtands iſt beſonders zu bezeichnen. 

Der Gewinn kann auf die Aktionäre je nach dem Aktienbeſitz verteilt werden (Divi⸗ 
dende). Nach dem Anleiheſtockgeſetz dürfen aber höchſtens 6% zur Verteilung gelangen. 
Der Reſt wird an die Deutſche Golddiskontbank in Berlin geſchickt, die die Summe für die 
Aktionäre verwaltet. Nur die Aktiengeſellſchaften, die bisher eine höhere Dividende zahlten, 
dürfen mehr verteilen, jedoch im Höchſtfall 8%. 

Vor Verteilung des Reingewinns ſind jährlich mindeſtens 5% davon der Hefe 
Reſerve zuzuführen, bis dieſe 10% des Aktienkapitals erreicht hat. 


b) Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 


Die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien (Aktiengeſetz 88 219/32) iſt eine Kommandit⸗ u 
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geſellſchaft (vgl. Seite 290 f.), deren Grundkapital in Aktien zerlegt iſt. Im allgemeinen 


gilt daher für die Kommanditiſten Aftienecht und für die Komplementäre das Recht der 
Kommanditgeſellſchaften. 


Die Vertretung und Geſchäftsführung 0 in den Händen der perſönlich haftenden 


Geſellſchafter. 
Die Firma muß den Zuſatz „Kommanditgeſellſchaft auf Aktien“ tragen. Die Form der 
KGaA. iſt in Deutſchland wenig beliebt und wenig verbreitet. 


c) Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
(Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung.) 


Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (gewöhnlich abgekürzt: G. m. b. H.) können 


zu jedem geſetzlich zuläſſigen Zwecke errichtet werden. 

Der Geſellſchaftsvertrag bedarf des Abſchluſſes in e oder notarieller 
Form. Er iſt von allen Geſellſchaftern zu unterzeichnen. Im Vertrage muß 
enthalten ſein: Firma und Sitz der Geſellſchaft, Gegenſtand des Unternehmens, 
Betrag des Stammkapitals und der Stammeinlagen. 

Das Stammkapital der Geſellſchaft muß mindeſtens RM 20000.—, die Stamm⸗ 
einlage jedes Geſellſchafters muß mindeſtens RM 500.— betragen. Der Betrag der 
Stammeinlage kann für die einzelnen Geſellſchafter verſchieden beſtimmt werden. Er 


muß in Reichsmark durch hundert teilbar fein. Jeder Geſellſchafter haftet nur mit feiner 
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Einlagd es kann aber im Geſellſchaftsvertrage vereinbart fein, daß Nachſchüſſe erhoben 
werden bürfen. 

Die Unmeldung der G. m. b. H. hat bei dem Gericht, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft 
ihren Siu\hat, zur Eintragung in das Handelsregiſter zu erfolgen. Sie darf erſt geſchehen, 
nachdem n Stammeinlage ein Viertel, mindeſtens aber RM 250.— eingezahlt find. 

Die Firma muß entweder von dem Gegenſtande des Unternehmens entlehnt ſein 
oder mindeſtens den Namen eines Geſellſchafters mit dem Zuſatz G. m. b. H. enthalten. 

Der Geſchäftsanteil jedes Geſellſchafters beſtimmt ſich nach dem Betrag der von 
ihm übernommenen Stammeinlage. Er iſt vererblich und durch gerichtlichen oder no⸗ 
tariellen Vertrag auf andere Perſonen übertragbar. Die Veräußerung von Teilen 
eines Geſchäftsanteils kann nur mit Genehmigung der Geſellſchaft erfolgen. Steht 
ein Anteil 1 Perſonen zu, ſo können dieſe nur gemeinſchaftlich die Geſellſchafts⸗ 
rechte ausüben. Je RM 100.— eines Geſchäftsanteils gewähren eine Stimme. 

Die G. m. b. H. muß als geſetzlichen Vertreter einen oder mehrere Geſchäfts— 
führer haben. Zu ſolchen können von der Geſellſchaftsverſammlung Geſellſchafter 
oder andere Perſonen beſtellt werden. Die Geſchäftsführer haben die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes anzuwenden, widrigenfalls die Geſellſchaft Erſatzanſprüche 
erheben kann. 

Ein Aufſichtsrat kann, aber muß nicht beſtellt werden. 

Wenn im Geſellſchaftsvertrag nichts anderes vereinbart iſt, wird der Reingewinn 
nach dem Verhältnis der Geſchäftsanteile verteilt. 

Auf Beſchluß der Geſellſchafter (mindeſtens drei Viertel der abgegebenen Stimmen) 
kann der Geſellſchaftsvertrag abgeändert werden. Dieſer Beſchluß iſt gerichtlich oder 
notariell zu beurkunden (Urkundenſteuer!). 

Die G. m. b. H. wird aufgelöſt: 

1. durch Ablauf der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Zeit; 

2. durch Beſchluß der Geſellſchafter (ſ. o.); 

3. durch gerichtliches Urteil; 

4. durch Eröffnung des Konkursverfahrens; 
5. durch andere, im Geſellſchaftsvertrag beſtimmte Gründe. 


d) Genoſſenſchaften 
(Geſetz, betreffend die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften.) 

Eine Genoſſenſchaft iſt eine Geſellſchaft von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, 
mindeſtens 7, welche die Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft ihrer Mitglieder 
mittels gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes bezweckt. Als ſolche Genoſſenſchaften kommen 
namentlich in Betracht: Vorſchuß⸗ und Kreditvereine, Rohſtoffvereine, Abſatzgenoſſen⸗ 
ſchaften, Magazinvereine, Produktivgenoſſenſchaften und Baugenoſſenſchaften. Die Ge⸗ 
noſſenſchaft muß einen Vorſtand und einen Aufſichtsrat haben. Die einzelnen Mit⸗ 
glieder heißen Genoſſen. 

Bezüglich der Haftart unterſcheidet man: 

a) Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht ). Die einzelnen 
Genoſſen haften für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft mit ihrem ganzen 
Vermögen, ſowohl der Genoſſenſchaft wie auch im Konkursfalle unmittelbar deren 
Gläubigern; 

b) Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht. Bei dieſen iſt die Haft⸗ 
pflicht der Genoſſen für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft ſowohl dieſer 
wie unmittelbar den Gläubigern gegenüber im voraus auf eine beſtimmte Summe 
beſchränkt. 


1) Die gebräuchliche Abkürzung iſt z. B.: e. G. m. u. H. (eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Haftpflicht) und e. G. m. b. H. (eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht). Dagegen iſt die 
Abkürzung G. m. b. H. nicht für die een ſondern für die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung gebräuchlich. 
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Die Genoſſenſchaft muß ſich in das Genoſſenſchaftsregiſter ee 
und zwar bei dem Gericht, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. Die Anmeldung zur Ein- 
tragung erfolgt durch den Vorſtand. 

Nach der Anmeldung der Genoſſenſchaft bedarf es zum Erwerbe der Mitgliedschaft f 
einer ſchriftlichen Beitrittserklärung und der Eintragung in die beim Regiſtergericht ge⸗ 
führte Liſte der Genoſſen. Dieſe Liſte kann in den Dienſtſtunden des Gerichts von jeder⸗ 
mann eingeſehen werden. 

Wer in eine beſtehende Genoſſenſchaft eintritt, haftet für die vor ſeinem Eintritt 
eingegangenen Verbindlichkeiten. 

Das Ausſcheiden eines Genoſſen erfolgt durch Aufkündigung, Ausſchließung, 
Tod, Verlegung des Wohnſitzes und Übertragung des Geſchäftsanteils an einen anderen. 


e) Gewerkſchaft des Bergrechts 


Die Gewerkſchaft iſt eine Vereinigung von Perſonen zum Betriebe eines Bergwerkes, 
bei der die Gewerken einen Anteil, der Kur genannt wird, haben. Ein Kur lautet nicht 
über einen feſten Betrag, ſondern über einen beſtimmten Teil des Geſamtvermögens, 
3. B. Y/1000 Uſw. Der Gewerke hat bei Bedarf unbeſchränkt Zubußen zu leiten. Die Ge⸗ 
werkſchaft verfügt nicht — wie die AG. — über ein feſtes Kapital, da der Wert der Gruben 
im voraus nicht ſicher zu berechnen iſt. Der verteilte Gewinn heißt Ausbeute. 


) Reederei | 

Die Reederei iſt ein Zuſammenſchluß von Schiffseigentümern zum gemeinſamen Be⸗ 
trieb der Seeſchiffahrt (HGB. § 489). Der Geſchäftsanteil — meiſtens in Hundertſteln 
ausgedrückt — wird Schiffs part genannt. Einer der Mitreeder wird mit der Geſchäfts⸗ 
führung beauftragt. 

Die Reederei be itzt keine Firma. Die Haftung beſchränkt ſich in den wichtigſten Fällen 
auf Schiff und Ladung. 

Dieſe Form der Reederei iſt ſelten; die meiſten Schiffahrtsbetriebe ſind, auch wenn 
ſie im Sprachgebrauch Reedereien genannt werden, Aktiengeſellſchaften. 


3. Die Stille Geſellſchaft 


(HGB. 588 335—342) 

Eine ſtille Geſellſchaft iſt nicht eigentlich eine Geſellſchaft als vielmehr nur eine 
Geldbeteiligung. Der ſtille Geſellſchafter tritt daher nach außen nicht hervor, ins⸗ 
beſondere nicht in der „Firma“. Das Rechtsverhältnis iſt einem Darlehn ähnlich, nur 
mit dem Unterſchied, daß der ſtille Geſellſchafter ſeine „Einlage“ aufs Spiel ſetzt und 
ſtatt Darlehnszinſen meiſt eine Gewinnbeteiligung erhält. 

In welcher Weiſe und Höhe der ftille Geſellſchafter (ftille Teilhaber) am Gewinn 
oder Verluſt teilnimmt, richtet ſich nach dem Geſellſchaftsvertrage. Die Beteiligung 
am Gewinn kann niemals ausgeſchloſſen werden, wohl aber die am Verluſt. 

Der ſtille Geſellſchafter darf eine Abſchrift der jährlichen Bilanz verlangen, die 
Bücher und die Papiere des Handelsgewerbes aber nur einſehen, um die Bilanz zu prüfen, 
oder wenn es vom Gericht aus beſonderem Grunde, z. B. wenn ſich der Inhaber unredliche 
Handlungen hat zuſchulden kommen laſſen, geſtattet wird. 

Eine auf unbeſtimmte Zeit eingegangene ſtille Geſellſchaft kann nur für den Schluß 
des Geſchäftsjahres gekündigt werden, und zwar wenigſtens ſechs Monate vorher. 

Im Konkurſe des anderen Geſellſchafters iſt der ſtille Geſellſchafter hinſichtlich ſeiner 
Einlage Konkursgläubiger; doch iſt zuvor ſein Anteil am Verluſt durch ſeine Einlage zu 
decken. Vereinbarungen, die von den Geſellſchaftern innerhalb des letzten Jahres vor der 
Konkurseröffnung über die Rückgewähr der Einlage oder über den Erlaß des Anteils des 
ſtillen Geſellſchafters am Verluſt getroffen wurden, können vom Konkursverwalter an⸗ 
gefochten werden. 
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4. Der Zuſammenſchluß von Unternehmungen 


Es iſt oft der Fall, daß ſich Unternehmen in loſerer oder feſterer Form zuſammen⸗ 
ſchließen, um beſtimmte wirtſchaftliche Ziele ſicherer oder gründlicher zu erreichen. 

Dieſe Zuſammenſchlüſſe ſind für den Verbraucher unter Umſtänden bedenklich, weil 
ſie zu Preisſteigerungen führen können. Die Unterſtellung der deutſchen Wirtſchaft unter 
die Führung des Staates bannt dieſe Gefahr. Auf ihre Vorteile, die auch der Geſamt⸗ 
wirtſchaft nützlich werden, braucht alſo nicht verzichtet zu werden; ſie können ſogar durch 
zwangsweiſen Zuſammenſchluß ausgelöſt werden. 


a) Kartelle 

Sie entſtehen durch vertragsmäßige Vereinbarung von ſelbſtändig bleibenden 
Unternehmen des gleichen Gewerbezweiges zur Beeinfluſſung des Marktes durch Regelung 
des Einkaufes, der Erzeugung oder des Abſatzes. 

Nach dem Kartellzweck ſind zu unterſcheiden: 


Bedingungs- oder Konditionalkartell, das die Verkaufsbedingungen, wie 
Ziele, Rabatte, Skontobeträge uſw., für ſeine Mitglieder bindend feſtlegt. 


Gebietskartelle teilen die Abſatzgebiete unter den Mitgliedsfirmen auf. 


Preiskartelle binden ihre Mitglieder an Mindeſtpreiſe, deren Unterſchreitungen 
unter Vertragsſtrafe geſtellt werden. 

Produktions-(Erzeugungs⸗) oder Kontingentierungskartelle, die gewöhnlich. 
auch Preiskartelle ſind, verteilen die Erzeugung der kartellierten Waren nach einem 
Schlüſſel auf die angeſchloſſenen Unternehmungen. Je nach der Marktlage werden dieſe 
„Quoten“ vermindert oder erhöht. 


Gewinnausgleichskartelle — Poole — ſammeln die von den ſelbſtändigen Mit- 
gliedern der Intereſſengemeinſchaft erzielten Gewinne und verteilen ſie dann gleichmäßig 
an die beteiligten Unternehmen. Sie ſind in der Seeſchiffahrt nicht ſelten. 


Die Vorteile der Kartellbildung liegen in der Gewährleiſtung einer gleichmäßigen Er- 
zeugung und Beſchäftigung der Gefolgſchaft, der Stetigkeit der Preiſe und des ſchnelleren 
techniſchen Fortſchrittes. Dagegen bergen ſie die Gefahr einer Preisüberhöhung, beſonders 
wenn ſie Monopolſtellung gewinnen, die auch aus Mangel an geſundem Wettbewerb die 
techniſche Entwicklung hemmen kann. Dann werden ſie auch eine wirtſchaftliche Macht, die 
bei ſchwacher Staatsführung, vor allem in Demokratien, eine ſchädliche Politik verfolgt. 


Wo es der gemeine Nutzen erfordert, beſonders im Falle von Überſetzungen eines 
Wirtſchaftszweiges, ſchädlichen Preiskämpfen uſw., kann der Reichswirtſchaftsminiſter 
Zwangs kartelle bilden. 


b) Syndikate 

Sie ſind eine beſondere Form des Erzeugungskartells, die am tiefſten in die Selbſtän⸗ 
digkeit der angeſchloſſenen Unternehmungen eingreifen. Sie kommen als Einkaufs-, viel 
häufiger aber als Verkaufsſyndikate vor. Die angeſchloſſenen Werke find dann nur Er- 
zeuger des Fabrikates. Der geſamte Abſatz erfolgt durch die gemeinſame Verkaufs- 
organiſation, die alle Aufträge einem Schlüſſel nach verteilt. Die Syndikate der Kohlen— 
und Kaliinduſtrie ſind die bekannteſten Beiſpiele. 


c) Konzerne 

Der Konzern faßt rechtlich ſelbſtändige Unternehmungen unter einheitlicher Leitung 
zuſammen. Die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit der Konzernbetriebe hört damit auf. 
Ihre Rechtsform kann an ſich verſchieden ſein, meiſt handelt es ſich aber um Aktiengeſell— 
ſchaften, die durch Aktienkauf oder -kauſch zum Konzern zuſammengeſchloſſen werden. 
Die Neubildung wird durch das Aktiengeſetz erſchwert (Verbot von Mehrſtimmrechts— 
aktien, Begrenzung der Aufſichtsratspoſten). Nach außen find die Konzerne kaum er- 
kennbar. 
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e e (waagerechte) Konzerne umfaſſen ng der gleichen | 


Erzeugungsſtufe. Ihr Ziel ift Beſeitigung des Wettbewerbs, Erfahrungs⸗ und Erfindungs⸗ 
austauſch, Normung, Verkaufsgemeinſchaft. Vorteile und Nachteile ſind die a wie 
beim Kartell. 


Vertikale (ſenkrechte) ) Konzerne gliedern ſich möglichſt alle Betriebsſtufen eines 
Wirtſchaftszweiges ein, von der Rohſtoffgewinnung bis zur Enderzeugung. Sie können 
ſo zum Großverbraucher ihrer eigenen Erzeugniſſe werden, die ihnen zu Vorzugspreiſen 
zur Verfügung ſtehen. Das kann auch dem Verbraucher nützlich werden, aber auch zu 
einem Preiskampf des Konzerns gegen die übrigen Fertigerzeuger führen, die er ſchließlich 
zum Anſchluß zwingt oder niederringt. Auch der vertikale Konzern trägt die Tendenz zur 
Breitenausdehnung in ſich. 

d) Truſt 

Der Truſt ähnelt dem Konzern, nur daß die Unternehmungen durch Fuſion auch ihre 
rechtliche Selbſtändigkeit verlieren oder ſie doch durch Übertragung der Aktien auf eine 
Dachgeſellſchaft tatſächlich einbüßen. 

Im Falle der Fuſion (Verſchmelzung) überträgt die eine Geſellſchaft ihr Vermögen 
als Ganzes auf die andere Geſellſchaft. Die Aktien werden gegen ſolche der unternehmenden 
Geſellſchaft umgetauſcht. Die übertragende Geſellſchaft erliſcht (HGB. 88 305/6). Wenn 
auch die Vollfuſion ein Mittel zur Truſtbildung iſt, kann 5 auch aus anderen wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen vorgenommen werden. 

Im anderen Falle gründen mehrere Unternehmungen eine Dach geſellſchaft (Holding⸗ 
geſellſchaft), in die ſie die Mehrheit ihrer Aktien einbringen. Dieſe Dachgeſellſchaft beherrſcht 
(kontrolliert) die angeſchloſſenen Geſellſchaften tatſächlich. 

Zur Verteilung des Riſikos legen Kapitaliften ihr Geld in Induſtrie⸗Banken an, die 
es zum Erwerb von Anteilen bei verſchiedenen Kapitalgeſellſchaften benutzen. Man Spricht 
dann von Inveſtmentstruſts. Erreicht die Bank mit einer Beteiligung von mehr als 50% 
des Stimmrechtes die tatſächliche Herrschaft in verſchiedenen Unternehmungen, ſo iſt ſie 
die beherrſchende Dachgeſellſchaft. In der Regel aber ſucht ſie „Riſikomiſchung“ und be⸗ 
gnügt ſich darum mit weſentlich geringeren Anteilen bei möglichſt vielen Geſellſchaften. 

Der Truſt kann durch ſtraffe Rationaliſierung die Erzeugung verbilligen. Sein Streben 
nach Marktbeherrſchung und das Anſammeln bedeutender wirtſchaftlicher Macht in den 
Händen weniger, zumeiſt anonymer Kapitaliſten ift äußerſt bedenklich. Der Außenſtehende 
vermag den Truſt, beſonders wenn er mit einer Dachgeſellſchaft arbeitet, er zu erkennen. 


D. Schuldrecht | 
1. Die Begründung der Schuld verhältniſſe 


Das Verhältnis einer Perſon zu einer anderen, auf Grund deſſen ſie von dieſer etwas 
zu fordern hat, bezeichnet man als Schuldverhältnis. Der häufigſte Entſtehungsgrund 
eines Schuldverhältniſſes iſt das zweiſeitige Rechtsgeſchäft, der Vertrag. Allgemeine 
Vorausſetzungen für das Zuſtandekommen oder den Beſtand eines Vertrages ſind die 
Geſchäftsfähigkeit der Vertragſchließenden und der Abſchluß des . innerhalb 
der von der Rechtsordnung gezogenen Schranken. | 


a) Rechtsfähigkeit 
Das deutſche Recht kennt zwei Arten von Perſonen: natürliche Perſonen und 
juriſtiſche Perſonen. Unter dieſen unterſcheidet man zwei Gruppen: 


1. die Körperſchaften einſchließlich der Vereine (88 2179 BGB.), 
2. die Anſtalten, zu denen auch die Stiftungen gehören (88 80-88 BGB.). 


Die juriſtiſchen Perſonen lönnen öffentlichrechtlicher Art (Staat, NSDAP., 


I: * 
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ſſenſchaften, Vereine) ſein. 
Beide) natürliche und juriſtiſche Perſonen, beſitzen Rechtsfähigkeit, d. h. fie find 
Träger ei der Rechtsordnung vorgeſehenen Rechte und Pflichten. 

Die Rechtsfähigkeit beginnt bei natürlichen Perſonen mit der Vollendung der Geburt 
($1 BGB.); dann kann der Menſch ſowohl Eigentum und Forderungen als auch Schulden 
haben. 175 Erbe kann der noch nicht geborene, aber ſchon gezeugte Menſch werden 
(88 1922/23 BGB.). Die Rechtsfähigkeit endet mit dem Tode (818 BGB.). 

Bei juriſtiſchen Perſonen beginnt die Rechtsfähigkeit mit dem Zeitpunkt ihrer rechts⸗ 
gültigen Entſtehung, bei Vereinen mit der Eintragung in das Vereinsregiſter des zuſtän⸗ 
digen Amtsgerichts (8 21 BGB.), bei Firmen mit der Eintragung in das Handelsregiſter. 

Wenn das Kind auch Träger von Rechten und Pflichten ſein kann, ſo kann es dieſe 
Rechte doch nicht wahrnehmen, ihm fehlt die Geſchäftsfähigkeit. 


b) Geſchäftsfähigkeit 

Geſchäftsfähig ſind volljährige Perſonen, d. h. ſolche, die das 21. Lebensjahr 
vollendet haben, ferner von dem Vormundſchaftsgericht für volljährig erklärte Perſonen 
(zuläſſig beim Alter von mindeſtens 18 Jahren). 

Beſchränkt geſchäftsfähig ſind: 

a) Minderjährige über 7 Jahre; 

b) die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigten; 

e) die unter vorläufige Vormundſchaft geſtellten Perſonen. 


Die rechtsgeſchäftlichen Handlungen der Minderjährigen werden in der Regel 
erſt gültig durch die Genehmigung des geſetzlichen Vertreters (Vater, Mutter, Vormund). 
Die Genehmigung gilt als verweigert, wenn der Vertreter ſie nicht innerhalb zwei Wochen 
nach der Aufforderung dazu erteilt hat. 

So iſt z. B. zum Kauf eines Gegenſtandes auf Ratenzahlung die Zuſtimmung des 

geſetzlichen Vertreters nötig. 

Der Minderjährige bedarf (Ausnahme von der Regel) der Genehmigung ſeines 
geſetzlichen Vertreters nicht: 

a) für Verträge, durch die er lediglich einen Vorteil erlangt; 

b) für Verträge, zu deren Erfüllung er Mittel anwendet, die ihm für dieſen Zweck 
oder zu freier Verfügung (Taſchengeld) vom geſetzlichen Vertreter oder mit 
deſſen Zuſtimmung von einem Dritten überlaſſen worden ſind; 

c) für alle die Eingehung, Aufhebung, Erfüllung eines Dienſt⸗ oder Arbeits⸗ 
verhältniſſes betreffenden Rechtsgeſchäfte, wenn er mit Ermächtigung 
ſeines geſetzlichen Vertreters in ein ſolches Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis 
getreten iſt; 

d) für alle Rechtsgeſchäfte, die ein Geſchäftsbetrieb, den er mit Genehmigung 
ſeines geſetzlichen Vertreters betreibt, mit ſich bringt. 

Geſchäftsunfähig ſind: 

a) Perſonen unter 7 Jahren; 

b) Perſonen, die ſich in einem die freie Willensäußerung ausſchließenden Zuſtande 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befinden, ſofern dieſer nicht ein vorüber⸗ 
gehender iſt; 

c) die wegen Geiſteskrankheit Entmündigten. 


o) Rechtsgeſchäfte 
Ein Rechtsgeſchäft ſetzt eine Willenserklärung voraus, die auf die Hervorbringung 
eines rechtlichen Erfolges gerichtet iſt. 
Man unterſcheidet einſeitige und zweiſeitige Rechtsgeſchäfte. Beim einſeitigen 
Rechtsgeſchäft zieht ſchon die Willenserklärung eine rechtliche Wirkung nach ſich. 
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Die Willenserklärung kann empfangsbedürftig fein, d. h. erſt dann, wirkſam 
werden, wenn fie in den Beſitz deſſen gelangt, an den fie gerichtet iſt (Kündigung, Angebot, 
Mahnung). Nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen erzielen lediglich durch 
ihre Abgabe eine Rechtswirkung (Teſtamente, Stiftung, Mängelrüge). f 

Zweiſeitige Rechtsgeſchäfte ſetzen mindeſtens zwei ne, Willenserklä⸗ 
rungen voraus (Verträge). 

Formbedürftige Rechtsgeſchäfte erhalten nur Gültigkeit durch Erfüllung der vom 
Geſetz oder den Parteien vorgeſchriebenen Form (Schriftform, gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung). 

Formloſe Rechtsgeſchäfte bilden den Grundſatz im deutſchen Recht, zum Zwecke der 
Beweisſicherung iſt aber auch hier ſehr oft zur Schriftform zu raten. 

Die ſchriftliche Form wird verlangt: 

1. bei Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis (88 780/81 BGB.), 

2. bei Bürgſchaftsverſprechen des Nichtkauf mannes (8 766 BGB.), 

3. bei Ermietung von Grundſtücken über länger als ein Jahr (8 566 BGB.), 

4. bei Abtretung einer Briefhypothek (§ 1154 BGB.), 

5. bei Schiedsverträgen (8 1027 ZPO.). 


Offentliche Beglaubigung iſt erforderlich: 
1. bei ſchriftlicher Anmeldung zum Handelsregiſter (812 HGB. ) en 
(8 1560 BGB.) und Vereinsregiſter (877 BGB.), 

9. bei Grundbucheintragungen (829 GBO.), 

3. Ausſchlagung einer Erbſchaft (§S 1945 BGB.). 

Gerichtliche oder notarielle Beurkundung erfordern z. B. der Grundſtückskauf, 
Beſchluß der Generalverſammlung, das Schenkungsverſprechen. 

Abſchluß vor einer Behörde 55 notwendig beim Ehevertrag, Erbvertrag, bei der 
Eheſchließung. 

Bei Rechtsgeſchäften unter Seb ſoll die Rechtsfolge zu Lebzeiten der Be⸗ 
teiligten, bei Rechtsgeſchäften von Todes wegen mit dem Tode deſſen eintreten, der die 
Willenserklärung abgibt. 

Werden die vorgeſchriebenen Formen verletzt, ſo iſt das Geſchäft nichtig. Auch aus 
anderen Gründen kann Nichtigkeit eintreten, ſo bei Mitwirkung eines Geſchäftsunfähigen, 
bei Scheingeſchäften (8 117 BGB.), wenn etwa bei Grundſtücksverkäufen aus ſteuerlichen 
Gründen ein falſcher Kaufpreis beurkundet wird. Nichtigkeit tritt auch ein bei offenſichtlich 
ſcherzhaft abgegebenen Willenserklärungen (§ 118 BGB.), wenn das Rechtsgeſchäft gegen 
die guten Sitten verſtößt, wucheriſch oder geſetzlich verboten iſt (88 134, 138 BGB.). Die 
Nichtigkeit eines Teiles eines Rechtsgeſchäftes macht im allgemeinen das ganze Rechts⸗ 
geſchäft nichtig. 

Die Anfechtbarkeit von Rechtsgeſchäften iſt gegeben, wenn ſie durch Irrtum 
(8 119 BGB.), unter argliſtiger Täuſchung (8123 BGB.) oder widerrechtlicher 
Drohung zuſtande gekommen ſind. Erpreſſung im Sinne des Strafgeſetzbuches braucht 
das noch nicht zu ſein. 

Die Anfechtung geſchieht in der Regel durch eine einſeitige formloſe Erklärung, daß 
das Geſchäft nicht gelten ſoll. Der Anfechtungsgrund muß darin angegeben werden. 
Dieſe Erklärung iſt empfangsbedürftig, erfolgt alſo zweckmäßig durch Einſchreiben. 

Bis zu ihrer Abgabe bleibt das anfechtbare Rechtsgeſchäft gültig. Die Anfechtung 
wegen Irrtums muß ſofort nach der Entdeckung erfolgen, in den anderen Fällen beträgt 
die Friſt für die Anfechtung ein Jahr. 


d) Vertragsantrag und Vertragsannahme 


Verträge kommen zuſtande durch Antrag und Annahme, beides einſeitige Willens⸗ 
erklärungen, die dem anderen Teile „zugehen“ müſſen. Sie ſind „zugegangen“, ſobald 
der andere Teil das geſprochene Wort des Gegners oder ſeines Vertreters vernommen hat 
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oder ſobal der Brief (das Telegramm) in verkehrsüblicher Art in die Verfügungsgewalt 
des Empfangenden oder eines anderen, der ihn in der Empfangnahme von Briefen ver⸗ 
treten konnte (Ehegatte, Dienſtbote, Geſchäftsgehilfe), gelangt und dem Empfänger ſo 
die Möglichkeit der Kenntnisnahme verſchafft iſt. 

Wer einem anderen einen Vertragsantrag macht, iſt daran gebunden, ſofern er nicht 
die Gebundene ausſchließt (unverbindlich, ſolange Vorrat reicht, Zwiſchenverkauf vor⸗ 
behalten uſw.). Der Antrag erliſcht, wenn er dem Antragenden gegenüber abgelehnt oder 
nicht rechtzeitig ang nommen wird. 


Der einem Anweſenden gemachte Antrag kann nur ſofort angenommen werden, 
auch der telephoniſch gemachte. Der einem Abweſenden gemachte Antrag kann nur bis 
zu dem Zeitpunkte angenommen werden, innerhalb deſſen der Antragende den Eingang 
der Antwort unter regelmäßigen Umſtänden erwarten darf. 

Ein Antrag kann nur genau ſo angenommen werden, wie er geſtellt iſt. Eine Annahme, 
die eine auch nur geringe Anderung vorſchlägt, gilt als Ablehnung und gleichzeitig als 
neuer Antrag, der wiederum der Annahme bedarf. 

Iſt auch nur einer der Vertragſchließenden ein Kaufmann, ſo iſt der Vertrag ein 
Handelsgeſchäft, auf das die Vorſchriften über Handelsgeſchäfte für beide Teile gleich⸗ 
mäßig zur Anwendung kommen, falls nicht im Geſetze ausnahmsweiſe ein anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. 

Die Wirkſamkeit eines Vertrages kann mit einer Bedingung oder mit einer Zeit- 
beſtimmung verknüpft werden. Die Bedingung kann eine aufſchiebende oder auf- 
löſende ſein, die Zeitbeſtimmung als Anfangs- oder Endtermin gedacht ſein. 

Eine beſtimmte Form des Vertrages iſt im allgemeinen nicht erforderlich; er kann 
mündlich, durch Brief⸗ oder Telegrammwechſel oder in beſonderer ſchriftlicher Form 
geſchloſſen werden. Notwendig iſt letzteres nur in einzelnen beſtimmten Fällen, z. B. 
Mietverträgen für länger als ein Jahr, eee n (außer bei kaufmän⸗ 
niſchen), Konkurrenzklauſel des Handlungsgehilfen. In manchen Fällen genügt die ein 
fache Schriftform nicht, ſondern es iſt gerichtliche oder notarielle Beurkundung i 
(Grundſtücksverkauf, Schenkungsverſprechen). 


2. Die Erfüllung der Schuld verpflichtung 


Die Leiſtung iſt vom Schuldner ſo zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte — im Handelsverkehr auch Handelsſitte, Handelsgebrauch, 
Uſance genannt — es erfordern. 

Während im allgemeinen Zinſen erſt von der Mahnung ab zu zahlen ſind, können 
Kaufleute untereinander für ihre Forderungen aus beiderſeitigen Handelsgeſchäften 
ſchon vom Tage der Fälligkeit ab Zinſen fordern, nicht aber Zinſen von Zinſen, außer 
beim Kontokorrentverkehr. Der geſetzliche Zinsfuß beträgt 4% (88 246, 288 BGB.), im 
kaufmänniſchen Verkehr 5% (8 352 HGB.), im Wechſelverkehr nach der Wechſelordnung 
6%. Durch das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1925 iſt jedoch beſtimmt, daß ſeit dem 8. Juli 1925 
der Wechſelzinsſatz für den Regreßanſpruch des Inhabers und des Indoſſanten bis auf 
weiteres 2%, über dem jeweiligen Reichsbankdiskontſatz, mindeſtens jedoch 6% beträgt. 
Auch im neuen Wechſelgeſetz vom 1. April 1934 iſt dieſe Beſtimmung geblieben. Höhere 
Zinſen können vereinbart werden. Übermäßige Zinſen können aber die Zinsvereinbarung 
wucheriſch und damit nichtig machen. 

Vom Standpunkte des Verzuges aus können höhere Zinſen als die geſetzlichen 


gefordert werden. 


Als Erfüllungsort gilt der Ort, wo der Schuldner zur Zeit der Entſtehung des 
Schuldverkältniſſes feinen Wohnſitz oder, wenn die Schuld in ſeinem Gewerbebetriebe 
entſtanden iſt, feine gewerbliche Niederlaſſung hat. Beſteht die Schuld in einer Geld» 
leiſtung, jo hat der Schuldner das Geld auf ſeine Gefahr und ſeine Koſten dem Gläubiger 
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an denjenigen Wohnſitz oder diejenige Geſchäftsniederlaſſung zu ſenden, die der Gläubiger 
zur Zeit der Zahlung, nicht zu der des Vertragsabſchluſſes, hat (88 269/70 BGB.). 

Iſt eine Schuld fällig, ſo muß der Gläubiger mahnen. Durch die Mahnung kommt der 
Schuldner in Verzug, es ſei denn, daß er durch unvertretbare Umſtände an der Erfüllung 
gehindert iſt (wie z. B. unverſchuldete Unmöglichkeit 88 284ff. BGB.). Der Schuldner hat 
den durch den Verzug entſtandenen Schaden zu erſetzen. Handelt es ſich um einen gegen⸗ 
ſeitigen Vertrag (3. B. Kauf, Speditionsvertrag, Vergleich), jo kann nach dem Eintritt des 
Verzuges der Gläubiger dem Schuldner zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Nach⸗ 
friſt ſetzen mit der Erklärung, daß er die Annahme der Leiſtung nach dem Ablauf der Friſt ab⸗ 
lehne (die Erklärung muß dieſe unzweideutige Androhung enthalten und schließt ſich am beſten 
an obigen Wortlaut genau an); dann kann der Gläubiger nach Ablauf der Friſt Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen (dieſer Schaden kann über den Verzugs⸗ 
ſchaden hinausgehen!) oder von dem Vertrage zurücktreten. Macht der Gläubiger von 
einem dieſer Rechte Gebrauch, ſo kann er Erfüllung nicht mehr verlangen. Einer Friſt⸗ 
ſetzung bedarf es nicht, wenn die verſpätete Erfüllung für den Gläubiger kein Intereſſe 
mehr hat (z. B. Zeitungsanzeige für eine Verſteigerung). Bei teilweiſem Verzuge (3. B. 
rechtzeitige Geſtellung von nur 2 von 4 Waggons) ſtehen die Verzugsrechte dem Gläubiger 
auch nur teilweiſe zu. Hat aber die Nachleiſtung des Reſtes für ihn kein Intereſſe, ſo kann 
er ſeine Rechte auf die ganze Leiſtung geltend machen (3. B. die 4 Waggons waren für den 
Transport einer zuſammengehörigen techniſchen Anlage bejtimmt). | | 

Iſt eine Leiſtung kalendermäßig beſtimmt, und zwar fo, daß der Tag genau feſtſteht 
und nicht nur annähernd, ſo kommt der Schuldner ſchon mit dem Ablauf des Kalender⸗ 
tages in Verzug. 

Während des Verzuges hat der Schuldner jede Fahrläſſigkeit zu vertreten und die 
Gefahr zu tragen. 


3. Die Übertragung von Forderungen 


Eine Forderung kann von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem anderen auf dieſen 
übertragen werden, ohne daß es der Zuſtimmung des Schuldners bedarf (88 393 ff. BGB.). 
Ausgeſchloſſen iſt die Übertragung: 

a) wenn die Leiſtung an einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne 

Veränderung ihres Inhalts erfolgen kann; 

b) wenn die Abtretung gemäß Vereinbarung mit dem Schuldner nicht ſtattfinden 

darf, und 

c) wenn die Forderung der Pfändung nicht unterworfen iſt. 


Der Abtretungsvertrag bedarf — außer bei Hypotheken — keiner beſonderen Form, 
kann alſo mündlich oder ſchriftlich abgeſchloſſen werden. Doch iſt der bisherige Gläubiger 
(Zedent) verpflichtet, dem neuen Gläubiger (Zeſſionar) auf Verlangen eine öffentlich 
beglaubigte Abtretungsurkunde (Zeſſion) auszuſtellen (ſiehe Seite 186f.). Die Koſten trägt 

der neue Gläubiger. f 

Der Schuldner iſt nur dann zur Zahlung an den neuen Gläubiger verpflichtet, wenn 
ihm auf ſein Verlangen eine Abtretungsurkunde vorgelegt wird oder wenn ihm der bis⸗ 
herige Gläubiger die Abtretung angezeigt hat. Bis dahin kann der Schuldner an den bis⸗ 
herigen Gläubiger mit befreiender Wirkung zahlen, und bis dahin iſt eine Kündigung oder 
Mahnung des neuen Gläubigers unwirkſam, wenn ſie der Schuldner unverzüglich zurückweiſt. 


4. Die Schuldübernahme 
Schuldübernahme iſt der Vertrag, durch den ein Dritter an die Stelle des bis⸗ 
herigen Schuldners tritt. Der Gläubiger und der Dritte können dieſen Vertrag miteinander 
abſchließen; wird er zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner vereinbart, ſo bedarf er 
der Genehmigung des Gläubigers zu ſeiner Wirkſamkeit. Wird dieſe verweigert, ſo gilt 
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die Überkahme als nicht erfolgt. jedoch iſt der Übernehmer dem Schuldner gegenüber 
verpflichtet den Gläubiger zu befriedigen (88 414ff. BGB.). 

Mit der Schuldübernahme erlöſchen die für die Forderung beſtellten Bürgſchaften 
und Hypotheken 


5. Das Erlöſchen der Schuld verhältniſſe 


Das Schuldverhältnis erliſcht durch Leiſtung des geſchuldeten Gegenſtandes, durch 
Aufrechnung, durch Erlaß (88 362 ff. BGB.). Durch Verjährung erliſcht das Schuld- 
verhältnis nicht. Doch gibt ſie dem Schuldner das Recht, die Leiſtung zu verweigern 
(„Einrede“ der Verjährung). 

Einſeitiger Rücktritt beſeitigt das Schuldverhältnis nur, wenn der Rücktritt im 
Vertrage vorbehalten war, oder in den durch das Geſetz ausdrücklich zugelaſſenen 
Fällen. 

Wenn der Schuldner eine andere als die geſchuldete Leiſtung an Erfüllungsſtati 
anbietet, jo erliſcht das Schuldverhältnis, ſofern der Gläubiger das Dargebotene als Er- 
füllung gelten läßt und annimmt. 

Iſt der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuldverhältniſſen zu gleichartigen 
Leiſtungen verpflichtet und reicht das von ihm Geleiſtete nicht zur Tilgung ſämtlicher 
Schulden aus, ſo wird diejenige Schuld getilgt, die er bei der Leiſtung beſtimmt. Hat 
der Schuldner außer der Hauptleiſtung Zinſen und Koſten zu entrichten, ſo wird eine zur 
Tilgung der ganzen Schuld nicht ausreichende Leiſtung zunächſt auf die Koſten, dann auf 
die Zinſen und zuletzt auf die Hauptleistung angerechnet. Beſtimmt der Schuldner eine 
andere Anrechnung, ſo kann der Gläubiger die Annahme der Leiſtung ablehnen. 

Der Gläubiger hat gegen Empfang der Leiſtung auf Verlangen ein ſchriftliches 
Empfangsbekenntnis (Quittung) zu erteilen. Der Überbringer einer — echten — 
Quittung gilt als ermächtigt, die Leiſtung zu empfangen, ſofern nicht die dem Leiſtenden 
bekannten Umſtände der Annahme einer ſolchen Ermächtigung entgegenſtehen. 

Statt zu erfüllen, kann der Schuldner aufrechnen, wenn er gleiches, wie er ſchuldet, 
von der Gegenpartei fällig und einwandfrei zu fordern hat. 

Im kaufmänniſchen Leben häufig iſt der Kontokorrentvertrag (vgt. Seite 124). 
Steht jemand mit einem Kaufmann derart in Geſchäftsverbindung, daß die aus der Ver⸗ 
bindung entſpringenden beiderſeitigen Anſprüche und Leiſtungen nebſt Zinſen in Rechnung 
geſtellt und in regelmäßigen Zeitabſchnitten durch Verrechnung und Feſtſtellung des für 
den einen oder anderen Teil ſich ergebenden Überſchuſſes ausgeglichen werden, ſo kann 
derjenige, dem bei dem Rechnungsabſchluß ein Überſchuß gebührt, von dem Tage des 
Abſchluſſes an Zinſen von dem Überſchuſſe verlangen, auch ſoweit in der Rechnung Zinſen 
enthalten ſind. Der Rechnungsabſchluß findet in der Regel alljährlich ſtatt; das Konto⸗ 
korrentverhältnis iſt jedoch, falls nichts anderes vereinbart iſt, jederzeit kündbar. 

Werden wohlbegründete Anſprüche, von einem anderen Teil eine Leiſtung oder ein 
Unterlaſſen zu verlangen, innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes nicht ausgeübt, ſo ver⸗ 
jähren ſie, d. h. fie erlöſchen (88 194ff. BGB.). Damit wird vermieden, daß ein Rechts⸗ 
anſpruch erſt geltend gemacht wird, wenn durch Verluſt von Urkunden oder durch Tod 
von Zeugen dem Gegner eine Beweisführung unmöglich wird. 

Die regelmäßige Verjährungsfriſt beträgt 30 Jahre. Die meiſten Anſprüche, die aus 
den Geſchäften des täglichen Lebens entſtehen, haben aber bedeutend kürzere Verjährungs⸗ 
friſten: 

In 2 Fahren verjähren insbeſondere die Anſprüche: der Kaufleute, Fabri⸗ 
kanten, Handwerker und Kunſtgewerbetreibenden für Waren, Arbeiten, Lieferungen, 
ſofern ſie nicht für den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgen (dann verjähren die 
Forderungen erſt in 4 Jahren); der Eiſenbahnen, Schiffer, Fuhrleute, Kutſcher, Boten 
u. dgl. hinſichtlich des Fahrgeldes, der Fracht, des Fuhr⸗ und Botenlohnes; der im Privat⸗ 
dienſt Angeſtellten (Handlungsgehilfen, Privatlehrer, Verwalter uſw.) für Lohn und 
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Gehalt; der gewerblichen Arbeiter und Tagelöhner für ihren Lohn und ſonſtige Vergü⸗ 
tungen; der Lehrherren und⸗meiſter für das Lehrgeld; der „ Notare, Arzte, 
Ouhnätzie, Gerichtsvollzieher für ihre Gebühren u. a. 

In 4 Jahren verjähren die Anſprüche wegen der für den Gewerbebetrieb des Schuld⸗ 
ners erfolgten Leiſtungen, die Anſprüche auf Zinſenrückſtände, Rückſtände von Miet⸗ 
und Pachtgeld, Anſprüche auf Penſionen, Renten, Beſoldung, Ruhegehalt und ähnliche 
regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen. 

Die allgemeine Verjährung beginnt mit der Entſtehung des Anſpruchs, die zwei⸗ 
und vierjährige dagegen erſt am Schluſſe des Jahres, in dem der Anſpruch entſtanden iſt. 
Beiſpiel: Kauf 15. 3. 1937, Beginn der Verjährung für den eee 31.121937 
Ablauf der Verjährung 31. 12. 1939, 


Unterbrochen wird die Verjährung, wenn: 


a) der Schuldner dem Gläubiger gegenüber den Anſpruch durch Zins⸗ oder Ab- 
ſchlagszahlung, Sicherheitsleiſtung uſw. anerkennt, ſei es ausdrücklich 1 ſtill⸗ 
ſchweigend, mündlich oder ſchriftlich; 


b) wenn der Gläubiger Klage erhebt, Zahlungsbefehl erläßt Anſprüche im Konkurs 
anmeldet, Zwangsvollſtreckung und Pfändung oder Aufrechnung im Prozeſſe 
vornimmt. 


Die bloße Mahnung unterbricht dagegen die Verjährung nicht. 


6. Einzelne Schuld verhältniſſe des allgemeinen bürgerlichen Rechts 
a) Kauf 


Der Kauf iſt ein Vertrag, durch den der eine Teil, der Verkäufer, ſich verpflichtet, 
dem anderen, dem Käufer, eine Sache zu übergeben und ihm das Eigentum daran gegen 
ee Vergütung zu verſchaffen (88 433ff. BGB.). Auch Rechte können Gegenſtand des 
Kaufs ſein. 


Die Pflichten des Verkäufers ſind: 


a) Übergabe der Sache und Gewährleiſtung des Eigentums daran; 

b) Befreiung der Sache von allen Rechten, die Dritte gegen den Käufer geltend 
machen könnten; auch die Löſchung der im Grundbuch eingetragenen, aber nicht 
beſtehenden Rechte; 

c) Gewährleiſtung wegen Fehler der verkauften Sache ſowie für den rechtlichen 
Beſtand der verkauften Forderung oder eines ſonſtigen verkauften Rechts; bei 
dem Verkauf eines Wertpapieres dafür, daß es nicht zum Zwecke der Kraftlos⸗ 
erklärung aufgeboten iſt. 


Mit der Übergabe des Kaufgegenſtandes geht die Gefahr des zufälligen Unter⸗ 
ganges und der zufälligen Verſchlechterung auf den Käufer über. Falls der 
Käufer ſich weigert, den Kaufgegenſtand anzunehmen, geht von dieſem Zeitpunkte an die 
Gefahr auf den Käufer über. 

Der Verkäufer braucht, wenn nichts anderes ausgemacht oder den Umſtänden nach 
anzunehmen iſt, nur an dem Orte, wo er zur Zeit des Verkaufs wohnte oder ſeine gewerb⸗ 
liche Niederlaſſung hatte, dem Käufer den Kaufgegenſtand zu übergeben (Erfüllungsort). 
Wenn die verkaufte Sache dem Käufer auf ſein Verlangen vom Verkäufer nach einem 
anderen Ort als dem Erfüllungsort zu überſenden oder zu überbringen iſt, wozu der Ver⸗ 
käufer in der Regel den Umſtänden nach gegen Erſtattung ſeiner Unkoſten verpflichtet iſt, 
ſo geht die Gefahr des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verſchlechterung der 
Kaufgegenſtandes auf den Käufer über, ſobald der Verkäufer die Sache dem Spediteus, 
dem Frachtführer oder der ſonſt zur Ausführung der Verſendung beſtimmten Perſon 
oder Anſtalt, insbeſondere der Poſt oder der e ausgeliefert hat. 
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Die Koſten der Übergabe des verkauften Gegenſtandes, insbeſondere die Koſten des 
Meſſens und Wägens, fallen dem Verkäufer, die Koſten der Abnahme und der Verſendung 
des Gegenſtandes nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte fallen dem Käufer zur Laſt. 

Dieſer hat auch ſoweit keine entgegengeſetzten Abmachungen getroffen wurden, die 
Verpackung zu bezahlen. 

Wenn nichts anderes zwiſchen Verkäufer und Käufer vereinbart iſt, muß der Käufer 
das Kaufgeld Zug um Zug mit der Übergabe zahlen. und falls er es nicht zahlt, ver⸗ 
zinſen (4%, unter Kaufleuten 5%, vgl. den Abſchnitt 2, S. 299). 

Der Verkäufer haftet dafür, daß der Kaufgegenſtand zur Zeit des Überganges 
der Gefahr nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit des Gegen⸗ 
ſtandes zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauche 
aufheben oder erheblich mindern, und daß er die zugeſicherten Eigenſchaften hat. 

Wegen eines vom Verkäufer zu vertretenden Mangels kann der Käufer entweder 
Rückgängigmachen des Kaufes (Wandelung) oder Herabſetzung des Kaufpreiſes Minde⸗ 
rung) verlangen. 

Wenn der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes eine vom Verkäufer zugeſicherte 
Eigenſchaft fehlt oder die Sache eine Eigenſchaft hat, deren Fehlen zugeſichert war, oder 
wenn der Verkäufer einen Fehler der Sache dem Käufer argliſtig verſchwieg, kann der 
Käufer ſtatt der Wandelung oder Minderung vom Verkäufer Schadenerſatz ver- 
langen. 

Dem Käufer ſteht es frei, zu wählen, ob er „Wandelung“, „Minderung“ oder, beim 
Vorliegen der geſetzlichen Vorausſetzungen, „Schadenerſatz“ geltend machen will, er muß 
ſich aber dem Verkäufer gegenüber erklären, von welchem Rechte er Gebrauch machen will. 
So lange, bis der andere Teil ſeine Einwilligung gegeben hat, kann der Käufer die ge⸗ 
troffene Wahl noch ändern. 

Folgendes iſt aber beſonders zu beachten: Iſt der Kauf auf beiden Seiten ein Handels⸗ 
geſchäft (ſind alſo beide Teile Kaufleute), ſo muß der Käufer jeden erkennbaren Mangel 
unverzüglich nach der Ablieferung dem Verkäufer anzeigen (kaufmänniſche Pflicht der 
Mängelrüge). Geſchieht dies nicht, ſo hat der Käufer (abgeſehen vom Falle der Argliſt 
des Verkäufers) alle Rechte, die er ſonſt aus dem erkennbaren Mangel herleiten könnte 
(Wandelung, Minderung, Schadenerſatz) verloren. 

Die Anſprüche des Käufers auf Wandelung, auf Minderung und auf Schadenerſatz 
wegen des Mangels einer zugeſicherten Eigenſchaft verjähren der Regel nach binnen ſechs 
Monaten von der Ablieferung des Kaufgegenſtandes, bei Grundſtücken ein Jahr von der 
Übergabe an. Hat jedoch der Verkäufer den Mangel des Kaufgegenſtandes argliſtig ver⸗ 
ſchwiegen, ſo dauert die Verjährung 30 Jahre. 

Ein Kauf nach Probe oder nach Muſter ift-fo zu behandeln, als ob von dem Ver⸗ 
käufer dem Käufer zugeſichert wäre, daß der Kaufgegenſtand die nämlichen Eigenſchaften 
habe wie die Probe oder das Muſter. Iſt dies nicht der Fall, ſo ſtehen dem Käufer die⸗ 
ſelben Anſprüche gegen den Verkäufer zu, wie wenn bei einem gewöhnlichen Kaufe dem 
Kaufgegenſtande eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt. 

Bei einem Kauf auf Probe oder auf Beſichtigung ſteht die Billigung des 
Kaufgegenſtandes im Belieben des Käufers. Damit der Käufer ſich entſcheiden kann, 
muß ihm die Unterſuchung des Kaufgegenſtandes vom Verkäufer erlaubt werden. Iſt eine 
beſtimmte Probezeit vereinbart, ſo kann der Verkäufer nur bis zum Ablauf dieſer Zeit 
ſich rechtswirkſam erklären. Iſt keine Friſt vereinbart, ſo kann der Verkäufer dem Käufer 
eine angemeſſene Friſt zur Erklärung beſtimmen. 

Gibt der Käufer innerhalb der einen oder der anderen Friſt keine Erklärung ab, ſo 
iſt, falls ihm der Kaufgegenſtand noch nicht zum Zwecke der Probe oder der Beſichtigung 
vom Verkäufer übergeben war, der Kauf hinfällig. Hatte dagegen der Käufer den Kauf⸗ 
gegenſtand zum Zwecke der Probe oder der Beſichtigung bereits übergeben erhalten, ſo 
gilt ſein Schweigen innerhalb der Friſt als Billigung des Kaufgegenſtandes. 
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Iſt jemand in Anſehung eines Gegenſtandes zum Vorkauf berechtigt, fo kann er 
das Vorkaufsrecht ausüben, ſobald der Verpflichtete mit einem Dritten einen Kaufvertrag 
über den Gegenſtand geſchloſſen hat. Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten 
unverzüglich den Inhalt des mit dem Dritten geſchloſſenen Vertrages mitzuteilen. Der 
Vorkauf iſt ausgeſchloſſen bei Zwangsvollſtreckung und Konkurs. g BR 

Hat bei dem Verkauf einer dem Käufer übergebenen beweglichen Sache, deren Kauf⸗ 
preis in Teilzahlungen (Raten) berichtigt werden ſoll, der Verkäufer ſich das Recht vor⸗ 
behalten, vom Vertrage zurückzutreten, wenn der Käufer ſeine Pflichten nicht erfüllt, 
ſo iſt im Falle des Rücktritts jeder Teil verpflichtet, dem anderen Teile die empfangenen 
Leiſtungen zurückzugewähren (Abzahlungsgeſchäft, Geſetz vom 16. Mai 1894). Der 
Verkäufer muß dem Käufer die geleiſteten Zahlungen zurückgeben, kann ihm aber für ver⸗ 
ſchuldete Verſchlechterung der Sache ſowie für deren Benutzung einen entſprechenden 
Betrag abziehen. Eine Abrede dahin, daß der Käufer, wenn er ſeinen Verpflichtungen nicht 
nachkommt, die Teilzahlungen dem Verkäufer belaſſen müßte, iſt unſtatthaft. | 

Die Reſtſchuld kann nur als vorzeitig fällig verabredet werden, wenn der Käufer 
mit mindeſtens zwei aufeinanderfolgenden Teilzahlungen ganz oder teilweiſe im Rück⸗ 
ſtande iſt und wenn dieſer Betrag mindeſtens den zehnten Teil des Kaufpreiſes beträgt. 

Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung, wenn der Empfänger der Waren 
(alſo der Käufer) als Kaufmann in das Handelsregiſter eingetragen iſt. 

b) Miete !) | 

Der Mietvertrag ift der Vertrag, durch den der Vermieter verpflichtet wird, dem 
Mieter den Gebrauch einer beweglichen Sache, eines Grundſtückes, eines Wohn⸗ oder 
anderen Raumes gegen eine Vergütung (Mietzins) zu überlaſſen (88 535ff. BGB.). 

Für den Abſchluß eines Mietvertrages auf nur ein Jahr oder auf noch kürzere Zeit 
iſt auch für Grundſtücke oder Wohnungen keinerlei Form vorgeſchrieben. Hingegen müſſen 
Mietverträge über Wohnungen und Grundſtücke, die länger als ein Jahr gelten ſollen, 
ſchriftlich geſchloſſen werden. 

Iſt der Mietvertrag für eine beſtimmte Zeit abgeſchloſſen, ſo endigt er mit deren 
Ablauf; iſt er für länger als 30 Jahre abgeſchloſſen, ſo kann er gleichwohl nach 30 Jahren 
gekündigt werden, bei Vereinbarung für die Lebenszeit des Vermieters oder Mieters 
iſt jedoch die Kündigung unzuläſſig. AR 9 

Iſt die Dauer nicht beſtimmt, ſo kann die Kündigung bei Wohnungen und Grund⸗ 
ſtücken nur zum Schluß des Kalendervierteljahres, und ſie muß ſpäteſtens an deſſen drittem 
Werktage erfolgen. Iſt der Mietzins nach Monaten beſtimmt, ſo muß, wenn nichts 
anderes vereinbart iſt, die Kündigung ſpäteſtens am 15. Tage des Monats zum Schluſſe 
desſelben, iſt er nach Wochen beſtimmt, ſo muß ſie ſpäteſtens am erſten Werktage zum 
Schluſſe der Woche erfolgen.?) e 

Bei beweglichen Sachen beträgt die geſetzliche Kündigungsfriſt drei Tage. 

Iſt der Mietzins nach Tagen bemeſſen, ſo kann ſowohl bei beweglichen Sachen wie 
bei Grundſtücken und Räumen an jedem Tage für den darauffolgenden gekündigt werden. 

Der Vermieter iſt verpflichtet, dem Mieter die vermietete Sache in einem zu 


dem vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu überlaſſen und ſie während der ö 


Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten. Iſt die vermietete Sache mit einem ihre Ge⸗ 
brauchstauglichkeit beeinträchtigenden Mangel behaftet oder entſteht ein ſolcher während 
der Mietzeit, ſo hat der Mieter während der Zeit der dadurch verurſachten Gebrauchs⸗ 
behinderung keinen Mietzins zu zahlen. Iſt der Gebrauch nur in geringerem Maße möglich, 
ſo kann er Herabſetzung des Zinſes verlangen. g a 


Kommt der Vermieter mit der Beſeitigung des Mangels in Verzug, ſo kann den 


1) An die Stelle der mietrechtlichen Vorſchriften des BGB, des Reichsmieten⸗ und des Mieterſchutz⸗ 
geſetzes wird ein neues Mietrecht treten, das bereits von den entſprechenden Stellen ausgearbeitet wird. 

2) Der nach dem Weltkrieg eintretende Wohnungsmangel bedingte eine Zwangswirtſchaft, die aber heute 
ſchon wieder gelockert iſt. Lediglich 2 Geſetze enthalten noch einengende, aber zur Zeit noch dringend 
notwendige Beſtimmungen: das Reichsmietengeſetz und das Mieterſchutzgeſetz. 
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chadenerſatz durch Nichterfüllung fordern. Hat der Mieter aber die Wohnung 
ohne Vorbehalt gemietet, trotzdem er den Mangel kannte, ſo hat er keinen Anſpruch auf 
Schadenetſatz; kannte er ihn nur infolge grober Fahrläſſigkeit nicht, jo kann er die Rechte 
nur geltend machen, ſofern der Vermieter den Fehler argliſtig verſchwiegen oder Fehler⸗ 
freiheit zugeſichert hat. 

Der Mieter muß dem Vermieter den Mietzins pünktlich bringen, und zwar mangels 
abweichender Vereinbarung am Schluſſe der Mietzeit, und wenn er nach Zeitabſchnitten 
bemeſſen iſt, nach Ablauf des entſprechenden Abſchnitts. 

Bei Grundſtücks⸗ und Wohnungsmiete iſt der Zins, falls nichts anderes vereinbart 
it, nach Ablauf eines jeden Kalendervierteljahres am erſten Werktage des folgenden Mo⸗ 
nats zu zahlen. In Großſtädten iſt allgemein Vorauszahlung üblich und gilt im Zweifel 
als ſtillſchweigend vereinbart. 

Der Mieter darf von den gemieteten Sachen nur den vertragsmäßigen Gebrauch 
machen. Zur Überlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten (Untermieter) iſt er ohne 
Einwilligung des Vermieters nicht befugt. Verweigert aber der Vermieter ſeine Zu⸗ 
ſtimmung ohne wichtigen Grund, ſo braucht der Mieter das Ende des Vertrages nicht ab⸗ 
zuwarten, er kann vielmehr unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen. 

Der Mieter hat nach Beendigung der Mietzeit die Sache ſo zurückzugeben, wie er 
ſie übernommen hat. Für die Folgen des vertragsmäßigen Gebrauchs (Abnutzung) hat 
er nicht aufzukommen; er haftet jedoch für allen Schaden, der durch ſein Verſchulden 
oder durch Dritte entſteht, denen er den Gebrauch der Sache, wenn auch mit Zuſtimmung 
des Vermieters, überlaſſen hat. 

Bleibt der Mieter mit zwei aufeinanderfolgenden Mietzinszahlungen im Verzug, 
ſo kann der Vermieter das Mietverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
kündigen. Hatte der Mieter eine Gegenforderung gegen den Vermieter, mit der er 
aufzurechnen befugt iſt, ſo iſt die Aufkündigung wirkungslos, wenn der Mieter unverzüg⸗ 
lich nach Empfang der Kündigung dem Vermieter gegenüber erklärt, daß er mit ſeiner 
Gegenforderung aufrechne. 

Der Tod des Mieters hebt das Mietverhältnis nicht auf, jedoch hat ſowohl der Erbe 
als auch der Vermieter ein Kündigungsrecht. Der Tod des Vermieters iſt auf das 
Mietverhältnis ohne Einfluß. 

Bei der Grundſtücks⸗ und Wohnungsmiete hat der Vermieter wegen des rückſtändigen 
Mietzinſes, wegen des Zinſes für das laufende und für das nächſtfolgende Mietjahr und 
wegen der fälligen Entſchädigungsforderungen ein geſetzliches Pfandrecht an den ein- 
gebrachten Sachen des Mieters, ſoweit ſie der Pfändung unterliegen. Der Vermieter 
kann der Entfernung der Sachen entgegentreten; der Mieter kann aber die Ausübung 
des Pfandrechts durch Sicherheitsleiſtung abwenden. 

Durch Verkauf des Grundſtückes wird das Mietverhältnis nicht aufgehoben, 
denn Kauf bricht nicht Miete. Der Erwerber hat die Pflichten aus dem Mietvertrag 
in derſelben Weiſe zu erfüllen wie der Vermieter. Erfüllt der neue Erwerber die Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Mietvertrage nicht, ſo kann der Mieter ſich an den Vermieter halten. 
Der Vermieter tut deshalb gut, dem Mieter ſofort den Eigentumsübergang anzuzeigen. 
Kündigt dann der Mieter nicht für den erſten zuläſſigen Termin, ſo wird der Vermieter 
von ſeiner Haftbarkeit gegenüber dem Mieter frei. 

Das Reichsmietengeſetz vom 18. April 1936 kennt drei Mieten: Friedensmiete, 
Grundmiete und geſetzliche Miete. Friedensmiete iſt die Miete, die am 1. Juli 1914 ge⸗ 
zahlt worden iſt. Wenn man davon die Sonderleiſtungen (Zentralheizung uſw.) abzieht, 
erhält man die Grundmiete. Die Ortsbehörde berechnet aus der Friedensmiete die ge- 
ſetzliche Miete unter Verwendung eines beſtimmten Prozentſatzes, der überall verſchieden 
iſt. Im Streitfall entſcheidet das Mieteinigungsamt. 

Um Streitigkeiten zwiſchen Mieter und Vermieter aus dem Wege zu gehen, empfiehlt 


ſich der Abſchluß eines ſchriftlichen Mietvertrages. Der deutſche Einheits⸗Mietvertrag 


enthält alle wichtigen Punkte. 
20 Oeflers Handbuch 


} 
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c) Dienſtvertrag (Arbeitsvertrag) | 


Das Dienſtvertragsrecht ift in feinen Grundzügen im Bürgerlichen Geſetzbuch be- 
handelt, findet aber ſeine Ergänzung in weſentlichen Punkten teilweiſe in den Sonder⸗ 
geſetzen über den kaufmänniſchen Dienſtvertrag (Handelsgeſetzbuch), über den gewerb⸗ 
lichen Dienſtvertrag (Gewerbeordnung), über die Zuſtändigkeit für Klagen aus dem 
Arbeitsvertrage (Arbeitsgerichtsgeſetz) und dem Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. 

Durch den Dienſtvertrag wird nach 88 611 ff. BGB. derjenige, welcher Dienſte zuſagt, 
zur Leiſtung der verſprochenen Dienſte, der andere Teil zur Gewährung der vereinbarten 
Vergütung verpflichtet). Gegenſtand des Dienſtvertrages können Dienſte jeder Art ſein. 
Das Weſen des Dienſtvertrages beſteht darin, daß der Dienſtverpflichtete die Dienſte ver⸗ 
richtet bzw. ſich zur Verrichtung der Dienſte zur Verfügung ſtellt. Für den Erfolg der 
Dienſtleiſtung hat der Dienſtverpflichtete nicht einzuſtehenz mit der Dienſtleiſtung ſelbſt 
bzw. mit der Bereitwilligkeit zur Dienſtleiſtung hat er ſeinen Vertrag erfüllt (im Gegenſatz 
dazu: Werkvertrag, durch den der Schuldner die Herſtellung eines beſtimmten Werkes, 
alſo eines Erfolges, verſpricht). . 

Durch den Dienſtvertrag wird der Dienſtverpflichtete nur zur Leiſtung der ver⸗ 
einbarten Dienſte verpflichtet. Andere Dienſte braucht er nicht zu verrichten. Es iſt 
aber zu beachten, daß jeder Dienſtvertrag ein Vertrauensverhältnis begründet und daß 
jeder Teil dem anderen Teil gegenüber verpflichtet iſt, ihn möglichſt vor Nachteil zu be⸗ 
wahren. Wenn es alſo die Umſtände erfordern, iſt der Dienſtverpflichtete auch gehalten, 
andere Dienſte, als urſprünglich vereinbart, zu verrichten, jedoch nur innerhalb desjenigen 
Rahmens, in dem es ihm zugemutet werden kann. Wenn beiſpielsweiſe in einem Betriebe 
ein Zeichner erkrankt, ſo braucht der Ingenieur keine Zeichnerarbeiten zu verrichten, wenn 
noch ein Techniker da iſt, der die Zeichnerarbeiten auch übernehmen kann. Iſt jedoch 
der Techniker mit dringenden anderen Arbeiten befaßt und läßt ſich ein ſofortiger Erſatz 
für den erkrankten Zeichner nicht beſchaffen, fo dürfte auch ein Ingenieur verpflichtet jein, 
vorübergehend untergeordnete Zeichnerarbeiten zu verrichten. | 

Kommt der Dienftberechtigte mit der Annahme der Dienſte in Verzug, ſo kann 
der Dienſtverpflichtete für die infolge des Verzuges nicht geleiſteten Dienſte trotzdem die 
vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleiſtung der Dienſte verpflichtet zu ſein. 
Er muß ſich jedoch dasjenige anrechnen laſſen, was er infolge des Unterbleibens der Dienſt⸗ 
leiſtung erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Dienſte erwirbt oder zu er⸗ 
werben böswillig unterläßt. Der Dienſtverpflichtete iſt alſo, wenn der Dienſtberechtigte 
von ſeinen Leiſtungen keinen Gebrauch machen kann oder will, verpflichtet, ſich ander⸗ 
weitig Verdienſt zu ſuchen, und er kann dann von dem Dienſtberechtigten nur ſo viel Ver⸗ 
gütung verlangen, wie er anderweitig weniger verdient. 5 

Über den Abſchluß des Dienſtvertrages beſtehen keine beſonderen Vorſchriften; 
Dienſtverträge können ſchriftlich und mündlich, können ausdrücklich und ſtillſchweigend 
geſchloſſen werden. Der Minderjährige iſt an ſich nicht berechtigt, ohne Einwilligung 
feines geſetzlichen Vertreters Verträge, alſo auch nicht Dienſtverträge, zu ſchließen 
Ermächtigt aber der geſetzliche Vertreter den Minderjährigen, in Dienſt oder in Arbeit 
zu treten, ſo iſt der Minderjährige für ſolche Rechtsgeſchäfte unbeſchränkt geſchäftsfähig, 


welche die Aufhebung oder Eingehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes der ge⸗ 


ſtatteten Art oder die Erfüllung der ſich aus einem ſolchen Verhältnis ergebenden 
Verpflichtungen betreffen. Die Ermächtigung kann von dem Vertreter zurückgenommen 
oder eingeſchränkt werden. Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo kann die Er⸗ 
mächtigung, wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Minderjährigen durch 
das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Ermächti⸗ 
gung zu erſetzen, wenn ſie im Intereſſe des Mündels liegt. Die für einen einzelnen Fall 


1) Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit ſieht nicht nur eine Leiſtung, ſondern auch ein 
Treue⸗ bzw. Fürſorgeverhältnis vor, ſiehe Seite 364. ; 
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erteilte Amächtigung gilt im Zweifel als allgemeine Ermächtigung zur Eingehung von 
Dienſtverhältniſſen derſelben Art. 

Da dia Ermächtigung auch ſtillſchweigend erfolgen kann, indem der geſetzliche Ver⸗ 
treter trotz Kenntnis von der Eingehung eines Arbeitsverhältniſſes nicht widerſpricht, ſo 
ſteht im großen und ganzen der Minderjährige innerhalb des Arbeitsrechts dem Voll⸗ 
jährigen gleich. Nach verſchiedenen Richtungen hin iſt der Minderjährige noch beſonders 
geſchützt, ſo insbeſondere als Fabrikarbeiter ſowie hinſichtlich der Konkurrenzklauſel. 

Grundſätzlich hat der Dienſtverpflichtete den Anſpruch auf die Gegenleiſtung 
(Vergütung, Gehalt) nur, wenn er ſeinerſeits den Vertrag erfüllt hat, das heißt, wenn 
er die Dienſte zur Verfügung geſtellt hat. Iſt jedoch der Dienſtverpflichtete für eine ver⸗ 
hältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund 
ohne ſein Verſchulden an der Dienſtleiſtung verhindert, ſo behält er für dieſe Zeit 
den Anſpruch auf Vergütung. Hierher gehört insbeſondere die Verhinderung an der 
Arbeitsleiſtung durch eigene Erkrankung, durch Erkrankung von Angehörigen, durch Wahr⸗ 
nehmung von Gerichtsterminen als Zeuge, Sachverſtändiger, Geſchworener, Schöffe 
uſw. Die Beurteilung der „im Verhältnis nicht unerheblichen Zeit“ richtet ſich nach der 
Dauer des bisherigen Dienſtvertrages, nach der Kündigungsfriſt, nach der Art der Dienſt⸗ 
leiſtungen uſw. uſw. 

Wenn der Dienſtverpflichtete bei einem dauernden Dienſtverhältnis, das die Er⸗ 
werbstätigkeit des Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt, in 
die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen iſt, ſo hat außerdem der Dienſtberechtigte ihm 
im Falle der Erkrankung die erforderliche Verpflegung und ärztliche Behandlung bis zur 
Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die Dauer der Beendigung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes hinaus, zu gewähren. 

Zum Schutze des Dienſtverpflichteten hat der Dienſtberechtigte Räume, Vorrich- 
tungen oder Gerätſchaften, die er zur Verrichtung der Dienſte zu beſchaffen hat, ſo ein⸗ 
zurichten und zu unterhalten, und Dienſtleiſtungen, die unter ſeiner Anordnung oder 
Leitung vorzunehmen ſind, ſo zu regeln, daß der Verpflichtete gegen jede Gefahr für 
Leben und Geſundheit ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der Dienſtleiſtung es 
geſtattet. Iſt der Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, ſo hat der 
Dienſtberechtigte in Anſehung des Wohn⸗ und Schlafraumes, der Verpflegung, der 
Arbeits⸗ und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu treffen, die 
mit Rückſicht auf die Geſundheit, die Religion und die Sittlichkeit des Verpflichteten er⸗ 
forderlich ſind. 

Iſt das Dienſtvertragsverhältnis nicht von vornherein nur auf eine beſtimmte Zeit 
eingegangen, jo endet es durch Kündigung. Die Kündigungsfriſt richtet ſich danach, 
wie die Vergütung bemeſſen iſt. Ob die Vergütung auch in dem Zeitabſchnitt entrichtet 
wird, wie ſie bemeſſen wird, iſt unerheblich. Iſt die Vergütung nach Tagen bemeſſen 
— das iſt beſonders häufig bei gewerblichen Arbeitern ſowie bei Aushilfsangeſtellten —, 
ſo iſt die Kündigung an jedem Tage zu dem folgenden Tage zuläſſig. Auch wenn ein 
Vertrag „ohne Kündigungsfriſt“ geſchloſſen iſt oder mit ähnlicher Klauſel, ſo iſt im Zweifel 
nur Kündigung von einem Tage zum anderen, nicht aber etwa Kündigung innerhalb 
eines Arbeitstages, zuläſſig. Iſt die Vergütung nach Wochen bemeſſen, ſo iſt die Kündigung 
nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage 
der Woche zu erfolgen. Iſt die Vergütung nach Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig, ſie hat ſpäteſtens am 15. des Monats 
zu erfolgen. Iſt die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabſchnitten be⸗ 
meſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres und nur 
unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. 

In manchen Fällen iſt die Kündigung ausſchließlich zuläſſig zum Ende des Viertel⸗ 
jahres mit ſechswöchiger Friſt, auch wenn die Vergütung nach kürzeren Zeitabſchnitten be⸗ 
meſſen iſt. Das gilt allgemein von Angeſtellten, die Dienſte höherer Art zu verrichten haben. 
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Für Handlungsgehilfen ſowie für Werkmeiſter, Betriebsbeamte und techniſche Angeſtelte | 


iſt im Handelsgeſetzbuch ſowie in der Gewerbeordnung die gleiche Regelung getroffen. 

Iſt die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten bemeſſen, wird die Vergütung ins⸗ 
beſondere nach dem Maße der fertiggeſtellten Arbeit bezahlt, ſo kann das Dienſtverhältnis 
jederzeit gekündigt werden. Nimmt ein Dienſtverhältnis aber die Erwerbstätigkeit des 
Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch, ſo iſt eine Kündigungsfriſt von 
zwei Wochen einzuhalten. 

Iſt ein Dienſtverhältnis auf längere Zeit als fünf Jahre oder auf Lebenszeit ein⸗ 
gegangen, fo kann es von dem Verpflichteten — nicht aber von dem Dienſtberechtigten — 
nach dem Ablauf von fünf Jahren gleichwohl gekündigt werden mit einer Kündigungsfriſt 
von ſechs Monaten. 

Das Dienſtverhältnis kann friſtlos ſowohl von dem Arbeitgeber wie von dem Ar⸗ 
beitnehmer gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der wichtige Grund 
kann in einer der Perſonen der Vertragsparteien liegen, wie insbeſondere Krankheit, 
Unfähigkeit, Untreue, erhebliche Verſtöße gegen den Vertragszweck, Begehung ſtrafbarer 
Handlungen, er kann aber auch in äußeren Umſtänden wurzeln, ſo iſt z. B. das Nieder⸗ 
brennen einer Fabrik als wichtiger Kündigungsgrund in der Rechtſprechung anerkannt 
worden. Für den kaufmänniſchen und für den gewerblichen Arbeitsvertrag ſind die ein⸗ 
zelnen wichtigen Kündigungsgründe noch näher feſtgelegt. 


Nach der Kündigung hat der Dienſtverpflichtete, wenn er in einem bauer Dienſt⸗ 


verhältnis geſtanden hat, Anſpruch darauf, daß ihm angemeſſene Zeit zum Auf⸗ 
ſuchen eines anderen Dienſtverhältniſſes gewährt wird. Die Zeit hierfür beſtimmt 
der Arbeitgeber, nicht der Arbeitnehmer. 


Bei der Beendigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes — alſo nicht bei vorüber⸗ 


gehenden Einſtellungen — kann der Verpflichtete von dem anderen Teil ein ſchriftliches 


Zeugnis verlangen. Es iſt auszuſtellen nicht mit der Kündigung, ſondern erſt mit dem 


Augenblick des Wirkſamwerdens der Kündigung. Das ſchriftliche Zeugnis iſt zunächſt 
nur eine Arbeitsbeſcheinigung über das Dienſtverhältnis und deſſen Dauer. Nur 
auf Verlangen des Dienſtverpflichteten muß der Dienſtberechtigte das Zeugnis auch auf 


Leiſtungen und Führung im Dienſt erſtrecken. Ohne ein beſonderes Verlangen iſt er dazu 


nicht berechtigt. Der Dienſtverpflichtete kann nur ein Zeugnis über Leiſtungen und Füh⸗ 


rung zugleich verlangen, er hat keinen Anſpruch darauf, daß ihm nur das eine oder das 


andere durch ein Zeugnis beſcheinigt wird. Hat der Dienſtverpflichtete ein Zeugnis über 
Leiſtungen und Führung verlangt, ſo kann er hinterher, wenn das Zeugnis etwa ſchlecht 
ausfällt, nicht mehr eine bloße Arbeitsbeſcheinigung verlangen. 


Das Zeugnis hat wahrheitsgemäß zu ſein. Da es aber andererſeits eine Meinung, 
ein Urteil enthält, ſo kommt es nicht darauf an, daß das Urteil, daß die Meinung auch von 
allen anderen geteilt iſt, ſondern es kommt nur darauf an, daß das Zeugnis vom Stand⸗ 
punkte des Zeugniserteilers aus vertretbar iſt. Wahrheitsgemäß iſt ein Zeugnis, wenn 
es das Urteil des Zeugniserteilenden wahrheitsgemäß wiedergibt. Iſt das Urteil des 


Zeugniserteilenden dagegen innerlich ungerecht, ſo hat der Dienſtverpflichtete einen An⸗ 


ſpruch auf Berichtigung des Zeugniſſes. Für ein verlorenes Zeugnis iſt nach herrſchender 
Auffaſſung Erſatz zu geben. 


Neben der Pflicht zur Ausſtellung eines Zeugniſſes hat der Arbeitgeber die Pflicht 


zur Auskunfterteilung. Auch die Auskunft muß wahrheitsgemäß ſein. 


Wahrheitswidrige Zeugniſſe und Auskünfte verpflichten zum Schadenerſatz 
gegenüber dem Arbeitnehmer, der durch ein ſchlechtes Zeugnis in ſeinem Fortkommen 
gehindert iſt. Umgekehrt kann der Zeugniserteilende durch ein wahrheitswidrig gutes 
Zeugnis ſich ſchadenerſatzpflichtig machen gegenüber demjenigen, der, auf das gute Zeugnis 
bauend, den Arbeitnehmer einſtellt, den er andernfalls nicht eingeſtellt hätte. 


— 


o 
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d) Darlehn 


Das Darlehn iſt ein Vertrag, durch den jemand einem anderen Geld oder andere 
vertretbar! Sachen mit der Maßgabe überläßt, daß dieſer verpflichtet iſt, dem Darleiher 
das Empfangene in Sachen von gleicher Güte, Art und Menge zurückzuerſtatten (88 607ff. 
BGB.). Wer einem anderen ein Darlehn verſprochen hat, kann das Verſprechen widerrufen, 
wenn inzwiſchen die Vermögensverhältniſſe des anderen ſich derart verſchlechtert haben, 
daß die Rückerſtattung des Geliehenen zweifelhaft iſt, insbeſondere, wenn der andere zah⸗ 
lungsunfähig geworden iſt oder ſeine Zahlungen eingeſtellt hat. Dieſes Widerrufsrecht iſt 
dann nicht gegeben, wenn der Darlehnsnehmer ſich ſchon zur Zeit des Verſprechens des Dar⸗ 
lehns in ſo ſchlechter Vermögenslage befand, daß die Rückgabe fraglich erſchien, gleichviel, 
ob der Darleiher das wußte oder nicht. 

Zinſen können von Darlehn nur gefordert werden, wenn ſie verabredet ſind. Die 
Zinſen ſind mangels beſonderer Abrede über die Zeit ihrer Entrichtung nach Ablauf eines 
Jahres und, falls das Darlehn vor deſſen Ablauf zurückzuerſtatten iſt, bei der Rückzahlung 
des Kapitals zu zahlen. 5 

Die Fälligkeit des Darlehns hängt entweder von der beſonderen Vereinbarung 
oder von einer Kündigung des Gläubigers oder Schuldners ab. Die geſetzliche Kündigungs⸗ 
friſt beträgt bei Darlehn über 300 RM drei Monate, bei ſolchen bis zu dieſem Betrage 
einen Monat. Bei unverzinslichen Darlehn iſt der Schuldner auch ohne Kündigung zur 
Rückzahlung berechtigt. 

e) Bürgſchaft!) 

Durch den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet ſich der Bürge gegenüber dem Gläubiger 
eines Dritten, für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten einzuſtehen (88 765ff. BGB.). 
Unter Nichtkaufleuten iſt nur ein ſchriftliches Bürgſchaftsverſprechen gültig. 

Der Bürge kann die Bürgſchaft übernehmen: 

a) als Selbſtſchuldner; 

b) unter dem Rechte der Vorausklage, d. h. indem er erſt dann Zahlung leiſten 
will, wenn der Gläubiger gegen den Hauptſchuldner geklagt und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung fruchtlos verſucht hat. 

Das Recht des Verlangens der Vorausklage erliſcht in gewiſſen Fällen. 

Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern: 

a) ſolange dem Hauptſchuldner das Recht zuſteht, das ſeiner Verbindlichkeit zu⸗ 
grunde liegende Rechtsgeſchäft anzufechten; 

b) ſolange ſich der Gläubiger durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des 
Hauptſchuldners befriedigen kann. 

Der Bürge haftet für die Hauptſchuld ſowie für die Zinſen und Koſten der Klage 
gegen den Schuldner. Er wird von ſeiner Haftbarkeit frei, wenn die Schuld bezahlt oder 
vom Gläubiger erlaſſen wird oder auf eine andere Perſon übergeht; ebenſo mit Ablauf 
der Zeit, für welche etwa die Bürgſchaft übernommen war, ferner wenn der Gläubiger 
ſeine Forderung nicht rechtzeitig vom Schuldner durch Zwangsvollſtreckung beizutreiben 
ſucht. 

Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung des Gläubigers 
gegen den Hauptſchuldner auf ihn über. Er kann ſie an Stelle des abgefundenen Gläubigers 
einklagen, auch abtreten oder ſonſtwie über ſie verfügen. 

Beauftragt jemand einen anderen, im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
einem Dritten Kredit zu geben, ſo haftet er dem Beauftragten für die aus der Kredit⸗ 
gewährung entſtehende Verbindlichkeit des Dritten als Bürge (Kreditauftrag). 


1) Siehe Bürgſchaftsſchein, Seite 187. 
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f) Werkvertrag J 

Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herſtellung des verſprochenen 
Werkes, der Beſteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet (88 631ff. 
BGB.). Es handelt ſich alſo nicht um die einzelnen Verrichtungen, ſondern um das Ergebnis 


der 1 daraus folgt z. B. auch, daß der Unternehmer, wenn nicht aus der Natur der 


Sache heraus eine Vertretung ausgeſchloſſen erſcheint, ſich bei der Herſtellung des Werkes 
vertreten laſſen kann. 


Der Unternehmer muß das Werk ſo herſtellen, daß es die vorgeſchriebenen Eigen⸗ 


ſchaften hat und nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem 
gewöhnlichen oder zu dem nach dem Vertrage feſtgeſetzten Gebrauch aufheben oder min⸗ 
dern. Der Beſteller kann Beſeitigung des Mangels verlangen und dazu eine beſtimmte 


Friſt ſtellen. Nach Ablauf dieſer Friſt und wenn der Unternehmer die Mängel nicht be⸗ 


ſeitigt hat, kann der Beſteller nach ſeiner Wahl entweder Wandelung oder Preisminderung 
oder — bei einem Verſchulden des Unternehmers — Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. 

Die Anſprüche des Beſtellers auf Beſeitigung des Mangels, Wandelung, Minderung 
oder Schadenerſatz verjähren i in ſechs Monaten, bei Arbeiten an einem Grundſtück in einem 
Jahre, bei Bauwerken in fünf Jahren; vertragsmäßige Verlängerung der Verjährungs⸗ 
friſten iſt aber zuläſſig. 

Der Unternehmer (aber nicht der Lieferant von bloßen Materialien) eines Bauwerks 
(das iſt auch jeder umfangreichere Umbau) kann für ſeine Forderungen aus dem Werk⸗ 
vertrage die Einrichtung einer Sicherheitshypothek auf das Grundſtück des Beſtellers 
beantragen. An beweglichen, dem Auftraggeber gehörenden (z. B. zur Aufbeſſerung 
gegebenen) Sachen hat der Werkunternehmer zur Sicherung ſeiner Anſprüche auf Werklohn, 
Auslagen uſw. ein Pfandrecht. 


7. Verſicherungs verträge 


a) Allgemeines 


Die Verſicherung (Aſſekuranz) beruht auf einem Vertrag 1 Verſicherer 
(Aſſekurant) und Verſicherungsnehmer (Aſſekurat), in dem erſterer gegen Entgelt 
einmalige oder wiederholte Vermögensleiſtung für den Fall verſpricht, daß ein gewiſſes 
Ereignis eintritt, an deſſen Eintreten oder Ausbleiben der Verſicherungsnehmer ein wirt⸗ 
ſchaftliches Intereſſe hat. 

Die Verſicherung erfolgt regelmäßig auf Grund eines ſchriftlichen Antrags. 
Der Verſicherungsnehmer hat die Verpflichtung, die im Antragsvordruck geſtellten Fragen 
vollſtändig, gewiſſenhaft und wahrheitsgetreu zu beantworten und den Antrag eigen⸗ 
händig zu unterzeichnen. 

Die Urkunde, die bei einem Verſicherungsabſchluß ausgeſtellt wird, heißt Verſiche⸗ 
rungsſchein (Police); auf ihr ſind die wichtigſten Verſicherungsbedingungen abgedruckt. 

Der Verſicherungsbeitrag heißt Prämie und wird ganz⸗, halb-, vierteljährlich oder 
monatlich bezahlt. Bei Lebensverſicherungen findet an Stelle der Prämien bisweilen 
nur eine einmalige Kapitaleinzahlung ſtatt. 

Die Höhe der Prämie richtet ſich nach dem Werte des verſicherten Gutes oder 
nach dem Grade der Schadensgefahr und fußt auf allgemeinen Erfahrungsſätzen und 
ſtatiſtiſchen Berechnungen ). 


> 


Die Verſicherungsſumme bildet die äußere Grenze der Erſatzpflicht des Ver⸗ 


ſicherers; ſie darf bei Sachverſicherungen den Wert des verſicherten Gegenſtandes nicht 


überſteigen (Überverficherung). Verſicherung bei mehreren Geſellſchaften ift zuläffig, der 


Verſicherte erhält aber keinesfalls mehr erſetzt als den einmaligen Betrag ſeines Schadens. 


) Außer der Prämie hat der Verſicherte noch eine reichsgeſetzliche Verſicherungsſteuer (Verſicherungs⸗ 
ſtempel) zu entrichten; vgl. weiter unten. 
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Die Leiſtung des Verſicherers beſteht in der Auszahlung der Verſicherungs— 
jummelbei Eintritt des Ereigniſſes, das bei der Verſicherung ins Auge gefaßt worden iſt. 
Der Verfſicherer haftet in allen Fällen der Sachverſicherung nur für den unmittelbaren 
Schaden. 

Die Höhe der Entſchädigungsſumme wird, je nach den Umſtänden, durch ein be⸗ 
ſonderes Abſchätzungsverfahren (durch Sachverſtändige), durch gütliche Vereinbarung, 
durch Schiedsgutachter, fälſchlich Schiedsrichter genannt, oder durch ein gerichtliches 
Erkenntnis feſtgeſtellt. 

Der Verſicherer iſt meiſt eine Genoſſenſchaft oder Aktiengeſellſchaft, die ſtaatlich 
konzeſſioniert und ins Handelsregiſter eingetragen ſein muß. Man unterſcheidet: 


a) Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit. Das ſind Vereine 
von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, bei denen die Verſicherten gleichzeitig 
Verſicherer ſind, d. h. deren Mitglieder ſich untereinander zur gemeinſamen 
Tragung des das einzelne Mitglied treffenden Schadens verpflichten. Jedes 
Mitglied iſt nötigenfalls zu außerordentlichen Beiträgen (Nachſchüſſen) 
verpflichtet, genießt jedoch auch die Vergünſtigung, daß der Überſchuß unter 
Abzug der Verwaltungskoſten von der Prämie in Abzug gebracht wird; 

b) Verſicherungsgeſellſchaften auf Aktien (Erwerbsgeſellſchaften). 
Hier wird eine beſtimmte Prämie bezahlt, Nachſchüſſe ſind unſtatthaft. Manchmal 
wird dem Verſicherten gegen Prämienzuſchlag ein Anteil am Reingewinn zu⸗ 
geſtanden, während letzterer ſonſt nach Abzug der Verwaltungskoſten und Zu⸗ 
weiſung eines Teiles zum Reſervefonds nur den Aktionären zugute kommt. 


Die Verſicherungsverträge unterliegen einem Reichsſtempel. Dieſer wird von der 
Verſicherungsgeſellſchaft jährlich erhoben; ſie zieht ihn dann von den Verſicherten ein. 

Hinſichtlich der Gegenſtände der Verſicherung und der Gefahren, die die Schäden bewir⸗ 
ken können, ſcheidet man die Verſicherungen in Sach- und Perſonenverſicherungen. 

Die Sachverſicherung (Schadens-, Elementarverſicherung) verſichert gegen 
Schäden, die, durch Naturkräfte (Feuer, Blitz, Waſſer, Hagel) und durch Handlungen von 
Menſchen verurſacht, die Vernichtung oder die Minderung von Gütern herbeigeführt 
haben. Die Hauptzweige der Sachverſicherung ſind: die Feuerverſicherung; die 
Transportverſicherung; die Hagelverſicherung; die Viehverſicherung; die 
Glasverſicherung; die Waſſerleitungsverſicherung; die Verſicherung gegen 
Einbruchsdiebſtahl; die Verſicherung gegen Kursverluſte; die Kautions— 
verſicherung, Valorenverſicherung, Kraftfahrzeugverſicherung, Betriebs— 
unterbrechungsverſicherung, Reiſegepäckverſicherung uſw. 

Die Perſonenverſicherung iſt entweder eine Kapitalverſicherung auf den 
Todes- oder Erlebensfall oder eine Rentenverſicherung mit ſofort oder bei 
einem beſtimmten Lebensalter beginnender Rente. Man unterſcheidet: die Lebens- 
verſicherung; die Krankenverſicherung; die Unfall- und Invaliditätsverſiche— 
rung; die Witwen⸗ und Waiſenverſicherung; die Rentenverſicherung; die 
Haftpflichtverſicherung. 

Von einer Rückverſicherung ſpricht man, wenn der Verſicherer gegen die Gefahr 
der Erſatzpflicht, die er durch den Verſicherungsvertrag auf ſich genommen hat, ſeinerſeits 
ſelbſt wieder Verſicherung nimmt, wie dies häufig von Feuer-, Transport- und Hagel» 
verſicherungsgeſellſchaften geſchieht. 


b) Sachverſicherungen 


Die Feuerverſicherung verſichert gegen den Schaden, der an den verſicherten 
Gegenſtänden durch Brand oder Blitzſchlag oder durch Exploſion von Leuchtgas ſowie 
das durch ſolche Ereigniſſe veranlaßte Löſchen, Niederreißen oder notwendige Ausräumen 
verurſacht wird. Von der Verſicherung werden meiſtens vertraglich ſolche Schäden aus⸗ 
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genommen, die während eines Krieges entſtehen oder die Folge eines Aufruhrs, Sad 


friedensbruchs, Erdbebens, vulkaniſchen Ausbruchs uſw. find. 
Die Prämie richtet ſich nach dem Grad der Feuergefährlichkeit, wobei auf Gattung 


des Ortes, Bauart, Bedachung und Inhalt der Gebäude und auf die darin ausgeübten 


Gewerbebetriebe Rückſicht genommen wird. 


Die Transportverſicherung. Hierzu gehört in erſter Linie die Seeverſicherung, | 


die im HGB. als ein Teil des Seerechts reichsgeſetzlich geordnet ift und die gegen die 
Gefahren ſichert, denen das Schiff und ſeine Ladung auf der See ausgeſetzt ſind. 

Der Seeverſicherung verwandt iſt die Flußtransportverſicherung, die auch von 
Dampfergeſellſchaften ſelbſt betrieben wird. Verſichert iſt der Verluſt oder Schaden, 


den der verſicherte Gegenſtand durch einen Schiffsunfall erleidet. Man unterſcheidet 


dabei Einzelverſicherung und laufende Verſicherung, je nachdem es ſich um 
einen einmaligen Transport oder um dauernde Transporte beſtimmter Güter auf be⸗ 
ſtimmten Linien handelt. Im letzteren Falle kommen General- oder Pauſchalpolicen 
zur Verwendung. 

Die Landtransportverſicherung, die gewöhnlich durch die Spediteure beſorgt 
wird, ſichert gegen diejenigen Schäden, die einem Gute während des Transportes drohen, 
ſowie Transportverluſte durch Diebſtahl uſw.; ſie erſetzt diejenigen Schäden beim Eiſen⸗ 
bahntransport, bei denen die Bahnverwaltungen keine Gewähr leiſten, und ſichert beim 
Transport durch Fuhre gegen die dieſem Beförderungsmittel e Gefahren 
(Umſchlagen, Achſen⸗ oder Radbruch uſw.). 

Die Valorenverſicherung ermöglicht es, Poſtſendungen von hohem Werte mit 
einem kleinen Betrage zu deklarieren und damit die hohen Verſicherungsgebühren der 
Poſt zu ſparen, indem ſie für den bei ſolchen Sendungen eintretenden Schaden, ſoweit 
ihn die Poſt nicht vergütet, haftet. 

Die Hagelverſicherung. Die Verſicherungsgeſellſchaften haften für allen Schaden, 
der durch Hagelſchlag an den Bodenerzeugniſſen (landwirtſchaftlichen und Gartenprodukten) 
verurſacht wird. 

Die Viehverſicherung verſichert Pferde, Rindvieh, Schweine, Ziegen uſw. und 


leiſtet Entſchädigung für Tod, Wertverluſt durch Krankheit uſw. Zumeiſt ſind dieſe Ge⸗ 10 


ſellſchaften auf Gegenseitigkeit errichtet. 

Die Glasverſicherung betrifft die Schäden, die der Verſicherte an fertig eingeſetzten 
Scheiben an dem in dem Verſicherungsſchein angegebenen Orte in irgendeiner Weiſe erleidet. 
Gleichzeitig beſteht die Möglichkeit, z. B. die Auslagen eines Schaufenſters hier mit zu 
verſichern. 


Die Waſſerleitungsverſicherung hat den Zweck, alle Schäden, die durch Der * 


ſpringen von Waſſerleitungsrohren entſtehen, zu regulieren. 
Die Verſicherung gegen Einbruchsdiebſtahl erſtreckt ſich auf alle in dem Ver⸗ 


ſicherungsſchein benannten Gegenſtände gegen Beſchädigung, Vernichtung oder Einbruch, 


Erbrechen von Behältniſſen, nächtliches Einſchleichen u. a. Einfacher Diebſtahl wird 
in der Regel nicht verſichert. 

Die Verſicherung gegen Kursverluſt. Der Verſicherer haftet für den Schüben 
der dem Verſicherten oder denjenigen Perſonen, in deren Intereſſe er die Verſicherung 
nimmt, dadurch entſteht, daß die zur Verſicherung angemeldeten Wertpapiere mit einem 
den Kurswert nicht erreichenden Betrage zur Einlöſung gelangen. 

Die Kautio nsverf icherung. Die Kautionsverſicherung leiſtet Bürgſchaft In die 
bei ihr Verſicherten im Falle von Veruntreuungen. 


e) Perſonenverſicherungen 
Die Lebensverſ icherung ſichert ein beſtimmtes Kapital, das entweder an einem 
gewiſſen Termin (z. B. bei Erreichung des 60. Lebensjahres) dem Verſicherten oder im 
Falle ſeines Todes den Hinterbliebenen ausgezahlt wird. Sehr wichtig iſt, daß eine 


Lebensverſicherung für Schulden des Verſicherten u gepfändet werden kann, wenn 


VIII. Kaufmänniſche Rechtskunde 


ſie zugunſten beſtimmter anderer Perſonen (z. B. der Ehefrau, Kinder uſw.) lautet; anders 
jedoch, wenn die Verſicherung einfach „auf die Erben“ lautet. 

Der Lebensverſicherung ähnlich ſind die Kinderverſicherung und Ausſteuer⸗ 
verſicherung, die bezwecken, den Verſicherten bei Erreichung eines beſtimmten Alters 
oder zur Verheiratung eine Geldſumme an die Hand zu geben. 

Die Krankenverſicherung vergütet im Krankheitsfalle täglich einen im voraus 
vereinbarten Betrag, entweder für die ganze Krankheitsdauer oder für eine beſtimmte 
Zeit, daneben oft auch die Heilungskoſten. 

Die Unfallverſicherung. Die Unfallverſicherungsgeſellſchaften verſichern gegen 
die Folgen von Unfällen, indem ſie dem Verſicherten bei vorübergehender Erwerbsunfähig⸗ 
keit Erſatz der Kurkoſten und des Erwerbsverluſtes, bei dauernder eine Rente und im Todes⸗ 
falle ſeinen Hinterbliebenen eine beſtimmte Summe gewähren. 

Die Witwen⸗ und Waiſenverſicherung. Dieſe Verſicherung zahlt beim Tode 
des Ernährers an die Witwe eine lebenslängliche Rente und an die Kinder eine Zeitrente 
bis zu einem gewiſſen Alter. 

Die Rentenverſicherung. Bei einer Rentenverſicherung hat der Verſicherte das 
Recht, bis zu ſeinem Tode jährlich den verſicherten Betrag, die Rente, zu beziehen. 

Die Haftpflichtverſicherung ermöglicht den Schutz gegen alle Gefahren, die aus den 
reichs⸗ und landesgeſetzlichen Haftpflichtbeſtimmungen entſpringen; ſie umfaßt ſowohl 
den Schaden, der durch körperliche Unfälle oder Tod von Menſchen entſteht, als auch 
den Schaden infolge der Beſchädigungen von Tieren und beweglichen und un⸗ 
beweglichen Sachen. Die Erſatzleiſtung des Verſicherers iſt beſchränkt durch die in dem 
Verſicherungsſchein feſtgeſetzte Höchſtſumme 


8. Der Handelskauf 
(Siehe auch D 6a in dieſem Kapitel, ©. 302f.) 


Der von einem Kaufmann im Betriebe ſeines Handelsgewerbes abgeſchloſſene Kauf 
oder Verkauf von beweglichen Sachen (Waren) oder Wertpapieren gilt als Handels- 
kauf (88 373 ff. HGB.). Der Handelskauf unterliegt im allgemeinen denſelben Grundſätzen 
wie der Kauf nach bürgerlichem Recht; in einigen Punkten aber findet das bürgerliche 
Recht in den handelsrechtlichen Vorſchriften eine Ergänzung, teilweiſe auch Abänderung. 

Iſt der Käufer mit der Annahme der Waren im Verzuge, ſo kann der Verkäufer 
ſie auf Gefahr und Koſten des Käufers in einem öffentlichen Lagerhaus oder ſonſt in 
ſicherer Weiſe hinterlegen. Statt deſſen kann er auch zum ſogenannten Selbſthilfe⸗ 
verkauf ſchreiten, d. h. er kann die Ware öffentlich verſteigern laſſen. Dazu iſt jedoch 
eine vorherige Androhung des Verkaufs erforderlich. Hat die Ware einen Börſen⸗ oder 
Marktpreis, ſo kann der Verkauf ſtatt im Wege der öffentlichen Verſteigerung freihändig 
durch einen zu ſolchen Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmakler oder durch eine 
zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon zum laufenden Preiſe erfolgen. Auch der 
freihändige Verkauf iſt vorher anzudrohen. Einer vorherigen Androhung bedarf es in 
allen Fällen dann nicht, wenn die Ware dem Verderb ausgeſetzt und Gefahr im Verzuge 
iſt, oder wenn die Androhung aus anderen Gründen untunlich iſt, etwa darum, weil wegen 
der Konjunktur ein ſofortiger Verkauf erforderlich iſt, oder weil der Käufer nicht ſchnell 
erreichbar iſt, oder weil die Räume des Verkäufers anderweitig gebraucht werden. 

Im Falle der öffentlichen Verſteigerung hat der Verkäufer den Käufer von der Zeit 
und dem Orte der Verſteigerung vorher zu benachrichtigen. Bei der Verſteigerung 
ſelbſt kann ſowohl der Verkäufer wie der Käufer mitbieten. Von dem vollzogenen Ver⸗ 
kaufe hat der Verkäufer bei jeder Art des Verkaufes dem ſäumigen Käufer unverzüglich 
Nachricht zu geben. — Die Benachrichtigungen dürfen unterbleiben, wenn ſie untunlich ſind. 
| Wird die vorherige Androhung oder eine ſonſtige geſetzlich vorgeſchriebene Mitteilung 

unterlaſſen, ſo iſt der Verkäufer ſchadenerſatzpflichtig. 
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Durch den Selbſthilfeverkauf, gleichviel, ob rechtmäßig oder rechtswidrig, werden 
die Anſprüche des Verkäufers auf Zahlung des vereinbarten Preiſes, auf Schadenerſatz 
wegen Annahmeverzuges uſw. nicht berührt. | 

Beſonderheiten gelten beim ſogenannten Fixkauf. Unter Fixkauf verſteht man einen 
Kauf, deſſen Erfüllung zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder innerhalb einer feſtbeſtimmten 
Friſt bewirkt werden ſoll. Bloß annähernde Zeitbeſtimmungen, wie etwa Mitte März 
oder ſofort nach Ankauf der Ware in Deutſchland uſw., ſind keine kalendermäßigen Be⸗ 
ſtimmungen. Wird bei einem Fixkauf nicht genau kalendermäßig erfüllt, ſo kann der 
Käufer auch nachträgliche Erfüllung verlangen, unbeſchadet ſeines etwaigen An⸗ 
ſpruchs auf Schadenerſatz wegen des Verzuges. Er muß aber ſein Erfüllungsverlangen 
dem Gegner ſofort mitteilen. Er kann ſtatt deſſen auch ohne Friſtſetzung von dem 
Vertrage zurücktreten. Hat der Schuldner die Unpünktlichkeit zu vertreten, ſo kann 
der Käufer außerdem ſtatt der Erfüllung Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Wird Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangt, und hat die Ware einen 
Börſen- oder Marktpreis, fo kann einfach der Unterſchied zwiſchen dem Kaufpreiſe 
und dem Börſen⸗ oder Marktpreiſe zur Zeit und am Ort der geſchuldeten Leiſtung gefordert 
werden. Verlangt der Käufer nicht Erfüllung, ſo kann er zum ſogenannten Deckungs⸗ 
kauf ſchreiten. Er ſoll dabei aber nicht auf Koſten des Verkäufers ſpekulieren dürfen. 
Er kann daher für ſeine Schadenberechnung den Deckungskauf nur dann zugrunde legen, 
wenn er ihn ſofort nach dem Ablauf der bedungenen Leiſtungszeit oder Leiſtungsfriſt 
bewirkt hat. Der Deckungskauf muß durch einen zu ſolchen Verkäufen öffentlich ermäch⸗ 
tigten Handelsmakler zum laufenden Preiſe erfolgen. Von dem Deckungskauf hat der 
Käufer den Verkäufer unverzüglich zu benachrichtigen, andernfalls haftet er auf Schaden⸗ 
erſatz. 

Die gleichen Vorſchriften gelten ſinngemäß, wenn der Kauf auf ſeiten des Käufers 
ein Fixgeſchäft iſt, wenn alſo der Käufer zu einem kalendermäßig feſtliegenden Zeitpunkt 
den Kaufpreis entrichten muß. In dieſem Falle kann der Verkäufer zum Deckungs⸗ 
verkauf ſchreiten, der den gleichen Grundſätzen unterliegt wie der Selbſthilfeverkauf 
(ſiehe oben). f 

Iſt bei dem Kauf einer beweglichen Sache dem Käufer die Beſtimmung über Form, 
Maß oder ähnliche Verhältniſſe vorbehalten, ſo iſt der Käufer verpflichtet, die vorbehaltene 
Beſtimmung zu treffen (Spezifikationskauf). Iſt der Käufer mit der Erfüllung dieſer 
Verpflichtung im Verzuge, ſo kann der Verkäufer die Beſtimmung ſtatt des Käufers 
vornehmen, oder wie beim Leiſtungsverzuge Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern 
oder vom Vertrage zurücktreten. Trifft der Verkäufer an Stelle des Käufers die Beſtim⸗ 
mung, ſo hat er ſie dem Käufer mitzuteilen und ihm zugleich eine angemeſſene Friſt zur 
Vornahme einer anderweitigen Beſtimmung zu ſetzen. Trifft er eine anderweitige Be⸗ 
ſtimmung nicht, ſo iſt die vom Verkäufer getroffene Beſtimmung maßgebend. 

Iſt der Kauf für beide Teile ein Handelsgeſchäft, handelt es ſich alſo um eine 
Lieferung von Kaufmann zu Kaufmann innerhalb des Gewerbebetriebes, ſo hat der 
Käufer die Ware unverzüglich nach der Ablieferung durch den Verkäufer, ſoweit dies 
nach ordnungsmäßigem Geſchäftsgange tunlich ift, zu unterſuchen. Die Unterſuchung 
hat den Zweck, etwaige Mängel alsbald feſtzuſtellen. Die Unterſuchung muß daher ſo 
gründlich ſein, wie dieſer Zweck es erfordert. Über die oberflächliche Beſichtigung hinaus 
muß je nach Art der Ware eine Gebrauchsprobe, Verbrauchsprobe uſw. gemacht werden. 
Bei verpackten Waren, insbeſondere bei Waren in Schachteln, Fäſſern, Tonnen uſw., 
müſſen ſo viel Stichproben gemacht werden, daß ein Rückſchluß auf die Güte der ganzen 
Lieferung möglich iſt. a 

Zeigt ſich bei der Unterſuchung ein Mangel, ſo hat der Käufer dem Verkäufer un⸗ 
verzüglich Anzeige davon zu machen (kaufmänniſche Mängelrüge ). Unverzüglich be⸗ 
deutet: Ohne ſchuldhaftes Zögern. Dem Käufer bleibt dabei ſoviel Friſt, um ſich ein Urteil 


8 


1) Beiſpiel einer ſachgemäßen Mängelrüge ſiehe Seite 158. 
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über 8 und Tragweite des feſtgeſtellten Mangels zu bilden und um ſich über 
feine ſonſtigen weiteren Schritte ſchlüſſig zu machen. Die Anzeige ſelbſt muß den Mangel 
hinreichend kennzeichnen. Sie braucht zwar den Mangel nicht in fachgemäßer Weiſe 

zu beſchreiben, es muß aber aus der Anzeige deutlich hervorgehen, was an der gelieferten 
Ware nicht vertragsmäßig ſein ſoll. Allgemeine Redewendungen, wie die Ware ſei ſchlecht, 
die Ware ſei nicht verwendbar, reichen daher nicht aus. Mit der Anzeige des Mangels 
hat der Käufer ſeiner Meldepflicht genügt. Über die Geltendmachung ſeiner weiteren 
Anſprüche braucht er ſich nicht ſofort ſchlüſſig zu machen. 

Die Anzeige gilt als unverzüglich erſtattet, wenn ſie unverzüglich zur Abſendung 
gelangt iſt. Ob die Anzeige überhaupt oder ob ſie rechtzeitig angekommen iſt, iſt unerheblich. 
Für die rechtzeitige Abſendung iſt der Käufer beweispflichtig. 

Unterläßt der Käufer die unverzügliche und hinreichend kennzeichnende Mängelrüge, 
ſo gilt inſoweit die Ware als genehmigt; der Käufer kann alſo keine Rechte auf Wan⸗ 
delung, Minderung, Schadenerſatz uſw. geltend machen. 

War der Mangel bei der unverzüglichen Unterſuchung nicht erkennbar (verborgener 
Mangel), jo muß der Käufer unverzüglich nach Entdeckung des Mangels die Anzeige 
erſtatten, anderenfalls gilt die Ware auch inſofern als genehmigt. 

In allen Fällen tut der Käufer gut, die Unterſuchung auf ſämtliche Mängel zu er⸗ 
ſtrecken, und ſämtliche Mängel ordnungsgemäß zu rügen. Er kann, wenn er etwa mit der 
Rüge eines beſtimmten Mangels nicht durchdringt, ſonſt nachträglich nicht auf andere 
Mängel zurückgreifen. 

Die Vorſchriften über die Mängelrüge finden auch dann Anwendung, wenn eine 
andere als die bedungene Ware oder eine andere als die bedungene Menge 
von Waren geliefert iſt. Weicht jedoch die gelieferte Ware ſo offenſichtlich und erheblich 
von der Beſtellung ab, daß der Verkäufer die Genehmigung des Käufers als ausgeſchloſſen 
betrachten mußte, ſo iſt die unverzügliche Rüge nicht erforderlich. 

Hat der Verkäufer den Mangel oder die Abweichung argliſtig verſchwiegen, ſo 
verbleiben dem Käufer die Mängelrechte auch dann, wenn er die Ware nicht ordnungs⸗ 
gemäß unterſucht oder die Anzeige nicht unverzüglich erſtattet hat. 


9. Die Schiffahrt 


Der Eigentümer eines zum Erwerbe durch die Seefahrt dienenden Schiffes iſt 
Reeder. Wird von mehreren Perſonen ein ihnen gemeinſchaftlich gehörendes Schiff 
zum Erwerb durch die Seefahrt für gemeinſchaftliche Rechnung verwendet, ſo beſteht 
eine Reederei. 

Der Führer des Schiffes iſt der Schiffer (Schiffskapitän), der durch den Reeder 
oder durch die Mitglieder der Reederei angeſtellt wird, und dem nicht nur die fachmänniſche 
Leitung des Schiffes, ſondern auch in weitgehendem Umfange die Vertretung des Reeders 
bei Vornahme von Rechtsgeſchäften obliegt. 

Der Frachtvertrag zur Beförderung von Gütern bezieht ſich entweder auf das 
Schiff im ganzen oder einen Teil oder einen beſtimmt bezeichneten Raum des Schiffes 
(Chartervertrag) oder aber auf einzelne Güter (Stückgütervertrag). 

Beim Chartervertrag kann jede Partei verlangen, daß über den Vertrag eine ſchrift⸗ 
liche Urkunde (Chartepartie oder Certepartie) errichtet wird. 

Vor Antritt der Reiſe kann der Befrachter gegen Zahlung der halben Fracht als 
„Fautfracht“ und Erſatz aller Koſten ſowie Entrichtung etwaiger Liegegelder vom Ver⸗ 
trage zurücktreten, nach Antritt nur gegen Bezahlung der vollen Fracht. 

Der Ladeſchein (Frachtbrief) heißt im Seefrachtgeſchäft Konnoſſement und wird 
vom Schiffer ausgeſtellt, gewöhnlich in mehreren Stücken, von denen eins der Verlader 
(Ablader) und eins der Schiffer behält. Das Konnoſſement iſt nach Verlangen des 
Abladers an einen beſtimmten Empfänger oder „an Order“ auszuſtellen; im letzteren 
Falle iſt es durch Indoſſament übertragbar. 
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Bodmerei iſt ein Darlehnsgeſchäft, das von dem Schiffer unter Zusicherung e einer 1 5 


Prämie und unter Verpfändung von Schiff, Fracht und Ladung oder von einem oder 
mehreren dieſer Gegenſtände in der Art eingegangen wird, daß der Gläubiger wegen 
ſeiner Anſprüche nur an die verpfändeten (verbodmeten) Gegenſtände nach der Ankunft 
des Schiffes an dem Orte ſich halten kann, wo die Reiſe enden ſoll, für die das Geſchäft 
eingegangen iſt. Als Vertragsform iſt eine ſchriftliche, vom Schiffer ausgeſtellte i 
vorgeſchrieben (Bodmereibrief). 

Haverei (Havarie) heißen die Unfälle, Schäden und Koſten, die das Schiff 155 
die Ladung oder beide zuſammen treffen. Wir unterſcheiden dabei große und kleine Haverei. 
Wenn durch einen Unfall beſondere Koſten an Hafengeld uſw. entſtehen, dann ſprechen 
wir von kleiner Haverei. Sit dagegen noch die Ladung betroffen (Überb ordwerfen bei 
Gefahr!), dann handelt es ſich um große Haverei. 

Die Feſtſtellung, Berechnung und Verteilung der Schäden (Dis pache) erfolgt am 
Beſtimmungsorte und, wenn dieſer nicht erreicht wird, in dem Hafen, wo die Reiſe endet. 

Für die Binnenf chiffahrt gelten nach den Vorſchriften des Winne ene 
geſetzes ähnliche Brunjüge wie für die Seeſchiffahrt. 4 


E. Sachenrecht 


1. Das Eigentumsrecht an beweglichen Sachen (Waren) 


Zur Übertragung des Eigentuns an einer beweglichen Sache iſt erforderlich, 
daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber übergibt und beide darüber einig ſind, 
daß das Eigentum übergehen ſoll (88 854 ff. BGB.). | 

Der bloße Übertragungsvertrag reicht zur Übertragung des Eigentums noch 
nicht aus. Wer alſo z. B. eine Sache kauft, erwirbt zunächſt nur den Anſpruch auf die 
Übertragung, das Eigentum ſelbſt erwirbt er erſt, wenn auf Grund des Kaufvertrages 
dieſer gekaufte Gegenſtand auch übergeben wird. In einigen Fällen iſt eine Eigentums⸗ 
übertragung in vereinfachter Form zuläſſig. Iſt der Erwerber bereits im Beſitz der 
Sache, ſo genügt die Einigung über den Übergang des Eigentums. Iſt jemand z. B. 
als Pfandgläubiger im Beſitze eines Warenlagers, ſo genügt die bloße Einigung, etwa 
im Falle des Verkaufes, um den bisherigen Pfandgläubiger zum Eigentümer zu machen. 
Iſt der bisherige Eigentümer im Beſitz der Sache, ſo kann die Sache dadurch übereignet 
werden, daß zwiſchen ihm und dem Erwerber ein Rechtsverhältnis vereinbart wird, 
vermöge deſſen der Erwerber den mittelbaren Beſitz erlangt. So kann z. B. beim 
Verkauf eines Warenlagers vereinbart werden, daß der Verkäufer vorläufig im Pfand⸗ 
beſitz des Warenlagers bleibt, bis der Kaufpreis bezahlt iſt. Dann bedarf es nicht erſt der 
Beſitzübertragung des Verkäufers an den Käufer und einer Rückübertragung des Käufers 
an den Verkäufer, ſondern es genügt die Vereinbarung, daß von einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkte an der Verkäufer — nunmehr als bloßer Pfandberechtigter — den Beſitz des 
Warenlagers behält. 

Iſt ein Dritter im Beſitze der Sachen, ſo kann die Übergabe dadurch erſetzt werden, 
daß der Eigentümer dem Erwerber den Anſpruch auf Herausgabe abtritt. Wenn 
alſo beiſpielsweiſe eine Ware zum Zwecke der Verarbeitung ſich im Beſitze eines Dritten 
befindet, ſo kann die Übereignung dadurch erfolgen, daß der Verkäufer ſeinen Anſpruch 
gegen den Dritten auf Herausgabe an den Käufer abtritt. 

Wird eine Sache veräußert, die dem Veräußerer nicht gehört, und iſt der 
Erwerber dabei gutgläubig, ſo erwirbt er doch das Eigentum. Beiſpiel: Der Prokuriſt 
verkauft die Ware in Unkenntnis davon, daß an dieſer Ware ein Dritter das Eigentumsrecht 
hat. Mit dem Eigentumserwerb des gutgläubigen Käufers geht das Eigentum des Dritten 
unter. Der Erwerb des Eigentums tritt aber nicht ein, wenn die Sache dem Eigen⸗ 
tümer geſtohlen worden oder verlorengegangen oder ſonſt abhanden gekommen 

war. Wenn alſo z. B. A der Eigentümer einer Ware iſt und ein Dieb ſie ihm ſtiehlt und 
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an B ven! af, wenn B ſie an C und C fie an D weiterverkauft, fo kann A fie von D heraus- 
verlangen; D kann ſich wegen Rückerſtattung feines Kaufpreiſes nur an C halten, Can B, 
B an den Dieb — auch dann, wenn B, C, D gutgläubig ſind. Anders liegen die Dinge bei 
geliehenen Sachen. Wenn B von A ein Fahrrad geliehen hat und dieſes an C verkauft, 


ſo wird C Eigentümer. A kann das Rad alſo nicht von C zurückverlangen. 


Abweichend von dieſer Regel beſtimmt jedoch das Bürgerliche Geſetzbuch, daß bei 
Inhaberpapieren (z. B. Aktien), auch wenn fie geſtohlen find, der gutgläubige Er- 
werber Eigentum erwirbt. Von dieſer Vorſchrift macht aber das Handelsgeſetzbuch folgende 
Ausnahmen zu ungunſten des Bankiers: Wenn ein geſtohlenes Inhaberpapier an 
einen Bankier veräußert wird, ſo gilt deſſen guter Glaube für ausgeſchloſſen — er erwirbt 
alſo Eigentum nicht —, wenn zur Zeit der Veräußerung der Verluſt des Papieres 
im Reichsanzeiger bekanntgemacht und ſeit der Veröffentlichung nicht mehr als ein Jahr 
verſtrichen war. f 

Wer eine Sache 10 Jahre lang in Eigenbeſitz hat, erwirbt das Eigentum. Voraus⸗ 
ſetzung hierfür iſt jedoch Gutgläubigkeit. 


2. Das Pfandrecht an beweglichen Sachen 


Ein Gläubiger kann ſich zur Sicherung ſeiner Forderung vom Schuldner eine beweg⸗ 
liche Sache als Pfand geben laſſen (88 1204 ff. BGB.). Zur Beſtellung des Pfandrechts 
iſt die Übergabe der Sache durch den Eigentümer (Verpfänder) an den Gläubiger und 
die Einigung beider darüber erforderlich, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll. 

Das Pfand haftet für die Forderung in deren jeweiligem Beſtande, insbeſondere 
auch für Zinſen und Vertragsſtrafen, ferner für die dem Pfandgläubiger zu erſetzenden 
Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung ſowie für die Koſten des Pfandverkaufs. 
Beſteht das Pfandrecht an mehreren Sachen, ſo haftet jede für die ganze Forderung. 

Der Pfandgläubiger hat das Pfand zu verwahren; er kann Erſatz für die darauf 
gemachten Verwendungen verlangen. Verletzt er die Rechte des Verpfänders in er⸗ 
heblichem Maße, ſo kann auf deſſen Antrag die Hinterlegung des Pfandes bei einem 
gerichtlich ernannten Verwahrer angeordnet werden. 

Iſt der Verderb des Pfandes oder eine weſentliche Minderung des Wertes zu 
befürchten, jo kann der Verpfänder die Rückgabe des Pfandes gegen anderweitige Sicher⸗ 
heitsleiſtung verlangen; von einem drohenden Verderb hat der Pfandgläubiger dem 
Verpfänder unverzüglich Anzeige zu machen. 

Der Pfandgläubiger hat unter denſelben Vorausſetzungen das Recht, das Pfand 
öffentlich verſteigern zu laſſen. 

Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Pfande erfolgt durch Verkauf 
nach Fälligkeit der Forderung. Der Verkauf iſt nur nach Androhung an den Verpfänder 
und erſt nach Ablauf eines Monats nach dieſer ſtatthaft, es ſei denn, daß das Pfand dem 
Verderb ausgeſetzt und mit dem Aufſchub der Verſteigerung Gefahr verbunden iſt. Der 
Verkauf geſchieht im Wege öffentlicher Verſteigerung, kann aber, wenn das Pfand einen 
Markt⸗ oder Börſenpreis hat, auch im Wege freihändigen Verkaufs durch eine hierzu 
ermächtigte Perſon erfolgen. Verſteigerungsbedingung iſt die Barentrichtung des Kauf⸗ 
preiſes. Eigentümer und Pfandgläubiger können dabei mitbieten. Der Erlös tritt an die 
Stelle des Pfandes. Gold⸗ und Silberſachen dürfen nicht unter dem Gold⸗ oder Silber⸗ 
wert zugeſchlagen werden. 

Dieſelben Grundſätze gelten auch für das geſetzliche Pfandrecht, insbeſondere für das 
des Vermieters oder Verpächters eines Grundſtückes an den eingebrachten Sachen 
des Mieters oder Pächters; des Unternehmers wegen ſeines Lohnes an der hergeſtellten 
oder ausgebeſſerten Sache des Beſtellers; des Kommiſſionärs am Kommiſſionsgut, 
ſoweit er es noch im Beſitz hat oder darüber verfügen kann; des Spediteurs, Lager⸗ 
halters und Frachtführers am Frachtgut. 
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3. Das Recht an Grundſtücken 


Über jedes Grundſtück wird ein ſogenanntes Grundbuchblatt beim Grundbucham! 
(Amtsgericht) geführt. Zur Übertragung des Eigentums an einem Grundſtück, zur Be⸗ 
laſtung des Grundſtückes mit einem Recht ſowie zur Übertragung oder Belaſtung eines 
ſolchen Rechtes iſt die Einigung des Berechtigten und des anderen Teiles über den Ein⸗ 
tritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grund⸗ 
buch erforderlich. Die Einigung über den Eigentumsübergang heißt Auflaſſung und 
muß durch die Vertragſchließenden oder deren Bevollmächtigte vor dem Grundbuchamt 
oder einem Notar erklärt werden. Der Grundſtückserwerb iſt in neuerer Zeit vielfach nur 
mit behördlicher Genehmigung ſtatthaft. Doch iſt für ſolche Verträge, die ſeit dem 4. Auguſt 
1925 über in Preußen gelegene Hausgrundſtücke geſchloſſen worden ſind, eine . 
liche Genehmigung nicht mehr nötig. 

Das Grundbuch genießt ſogenannten öffentlichen Glauben, d. h. wer im Ver⸗ 
trauen auf die Richtigkeit der Eintragungen des Grundbuchs ein Recht erwirbt, erwirbt 
dieſes Recht ſelbſt dann, wenn das Grundbuch unrichtig war. 

Eine Hypothek iſt das Pfandrecht, das jemand in der Höhe einer beſtimmten e a 
an einem Grundſtück hat, und zwar als Sicherſtellung für eine Geldforderung (Darlehn 

uſw.). Über die Eintragung einer Hypothek kann vom Grundbuchamt eine Urkunde 
(Hypothekenbrief) ausgeſtellt werden; notwendig iſt dies aber nicht. 

Der Hypothekenbrief wird, falls nichts anderes vereinbart iſt, vom Gericht dem Eigen⸗ 
tümer (Schuldner) übergeben, der ihn dann dem Gläubiger aushändigt. Doch können 
Schuldner und Gläubiger auch beſtimmen, daß letzterer berechtigt ba ſoll, ſich den Brief 
unmittelbar vom Grundbuchamte aushändigen zu laſſen. 

Eine Hypothek, über die ein Hypothekenbrief ausgeſtellt iſt, nennt man Briefhypo⸗ 
thek, eine ſolche, die nur im Grundbuch eingetragen iſt, Buchhypothek. 

Iſt ein Hypothekenbrief abhanden gekommen oder vernichtet, ſo kann er im 8 
des gerichtlichen Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden. 

Befriedigt der Grundſtückseigentümer den Hypothekengläubiger, ſo erwirbt er die 
Hypothek (Eigentümerhypotheh. Sie verhindert das Nachrücken anderer Hypotheken 
in eine beſſere Rangſtelle. 

Auch eine Forderung kann durch Eintragen einer Sicherungshypothek geſchützt 
werden. Das Beſtehen der Forderung iſt nachzuweiſen, ein Hypothekenbrief wird nicht 
ausgeſtellt. 

Sind auf einem Grundſtück mehrere Hypotheken eingetragen, ſo hängt ihre Sicherheit 
von dem Range ab, d. h. von der Stelle, an der ſie im Grundbuch ſtehen. Das kommt auch 
im Zinsfuß zum Ausdruck, der für nachrangige Hypotheken ſtets höher iſt. Im Falle der 
Zwangsverſteigerung werden die Hypotheken in ihrer Reihenfolge aus Be Erlös abge- 
deckt. Soweit dieſer nicht ausreicht, fallen die nachrangigen Hypotheken aus und werden 
gelöſcht. Die perſönliche Haftung des Schuldners bleibt aber beſtehen. 

Die Zwangsverſteigerung (Subhaſtation) kann von einem Hypothekengläubiger, aber 
auch jedem anderen Gläubiger, deſſen Forderung nicht durch das Grundſtück geſichert iſt, 
betrieben werden. Sie ſetzt einen vollſtreckbaren Schuldtitel voraus. 
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IX. GEWERBLICHES RECHT 


A. Das Gewerberecht 


Die geſetzlichen Grundlagen für Gewerbetreibende, beſonders in Induſtrie, Handwerk 
und Handel, ſind in der Gewerbeordnung zu finden. Mit der Beſeitigung der Gewerbe— 
freiheit durch die Geſtaltung der neuen deutſchen Wirtſchaftsordnung ſind jedoch zahlreiche 
Vorſchriften außer Kraft getreten, bedeutungslos geworden oder durch eine Reihe wichtiger 
Sondergeſetze für einzelne Gewerbegruppen grundlegend geändert. Vor allem iſt der 
Grund ſatz der Gewerbeordnung: „Der Betrieb eines Gewerbes iſt jedermann geſtattet“ 
nahezu beſeitigt durch eine Vielzahl von Errichtungs⸗, Herſtellungs⸗, Übernahme und 
Vertriebsverboten für die Induſtrie- und Handelswirtſchaft, durch die Einführung des 
großen Befähigungsnachweiſes für die ſelbſtändige Betätigung im Handwerk uſw. Außer⸗ 
dem ſind durch die Raſſengeſetze die Juden aus der Gewerbebetätigung ausgeſchloſſen. 

Nach den gewerbepolizeilichen Beſtimmungen unterſcheiden wir: 


1. den ſtehenden Gewerbebetrieb; 
2. den Gewerbebetrieb im Umherziehen; 
3. den Marktverkehr. 


1. Der ſtehende Gewerbebetrieb 


Wer an ſeinem Wohnort eine feſte gewerbliche Niederlaſſung unterhält, beſitzt damit 
einen ſtehenden Gewerbebetrieb. Als ſelbſtändigen Gewerbetreibenden pflegt man die 
Perſon zu bezeichnen, die ein Gewerbe für eigene Rechnung und unter eigener Ver⸗ 
antwortlichkeit betreibt. 

Wer den ſelbſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes anfängt, iſt verpflichtet, 
der an dem betreffenden Orte nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Ortsbehörde gleich— 
zeitig mit der Inbetriebſetzung Anzeige zu erſtatten. Ferner iſt Anzeige innerhalb 
acht Tagen von dem zu erſtatten, der Verſicherungen für eine Feuerverſicherungsanſtalt 
als Agent oder Unteragent vermitteln will, und zwar bei Übernahme, Auflöſung oder 
Entziehung der Agentur. 

Buch⸗ und Steindrucker, Buch- und Kunſthändler, Antiquare, Leihbibliothekare, In⸗ 
haber von Leſekabinetten, Verkäufer von Druckſchriften, Zeitungen und Bildern haben 
bei Eröffnung ihres Gewerbebetriebes den Betriebsraum ſowie jeden ſpäteren Wechſel 
des letzteren ſpäteſtens am Tage ſeines Eintritts der zuſtändigen Behörde ihres Wohnorts 
anzugeben. 

Die Behörde beſcheinigt in allen Fällen innerhalb drei Tagen den Empfang der 
Anzeige (Gewerbeſchein)t). Gewerbetreibende, die einen offenen Laden haben oder Gaſt— 
oder Schankwirtſchaft betreiben, ſind verpflichtet, ihren Familiennamen mit mindeſtens 
einem ausgeſchriebenen Vornamen an der Außenſeite oder am Eingange des Ladens 
oder der Wirtſchaft in deutlich lesbarer Schrift anzubringen. 

Die Errichtung, Veränderung oder Verlegung gewiſſer gewerblicher Anlagen, die 
durch die örtliche Lage oder durch die Beſchaffenheit der Betriebsſtätte für die Beſitzer 
oder die Bewohner der benachbarten Grundſtücke oder für das Publikum überhaupt er⸗ 
hebliche Nachteile, Gefahren oder Beläſtigungen herbeiführen können, bedürfen beſonderer 
Genehmigung (Gerberei, Metallgießerei uſw.). 


) Wird ein genehmigungspflichtiges Gewerbe ohne Genehmigung begonnen, ſo kann die Fortführung 
polizeilich verhindert werden. 
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Ferner bedürfen einer ausdrücklichen Erlaubnis (Konzeſſion) Privatkrankenanſtalten, 
Schauſpielunternehmungen, Gaſt⸗ und Schankwirte ſowie Spirituoſenkleinhändler, Pfand⸗ 
leiher, Bewachungsgewerbe (Wach- und Schließgeſellſchaft). Eine Erlaubnis wird nicht 
gegeben, wenn der Nachſuchende die erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt. Das gilt 
beſonders für folgende Berufe: Erteilung von Tanz⸗, Schwimm⸗ und Turnunterricht, 
Handel mit lebenden Vögeln, Trödelhandel uſw. 

Wer ein ſtehendes Gewerbe betreibt, kann in beliebiger Anzahl Geſellen, Gehilfen 
Arbeiter jeder Art und, ſoweit die Geſetze nicht entgegenſtehen, auch Lehrlinge 
annehmen 9. Er kann weiter entweder perſönlich oder durch ſeine Hilfsperſonen (Reiſende) 
für die Zwecke ſeines Gewerbebetriebes Waren aufkaufen und Beſtellungen auf Waren 
ſuchen. Der betreffende Reiſende bedarf aber dazu einer Legitimationskarte, die auf 
Antrag des ſelbſtändigen Gewerbetreibenden von ſeiner zuſtändigen Ortsbehörde aus⸗ 
geſtellt wird. Die Karte iſt ein Jahr lang gültig und muß immer vorgezeigt werden können. 
Sie iſt für Handlungsreiſende notwendig. Über die Ausſtellung und Geltungsdauer gilt 
im weſentlichen dasſelbe wie von dem Wandergewerbeſchein. Der Reiſende darf nur von 
den Waren, auf die er Beſtellungen aufſucht, Proben und Muſter, die aufge kauften 
Waren ſelbſt aber lediglich zun Beförderung nach dem Beſtimmungsorte mit ſich führen. 
Das Aufkaufen darf nur bei Kaufleuten oder Perſonen, die die Waren erzeugen, 
oder in offenen Verkaufsſtellen erfolgen. Ebenſo darf das Aufſuchen von Beſtellungen 
auf Waren mit Ausnahme von Druckſachen, anderen Schriften und Bildwerken, Wein, 
Gegenſtänden der Leinen⸗ und Wäſchefabrikation ohne vorherige ausdrückliche Auffor⸗ 
derung nur bei Kaufleuten, in deren Geſchäftsräumen oder bei ſolchen Perſonen geſchehen, 
in deren Geſchäftsbetrieben Waren der angebotenen Art Verwendung finden. 


2. Der Gewerbebetrieb im Umherziehen ?)?) 
(Wandergewerbe) 


Gewerbetreibende, die eine gewerbliche Niederlaſſung nicht beſitzen, können ein 
Gewerbe im Umherziehen (Hauſiergewerbe) betreiben. Dieſer Gewerbebetrieb be⸗ 
ſteht darin, daß jemand außerhalb ſeines Wohnſitzes ohne Begründung einer gewerb⸗ 
lichen Niederlaſſung und ohne vorherige Beſtellung in eigener Perſon Waren oder gewerb⸗ 
liche Leiſtungen anbietet, Warenbeſtellungen aufſucht, Waren bei Nichtkaufleuten oder 
anderswo als in offenen Verkaufsſtellen zum Wiederverkauf ankauft oder Muſikauf⸗ 
führungen, Schauſtellungen, theatraliſche Vorſtellungen und ſonſtige Luſtbarkeiten dar⸗ 
bietet. 725 

Der Gewerbebetrieb im Umherziehen unterliegt verſchiedenen Beſchränkungen. 
Erforderlich iſt ein Wandergewerbeſchein, ausgenommen beim Verkauf von Gegen⸗ 
ſtänden des Wochenmarktverkehrs, ferner von Erzeugniſſen der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, 
des Garten⸗ und Obſtbaues, der Geflügel⸗ und Bienenzucht, der Jagd und Fiſcherei, 
ſofern ſie vom Händler ſelbſt gewonnen ſind oder im rohen Zuſtande feilgeboten werden. 

Ausgeſchloſſen vom Ankauf oder Feilbieten im Umherziehen find: geiſtige Getränke, 
ſoweit nicht das Feilbieten von der Ortspolizeibehörde im Fall beſonderen Bedürfniſſes 
vorübergehend geſtattet iſt; ferner gebrauchte Kleider und eine Reihe anderer Gegen⸗ 
ſtände. © 

Ausgeſchloſſen vom Gewerbebetrieb im Umherziehen ſind ferner: die Ausübung 
der Heilkunde ſeitens nicht approbierter Perſonen; das Aufſuchen ſowie die Vermittlung 


1) Einſchränkungen ergeben ſich aus dem Kinderſchutzgeſetz, dem Geſetz über weibliche Angeſtellte in 
Schank⸗ und Gaſtwirtſchaften u. a. . a 

2) Das Wandergewerbe iſt zu beſteuern. 8 ö 
9) Im Intereſſe des Arbeitseinſatzes zur Erfüllung der Aufgaben des Vierjahresplanes wird die Ausgabe 
von Wandergewerbeſcheinen ſeit 1938 weitgehend eingeſchränkt. Verordnung vom 14. Dezember 1937. 
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von Dazlehns⸗ und Rückkaufsgeſchäften, ſowie das Aufſuchen von Beſtellungen auf Staats⸗ 
oder andere Wertpapiere, Lotterieloſe und auf Bezugsſcheine ſolcher (Ausnahmen gibt 
es); das Feilbieten von Waren, wenn ſolche gegen Teilzahlungen unter dem Vorbehalt 
veräußert werden, daß der Veräußerer wegen Nichterfüllung der dem Erwerber obliegenden 
Verpflichtungen vom Vertrage zurücktreten kann. 

Geſuche um Ausſtellung eines Wandergewerbeſcheines find bei der Behörde 
des Wohnortes des Gewerbetreibenden einzureichen. 

Der Wandergewerbeſchein wird verſagt, wenn der Nachſuchende mit einer ab— 
ſchreckenden oder anſteckenden Krankheit behaftet oder in einer abſchreckenden Weiſe ent⸗ 
ſtellt iſt; wenn er unter Polizeiaufſicht ſteht; wenn er Jude iſt; wenn er wegen Hoch— 
oder Landesverrats verurteilt iſt oder Tatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfer- 
tigen, daß er ſein Gewerbe zu ſtaatsfeindlichen Zwecken mißbrauchen wird; wenn er wegen 
ſtrafbarer Handlung aus Gewinnſucht, gegen das Eigentum, gegen die Sittlichkeit ſowie 
wegen verſchiedener anderer Straftaten zu einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei Mo⸗ 
naten verurteilt iſt und ſeit Verbüßung der Strafe drei Jahre noch nicht verfloſſen ſind, 
wenn er wegen gewohnheitsmäßiger Arbeitsſcheu, Bettelei, Landſtreicherei, Trunk— 
ſucht übel berüchtigt iſt, oder wenn für Muſikaufführungen uſw. in dem betreffenden 
Verwaltungsbezirk bereits eine entſprechende Zahl von Wandergewerbeſcheinen er— 
teilt iſt. 

Er iſt in der Regel zu verſagen, wenn der Nachſuchende das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat; doch gilt dieſer Verſagungsgrund dann nicht, wenn der Betreffende Er- 
nährer einer Familie iſt und bereits vier Jahre im Wandergewerbe tätig war. Ferner 
iſt der Wandergewerbeſchein zu verſagen, wenn der Nachſuchende blind, taub oder ſtumm 
iſt oder an Geiſtesſchwäche leidet. 

Der Wandergewerbeſchein darf außerdem nur dann verſagt werden, wenn der 
Nachſuchende im Inland keinen feſten Wohnſitz hat oder wegen der obengenannten Ver⸗ 
gehen und Verbrechen zu einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens einer Woche verurteilt iſt 
und ſeit Verbüßung der Strafe fünf Jahre noch nicht verfloſſen ſind; wenn er wegen Ver⸗ 
letzung der auf den Gewerbebetrieb im Umherziehen bezüglichen Vorſchriften im Laufe 
der letzten drei Jahre wiederholt beſtraft worden iſt; wenn er ein oder mehrere Kinder 
beſitzt, für deren Unterhalt und, ſofern ſie im ſchulpflichtigen Alter ſtehen, für deren Unter⸗ 
richt nicht genügend geſorgt iſt. 

Der Wandergewerbeſchein hat nur für die Dauer des Kalenderjahres, für das er er⸗ 
teilt iſt, Gültigkeit, und berechtigt den Inhaber zur Ausübung des im Scheine angegebenen 
Gewerbes. Der Wandergewerbeſchein darf einer anderen Perſon zur Benutzung nicht 
überlaſſen werden, muß jederzeit vom Inhaber bei ſich geführt und auf Erſuchen den 
polizeilichen Aufſichtsorganen vorgelegt werden. 


An Sonn⸗ und Feſttagen iſt der Gewerbebetrieb im Umherziehen — mit Ausnahme 
der Veranſtaltung von Muſikaufführungen, Schauſtellungen und dergleichen — verboten! 


Einen Wandergewerbeſchein braucht nicht: 


1. wer ſelbſtgewonnene oder rohe Erzeugniſſe der Land- und Forſtwirtſchaft, des 
Garten- und Obſtbaues, der Geflügel- und Bienenzucht ſowie ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe 
der Jagd und Fiſcherei feilbietet; 

2. wer in der Umgebung feines Wohnortes bis zu 15 Kilometer Entfernung ſelbſt⸗ 
verfertigte Waren, welche zu den Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs gehören, 
oder gewerbliche Leiſtungen, ſofern es Landesbrauch iſt, anbietet; 


3. wer ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe oder ſelbſtverfertigte Waren zu Waſſer anfährt 
und vom Fahrzeug aus feilbietet (ſofern es Landesbrauch iſt); 


4. wer bei öffentlichen Feſten, Truppenzuſammenziehungen oder anderen außer— 
gewöhnlichen Gelegenheiten mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde die von dieſer ger 
nehmigten Waren feilbietet. 

215 . 
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3. Der Marktverkehr 


Der Beſuch von Meſſen, Jahr⸗ und Wochenmärkten ſowie der Kauf und Verkauf 
an dieſen Stellen und zu dieſen Zeiten ſteht jedem mit gleichen Rechten und Pflichten frei. 
Unter beſonderen Vorausſetzungen werden jedoch einheimiſche Verkäufer geſchützt, indem 
für beſtimmte Geſchäftszweige keine auswärtigen Anbieter zugelaſſen werden können. 

Gegenſtände des Wochenmarktverkehrs ſind: 2 

1. rohe Naturerzeugniſſe mit Ausſchluß des größeren Viehes ſowie der bewurzelten 
Bäume und Sträucher; 

2. Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, dem Garten⸗ 5 
und Obſtbau oder der Fiſcherei in unmittelbarer Verbindung ſteht oder zu den Neben⸗ 
beſchäftigungen der Landleute dieſer Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarbeit bewirkt 
2 mit Ausſchluß der geiſtigen Getränke; 

3. friſche Lebensmittel aller Art. € 

Im übrigen kann die zuſtändige Verwaltungsbehörde je nach N oder 
Bedürfnis noch andere Waren für den Markt feſtſetzen. „ 

Auf Jahrmärkten dürfen Fabrikate aller Art feilgeboten werden. 


4. Vorſchriften über den Preisaushang 


Während die Gewerbeordnung im Titel „Taxen“ den Ortspolizeibehörden 915 Er⸗ 
mächtigung gibt, von einigen Gewerbezweigen (Bäcker, Gaſtwirte uſw.) Preisaushänge 
zu fordern, find umfaſſende und zwingende Vorſchriften durch Sonderverordnungen über 
Preisſchilder und Preisverzeichniſſe ergangen. Zur beſonderen Kenntlichmachung der 
Preiſe durch Aushänge und Verzeichniſſe beſteht eine Verpflichtung für den Verkauf von 
Brot⸗ und Kleingebäck, für das Friſeurhandwerk, den Lebensmitteleinzelhandel, für 
Schuhausbeſſerungsarbeiten, für Bier⸗ und Spirituoſenausſchank in Gaſtwirtſchaften 
u. a. m. 

Verſtöße gegen die Vorſchriften können zu Geſchäftsſchließungen und zur ee 
des Gewerbes führen. 


5. Innungen !) 

Die Handwerkerinnung iſt der örtliche Zuſammenſchluß aller in die Handwerksrolle 
eingetragenen Gewerbetreibenden des gleichen Handwerkszweiges oder verwandter 
Handwerkszweige. Für jeden Handwerkszweig Aa in demſelben Bezirk nur eine Innung 
errichtet werden. 

Die Innung wird von dem Obermeiſter, der von der Handwerkskammer beſtellt wird, 
geführt. Die bei den Innungsmitgliedern beſchäftigten Geſellen werden durch den Geſellen⸗ 
wart vertreten. Dem Obermeiſter und dem Geſellenwart ſteht ein Beirat zur Seite. 

Gewerbetreibende, die in die Handwerksrolle eingetragen ſind (ſelbſtändige Hand⸗ 
werker), gehören der Innung, die ihr Handwerk vertritt, pflichtmäßig an. Übt ein in die 
Handwerksrolle eingetragener Gewerbetreibender neben dem hauptſächlich betriebenen 
Handwerk noch andere Handwerke aus, ſo gehört er auch den für dieſe Handwerke errich⸗ 
teten Innungen an; eine Beitragspflicht beſteht jedoch nur zu der Innung, die ſein Haupt⸗ 
gewerbe vertritt. 

Es iſt Aufgabe der Innung: 

1. den Gemeingeiſt zu pflegen und die Standesehre zu wahren; 

2. a) das Lehrlingsweſen entſprechend den Beſtimmungen der Handwerkskammer 
zu regeln und die techniſche, gewerbliche und ſittliche Ausbildung der Lehrlinge zu über⸗ 
wachen; 


1) Die Beſtimmungen der GO find zum großen Teil außer Kraft geſetzt worden. Maßgebend ſind die 
Verordnungen über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks. 


Ba 
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) Streitigkeiten zwiſchen ſelbſtändigen Handwerkern und ihren Lehrlingen zu 
entſcheiden; 

e) Geſellenprüfungen abzunehmen; 

3. a) die techniſche, gewerbliche und ſittliche Ausbildung der Berufsangehörigen zu 
fördern, insbeſondere Fachſchulen zu unterſtützen und zu errichten ſowie Vorſchriften 
über ihren Beſuch zu erlaſſen; 

b) bei der Verwaltung der Berufsſchulen gemäß den reichs⸗ und landesrechtlichen 
Vorſchriften mitzuwirken; 

4. a) wirtſchaftliche Einrichtungen, die dem Handwerkszweig dienen, insbeſondere 
das Genoſſenſchaftsweſen zu fördern; 

b) Einrichtungen zur gemeinſchaftlichen Übernahme von Lieferungen und Lei⸗ 
ſtungen, ſoweit dieſe für den Handwerkszweig in Betracht kommen, zu fördern und bei 
Vergebung öffentlicher Lieferungen und e die Vergebungsſtellen auf deren 
Anſuchen zu beraten: 

c) zur Erhöhung der Wirtſchaftlichkeit in Heibi din mit der Handwerkskammer 
Maßnahmen zur Verbeſſerung der Arbeitsweiſe und der Betriebsführung zu treffen; 

5. die Fachpreſſe zu unterſtützen; 

6. a) über Angelegenheiten des Handwerkszweiges den Behörden Gutachten und 
Auskünfte zu erſtatten; 

b) die handwerklichen Körperſchaften in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterſtützen; 

e) mit den entſprechenden Fachverbänden außerhalb des Handwerks Fühlung zu 
erhalten. 


6. Kreishandwerkerſchaften 


Die Handwerkerinnungen, die innerhalb eines von der Handwerkskammer beſtimmten 
Bezirkes ihren Sitz haben, werden durch die Handwerkskammer zu einer Kreishandwerker⸗ 
ſchaft zuſammengeſchloſſen. Die Bezirke ſollen ſich mit den Bezirken von Stadt- oder 
Landkreiſen decken. 

Die ang der Kreishandwerkerſchaft beſteht aus 10 Obermeiſtern 
der angeſchloſſenen Innungen. Der Vorſitzende der Kreishandwerkerſchaft (Kreishand⸗ 
werksmeiſter) wird von der Handwerkskammer ernannt. Ihm ſteht ein Beirat zur Seite, 
deſſen Mitglieder er aus den Obermeiſtern der angeſchloſſenen Innungen ernennt. Die 
Kreishandwerkerſchaft hat die Aufgabe, die gemeinſchaftlichen Belange der ihr ange— 
ſchloſſenen Innungen wahrzunehmen und auf Anfordern die Geſchäftsführung der 
Innungen zu übernehmen. 


7. Handwerkskammern 


Zur Vertretung der Intereſſen des Handwerkes ſind die Handwerkskammern ein⸗ 
gerichtet. Sie werden nach dem Führerprinzip geleitet und unterſtehen der Aufficht des 
Reichswirtſchaftsminiſters. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden von dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter nach Anhörung des Deutſchen Handwerks- und Gewerbe— 
kammertages (d. i. der Zuſammenſchluß aller Handwerkskammern, eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes) eingeſetzt. 

Die Aufgabe der Handwerkskammern liegt hauptſächlich in der Regelung und Über⸗ 
wachung des Lehrlings- und Prüfungsweſens, Abgabe von Gutachten und Anbringung 
von Anträgen bei Behörden, Beſtellung von Sachverſtändigen, Führung der Handwerks- 
rolle uſw. 


8. Handwerksrolle 


Die Handwerkskammer hat ein Verzeichnis zu führen, in das alle natürlichen und 
juriſtiſchen Perſonen einzutragen ſind, die in dem Bezirk der Handwerkskammer ſelbſtändig 
ein Handwerk als ſtehendes Gewerbe betreiben (Handwerksrolle). 
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Die Einficht in die Handwerksrolle ift jedem geftattet. 15 5 

Eingetragen wird nur, wer die Meiſterprüfung für das von ihm betriebene oder für 
ein dieſem verwandtes Handwerk beſtanden hat oder die Befugnis zur Anleitung von 
Lehrlingen in einem dieſer Handwerke beſitzt. So 

In beſonderen Fällen kann die höhere Behörde nach Anhörung der Handwerkskammer 
Ausnahmen bewilligen), insbeſondere zugunſten von den Perſonen, die in einem Betriebe 
der Induſtrie eine Ausbildung als Facharbeiter erhalten haben und fünf Jahre als ſolche 
tätig geweſen ſind. 

Nach dem Tode eines ſelbſtändigen Handwerkers dürfen die Witwe oder die minder⸗ 
jährigen Erben den Betrieb fortführen, aber nach Ablauf eines Jahres ſeit dem Tode darf 
der Betrieb nur weitergeführt werden, wenn er von einem Handwerker geleitet wird, 
der die Meiſterprüfung abgelegt hat. i 

Die Eintragung in die Handwerksrolle erfolgt von Amts wegen oder auf Antrag. 
Über die Eintragung wird eine Beſcheinigung ausgeſtellt (Handwerkskarte). 


9. Der Meiſter 


Den Meiſtertitel in Verbindung mit der Bezeichnung eines Handwerkers dürfen 
nur Handwerker führen, die für dieſes Handwerk die Meiſterprüfung beſtanden und das 
24. Lebensjahr zurückgelegt haben. Zur Meiſterprüfung werden in der Regel nur ſolche 
Perſonen zugelaſſen, die eine Geſellenprüfung beſtanden haben und in dem Gewerbe, 
für welches ſie die Meiſterprüfung ablegen wollen, mindeſtens drei Jahre als Geſelle 
(Gehilfe) tätig geweſen ſind. Eine Prüfungskommiſſion (1 Vorſitzender und 4 Beiſitzer) 
nimmt die Prüfung ab. Die Entſcheidung der Prüfungskommiſſion kann innerhalb zweier 
Wochen durch Beſchwerde bei der höheren Verwaltungsbehörde angefochten werden. 
Dieſe hat, bevor ſie der Beſchwerde ſtattgibt, die Handwerkskammer zu hören. Eine 
Ernennung von Mitgliedern der Prüfungskommiſſion erfolgt durch Verfügung der höheren 
Verwaltungsbehörde auf drei Jahre. Die Prüfung hat den Nachweis der Befähigung 
zur ſelbſtändigen Ausführung und Koſtenberechnung der gewöhnlichen Arbeiten des 
Gewerbes ſowie der zu dem ſelbſtändigen Betrieb ſonſt notwendigen Kenntniſſe, ins⸗ 
beſondere auch der Buch- und Rechnungsführung, zu erbringen. Die Prüfungsanforderungen 
ſind in beſonderen fachlichen Vorſchriften für die verſchiedenen Handwerkszweige zuſammen⸗ 
gefaßt. Die Prüfungszeugniſſe ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. 


10. Die gewerblichen Arbeiter?) 

Als gewerbliche Arbeiter ſind im allgemeinen alle diejenigen Perſonen anzuſehen, 
die in einem gewerblichen Unternehmen als Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, techniſch 
Beſchäftigte niederen Grades, Fabrikarbeiter oder in ähnlichen Stellungen für Zwecke 
des Gewerbebetriebes beſchäftigt werden. Bei Perſonen, die teils gewerbliche, teils kauf⸗ 
männiſche Dienſte leiſten, entſcheidet das Überwiegende. So gelten Kellner, Oberkellner, 
Bierfahrer, Milchfahrer, Zuſchneider uſw. als gewerbliche Angeſtellte, obwohl ſie teil⸗ 
weiſe — nämlich durch das Einkaſſieren — kaufmänniſche Dienſte leiſten. Die gewerb⸗ 
lichen Gehilfen des Kaufmanns, d. h. die Perſonen, die innerhalb eines kaufmänniſchen 
Betriebes nicht die eigentlich kaufmänniſchen, ſondern die gewerblichen Arbeiten leiſten, 
ſind Gewerbe- und nicht Handlungsgehilfen: fo z. B. die Packer und wohl auch 
Kontordiener, Boten uſw. b 

Perſonen in einer höheren Stellung, z. B. Werkmeiſter, Betriebsbeamte und Tech⸗ 
niker höheren Grades, ſind gewerbliche Hilfskräfte; für ſie gelten aber verſchiedene 
Sondervorſchriften; vgl. Abſchnitt 11 (S. 329ff.). 

Für Perſonen, die wiſſenſchaftlich⸗techniſche, künſtleriſche und ähnliche Aufgaben 


) Für die Kriegszeit iſt das Recht der Ausnahmebewilligung unmittelbar der Handwerkskammer über⸗ 
tragen worden. f 
2) Arbeitszeit ſiehe S. 373 ff. 
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haben, * nicht die gewerblichen Vorſchriften, ſondern die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Gef ſetzbuches über den Dienſtvertrag (ſiehe dort). Das gleiche gilt für den Vorſtand der 
Aktiengeſellſchaften u. ä. 

Für dis Feſtſ etzung der Verhältniſſe zwiſchen ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und 
gewerblichen Arbeitern gelten die Beſtimmungen des Geſetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit, der auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Tarif- und Betriebsordnungen und der 
ſonſtigen neuen Arbeitsſchutzgeſetze. Daneben gelten noch ältere Beſtimmungen der Ge— 
werbeordnung, des Bürgerlichen und des Handelsgeſetzbuches, ſoweit deren Beſtimmungen 
mit dem neuen Recht vereinbar find. Nachfolgend wird auf einige weſentliche Beſtim— 
mungen hingewieſen: “ 

An Sonn⸗ und Feſttagen können die Gewerbetreibenden die Arbeiter icht ver⸗ 
pflichten ). Im Geſetz über die Feiertage vom 27. Februar 1934 und 25. Februar 1939 
werden die Feiertage feſtgelegt: 

1. Der nationale Feiertag des deutſchen Volkes iſt der 1. Mai. 2. Heldengedenktag 
iſt der 16. März als Jahrestag der Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, ſofern 
dieſer Tag auf einen Sonntag fällt, andernfalls der dieſem Tage vorangehende Sonntag. 
3. Der 1. Sonntag nach Michaelis iſt Erntedanktag. 4. Gedenktag für die Gefallenen der 
Bewegung iſt der 9. November. Außerdem ſind Feiertage: a) der Neujahrstag, b) der 
Karfreitag, o) der Oſtermontag, d) der Himmelfahrtstag, e) der Pfingſtmontag, k) der Buß⸗ 
tag am Mittwoch vor dem letzten Trinitatis⸗Sonntag, g) der 1. und der 2. Weihnachtstag. 
5. Ferner iſt in Gemeinden mit überwiegend evangeliſcher Bevölkerung das Reformations— 
feſt, in Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung der Fronleichnamstag ent- 
ſprechend dem bisherigen Brauch Feiertag. 

Die Löhne müſſen von den Gewerbetreibenden in Reichswährung berechnet und 
bar ausgezahlt werden. Doch iſt es geſtattet, den Arbeitern Lebensmittel für den Betrag 
der Anſchaffungskoſten, Wohnung und Landbenutzung gegen die ortsüblichen Miets— 
und Pachtpreiſe, Feuerung, Beleuchtung, regelmäßige Beköſtigung, Arzneien und ärztliche 
Hilfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeiten für den Betrag 
der durchſchnittlichen Selbſtkoſten unter Anrechnung bei der Lohnzahlung zu verabfolgen. 

Lohnzahlungen dürfen in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften oder Verkaufsſtellen nicht 
ohne Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörde erfolgen. 

Als Sicherheit für etwaige Schädenforderungen aus einem Vertragsbruche oder 
zur Deckung einer für dieſen Fall verabredeten Strafe iſt der Arbeitgeber berechtigt, den 
Betrag eines durchſchnittlichen Wochenlohnes zurückzuhalten. Bei den einzelnen Lohn— 
zahlungen darf jedoch zu dieſem Zwecke nicht mehr als ein Viertel des jedesmal fälligen 
Lohnes gekürzt werden. 

Wenn der Arbeitgeber den Arbeitern den ſchuldigen Lohn nicht in der bedungenen 
Weiſe auszahlt, bei Stücklohn nicht für 5 Beſchäftigung ſorgt, können die 
Arbeiter die Arbeit ſofort verlaſſen. 

Die Gewerbeunternehmer haben die zur Sicherheit gegen Gefahr für Leben und 
Geſundheit erforderlichen Einrichtungen zu treffen ſowie ſolche Einrichtungen herzu— 
ſtellen und zu unterhalten und diejenigen Vorſchriften über das Verhalten der Arbeiter 
im Betriebe zu erlaſſen, die erforderlich ſind, um die Aufrechterhaltung der guten Sitten 
und des Anſtandes zu ſichern. 


1) Für die Arbeitszeit, die infolge des Neujahrstags, des Oſter- und Pfingſtmontags ſowie des erſten 
und zweiten Weihnachtsfeiertags ausfällt, iſt den Gefolgſchaftsangehörigen der regelmäßige Arbeitsverdienſt 
zu zahlen. Dies gilt nicht, ſoweit die Weihnachtsfeiertage und der Neujahrstag auf einen Sonntag fallen. 
Durch Tarifordnung oder Betriebs- (Dienft-) Ordnung kann beſtimmt werden, was als regelmäßiger 
Arbeitsverdienſt anzuſehen iſt. Der Reichsarbeitsminiſter kann Ausnahmen für einzelne Betriebe genehmigen, 
wenn es ihre wirtſchaftliche Lage zwingend erfordert. Für den 1. Mai verbleibt es bei der entſprechenden 
Regelung des Geſetzes über die Lohnzahlung am Nationalen Feiertag des deutſchen Volkes. Die Heim⸗ 
arbeiter und Hausgewerbetreibenden mit nicht mehr als zwei fremden Hilfskräften erhalten ebenfalls ein 
Feiertagsgeld, das jedoch der ungleichmäßigen Beſchäftigung wegen auf das ganze Jahr umgelegt werden 
muß. Für den erſten und zweiten Weihnachtsfeiertag, den Neujahrstag und den 1. Mai, ſoweit dieſe 
Feiertage auf einen Wochentag fallen, ferner für den Oſter⸗ und Pfingſtmontag erhalten fie als Feiertags⸗ 
geld je einen Zuſchlag von ½ vom Hundert des innerhalb eines halben Jahres ausbezahlten Entgelts. 
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Um die zweckentſprechende Verteilung der Arbeitskräfte in der deutſchen Wirtſchaft 

zu gewährleiſten, wurde ein Arbeitsbuch eingeführt. Es erhalten Arbeiter und Angeſtellte 
einſchließlich der Lehrlinge und Volontäre n). Zuſtändig für die Ausſtellung eines Arbeits⸗ 
buches iſt das Arbeitsamt des Bezirkes, in dem der betreffende Arbeiter gemeldet iſt. 
Bei Aufnahme der Beſchäftigung hat der Arbeiter oder Angeſtellte ſein Arbeits⸗ 
buch unverzüglich dem Unternehmer zu übergeben. Dieſer hat das Arbeitsbuch ſorgfältig 
aufzubewahren. Der Unternehmer hat das Arbeitsbuch bei Beendigung der Beſchäftigung 
dem Arbeiter oder Angeſtellten zurückzugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht ſteht ihm an 
dem Arbeitsbuch nicht zu. Auf Verlangen hat er dem Arbeiter oder Angeſtellten Emficht 
in das Arbeitsbuch zu gewähren. Der Unternehmer hat den Tag des Beginns und die 
genaue Art der Beſchäftigung ſowie den Tag der Beendigung der Beſchäftigung unver⸗ 
züglich an der dafür beſtimmten Stelle im Arbeitsbuch einzutragen und zu beſcheinigen. 
Wer einen Arbeiter, der kein Arbeitsbuch vorweiſt, beſchäftigt, macht ſich ſtrafbar. 
Geſellen und Gehilfen ſind verpflichtet, den Anordnungen der Arbeitgeber in Be⸗ 
ziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und auf die häuslichen Einrichtungen Folge 
zu leiſten; zu häuslichen Arbeiten ſind ſie nicht verbunden. 5 
Das Arbeitsverhältnis zwiſchen den Geſellen (Gehilfen) und ihren Arbeitgebern 
kann, wenn nicht ein anderes verabredet iſt, durch eine jedem Teile freiſtehende, 14 Tage 
vorher erklärte Kündigung gelöſt werden.?) Sind kürzere oder längere Kündigungsfriſten 
vereinbart, ſo müſſen ſie für beide Teile gleich ſein. Anders lautende Vereinbarungen 
ſind nichtig. | | 85 

Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkündigung können Geſellen oder 
Gehilfen entlaſſen werden, wenn ſie: 


a) bei Abſchluß des Arbeitsvertrages den Arbeitgeber durch Vorzeigung falſcher 
oder gefälſchter Arbeitsbücher oder Zeugniſſe hintergangen oder ihn 
über das Beſtehen eines anderen, ſie gleichzeitig verpflichtenden Arbeitsverhält⸗ 
niſſes in einen Irrtum verſetzt haben; . 

b) eines Diebſtahls, einer Entwendung, einer Unterſchlagung, eines Be⸗ 
trugs oder eines liederlichen Lebenswandels ſich ſchuldig machen; ö 


e) die Arbeit unbefugt verlaſſen haben oder ſonſt den nach dem Arbeitsvertrag 
ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich ver⸗ 
weigern; als unbefugtes Verlaſſen der Arbeit iſt nicht eine jede vorüber⸗ 
gehende Entfernung, ſondern nur ein völliges Entfernen oder eine 
mit den Verpflichtungen des Arbeiters unvereinbare Unterbrechung der 
Arbeit anzuſehen; 

d) der Verwarnung ungeachtet, mit Feuer und Licht unvorſichtig umgehen; \ 

e) ſich Tätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeitgeber 
oder ſeinen Vertreter oder gegen die Familienangehörigen des Arbeit⸗ 
gebers zuſchulden kommen laſſen; 1 5 

f) einer vorſätzlichen und rechtswidrigen Sachbeſchädigung zum Nachteil 
des Arbeitgebers oder eines Mitarbeiters ſich ſchuldig machen; 55 

g) Familienangehörige des Arbeitgebers oder ſeine Vertreter oder Mit⸗ 
arbeiter zu Handlungen verleiten oder zu verleiten ſuchen oder mit 

5 ihnen Handlungen begehen, die gegen die Geſetze oder die guten Sitten verſtoßen; 
h) zur Fortſetzung der Arbeit unfähig oder mit einer abſchreckenden Krankheit be⸗ 
haftet ſind. 5 
) Nach der Verordnung vom 22. April 1939 find auch ſelbſtändige Berufstätige, Heimarbeiter, Haus⸗ 
gewerbetreibende, Zwiſchenmeiſter ſowie deren mithelfende Familienangehörige arbeitsbuchpflichtig. 
) Nach Verordnung über die Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſels vom 1. September 1939 ift jede 
Kündigung nur mit vorheriger Zuſtimmung des Arbeitsamtes rechtswirkſam. — Kündigungserleichterungen 
ſind zugelaſſen, ſoweit ſich Betriebseinſchränkungen oder ⸗ſtillegungen in Auswirkung des Krieges notwendig 


machen. Verordnung vom 16. September 1939. — Beſondere Kündigungsbeſchränkungen beſtehen im In⸗ 
tereſſe des Mutterſchutzes, ferner für Schwerbeſchädigte, Vertrauensmänner, langjährige Angeſtellte uſw. 
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die zuge‘ de liegenden Tatſachen dem Arbeitgeber länger als eine Woche bekannt waren. 

Geſelben (Gehilfen) können vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Auf- 

kündigung die Arbeit niederlegen, wenn: 

a) ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig werden; 

b) der Arbeitgeber oder ſein Vertreter ſich Tätlichkeiten oder grobe Be— 
leidigungen gegen die Arbeiter oder deren Familienangehörige zu— 
ſchulden kommen laſſen; ſiehe: Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit: Soziale 
Ehre (S. 369ff.); 

e) der Arbeitgeber oder ſein Vertreter oder deren Familienangehörige 
die Arbeiter oder deren Familienangehörige zu Handlungen ver— 
leiten oder zu verleiten verſuchen oder mit den Familienangehörigen Hand⸗ 
lungen begehen, die wider die Geſetze oder guten Sitten verſtoßen; 


d) bei Fortſetzung der Arbeit das Leben oder die Geſundheit der Arbeiter einer 
erweislichen Gefahr ausgeſetzt ſein würde, die bei Eingehung des Arbeitsver- 
trags nicht zu erkennen war. 


In den unter b) bezeichneten Fällen iſt der Austritt aus der Arbeit nicht mehr zu⸗ 
läſſig, wenn die zugrunde liegenden Tatſachen dem Arbeiter 1 als eine Woche be⸗ 
kannt ſind. 7 


11. Werkmeiſter, Betriebsbeamte, Techniker 


Einem beſonderen Kündigungsrecht unterſtehen diejenigen gewerblichen Angeſtellten, die 
Dienſte höherer Art verrichten. Es ſind dies die gegen feſte Bezüge beſchäftigten Perſonen, 
die nicht lediglich vorübergehend mit der Leitung oder Beaufſichtigung des Be— 
triebes oder einer Abteilung beauftragt (Betriebsbeamte, Werkmeiſter und ähnliche 
Angeſtellte) oder mit höheren techniſchen Dienſtleiſtungen betraut find (Maſchinen⸗ 
techniker, Bautechniker, Chemiker, Zeichner und dergleichen). Diejenigen Angeſtellten, 
deren Leiſtungen künſtleriſcher und ähnlicher Art ſind, gehören überhaupt nicht zu den 
gewerblichen Angeſtellten; für ſie gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
über den Dienſtvertrag, desgleichen für den Vorſtand der Aktiengeſellſchaft, den Ge⸗ 
ſchäftsführer der G. m. b. H. u. ä. 


Zum Begriff des Werkmeiſters iſt erforderlich, daß ſeine Tätigkeit über die des 
bloßen Vorarbeiters hinausgeht. Er muß, wenn er auch ſelbſt gewerbliche Handarbeit 
mitverrichtet, wenigſtens teilweiſe eine übergeordnete Stellung haben. Hierher gehören 
neben den eigentlichen Werkmeiſtern insbeſondere Ziegelmeiſter, Braumeiſter, Zuſchneider, 
Oberkellner, Küchenmeiſter, Direktricen uſw., ſoweit dieſe Perſonen nicht etwa zu den 
kaufmänniſchen Angeſtellten gehören. 

Für die höheren gewerblichen Angeſtellten gilt folgendes:?) 

Die gewöhnliche Kündigung muß für den Ablauf eines Kalendervierteljahres 
ſechs Wochen vorher erfolgen. Vertragliche Abänderung dieſer Kündigungsfriſt iſt zuläſſig, 
ſie muß aber für beide Teile gleich ſein, darf nicht weniger als einen Monat betragen; 
außerdem kann die Kündigung nur zu dem Schluß eines Kalendermonats zugelaſſen werden. 
Entgegenſtehende Vereinbarungen ſind nichtig. An ihre Stelle treten die geſetzlichen 
Vorſchriften. 


Für Angeſtellte, die nur zur vorübergehenden Aushilfe angenommen ſind, finden 
die Kündigungsbeſchränkungen überhaupt keine Anwendung, es muß nur die Kündigungs⸗ 
friſt auch in dieſem Falle für beide Teile gleich ſein. Wird das Dienſtverhältnis über die 


) Die außerordentliche Kündigung iſt aus jedem wichtigen Grunde zuläſſig, wenn das Arbeitsverhältnis 

auf mindeſtens vier Wochen eingegangen oder eine längere als 14tägige Kündigungsfriſt vereinbart iſt. Im 
Be können durch N weitere Kündigungsgründe feſtgeſetzt werden. 25 a 
2) Siehe Seite 328, Fußnote 2 
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Zeit von drei Monaten hinaus fortgeſetzt, ſo greifen das geſetzliche Kündigungs echt und 
die geſetzlichen Kündigungsvorſchriften Platz. . 

In allen Fällen kann friſtlos gekündigt werden, wenn ein wichtiger Kündi⸗ 
gungsgrund vorliegt. Als Grund zur friſtloſen Kündigung des Dienſtvertrages hebt das 
Geſetz insbeſondere — alſo nicht erſchöpfend — hervor: 

1. Zugunſten des Arbeitgebers: wenn der Arbeitnehmer beim Ab] ſchluß des Dienst 
vertrages den Arbeitgeber durch Vorbringung falſcher oder verfälſchter Zeugniſſe hinter⸗ 
gangen oder ihn über das Beſtehen eines anderen ihn gleichzeitig verpflichtenden Dienſt⸗ 
verhältniſſes in einen Irrtum verſetzt hat, wenn er im Dienſte untreu iſt oder das Ver⸗ 
trauen mißbraucht, wenn er den Dienſt unbefugt verläßt oder den nach dem Dienſtvertrag 
ihm obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich verweigert, wenn er durch 
anhaltende Krankheit oder durch längere Freiheitsſtrafe oder Abweſenheit an der Ver⸗ 
richtung der Dienſte verhindert wird, wenn er ſich Tätlichkeiten oder Ehrverletzungen gegen 
den Arbeitgeber oder ſeinen Vertreter zuſchulden kommen läßt, wenn er ſich einem un⸗ 
ſittlichen Lebenswandel ergibt; 


2. zugunſten des Arbeitnehmers: wenn der Arbeitgeber oder ſein Vertreter ſich Tät⸗ 
lichkeiten oder Ehrverletzungen gegen ihn zuſchulden kommen läßt; wenn der Arbeitgeber 
die vertragsmäßigen Leiſtungen nicht gewährt; wenn bei Fortſetzung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes fein Leben oder ſeine Geſundheit einer erweislichen Gefahr ausgeſetzt fein würde, 
die bei Eingehung des Dienſtverhältniſſes nicht zu erkennen war. 

Wird der Angeſtellte wegen anhaltender Krankheit oder Abweſenheit friſtlos ent⸗ 
laſſen, ſo bleibt ihm der Anſpruch auf die vertragsmäßigen Leiſtungen des Arbeitgebers 
für die Dauer von ſechs Wochen, wenn die Verrichtung der Dienſte durch unverſchul⸗ 
detes Unglück verhindert worden iſt. Diejenigen Beträge, die ihm aus einer auf Grund 
geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden Kranken- oder Unfallverſicherung zukommen, werden 
jedoch abgerechnet. 

Ohne vertragliche Vereinbarungen ſind Lohneinbehaltungen zum Zwecke der Sicherung 
von etwaigen Schadenerſatzanſprüchen unzuläſſig. Für den Fall des Vertragsbruches 
durch den Angeſtellten gelten dieſelben Vorſchriften wie beim Gehilfen. 

Eine Vereinbarung, durch die der Angeſtellte für die Zeit nach der Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes in ſeiner gewerblichen Tätigkeit beſchränkt wird (Konkurrenz⸗ 
Haufel), iſt für den Angeſtellten nur inſoweit verbindlich, als die Beſchränkung nach Ort, 
Zeit und Gegenſtand nicht die Grenzen überſchreitet, durch die eine unbillige Erſchwerung 
ſeines Fortkommens ausgeſchloſſen wird. Die Konkurrenzklauſel iſt nichtig, wenn der 
Angeſtellte zur Zeit des Abſchluſſes minderjährig iſt. Wird er volljährig, ſo wird die nichtige 
Klauſel nicht etwa nachträglich gültig, muß vielmehr von neuem abgeſchloſſen 
werden. 


12. Der Lehrling im Handwerk 


In Handwerksbetrieben ſteht die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen nur 
ſolchen Perſonen zu, die das 24. Lebensjahr vollendet und eine Meiſterprüfung 
beſtanden haben. Nur für den Fall, daß ſolche Perſonen — die alſo ſchon eine Meiſter⸗ 
prüfung abgelegt haben — zu einem anderen Handwerk übergehen und nun in dem 


neuen Betriebe Lehrlinge halten wollen, iſt vorgeſehen, daß ſie nicht noch die Meiſter⸗ 8 


prüfung auch in dem neuen Handwerkszweige abzulegen brauchen. Vielmehr genügt 
es in dieſem Falle, wenn die Lehrherren in dem betreffenden Handwerkszweige entweder 
die Lehrzeit zurückgelegt und die Geſellenprüfung beſtanden haben oder fünf Jahre hin⸗ 
durch perſönlich das Handwerk ſelbſtändig ausgeübt haben oder während einer gleich 
langen Zeit als Werkmeiſter oder in ähnlicher Stellung tätig geweſen find. — Ausnahmen 
ſind durch Verleihung der höheren Verwaltungsbehörde ſtatthaft.!“) 5 


95 19 55 8 die Kriegszeit ſind ſämtliche widerruflichen Befugnisverleihungen der Handwerkskammer übertragen 
wor 
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Die nähere Regelung des Lehrlingsweſens liegt den Innungen und den Hand— 
werkskammern ob. 


Das Lehrverhältnis kann, wenn eine längere Friſt nicht vereinbart iſt, während 
der erſten vier Wochen nach Beginn der Lehrzeit durch einſeitigen Rücktritt auf- 
gelöſt werden! Eine Vereinbarung, wonach dieſe Probezeit mehr als drei Monate be- 
tragen ſoll, ift ungültig. 

Binnen vier Wochen nach Beginn der Lehre iſt der Lehrvertrag ſchriftlich abzu— 
ſchließen; er muß enthalten: die Bezeichnung des Gewerbes oder des Zweiges 
der gewerblichen Tätigkeit, in dem die Ausbildung erfolgen ſoll; die Dauer der Lehrzeit; 
die Angabe der gegenſeitigen Leiſtungen; die geſetzlichen und ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen die einſeitige Löſung des Vertrages zuläſſig iſt. 

Der Lehrvertrag iſt von dem Lehrmeiſter oder ſeinem Stellvertreter, dem Lehrling 
und dem geſetzlichen Vertreter des Lehrlings zu unterſchreiben. 


Die Lehrzeit wird vom Reichswirtſchaftsminiſter feſtgeſetzt. Sie beträgt im allgemeinen 
3 Jahre, nur für 23 Handwerksweige iſt eine Lehrzeit von 3½ Jahren zugelaſſen (Flug⸗ 
zeug⸗, Kraftfahrzeughandwerker, Optiker uſw.). 

Der Lehrling iſt der väterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen und ihm ſowie 
demjenigen, der an ſeiner Stelle die Ausbildung zu leiten hat, zu Folgſamkeit, Treue, 
Fleiß und anſtändigem Betragen verpflichtet. Übermäßige und unanſtändige Züchtigungen 
ſowie jede die Geſundheit des Lehrlings gefährdende Behandlung ſind verboten. 


Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehrling in den bei ſeinem Betriebe vorkommenden 
Arbeiten des Gewerbes dem Zweck der Ausbildung entſprechend zu unterweiſen, ihn 
zum Beſuch der Berufsſchule anzuhalten und den Schulbeſuch zu überwachen. Er muß 
entweder ſelbſt oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu beſtimmten Vertreter die 
Ausbildung des Lehrlings leiten, den Lehrling zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten 
anhalten und vor Ausſchweifungen bewahren; er hat ihn gegen Mißhandlungen der 
Arbeits⸗ und Hausgenoſſen zu ſchützen und dafür Sorge zu tragen, daß dem Lehrling 
nicht Arbeitsverrichtungen zugewieſen werden, die ſeinen körperlichen Kräften nicht 
angemeſſen ſind. Der Lehrherr darf dem Lehrling die zu ſeiner Ausbildung (Beſuch der 
Berufsſchule) und zum Beſuch des Gottesdienſtes an Sonn- und Feſttagen erforderliche 
Zeit und Gelegenheit nicht entziehen. Zu häuslichen Dienſtleiſtungen dürfen Lehrlinge, 
die im Hauſe des Lehrherrn weder Koſt noch Wohnung erhalten, nicht herangezogen 
werden. 

Bei Beendigung des Lehrverhältniſſes hat der Lehrherr dem Lehrling unter An- 
gabe des Gewerbes, in dem er unterwieſen worden iſt, über die Dauer der Lehrzeit 
und die während dieſer erworbenen Kenntniſſe und Fertigkeiten, ſowie über ſein Be⸗ 
tragen ein Zeugnis auszuſtellen, das von der Gemeindebehörde koſten- und ſtempelfrei 
zu beglaubigen iſt. 

Nach Ablauf der Probezeit kann das Lehrverhältnis ohne Einhaltung einer Friſt vom 
Lehrmeiſter und vom Lehrling oder ſeinem geſetzlichen Vertreter gelöſt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. Die Kündigung iſt nicht mehr zuläſſig, wenn die zugrunde— 
liegenden Tatſachen dem zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt 
ſind. Bei der Neufaſſung der geſetzlichen Vorſchrift iſt von der Aufführung beſtimmter 
Kündigungsgründe abgeſehen worden. 

Durch den Tod des Lehrlings wird der Lehrvertrag aufgehoben. 


Stirbt der Lehrherr, ſo gilt der Lehrvertrag als aufgehoben, wenn die Aufhebung 
binnen vier Wochen geltend gemacht wird. 

Verläßt der Lehrling ohne geſetzlichen Grund die Lehre, ſo iſt er, ſofern ein ſchrift— 
licher Lehrvertrag vorliegt, auf Antrag des Lehrherrn von der Polizeibehörde zur Rückkehr 
in die Lehre anzuhalten. Bei ungerechtfertigter Weigerung hat die Polizei den Lehrling 
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zwangsweiſe zurückführen zu laſſen oder ihm die Rückkehr unter Androhung von Geld⸗ 5 
ſtrafe oder Haft aufzugeben. a 
Wird von dem Vater oder Vormunde für den Lehrling oder, wenn dee voll⸗ f 


jährig iſt, von ihm ſelbſt dem Lehrherrn die ſchriftliche Erklärung abgegeben, daß 
er zu einem anderen Gewerbe oder anderen Berufe übergehen werde, ſo gilt 


das Lehrverhältnis, wenn der Lehrling nicht früher entlaſſen wird, nach Ablauf von 
vier Wochen als aufgelöſt. Den Grund der Auflöſung hat der Lehrherr in dem Arbeits⸗ 
buche zu vermerken. Binnen neun Monaten nach der Auflöſung darf der Lehrling in 
demſelben Gewerbe von einem anderen Arbeitgeber ohne Zuſtimmung des früheren 
Lehrherrn nicht beſchäftigt werden, widrigenfalls der neue Lehrherr auf Unterlaſſung 
verklagt und außerdem mit einer Geldstrafe und im Unvermögensfalle mit Haft e 
werden kann. | 


Erreicht das Lehrverhältnis vor Ablauf der verabredeten Lehrzeit fein Ende, fo kann 
von dem Lehrherrn oder von dem Lehrling ein Anſpruch auf Entſchädigung nur 
geltend gemacht werden, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich geſchloſſen iſt. Der Anſpruch 
auf Entſchädigung erliſcht, wenn er nicht e vier Wochen nach Auflöſung des 
Lehrverhältniſſes geltend gemacht iſt. 


Iſt von dem Lehrherrn das Lehrverhältnis aufgelöst worden, weil der Lehrling die 
Lehre unbefugt verlaſſen hat, ſo iſt die von dem Lehrherrn beanſpruchte Entſchädigung, 
wenn in dem Lehrvertrage nicht ein geringerer Betrag ausbedungen iſt, auf einen Betrag 
feſtzuſetzen, der für jeden auf den Tag des Vertragsbruchs folgenden Tag der Lehrzeit, 
höchſtens aber für ſechs Monate, bis auf die Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrherrn 
den Geſellen oder Gehilfen ortsüblich gezahlten Lohnes ſich belaufen darf. Für die Zahlung 
der Entſchädigung ſind als Selbſtſchuldner mit haftbar der Vater des Lehrlings ſowie g 
derjenige Arbeitgeber, der den Lehrling zum Verlaſſen der Lehre verleitet oder ihn in 
Arbeit genommen hat, obwohl er wußte, daß der Lehrling zur Fortſetzung eines Lehr⸗ 
verhältniſſes noch verpflichtet war. Hat der Entſchädigungsberechtigte erſt nach Auflöſung 
des Lehrverhältniſſes von der Perſon des Arbeitgebers, der den Lehrling verleitet oder in 
Arbeit genommen hat, Kenntnis erhalten, ſo erliſcht gegen dieſen der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch erſt, wenn er nicht innerhalb vier Wochen nach erhaltener Kenntnis geltend 
gemacht wird. 8 

Dem Lehrling iſt Gelegenheit gegeben, ſich nach Ablauf der Lehrzeit der Geſellen⸗ 
prüfung zu unterziehen. Die Innung und der Lehrherr ſollen ihn dazu anhalten. 4 

Die Abnahme der Geſellenprüfung erfolgt durch die bei jeder Innung durch die 
Handwerkskammer errichteten Prüfungsausſchüſſe; dieſe beſtehen aus dem Vorſitzenden 
und mindeſtens zwei Beiſitzern. Die Beiſitzer müſſen je zur Hälfte Meiſter und Geſellen ſein. 
Das Prüfungsverfahren iſt in beſonderen Prüfungsordnungen geregelt, die die Handwerks⸗ 
kammern erlaſſen. Die Prüfungsanforderungen ſind für jeden Handwerkszweig in beſon⸗ 
deren „Fachlichen Vorſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſens“ feſtgelegt. Danach hat 
ſich der Lehrling einer . und einer theoretiſchen (ſchriftlichen und mündlichen) 
Prüfung zu unterziehen. Im praktiſchen Prüfungsteil können anſtatt oder neben einem 
Geſellenſtück Arbeitsproben gefordert werden. f 

Bei der Beurteilung der Prüfungsleiſtungen werden die Ergebniſſe der nach jedem 
Lehrjahr abgenommenen Zwiſchenprüfungen und die Aufzeichnungen in den während Der | 
Lehrzeit zu führenden Werkſtattwochenbüchern berückſichtigt. N 

Der Prüfungsausſchuß erteilt bei beſtandener Prüfung den Geſellenbrief. 

Wird die Prüfung nicht beſtanden, fo hat der Prüfungsausſchuß den Zeitraum zu 
beſtimmen, vor deſſen Ablauf die Prüfung nicht wiederholt werden darf. 

Beſteht der Lehrling vor Ablauf der Lehrzeit die Geſellenprüfung, ſo endigt das 
Lehrverhältnis ohne Rückſicht auf andere Vereinbarungen ſpäteſtens mit Ablauf des 


Prüfungsmonats. Ein eee kann in dieſem Falle ach Een gemacht 3 


werden. 


4 
I 
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13. Jugendliche Arbeiter!) 
(Jugendſchutzgeſetz vom 30. April 1938) 
Das nehe Geſetz geht von dem Grundgedanken aus, daß Jugendſchutz Volksſchutz iſt. 
So iſt es vom völkiſchen und nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkt aus Pflicht, alle Jugend⸗ 
lichen zu ſeeliſch und körperlich geſunden Volksgenoſſen zu erziehen. Der Jugend ſoll 
Schutz und Förderung zuteil werden, damit auch ihre Leiſtungsfähigkeit geſteigert wird. 

Begriffsbeſtimmung: Ein Kind it, wer noch nicht 14 Jahre alt iſt; Jugendlicher iſt, 
wer über 14, aber noch nicht 18 Jahre alt iſt. Wer jedoch in dieſem Alter noch volksſchul— 
pflichtig iſt, gilt vor dem Geſetz als Kind. 

1. Kinderarbeit iſt verboten. Ausnahmen: Kinder dürfen nur beſchäftigt werden, 
wenn dem Unternehmer vor Beginn der Beſchäftigung eine Arbeitskarte des 
Kindes ausgehändigt wurde. Volksſchulpflichtige Kinder über 12 Jahre dürfen 
mit leichten Arbeiten im Handelsgewerbe, mit dem Austragen von Waren, mit 
anderen Botengängen und mit Handreichungen beim Sport beſchäftigt werden, 
wenn folgende Bedingungen erfüllt werden: Die Beſchäftigung darf nur in der 
Zeit zwiſchen 8 und 19 Uhr und nicht vor dem Vormittagsunterricht ſtattfinden; 
ſie darf nicht länger als 2 Stunden (während der Ferien 4 Stunden) dauern. An 
Sonn⸗ und Feiertagen dürfen Kinder nicht beſchäftigt werden. Kinder, die nicht 
mehr volksſchulpflichtig ſind, dürfen bis zu 6 Stunden Arbeit leiſten. 

2. Jugendliche dürfen täglich höchſtens 8 Stunden, wöchentlich höchſtens 48 Stunden 
beſchäftigt werden. Für die Erfüllung der geſetzlichen Berufsſchulpflicht iſt ihnen 
die notwendige Zeit zu gewähren. Die Unterrichtszeit iſt auf die Arbeitszeit an⸗ 
zurechnen und auch demgemäß zu entlohnen. Wird die Arbeitszeit an einzelnen 
Tagen regelmäßig verkürzt, ſo kann die ausfallende Arbeitszeit auf die übrigen 
Tage derſelben ſowie der vorhergehenden oder der folgenden Woche verteilt 
werden. Die durch Betriebsfeiern, Volksfeſte, öffentliche Veranſtaltungen u. ä. 
ausfallende Arbeitszeit kann auf die Werktage von fünf zuſammenhängenden 
Wochen verteilt werden, jedoch darf die Arbeitszeit täglich 9 Stunden nicht über⸗ 
ſchreiten. Vor⸗ und Abſchlußarbeiten find grundſätzlich durch ſpäteren Beginn oder 
frühere Beendigung der Arbeitszeit oder durch längere Ruhepauſen auszugleichen. 
Falls die Ausbildung der Jugendlichen es erfordert oder falls zwingende betrieb- 
liche Gründe vorliegen, darf für Jugendliche über ſechzehn Jahre die tägliche 
Arbeitszeit um eine halbe Stunde in folgenden Fällen ausgedehnt werden: 

a) bei Arbeiten zur Reinigung und Inſtandhaltung, ſoweit ſich dieſe Arbeiten 
während des regelmäßigen Betriebes nicht ohne Unterbrechung oder erhebliche 

Störungen ausführen laſſen; 

b) bei Arbeiten, von denen die Wiederaufnahme oder Aufrechterhaltung des vollen 
Betriebes arbeitstechniſch abhängt; 

o) bei dem Zuendebedienen der Kundſchaft einſchließlich der damit zuſammen— 
hängenden notwendigen Aufräumungsarbeiten. 

Über Arbeitsverlängerung entſcheidet das Gewerbeaufſichtsamt. Wird Mehrarbeit 
geleiſtet, fo haben die Jugendlichen mit Ausnahme der Lehrlinge Anſpruch auf 25% Zu⸗ 
ſchlag (wenn keine andere Verordnung beſteht). Nach Beendigung der täglichen Arbeits- 
zeit iſt dem F eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 12 Stunden zu 
gewähren. In Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, im Beherbergungsgewerbe, in Bäckereien, 
Konditoreien darf dieſe Ruhezeit für Jugendliche über ſechzehn Jahre auf 10 Stunden 
verkürzt werden. 

Den Jugendlichen müſſen bei einer Arbeitszeit von mehr als 4½ Stunden eine oder 
mehrere feſtſtehende Ruhepauſen von angemeſſener Dauer während der . ge⸗ 
währt werden. Sie müſſen mindeſtens betragen: 


1) Beſondere Beinen gelten für die Beſchäftigung von Kindern und Jugendlichen in ver Haus⸗ 
wirtſchaft, Landwirtſchaft und der Fiſcherei. 


e 
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bei einer Arbeitszeit von 4% bis 6 Stunden = 20 Minuten 
EN 70 „ mehr als 6 758 . an 
" n n 5 „ " 8 5 9 5 45 „ 
n n n n n U 7 60 „ 


Die Pauſen find fo zu legen, daß die Jugendlichen nicht länger als 41% Stunden 
ohne Ruhepauſe zu arbeiten haben; eine Pauſe muß mindeſtens ¼ Stunde dauern. 

Jugendliche dürfen nicht in der Nachtzeit von 20—6 Uhr beſchäftigt werden. In 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, Bäckereien, mehrſchichtigen Betrieben u. ä. beſtehen Aus⸗ 
nahmen. An den Sonnabenden und den Tagen vor dem e, dürfen Jugendliche 
in einſchichtigen Betrieben nicht nach 14 Uhr beſchäftigt werden. In beſtimmten Gewerbe⸗ 
zweigen (Fleiſchereien, Bäckereien u. a.) gibt es auch hier Ausnahmen. Die Beſchäftigung 
von Jugendlichen an Sonn- und Feiertagen iſt mit wenigen Ausnahmen verboten. 

Jeder Jugendliche hat Anſpruch auf folgenden Mindeſturlaub: 

Jugendliche unter 16 Jahre!) = 15 Werktage 8 5 
> über 6 ar 5 

Der Urlaub erhöht ſich auf 18 Werktage, wenn der Jugendliche mindeſtens 10 Tage 
an einem Lager oder einer Fahrt der Hitlerjugend teilnimmt. 

Jeder Betriebsführer iſt verpflichtet, ein Verzeichnis der Jugendlichen mit Geburts⸗ 
daten, Urlaubszeiten anzufertigen und mindeſtens zwei Jahre lang aufzubewahren, ferner 
einen Abdruck des Geſetzes zur Einſicht auszulegen, einen Aushang über Arbeitszeiten 
und Pauſen im Betrieb anzubringen, einen Nachweis über Arbeitszeitänderungen und 
Erſatz von Freizeit für Beſchäftigung am Sonnabend oder Sonntag zu führen. 

Wer einer Verordnung des Jugendſchutzgeſetzes zuwiderhandell, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 150 RM. oder mit Haft beſtraft. 


Nachtrag über Ausnahmen vom Jugendſchutz während der Kriegszeit 


Durch Verordnung vom 11. September 1939 ſind folgende Ausnahmen vom Jugend- 
ſchutzgeſetz für die Kriegszeit getroffen: 


a) Arbeitszeit 

Jugendliche über 16 Jahre können in dringenden Fällen bis zu 10 Arbeitsſtunden 
täglich, jedoch nicht über 56 Wochenſtunden ohne Anrechnung der Unterrichtszeit beſchäftigt 
werden. Werden in regelmäßigem Wechſel Früh- und Spätſchichten durchgeführt, ſo iſt 
die Beſchäftigung in der Zeit von 5 bis 24 Uhr zuläſſig. 

Jugendliche unter 16 Jahren können 10 Stunden täglich einſchließlich der Unterrichts⸗ 
zeit, jedoch nicht über 48 Stunden wöchentlich ausſchließlich der Unterrichtszeit beschaftigt 
werden. 

b) Ruhepauſen 

Bis zu 6 Stunden Arbeitszeit braucht keine Ruhepauſe, 

von 6 bis 9 Stunden Arbeitszeit muß eine Ruhepause von einer halben Stunde, 

und von mehr als 9 Stunden Arbeitszeit muß eine Ruhepauſe von einer Stunde 
1 werden. 

o) Frühſchluß vor Sonn⸗ und Feiertagen 

Wenn in dringenden Fällen Mehrarbeit erforderlich iſt, entfällt der Frühſchluß vor 
Sonn⸗ und Feiertagen für Jugendliche über 16 Jahre, den jüngeren Jugendlichen kann 
an Stelle des Sonnabendnachmittags in jeder Woche an einem anderen Wochentage ein 
e von 14 Uhr an oder ein Vormittag bis 14 Uhr freigegeben werden. 

d) Befugniſſe des Gewerbeaufſichtsamts 

Das Gewerbeaufſichtsamt entſcheidet in Zweifelsfällen. Es iſt auch befugt, Ein⸗ 

ſchränkungen der Kriegsausnahmen vom Jugendſchutz anzuordnen. 


1) Maßgebend für die Urlaubsdauer iſt das Alter des Jugendlichen bei Beginn des Kalende rjahrs. 
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B. Der gewerbliche Rechtsſchutz 
1. Das Patentrecht 


Patenteswerden erteilt für neue Erfindungen, die eine gewerbliche Verwertung 
geſtatten.) Ausgenommen vom Patentſchutz ſind: 
a) Erfindungen, deren Verwertung den Geſetzen oder guten Sitten zuwiderlaufen 
würde; 
b) Erfindungen von Nahrungs⸗, Genuß⸗ und Arzneimitteln ſowie von Stoffen, 
die auf chemiſchem Wege hergeſtellt werden, ſoweit die Erfindung nicht ein be— 
ſtimmtes Verfahren zur Herſtellung der Gegenſtände betrifft. 


Eine Erfindung gilt als nicht neu, wenn ſie zur Zeit der auf Grund des Patentgeſetzes 
erfolgten Anmeldung in öffentlichen Druckſchriften aus den letzten hundert Jahren bereits 
derart beſchrieben oder bereits im Inlande ſo offenkundig benutzt worden iſt, daß danach 
die Benutzung durch andere Sachverſtändige möglich erſcheint. 

Die Erfindung iſt ſchriftlich beim Reichspatentamt in Berlin anzumelden. ?) 

Für jede Erfindung iſt eine beſondere Anmeldung erforderlich. Die Anmeldung 
muß den Antrag auf Erteilung des Patents enthalten und den Gegenſtand, der durch das 
Patent geſchützt werden ſoll, genau bezeichnen. In einer Anlage iſt die Erfindung der⸗ 
geſtalt zu beſchreiben, daß danach ihre Benutzung durch andere Sachverſtändige möglich 
erſcheint. Am Schluſſe der Beſchreibung iſt dasjenige anzugeben, was als patentfähig 
unter Schutz geſtellt werden ſoll (Patentanſpruch). Auch ſind die erforderlichen Zeich— 
nungen, bildlichen Darſtellungen, Modelle und Probeſtücke beizufügen. Weitere Erforder- 
niſſe der Anmeldung beſtimmt das Patentamt. 

Die Anmeldung wird durch die Prüfungsſtelle geprüft. Gegen Beſchlüſſe dieſer 
Prüfungsſtelle iſt Beſchwerde ſtatthaft. 

Erachtet das Patentamt die Anmeldung als gehörig erfolgt und die Erteilung eines 
Patents nicht für ausgeſchloſſen, ſo beſchließt es die Bekanntmachung der Anmeldung. 
Dieſe Bekanntmachung wird einmal im Patentblatt veröffentlicht, die Gebühr dafür 
iſt dann innerhalb von zwei Monaten zu bezahlen. Binnen drei Monaten nach der Be— 
kanntgabe kann jeder ſchriftlich Einſpruch gegen die Erteilung des Patentes erheben. 

Nach der Erteilung wird das Patent in die Patentrolle eingetragen, die beim Reichs⸗ 
patentamt geführt wird. 

Das Patent hat die Wirkung, daß der Patentinhaber ausſchließlich befugt iſt, den 
patentierten Gegenſtand der Erfindung herzuſtellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten 
und zu gebrauchen.?) Sit das Patent für ein Verfahren erteilt, jo erſtreckt ſich die Wirkung 
auch auf die durch das Verfahren unmittelbar hergeſtellten Erzeugniſſe. 

Das Patent dauert 18 Jahre, die mit dem Tag beginnen, der auf die Anmeldung 
der Erfindung folgt. Für jedes Patent iſt vor der Bekanntmachung der Anmeldung eine 
Bekanntmachungsgebühr, ferner bei Beginn des dritten und jedes folgenden Jahres der 
Dauer des Patentes eine Jahresgebühr nach dem Tarif zu entrichten. 

Das Patent erliſcht, wenn der Inhaber darauf verzichtet oder die Gebühren nicht 
rechtzeitig bezahlt, jedoch kann das Patentamt Teilzahlungen gewähren. 

Ein Patent wird für nichtig erklärt, wenn ſich ergibt, daß der Gegenſtand nicht 
patentfähig war; oder daß die Erfindung Gegenſtand eines früheren Patents iſt; oder 
daß ein Erfindungsdiebſtahl vorliegt, d. h., daß der weſentliche Inhalt der Anmeldung 
der Erfindung eines anderen ohne deſſen Einwilligung entnommen iſt. 


1) Vor Patentverwertungen empfiehlt es ſich, ſachverſtändigen Rat einzuholen beim Amt für Technik bei 
der Reichsleitung der NSDAP., München, Barerſtraße 15, oder beim Sozialamt der DA F., Berlin NW 40, 
Reichstagsufer 3. 

2) Patentberechtigt iſt der Erfinder oder ſein Rechtsnachfolger, nicht mehr der Anmelder. b 

2) Die Wirkung zugunſten des Erfinders tritt nicht ein, wenn die Erfindung nach Beſtimmung der Reichs⸗ 
regierung zur Förderung des Wohls der Volksgemeinſchaft benutzt werden ſoll. 
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Erklärt ſich der Patentinhaber dem Patentamt gegenüber ſchriftlich bereit, 1 0 
mann die Benutzung der Erfindung gegen eine angemeſſene Vergütung zu geftatten, 
ſo ermäßigen fich die Jahresgebühren auf die Hälfte des Betrages (Lizenz). 

Weigert ſich der Patentinhaber, die Benutzung der Erfindung einem anderen zu 
geſtatten, der ſich erbietet, eine angemeſſene Vergütung zu zahlen und Sicherheit dafür 
zu leiſten, ſo iſt dieſem die Benutzung zuzuſprechen (Zwangslizenz), wenn die Reichs⸗ 
regierung erklärt, daß die Erlaubnis geboten iſt, um die Belange der Volksgemeinſchaft 
zu wahren, und wenn mindeſtens drei Jahre ſeit der Erteilung des Patentes vergangen ſind. 

Wer widerrechtlich eine patentierte Erfindung benutzt, kann von dem Verletzten 
auf Unterlaſſung in Anſpruch genommen werden. Liegt Fahrläſſigkeit oder Vorſätzlichkeit 
vor, ſo muß Schadenerſatz geleiſtet werden. Fällt dem Verletzer nur leichte Fahrläſſigkeit 
zur Laſt, ſo kann das Gericht (Landgericht) ſtatt des Schadenerſatzes eine Entſchädigung 
feſtſetzen, die in den Grenzen zwiſchen dem Schaden des Verletzten und dem Vorteil 
bleibt, der dem Verletzer erwachſen iſt. Vorſätzliche unbefugte Patentverletzung iſt ſtrafbar. 


A 1 
Es ſind zu zahlen: Gebührentarif!) e 
1 für die Anmeldung „ RM. 25.— 
2. für die Bekanntmachung Bit Anmeldung 1 30.— 
3. à) für das 3. Paten tas „ 30.— 
„„ 8; J))» V „ 
G VSA a VTVVVNVUEnÜe „ 50.— 
d) % . N 
e) n n 1: MI rererer nenn nn J BI RE m.’ 100.— 5 
„ 4 „ 150.— 
„„ I ß „ 200.— 
bB „% See „ 250.— 
„„ . ““; „ 325.— 
K) „ „ TT Ba a ne „ 400, 
„„ dd J. „ 500.— 
I nl „JJ N „ 600.— 
„ „ 1D. „ RR „ 700.— 
0) un, Alt „ Dee ee ee „ 800.— 
PDF TR 3 8 de , „ 900.— 
„ 1 s e eee 
4. für den Antrag auf Feſtſetzung der angemeſſenen Vergütung für die | 
Benutzung der Erfindung.» ..- ..... 0% 20 en ee 1 25.— 
5. für den Antrag auf Anderung der feſtgeſetzten Vergütung für die 
Benutzung der ’Erfindung .....24 un. 3 50.— 
6. für den Antrag auf Eintragung einer Anderung in der Perſon des 
Patentinhabers oder ſeines Vertreterrꝝ z. 0 10.— 
7. für den Antrag auf Eintragung der Einräumung eines Rechts zur 
ausſchließlichen Benutzung der Erfindung oder auf Löſchung dieſer 
Eintragung 5 10.— 
8. für die Beſchw erde 1 20.— 
9. für den Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit oder auf ae a 
oder auf Erteilung einer Zwangslizenz JJ % 
10. für den Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung e 1 50.— 
11. für die Beſchwerde gegen die Entſcheidung über den Antrag auf Erlaß 5 
einer einſtweiligen Verfügung „ N Le „ 100.— 


12, für die Aümeldung der Berufung „„ ee , 


) Die Gebühren können bei nachgewieſener Bedürftigkeit geſtundet oder erlaſſen werden. 
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2. Der Gebrauchs muſterſchutz 


Als 11 werden geſchützt neue Modelle von Arbeitsgerätſchaften oder 
Gebrauchsgegenſtänden oder von Teilen ſolcher, die dem Arbeits- oder Gebrauchszweck 
durch eine neue Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen ſollen. 

Modelle, für die der Schutz als Gebrauchsmuſter verlangt wird, find bei dem Reichs- 
patentamt ſchriftlich anzumelden. Gleichzeitig iſt eine Gebühr zu zahlen. Führt die 
Anmeldung nicht zur Eintragung, ſo wird die Hälfte der Gebühr erſtattet. Das Patent⸗ 
amt prüft nur die formalen Erforderniſſe der Anmeldung. 

Die Erteilung erfolgt durch Eintragung in die Rolle für Gebrauchsmuſter. Der 
Schutz erſtreckt ſich auf drei Jahre. Gegen Zahlung der tariflichen Gebühr iſt eine einmalige 
Verlängerung um weitere drei Jahre möglich. 

Wenn der Anmelder für das Modell ein Patent nachgeſucht hat oder nachſuchen will, 
ſo kann er beantragen, daß das Modell in die Gebrauchsmuſterrolle nicht eingetragen wird, 
bevor die Patentanmeldung erledigt iſt (Eventual⸗-Anmeldung). In dieſem Falle iſt bei 
der Anmeldung nur die Hälfte der Anmeldegebühr, die andere Hälfte vor der Eintragung zu 
zahlen. 

Wiſſentliche oder fahrläſſige Verletzung eines Gebrauchsmuſters zieht Strafe und 
Buße oder Schadenerſatzpflicht nach ſich. Der Verletzer kann auf Unterlaſſung verklagt 
werden (Amtsgericht bei Streitwert bis 500 Reichsmark). 


Es ſind zu zahlen: Bu 
ing... RM 15.— 
2. für den Antrag auf Eintragung einer Anderung in der Perſon des 

oder ſeines Ver trete 1 5.— 
lùàäigerung der Schuß dane 5 60.— 
Uf Löſchunun gn esnsenern # 50.— 
5. für die Beſchwerde gegen den Beſchluß der Abteilung für Gebrauchs- a 

%%% ͤͤGÜĩ1ʃʃ⁸ãUu, er N, „ 150.— 


3. Der Schutz von Geſchmacksmuſtern 


Muſter oder Modelle ſind nur neue und eigentümliche Erzeugniſſe; das Recht, ſie 
ganz oder teilweiſe nachzubilden, ſteht nur dem Urheber zu. Bei ſolchen Muſtern und Mo⸗ 
dellen, welche von den in einer inländiſchen gewerblichen Anſtalt beſchäftigten Zeichnern, 
Malern, Bildhauern uſw. im Auftrag oder für Rechnung des Eigentümers der gewerb⸗ 
lichen Anſtalt angefertigt werden, gilt der letztere, wenn durch Vertrag nichts anderes 
beſtimmt iſt, als der Urheber der Muſter und Modelle. 

Der Urheber genießt den Schutz gegen Nachbildung!) nur dann, wenn das Muſter in 
das Muſterregiſter angemeldet und ein Exemplar oder eine Abbildung des Muſters bei 
der mit der Führung des Muſterregiſters beauftragten Behörde (Amtsgericht) niedergelegt 
iſt. Der Schutz wird nach der Wahl des Urhebers 1 bis 3 Jahre lang gewährt. Die Schutz⸗ 
friſt kann bis zu 15 Jahren ausgedehnt werden. 

Jede Nachbildung eines Geſchmacksmuſters, die in der Abſicht, es zu verbreiten, ohne 
Genehmigung des Berechtigten hergeſtellt wird, ſtellt eine Verletzung dar, die verfolgt 
werden kann. Für den perſönlichen Gebrauch iſt die Nachbildung ſtatthaft. 

Das Geſchmacksmuſter koſtet während der erſten drei Jahre je eine Reichsmark; vom 
4. bis 10. Jahre erhöht ſich dieſe Gebühr auf je zwei Reichsmark; bei weiterer Verlängerung 
ſind dann je Jahr drei Reichsmark zu zahlen (längſtens 15 Jahre!). 


1) Handelt es ſich bei dem Geſchmacksmuſter um ein kunſtgewerbliches Erzeugnis, ſo greift außerdem der 
Schutz nach dem Kunſturheberrecht Platz. 
22 Oeflers Handbuch 
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4. Der Warenzeichenſchutz | 2 
Wer ſich in feinem Geſchäftsbetrieb zur Unterſcheidung feiner Waren von den Waren 


anderer eines Warenzeichens bedienen will, kann dieſes Zeichen zur Eintragung in die x 


Zeichenrolle, die beim Reichspatentamt geführt wird, anmelden. Jeder Anmeldung muß 
die Bezeichnung des Geſchäftsbetriebes, in dem das Zeichen verwendet iverden ſoll, ein 
Verzeichnis der Waren, für die es beſtimmt iſt, ſowie eine deutliche, Darftellung und, 
ſoweit erforderlich, eine Beſchreibung des Zeichens beigefügt ſein. Das Warenzeichen darf 
mit bereits eingetragenen Warenzeichen nicht verwechſlungsfähig ſein. 


Die Eintragung eines Warenzeichens hat die Wirkung, daß allein ſeinem Inhaber 


das Recht zuſteht, Waren der angemeldeten Art oder ihre Verpackung oder Umhüllung 
mit dem Warenzeichen zu verſehen. Das Zeichen kann ferner auf allen Briefbogen der 
Firma geführt werden. 


Es ſind zu zahlen: Tarif 

1. für die Anmeldung — Anmeldegebühhrr RM 15.— 
2. für die Anmeldung — Klaſſengebühlũu· .. i Bye 
3. für den Antrag auf Eintragung eines Überganges des Warenzeichens 

oder eines Wechſels des Vertreters des Zeicheninhaberss. ne 
4. für die Eintragung nenne ee 1 15.— 
5. für die Verlängerung der Schutzdauer — Verlängerungs gebühr 10 50.— 
6. für die Verlängerung der Schutzdauer — Klaffengebüht .......... 5 A 


5. Das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunſt 


Als Urheber gilt der Verfaſſer (bei Überſetzungen der Überſetzer) von 


1. Schriftwerken und ſolchen Vorträgen und Reden, die der Erbauung, Belehrung 
oder Unterhaltung dienen; 

2. Werken der Tonkunſt; 

3. Abbildungen wiſſenſchaftlicher und techniſcher Art, welche nicht ihrem Haupt⸗ 
zwecke nach als Kunſtwerke (dann gilt das Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Kunſt und der Photographie) zu betrachten ſind. Zu den Ab⸗ 
bildungen gehören auch die plaſtiſchen Darſtellungen; ferner ſind auch choreo⸗ 
graphiſche und pantomimiſche Werke geſchützt, wenn auch der Bühnenvorgang 
auf andere Weiſe als ſchriftlich niedergelegt iſt. 


Der Urheber hat die ausſchließliche Befugnis, das Werk zu vervielfältigen und 
gewerbsmäßig zu verbreiten. | | 

Der Schutz des Urheberrechtes endet, wenn feit dem Tode des Urhebers fünfzig 
Jahre vergangen ſind. . ; 


6. Geſetz zum Schutze des Einzelhandels vom 12. Mai 1933 


Das Geſetz verbietet die Errichtung und Übernahme von Verkaufsſtellen, in denen 
Waren zum Verkauf feilgehalten werden. Iſt für eine derartige Verkaufsſtelle ſchon ein 
Mietvertrag abgeſchloſſen, aber die Eröffnung bzw. Übernahme auf Grund dieſes Geſetzes 
unmöglich, ſo braucht der Mieter die Miete nicht zu zahlen. 5 

Eine Errichtung liegt nicht vor, wenn eine Verkaufsſtelle unter Aufgabe der bisherigen 
Verkaufsräume innerhalb desſelben Gemeindebezirkes in andere Räume verlegt wird, 
ſofern die Verkaufsſtelle in den bisherigen Räumen von dem Inhaber mindeſtens ein Jahr 
betrieben wurde. Außerdem dürfen die neuen Geſchäftsräume nicht mehr als 25 qm größer 
als die alten ſein. Die oberſten Landesbehörden können aber beſtimmen, daß auch Teile 
des Gemeindebezirkes (Stadtviertel) als Gemeindebezirke gelten. 
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Der Errichtung werden gleichgeſtellt: 
1 die rweiterung einer 1 durch bisher nicht dazu benutzte Geſchäfts⸗ 


ſchlägen inner⸗ oder außerhalb der Verkaufsräume, auf e Werbe⸗ 
ſchriftendund in Ankündigungen, wenn durch die geänderte Bezeichnung auf eine 
beſondere Art der Preisſtellung oder auf den Bezug der Waren von einem be- 
ſtimmten Einkaufsunternehmen hingewieſen wird; 

3. die Ausdehnung des Verkaufs auf Lebens⸗ und Genußmittel in Verkaufsſtellen, 
in denen ausſchließlich oder überwiegend andere Waren zum Verkauf feilgehalten 
werden, ſowie die Aufnahme völlig branchefremder Waren; 

4. die Ausdehnung des Verkaufs auf Arzneimittel in Verkaufsſtellen, in denen aus⸗ 
ſchließlich oder überwiegend andere Waren zum Verkauf feilgehalten werden. 


Dieſe Vorſchriften finden auf das Feilhalten von Waren auf öffentlichen Wegen, 
Straßen oder Plätzen, auf das Feilhalten von Waren im Gewerbebetrieb im Umherziehen, 
im Marktverkehr und auf Ausſtellungen keine Anwendung. 

Von den Verboten können Ausnahmen zugelaſſen werden. Die Entſcheidung trifft 
die von der oberſten Landesbehörde eingeſetzte Verwaltungsbehörde. Gegen einen ab⸗ 
lehnenden Beſcheid iſt binnen zwei Wochen Beſchwerde an die von der oberſten Landes⸗ 
behörde beſtimmte Stelle zuläſſig, die nach Anhören der zuſtändigen amtlichen Berufs⸗ 
vertretung von Induſtrie und Handel und, ſofern die Belange des Handwerks berührt 
werden, des Handwerks endgültig entſcheidet. 

Ausnahmen von dem Verbot ſollen nur zugelaſſen werden, wenn für den Unternehmer 
oder die für die Leitung des Unternehmens in Ausſicht genommene Perſon die für den 
Betrieb der Verkaufsſtelle erforderliche Sachkunde nachgewieſen wird und keine Tatſachen 
vorliegen, aus denen ſich der Mangel der erforderlichen perſönlichen Zuverläſſigkeit ergibt. 
Für die Errichtung eines Warenhauſes, Kleinpreisgeſchäftes, Serienpreisgeſchäftes oder 
eines anderen durch die beſondere Art der Preisſtellung gekennzeichneten Geſchäftes oder 
einer Verkaufsſtelle darf eine Ausnahme nur gemacht werden, wenn ein Bedürfnis für 
die Errichtung nachgewieſen wird. 

Selbſtändige Handwerksbetriebe dürfen in dem Betrieb eines Warenhauſes, Einheits⸗ 
preisgeſchäftes, Kleinpreisgeſchäftes, Serienpreisgeſchäftes oder eines anderen, durch die 
beſondere Art der Preisſtellung gekennzeichneten Geſchäftes, in der Verkaufs- oder Ver⸗ 
teilungsſtelle eines Konſumvereines oder einer Werkskonſumanſtalt nicht errichtet werden. 
„Den gleichen Geſchäften, deren Einzelhandelsumſatz im Kalenderjahr 1933 den Betrag von 
RM 500000.— überſtieg, iſt der Betrieb einer Schankwirtſchaft und die Abgabe zube⸗ 
reiteter Speiſen zum Genuß an Ort und Stelle verboten, jedoch ſind unter Umſtänden 
Ausnahmen zugelaſſen. 

Auf das Errichtungsverbot für Verſandgeſchäfte vom 10. Januar 1939 wird in dieſem 
Zuſammenhang verwieſen. 


C. Die Ehrengerichtsbarkeit für die gewerbliche Wirtſchaft 

Unternehmer und geſetzliche Vertreter von Unternehmungen, die der Organiſation 
der gewerblichen Wirtſchaft angehören, haben die Pflicht, in ihrer wirtſchaftlichen Tätig⸗ 
keit Anſtand und Sitte des ehrbaren Unternehmers zu wahren und ſich durch ihr Verhalten 
der Achtung würdig zu zeigen, die der Beruf und die Zugehörigkeit zur Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft erfordern. 

Gröbliche Verletzungen dieſer Pflichten werden als Verſtöße gegen die Berufsehre 
von den Ehrengerichten der Wirtſchaft verfolgt. An Strafen dafür find ausgeſetzt: 

1. Warnung, 

2. Verweis, 
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3. Geldbuße, a 
4. Aberkennung der Fähigkeit, in der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft und 
des gewerblichen Verkehrs ein Amt zu bekleiden. Die Aberkennung kann auch 
auf Zeit erfolgen. ae 
Wenn das Ehrengericht dem Angeklagten die Fähigkeit, ein Amt in der gewerblichen 
Wirtſchaft zu bekleiden, aberkennt, dann muß das auf Koſten des Verurteilten veröffent⸗ 


licht werden. In allen anderen Fällen entſcheidet das Gericht von Fall zu Fall, ob ein 


Urteil veröffentlicht wird. 

Die ehrengerichtliche Verfolgung eines Verſtoßes gegen die Berufsehre verjährt in 
zwei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an dem die Verfehlung begangen 
wurde. 

Für den Bezirk einer Wirtſchaftskammer wird an dem Ort, an dem die Wirtſchafts⸗ 
kammer ihren Sitz hat, ein Ehrengericht gebildet.!) Es iſt beſetzt mit einem Vorſitzenden 
und zwei Beiſitzern. In ſchwierigen Fällen können ein bis zwei weitere Beiſitzer zugezogen 
werden. Die Ehrenrichter müſſen Reichsbürger ſein. Der Vorſitzende muß die Fähigkeit 
zum Richteramt haben und ſoll mit wirtſchaftlichen Fragen vertraut ſein. Die Beiſitzer 
ſind Unternehmer, die ſich ſeit mindeſtens einem Jahr als beſonders bewährte und ge⸗ 
achtete Berufsgenoſſen erwieſen haben. Das Amt des Beiſitzers iſt ein Ehrenamt. 

Anzeigen, die vor das Ehrengericht für die gewerbliche Wirtſchaft gebracht werden 
ſollen, ſind ſchriftlich unter Angabe der Beweismittel bei dem Leiter der Wirtſchafts⸗ 
kammer anzubringen, in deren Bezirk der Beſchuldigte ſeinen Wohnſitz hat. 


Gegen Urteile ſind Beſchwerde und Berufung beim Ehrengerichtshof der Wirtſchaft 
bei der Reichswirtſchaftskammer zuläſſig. 


) Die Zuſtändigkeit von Dienſtſtrafgerichten, Ehrengerichten der Handwerkskammern und Börſen⸗ 
ehrengerichten ſchließt die Zuſtändigkeit der Ehrengerichte der gewerblichen Wirtſchaft aus. Das Verhältnis der 
Ehrengerichte der gewerblichen Wirtſchaft zu Parteigerichten, ordentlichen Gerichten und ſozialen Gerichten 
bei anhängigen Verfahren iſt in der Ehrengerichtsverordnung der gewerblichen Wirtſchaft genau geregelt. 


X. GERICHTSWESEN 


Die ordentlichen Gerichte 


1. Die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
Nach dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz beſtehen im Deutſchen Reiche: 
I. Amtsgerichte. Dieſe find anzurufen in folgenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten: 
1. Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche, deren Gegenſtand an Geld oder 
Geldeswert die Summe von RM 500.— nicht überſteigt; 
2. ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes, alſo auch dann, wenn dieſer 
mehr als RM 500.— beträgt: 


a) Streitigkeiten zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter oder Untermieter 
von Wohnräumen und anderen Räumen, oder zwiſchen dem Mieter und dem 
Untermieter ſolcher Räume wegen Überlaſſung, Benutzung und Räumung 
ſowie wegen Zurückhaltung der vom Mieter oder dem Untermieter in die 
Mietsräume eingebrachten Sachen; 

b) Streitigkeiten zwiſchen Reiſenden und Wirten, Fuhrleuten, Schiffern, Flößern 
oder Auswanderungsexpedienten in den Einſchiffungshäfen, die über Wirts⸗ 
zechen, Fuhrlohn, Überfahrtsgelder, Beförderung der Reiſenden und ihrer 
Habe, über Verluſt und Beſchädigung der letzteren, ſowie Streitigkeiten zwiſchen 
Reiſenden und Handwerkern, die aus Anlaß der Reiſe entſtanden ſind; 

c) einige weitere hier nicht intereſſierende Streitigkeiten. 

Außerdem find die Amtsgerichte zuſtändig für das Mahn-, Aufgebots⸗, Zwangs⸗ 
vollſtreckungs⸗ und Konkursverfahren. 

Die Amtsgerichte entſcheiden durch Einzelrichter; es wird alſo die Entſcheidung von 
einem Richter, nicht von einem Richterkollegium (d. h. einer Mehrheit von Richtern), 
getroffen. 


II. Landgerichte. Vor dieſe (als Zivilkammern) gehören in erſter Inſtanz alle 
Zivilrechtsſtreitigkeiten, die nicht den Amtsgerichten zugewieſen ſind, namentlich alſo 
alle vermögensrechtlichen Streitigkeiten mit einem Streitwert über RM 500.—. Außer⸗ 
dem iſt das Landgericht Beſchwerde- und Berufungsinſtanz für Beſchlüſſe und Urteile 
des Amtsgerichts. Die Berufungsentſcheidung der Zivilkammer des Landgerichts iſt end— 
gültig. Es gibt alſo keinen weiteren Rechtszug, etwa an das Oberlandesgericht oder an das 
Reichsgericht. 

Bei den Landgerichten werden Zivil⸗ und Strafkammern gebildet. Die Zivil⸗ 
kammern beſtehen aus drei Richtern (dem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern). 

Die Kammern für Handelsſachen werden nach Bedürfnis gebildet — bisweilen 
auch an Amtsgerichtsorten. Sie beſtehen aus einem Mitgliede des Landgerichts (Amts⸗ 
gerichts) als Vorſitzenden und zwei Kaufleuten als Handelsrichtern (Handelsgerichtsräten). 
Zum Handelsrichter kann jeder Deutſche ernannt werden, der als Kaufmann oder als Vor⸗ 
ſtand einer Aktiengeſellſchaft oder dgl. in das Handelsregiſter eingetragen iſt oder geweſen 
iſt, im Bezirk der Kammer wohnt, das 30. Lebensjahr vollendet hat und über ſein Vermögen 
frei verfügen kann. 

Iſt eine Kammer für Handelsſachen gebildet, ſo tritt dieſe für Handelsſachen an 
die Stelle der Zivilkammer. Handelsſachen im Sinne dieſer Vorſchrift ſind die bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten, in denen durch die Klage ein Anſpruch geltend gemacht wird: 
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1. gegen einen Kaufmann im Sinne des Handelsgeſeßbuchs aus Geſchäften die für 
beide Teile Handelsgeſchäfte ſind (alſo namentlich bei dem beibereitige Handels⸗ 
kauf); 

2. aus einem Wechſel oder aus kaufmänniſchen Anweiſungen und Verpflichtungs⸗ 
ſcheinen, Konnoſſementen, Ladeſcheinen, Lagerſcheinen, Bae und 
Transportverſicherungsſcheinen (vgl. HGB. 9 363); 

. auf Grund des Scheckgeſetzes; 

aus einem der nachſtehend bezeichneten Rechtsverhältniſſe: 

a) aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Mitgliedern einer Handelsgeſellſchaf 
oder zwiſchen dieſer und ihren Mitgliedern oder zwiſchen dem ſtillen Geſell⸗ 
ſchafter und dem Inhaber des Handelsgeſchäfts, ſowohl während des Be⸗ 
ſtehens als auch nach der Auflöſung des Geſellſchaftsverhältniſſes, desgleichen 
aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Vorſtehern oder den Liquidatoren 
einer Handelsgeſel ſchaft und der Geſellſchaft oder deren Mitgliedern; 

b) aus dem Rechtsverhältniſſe, welches das Recht zum Gebrauch der Handels⸗ 
firma betrifft; 

c) aus den Rechtsverhältniſſen, die ſich auf den Schutz der Warenbezeichnungen, % 
Mufter und Modelle beziehen; 

d) aus dem Rechtsverhältniſſe, das durch den Erwerb eines beſtehenden Handels⸗ 
geſchäfts unter Lebenden zwiſchen dem bisherigen Inhaber und dem Erwerber 
entſteht; 

e) aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen einem Dritten und dem, der wegen 
mangelnden Nachweiſes der Prokura oder Handelsvollmacht haftet; 

) aus den Rechtsverhältniſſen des Seerechts oder des Rechtes der Binnenſchiffahrt; 
5. auf Grund des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb; 

6. aus den §§ 45 bis 49 des Börſengeſetzes. 

Die Verhandlung des Rechtsſtreits erfolgt vor der Kammer fur Hande 'sſachen, 
wenn der Kläger dies in der Klageſchrift beantragt hat. Hat er dies nicht getan, ſo erfolgt 
die Verhandlung vor der Zivilkammer. Doch kann der Beklagte dann verlangen, daß 
der Rechtsſtreit an die Kammer für Handelsſachen verwieſen werde. Wird durch den 
Kläger eine Sache vor die Kammer für Handelsſachen gebracht, die nicht dorthin gehört, 
ſo iſt ſie auf Antrag des Beklagten an die Zivilkammer zu verweiſen. 

Die Kammer für Handelsſachen iſt auch Berufungsgericht in folgender Art: 
War der Rechtsſtreit im erſten Rechtszuge vor dem Amtsgericht anhängig (aljo bei Streit⸗ 
werten bis RM 500.—) und liegt eine Handelsſache im Sinne der oben mitgeteilten Vor⸗ 
ſchriften vor, jo wird die Berufung vor der Kammer für Handelsſachen verhandelt, wenn 
der Berufungskläger — mag dies der verurteilte Beklagte oder der abgewieſene Kläger 
ſein — dies in der Berufungsſchrift beantragt. Liegt in Wahrheit eine Handelsſache nicht 
vor, ſo hat in dieſem Falle die Kammer für Handelsſachen den Rechtsſtreit auf Antrag 
des Berufungsbeklagten an die Zivilkammer zu verweiſen. Umgekehrt: Hat der Berufungs⸗ 
kläger eine Handelsſache vor die Zivilkammer gebracht, ſo hat dieſe auf Antrag des Be⸗ 
rufungsbeklagten den Rechtsſtreit an die Kammer für Handelsſachen zu verweiſen. 

Die erwähnten Verweiſungsanträge müſſen vor der Verhandlung zur Hauptſache 
erfolgen. Die Verweiſungsbeſchlüſſe ſind unanfechtbar und für die Kammer, an die die 
Verweiſung erfolgt, bindend. 

Die Berufungsurteile der Kammern für Handelsſachen ſind, ebenſo wie die der 
Zivilkammern endgültig (vgl. oben). 

Ferner iſt die Kammer für Handelsſachen für die oben angeführten Angelegenheiten, 
die geſetzlich als „Handelsſachen“ bezeichnet ſind, gegenüber dem Amtsgericht das Be⸗ 
ſchwerdegericht. 


III. Oberlandes gerichte. 
Bei den Oberlandesgerichten werden ebenfalls Zivil⸗ und Strafſenate e Die 
Oberlandesgerichte ſind in Zivilſachen zuſtändig: 
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1. bei Berufung gegen die Endurteile der Landgerichte; 
2. bet Beſchwerde gegen die Endurteile der Landgerichte. 


IV. D Reichsgericht. Die Senate des Reichsgerichts (mit je 5 Richtern beſetzt) 


Rechtsſtreitigk N und gegen die Strafurteile der Schwurgerichte ſowie in gewiſſen Fällen 
gegen die Urtei ile der großen Strafkammern. In vermögensrechtlichen Sachen iſt die Re⸗ 
viſion nur bei einem Streitwert über RM 6000.— zuläſſig. Das Reichsgericht hat feinen 
Sitz in Leipzig. 

Zu I.—IV. Durch Kriegsverordnung vom 1. September 1939 find folgende Beſtim⸗ 
mungen getroffen worden, von denen noch nicht feſtſteht, ob und inwieweit ſie auch nach 
Beendigung des Krieges aufrechterhalten bleiben werden: 

1. Die Wertgrenze iſt erhöht worden 


a) für die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte (vgl. oben I., 1) auf RM 1500.— 
15 für die Zuläſſigkeit der Berufung auf RM 500.—, 
o) für die Zuläſſigkeit der Reviſion auf RM 10000.—, 
5 für die Zuläſſigkeit der Beſchwerde auf RM 200.—. 
2. Die Zivilkammern der Landgerichte und die Kammern für Handelsſachen ent— 
ſcheiden nur noch durch Einzelrichter. 
3. Über Berufungen gegen Urteile der Amtsgerichte entſcheiden nicht mehr die Land— 
gerichte, ſondern die Oberlandesgerichte. 
4. Die Arbeitsgerichte entſcheiden ohne Beiſitzer. 


2. Das Klageverfahren vor dem Amtsgericht 


Nur beim Amtsgerichte dürfen ſich die Parteien ſelbſt vertreten, bei den anderen 
ordentlichen Gerichten herrſcht Anwaltszwang. Es ſoll hier nur das Verfahren vor dem 
Amtsgerichte dargeſtellt werden. 

Die Klage muß in der Regel vor demjenigen Amtsgerichte angeſtrengt werden, in 
deſſen Bezirk der Beklagte ſeinen Wohnſitz oder (z. B. bei geſchäftlichen Kaufklagen) ſeine 
Handelsniederlaſſung hat. Eine Perſon, die keinen Wohnſitz hat, hat ihren allgemeinen 
Gerichtsſtand an ihrem Aufenthaltsorte im Deutſchen Reiche, und wenn ein ſolcher 
nicht bekannt iſt, am Orte ihres letzten Wohnſitzes. Für Klagen, die ein Recht an einem 
Grundſtück ſowie eine Erbſchaft betreffen, iſt das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk 
das Grundſtück liegt bzw. der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes gewohnt hat. Der geſetzliche 
Gerichtsſtand wird vielfach durch Vereinbarungen abgeändert („Erfüllungsort und Ge⸗ 
richtsſtand Bremen“ oder „zahlbar und klagbar in Liegnitz“ uſw.). 

Als Bevollmächtigte können auch Perſonen, die nicht rechtskundig ſind, von der 
Partei beſtellt werden und vor dem Amtsgericht erſcheinen; doch iſt das Amtsgericht be⸗ 
fugt, Bevollmächtigte, die das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig 
betreiben, zurückzuweiſen — ausgenommen die amtlich zugelaſſenen „Prozeßagenten“. 

Der Erhebung der Klage muß ein Güte verfahren vorangehen. 

Bin gilt nicht: 

1. wenn wegen des Anſpruchs bereits ein Güteantrag wegen Ausſichtsloſigkeit 
des Anſpruchs zurückgewieſen oder ein Ausgleich innerhalb des letzten Jahres 
vergeblich verſucht worden iſt (vgl. unten); 

im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß; 

. für Widerklagen; | 

wenn die Zuftellung an den Gegner im Auslande oder durch öffentliche Be- 
kanntmachung erfolgen muß; 

5. wenn nach dem Ermeſſen des Gerichts die alsbaldige Klageerhebung durch einen 
ſonſtigen wichtigen Grund gerechtfertigt wird, insbeſondere wenn mit Rückſicht 
auf die Art des Anſpruchs, die Verhältniſſe der Beteiligten oder beſondere Um⸗ 
ſtände der Verſuch einer gütlichen Einigung ausſichtslos erſcheint. 
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Der Antragſteller hat in dem Güteantrag anzugeben y), welche Anſprüche er gegen 
jeinen Gegner erhebt und auf welche Tatſachen er fie ſtützt. Gleichzeitig ſoll ex; feine Be⸗ 
weismittel bezeichnen und die Gründe, aus denen der Gegner den Anſpruch beſtreitet, 
ſoweit ſie ihm bekannt ſind, mitteilen. Beſitzt der Antragſteller auf die Sache bezügliche 
Urkunden, ſo ſoll er ſie in Abſchrift oder Urſchrift beifügen. 1 

Hält das Gericht den Anſpruch für ausſichtslos, ſo kann es den Antrag durch Be⸗ 
ſchluß — der unanfechtbar iſt — zurückweiſen. Die förmliche Klage bleibt jedoch trotz 
der Zurückweiſung offen; vgl. Ziffer 1. 

In der Praxis wird an Stelle des Güteantrages ſtets die Klage eingereicht, welche 
das Gericht ohne weiteres als Güteantrag behandelt, ſoweit nicht eine der oben unter 
Ziffer 1—5 aufgeführten Vorausſetzungen vorliegt. Das, Gericht beſtimmt nach Ein⸗ 
reichung der Klage einen Güteverhandlungstermin, in dem bei Scheitern der Güte⸗ 
verhandlung meiſt ſofort in das Streitverfahren eingetreten wird. | 3 

Ladungen durch die Partei finden im amtsgerichtlichen Verfahren nicht ſtatt. Die 
Termine werden von Amts wegen beſtimmt, die Parteien durch den Urkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle geladen. 

Die Friſt zur „Einlaſſung“ — d. i. die Überlegungs⸗ und Vorbereitungsfriſt, die 
dem Gegner zuſteht — auf einen Güteantrag oder auf eine Klage beträgt mindeſtens 
3 Tage, wenn die Zuſtellung im Bezirk des Prozeßgerichts zu erfolgen hat, ſonſt eine Woche, 
in Meß⸗ und Marktſachen 24 Stunden. Auf Antrag kann das Gericht die Friſten abkürzen. 
Soll die Zuſtellung im Auslande erfolgen, ſo beſtimmt das Gericht die Einlaſſungsfriſt. 

Die Klage?) wird entweder mündlich zu Protokoll des Urkundsbeamten beim Amts⸗ 
gericht erklärt oder ſchriftlich (in 2 Stücken) eingereicht. Der Kläger hat dabei Gegenſtand 
und Grund des Anſpruchs darzulegen, auch einen beſtimmten Antrag zu ſtellen. 

Die mündliche Verhandlung wird vom Amtsrichter eröffnet und geleitet, nach- 
dem der Aufruf der Sache vorangegangen iſt. Sie wird dadurch eingeleitet, daß die 
Parteien ihre Anträge ſtellen und das Streitverhältnis in tatſächlicher und rechtlicher 
Beziehung mündlich vortragen. Der Richter hat darauf hinzuwirken, daß ſachdienliche 
Anträge geſtellt, ungenügende tatſächliche Angaben ergänzt und die Beweismittel be⸗ 
zeichnet werden. Die Beweismittel ſind: Augenſchein, Zeugen, Sachverſtändige, Ur- 
kunden und, ſoweit mit dieſen Beweismitteln kein Beweis erbracht werden kann, die Ver⸗ 
nehmung einer oder beider Parteien. | 

Die Zeugen werden vom Gericht geladen; fie find verpflichtet zu erſcheinen, eine 
wahrheitsgemäße Ausſage zu machen und dieſe eidlich zu bekräftigen. 

Als Zeugen ſind ausgeſchloſſen die geſetzlichen Vertreter einer Partei (Vater, 
Vormund, Vorſtand der klagenden oder verklagten Aktiengeſellſchaft uſw.). Ihr Zeugnis 
können verweigern: der Verlobte einer Partei; der Ehegatte einer Partei, auch wenn 
die Ehe nicht mehr beſteht; wer mit einer Partei in gerader Linie verwandt, verſchwägert 
oder durch Adoption verbunden iſt oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt 
oder bis zum zweiten verſchwägert iſt; Geiſtliche hinſichtlich deſſen, was ihnen bei Aus⸗ 
übung der Seelſorge anvertraut iſt; Perſonen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder 
Gewerbes Tatſachen anvertraut ſind, deren Geheimhaltung durch die Natur dieſer Tat- 
ſachen oder durch geſetzliche Vorſchrift geboten iſt (z. B. Arzte, Rechtsanwälte uſw.); 
Perſonen, die ſich felbft oder einem ihrer nahen Verwandten, Ehegatten uſw. durch ihr 
Zeugnis einen unmittelbaren Vermögensſchaden bereiten oder die Gefahr ſtrafgericht⸗ 
licher Verfolgung zuziehen würden. . 5 

Wird das Zeugnis oder die Eidesleiſtung ohne Angabe eines Grundes oder nachdem 
der vorgeſchützte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt iſt, verweigert, ſo iſt der Zeuge 
in die durch die Weigerung verurſachten Koſten ſowie zu einer Ordnungsſtrafe in Geld 


) Der Güteantrag iſt in 3 Stücken einzureichen. Eines behält das Gericht bei ſeinen Akten, eines 
wird dem Gegner zugeſtellt, das dritte bekommt der Antragſteller demnächſt zurück. 

2) Wegen des Mahn verfahrens (Zahlungsbefehl) und feiner Verbindung mit dem Gütever⸗ 
fahren vgl. den beſonderen Abſchnitt: „Das Mahnverfahren“ (S. 348). 
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und für den Fall, daß dieſe nicht beigetrieben werden kann, zur Strafe der Haft bis zu ſechs 
Wochen zu verurteilen. 

Bei wiederholter Weigerung iſt auf Antrag zur Erzwingung des Zeugniſſes die Haft 
anzuordnen, jedoch nur höchſtens bis zur Beendigung des Prozeſſes in der betreffenden 
Inſtanz. Auch kann die zwangsweiſe Vorführung des Zeugen angeordnet werden. 

Bei unentſchuldigtem Ausbleiben treffen den Zeugen die gleichen Strafen wie bei 
unberechtigter Eidesverweigerung. 

Über das Ergebnis der Beweisaufnahme haben die Parteien unter Darlegung des 
Streitverhältniſſes weiter zu verhandeln. 

Iſt der Rechtsſtreit zur Entſcheidung reif, ſo wird das Endurteil erlaſſen, und zwar 
entweder in demſelben Termine, in dem die mündliche Verhandlung geſchloſſen wird, 
oder in einem anderen Termine (Verkündungstermin), der nicht ſpäter als eine Woche 
hinaus angeſetzt werden ſoll. 

Iſt von mehreren Anſprüchen nur der eine oder iſt nur ein Teil eines Anſpruchs 
oder bei erhobener Widerklage nur dieſe oder die Klage zur Entſcheidung reif, ſo ergeht 
ein Teilurteil; iſt ein Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig, ſo kann das Gericht 
über den Grund durch Zwiſchenurteil vorab entſcheiden. Erkennt eine Partei den gegen 
ſie geltend gemachten Anſpruch bei der mündlichen Verhandlung an, ſo iſt auf Antrag 
Anerkenntnisurteil zu erlaſſen. 

Verſäumnisurteil wird auf Antrag des! Klägers erlaſſen, wenn der Beklagte 
im Verhandlungstermin nicht erſcheint. Dieſer Antrag muß jedoch abgewieſen werden, 
wenn die erſchienene Partei gewiſſe, von Amts wegen zu fordernde Nachweiſe nicht 
beſchaffen kann oder die ausgebliebene Partei nicht ordnungsgemäß bzw. nicht recht⸗ 
zeitig geladen iſt oder der nicht erſchienenen Partei ein tatſächliches mündliches Vor⸗ 
bringen oder ein Antrag nicht rechtzeitig mittels Schriftſatzes mitgeteilt war. 

Fehlt der Kläger, ſo iſt auf Antrag des Beklagten das Verſäumnisurteil gegen den 
Kläger dahin zu erlaſſen, daß er mit ſeiner Klage abgewieſen wird. 

Wird nach ſtreitiger Verhandlung entſchieden, ſo nennt man das Urteil „Tontra- 
diktoriſch“. Beträgt der Streitwert nicht mehr als RM 100.—5, fo iſt die Entſcheidung 
endgültig. Sonſt iſt die Berufung zuläſſig. Die Berufungsfriſt beträgt einen Monat, 
ſie beginnt mit der Zuſtellung des Urteils — alſo nicht ſchon mit der Verkündung —, 
ſpäteſtens aber mit dem Ablauf von 5 Monaten nach der Verkündung. Die Berufung 
kann auch ſchon vor Zuſtellung des Urteils eingelegt werden. 

Unter Umſtänden kann auch ohne mündliche Verhandlung „nach Lage der Akten“ 
entſchieden werden. Das Urteil iſt aber ſonſt dem „kontradiktatoriſchen“ Urteil gleich 
artig, namentlich auch hinſichtlich der Berufung. 

Gegen das Verſäumnisurteil iſt der Einſpruch zuläſſig. Die Einſpruchsfriſt 
beträgt eine Woche von der Zuſtellung des Urteils. 

Das Urteil iſt vollſtreckbar, wenn es rechtskräftig geworden iſt. Aber auf Antrag 
des Klägers — in zahlreichen Fällen auch ohne beſonderen Antrag — ſind Urteile ſchon 
gleich für vollſtreckbar zu erklären (alſo ohne daß die Rechtskraft abgewartet wird). 

Der Termin zur Güteverhandlung ſoll, ſofern nicht die Vorausſetzungen für die 
Bewilligung des Armenrechts vorliegen, erſt nach Zahlung der Gerichtsgebühr — vgl. 
unten den Abſchnitt über Gebührenweſen — beſtimmt werden, außer wenn glaubhaft 
gemacht wird, daß dem Antragſteller die alsbaldige Zahlung der Gebühren mit Rückſicht 
auf ſeine Vermögenslage Schwierigkeiten bereiten würde. Die Koſtenzahlung kann durch 
Koſtenmarken erfolgen. 

Auch der Eintritt in das Streitverfahren iſt erſt nach Zahlung der Prozeßgebühr 
zuläſſig — außer wenn der Antragsgegner den Antrag ſtellt. 

Wer zahlungsunfähig iſt, erhält, falls die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos oder 
mutwillig iſt, das Armenrecht. Dann iſt er von der Gebührenzahlung zunächſt be- 
freit, und das Verfahren nimmt ſeinen Fortgang. 


) Jetzt RM 500.— (vgl. oben: Die Zuſtändigkeit der Gerichte zu I. IV. 1, b). 
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Muſter einer Klage 
Heinrich Arens . 
Leipzig N 22 Leipzig, den 17. Oktober 19. 
Kleiſtſtr. 8 1 
An das Amtsgericht 
Leipzig 

Ich erhebe Klage gegen 
den Kaufmann Martin Fuchs, Leipzig 83, Sidonienſtr. 9, 

wegen einer Warenforderung im Werte von RM 425.—. 

Ich werde beantragen, den Beklagten koſtenpflichtig zur Zahlung von vierhundert⸗ 
fünfundzwanzig Reichsmark zuzüglich 4% Zinſen ſeit dem 15. Juli 19. . zu verurteilen 
und das Urteil für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 8 

Sachverhalt: 


Der Beklagte kaufte und empfing am 15. Juni 19. die in beiliegender Rechnungs⸗ 


abſchrift nr bezeichneten Waren zu den dort angegebenen Preiſen in I bon 
RM 425.— 


Der ne ſowie die Empfangsbeſcheingung liegen in Abſchrift bei, die Urſchriften 
werden zum Termin vorgelegt. Da ein Ziel von 30 Tagen vereinbart war, iſt der Zins⸗ 
anſpruch vom 15. Juli ab berechtigt. 


4 Anlagen c gez. Heinrich Arens 


RM 7.50 
Gerichtskoſten 


Dieſe Klageſchrift iſt in dreifacher Ausfertigung herzuſtellen. Das Original mit einem 
Durchſchlag geht an das Gericht, das den Durchſchlag dem Beklagten zuſtellt. Einen Durch⸗ 
ſchlag behält der Kläger für ſeine Unterlagen. Die Marke für die e wird auf 
das Original geklebt.“) 


Muſter einer Klagebeantwortung 
Martin Fuchs 


Leipzig 83 Leipzig, den 25. Oktober 19. 
Sidonienſtr. 9 


An das Amtsgericht 
Leipzig 
Betr. Klagebeantwortung in Sachen 
Arens / Fuchs Aktenzeichen 210 762. 31 

Ich werde beantragen, die Klage abzuweiſen, im Falle meiner Verurteilung aber mir 
zu geſtatten, die Zwangsvollſtreckung durch Hinterlegung abzuwenden. 8 

Begründung: Der Kläger hat die Waren, die ſeine Rechnung angibt, zwar geliefert, 
aber nicht in dem von ihm verſprochenen Zuſtande und nicht den vorgelegten Muſtern 
entſprechend. Er muß die Waren daher e 

Ich habe dem Kläger rechtzeitig am 18. Juni 19 .. Mängelrüge erſtattet und die 
Sendung zur Verfügung geſtellt. Der Kläger hat mir hierauf nicht geantwortet. 

Beweis: Zeugnis meines Angeſtellten NN und beiliegende Abſchrift der Mängelrüge, 
deren Urſchrift vom Kläger unter Eideszwang vorzulegen iſt. 5 


gez. Martin Fuchs 
1) ber die Höhe 901 Seite 350 f. 
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3. Die Wechſel⸗ und Urkundenklage 


Der Anſpruch aus einem Wechſel kann im Wechſelprozeß ſtatt im ordentlichen Ver⸗ 
fahren geltend gemacht werden. Der Wechſelprozeß zeichnet ſich durch Kürze und 
Strenge des Verfahrens aus. Zuſtändig für Klagen im Wechſelprozeß iſt ſowohl das 
Gericht des Zahlungsortes als auch das Gericht, in deſſen Bezirk der Beklagte wohnt. 
Wenn mehrere Wechſelverpflichtete gemeinſam verklagt werden — denn der Wechſel⸗ 
inhaber kann die Wechſelklage gegen alle Wechſelverpflichteten, aber auch nur gegen 

einige oder einen davon anſtellen, ohne dadurch ſeinen Anſpruch gegen die anderen 
zu verlieren a jo iſt außer dem Gericht des Zahlungsortes jedes Gericht zuständig, in 
deſſen Bezirk einer der Beklagten ſeinen Wohnſitz hat. 

Zwiſchen der Zuſtellung der Klageſ chrift an den Schuldner und dem Ledi zur Ver⸗ 
handlung der Sache braucht nur eine Friſt von 24 Stunden, 3 Tagen oder einer Woche 
zu liegen, je nachdem die Zuſtellung am Sitze des Gerichts, in deſſen Bezirk oder an einem 
anderen deutſchen Orte erfolgt. 

Die Klage muß die Erklärung enthalten, daß im Wechſelprozeß geklagt werde. Die 
Urkunden (Wechſel, Proteſt) müſſen der Klage in Urſchrift oder Abſchrift beigefügt werden. 

Die ſämtlichen zur Begründung des Anſpruchs erforderlichen Tatſachen müſſen durch 
Urkunden oder Parteivernehmung bewieſen werden (andernfalls muß zum ordentlichen 
Verfahren übergegangen werden). Erfolgt die Verurteilung des Verklagten zur Zahlung 
ſo iſt das Urteil auch ohne Antrag für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 

Die Beſtimmungen für den Wechſelprozeß gelten entſprechend auch für die Klage 
im Urkundenprozeß, wenn es ſich um andere ſchriftlich (durch Hypothek, Schuldſchein, 
Bürgſchaftsſchein, Brief uſw.) nachweisbare Forderungen handelt. 

Beſonders zu beachten iſt, daß der Wechſel- und Urkundenklage ein Güteverfahren 

nicht vorauszugehen braucht; vgl. oben Abſchnitt 2, S. 343. 


Muſter einer Wechſelklage 
Richard Hefter g 
Breslau Breslau, den 1. März 19 .. 
Galleſtr. 36 
An das Amtsgericht 
Dresden 


Ich erhebe Klage im Wechſelprozeß gegen den Bäckermeiſter Johann Gärtner, Dres— 
den A, Pleizſtr. 46 wegen RM 350.—. 
Der Beklagte ſchuldet mir aus dem in Abſchrift beigefügten Wechſe 1) vom 19. No⸗ 
vember 19 . . als Ausſteller die Summe von RM 350.—. 
Der Bezogene hat den Wechſel am 19. Februar d. J. nicht eingelöſt, worauf beifolgende 
Proteſturkunde aufgenommen wurde. An Koſten ſind Dabei It; Be ae Rückrechnung 
R entſtanden. 


Ich werde beantragen: 
1. Den Beklagten zur Zahlung von RM 350.— zuzüglich R... Wechſelunkoſten 
und 6%?) Zinſen ſeit dem 19. Februar d. J. koſtenpflichtig zu verurteilen; 
2. das Urteil für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 
2 Anlagen gez. Richard Hefter 


RM 6.— 
Gerichtskoſten 


1) Der. Wechſel iſt genau (Vorder- und Rückſeite) mit allen Vermerken, Giros uſw. abzuſchreiben und 
die Abſchrift iſt betzufügen; das gleiche gilt vom Proteſt. Im Termin iſt der Wechſel ſelbſt vorzulegen, 
ebenſo der etwa vorhandene Proteſt. 

2) Das iſt der Höchſtſatz nach dem Wechſelgeſetz. 
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Auf Antrag des Gläubigers werden von den Amtsgerichten wegen jedes Anſpruchs, 
der die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme oder die Leiſtung einer beſtimmten Menge 
anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenſtand hat, Zahlungsbefehle 
an den vom Gläubiger angegebenen Schuldner erlaſſen. Auch aus einer Hypothek kann 
Zahlungsbefehl beantragt werden. 

Zuſtändig iſt das Amtsgericht, das für die im ordentlichen Verfahren erhobene Klage 
zuſtändig ſein würde — alſo regelmäßig das für den Wohnſitz des Schuldners zu⸗ 
ſtändige Amtsgericht. Der Antrag auf Erlaß eines Zahlungsbefehles muß enthalten: die 
genaue namentliche Bezeichnung der Parteien mit Angabe des Standes und der Wohnung; 
die beſtimmte Angabe des Betrages oder Gegenſtandes und des Grundes des Anſpruchs 
und das Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls. 

Erfüllt der Antrag dieſe Vorausſetzungen nicht, ſo wird er zurückgewieſen; andern⸗ 
falls erläßt das Gericht (der Urkundsbeamte) den Zahlungsbefehl, worin es dem Schuldner 
aufgibt, binnen einer Woche von der Zuſtellung des Befehls (die Friſt wird beim Wechſel⸗ 
und Urkundenzahlungsbefehl noch verkürzt) den Gläubiger bei Vermeidung ſofortiger 
Zwangsvollſtreckung zu befriedigen oder bei Gericht Widerſpruch zu erheben, wenn er 
Einwendungen gegen den Anſpruch habe. 

Der Zahlungsbefehl wird durch den Urkundsbeamten dem Schuldner zugeſtellt. 

Bis zur Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehles kann der Schuldner bei Gericht Wider⸗ 
ſpruch erheben, mündlich oder ſchriftlich. Das Gericht benachrichtigt den Gläubiger, 
wenn rechtzeitig Widerſpruch erhoben iſt. In dieſem Falle iſt auf Antrag einer Partei — 
der Antrag kann ſchon in dem Geſuch um Evlaß des Zahlungsbefehls geſtellt werden — 
ein Termin anzuberaumen, und zwar zur Güteverhandlung (ogl. oben Abſchnitt 2). 
Wenn mit dem Zahlungsbefehl ein Anſpruch geltend gemacht wird, der bei Klageerhebung 
zur Zuſtändigkeit des Landgerichts gehören würde (vgl. oben Abſchnitt 1, II), jo empfiehlt 
es ſich, bereits in dem Geſuch auf Erlaß des Zahlungsbefehls für den Fall des Wider⸗ 
ſpruchs die Verweiſung an das Landgericht zu beantragen. In dieſem Falle verweiſt das 
Amtsgericht nach rechtzeitiger Einlegung des Widerſpruchs ohne mündliche Verhandlung 
durch Beſchluß den Rechtsſtreit an das Landgericht. Mit Zuſtellung des Beſchluſſes gilt 
der Rechtsſtreit als bei dem betreffenden Landgericht anhängig. Die Parteien müſſen ſich 
nunmehr wegen des beim Landgericht herrſchenden Anwaltszwanges durch Rechtsanwälte 
vertreten laſſen. 

Erfolgt der Widerſpruch nicht rechtzeitig oder gar nicht, ſo iſt der Zahlungsbefehl 
nach Ablauf der einwöchigen Friſt von der Zuſtellung ab auf Antrag des Gläubigers für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären; dies geſchieht durch den Urkundsbeamten. Ein ſolcher 
Vollſtreckungsbefehl ſteht einem für vorläufig vollſtreckbar erklärten, auf Verſäumnis 
erteilten Endurteile gleich und kann ſofort vollſtreckt werden. Gegen ihn kann der Schuldner 
binnen einer Woche nach Zuſtellung Einſpruch einlegen. Der Einſpruch hindert die Voll⸗ 
ſtreckung nicht, indes kann das Gericht anordnen, daß die Zwangsvollſtreckung gegen oder 
ohne Sicherheitsleiſtung einſtweilen eingeſtellt werde. 

Die Koſten des Mahnverfahrens ſind im Falle der rechtzeitigen Erhebung des Wider⸗ 
ſpruchs als ein Teil der Koſten des entſtehenden Rechtsſtreits anzuſehen und vom Schuldner 
zu tragen, wenn der Prozeß zur Verurteilung führt. 

Die Verfolgung eines Anſpruchs im Mahnverfahren iſt nur dann zweckmäßig, wenn 
damit zu rechnen iſt, daß der Schuldner den Anſpruch nicht beſtreiten und keinen Wider⸗ 
ſpruch erheben wird. Andernfalls führt der Weg der Klage ſchneller zum Ziele. 


Antrag auf Erlaß eines Zahlungsbefehles 
Der Zahlungsbefehl wird vom Gericht erlaſſen, der Gläubiger ſtellt alſo nur den An⸗ 
trag dazu. Damit der Arbeitsgang beſonders beim Gericht vereinfacht wird, füllt der 
Gläubiger in der Regel einen Vordruck aus, der zu Beginn den Antrag enthält, aber ſelbſt 
gleich mit Zahlungsbefehl iſt. Der Vordruck lautet folgendermaßen: 


Be 
9 


das Amtsgericht 
* Leipzig 


Zahlungen für den 
Gläubiger werden von 
den Gerichtskassen 
nicht angenommen. 
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Ich beantrage hiermit die Erlassung des 
nachstehenden Zahlungsbefehls — und für 
den Fall rechtzeitigen Widerspruchs — Be— 
stimmung eines Termins zur mündlichen Ver— 


handlung — Verweisunudes-Beehtsstreitsen 


das -Landessiehr ee r ane 
saehem Im Falle des Widerspruchs bitte den 


Gläubiger direkt zum Termin zu laden.*) 
Fritz Heine 


(Unterschrift) 


Zahlungsbefehl. 


Auf Antrag des**) 
Kaufmanns Fritz Heine, Leipzig C 1, Kupfergasse 6 
wird dem 
Kaufmann Robert Müller, Leipzig, Töpferstr. 7 
aufgegeben 
binnen einer vom Tage der Zustellung dieses 
Befehls laufenden Frist von 3 Tagen bei Vermeidung 
sofortiger Zwangsvollstreckung dem Gläubiger 
wegen des Anspruchs auf Zahlung von 350 3% — 3 
(in Buchstaben: dreihundertundfünfzig Reichs- 
mark — Pfg.) nebst 4 vom Hundert Zinsen seit 


Heftran d 


| | tigung ist erteilt de 


dem 75, Januar 19 


aus — wegen***) Waren- 


lieferung laut Rechnung vom 15. Dezember 19.... 


RM 6,— 
Gerichtskosten- 
marke 


sowie wegen der unten berechneten Kosten 
des Verfahrens mit 6 2% 70 & zu befriedigen 
oder wenn er Einwendungen gegen den An- 
spruch hat, 


bei dem unterzeichneten Ge- 


richte Widerspruch zu erheben. 


Vollstreckungsbefehl. 

Der vorstehende am zu- 
gestellte Zahlungsbefehl wird in 
Höhe der darin angegebenen Be- 
träge sowie wegen 


für vorläufig vollstreckbar erklärt. 
Der Prozeßbevollmächtigte de... 
Gläubige . ist zum Geldempfang 
ermächtigt. 
„den 19 
Der Urkundsbeamte der 
Geschäftsstelledes Amtsgerichts. 


Vollstreckbare Ausfer- 


* 


0) Das Nichtzutreffende ist durchzustreichen. 
: **) Die Parteien sind nach Namen, Stand oder Gewerbe, sowie Wohnort und Wohnung genau zu 


bezeichnen. 


Leipzig, den 2. April -19.... 
Das Amtsgericht 


als Rechtspfleger. 


Kostenberechnung, 
1. Gebühr für den 


Zahlungsbefehl 6 RM — Pfg. 
2. Vollmachtstempel ....... 323 
J. Hero 2: 70 . 
n 
VVT RM.. Pfg. 
Ausgefertigt den 19 


Der Urkundsbeamte der 
Geschäftsstelle bei dem Amtsgericht. 


j %) Es ist genau anzugeben, wann und für was der Anspruch entstanden ist, bei Darlehn, ob es fällig ist, 
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Widerſpruch gegen einen Zahlungs befehl) . 
Robert Müller 5 f 1 
Leipzig s Leipzig, den 3. April 19. 8 
Töpferſtr. 7 3 a 
An das Amtsgericht 
Leipzig ü 

Gegen den beigefügten Zahlungsbefehl des Kaufmanns Fritz Heine, Leipzig, gegen 
mich, wegen RM 350.—, zugeſtellt am 2. April d. J., erhebe ich hierdurch Widerſpruch. 

a M 
Die üg iſt durch Aufrechnung?) getilgt. gez. Robert Müller 


Koſtentabelle 


Anwaltskoſten Gerichtskoſten. 


volle Gebühr 


Rechtsmittel⸗ 
inſtanz 


Gebühr in der 
Rechtsmittel⸗ 
inſtanz 


volle 
Gebühr 


Streitwert halbe 


Gebühr 


J. Inſtanz 


‚RM 


BD, 23 — 2.60 2 — 3 2 
60.— a 5.20 Br I Br 
100.— 6. 7.80 2. — 3.— 4.50 
150.— 8 10.40 9 . 9.— 
200. 10. 13. 3 17555 ge 
300.— 15.— 19.50 4.50 RE 13.50 
400.— 20. I 6.— 12: 182: 
500.— 2 32.50 7.50 1 22.50 
600.— 29.— 37.70 0 18. . 
700.— 33.— 42.90 10.50 21. — 31.50 
800.— 37 48.10 11 24 36.— 
900.— 41. 53.30 13.50 37 40.50 
1000.— 43. 58.50 18. 30.— 45. 
1100. 48383 62.40 18 38 48 
1200. bi 66.30 1 34. 5 
1300.— nd 70.20 18 36.— 54 
1400.— 57. 74.10 19. 38. 57 
1500.— 60.— „ 20. 40.— 60.— 
1600.— 63.— 81.90 21 42 63.— 
1700.— 66.— 355.80 AB 44. 66.— 
1800.— 69.— 89.70 er 46.— 69.— 
1900.— 72 93.60 YA. 48 7 72 
2000.— 78 97.50 2 50.— 75. 
2100.— a 101.40 25.50 51 76.50 
2200.— Sl 105.30 I BI. TOLL 
2300.— 84, 109.20 26.50 53.— 79.50 
2400.— 87. 113.10 ar 54. 81, 
2500.— 90.— 149, 27.50 55.— 82.50 
2600.— 93.— 120.90 28. 56.— 8 
2700.— 96 124.80 28.50 97 > 85.50 
2800.— 99.— 128.70 29.— 58. 8 

2 59.— 88.50 


2900. — 102.— 132.60 29.50 


1) Bei einem Widerſpruch iſt die Begründung nicht notwendig. 
2) d. h. Müller hat für den gleichen Betrag Ware an Heine geliefert, oder er hat aus anderen Gründen 
die gleiche Forderung an ihn. 
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Koſtentabelle (Fortſetzung) 


An waltskoſten 
volle Gebühr 


Gerichtskoſten 


Gebühr in der 
Streitwert Rechtsmittel⸗ halbe volle Rechtsmittel⸗ 
I: Inſtanz inſtanz Gebühr Gebühr inſtanz 
RM RM RM RM RM RM 


136.50 30.— 60.— 

3100.— 1072 139.10 30.50 618 

3200.— 109.— 141.70 31 62 

3300.— FL 144,30 31.50 63.— 

3400.— 118. 146.90 32. 64. 96.— 
3500.— tin. 149.50 32.50 65. 97.50 
3600.— 11 152.10 e 66.— 99.— 
3700.— 119, 154.70 33.50 67.— 100.50 
3800.— 121 157.30 34 68.— 102.— 
3900.— 1 159.90 34.50 69. 103.50 
4000. 125 162.50 35.— 70 105.— 
4100.— 27. 165.10 35.50 IL 106.50 
4200.— 199. 167.70 36.— 7 108.— 
4300.— 131.— 170.30 36.50 78 109.50 
4400.— 133.— 172.90 37. Ra 111. 
4500.— 135.— 175.50 37.50 75. 112.50 
4600.— 137.— 178.10 38.— 75 1 
4700.— 139.— 180.70 38.50 7 115.50 
4800 141. 183.30 39.— Ta 117.2 
5000.— 145.— 188.50 40.— 50. 120. 


5. Das Aufgebots verfahren 


Aufgebot iſt die öffentliche gerichtliche Aufforderung an unbeſtimmte oder unbekannte 
Beteiligte zur Anmeldung von Anſprüchen und Rechten mit der Wirkung, daß die Unter⸗ 
laſſung der Anmeldung einen Rechtsnachteil zur Folge hat. Das Aufgebot wird an die 
Gerichtstafel geheftet, außerdem auszugsweiſe im Reichsanzeiger und in gewiſſen Fällen 
auch anderweitig bekanntgemacht. Die Aufgeb otsfriſt muß mindeſtens ſechs Wochen 
betragen. Im Aufgebotstermin ergeht, wenn keine Anmeldungen erfolgt ſind, das 
Ausſchlußurteil. 


Für das Aufgebot zwecks Kraftloserklärung von Urkunden iſt das Gericht des 
Ortes, den die Urkunde als Erfüllungsort bezeichnet, zuſtändig; enthält ſie einen ſolchen nicht, 
das Gericht des Ortes, wo der Ausſteller ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat. Bei 
Papieren, die auf den Inhaber lauten oder die durch Indoſſament übertragen werden 
können und mit einem Blankoindoſſament verſehen ſind, iſt der bisherige Inhaber des 
abhanden gekommenen oder vernichteten Papieres berechtigt, das Aufgebot zu beantragen; 
bei anderen Urkunden nur derjenige, der das Recht aus der Urkunde geltend machen kann. 
Zur Begründung des Antrages hat der Antragſteller: 


a) entweder eine Abſchrift der Urkunde beizubringen oder ihren weſentlichen Inhalt 
anzugeben; 


b) den Verluſt der Urkunde ſowie die Tatſachen glaubhaft zu machen, von denen 
jeine Berechtigung abhängt, das Aufgebot zu beantragen; 


c) ſich zur Verſicherung der Wahrheit ſeiner Angaben an Eidesſtatt zu erbieten. 
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Bei Wertpapieren, für die von Zeit zu Zeit Zins⸗ Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheine 
ausgegeben werden, wird der Aufgebotstermin ſo beſtimmt, daß bis dahin der erſte Schein 
einer ſeit der Zeit des glaubhaft gemachten Verluſtes ausgegebenen Reihe fällig geworden 
iſt und ſeit deſſen Fälligkeit ſechs Monate verſtrichen ſind. Vor dem Erlaß des Ausſchluß⸗ 
urteils iſt dann noch ein Zeugnis beizubringen, daß die Urkunde der Behörde oder der 
Kaſſe ſeit der Glaubhaftmachung des Verluſtes nicht vorgelegt ſei, und daß die neuen 
Scheine an keinen anderen als den Antragſteller ausgegeben worden ſeien. Wird die Ur⸗ 
kunde im Aufgebotstermin, der nicht über ein Jahr hinaus beſtimmt werden darf, nicht 
vorgelegt, ſo iſt ſie im Ausſchlußurteil für kraftlos zu erklären. 

Bezweckt das Aufgebot die Kraftloserklärung eines Inhaberpapieres, ſo hat das Ge⸗ 
richt auf Antrag an den Ausſteller ſowie an die Zahlſtellen das Verbot zu erlaſſen, an den 
Inhaber des Papieres eine Leiſtung zu bewirken, insbeſondere neue Zins⸗, Renten⸗ und 
Gewinnanteilſcheine auszugeben (Zahlungsſperre). 


6. Die Zwangsvollſtreckung 


a) Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen 


Die Zwangsvollſtreckung findet ſtatt aus Endurteilen, die rechtskräftig oder 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt ſind. Sie erfolgt auf Grund einer mit der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel verſehenen Ausfertigung des Urteils. Die vollſtreckbare Ausfertigung wird vom 
Urkundsbeamten erteilt. 


Weitere Vollſtreckungstitel außer den Endurteilen ſind 

gerichtliche Vergleiche, | 

Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe, 

„Entſcheidungen, gegen welche die Beſchwerde zuläflig iſt, 

Vollſtreckungsbefehle (vgl. oben Abſchnitt 4), 

gerichtliche oder notarielle Urkunden, in denen ſich der Schuldner der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterworfen hat, wenn ſie die Zahlung eines Geldbetrages, 


die Leiſtung anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere oder eine Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld zum Gegenſtand hat. 


Die Zwangsvollſtreckung darf nur beginnen, wenn die Perſonen, für und gegen 
die fie ſtattfinden ſoll, im Urteil oder in der ihm beigefügten Vollſtreckungsklauſel namentlich 
bezeichnet find und das Urteil bereits zugeſtellt ift oder gleichzeitig zugeſtellt wird. Sie 
geſchieht, ſoweit körperliche Gegenſtände gepfändet werden ſollen, durch den Ge⸗ 
richtsvollzieher, ſoweit Forderungen gepfändet werden ſollen oder in ein Grund⸗ 
ſtück vollſtreckt werden ſoll, durch das Amtsgericht als Vollſtreckungsgericht. Der Gerichts⸗ 
vollzieher iſt befugt, die Wohnung und die Behältniſſe des Schuldners, auch die Taſchen 
der Kleider am Leibe zu durchſuchen, ſoweit der Zweck der Vollſtreckung dies erfordert. 
Er kann die verſchloſſenen Haustüren, Zimmertüren und Behältniſſe öffnen laſſen. Wenn 
er Widerſtand findet, iſt er zur Anwendung von Gewalt befugt und kann zu dieſem Zwecke 
die Unterſtützung der polizeilichen Vollzugsorgane nachſuchen. Wird weder der Schuldner 
noch eine erwachſene Perſon angetroffen, ſo hat der Gerichtsvollzieher zwei erwachſene 
Perſonen oder einen Gemeinde- oder Polizeibeamten als Zeugen zuzuziehen. An Sonn⸗ 
und allgemeinen Feiertagen darf eine Vollſtreckungshandlung nur mit Erlaubnis des 
zuſtändigen Amtsrichters vorgenommen werden, deſſen Verfügung dabei vorzuzeigen iſt. 
Das gleiche gilt von der Nachtzeit. Über jede Vollſtreckungshandlung iſt ein Protokol 
aufzunehmen. 5 
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Emil Krauſe Witten, den 8. November 19. 


Herrn Gerichtsvollzieher 
Paul Marx 
Witten) N 


In Sachen Krauſe gegen Schmidt bitte ich Sie, auf Grund der beiliegenden 
vollſtreckbaren Ausfertigung des Urteils des Amtsgerichts zu Witten vom 5. d. M. die 
Zwangsvollſtreckung gegen den Beklagten, Heinrichſtraße Nr. 285 wohnhaft, vorzunehmen 
(gleichzeitig auch dieſem das Urteil zuzuſtellen). 


1 Anlage Heil Hitler! 
Emil Krauſe 

Die Pfändung hat zu unterbleiben, wenn ſich von der Verwertung der zu pfändenden 

Gegenſtände ein Überſchuß über die Koſten der Zwangsvollſtreckung nicht erwarten läßt. 
Nicht pfändbar ſind: 
J. von körperlichen Gegenſtänden: 

a) die Kleidungsſtücke, die Betten, das Haus- und Küchengerät und die ſonſtigen 
dem perſönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienenden Sachen, ſoweit der 
Schuldner ihrer zu einer angemeſſenen und beſcheidenen Lebens- und Haushalt⸗ 
führung bedarf;?) 

b) die für den Schuldner, ſeine Familie und ſein Geſinde auf vier Wochen er— 
forderlichen Nahrungs⸗, Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmittel oder ein entſprechen⸗ 
der Geldbetrag; 

e) eine Milchkuh oder zwei Ziegen oder zwei Schafe nebſt Futter und Streu auf vier 
Wochen; 

d) bei Perſonen, die Landwirtſchaft betreiben, das zum Wirtſchaftsbetrieb bis zur 
nächſten Ernte erforderliche Gerät und Vieh nebſt Dünger und landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen; 

e) bei Künſtlern, Handwerkern und Landarbeitern das Arbeitsgerät; 

f) bei Offizieren, Beamten, Lehrern, Geiſtlichen, Rechtsanwälten, Arzten und 
Hebammen die zur Ausübung des Berufes erforderlichen Gegenſtände; 

g) die für den Gebrauch des Schuldners oder ſeiner Familie beſtimmten Schul⸗ 
und Andachtsbücher, in Gebrauch genommene Haushaltungs- und Geſchäfts⸗ 
bücher, Familienpapiere, Trauringe, Orden und Ehrenzeichen, künſtliche Glied⸗ 
maßen, Brillen und ſonſtige wegen körperlicher Gebrechen notwendige Hilfs⸗ 
mittel ſowie zur unmittelbaren Verwendung beſtimmte Beſtattungsgegenſtände; 

h) die Geräte einer Apotheke; 

II. von Forderungen: 

1. Der Arbeits- und Dienſtlohn in gewiſſem Umfange, Näheres unten; 

2. die geſetzlichen Unterhalts forderungen; 

3. fortlaufende Einkünfte aus Stiftungen uſw., ſoweit die Einkünfte für den not⸗ 
dürftigen Unterhalt erforderlich ſind; 

4. die aus Kranken-, Hilfs⸗ oder Sterbekaſſen, beſonders Knappſchaftskaſſen zu 
beziehenden Hebungen; 

5. die Invalidenpenſion der Unteroffiziere und Mannſchaften; 

6. das Dienſteinkommen der Angehörigen mobiler Verbände; 

7. die Penſionen der Witwen u. Waiſen, die Penſioneninvalider Arbeiter; 

1) In Berlin und anderen größeren Orten find die Bezirke für die Gerichtsvollzieher örtlich ab— 

gegrenzt. Um Irrtümer und Zeitverſäumnis durch falſche Anſchriften zu vermeiden, ſendet man die 
vollſtreckbaren Urteile uſw. an die „Gerichtsvollzieher-Verteilungsſtelle“ am Amtsgericht; dieſe beſorgt 
die Zuteilung an den zuſtändigen Gerichtsvollzieher. 


2) Rundfunkapparate ſind ebenfalls nicht pfändbar, jedoch kann z. B. ein teurer Apparat gepfändet 
werden, wenn dem Schuldner dafür ein einfacher Rundfunkapparat zur Verfügung geſtellt wird. 
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8. die Gehälter der Beamten und Offiziere ſowie ihre Penſionenz 1 . 


9. das Dienſteinkommen der Unteroffiziere und Mannſchaften der Wehrmacht — 
jedoch nur (7 bis 9) in gewiſſem Umfange. Näheres unten —; 
10. Entſchädigungsrenten (Bürgerl. Geſetzbuch § 843). | 
Näheres zu Nr. 1 (Arbeits- und Dienſtlohn): 
Unter den Begriff „Arbeits⸗ und Dienſtlohn“ fallen nicht die Gehälter der Reichs⸗, 
Landes⸗, Gemeinde- uſw. Beamten; für die Beamten gilt vielmehr das unten beſonders 
Bemerkte. Im übrigen fällt unter den Begriff „Arbeits⸗ und Dienſtlohn“ jede Vergütung 
für Arbeiten oder Dienſte, die auf Grund eines Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſes geleiſtet 
werden, ebenſowohl der Lohn des gewöhnlichen Arbeiters wie das „Gehalt“ des in einer 
Induſtriegeſellſchaft tätigen ſogenannten „Privatbeamten“, des Prokuriſten in einem 
Geſchäft, des „Generaldirektors“, des „Angeſtellten“, ſowohl kaufmänniſcher wie gewerb⸗ 
licher Art, uſw., ferner die Ruhegelder dieſer Perſonen (Penſionen), und die Bezüge 
der Handlungsgehilfen aus Wettbewerbsverboten. 8 
Der Arbeits⸗ oder Dienſtlohn iſt nach der neueſten Regelung bis zur Summe von 
monatlich RM 150.—, bei Wochenlohn von wöchentlich KRM 35.—, bei Tageslohn von 
täglich RM 5.80, und ſoweit er dieſe Beträge überſteigt, zu einem Drittel des Mehrbetrages 
der Pfändung nicht unterworfen. | 
Hat der Schuldner jedoch ſeinem Ehegatten, früheren Ehegatten, Verwandten oder 
einem unehelichen Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo erhöht ſich der unpfändbare Teil 
des Mehrbetrages für jede Perſon, der Unterhalt zu gewähren iſt, um ein Sechſtel, höchſten 
jedoch auf zwei Drittel des Mehrbetrages. N | 
Überſteigt der Arbeits⸗ oder Dienſtlohn die Summe von RM 500.— für den Monat, 
RM 115.— für die Woche, RM 19.— für den Tag, fo gelten für den Mehrbetrag die An⸗ 
gehörigen⸗Beſchränkungen nicht. 


Beiſpiele: 

1. Arbeiter, Wochenlohn RM 65.—, unverheiratet: 
Pfändungsfrei RM 35.— 
Vom Reſt (65.— — 35.—) ¼ „ 10.— 


RM 45.— 
alſo pfändbar „ 20.— 
2. Der gleiche Arbeiter, verheiratet, keine Kinder 


Pfändungsfrei RM 35.— 
Vom Reſt (65. — — 35.—) / ⁵0n, 10.— 
„ „ (65.— — 35.—) / „ 5.— 
RM 50.— 


alſo pfändbar 1 15.— ’ 5 N 
3. Angeftellter, Monatsgehalt RM 300.—, verheiratet, vier unverſorgte Kinder. 


Pfändungsfrei RM 150.— 
Vom Reſt (300.— — 150.—) / „ 100.— 
RM 250.— 

alſo pfändbar „ 50.— 


Erklärung: Nach dem Gefe dürfte vom Mehrbetrag / ͤ und für jeden unterhalts⸗ 
pflichtigen Familienangehörigen / als pfändungsfrei erklärt werden. Das wäre bei 
unſerem Beiſpiel insgeſamt ¼ (1). Es würde alſo niemals möglich ſein, bei dieſem 
Angeſtellten zu pfänden, auch wenn ſein Montsgehalt noch ſo hoch wäre. Deshalb ſind 
hier außer dem pfändungsfreien Betrag von RM 150.— nur noch / des Mehr⸗ 
betrags (Höchſtzahl!) unpfändbar. ü a 

Die für Pfändungen geſetzlich angeordneten Beſchränkungen gelten auch für frei⸗ 
willige Verpfändungen, für Aufrechnung und Abtretung. Doch können zum Zweck 
der Schaffung von Heimſtätten die Beamtenbezüge in gewiſſem Umfang rechts⸗ 
wirkſam abgetreten werden. f BERN. 
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Behayptet ein Dritter, daß ihm am Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht zuſtehe, jo hat er ſeinen Anſpruch durch Klage (Interven⸗ 
tionsklageh bei dem Gericht geltend zu machen, in deſſen Bezirk die Zwangsvollſtreckung 
erfolgt iſt. Dieſes kann die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung anordnen. 

Gegen alls Entſcheidungen, die im Zwangsvollſtreckungsverfahren ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen, findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Die Zwangsvollſtreckung iſt einzuſtellen oder zu beſchränken: wenn dem Gerichts⸗ 
vollzieher eine gerichtliche Entſcheidung vorgelegt wird, die die Einſtellung anordnet., 
oder wenn eine öffentliche Urkunde vorgelegt wird, aus der ſich ergibt, daß die zur Ab- 
wendung der Zwangsvollſtreckung geſtattete Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung er- 
folgt iſt; ferner wenn eine öffentliche Urkunde oder eine von dem Gläubiger ausgeſtellte 
Privaturkunde beigebracht wird, aus der ſich ergibt, daß der Gläubiger nach Erlaß des 
Urteils befriedigt worden iſt oder Stundung bewilligt hat; ſchließlich wenn ein Poſtſchein 
vorgelegt wird, aus dem ſich ergibt, daß nach Erlaß des Urteils die zur Befriedigung des 
Gläubigers erforderliche Summe durch die Poſt an dieſen abgeſandt iſt. 


b) Die Zwangsvollſtreckung in Geldforderungen 

Die Pfändung geſchieht in der Weiſe, daß das Vollſtreckungsgericht dem Dritt⸗ 
ſchuldner durch den Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß verbietet, an den Schuldner 
zu zahlen, und dieſen auffordert, ſich jeder Verfügung über die Forderung, insbeſondere 
der Einziehung, zu enthalten. Der Gläubiger hat den Beſchluß dem Drittſchuldner zu⸗ 
ſtellen zu laſſen, wodurch die Pfändung als bewirkt anzuſehen iſt. 

Auf Verlangen des Gläubigers hat der Drittſchuldner binnen zwei Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes dem Gläubiger zu erklären, ob und wieweit er die 
Forderung als begründet anerkenne und zur Zahlung bereit ſei, ob und welche Anſprüche 
andere Perſonen an die Forderung machen, insbeſondere ob ſie bereits für andere Gläubiger 
gepfändet ſei. Der Drittſchuldner, der dieſe Erklärungen abzugeben unterläßt, haftet 
dem Gläubiger für den daraus entſtehenden Schaden. 

Schon vor der Pfändung kann der Gläubiger, der im Beſitz eines vollſtreckbaren 
Schuldtitels iſt, dem Schuldner und dem Drittſchuldner die Benachrichtigung zugehen 
laſſen, daß die Pfändung bevorſtehe. Die Benachrichtigung an den Drittſchuldner hat 
die Wirkung eines Arreſtes, ſofern die Pfändung der Forderung innerhalb drei Wochen 
bewirkt wird. Die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem die Nachricht zugeſtellt iſt. 

Gewiſſe Forderungen ſind der Pfändung nicht unterworfen, vgl. S. 353. 

Iſt eine Geldforderung für mehrere Gläubiger gepfändet, ſo iſt der Drittſchuldner 
berechtigt, und auf Verlangen eines Gläubigers, dem die Forderung überwieſen iſt, ver- 
pflichtet, unter Anzeige der Sachlage und Aushändigung der ihm zugeſtellten Beſchlüſſe 
den Schuldbetrag bei dem Amtsgericht zu hinterlegen, deſſen Beſchluß ihm zuerſt zugeſtellt 
iſt. Dieſes leitet dann das Verteilungsverfahren ein. 


c) Die Zwangsvollſtreckung in unbewegliche Sachen 

Der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen unterliegen Grundſtücke 
und die im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe. Die Zwangsvollſtreckung in ein 
Grundſtück geſchieht durch Eintragung einer Sicherungshypothek für die Forderung, 
durch Zwangsverſteigerung und durch Zwangsverwaltung. 

Auf Grund eines vollſtreckbaren Titels (Urteils, Vollſtreckungsbefehls) iſt die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek nur zuläſſig, wenn die Forderung RM 300.— überſteigt. 
Die Sicherungshypothek wird auf Antrag des Gläubigers in das Grundbuch eingetragen. 

Die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks wird auf Antrag des Gläubigers 
vom Vollſtreckungsgericht angeordnet, d. i. das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das 
Grundſtück gelegen iſt. Der Beſchluß gilt zugunſten des Gläubigers als Beſchlagnahme 
des Grundſtücks. Sie hat die Wirkung eines Veräußerungsverbotes. 

Im Verſteigerungstermin wird nur ein ſolches Gebot zugelaſſen, durch das die 
Rechte, die dem Anſpruch des die Verſteigerung betreibenden Gläubigers vorangehen, 
23 * 
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ſowie die aus dem Verſteigerungserlöſe zu entnehme Koſten des Bere gedeckt 
werden (das ſog. geringſte Gebot). 

Im allgemeinen brauchen die Bieter nicht Sicherheit für die Erfüllung ihres Gebots 
zu leiſten. Ein Beteiligter, deſſen Rechte durch Nichterfüllung des Gebots beeinträchtigt 
werden würden, kann jedoch vom Bieter Sicherheitsleiſtung eee (mindeſtens /10 
des Bargebots), aber nur unmittelbar nach Abgabe des Gebots. 

Der Zuſchlag wird mit der Verkündung wirkſam; er erfolgt an hin Weiſbietenden. 
Dieſer wird hierdurch Eigentümer des Grundſtücks. 

Nach der Erteilung des Zuſchlags hat das die Zwangsverſteigerung leitende Gericht 
einen Termin zur Verteilung des Verſteigerungserlöſes zu beſtimmen. 

Die Reihenfolge, in der die Rechte berückſichtigt werden, beſtimmt ſich nach folgender 

geſetzlicher Rangordnung: Koſten des Verfahrens, öffentliche Abgaben, Anſprüche ins⸗ 
beſondere Zinſen aus beſtehenbleibenden Rechten (das ſind ſolche Rechte am Grundſtück, 
welche dem Anſpruch des betreibenden Gläubigers im Range vorgehen), Anſpruch des 
betreibenden Gläubigers. — 
Die Zwangsverwaltung unterſcheidet ſich von der Zwangsverſteigerung dadurch, 
daß die Befriedigung des Gläubigers nur durch Erhebung der Einkünfte aus dem Grund⸗ 
ſtück erreicht wird. Für die Anordnung der Zwangsverwaltung gelten dieſelben Vor⸗ 
ſchriften wie für die Anordnung der Zwangsverſteigerung. Das Gericht beſtellt einen 
Zwangsverwalter, der das Recht und die Pflicht hat, alle Handlungen vorzunehmen, 
die erforderlich ſind, um das Grundſtück in ſeinem wirtſchaftlichen Beſtande zu erhalten 
und ordnungsmäßig zu benutzen. Aus den Nutzungen des Grundſtücks ſind die Ausgaben 
der Verwaltung ſowie die Koſten des Verfahrens vorweg zu beſtreiten. Die Überſchüſſe 
werden auf die einzelnen Anſprüche nach derſelben Rangordnung verteilt wie bei der 
Zwangsverſteigerung. 

Das Verfahren wird durch Beſchluß des Gerichts aufgehoben: 

a) wenn der Gläubiger befriedigt iſt; 

b) wenn er den Antrag auf Zwangsverwaltung zurücknimmt; 

c) wenn in einem gleichzeitig ſchwebenden Zwangsverſteigerungsverfahren über 
das Grundſtück der Zuſchlag erteilt wird; 

d) wenn der betreibende Gläubiger den erforderlichen Auslagenvorſchuß nicht bezahlt. 


d) Die Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Leiſtungen 


Hat der Schuldner eine bewegliche Sache oder eine Menge von beſtimmten beweglichen 
Sachen herauszugeben, ſo ſind dieſe vom Gerichtsvollzieher ihm wegzunehmen und dem 
Gläubiger zu übergeben. 

Erfüllt der Schuldner die Verpflichtung nicht, eine Handlung vorzunehmen, die durch 
einen Dritten vorgenommen werden kann, ſo iſt der Gläubiger auf Antrag vom Prozeß⸗ 
gericht zu ermächtigen, die Handlung auf Koſten des Schuldners vornehmen zu laſſen. 

Handelt der Schuldner der Verpflichtung zuwider, eine Handlung zu unterlaſſen 
oder die Vornahme einer Handlung zu dulden, ſo iſt er wegen einer jeden Zuwiderhandlung 
auf Antrag des Gläubigers vom Prozeßgericht zu einer Geldſtrafe oder zu einer Haft⸗ 
ſtrafe bis zu ſechs Monaten zu verurteilen. Das Höchſtmaß der Geldſtrafe iſt unbeſchränkt. 


e) Offenbarungseid und Haft 


Hat die Pfändung zu einer vollſtändigen Befriedigung des Gläubigers nicht geführt 
oder macht dieſer glaubhaft, daß er durch Pfändung ſeine vollſtändige Befriedigung nicht 
erlangen könne, ſo iſt der Schuldner auf Antrag verpflichtet, ein Verzeichnis ſeines Ver⸗ 
mögens vorzulegen, in betreff ſeiner Forderungen den Grund und die Beweismittel zu 
bezeichnen, ſowie den Offenbarungseid dahin zu leiſten, N 

„daß er nach beſtem Wiſſen ſein Vermögen ſo vollſtändig angegeben habe, als 
er dazu imſtande ſei“. 

Der Offenbarungseid iſt ferner dann zu leiſten, wenn der Schuldner eine bewegliche 
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Sache hergzusgeben ſoll, dieſe aber nicht vorgefunden wird. In dieſem Falle geht der 
Offenbarungseid dahin, 

„daß er die Sache nicht beſitze, auch nicht wiſſe, wo ſie ſich befinde“. 

Für die Abnahme des Offenbarungseides iſt das Amtsgericht des Wohnſitzes des 
Schuldners zuftündig. 

Das Verfahren beginnt mit dem Antrage des Gläubigers auf Beſtimmung eines 
Termins zur Leiſtung des Eides. Dem Antrage ſind der Vollſtreckungstitel und die ſonſtigen 
Urkunden, aus denen f ſich die Verpflichtung des Schuldners zur Leiſtung des Eides ergibt, 
beizufügen. Im Termin iſt die Anweſenheit des Gläubigers nicht erforderlich. Beſtreitet 
der Schuldner die Verpflichtung zur Leiſtung des Eides, ſo entſcheidet das Gericht durch 
Beſchluß über ſeinen Widerſpruch. 

Gegen den Schuldner, der im Schwurtermine nicht erſcheint oder die Leiſtung des 
Eides ohne Grund verweigert, hat das Gericht zur Erzwingung der Eidesleiſtung auf 
Antrag die Haft anzuordnen. Dieſe darf ſechs Monate nicht überſteigen. Der Gläubiger 
hat die Koſten, die durch die Haft entſtehen, einſchließlich der Verpflegungskoſten, von 
Monat zu Monat vorauszubezahlen. 

Ein Schuldner, der den Offenbarungseid bei Fruchtloſigkeit der Pfändung geleiſtet 
hat, iſt zur nochmaligen Leiſtung des Eides auch einem anderen Gläubiger gegenüber 
nur verpflichtet, wenn glaubhaft gemacht wird, daß er inzwiſchen Vermögen erworben 
habe, und ohne dieſe Vorausſetzung dann, wenn ſeit der erſten Eidesleiſtung fünf Jahre 
vergangen ſind. 

Das Verzeichnis der Perſonen, die den Offenbarungseid geleiſtet haben, oder gegen 
die wegen deſſen Verweigerung die Haft angeordnet worden iſt, wird von den Amts- 
gerichten geführt und kann von jedermann eingeſehen werden. Auch hat der Urkundbeamte 
auf Antrag über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Eintragung Auskunft zu erteilen. 

Nach dem Geſetz vom 29. Mai 1933 kann der Schuldner in dem beſtimmten Termin 
die Leiſtung des Offenbarungseides dadurch abwenden, daß er die Verſicherung abgibt, 
daß er nach beſtem Wiſſen ſein Vermögen ſo vollſtändig angegeben habe, wie er dazu 
imſtande ſei. Das Gericht hat jedoch auf Antrag des Gläubigers die Eidesleiſtung anzu— 
ordnen, wenn dieſes zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Angabe des Vermögens 
notwendig erſcheint. Die Entſcheidung unterliegt keiner Anfechtung. 

Die Verſicherung hat dieſelbe Wirkung wie die Leiſtung des Offenbarungseides; 
eine Eintragung in das Schuldnerverzeichnis findet jedoch nicht ſtatt. 

Die Verſicherung iſt in dem Termin mündlich und perſönlich abzugeben. 

1) Arreſt 

Arreſt iſt die richterliche Anordnung, durch welche die Zwangsvollſtreckung geſichert 
wird, ohne daß Klage erhoben oder ein Urteil ergangen zu ſein braucht. Ein Arreſtgrund 
liegt dann vor, wenn zu beſorgen iſt, daß ohne Verhängung des Arreſtes die Vollſtreckung des 
Anſpruchs vereitelt oder weſentlich erſchwert ſein würde. Arreſtgericht iſt ſowohl das 
Gericht, bei dem der zu ſichernde Anſpruch durch Klage geltend zu machen wäre, als auch 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirk ſich der mit Arreſt zu belegende Gegenſtand oder die in 
ihrer Freiheit zu beſchränkende Perſon befindet (dinglicher und perſönlicher Arreſt). 

Inm Arreſtgeſuch ſind Anſpruch wie Arreſtgrund (in der Regel durch eidesſtattliche 
Verſicherungen) glaubhaft zu machen. Geſchieht dies nicht, ſo kann das Gericht dennoch 
den Arreſtbefehl erlaſſen, aber nur gegen Leiſtung einer Sicherheit durch den Gläubiger. 
| Der Schuldner iſt berechtigt, gegen den Beſchluß, der den Arreſt anordnet, Wider⸗ 

ſpruch zu erheben. Es findet alsdann eine mündliche Verhandlung ſtatt, in der das Gericht 
über die Zuläſſigkeit des Arreſtes durch Endurteil entſcheidet. Hinterlegt der Schuldner 
beim Vollſtreckungsgerichte den im Arreſtbefehl feſtgeſtellten Betrag, fo iſt der Arceft 
durch das Gericht aufzuheben. 

Die Vollziehung des Arreſtes iſt nur ſtatthaft innerhalb eines Monats nach deſſen 
Anordnung. Sie iſt ſchon vor Zuſtellung des Arreſtbefehls an den Schuldner zuläſſig. 
Die Zuſtellung muß jedoch innerhalb einer Woche nach der Vollziehung und vor Ablauf 


des Monats nach Anordnung des Arreſtbefehls nachgeholt werden, wenn bie 5 Woliehung 0 | 
wirkſam fein ſoll. e 


Erweiſt ſich die Anordnung eines Arreſtes als von Anfang an i ſo hat 1 


derjenige, der den Arreſt erwirkt hat, dem Gegner den Schaden zu erſetzen, der dieſem 


aus der Vollziehung des Arreſtes entſtanden iſt, und zwar auch dane wenn ihm kein 3 5 


Verſchulden zur Laſt fällt. 


Arreſtgeſuch wegen einer noch nicht fälligen Ford 
Albert Zeller 
Braunſtadt Braunſtadt, den 20. Februar 19. 
Rotweg 7 \ 
An das Amtsgericht 
Berlin Mitte 


Der Kaufmann Bruno Schulze, Berlin SW 34, ee 185, ſchuldet mir laut der 
in Abſchrift beigefügten Rechnung Far am 20. Januar d. J gelieferte Waren RM 475.—. 
Die Forderung ift am 20. April d. J. fällig. 

Beweis: Beiliegender Auszug aus meinen ordnungsmäßig geführten Handelsbüchern. 

Wie mir mitgeteilt wird, beabſichtigt der Schuldner, in allernächſter Zeit ſein Geſchäft 
zu veräußern und nach einem unbekannten Ort zu verziehen. Er verſchleudert ſein Vermögen 
und hat ſich dahin geäußert, daß er niemanden bezahlen werde. 

Beweis: Beiliegende eidesſtattliche Verſicherung des Reiſenden Paul Weber, Berlin, 
Blücherplatz 4. 

Da meine Forderung gefährdet erſcheint, beantrage ich, den dinglichen Arreſt gegen 
den Arreſtbeklagten anzuordnen. Ich erkläre mich bereit, Sicherheit zu leiſten. 
2 Anlagen g gez. Albert Zeller 


g) Einſtweilige Verfügungen 


Einſtweilige Verfügungen ſind zuläſſig, wenn zu beſorgen iſt, daß duch Ver⸗ 
änderung des beſtehenden Zuſtandes die Verwirklichung des Rechts einer Partei vereitelt 
oder weſentlich erſchwert werden könnte. Für die Erlaſſung einſtweiliger Verfügungen 
iſt das Gericht zuſtändig, das für den anzuſtellenden Hauptprozeß zuſtändig wäre. Das 
Gericht beſtimmt nach freiem Ermeſſen den Inhalt der ene Verfügung (3. B. 
Zwangsverwaltung, Veräußerungsverbot, Belaſtungsverbot). In dringenden Fällen kann 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirk ſich der Streitgegenſtand befindet, eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung erlaſſen unter Beſtimmung einer Friſt, innerhalb deren der Gegner zur mündlichen 


Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung vor das Gericht der 


Hauptſache zu laden iſt. Bezüglich des Verfahrens, des Widerſpruchs und des Schaden⸗ 
erſatzes gelten im weſentlichen die Vorſchriften über den Arreſt auch für die einſtweiligen 
Verfügungen entſprechend. 


7. Das Konkursverfahren ') 


Das Konkursverfahren hat den Zweck, die Gläubiger eines zahlungsunfähigen Schuld⸗ 
ners (Gemeinſchuldners) aus den vorhandenen Mitteln (der Konkursmaſſe) ſoweit als 
möglich gleichmäßig und anteilsmäßig zu befriedigen. 

Das Verfahren wird auf Antrag des Gemeinſchuldners oder eines Gläubigers 
eröffnet. Zuſtändig iſt das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Gemeinſchuldner ſeine ge⸗ 
werbliche Niederlaſſung oder in Ermangelung einer ſolchen ſeinen allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtand hat. 5 

Beantragt der Gemeinſchuldner die Eröffnung des Verfahrens, ſo hat er ein Ver⸗ 
zeichnis der Gläubiger und Schuldner ſowie eine Überſicht der Vermögensmaſſe bei 
Stellung des Antrags einzureichen, oder, wenn dies nicht möglich iſt, ohne Verzug nach⸗ 
zuliefern. Der Antrag eines Gläubigers iſt zuzulaſſen, wenn die Forderung des Gläubigers 
und die Zahlungsunfähigkeit des Gemeinſchuldners glaubhaft gemacht werden. 


1) Über das Pergleichsverfahren vgl. Abſchnitt 8 (S. 363 f.). 
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Die Abweiſung des Antrages kann erfolgen, wenn nach dem Ermeſſen des Ge- 
richts eint zur Deckung der Koſten des Verfahrens ausreichende Maſſe nicht vorhanden 
iſt; wird jedoch ein für dieſe Koſten ausreichender Betrag vorgeſchoſſen, ſo unterbleibt die 


Eröffnet wird das Verfahren durch den gerichtlichen Eröffnungsbeſchluß, gegen 
den dem Gemeinſchuldner ſofortige Beſchwerde zuſteht. Gleichzeitig erläßt das Konkurs⸗ 
gericht den offenen Arreſt, durch den allen Perſonen, die eine zur Konkursmaſſe gehörige 
Sache in Beſitz haben oder zur Konkursmaſſe etwas ſchulden, aufgegeben wird, nichts 
an den Gemeinſchuldner zu verabfolgen oder zu leiſten; es ernennt einen Konkurs- 
verwalter, ſetzt einen Termin zur Beſchlußfaſſung über die endgültige Wahl des Ver⸗ 
walters und über Beſtellung eines Gläubigerausſchuſſes an, beſtimmt ferner die 
Friſt zur Anmeldung der Konkursforderungen und ſetzt den Prüfungstermin an, 
in dem die Forderungen hinſichtlich ihres Beſtehens geprüft werden. Vom Urkunds⸗ 
beamten werden ſofort der Eröffnungsbeſchluß, der offene Arreſt, die Anmeldefriſt und 
die Termine in dem für die Veröffentlichungen des Gerichts beſtimmten Blatte und aus⸗ 
zugsweiſe im „Reichsanzeiger“ bekanntgegeben. 

Mit der Eröffnung des Verfahrens verliert der Gemeinſchuldner das Verwaltungs⸗ 
und Verfügungsrecht über das zur Konkursmaſſe gehörige Vermögen. Dieſes Recht 
geht auf den Konkursverwalter über. Dieſer hat: 


a) eine Inventur über den Beſtand der Maſſe anzufertigen und den Wert der 
einzelnen Gegenſtände, wenn erforderlich durch Sachverſtändige, feſtſtellen zu 
laſſen; 

b) eine Bilanz zu ziehen und Abſchrift des Inventars und der Bilanz auf der Ge⸗ 
richtsſchreiberei niederzulegen. 


Nach Anfertigung des Inventars kann der Konkursverwalter: 
a) den Gemeinſchuldner zur Leiſtung des Offenbarungseides laden; 


b) die Zwangsverwaltung und »verſteigerung der zur Maſſe gehörigen unbeweg⸗ 
lichen Gegenſtände bei dem zuſtändigen Gericht betreiben; 

e) mit Genehmigung des Konkursgerichts bis zu der Beſchlußfaſſung durch eine 
Gläubigerverſammlung dem Gemeinſchuldner und deſſen Familie notdürftigen 
Unterhalt aus der Konkursmaſſe gewähren; f 

d) über die Fortführung oder Schließung des Geſchäfts beſchließen. 

In der erſten Gläubigerverſammlung hat der Verwalter über die Entſtehung 
der Zahlungsunfähigkeit des Gemeinſchuldners, über die Lage und über die bisher er⸗ 
griffenen Maßregeln zu berichten. 

Der Verwalter hat die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes, oder wenn ein ſolcher 
nicht beſtellt iſt, die Genehmigung einer Gläubigerverſammlung einzuholen, ſofern ein 
Grundſtück oder das Geſchäft oder das Warenlager des Gemeinſchuldners im ganzen oder 
das Recht auf den Bezug wiederkehrender Einkünfte veräußert werden ſoll, wenn Dar⸗ 
lehen aufgenommen, zur Maſſe gehörige Gegenſtände verpfändet oder Grundſtücke erſtanden 
werden ſollen. Die Gläubigerverſammlung beſchließt über eine dem Gemeinſchuldner und 
deſſen Familie zu bewilligende Unterſtützung für den notwendigen Lebensunterhalt, über 
die Schließung oder Fortführung des Geſchäfts und die Art und die Stelle der Hinterlegung 
von Geldern, Wertpapieren oder Koſtbarkeiten, ſowie über den Zeitraum, in dem der Ver⸗ 
walter ihr oder einem Gläubigerausſchuſſe Bericht über die Verwaltung erſtatten und 
Rechnung legen ſoll. Der Gläubigerausſchuß muß mindeſtens allmonatlich die Kaſſe des 
Konkursverwalters durch eines ſeiner Mitglieder unterſuchen laſſen. Seine Mitglieder 
ſind für die Erfüllung der ihnen obliegenden Pflichten allen Beteiligten verantwortlich. 

Die Konkursforderungen müſſen innerhalb der Anmeldefriſt bei dem Konkursgericht 
angemeldet werden. Hierbei iſt der Betrag und Grund der Forderung ſowie das etwa 
verlangte Vorrecht anzugeben. 


i BER. 
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Anmeldung einer Konkurs forderung — 
Gebrüder Regel Königsberg, den 30. Sept. 19 Er 
Königsberg i. Pr. | 17 55 
Hansſtraße 15 1 8 
An das 
Amtsgericht 
Potsdam 


In Sachen Konkurs Heinrich Otter 
melden wir hierdurch unſere Kaufpreisforderung in Höhe von 
RM 3366.75 
laut beifolgender Rechnung zur Konkursmaſſe an. 
1 Anlage gez. Gebr. Rege! 


Alle Anmeldungen werden in eine Tabelle eingetragen, die auf der Gerichtsſchreiberei 
zur Einſicht niedergelegt wird. Im Prüfungstermin werden die angemeldeten Forde⸗ 
rungen ihrem Betrage und ihrem Vorrechte nach erörtert. Eine Forderung gilt als feſt⸗ 
geſtellt, wenn gegen ſie im Prüfungstermin ein Widerſpruch weder von dem Verwalter 
noch von einem Konkursgläubiger erhoben wird oder ſoweit ein erhobener Widerſpruch 
beſeitigt iſt. 

Nach der Abhaltung des allgemeinen Prüfungstermins ſoll, jo oft hinreichende bare 
Maſſe vorhanden iſt, deren Verteilung an die Konkursgläubiger vorgenommen werden, 
was durch den Konkursverwalter geſchieht. | 


Vorweg zu berichtigen ſind die Maſſekoſten und⸗ſchulden. Zu den erſteren gehören: 

a) die gerichtlichen Koſten des Verfahrens; 

b) die Ausgaben für die Verwaltung, Verwertung und Verteilung der Maſſe; 

e) die Unterſtützung, die dem Gemeinſchuldner und deſſen Familie zum Lebens⸗ 
unterhalt gewährt wird. ö 

Maſſeſchulden ſind: 

a) Anſprüche, die aus Geſchäften oder Handlungen des Konkursverwalters entſtehen; 

b) Anſprüche aus Verträgen, die vor Eröffnung des Konkurſes abgeſchloſſen worden 
ſind, ſoweit ſie für Rechnung der Maſſe fortdaue rn; 

c) Anſprüche aus einer rechtloſen Bereicherung der Maſſe. 

Nach Abzug der Maſſekoſten und ⸗ſchulden werden vor den anderen Forderungen 
berückſichtigt ebevorrechtigte Konkursforderungen): | 

a) die rückſtändigen Forderungen an Lohn, Koftgeld oder anderen Dienſtbezügen 
der Perſonen, die ſich dem Gemeinſchuldner für deſſen Haushalt, Wirtſchafts⸗ 
betrieb oder Erwerbsgeſchäft zur Leiſtung von Dienſten verdungen haben, voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſe Forderungen nicht länger als ein Jahr zurück entſtanden ſind; 

b) die Forderungen der Reichskaſſe, der Staatskaſſen und der Gemeinden ſowie 
der Amts⸗, Kreis⸗ und Provinzialverbände, die im letzten Jahre vor Eröffnung 
des Verfahrens fällig geworden ſind; 

c) die rückſtändigen Abgaben und Leiſtungen im letzten Jahre an Kirchen, Schulen, 
öffentliche Verbände und Feuerverſicherungsanſtalten; | 

d) die Forderungen der Arzte, Wund- und Tierärzte, Apotheker, Hebammen, 
Krankenpfleger wegen Kur⸗ und Pflegekoſten aus dem letzten Jahre; 

e) die Forderungen der Kinder, Mündel und Pflegebefohlenen des Gemeinſchuldners 
in Anſehung ihres geſetzlich der Verwaltung des letzteren unterworfenen Ver⸗ 
mögens. f 

Erſt nach dieſen Forderungen kommen die übrigen Konkursforderungen. 

Außerhalb des Konkursverfahrens können Befriedigung beanſpruchen (Abſonde⸗ 
rungsberechtigung): 

a) Gläubiger, die durch Rechtsgeſchäft ein Pfandrecht an einer zur Konkursmaſſe 
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hörigen Sache oder die eine Hypothek oder Grundſchuld an einem Grundſtück 
dos Gemeinſchuldners haben; 

b) Relchskaſſe, Staatskaſſen, Gemeinde-, Amts⸗, Kreis- und Provinzialverbände 
wegen öffentlicher Abgaben in Anſehung der zurückgehaltenen oder in Beſchlag 
genommenen zoll- und ſteuerpflichtigen Sachen; 

e) diejenigen, die ein geſetzliches oder ein durch Pfändung erlangtes Pfandrecht 
beſitzen, 3B. Pächter, Vermieter; 

d) diejenigen, die nach Handelsrecht ein Zurückbehaltungsrecht ausüben dürfen, und 

e) ſchließlich kann auch derjenige, der ſich mit dem Gemeinſchuldner in einem Mit- 
eigentum, einer Geſellſchaft oder einer anderen Gemeinſchaft befindet, wegen 
der auf dieſes Verhältnis ſich gründenden Forderungen abgeſonderte Befriedigung 
aus dem Anteil des Gemeinſchuldners verlangen, 


Ebenfalls außerhalb des Konkursverfahrens werden die Ausſonderungsberech— 
tigten befriedigt. Ein Recht auf Ausſonderung aus der Maſſe haben alle Eigentümer von 
Gegenſtänden, die ſich zwar bei Konkurseröffnung in der Maſſe befinden, aber nicht zur 
Maſſe gehören, weil ſie nicht im Eigentum des Gemeinſchuldners ſtehen, ſondern ihm z. B. 
nur leihweiſe oder mietweiſe überlaſſen worden ſind. 

Iſt die Verwertung der Maſſe beendigt, ſo erfolgt die Schlußverteilung. Zur 
Abnahme der Schlußrechnung, zur Erhebung von Einwendungen gegen das Schluß— 
verzeichnis und zur Beſchlußfaſſung über die nicht verwertbaren Vermögensſtücke wird 
vom Konkursgericht der Schlußtermin anberaumt. Nach deſſen Abhaltung beſchließt 
das Gericht die Aufhebung des Konkursverfahrens. Der Gemeinſchuldner erlangt 
das Verwaltungs- und Verfügungsrecht über fein Vermögen zurück. Nach der Aufhebung 
des Konkursverfahrens können die nicht befriedigten Konkursgläubiger ihre Forderungen 
gegen den Schuldner zu jeder Zeit unbeſchränkt geltend machen. Die Gläubiger, deren 
Forderungen feſtgeſtellt und nicht von dem Gemeinſchuldner im Prüfungstermin be- 
ſtritten worden ſind, können ſich einen vollſtreckbaren Auszug aus der Tabelle erteilen 
laſſen und daraus, wie aus jedem anderen Vollſtreckungstitel die Zwangsvollſtreckung 
betreiben. 

Auf Antrag des Gemeinſchuldners iſt das Konkursverfahren einzuſtellen, 
wenn er nach Ablauf der Anmeldefriſt die Zuſtimmung aller Konkursgläubiger, welche 
Forderungen angemeldet haben, beibringt. 


Strafbeſtimmungen 


Wegen betrügeriſchen Bankerotts wird mit Zuchthaus beſtraft, wer nach Ein— 
ſtellung ſeiner Zahlungen oder nach Eröffnung des Konkursverfahrens über ſein Ver— 
mögen in der Abſicht, die Gläubiger zu benachteiligen: 

a) Vermögensſtücke verheimlicht oder beiſeite geſchafft hat; 

b) Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerkannt oder aufgeſtellt hat, die ganz oder teil- 
weiſe erdichtet ſind; 

c) Handelsbücher zu führen unterlaſſen hat, deren Führung ihm geſetzlich oblag; 

d) ſeine Handelsbücher vernichtet oder verheimlicht oder ſo geführt oder verändert 
hat, daß ſie keine Überſicht des Vermögensſtandes gewähren. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter drei Mo— 
naten ein. 

Einfacher Bankerott, der mit Gefängnis, bei mildernden Umſtänden mit Geld— 
ſtrafe beſtraft wird, liegt vor, wenn der Schuldner ohne Benachteiligungsabſicht 

a) durch Aufwand, Spiel oder Wette oder durch Differenzhandel mit Waren oder 
Börſenpapieren übermäßige Summen verbraucht hat oder ſchuldig geworden iſt; 

b) in der Abſicht, die Eröffnung des Konkursverfahrens hinauszuſchieben, Waren 
oder Wertpapiere auf Kredit entnommen und dieſe Gegenſtände erheblich unter 
dem Werte in einer den Anforderungen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
widerſprechenden Weiſe veräußert oder ſonſt weggegeben hat; 
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c) Handelsbücher zu führen unterlaſſen hat, d Führung ihm geſe ſeglch e lich 1 94 


Überſicht ſeines Vermögensſtandes gewähren; 


oder dieſe verheimlicht, vernichtet oder ſo unordentlich geführt hat, daß ſie keine 


d) es gegen die Beſtimmung des Handelsgeſetzbuches unterlaſſen hat, die Bilanz | 


ſeines Vermögens in der vorgeſchriebenen Zeit zu ziehen. 


Perſonen, die ſich der Verheimlichung oder Beiſeiteſchaffung von Vermögensſtücken 
des Gemeinſchuldners, der Geltendmachung erdichteter Forderungen in deſſen Intereſſe 
oder in gewinnſüchtiger Abſicht ſchuldig machen, werden mit Zuchthaus e Bei 
mildernden Umſtänden tritt Gefängnisſtrafe oder Geldſtrafe ein. i 


Der Zwangs vergleich 


Das Konkursverfahren kann in jedem Stadium auf Vorſchlag des Gemeinſchuldners 
durch Zwangsvergleich beendet werden. Der Zwangsvergleich gewährt einerſeits dem 
Gemeinſchuldner gewiſſe Vergünſtigungen (Koſtenerſparnis, teilweiſen Erlaß der Konkurs⸗ 
forderungen, Stundung, Vermeidung der Maſſeliquidation) und bringt anderſeits den 
Konkursgläubigern gewiſſe Vorteile (höhere und raſchere Befriedigung, Sicherungen, 
ſofortige Überſicht über das Ergebnis). 

Für die Annahme des Zwangsvergleichs im Vergleichstermin iſt erforderlich, daß 

1. die Mehrzahl der im Termin anweſenden e Gläubiger zu⸗ 

ſtimmen; 


2. die Geſamtſumme der Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger wenigſtens drei 
Vierteile der Geſamtſumme aller zum Stimmen berechtigenden See 
beträgt. 

Der angenommene Zwangsvergleich bedarf der Beſtätigung des Konkursgerichtes | 

Der BerglEi0) muß allen nicht bevorrechtigten Konkursgläubigern gleiche Rechte ge⸗ 

währen. In der Praxis iſt es jedoch meiſt jo, daß die „kleinen“ Gläubiger (3. B. bis zu 
RM 100.—) fofort befriedigt werden. Dazu bedarf es allerdings der Zuſtimmung aller 
Gläubiger. 
Ynhaitg 
Anfechtung der Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurfes 


Anfechtbar iſt jede Rechtshandlung des Schuldners, die geeignet iſt, unmittelbar 


oder in ihrem Erfolge den Gläubiger zu benachteiligen oder einem Gläubiger vor dem 
anderen Sicherheits⸗ oder Befriedigungsmittel zu gewähren. Benachteiligung liegt vor, 
wenn der Gläubiger ohne die Rechtshandlung ſeines Schuldners in höherem Maße Be⸗ 
friedigung erhalten würde. Vorausſetzung der Anfechtung der Rechtshandlungen eines 

Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens iſt: : 


a) der Gläubiger muß einen vollſtreckbaren Schuldtitel erlangt 79 8 
b) die Forderung muß fällig ſein; 8 
e) der Vermögensſtand des Schuldners muß jo beſchaffen ſein, daß die Zwangs⸗ 


vollſtreckung zu keiner oder wenigſtens nicht zur vollſtändigen Befriedigung 15 
führen vermag. 


Anfechtbar ſind: 
a) Rechtshandlungen, die der Schuldner in der dem anderen Teile bekannten Ab⸗ 
ſicht, ſeine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen hat; 


b) die in dem letzten Jahre vor der Anfechtung geſchloſſenen Verträge des Schuldners 
mit ſeinem Ehegatten, vor oder während der Ehe, mit ſeinen oder ſeines Ehe⸗ 


gatten Verwandten in auf- und abſteigender Linie, mit feinen oder ſeines Che 


gatten voll⸗ und halbbürtigen Geſchwiſtern oder mit dem Ehegatten einer dieſer 
Perſonen, ſofern durch den Abſchluß des Vertrages die Gläubiger des Schuldners 
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benachteiligt werden und der andere Teil nicht beweiſt, daß ihm zur Zeit des 
ertragsabſchluſſes eine Abſicht des Schuldners, die Gläubiger zu benachteiligen, 
nicht bekannt war; 


e) dielin dem letzten Jahre vor der Anfechtung von dem Schuldner vorgenommenen 
unentgeltlichen Verfügungen, ſofern dieſe nicht gebräuchliche Gelegenheits⸗ 
geſchenke zum Gegenſtande hatten; 

d) die in den letzten zwei Jahren vor der Anfechtung von dem Schuldner vorge— 
nommenen unentgeltlichen Verfügungen zugunſten ſeines Ehegatten. 


e) Endlich kann, wenn der Erbe aus dem Nachlaſſe des Schuldners Pflichtteil⸗ 
anſprüche oder Vermächtniſſe erfüllt, ein Nachlaßgläubiger, der im Konkurs⸗ 
verfahren über den Nachlaß dem Empfänger der Leiſtung im Range vorgehen 
oder gleichſtehen würde, die Leiſtung in gleicher Weiſe anfechten wie eine unent⸗ 
geltliche Verfügung des Erben. 


Die Anfechtung kann im Wege der Klage, aber auch durch Erhebung einer Einrede 
erfolgen. Wird die Anfechtung im Wege der Einrede geltend gemacht, ſo kann ſie erfolgen, 
bevor ein vollſtreckbarer Titel für die Forderung erlangt iſt; der Gläubiger hat dieſen jedoch 
vor der Entſcheidung binnen einer vom Gericht zu beſtimmenden Friſt beizubringen. 

Anfechtungsgegner iſt derjenige, der neben dem Schuldner bei der angefochtenen 
Rechtshandlung mit tätig war. Kann der Beklagte das Empfangene nicht mehr zurück⸗ 
geben, ſo verwandelt ſich ſeine Verpflichtung in eine Geldſchuld. Das für den Gläubiger 
begründete Anfechtungsrecht kann, wenn nach Erhebung des Anfechtungsanſpruchs über 
das Vermögen des Schuldners das Konkursverfahren eröffnet wird, nur von dem Kon⸗ 
kursverwalter weiter verfolgt werden. 


8. Das Vergleichs verfahren 


Der Konkurs kann durch ein gerichtliches Vergleichsverfahren abgewendet werden. 
Der Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens muß vom Schuldner geſtellt werden, 
jedoch darf vorher noch nicht das Konkursverfahren eröffnet worden ſein. 

Der Schuldner hat einen genauen Vergleichsvorſchlag mit allen Unterlagen (Bilanz 
uſw.) einzureichen. Den Gläubigern müſſen mindeſtens 35% ihrer Forderungen geboten 
werden. Dieſer Mindeſtſatz erhöht ſich auf 40 %, wenn der Schuldner eine Zahlungsfriſt 
von über einem Jahre benötigt. Eine Zahlungsfriſt von mehr als achtzehn Monaten darf 
der Schuldner nur für den Betrag ſeines Angebotes in Anſpruch nehmen, der 40% der 
Forderungen überſteigt. 


Zur Annahme eines Vergleichsvorſchlages iſt erforderlich, daß 


1. die Mehrheit der im Vergleichstermin anweſenden Gläubiger unter Einrechnung 
der ſchriftlich zuſtimmenden dem Vergleichsvorſchlag zuſtimmt und 


2. die Geſamtſumme der Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger mindeſtens drei 
Vierteile der Forderungen der ſtimmberechtigten Gläubiger beträgt. 


Dieſes Abſtimmungsverhältnis iſt vorgeſchrieben, wenn die Vergleichsquote über 50% 
beträgt. Bietet der Schuldner aber unter 50% ͤ‚dann muß die Geſamtſumme der 
Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger ¼ betragen. 

Der angenommene Vergleich bedarf der Beſtätigung des Gerichtes. 

Für den Gläubiger iſt beſonders zu beachten, daß er nach Abwicklung des Vergleiches 
keine Forderung mehr an den Schuldner hat, während beim Konkurs, wenn er nicht durch 
Zwangsvergleich endet, die Forderung nach Abzug der Konkursdividende beſtehen bleibt 
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XI. ARBEITS-UND 
VERSICHERUNGSRECHT 


A. Arbeitsrecht 


1. Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. 1. 1934. 


a) Führer des Betriebes und Vertrauensrat 


Im Betriebe arbeiten der Unternehmer als Führer des Betriebes, die Angeſtellten 
und Arbeiter als Gefolgſchaft gemeinſam zur Förderung der Betriebszwecke und zum 
gemeinen Nutzen von Volk und Staat. 

Der Führer des Betriebes entſcheidet der Gefolgſchaft gegenüber in allen betrieb⸗ 
lichen Angelegenheiten, ſoweit ſie durch das Geſetz geregelt werden. Er hat für das Wohl 
der Gefolgſchaft zu ſorgen. Dieſe hat ihm die in der Betriebsgemeinſchaft begründete 
Treue zu halten. 

Bei juriſtiſchen Perſonen und Perſonengeſamtheiten ſind die geſetzlichen Vertreter 
Führer des Betriebes. 

Der Unternehmer oder bei juriſtiſchen Perſonen und Perſonengeſamtheiten die geſetz⸗ 
lichen Vertreter können eine an der Betriebsleitung verantwortlich beteiligte Perſon mit 
ihrer Stellvertretung betrauen; dies muß geſchehen, wenn ſie den Betrieb nicht ſelbſt leiten. 
In Angelegenheiten von geringerer Bedeutung können ſie auch eine andere Perſon be⸗ 
auftragen. 

Als Betriebe gelten auch Verwaltungen. 

Nebenbetriebe und Betriebsbeſtandteile, die mit dem Hauptbetrieb durch gemeinſame 
Leitung verbunden ſind, gelten nur dann als ſelbſtändige Betriebe, wenn ſie räumlich weit 
von dem Hauptbetrieb getrennt ſind. 

Dem Führer des Betriebes mit in der Regel mindeſtens zwanzig Beſchäftigten treten 
aus der Gefolgſchaft Vertrauensmänner beratend zur Seite. Sie bilden mit ihm u | 
feiner Leitung den Vertrauensrat des Betriebes. 

Zur Gefolgſchaft im Sinne der Beſtimmungen über den Vertrauensrat gehören auch 
die Hausgewerbetreibenden, die in der Hauptſache für den gleichen Betrieb allein oder mit 
ihren Familienangehörigen arbeiten. 

Der Vertrauensrat hat die Pflicht, das gegenſeitige Vertrauen innerhalb der Betriebs⸗ 
gemeinſchaft zu vertiefen, er hat die Aufgabe, alle Maßnahmen zu beraten, die der Ver⸗ 
beſſerung der Arbeitsleiſtung, der Geſtaltung und Durchführung der allgemeinen Arbeits⸗ 
bedingungen, insbeſondere der Betriebsordnung, der Durchführung und Verbeſſerung des 
Betriebsſchutzes, der Stärkung der Verbundenheit aller Betriebsangehörigen unterein⸗ 
ander und mit dem Betriebe und dem Wohle aller Glieder der Gemeinſchaft dienen. 
Er hat ferner auf eine Beilegung aller Streitigkeiten innerhalb der Betriebsgemeinſchaft 
hinzuwirken. Er iſt vor der Feſtſetzung von Bußen auf Grund der Betriebsordnung zu 
hören. 

Die Zahl der Vertrauensmänner beträgt 

in Betrieben mit 20 bis 49 Beſchäftigten = zwei, 
in Betrieben mit 50 bis 99 Beſchäftigten = Drei, 

in Betrieben mit 100 bis 199 Beſchäftigten = vier, 

in Betrieben mit 200 bis 399 Beſchäftigten = fünf. 

Ihre Zahl erhöht ſich für je dreihundert weitere Beſchäftigte um einen Vertrauens⸗ 
mann und beträgt höchſtens zehn. In gleicher Zahl ſind die Stellvertreter vorzuſehen. 
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Beiſder Auswahl der Vertrauensmänner find Angeſtellte, Arbeiter und Hausgewerbe— 
treibende langemeſſen zu berückſichtigen. 

Vertrkuensmann ſoll nur ſein, wer das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, 
mindeſtens kin Jahr dem Betriebe oder dem Unternehmen angehört und mindeſtens zwei 
Jahre im gleichen oder verwandten Berufs- oder Gewerbezweige tätig geweſen iſt. 
Er muß die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzen, der Deutſchen Arbeitsfront angehören, 
durch vorbildliche menſchliche Eigenſchaften ausgezeichnet ſein und die Gewähr bieten, daß 
er jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat eintritt. 

Der Führer des Betriebes ſtellt im Einvernehmen mit dem Betriebszellenobmann 
im März jedes Jahres eine Liſte der Vertrauensmänner und deren Stellvertreter auf. 
Die Gefolgſchaft hat zu der Liſte alsbald durch geheime Abſtimmung Stellung zu nehmen. 
An der Abſtimmung kann jedes Mitglied der Gefolgſchaft teilnehmen, das mindeſtens 
einundzwanzig Jahre alt und im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ijt.!) 

Kommt zwiſchen dem Führer des Betriebes und dem Betriebszellenobmann eine 
Einigung über die vorzuſchlagenden Vertrauensmänner und deren Stellvertreter oder 
kommt ein Vertrauensrat aus einem anderen Grunde nicht zuſtande, billigt insbeſondere 
die Gefolgſchaft die Liſte nicht, ſo kann der Reichs⸗ Treuhänder der Arbeit Vertrauensmänner 
und Stellvertreter in der erforderlichen Anzahl berufen. 

Die Mitglieder des Vertrauensrats legen vor der Gefolgſchaft am Tage der nationalen 
Arbeit (1. Mai) das feierliche Gelöbnis ab, in ihrer Amtsführung nur dem Wohle des 
Betriebes und der Gemeinſchaft aller Volksgenoſſen unter Zurückſtellung eigennütziger 
Intereſſen zu dienen und in ihrer Lebensführung und Dienſterfüllung den Betriebs 
angehörigen Vorbild zu ſein. 

Es kann auch an dem letzten vor dem 1. Mai liegenden Werktage oder an einem der 
beiden auf den 1. Mai folgenden Werktage abgelegt werden, wenn infolge beſonderer 
betrieblicher Verhältniſſe, insbeſondere räumlicher Entfernung des Betriebes von dem 
Orte der allgemeinen Feier des 1. Mai, durch eine vorhergehende Betriebsverſammlung 
die Teilnahme der Betriebsangehörigen an der gemeinſamen Feier der Bevölkerung 
weſentlich erſchwert werden würde. Den Tag und den Zeitpunkt des Gelöbniſſes ſetzt 
der Führer des Betriebes feſt. 

Das Amt des Vertrauensrates beginnt nach der Verpflichtung — regelmäßig am 
1. Mai — und endet jeweils am 30. April.?) 

Der Vertrauensrat iſt nach Bedarf von dem Führer des Betriebes einzuberufen. Die 
Einberufung muß erfolgen, wenn die Hälfte der Vertrauensmänner es beantragt. 

Das Amt der Vertrauensmänner iſt ein Ehrenamt, für deſſen Wahrnehmung ein Ent⸗ 
gelt nicht gewährt werden darf. Für den durch die Erfüllung der Aufgaben notwendigen 
Ausfall von Arbeitszeit iſt der übliche Lohn zu zahlen. Notwendige Aufwendungen ſind 
von der Betriebsleitung zu erſtatten. 

Die notwendigen Einrichtungen und Geſchäftsbedürfniſſe für eine ordnungsmäßige 
Erfüllung der dem Vertrauensrat obliegenden Aufgaben ſind von der Betriebsleitung zur 
Verfügung zu ſtellen. Der Führer des Betriebes iſt verpflichtet, den Vertrauensmännern 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

Das Amt eines Vertrauensmannes erliſcht, abgeſehen von der freiwilligen Amts⸗ 
niederlegung, mit dem Ausſcheiden aus dem Betriebe. Die Kündigung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes eines Vertrauensmannes iſt unzuläſſig, es ſei denn, daß ſie infolge Stillegung des 
Betriebes oder einer Betriebsabteilung erforderlich wird oder aus einem Grunde erfolgt, 
der zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt berechtigt. 

Der Reichs⸗Treuhänder der Arbeit kann einen Vertrauensmann wegen ſachlicher 
oder perſönlicher Ungeeignetheit abberufen. Das Amt eines abberufenen Vertrauens⸗ 


) Über die genaue Durchführung der Wahl vgl.: 2. Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit v. 10. März 1934. f 

2) Die Amtsdauer der Vertrauensmänner iſt durch Geſetz vom 1. April 1938 bis auf weiteres verlängert 
worden. 
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mannes erliſcht mit der ſchriftlichen Mitteilung der Entſcheidung des Weichs Kreühenders u 
an den Vertrauensrat. 


Das Amt eines Vertrauensmannes erliſcht ferner mit der Nectstnft einer auß 5 


Strafen (ſiehe dort) erkennenden Entſcheidung des Ehrengerichts. 

An die Stelle von ausſcheidenden oder zeitweilig verhinderten Vertrauensmännern 
treten die Stellvertreter als Erſatzmänner in der ſich aus der Vorſchlagsliſte ergebenden 
Reihenfolge. Sind Erſatzmänner nicht mehr vorhanden, ſo werden für den Reſt der Amtszeit 
des Vertrauensrates neue Vertrauensmänner vom Reichs⸗Treuhänder der Arbeit berufen. 

Gegen Entſcheidungen des Führers des Betriebes über die Geſtaltung der allgemeinen 
Arbeitsbedingungen, insbeſondere der Betriebsordnung (ſiehe dort), kann die Mehrheit 
des Vertrauensrates des Betriebes den Reichs⸗Treuhänder der Arbeit unverzüglich ſchriftlich 
anrufen, wenn die Entſcheidungen mit den wirtſchaftlichen oder ſozialen Verhältniſſen 
des Betriebes nicht vereinbar erſcheinen. Die Wirkſamkeit der von dem Führer des Be⸗ 
triebes getroffenen Entſcheidung wird durch die Anrufung nicht gehemmt. 

Eine Anrufung des Reichs⸗Treuhänders der Arbeit gegen Entſcheidungen des Führers 
des Betriebes über die Geſtaltung der allgemeinen Arbeitsbedingungen, insbeſondere der 
Betriebsordnung, iſt erſt zuläſſig, nachdem die Beſchwerdepunkte vorher im Vertrauens⸗ 
rat erörtert worden ſind. In der vom Führer des Betriebes einzuberufenden Sitzung des 
Vertrauensrates ſind die Beſchwerdepunkte im einzelnen von den Beſchwerdeführern 
zu begründen. Will der Führer des Betriebes den Wünſchen der Beſchwerdeführer nicht 
Rechnung tragen, ſo hat er die Gründe, die ihn für die Aufrechterhaltung ſeiner Entſcheidung 
beſtimmen, dem Vertrauensrat darzulegen. Er hat ſodann feſtzuſtellen, ob die Mehrheit 
der anweſenden Mitglieder des Vertrauensrates die Anrufung des Reichs⸗Treuhänders der 
Arbeit wünſcht. Ergibt ſich eine Mehrheit des Vertrauensrates für die Anrufung des Reichs⸗ 
Treuhänders der Arbeit, ſo können die Beſchwerdeführer nunmehr ihre ſchriftlich zu 
begründende Beſchwerde dem Führer des Betriebes einreichen, der ſie binnen drei Tagen 
dem Reichs⸗Treuhänder der Arbeit weiterzugeben hat. Er kann dabei zu den einzelnen 
Beſchwerdepunkten Stellung nehmen. 

Befinden ſich mehrere wirtſchaftlich oder techniſch gleichartige oder nach dem Be⸗ 
triebszweck zuſammengehörige Betriebe in der Hand eines Unternehmers, ſo muß dieſer 
oder, wenn er nicht ſelbſt das Unternehmen leitet, der von ihm beſtellte Führer des Unter⸗ 
nehmens zu ſeiner Beratung in ſozialen Angelegenheiten aus den Vertrauensräten der 
einzelnen Betriebe einen Beirat berufen. 


b) Reichs⸗Treuhänder der Arbeit 

Für größere Wirtſchaftsgebiete, deren Abgrenzung der Reichsarbeitsminiſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Reichsminiſter des Innern be⸗ 
ſtimmt, werden Reichs⸗Treuhänder der Arbeit ernannt. Sie ſind Reichsbeamte und 
unterſtehen der Dienſtaufſicht des Reichsarbeitsminiſters. ö 

Die Reichs⸗Treuhänder der Arbeit ſind an Richtlinien und Weiſungen der Reichs⸗ 
regierung gebunden. 

Es gibt im Reich 17 Wirtſchaftsgebieie, in denen die Reichs⸗Treuhänder der Arbeit!) 
folgende Orte als Sitz haben: 


Ostpreußen Königsberg (Pr.) 
, Breslau; Zweigſtelle: Gleiwitz 
Branpenbirg., g Berlin 
SSOHLINERTE n Stettin 
i Hamburg 
Niederſachennn Hannover; Zweigſtelle: Bremen 
eee, ee SEHEN 


1) Ferner find ein Reichstreuhänder für den öffentlichen Dienſt und ſtändige Sondertreuhänder der 
Heimarbeit für zwölf verſchiedene Gewerbezweige beſtellt. Für beſondere Aufgaben können den Reichstreu⸗ 


händern Beauftragte zugewieſen werden. Seit dem 1. Auguſt 1939 ſind zu Beauftragten der Reichstreuhänder 1 


die Leiter der Arbeitsämter beſtellt worden. 
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. Köln 

V Frankfurt (Main); Zweigſtelle: Kaſſel 
VVV Magdeburg 

F Weimar 

. Dresden 

V ... München; Zweigſtelle: Nürnberg 
iind Karlsruhe; Zweigſtelle: Stuttgart 
e,, Saarbrücken; Zweigſtelle: Neuſtadt (Haardt) 
V Wien 

V Reichenberg 


Die Reichs⸗Treuhänder der Arbeit haben für die Erhaltung des Arbeitsfriedens zu 
ſorgen. Zur Erfüllung dieſer Aufgabe haben ſie: 
1. über die Bildung und Geſchäftsführung der Vertrauensräte zu wachen und in 
Streitfällen zu entſcheiden; 


2. Vertrauensmänner der Betriebe zu berufen und abzuberufen (ſiehe oben); 

3. auf Anrufung des Vertrauensrates zu entſcheiden; ſie können unter Aufhebung 
N des Führers des Betriebes die erforderliche Regelung jelbit 
treffen; 

4. bei beabſichtigten Maſſen⸗Entlaſſungen zu entſcheiden (ſiehe unten); 

5. die Durchführung der Beſtimmungen über die Betriebsordnung zu über— 
wachen; 

6. Richtlinien und Tarifordnungen feſtzuſetzen und ihre Durchführung zu über- 
wachen; 

7. bei der Durchführung der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit mitzuwirken; 


8. die Reichsregierung nach näherer Anweiſung des Reichsarbeitsminiſters und des 
Reichswirtſchaftsminiſters ſtändig über die ſozialpolitiſche Entwicklung zu unter- 
richten. 

Der Unternehmer des Betriebes iſt verpflichtet, dem Reichs⸗Treuhänder der Arbeit 

ſchriftlich Anzeige zu erſtatten, bevor er 


a) in Betrieben mit in der Regel weniger als einhundert Beſchäftigten mehr als 
neun Beſchäftigte, 

b) in Betrieben mit in der Regel mindeſtens einhundert Beſchäftigten zehn vom 
Hundert der im Betrieb regelmäßig Beſchäftigten oder aber mehr als fünfzig 
Beſchäftigte innerhalb von vier Wochen entläßt. 


Entlaſſungen, deren Bevorſtehen anzuzeigen iſt, werden vor Ablauf von vier Wochen 
nach Eingang der Anzeige beim Reichs⸗Treuhänder der Arbeit nur mit deſſen Ge- 
nehmigung wirkſam; der Reichs⸗Treuhänder der Arbeit kann die Genehmigung auch mit 
rückwirkender Kraft erteilen. Er kann auch anordnen, daß die Entlaſſungen nicht vor 
Ablauf von längſtens zwei Monaten nach Erſtattung der Anzeige wirkſam werden. Das 
Recht zur friſtloſen Entlaſſung bleibt unberührt. 

Iſt der Unternehmer nicht in der Lage, die Beſchäftigten bis zu dem bezeichneten Zeit⸗ 
punkt voll in Arbeit zu behalten, jo kann der Reichs⸗Treuhänder zulaſſen, daß der Unter- 
nehmer für die Zwiſchenzeit in ſeinem Betriebe eine Verkürzung der Arbeitszeit (Streckung 
der Arbeit) einführt. Hierbei darf jedoch die Wochenarbeitszeit eines Beſchäftigten nicht 
unter 24 Stunden herabgeſetzt werden. Der Unternehmer iſt im Falle der Arbeitsſtreckung 
berechtigt, Lohn oder Gehalt der mit verkürzter Arbeitszeit Beſchäftigten entſprechend 
zu kürzen; die Kürzung wird jedoch erſt von dem Zeitpunkt an wirkſam, in dem das Arbeits- 
verhältnis nach den allgemeinen geſetzlichen oder den vertraglichen Beſtimmungen enden 
würde.!) 


1) Während des Krieges ſind Sondervorſchriften zu beachten; ſiehe Abſchnitt „Kriegsarbeitsrecht“. 
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In Betrieben, die regelmäßig in einer beſtimmten Jahreszeit verſtärkt arbeiten 
(Saiſonbetriebe) oder regelmäßig nicht mehr als drei Monate im Jahre arbeiten (Kam⸗ 
pagnebetriebe), finden die Vorſchriften auf Entlaſſungen, die durch dieſe Eigenart des 
Betriebes bedingt ſind, keine Anwendung. 4 

Wer ſchriftlichen allgemeinen Anordnungen des Reichs⸗Treuhänders der Arbeit, die dieſer 
in Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben erläßt, wiederholt vorſätzlich zuwiderhandelt, 
wird mit Geldſtrafe beſtraft; in beſonders ſchweren Fällen kann an die Stelle der Geld⸗ 
ftrafe oder neben fie Gefängnisſtrafe treten. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag 
des Reichs⸗Treuhänders der Arbeit ein. a 

Die Reichs⸗Treuhänder der Arbeit berufen zu ihrer Beratung in allgemeinen oder 
grundſätzlichen Fragen ihres Aufgabengebietes einen Sachverſtändigenbeirat aus den 
verſchiedenen Wirtſchaftszweigen ihres Gebietes. 


c) Betriebsordnung!) und Tarifordnung 


| In jedem Betriebe, in dem in der Regel mindeſtens zwanzig Angeftellte und Arbeiter 
beſchäftigt ſind, iſt vom Führer des Betriebes eine Betriebsordnung für die Gefolgſchaft 
des Betriebes ſchriftlich zu erlaſſen. f 


In die Betriebsordnung ſind folgende Arbeitsbedingungen aufzunehmen: 
1. Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit und der Pauſen; 
Zeit und Art der Gewährung des Arbeitsentgelts; 


2 
3. die Grundſätze für die Berechnung der Akkord⸗ oder Gedingearbeit, ſoweit im 
Betriebe im Akkord oder Gedinge gearbeitet wird; 


4. Beſtimmungen über die Art, Höhe und Einziehung von Bußen, wenn ſolche vor⸗ 
geſehen werden; 


5. die Gründe, aus denen die Kündigung des Arbeitsverhältniſſes ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt erfolgen darf, ſoweit es nicht bei den geſetzlichen Gründen 
bewenden ſoll; g 

6. die Verwendung der durch rechtswidrige Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes ver⸗ 
wirkten Entgeltbeträge, ſoweit die Verwirkung im Rahmen der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen in der Betriebsordnung oder im Arbeitsvertrag vorgeſehen iſt. 


Soweit in anderen Geſetzen oder Verordnungen Vorſchriften über den zwingenden 
Inhalt der Arbeitsordnung enthalten ſind, die darüber hinausgehen, behalten ſie ihre 
Gültigkeit. | 

In die Betriebsordnung können neben den geſetzlich vorgeſchriebenen Beſtimmungen 
auch Beſtimmungen über die Höhe des Arbeitsentgelts und über ſonſtige Arbeitsbedin⸗ 
gungen aufgenommen werden, ferner weitere Beſtimmungen über die Ordnung des 
Betriebes, das Verhalten der Beſchäftigten im Betriebe und über die Verhütung von 
Unfällen. f 

Die Verhängung von Bußen gegen die Beſchäftigten iſt nur wegen Verſtoßes gegen 
die Ordnung oder die Sicherheit des Betriebes zuläſſig. Bußen in Geld dürfen die Hälfte 
des durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes nicht überſteigen; für erhebliche, beſtimmt 
zu bezeichnende Verſtöße können jedoch Bußen bis zum vollen Betrage des durchſchnitt⸗ 
lichen Tagesarbeitsverdienſtes vorgeſehen werden. | 
0 Bußen in Geld find von dem Führer des Betriebes an die für den Betrieb zuſtändige 
Kaſſe der Nationalſozialiſtiſchen Volkswohlfahrt zu überweiſen. 

Die Verhängung von Bußen erfolgt durch den Führer des Betriebes oder eine von 
ihm beauftragte Perſon nach Beratung im Vertrauensrat, wenn ein ſolcher vorhanden iſt. 


1) Da die Betriebsordnungen nicht in jedem Betrieb gleich ſein können, wird hier auf ein Muſter 
verzichtet. Die Reichs⸗Treuhänder der Arbeit haben aber Richtlinien zur Aufſtellung einer Betriebsordnung 
herausgegeben, auf die hier verwieſen wird. 
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Soweit ik, der Betriebsordnung der Arbeitsentgelt für Arbeiter oder Angeſtellte 
feſtgeſetzt wird, ind Mindeſtſätze mit der Maßgabe aufzunehmen, daß für die ſeinen 


Auch im übrigen iſt auf die Möglichkeit einer angemeſſenen Belohnung beſonderer Lei⸗ 
ſtungen Bedacht zu nehmen. 

Die Beſtimmungen der Betriebsordnung ſind für die Betriebsangehörigen als 
Mindeſtbedingungen rechtsverbindlich. 

Ein Abdruck der Betriebsordnung und einer für den Betrieb etwa geltenden Tarif— 
ordnung iſt in jeder Betriebsabteilung an geeigneter, den Angehörigen des Betriebes 
zugänglicher Stelle auszuhängen. 

Die Betriebsordnung tritt, ſoweit nicht in ihr ein anderer Zeitpunkt feſtgeſetzt iſt, 
am Tage nach ihrem Aushang in Kraft. Auf Verlangen iſt den im Betriebe Beſchäftigten 
ein Abdruck der Betriebsordnung auszuhändigen. 

Iſt zum Schutze der Beſchäftigten einer Gruppe von Betrieben innerhalb des dem 
Reichs⸗Treuhänder der Arbeit zugewieſenen Bezirks die Feſtſetzung von Mindeſtbedingungen 
zur Regelung ver Arbeitsverhältniſſe zwingend geboten, jo kann der Reichs⸗Treuhänder nach 
Beratung in einem Sachverſtändigenausſchuß!) eine Tarifordnung ſchriftlich erlaſſen. 
Die Beſtimmungen der Tarifordnung ſind für die von ihr erfaßten Arbeitsverhältniſſe 
als Mindeſtbedingungen rechtsverbindlich. Entgegenſtehende Beſtimmungen in Betriebs⸗ 
ordnungen ſind nichtig. Der Reichs⸗Treuhänder der Arbeit kann in der Tarifordnung die 
Arbeitsgerichtsbarkeit für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten aus einem Arbeits⸗ oder Lehr⸗ 
verhältnis, das ſich nach der Tarifordnung beſtimmt, in dem gleichen Umfange aus⸗ 
ſchließen, wie dies nach dem Arbeitsgerichtsgeſetz den Tarifvertragsparteien möglich war. 


d) Soziale Ehrengerichtsbarkeit?) 


Jeder Angehörige einer Betriebsgemeinſchaft trägt die Verantwortung für die ge⸗ 
wiſſenhafte Erfüllung der ihm nach ſeiner Stellung innerhalb der Betriebsgemeinſchaft 
obliegenden Pflichten. Er hat ſich durch ſein Verhalten der Achtung würdig zu erweiſen, 
die ſich aus ſeiner Stellung in der Betriebsgemeinſchaft ergibt. Insbeſondere hat er im 
ſteten Bewußtſein ſeiner Verantwortung ſeine volle Kraft dem Dienſt des Betriebes zu 
widmen und ſich dem gemeinen Wohle unterzuordnen. 

Gröbliche Verletzungen der durch die Betriebsgemeinſchaft begründeten ſozialen 
Pflichten werden als Verſtöße gegen die ſoziale Ehre von den Ehrengerichten geſühnt. 
Derartige Verſtöße liegen vor, wenn 

1. Unternehmer, Führer des Betriebes oder ſonſtige Aufſichtsperſonen unter Miß⸗ 
brauch ihrer Machtſtellung im Betriebe böswillig die Arbeitskraft der Angehörigen 
der Gefolgſchaft ausnutzen oder ihre Ehre kränken; 

2. Angehörige der Gefolgſchaft den Arbeitsfrieden im Betriebe durch böswillige 
Verhetzung der Gefolgſchaft gefährden, ſich insbeſondere als Vertrauensmänner 
bewußt unzuläſſige Eingriffe in die Betriebsführung anmaßen oder den Gemein⸗ 
ſchaftsgeiſt innerhalb der Betriebsgemeinſchaft fortgeſetzt böswillig ſtören; 

3. Angehörige der Betriebsgemeinſchaft wiederholt leichtfertig unbegründete Be- 
ſchwerden oder Anträge an den Reichs⸗Treuhänder der Arbeit richten oder ſeinen 
ſchriftlichen Anordnungen hartnäckig zuwiderhandeln; 

4. Mitglieder des Vertrauensrates vertrauliche Angaben, Betriebs⸗ oder Geſchäfts⸗ 


1) In der Kriegszeit kann der Reichstreuhänder ohne Inanſpruchnahme des Sachverſtändigenausſchuſſes 

Tarifordnungen, auch für einzelne Betriebe, und Richtlinien für Betriebsordnungen und Einzelarbeitsverträge 

erlaſſen. 0 

8 2) Vgl. zum Unterſchied die Ausführungen über die Ehrengerichtsbarkeit für die gewerbliche Wirtſchaft 
339. 
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geheimniſſe, die ihnen bei Erfüllung ihrer Aufgaben bekanntgeworden und als 
ſolche bezeichnet worden ſind, unbefugt offenbaren. 


Beamte und Soldaten unterliegen nicht der ſozialen Chrengerichtsbarbeit 
Die Ehrengerichtliche Verfolgung der Verletzungen der ſozialen Ehre verjährt in einem 
Jahre. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Ehrverletzung begangen iſt. 

Die ehrengerichtlichen Strafen ſind: Ä 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Ordnungsſtrafe in Geld bis zu zehntauſend Reichsmark, 

4. Aberkennung der Befähigung, Führer des Betriebes zu ſein oder das Amt eines 
Vertrauensmannes auszuüben, 

5. Entfernung vom bisherigen Arbeitsplatz; das Ehrengericht kann dabei eine 
von der geſetzlichen oder vereinbarten Kündigungsfriſt abweichende Friſt vor⸗ 
ſchreiben. 


Das Ehrengericht beſteht aus einem vom Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen 
mit dem Reichsarbeitsminiſter zu ernennenden richterlichen Beamten als Vorſitzenden 
und einem Führer eines Betriebes und einem Vertrauensmann als Beiſitzern. Führer 
des Betriebes und Vertrauensmänner ſind durch den Vorſitzenden des Ehrengerichts 
aus Vorſchlagsliſten zu entnehmen, die die Deutſche Arbeitsfront aufſtellt; ſie ſind nach 
der Reihenfolge der Liſte zu entnehmen, doch ſollen tunlichſt Perſonen ausgewählt werden, 
die dem gleichen Gewerbezweig wie der Angeſchuldigte angehören. 

Aus der Vorſchlagsliſte der Deutſchen Arbeitsfront werden die Beiſitzer des Ehren⸗ 
gerichts für jeden Wirtſchaftszweig oder jede Wirtſchaftsgruppe geſondert von dem Vor⸗ 
ſitzenden des Ehrengerichts auf die Dauer von drei Jahren berufen. 

Als Beiſitzer ſind Männer oder Frauen zu berufen, die Reichsangehörige ſind und 
das 25. Lebensjahr vollendet haben. Es ſollen nur Perſonen berufen werden, die im 
Bezirke des Ehrengerichts ſeit mindeſtens einem Jahre als Führer des Betriebs, als 
Stellvertreter eines ſolchen oder als Angehörige der Gefolgſchaft tätig ſind; bei der erſt⸗ 
maligen Berufung von Beiſitzern ſollen nur Perſonen, die eine entſprechende Stellung 
bekleidet haben, berufen werden. 

Anzeigen wegen Verletzung der ſozialen Ehre durch Angehörige eines Betriebes 
ſind ſchriftlich unter Angabe der Beweismittel bei dem Reichs⸗Treuhänder der Arbeit an⸗ 
zubringen, in deſſen Bezirk der Betrieb ſeinen Sitz hat. Sobald der Reichs⸗Treuhänder 
der Arbeit durch eine Anzeige oder auf anderem Wege von einer gröblichen Verletzung 
der ſozialen Ehre Kenntnis erhält, hat er den Sachverhalt zu erforſchen, dabei insbeſondere 
auch den Beſchuldigten zu hören und ſich über die Anrufung des Ehrengerichts zu ent⸗ 
ſchließen. Dem Antrag auf Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens hat der Reichs⸗ 
Treuhänder das Ergebnis der von ihm angeſtellten Ermittlungen beizufügen. 

Der Vorſitzende des Ehrengerichts hat erforderliche weitere Ermittlungen ſelbſt 
vorzunehmen oder anzuordnen, er kann den Antrag auf Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens als unbegründet zurückweiſen. Bei Zurückweiſung ſeines Antrages kann der 
Reichs⸗Treuhänder der Arbeit binnen einer Woche nach der Zuſtellung des die Zurück⸗ 
weiſung ausſprechenden Beſchluſſes Hauptverhandlung vor dem Ehrengericht beantragen. 

Hält der Vorſitzende des Ehrengerichts den Antrag des Reichs⸗Treuhänders für be⸗ 
gründet, ſo kann er auf Warnung, Verweis oder Ordnungsſtrafe in Geld bis zu einhundert 


Reichsmark erkennen. Gegen dieſe Entſcheidung können der Beſchuldigte und der Reichs⸗ 


Treuhänder der Arbeit binnen einer Woche nach der Zuſtellung der Entſcheidung beim 
Ehrengericht ſchriftlich oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle Einſpruch erheben. 
Bei rechtzeitigem Einſpruch wird zur Hauptverhandlung vor dem Ehrengericht ge⸗ 
ſchritten, ſofern nicht bis zu ihrem Beginne der Einſpruch zurückgenommen wird. 
Entſcheidet der Vorſitzende des Ehrengerichts nicht ſelbſt, ſo hat er Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem Ehrengericht anzuberaumen. 
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Das Ehrengericht entſcheidet auf Grund des Ergebniſſes einer mündlichen öffent- 
lichen Veihandlung nach freiem Ermeſſen. Es kann auf Antrag und von Amts wegen 
Zeugen und Sachverſtändige eidlich vernehmen ſowie die Herbeiſchaffung anderer Beweis⸗ 
mittel anordnen. Die Offentlichkeit der Verhandlung kann von dem Vorſitzenden des 
Ehrengerichts ausgeſchloſſen werden. 

Der Reichs⸗Treuhänder der Arbeit hat das Recht, der Hauptverhandlung beizu- 
wohnen und Antsäge zu ſtellen. 

Der Angeklagte kann ſich in der Hauptverhandlung durch einen mit ſchriftlicher Voll— 
macht verſehenen Verteidiger vertreten laſſen. 

Gegen Urteile des Ehrengerichts iſt die Einlegung der Berufung durch den Reichs— 
Treuhänder der Arbeit in jedem Falle, durch den Angeklagten nur dann zuläſſig, wenn 
auf Ordnungsſtrafe in Geld über einhundert Reichsmark oder auf Aberkennung der Be- 
fähigung, Führer des Betriebes zu ſein oder das Amt eines Vertrauensmannes auszu⸗ 
üben oder auf Entfernung vom bisherigen Arbeitsplatz erkannt iſt. 

Die Berufung iſt binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des Urteils beim Ehren⸗ 
gericht ſchriftlich einzulegen. Sie hat aufſchiebende Wirkung. 

Der Reichsehrengerichtshof prüft die Entſcheidung des Ehrengerichtes in vollem 
Umfange nach. 


e) Kündigungsſchutzye) 

Wird einem Angeſtellten oder Arbeiter nach einjähriger Beſchäftigung in dem gleichen 
Betrieb oder dem gleichen Unternehmen gekündigt, ſo kann er, wenn es ſich um einen 
Betrieb mit in der Regel mindeſtens zehn Beſchäftigten handelt, binnen zwei Wochen 
nach Zugang der Kündigung beim Arbeitsgericht mit dem Antrag auf Widerruf der Kün⸗ 
digung klagen, wenn dieſe unbillig hart und nicht durch die Verhältniſſe des Betriebes 
bedingt iſt. 

Der Klage iſt, wenn in dem Betrieb ein Vertrauensrat errichtet iſt, eine Beſcheinigung 
des Vertrauensrats beizufügen, aus der ſich ergibt, daß die Frage der Weiterbeſchäftigung 
im Vertrauensrat erfolglos beraten worden iſt. Von der Beibringung der Beſcheinigung 
kann abgeſehen werden, wenn der Gekündigte nachweiſt, daß er binnen fünf Tagen nach 
Zugang der Kündigung den Vertrauensrat angerufen, dieſer aber die Beſcheinigung 
innerhalb von fünf Tagen nach dem Anruf nicht erteilt hat. 

War ein Angeſtellter oder Arbeiter nach erfolgter Kündigung trotz Anwendung aller 
ihm nach Lage der Umſtände zuzumutenden Sorgfalt verhindert, die Friſt zur Erhebung 
der Klage auf Widerruf der Kündigung einzuhalten, ſo iſt ihm auf Antrag die Wieder— 
einſetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 

Der Antrag muß gleichzeitig mit der Klageerhebung und, wenn die Klage bereits 
erhoben iſt, unter Bezugnahme hierauf geſtellt werden; er muß die die Wiedereinſetzung 
begründenden Tatſachen und die Mittel für ihre Glaubhaftmachung angeben. 

Der Antrag iſt nur innerhalb von zwei Wochen nach Behebung des Hinderniſſes 
zuläſſig. Er kann nach Ablauf von zwei Monaten, vom Ende der verſäumten Friſt an 
gerechnet, nicht mehr geſtellt werden. 

Von der Beibringung der Beſcheinigung des Vertrauensrats kann auch dann ab- 
geſehen werden, wenn der Angeſtellte oder Arbeiter, dem gekündigt worden iſt, glaub- 
haft macht, daß er trotz Anwendung aller ihm nach Lage der Umſtände zuzumutenden 
Sorgfalt verhindert war, den Vertrauensrat innerhalb der fünftägigen Friſt anzurufen. 

Erkennt das Gericht auf Widerruf der Kündigung, ſo iſt im Urteil von Amts wegen 
eine Entſchädigung für den Fall feſtzuſetzen, daß der Unternehmer den Widerruf ablehnt. 

Der Unternehmer hat binnen drei Tagen nach Zuſtellung des Urteils dem Gekün⸗ 
digten zu erklären, ob er den Widerruf der Kündigung oder die Entſchädigung wählt. 


1) Siehe auch Seite 278 und 280. 
. S. 8 SR die Vorſchriften über Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſels; ſiehe Abſchnitt „Kriegsarbeits⸗ 
recht“ 
24 * 
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Erklärt er ſich nicht innerhalb der Friſt, ſo gilt die Entſchädigung als gewählt. Die Friſt 5 5 
wird durch einen vor ihrem Ablauf zur Poſt gegebenen Brief gewahrt. Der Unternehmer 
wird dadurch, daß er den Widerruf der Kündigung wählt, nicht gehindert, gegen das 


Urteil Berufung einzulegen. Wird auf die Berufung die Klage abgewieſen, ſo verliert 
mit dieſem Zeitpunkt der Widerruf der Kündigung ſeine Wirkung. | 

Bei der Feſtſetzung der Entſchädigung ift ſowohl auf die wirtſchaftliche Lage des 
Gekündigten als auch auf die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Betriebes angemeſſen 
Rückſicht zu nehmen. Die Entſchädigung bemißt ſich nach der Dauer des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes; ſie darf vier Zwölftel des letzten Jahresarbeitsverdienſtes nicht überſteigen; iſt 
die Kündigung offenſichtlich willkürlich oder aus nichtigen Gründen unter Mißbrauch 
der Machtſtellung im Betriebe erfolgt, ſo kann das Gericht eine Entſchädigung bis zur 
vollen Höhe des letzten Jahresarbeitsverdienſtes feſtſetzen. 


f) Arbeit im öffentlichen Dienſt 


Auf Angeſtellte und Arbeiter in den Verwaltungen und Betrieben des 1 ber 
Reichsbank, der Deutſchen Reichsbahn, des Unternehmens „Reichsautobahnen“, der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) und anderer Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten 
des öffentlichen Rechts finden die Vorſchriften keine Anwendung: die Regelung iſt er⸗ 
folgt in dem „Geſetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Be⸗ 
trieben“. 


2. Arbeitsgerichtsbarkeit 
Wir unterſcheiden: 
1. Arbeitsgericht, 
2. Landesarbeitsgericht, 
3. Reichsarbeitsgericht. 


Zuſtändig ſind die Arbeitsgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes: 


1. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Unternehmern (Arbeitgebern) und 
Beſchäftigten (Arbeitnehmern) aus dem Arbeits⸗ oder Lehrverhältnis , über das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Arbeits⸗ oder Lehrvertrages, aus Verhandlungen 
über die Eingehung eines Arbeits- oder Lehrverhältniſſes und aus deſſen Nach⸗ 
wirkungen ſowie für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten aus unerlaubten Handlungen, 


ſoweit dieſe mit dem Arbeits⸗ oder Lehrverhältnis im Zuſammenhang ſtehen; 


ausgenommen ſind Streitigkeiten, deren Gegenſtand die Erfindung eines Be⸗ 
ſchäftigten bildet, ſoweit es ſich nicht nur um Anſprüche auf eine Vergütung oder 
Entſchädigung für die Erfindung handelt; 

2. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Beſchäftigten aus gemeinſamer 
Arbeit und aus unerlaubten Handlungen, ſoweit dieſe mit dem Arbeits⸗ oder 
Lehrverhältnis im Zuſammenhang ſtehen. 

Das arbeitsgerichtliche Verfahren wird beſchleunigt durchgeführt. Die Gerichtsferien 

ſind auf das Verfahren ohne Einfluß. 
Die Arbeitsgerichtsbehörden ſind mit ordentlichen Richtern und Beiſitzern aus den 
1 der Unternehmer und der Beſchäftigten beſetzt. 5 

Im erſten Rechtszug ſind die Arbeitsgerichte zuſtändig. Gegen das Urteil des Arbeits⸗ 
gerichts kann Berufung an das Landesarbeitsgericht eingelegt werden, wenn der Wert des 
Streitgegenſtandes den Betrag von dreihundert Reichsmark überſteigt oder wenn das 
Arbeitsgericht die Berufung wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Rechtsſtreites 
zugelaſſen hat. Gegen die Urteile der Landesarbeitsgerichte kann die Reviſion beim 


) Für Streitigkeiten mit Handwerkslehrlingen ſind die Innungsſchiedsgerichte zuſtändig. Gegen deren 


Entſcheidung 1 1 beim Arbeitsgericht erhoben e 


373 


bis zu einem Streitwert von RM 60.— beträgt die Gebühr RM 2.— 
bis zu einem Streitwert von RM 100.— beträgt die Gebühr RM 3.—, 


von da ab für jede angefangene hundert Reichsmark je drei Reichsmark bis zu höchſtens 
fünfhundert Reichsmark. 

Wird der Rechtsſtreit mit einem Vergleich beendet, dann werden keine Gebühren er⸗ 
hoben, auch wenn vorher ſtreitige Verhandlung vorausging. Die Gebühren werden erſt 
nach Beendigung des Rechtsſtreites fällig. 


3. Arbeitszeitordnung 
vom 30. April 1938 


Die Arbeitszeitordnung gilt für alle Gefolgſchaftsmitglieder über 18 Jahre! in Be⸗ 
trieben und Verwaltungen aller Art, ausgenommen Landwirtſchaft, Gartenbau, Weinbau, 
Imkerei, Forſtwirtſchaft, Jagd, Tierzucht, Fiſcherei, Seeſchiffahrt und Luftfahrt. 

Ausnahmen beſtehen weiterhin für Bäckereien und Konditoreien, für das Pflege⸗ 
perſonal in Krankenpflegeanſtalten. 


Von der Arbeitszeitordnung werden nicht betroffen: 


1. Generalbevollmächtigte und die im Handelsregiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter 
eingetragenen Vertreter eines Unternehmens; 


2. ſonſtige Angeſtellte in leitender Stellung, die Vorgeſetzte von in der Regel min⸗ 
deſtens zwanzig Angeſtellten oder fünfzig Beſchäftigten ſind oder deren Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt die im Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte für die Verſicherungs⸗ 
pflicht jeweils beſtimmte Höchſtgrenze überſteigt; 

3. pharmazeutiſch vorgebildete Gefolgſchaftsmitglieder in Apotheken. 

Die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit der Beſchäftigten darf ausſchließlich der 

Pauſen die Dauer von acht Stunden nicht überſchreiten.?) 

Im Steinkohlenbergbau gilt als regelmäßige tägliche Arbeitszeit die Schichtzeit; 
ſie wird gerechnet vom Beginn der Seilfahrt bei der Einfahrt bis zum Wiederbeginn 
bei der Ausfahrt oder vom Eintritt des einzelnen Arbeiters in das Stollenmundloch bis 
zu ſeinem Wiederaustritt. 

Wird die Arbeitszeit an einzelnen Werktagen regelmäßig verkürzt, ſo kann die aus⸗ 
fallende Arbeitszeit auf die übrigen Werktage derſelben ſowie der vorhergehenden oder der 
folgenden Woche verteilt werden. Dieſer Ausgleich iſt ferner zuläſſig, ſoweit die Art des 
Betriebes eine ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit erfordert. 

Die durch Betriebsfeiern, Volksfeſte, öffentliche Veranſtaltungen u. ä. an Werktagen 
ausfallende Arbeitszeit kann auf die Werktage von fünf zuſammenhängenden, die Ausfall⸗ 
tage einſchließenden Wochen verteilt werden. In all dieſen Fällen ſoll die tägliche Arbeits⸗ 
zeit 10 Stunden nicht überſchreiten, jedoch kann das Gewerbeaufſichtsamt Anderungen 
zulaſſen. 


Die für den Betrieb zuläſſige Dauer der Arbeitszeit darf um zwei Stunden täglich, 
jedoch höchſtens bis zu 10 Stunden täglich in folgenden Fällen überſchritten werden: 
1. bei Arbeiten zur Reinigung und Inſtandhaltung, ſoweit ſich dieſe Arbeiten während 


1) Arbeitszeit für Jugendliche: Siehe Jugendſchutzgeſetz S. 333 und 334. 
) Über Ausnahmebeſtimmungen während der Kriegszeit ſiehe Abſchnitt „Kriegsarbeitsrecht“ S. 397. 
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des regelmäßigen Betriebes nicht ohne Unterbrechung oder erhebliche Störung aus⸗ 
führen laſſen; 2 5 


2. bei Arbeiten, von denen die Wiederaufnahme oder Aufrechterhaltung des vollen 
Betriebes arbeitstechniſch abhängt. . / 


Beim Zuendebedienen der Kundſchaft einſchließlich der damit zuſammenhängenden 
notwendigen Aufräumungsarbeiten darf die Arbeitszeit um eine halbe Stunde, jedoch 5 
höchſtens bis zu 10 Stunden täglich verlängert werden. Eine Verlängerung darüber hinaus 
iſt weiter zuläſſig, wenn eine Vertretung des Gefolgſchaftsmitgliedes durch andere Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder nicht möglich iſt und die Heranziehung betriebsfremder Perſonen dem 
Betriebsführer nicht zugemutet werden kann. 

Die Beſchäftigten dürfen über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus an dreißig Tagen 
im Jahre mit Mehrarbeit bis zu zwei Stunden täglich, jedoch nicht länger als 10 Stunden 
täglich beſchäftigt werden. 

Die Beſchränkungen der Arbeitszeit finden keine Anwendung auf vorübergehende 
Arbeiten in Notfällen. 

Die regelmäßige Arbeitszeit kann bis zu 10 Stunden täglich durch Tarifordnung 
verlängert werden. Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfange 
Arbeitsbereitſchaft fällt, kann die Arbeitszeit auch über 10 Stunden täglich verlängert 
werden. 5 N 
Es beſtehen dann noch beſondere Beſtimmungen über die Arbeitszeit bei gefährlichen 
Arbeiten (Steinkohlenbergbau u. ä.). 


Wird Mehrarbeit geleiſtet, ſo haben die Beſchäftigten mit Ausnahme der Lehrlinge 
Anſpruch auf eine angemeſſene Vergütung über den Lohn für die regelmäßige Arbeits⸗ 
zeit hinaus. Als angemeſſene Vergütung gilt, wenn nichts anderes vereinbart iſt, ein 
Zuſchlag von 25%.) | 

Den Gefolgſchaftsmitgliedern ift nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine un⸗ 
unterbrochene Ruhezeit von mindeſtens elf Stunden zu gewähren. In Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften, im Beherbergungs- und Verkehrsweſen darf die ununterbrochene Ruhezeit 
auf 10 Stunden verkürzt werden. 

Den männlichen Gefolgſchaftsmitgliedern ſind bei einer Arbeitszeit von mehr als 
6 Stunden mindeſtens eine halbſtündige Ruhepauſe oder zwei viertelſtündige Ruhepauſen 
zu gewähren, in denen eine Beſchäftigung im Betriebe nicht geſtattet iſt. Für den Aufent⸗ 
halt während der Pauſen ſind nach Möglichkeit beſondere Aufenthaltsräume oder freie 
Plätze bereitzuſtellen. 

Weibliche Gefolgſchaftsmitglieder!) dürfen in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs⸗ 
anſtalten und unterirdiſch betriebenen Brüchen und Gruben nicht untertage, ferner bei 
der Förderung, mit Ausnahme der Aufbereitung (Separation, Wäſche), bei dem Trans⸗ 
port und der Verladung auch nicht übertage beſchäftigt werden. Weiterhin dürfen weibliche 
Gefolgſchaftsmitglieder keine Beſchäftigung finden in Kokereien und bei der Beförderung 
von Roh⸗ und Werkſtoffen, bei Bauten aller Art. | 

Weibliche Gefolgichaftsmitgliedert) dürfen auf ihren Wunſch während der Schwanger⸗ 
ſchaft und der Stillzeit nicht über 8 Stunden täglich beſchäftigt werden. Die Ruhepauſen 
für alle weiblichen Gefolgſchaftsmitglieder müſſen mindeſtens betragen bei mehr als 4%, 
bis zu 6 Stunden Arbeitszeit 20 Minuten. Nach der Dauer der Arbeitszeit ſteigen die 
Ruhe pauſen bis zu einer Stunde. Arbeiterinnen dürfen ſchließlich nicht in der Nachtzeit 
von 20—6 Uhr und an den Tagen vor Sonn- und Feiertagen nicht nach 17 Uhr beſchäftigt 
werden. Über Ausnahmen (mehrſchichtige Betriebe) entſcheidet das Gewerbeaufſichtsamt. 

Von ſieben Uhr abends bis ſieben Uhr morgens müſſen offene Verkaufsſtellen mit 
Ausnahme der Apotheken für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein. Die beim Laden⸗ 
ſchluß ſchon anweſenden Kunden dürfen noch bedient werden. Am 24. Dezember müſſen 


1) Beachte Abſchnitt „Kriegsarbeitsrecht“ S. 397. 
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offene Vexkaufsſtände (mit Ausnahme von Apotheken und dem Handel mit Weihnachts- 
bäumen) Bereit3 von 17 Uhr ab für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen fein. 

Nach ſeben Uhr abends, jedoch bis ſpäteſtens neun Uhr, dürfen Verkaufsſtellen an 
jährlich höchſens zwanzig von der Ortspolizeibehörde zu beſtimmenden Tagen für den 
geſchäftlichen Verkehr geöffnet ſein. 

Lebensmitlelgeſchäfte dürfen vor ſieben Uhr morgens, jedoch nicht vor fünf Uhr 
nach näherer Beſtimmung der Ortspolizeibehörde geöffnet ſein. 

Der Betriebsführer iſt verpflichtet: ö 

a) einen Abdruck der Arbeitszeitordnung an geeigneter Stelle im Betriebe zur Ein⸗ 
ſichtnahme auszulegen; 

b) einen Aushang über Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit 
und der Ruhepauſen an ſichtbarer Stelle im Betriebe anzubringen; 

e) einen Nachweis über andere Verteilung der Arbeitszeit zu führen. 

Der Verkauf aus Automaten während der allgemeinen Ladenſchlußzeiten iſt nur 
unter folgenden Bedingungen zuläſſig: 

1. Es dürfen nur ſolche Waren abgegeben werden, die für die zugehörige offene 
Verkaufsſtelle fachlich üblich ſind und ausſchließlich oder in erheblichem Umfange 
in der offenen Verkaufsſtelle ſelbſt geführt werden. Welche Waren fachüblich 
ſind, beſtimmt im Zweifelsfall der Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit 
dem Reichswirtſchaftsminiſter oder die vom Reichsarbeitsminiſter beauftragte 
Stelle. 

2. Waren, die in Handwerksbetrieben geführt werden, ohne in dieſen Betrieben 
hergeſtellt oder be⸗ oder verarbeitet zu werden, dürfen nicht abgegeben werden. 

3. Der Verkauf muß ausſchließlich auf Rechnung des Inhabers der offenen Ver⸗ 
kaufsſtelle erfolgen. 

4. Warenhäuſer, Kleinpreisgeſchäfte, Serienpreisgeſchäfte und andere durch be— 
ſondere Art der Preisſtellung gekennzeichnete Geſchäfte ſind vom Verkauf aus⸗ 
geſchloſſen. 


B. Sozialverſicherungsrecht 


1. Krankenverſicherung 


a) Die Verſicherungspflicht!) 
Für den Fall der Krankheit werden verſichert: 
1. Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge, Hausgehilfen; 
2. Betriebsbeamte, Werkmeiſter und andere Angeſtellte in ähnlich gehobener 
Stellung, ſämtlich, wenn dieſe Beſchäftigung ihren Hauptberuf bildet; 
3. Handlungsgehilfen und ⸗lehrlinge ſowie Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken; 
4. Bühnenmitglieder und Muſiker, ohne Rückſicht auf den Kunſtwert der Leiſtungen; 
5. Lehrer und Erzieher; 
ba. Angeſtellte in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, der Fürſorge, der Kranken⸗ 
und Wohlfahrtspflege, die nicht unter Nr. 2 oder 5 fallen, wenn dieſe Beſchäftigung 
ihren Hauptberuf und die Hauptquelle ihrer Einnahmen bildet; 
6. Hausgewerbetreibende, ſoweit ihnen nicht ein jährliches Einkommen von 
RM 3600.— ſicher iſt; 
7. Seeleute ſowie die Beſatzung von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt. 

Bei den zu 2 bis ba bezeichneten Perſonen iſt Vorausſetzung der Verſicherung, daß 
ſie gegen Entgelt beſchäftigt werden, und daß ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt 
RM 3600.— nicht überſteigt. 

Lehrlinge ſind verſicherungspflichtig,,) auch dann, wenn fie unentgeltlich be— 

1) Auf Antrag ſind verſicherungsfrei u. a.: 


a) Lehrlinge, die im elterlichen Betrieb lernen, 
b) Arbeitnehmer, die Invalidenrente beziehen. 
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ſchäftigt werden. Lehrlinge, die nichts verdienen, erhalten jedoch kein Krankepigeld. Die 4 
Beiträge ſind entſprechend zu ermäßigen. Arbeiter ſind verſicherungspflichtig, auch wenn 
fie mehr als RM 3 600.— jährlich verdienen. — Das gleiche gilt von den anderen unter 


Nr. 1 aufgeführten Perſonen (namentlich alſo von den nicht im Handel, ſondern 
anderwärts tätigen Gehilfen, vgl. Ziffer 3) und von den unter Nr. 7 angeführten 


Perſonen — abgeſehen jedoch von den Schiffern (Kapitänen) ei) Fahrzeugen der 


Binnenſchiffahrt 1). 
Unter den Begriff des „Entgelts“ gehört nicht bloß Geld, ſondern auch Naturallohn, 


ebenſo freier Unterhalt. Das Lebensalter übt keinen Einfluß. Auch Perſonen 1 


16 Jahren — z. B. vierzehnjährige Lehrlinge — ſind verſicherungspflichtig. 


Perſonen, die nur vorübergehend Dienſtleiſtungen verrichten, können durch besordere 


Verordnungen von der Verſicherungspflicht befreit werden. 

Die RVO. kennt noch den Begriff der „unſtändig Beſchäftigten“. Das find ſolche 
Perſonen, die in der Regel weniger als eine Woche beſchäftigt ſind (Waſchfrau, Plätterin). 
Die unſtändig Beſchäftigten müſſen ſich bei der zuſtändigen Krankenkaſſe ſelbſt melden. 
Den Arbeitgeberanteil zahlt der Gemeindeverband. 

Freiwillig können ſich unter der Vorausſetzung, daß ihr Jahreseinkommen RM 3600.- — 
nicht überſteigt, folgende Perſonen gegen Krankheit verſichern: 

1. Arbeitnehmer, die verſicherungsfrei find (unentgeltliche Beichäftigung); 


2. Familienangehörige des Arbeitgebers, ſoweit nicht ein richtiges Arbeitsverhältnis 


beſteht. 
3. Gewerbetreibende, die in ihrem Betrieb höchſtens zwei Verſicherungspflichtige 
beſchäftigen. 
4. Perſonen, die mit der Berechtigung auf Anſtellung im Zivildienſt aus der Wehr⸗ 
macht oder dem Reichsarbeitsdienſt ausſcheiden. 
Wenn der freiwillig Verſicherte mit zwei aufeinanderfolgenden Zahlungen im Rück⸗ 
ſtand iſt, erliſcht die Verſicherung. 
Perſonen, die bisher verſicherungspflichtig waren und aus der Verſicherungspflicht 
ausſcheiden, haben die Berechtigung, ſich freiwillig weiter zu verſichern. Das kann 
nur geſchehen, wenn ſie ſich regelmäßig im Inland aufhalten und mindeſtens unmittel⸗ 


bar ſechs Wochen vorher oder ſechzehn Wochen in den vorangegangenen zwölf Monaten 


verſichert waren. In dieſem Fall muß der Weiterverſicherer innerhalb drei Wochen 
der Kaſſe die entſprechende Mitteilung zugehen laſſen. Wenn der Weiterverſicherer inner⸗ 
halb der zweiten oder dritten Woche erkrankt, hat er allerdings nur dann Anſpruch auf 
Kaſſenleiſtung, wenn er die Anzeige in der erſten Woche gemacht hat. Es empfiehlt ſich 
deshalb, Antrag auf freiwillige Weiterverſicherung ſofort zu ſtellen. 

Die Teilnahme an einer kurzfriſtigen Ausbildung oder einer Übung der Wehrmacht 
berührt eine beſtehende Verſicherung nicht, jedoch ruhen für die Zeit der Teilnahme die 
Beitragspflicht und die Verſichertenkrankenhilfe. 


= 


Für die Berechnung von Barleiſtungen der Familienhilfe gilt der letzte aa 


vor Beginn der Ausbildung oder Übung. 


b) Die Krankenkaſſen 


Die Träger der Krankenverſicherung ſind die Krankenkaſſen. In der Regel wird 
für jeden Kreis eine allgemeine Ortskrankenkaſſe und eine Landkrankenkaſſe 
eingerichtet. Mitglieder der Landkrankenkaſſe ſind im allgemeinen die in der Landwirt⸗ 
ſchaft beſchäftigten Perſonen, die Hausgehilfen, die im Wandergewerbe Beſchäftigten?) 


In die Ortskrankenkaſſe gehört die große Maſſe der Verſicherungspflichtigen. Während 


früher die Ortskrankenkaſſen gewöhnlich für beſtimmte Gewerbe eingerichtet waren (3. B. 


1) Diefe find nur dann verſicherungspflichtig, wenn ihr Jahresarbeitsverdienſt RM 3600,— nicht 
überſteigt. Die „Mannſchaft“ dagegen iſt auch dann verſicherungspflichtig, wenn der Jahresverdienſt 
RM 3600.— überfteigt. 


2) Wird in dem betreffenden Bezirke eine Landkrankenkaſſe nicht eingerichtet, jo gehören die Haus⸗ | 


gehilfen uſw. der allgemeinen Ortskrankenkaſſe an. 
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Eine In ung kann eine bejondere Innungskrankenkaſſe errichten. 

Geſtattet ſind die ſogenannten Erſatzkaſſen. Dies ſind ſolche Kaſſen, die früher 
als Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit beſtanden und die Bezeichnung „einge⸗ 
ſchriebene Hilfskaſſen“ führten. Sie werden aber nur zugelaſſen, wenn ſie den Regel⸗ 
kaſſen gleichwertig ſind und darüber eine amtliche Beſcheinigung haben. Sie müſſen 
dauernd mehr als 1000 Mitglieder haben. Sie heißen „Erſatzkaſſen“, weil die Zugehörig⸗ 
keit zu einer ſolchen Kaſſe von der Mitgliedſchaft in einer der Regelkaſſen (Ortskranken⸗ 
kaſſe uſw.) befreit. Nicht damit zu verwechſeln ſind die ſogenannten Zuſchußkaſſen, die 
nur die Leiſtungen der geſetzlich angeordneten Kaſſen ergänzen und deren Mitglieder von 
der Mitgliedſchaft in der ſonſt maßgebenden Kaſſe (Ortskrankenkaſſe uſw.) nicht befreit ſind. 

Für die Bergarbeiter wird die Krankenverſicherung durch den Reichsknappſchafts- 
verein durchgeführt, für die Seeleute durch die See⸗Krankenkaſſe. 

e) Mitgliedſchaft, Anmeldung, Aufbringung der Mittel, Beiträge 

Die Mitgliedſchaft der Pflichtverſicherten tritt von ſelbſt ein, ſobald ſie die verſicherungs⸗ 
pflichtige Beſchäftigung betreiben. Die Mitgliedſchaft iſt alſo weder von einem „Beitritt“ 
zur Kaſſe noch von der Zahlung der Mitgliederbeiträge abhängig. Doch iſt es natürlich 
für die Kaſſe von größter Wichtigkeit, ihre Mitglieder zu kennen. Daher beſtimmt das 
Geſetz, daß bei Vermeidung von Beſtrafung die Arbeitgeber jeden von ihnen beſchäftigten 
Verſicherten binnen drei Tagen nach Beginn und Ende der Beſchäftigung bei der Kaſſe 
an⸗ und abzumelden haben.!) Eine Meldepflicht für die Verſicherten ſelbſt beſteht nicht, 
außer in beſchränktem Maße für die „unſtändig“ Beſchäftigten. 

Die Mittel für die Krankenverſicherung ſind von den Arbeitgebern und den Ver⸗ 
ſicherten aufzubringen. Die Verſicherten zahlen zwei Drittel, die Arbeitgeber ein 
Drittel der Beiträge.“) 

Bei Arbeitsunfähigkeit ſind für die Dauer der Krankenhilfe keine Beiträge zu ent⸗ 
richten. Für eine Verſicherte find während des Bezugs von Wochen- und Schwangerengeld 
Beiträge ſo lange nicht zu entrichten, als ſie nicht gegen Entgelt arbeitet. 

Die Zahlung der Beiträge erfolgt regelmäßig durch die Arbeitgeber. Dieſe haben 
die Beiträge an den Tagen einzuzahlen, welche die Satzung feſtſetzt. Die Zahltage dürfen 
höchſtens einen Monat auseinander liegen. 

Die Verſicherungspflichtigen müſſen ſich bei der Lohnzahlung ihre Beitragsteile 
vom Barlohn abziehen laſſen. Die Arbeitgeber dürfen die Beitragsteile nur auf dieſem 
Wege einziehen. Sind jedoch Abzüge für eine Lohnzeit unterblieben, ſo dürfen ſie 
bei der Lohnzahlung für die nächſte Lohnzeit noch nachgeholt werden, ſpäter nicht 
mehr, dann muß der Arbeitgeber dafür aufkommen, es ſei denn, die Beiträge ſind ohne 
Verſchulden des Arbeitgebers ſpäter entrichtet worden. 

Freiwillige Mitglieder entrichten die Beiträge allein. 

Die Höhe der Beiträge richtet ſich nach der Satzung der Krankenkaſſe. Der Beitrag 
wird in einem Prozentſatz vom Grundlohn ausgedrückt und ſoll nicht höher als 6% fein. 

Unter Grundlohn iſt der auf einen Kalendertag entfallende Arbeitslohn zu verſtehen. 
(Dabei wird das Jahr zu 360, der Monat zu 30, die Woche zu 7 Tagen gerechnet.) 


d) Die Leiſtungen der Krankenkaſſen 
Die Krankenkaſſen haben zu gewähren: Krankenhilfe, Wochenhilfe, Familienhilfe 
und Sterbegeld. Dieſe Leiſtungen nennt das Geſetz „Regelleiſtungen“. Der Anſpruch 


1) Bei Verdienſtveränderung iſt eine Ummeldung, bei Ausſcheiden aus dem Betrieb eine Abmeldung 
durch den Betriebsführer vorzunehmen. 

2) Die Beiträge ſollen nach dem Geſetz v. 5. 7. 1934 von dem Verſicherten und dem Arbeitgeber zu 
N 7 aufgebracht werden Der Zeitpunkt, wann dieſes Geſetz in Kraft treten ſoll, wird noch 
ekannt gegeben. 
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auf dieſe Regelleiſtungen entſteht für Verſicherungspflichtige mit ihrer weicgledſchft 
Für freiwillige Mitglieder kann durch die Satzung der Kaſſe eine Wartezeit, bis zu ſechs 
Wochen beſtimmt werden.“) 4 


Krankenhilfe. Als Krankenhilfe wird gewährt: 1 


1. Krankenpflege vom Beginn der Krankheit an; ſie umfaßt ürztiche Behandlung 
und Verſorgung mit Arznei ſowie Brillen, Bruchbändern und anderen kleineren 
Heilmitteln, und 


2. Krankengeld in Höhe des halben Grundlohnes für jeden Kalendertag dann, 
wenn die Krankheit den Verſicherten arbeitsunfähig macht. Dieſes Krankengeld 
wird aber nicht gleich vom erſten, ſondern erſt vom vierten Tage der Arbeits-. 
unfähigkeit an gewährt. 

Für die e hat der Verſicherte einen Krankenſchein vor Beginn der Be⸗ 
handlung zu löſen. In dringenden Fällen (Unfall uſw.) kann der Schein auch ſpäter ge⸗ 
löſt werden. Die Gebühr für jeden Krankenſchein beträgt RM 0.25. Von der Zahlung dieſes 
Betrages ſind folgende Perſonen befreit: 

1. Arbeitsloſe, die Unterſtützung erhalten; 

2. Invaliden⸗, Unfall-, Angeſtellten⸗Rentner, Schwerverletzte, Schwerbeſchädigte; 

3. bedürftige Tuberkulöſe und Geſchlechtskranke. 


Bei Abnahme von Arzneimitteln uſw. während der erſten 10 Tage der Arbeitsunfähig⸗ 
keit hat der Verſicherte RM 0.25 an die entſprechende Stelle (Apotheke) zu zahlen. 


Die Krankenhilfe (alſo Krankenpflege und Krankengeld) endet ſpäteſtens mit Ablauf 
der ſechsundzwanzigſten Woche nach Beginn der Krankheit oder der Gewährung des 
Krankengeldes ). 


An Stelle der Krankenpflege und des Krankengeldes kann die Kaſſe auch Kur und 
Verpflegung in einem Krankenhauſe gewähren; dies nennt das Geſetz „Krankenhaus⸗ 
pflege“. Bei der Krankenhauspflege fällt das Krankengeld fort. Statt deſſen iſt neben 
der Krankenhauspflege ein Hausgeld für die Angehörigen des Verſicherten, und zwar 
im Betrage des halben Krankengeldes, zu zahlen. Das Hausgeld braucht nicht an den 
Kranken, ſondern kann unmittelbar an die Angehörigen ausgezahlt werden. 


Sowohl der Auſpruch auf Krankengeld wie auf Hausgeld ruht jedoch, wenn der 
Verſicherte während der Krankheit Arbeitsentgelt bezieht (ſo der Handlungsgehilfe, 
der nach 8 63 des Handelsgeſetzbuchs ſechs Wochen lang von dem Dienſtherrn ſein Gehalt 
trotz Krankheit und Arbeitsunfähigkeit weitererhält). 

Wochenhilfe. Weibliche Verſicherte, die in den letzten zwei Jahren vor der 
Niederkunft mindeſtens zehn Monate hindurch, im letzten Jahr vor der Niederkunft 
aber mindeſtens ſechs Monate hindurch auf Grund der Reichsverſicherung oder bei 
dem Reichsknappſchaftsverein gegen Krankheit verſichert geweſen ſind, erhalten als 
Wochenhilfe 

1. bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden Hebammenhilfe, 
Arznei und kleinere Heilmittel ſowie, falls es erforderlich wird, ärztliche Be⸗ 
handlung; 


2. einen einmaligen Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei 
Schwangerſchaftsbeſchwerden in Höhe von RM 10.—; findet eine Entbindung 
nicht ſtatt, ſo ſind als Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
RM 6.— zu zahlen; N 

1) Beſondere Vorſchriften über die Leiſtungen beſtehen für Hausgehilfen, unſtändig Beſchäftigte, Haus⸗ 
gewerbetreibende, Lehrlinge uſw. 


2) Von dieſem Zeitpunkt an hilft dann bei Unfallverletzungen die en bei anderen Perſonen 
die Invalidenrente bzw. Angeſtelltenrente weiter. 


4. ſolange ſie ihre Neugeborenen ftillen, ein Stillgeld in Höhe des halben Kranken⸗ 
geldes, jedoch mindeſtens RM 0.25 täglich, bis zum Ablauf der zwölften Woche 
nach der Niederkunft. Der Vorſtand kann einen Höchſtbetrag für das tägliche 
Stillgeld feſtſetzen. | 

Neben dem Wochengelde wird kein Krankengeld gewährt. Für die Zeit nach der 
Entbindung, in der die Wöchnerin gegen Entgelt arbeitet, wird nur das halbe Wochen⸗ 
geld gezahlt. | 

Wechſelt die Wöchnerin während der Leitung der Wochenhilfe die Kaſſenzugehörig⸗ 
keit, ſo bleibt die erſtverpflichtete Kaſſe für die weitere Durchführung der Leiſtung zuſtändig. 

Stirbt eine Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der Unterſtützungs⸗ 
berechtigung, jo werden die noch verbleibenden Beträge an Wochen- und Stillgeld bis zum 
ſatzungsmäßigen Ende der Bezugszeit an denjenigen gezahlt, der für den Unterhalt des 
Kindes ſorgt. 

Der Anſpruch bleibt beim Vorliegen der übrigen Vorausſetzungen auch dann be- 
ſtehen, wenn die Verſicherte wegen ihrer Schwangerſchaft innerhalb ſechs Wochen vor 
der Entbindung aus der Verſicherung ausgeſchieden iſt. 

Sterbegeld. Als Sterbegeld wird beim Tode eines Verſicherten das Zwanzigfache 
des Grundlohnes gezahlt. Stirbt ein als Mitglied der Kaſſe Erkrankter binnen einem 
Jahre nach Ablauf der Krankenhilfe an derſelben Krankheit, ſo wird das Sterbegeld gezahlt, 
wenn er bis zum Tode arbeitsunfähig geweſen iſt. N 

Familienhilfe. Wochenhilfe erhalten auch die Ehefrauen ſowie ſolche Töchter, 
Stief⸗ und Pflegetöchter der Verſicherten, die mit dieſen in häuslicher Gemeinſchaft leben, 
wenn 

1. ſie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben; 

2. ihnen ein Anſpruch auf Wochenhilfe nicht zuſteht und 

3. die Verſicherten in den letzten zwei Jahren vor der Niederkunft mindeſtens zehn 
Monate hindurch, im letzten Jahre vor der Niederkunft aber mindeſtens ſechs 
Monate hindurch auf Grund der Reichsverſicherung oder bei dem Reichsknapp⸗ 
ſchaftsverein gegen Krankheit verſichert geweſen ſind. 

Die Satzung kann mit Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts beſtimmen, wieweit 

von der Vorausſetzung der Nr. 1 abzuſehen iſt. 

Als Wochenhilfe werden die oben (unter Wochenhilfe) bezeichneten Leiſtungen ge— 
währt; dabei beträgt das Wochengeld RM 0.50 und das Stillgeld RM 0.25 täglich. 

Die Satzung kann den Betrag des Wochengeldes und des Stillgeldes je bis auf die 
Hälfte des Krankengeldes der Verſicherten erhöhen. 

Die Familienwochenhilfe iſt auch zu gewähren, wenn die Niederkunft innerhalb 
neun Monaten nach dem Tode des Verſicherten erfolgt. Bei Töchtern, Stief- und Pflege- 
töchtern iſt Vorausſetzung, daß ſie mit dem Verſicherten bis zu ſeinem Tode in häuslicher 
Gemeinſchaft gelebt haben. 

Die Satzung kann zubilligen: 

1. Krankenpflege an ſolche Familienangehörige der Verſicherten, die darauf 

nicht anderweit nach dem Geſetz Anſpruch haben; 

2. Sterbegeld beim Tode des Ehegatten oder eines Kindes oder eines anderen 
Familienangehörigen in häuslicher Gemeinſchaft eines Verſicherten. Es kann 
für den Ehegatten bis auf zwei Drittel, für ein Kind und die ſonſtigen Familien⸗ 
mitglieder bis auf die Hälfte des Mitgliederſterbegeldes bemeſſen werden und iſt 


N 
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um den Betrag des Sterbegeldes zu kürzen, auf das der Verſtorbene ſelbſt ge⸗ 
ſetzlich verſichert war. N ü | 
Seit der VO. vom 26. Juli 1930 haben ferner Verſicherte, die innerhalb der 
letzten ſechs Monate mindeſtens drei Monate der Krankenverſicherung unterlagen, nicht 
nur für ſich ſelbſt, ſondern auch für den Ehegatten und die unterhaltsberechtigten Kinder 
einen Anſpruch auf ärztliche Behandlung für 13 Wochen, unter Umſtänden auf 
26 Wochen („Familienkrankenpflege ). 


Gemeinſame Vorſchriften. Die Satzung kann beſtimmen, daß der Anſpruch auf 
Mehrleiſtungen der Kaſſen erſt nach einer Wartezeit von höchſtens ſechs Monaten 
nach dem Beitritt entſteht. Eine ſolche Beſtimmung gilt nicht für Mitglieder, die binnen 
den letzten zwölf Monaten bereits mindeſtens ſechs Monate auf Grund eines Reichsgeſetzes 
gegen Krankheit verſichert waren. 0 

Durch Ausſcheiden aus der Mitgliedſchaft kann dieſe Wartezeit auf die Dauer von 
höchſtens ſechsundzwanzig Wochen unterbrochen werden. 5 

Die Barleiſtungen mit Ausnahme des Sterbegeldes werden mit Ablauf jeder 
Woche ausgezahlt. | / 

Für Verſicherungsfälle, die bereits eingetreten find, können durch Satzungsänderung 
die Leiſtungen erhöht, nicht aber herabgeſetzt werden. | | 

Tritt ein Verſicherter, der Kaſſenleiſtungen bezieht, zu einer anderen Kaſſe über, 
ſo übernimmt ſie die weitere Leiſtung nach ihrer Satzung. Die Zeit der bereits genoſſenen 
Leiſtung wird angerechnet. Die Mehrleiſtungen erhält er nur, wenn er auch in ſeiner 
früheren Kaſſe Anſpruch auf Mehrleiſtungen erworben hatte. 

Hat eine Kaſſe für eine Perſon nach vorſchriftsmäßiger und nicht vorſätzlich unrichtiger 
Anmeldung drei Monate ununterbrochen und unbeanſtandet die Beiträge angenommen 
und ſtellt ſich nach Eintritt des Verſicherungsfalls heraus, daß die Perſon nicht verſicherungs⸗ 
pflichtig und nicht verſicherungsberechtigt geweſen iſt, ſo muß ihr die Kaſſe gleichwohl 
die ſatzungsgemäßen Leiſtungen gewähren. i 

Scheiden Verſicherte wegen Erwerbsloſigkeit aus, die in den vorangegangenen 


zwölf Monaten mindeſtens ſechsundzwanzig Wochen oder unmittelbar vorher mindeſtens 


ſechs Wochen verſichert waren, ſo verbleibt ihnen der Anſpruch auf die Regelleiſtungen 
der Kaſſe, wenn der Verſicherungsfall während der Erwerbsloſigkeit und binnen drei 
Wochen nach dem Ausſcheiden eintritt. Die Kaſſe hat dem Berechtigten auf Antrag 
ſeinen Anſpruch auf dieſe Leiſtungen zu beſcheinigen. Der Anſpruch fällt jedoch fort, 
wenn der Erwerbsloſe nach den Vorſchriften über die Erwerbsloſenverſicherung gegen 
Krankheit verſichert iſt. 

Sterbegeld wird auch nach Ablauf der drei Wochen gewährt, wenn die Kranken⸗ 
hilfe bis zum Tode geleiſtet worden iſt. | ' 


2. Invalidenverſicherung 
a) Die Verſicherungspflicht | 

Für den Fall der Invalidität und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen 

werden ohne Rückſicht auf das Lebensalter ) verſichert: \ 

1. Arbeiter, Geſellen, Hausgehilfen; 

2. Hausgewerbetreibende; 

3. die Schiffsbeſatzung deutſcher Seefahrzeuge und die Beſatzung von Fahrzeugen 
der Binnenſchiffahrt, mit Ausnahme der Schiffsführer (Kapitäne), Offiziere 
des Deck- und Maſchinendienſtes und der höheren Angeſtellten, deren Ver⸗ 
ſicherung ſich nach dem Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetz richtet; ü 


) Auch Perſonen unter 16 Jahren ſind verſicherungspflichtig. 
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4. Gfhilfen und Lehrlinge, ſoweit fich ihre Verſicherung nicht nach dem Ange⸗ 
ſtellten⸗Verſicherungsgeſetz richtet. 


Vorausſetzung der Verſicherung bei 1, 3, 4 iſt, daß die betreffenden Perſonen gegen 
Entgelt beſchcktigt werden. Eine Beſchäftigung, für die als Entgelt nur freier Unterhalt 
gewährt wird, Liſt verſicherungsfrei. Im übrigen gelten auch Sachbezüge als Ent⸗ 
gelt. Den Geld wert ſolcher (neben dem Barlohn) gewährten Sachbezüge ſetzt die Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt feſt. 

Den erwähnten Perſonen ſtehen gleich (ſind alſo verſichert): Angehörige der 
Schutzpolizei, Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes und Soldaten, wenn ſie bei ihrer 
vorgeſetzten Dienſtſtelle die Verſicherung beantragen. 

Verſicherungsfrei ſind: 


1. Beamte, Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen oder Anſtalten, ſolange 
ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden; 

2. Perſonen, die während der wiſſenſchaftlichen Ausbildung für ihren zukünftigen 
Beruf gegen Entgelt tätig ſind (z. B. Studenten, Kandidaten als Haus⸗ 
lehrer u. dgl.); 

3. Perſonen, die invalide ſind oder eine Invaliden⸗, Witwen⸗ oder Witwerrente 
nach den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung oder eine Witwerrente 
nach den Vorſchriften des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes beziehen. 


Auf ſeinen Antrag wird von der Verſicherungspflicht befreit, wer im Laufe eines 
Kalenderjahres Lohnarbeit nur in beſtimmten Jahreszeiten für nicht mehr als zwölf 
Wochen oder überhaupt für nicht mehr als fünfzig Tage übernimmt, im übrigen aber ſeinen 
Unterhalt ſelbſtändig erwirbt oder ohne Entgelt tätig iſt. Die Befreiung iſt nur zuläſſig, 
ſolange nicht einhundert Beitragsmarken verwendet worden find. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter kann Näheres beſtimmen; er kann auch den Zeitraum von zwölf Wochen oder 
fünfzig Tagen verlängern. 


b) Selbſt⸗ und Weiterverſicherung 

Zum freiwilligen Eintritt in die Verſicherung („Selbſtverſicherung“) ſind bis 
zum vollendeten vierzigſten Lebensjahre alle deutſchen Staatsangehörigen im In⸗ und 
Ausland berechtigt, die nicht verſicherungspflichtig ſind. 

Wer aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet und mindeſtens 
26 Wochenbeiträge auf Grund der Verſicherungspflicht nachweiſt, kann die Verſicherung 
freiwillig fortſetzen oder ſpäter erneuern (Weiterverſicherung). Dabei werden die Beiträge 
zur Invaliden⸗ oder zur Angeſtelltenverſicherung oder zur knappſchaftlichen Penſions⸗ 
verſicherung der Angeſtellten zuſammengerechnet. 


e) Renten, Hinterbliebenenrenten, Wartezeit, Anwartſchaft 


Gegenſtand der Verſicherung ſind: Invalidenrenten, Witwen- und Witwerrenten, 
Waiſenrenten, Beitragserſtattungen und das Heilverfahren. | 

Invalidenrente erhält — ohne Rückſicht auf fein Alter —, wer infolge von Krank⸗ 
heit oder anderen Gebrechen dauernd oder vorübergehend invalide iſt. Als Invalide gilt, 
wer nicht mehr imſtande iſt, ein Drittel deſſen zu erwerben, was körperlich und geiſtig 
geſunde Perſonen derſelben Art durch Arbeit zu verdienen pflegen. Die Rentenleiſtung 
bei vorübergehender Invalidität ſetzt voraus, daß die Invalidität ununterbrochen 26 Wochen 
gedauert hat oder nach Wegfall des Krankengeldes noch beſteht. 

Invalidenrente erhält ferner — ohne Rückſicht auf Erwerbsfähigkeit —, wer das 
fünfundſechzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. Der Rentenanſpruch beſteht nur, wenn die 
Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft erhalten iſt. 

Die Wartezeit iſt erfüllt, wenn mindeſtens 260 Wochenbeiträge entrichtet ſind. 
Sind weniger als 260 Wochenbeiträge auf Grund der Verſicherungspflicht entrichtet, ſo 
ſind 520 Wochenbeiträge erforderlich. 
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Bei der Altersinvalidenrente iſt die Wartezeit erfüllt, wenn 780 Wochenbeiträge 
auf Grund der Verſicherungspflicht oder der freiwilligen Verſicherung entrichtet ſind. 

Für jede Kalenderwoche gilt nur ein Beitrag; der Pflichtbeitrag geht dem freiwilligen 
Beitrag vor. : | 

Für die Erfüllung der Wartezeit ſind, ohne daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen, 
die Zeiten anzurechnen (Erſatzzeiten), in denen der Verſicherte zur Erfüllung der Wehr⸗ 

pflicht eingezogen geweſen iſt oder der Reichsarbeitsdienſtpflicht genügt hat. 

Die Verſicherungsanſtalt kann einem Verſicherten nach ärztlicher Unterſuchung ge⸗ 
ſtatten, die Wartezeit durch Einzahlung der entſprechenden Deckungsmittel abzukürzen. 

Um Renten zu erhalten, muß der Verſicherte, wie das Geſetz ſagt, „die Anwart⸗ 
ſchaft aufrechterhalten haben“. Zur Erhaltung der Anwartſchaft müſſen für jedes 
Kalenderjahr mindeſtens 26 Wochenbeiträge entrichtet werden, ſonſt erliſcht die Anwart⸗ 
ſchaft aus den für die Zeit bis zum Beginn des laufenden Kalenderjahres entrichteten 
Beiträgen. Mit den ſpäteren Beiträgen beginnt die Verſicherung von neuem. 

Für das Kalenderjahr, in dem die Verſicherung beginnt, genügt auch eine geringere 
Zahl von Beiträgen. Die Verſicherung beginnt mit der Woche, für die der erſte Beitrag 
entrichtet iſt. 

Für das Kalenderjahr, in dem der Verſicherungsfall der Invalidität oder des Todes 
eintritt oder der Verſicherte das 65. Lebensjahr vollendet, ſowie für die folgenden Kalender⸗ 
jahre ſind zur Erhaltung der Anwartſchaft keine Beiträge mehr erforderlich. Fällt die 
Invalidität wieder weg, ſo iſt die Anwartſchaft nur noch bis zum Schluſſe des laufenden 
Kalenderjahres erhalten. Der Invalidität ſteht der Bezug einer Invaliden⸗, Witwen⸗ oder 
Witwerrente gleich. i 

Die Anwartſchaft gilt als erhalten, wenn beim Verſicherungsfall der Invalidität oder 
des Todes oder bei Vollendung des 65. Lebensjahres oder danach bei Antrag auf Alters- 
invalidenrente die Zeit ſeit dem erſten Eintritt in die Verſicherung mit Beiträgen zur 
Hälfte belegt iſt. Hierbei werden das erſte und das letzte Kalenderjahr der Verſicherung 
nicht mitgezählt, wohl aber die dafür entrichteten Beiträge. 

Für die Erhaltung der Anwartſchaft ſind, ohne daß Beiträge entrichtet zu werden 
brauchen, die Zeiten anzurechnen, in denen der Verſicherte 

1. zur Erfüllung der Wehrpflicht eingezogen geweſen iſt, 2. der Reichsarbeitsbienſt⸗ 
pflicht genügt hat, 3. an einem vom Reichsverſicherungsamt anerkannten Lehrgang für 
berufliche Fortbildung oder weltanſchauliche Schulung teilgenommen hat, 4. durch Krank⸗ 
heit, Schwangerſchaft, Wochenbett oder während der Geneſung zeitweiſe arbeitsunfähig 
und nachweislich verhindert geweſen iſt, ſeine Berufstätigkeit auszuüben, 5. als Arbeits⸗ 
loſer a) verſicherungsmäßige Arbeitsloſenunterſtützung oder Kriſenunterſtützung oder 
Unterſtützung aus der öffentlichen Fürſorge, b) Familienunterſtützung erhalten hat. 

Wer ſich vorſätzlich invalide macht, verliert den Anſpruch auf die Rente. 

Die Hinterbliebenenbezüge ſind folgendermaßen geregelt: 

Stirbt ein Verſicherter, ſo erhält ſeine Witwe eine Witwenrente. Jedoch nicht jede 
Witwe erhält die Rente, ſondern nur diejenige, die entweder mindeſtens fünfundſechzig 
Jahre alt oder dauernd invalide iſt oder zur Zeit des Todes des verſicherten Ehe⸗ 
mannes mehr als drei waiſenberechtigte Kinder erzieht. Als invalide gilt die Witwe, die 
nicht imſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die ihren Kräften und Fähigkeiten entſpricht und ihr 
unter billiger Berückſichtigung ihrer Ausbildung und bisherigen Lebensſtellung zugemutet 
werden kann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was ſonſt körperlich und geiſtig geſunde 
Frauen derſelben Art zu verdienen pflegen. Bei Wiederverheiratung fällt die Witwenrente 
fort. Die Witwe wird mit dem Betrag ihrer Jahresrente abgefunden. 

Nach dem Tode des verſicherten Vaters oder der verſicherten Mutter erhalten die 
Kinder — auch uneheliche, für ehelich erklärte und angenommene Kinder — Waiſenrente 
bis zum vollendeten fünfzehnten Lebensjahre, bei noch nicht vollendeter Schul⸗ oder 
Berufsausbildung bis höchſtens zum achtzehnten Lebensjahre, bei ee e 
infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen ſolange dieſer Zuſtand dauert. 
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wie für die Rentenanſprüche des Verſicherten ſelbſt iſt es für die Renten⸗ 
anſprüche der Hinterbliebenen Vorausſetzung, daß der verſtorbene Verſicherte die Warte⸗ 
zeit für die Invalidenrente erfüllt und die Anwartſchaft nicht verloren hatte (vgl. darüber 
die Darſtellu 5 

Iſt der Ehemann erwerbsunfäh g, aber die Frau verſichert, und hat ſie den Lebens⸗ 
unterhalt der Familie ganz oder überwiegend aus ihrem Arbeitsverdienſt beſtritten, 
ſo ſteht nach ihrem Tode — ſofern ſie ſelbſt die Wartezeit für Invalidität erfüllt und die 
Anwartſchaft nicht verloren hatte — dem bedürftigen Witwer eine Witwerrente zu. 
Bei Wiederverheiratung fällt die Witwerrente fort. Der Witwer erhält (anders als 
die Witwe, vgl. oben) keine Abfindung. 

Die Geſamtbezüge der Hinterbliebenen dürfen 80 v. H. des Jahresarbeitsverdienſtes 
nicht überſteigen, den ein geſunder Arbeiter der Berufsgruppe erzielt, der der Verſicherte 
angehört hat. 

d) Lohnklaſſen, Leiſtungen, Beiträge 
Nach der Höhe des wöchentlichen Arbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten 


folgende Klaſſen gebildet: Wochenbeitrag 
8 ee , u re sun: RM 6— RM 0.30 
II von mehr als RM 6.— bis zu 12.— „5 0.60 

III 77 11 77 77 128 77 77 18.— 77 0.90 

IV 77 77 77 77 18 " 77 24. — 77 1.20 

V 77 77 " 77 9 " 77 38 77 1.50 

VI „ „ „„ „ 30.— „ „ 36.— „ 1.80 

VII 77 77 77 77 36.— 77 77 42.— 77 2.10 

VIII » " 1 „ 42.— „ 48.— „ 2.40 

IX, „„ „ 48.— „ 2.70 


Für die freiwillige Beitragsentrichtung beſteht noch die Beitragsklaſſe X. Der wöchent⸗ 
liche Beitrag beträgt RM 3.—. Freiwillige Weiterverſicherer oder Selbſtverſicherer haben 
Beiträge in der dem jeweiligen Einkommen entſprechenden Lohnklaſſe, mindeſtens aber 
in der Lohnklaſſe II zu entrichten. 

Für Hausgehilfinnen ſind die Invalidenbeiträge niedriger. Der Wert freier Woh⸗ 
nung und Verpflegung wird nicht mehr eingerechnet. Hausgehilfinnen ſind nach Lohn⸗ 
klaſſe II, alſo wöchentlich RM 0.60, und, wenn der Barlohn monatlich RM 50.— über⸗ 
ſteigt, nach Lohnklaſſe III, alſo wöchentlich RM 0.90, einzuſetzen. 

Die Beiträge der Verſicherten werden folgendermaßen entrichtet: Jeder Ver⸗ 
ſicherte muß eine Quittungskarte haben; ſie wird durch die „Ausgabeſtelle“ ) erteilt. In 
die Karte ſind Marken zu kleben. Das Einkleben liegt dem Arbeitgeber ob. Jede Marke 
muß entwertet werden, und zwar muß das Datum des letzten Geltungstages genommen 
werden. Da die Beitragswoche Montags beginnt, iſt das alſo immer ein Sonntag. Bei 
der Lohnzahlung darf der Arbeitgeber die Hälfte der für die Marken verwandten Beträge 
vom Lohne abziehen — die Verſicherten und der Arbeitgeber tragen alſo die Beiträge 
je zur Hälfte. Für Verſicherte jedoch, deren wöchentliches Entgelt RM 6.— nicht über⸗ 
ſteigt, ſowie für Lehrlinge entrichtet der Arbeitgeber die vollen Beiträge. Iſt eine Karte 
vollgeklebt, ſo wird ſie durch eine neue erſetzt. Das muß ſpäteſtens nach zwei Jahren 
geſchehen. Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge ſind unwirkſam, wenn ſie nach Ablauf 
von zwei Jahren nach Schluß des Kalenderjahres, für das ſie gelten ſollen, entrichtet 
werden. (Ausnahmen können gemacht werden.) Über die in der alten Karte nachgewieſenen 
Wochenbeiträge wird eine Beſcheinigung erteilt. Sie iſt ſorgfältig aufzubewahren. Denn 
ſie iſt ſpäter als Beleg für die geleiſteten Beiträge erforderlich. Die Marken find bei den 
Poſtanſtalten käuflich. 

Höherverſicherung iſt zuläſſig, der Arbeitgeber trägt jedoch dann nur den Anteil, den 
er bei richtiger Verſicherung zu tragen gehabt hätte. 


1) Ausgabeſtellen ſind die Verſicherungsämter, Bürgermeiſter und Krankenkaſſen. 
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Beiträge, die zu Unrecht entrichtet wurden, können binnen zwei Jahren 10 dbl, \ 
des Kalenderjahres der Entrichtung zurückgefordert werden. 15 1 
Die Höhe der Renten 
&) Die Invalidenrente beſteht aus: 

1. Grundbetrag für alle Lohnklaſſen jährlich KM 72.—. 

2. Steigerungsbetrag jährlich für jeden Wochenbeitrag 
in der erſten Lohnklaſſe 8 Rpf in der ſechſten Lohnklaſſe 15 8 Rpf 

1 


SH zweiten 1 f 4 1 1797 ſiebenten n " 
7 7 dritten 77 20 77 5 A achten " 50 5 
„ een ? 26 „ „% , HEUBEEN 5 56. 
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Für die Bemeſſung des Steigetun e ſtehen die Lohnklaſſen vor 
und nach dem 1. Januar 1924 einander gleich. Auf Beiträge, die in der Zeit 
vom 1. Oktober 1921 bis zum 31. Dezember 1923 entrichtet ſind, entfällt kein 
Steigerungsbetrag. 


3. Kinderzuſchuß je RM 90.— jährlich für die erſten beiden Kinder; RM 120.— für 
jedes weitere Kind bis zum vollendeten fünfzehnten (evtl. achtzehnten) Lebensjahr. 
Der erhöhte Kinderzuſchuß wird für das betreffende Kind weitergewährt, auch 
wenn die Zahl der Kinder, für die ein Kinderzuſchuß zu zahlen iſt, unter drei ſinlt. 
6) Die Witwenrente und die Witwerrente 
Der Grundbetrag iſt jährlich RM 72.—; Steigerungsbetrag °/;, der Invaliden. 
rente. 


5) Die Waiſenrente 
Grundbetrag jährlich RM 36.—; Steigerungsbetrag ¼10 Be Invalidenrente fur 
jede Waiſe. 


Beitragserſtattungen 


Heiratet eine Verſicherte nach dem 31. „ 1937, ſo wird ihr auf Antrag die Hälfte 
der Beiträge erſtattet, die für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum Ende der Woche 
entrichtet find, in der der Antrag geſtellt iſt. Vorausſetzung iſt, daß die Anwartſchaft erhalten 
und ſpäteſtens zwei Jahre nach der Eheſchließung die Wartezeit erfüllt iſt. Der Anſpruch 
verfällt, wenn er nicht binnen drei Jahren nach der Eheſchließung geltend ene wird. 


Heilverfahren 


Das Heilverfahren iſt eine freiwillige Leiſtung der Landesverſicherungsanſtalt Ein 
Rechtsanſpruch darauf beſteht nicht. 

Es kann gewährt werden: 

1. zur Abwendung einer durch Erkrankung dechene Berufsunfähigkeit des Ver⸗ 

ſicherten; 

2. um einen Bezieher von Invalidenrente wieder erwerbsfähig zu machen. 

Über die näheren Umſtände entſcheidet hier der Einzelfall. 

Während des Heilverfahrens kann dann ſeinen Angehörigen, deren Unterhalt er ganz 
oder überwiegend aus ſeinem Arbeitsverdienſt beſtritten hat, ein ſogenanntes „Hausgeld“ 
gewährt werden. | 


e) Wegfall, Entziehung, Ruhen der Renten 


Die Witwen⸗ und die Witwerrente fallen bei der Wiederverheiratung weg, wie erwähnt. 
Die Waiſenrente fällt fort bei Erreichung des 15. bzw. 18. Lebensjahres oder wenn die 
Waiſe heiratet. 


Die Rente ruht, ſolange der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat 
verbüßt oder in einem Arbeitshauſe oder einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt. Während 
dieſer Zeit wird die Rente ſeinen Angehörigen überwieſen. 

Auch dann und ſolange ruht die Rente, als der Berechtigte ſich freiwillig im Auslande 

aufhält, ohne der Verſicherungsanſtalt Nachricht zu geben. 


f) Die Behörden, das Verfahren 


Die Träger der Verſicherung ſind die „Landes⸗Verſicherungsanſtalten“. 

Zur Durchführung der geſamten reichsrechtlichen Verſicherung (Kranken-, Unfall-, 
Invaliden⸗, Hinterbliebenenverſicherung) ſind überall folgende Behörden eingeführt: 
das Verſicherungsamt (in Preußen angegliedert an das Landratsamt oder den Magiſtrat) 
als untere Inſtanz, das Oberverſicherungsamt (in Preußen an die Regierungen ange⸗ 
gliedert) als höhere Inſtanz, das Reichsverſicherungsamt in Berlin als höchſte Inſtanz 
für das ganze Reich. Außer dem Reichsverſicherungsamt beſtehen noch Landesverſicherungs— 
ämter. 

Auf dem Gebiet der Invalidenverſicherung iſt der Antrag auf Bewilligung einer 
Rente bei dem Verſicherungsamt, in deſſen Bezirk der Verſicherte wohnt oder be» 
ſchäftigt iſt, mündlich oder ſchriftlich zu ſtellen. Die Belege (Quittungskarte, Beſcheinigung, 
Geburtsurkunde uſw.) ſind beizufügen. Beim Verſicherungsamt findet eine Verhandlung 
ſtatt; ſie dient jedoch nur zur Klärung der Sache, ohne daß ſchon eine Entſcheidung gefällt 
wird. Die Entſcheidung wird dann erſt von der Verſicherungsanſtalt gefällt, die die 
Unterlagen (Akten) vom Verſicherungsamt zugeſandt erhält. Gegen den Beſcheid hat der 
Antragſteller binnen einem Monat nach Zuſtellung das Rechtsmittel der Berufung. 
Sie geht an das Oberverſicherungsamt. Gegen die Entſcheidung des Oberverſiche— 
rungsamtes gibt es — jedoch nicht in allen Fällen — als letztes Rechtsmittel die Reviſion. 
Für ſie iſt eine Friſt von einem Monat ſeit der Zuſtellung der Entſcheidung des Ober⸗ 
verſicherungsamtes gegeben. Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden, daß ent⸗ 
weder weſentliche Verfahrensmängel oder ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten 
vorliegt oder das Geſetz falſch angewendet ſei. Im übrigen können die rein tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Oberverſicherungsamtes nicht angegriffen werden. Über die Reviſion 
entſcheidet das Reichsverſicherungsamt (unter Umſtänden das Landesverſicherungs⸗ 
amt). a 


3. Gewerbeunfallverſicherung!) 
a) Verſicherungspflichtige Betriebe 
Anders als bei der Kranken- und der Invalidenverſicherung nennt das Geſetz bei der 
Unfallverſicherung an erſter Stelle nicht die verſicherten Perſonen, ſondern die ver- 
ſicherungspflichtigen Betriebe.?) Der Leitgedanke des Geſetzes iſt: Gewiſſe Betriebe 
ſind beſonders unfallgefährlich und daher verſicherungspflichtig. 

Nach der RVO. unterliegen der Gewerbeunfallverſicherung folgende Betriebe: 

1. Steinbrüche, Gräbereien (Gruben), Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, 

2. Fabriken, Werften, Hüttenwerke, Apotheken, gewerbliche Brauereien und Ger⸗ 
bereibetriebe, 

3. Bauhöfe, ferner ſolche Gewerbebetriebe, in denen Bau⸗, Dekorateur⸗, Steinhauer⸗, 
Schloſſer⸗, Schmiede⸗ oder Brunnenarbeiten ausgeführt werden, ferner Stein⸗ 
zerkleinerungsbetriebe, ferner Bauarbeiten außerhalb eines gewerbsmäßigen Bau⸗ 
betriebes, 

1) Beſonders find geregelt die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung und die Seeunfallverſicherung. 


2) Die Verſicherung erſtreckt ſich auch auf Neben- und Verwaltungsbetriebe, ſoweit ſie ſich in örtlicher 
Nähe zum Hauptbetrieb befinden. 
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4. das Schornſteinfeger⸗, das Fenſterputzer⸗, das Fleiſchergewerbe und ‚er Betrieb 
von Badeanſtalten, 6 

4a. der Betrieb der Feuerwehren und Betriebe zur Hilfeleiſtung bei Na iglücksfällen, 

4b. Krankenhäuſer, Heil⸗ und Pflegeanſtalten, Entbindungsheime und ſonſtige 
Anſtalten, die Perſonen zur Kur oder Pflege aufnehmen, ferner Einrichtungen 
und Tätigkeiten in der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege und im Ge⸗ 
ſundheitsdienſte, 

40. Laboratorien für naturwiſſenſchaftliche, mediziniſche oder techniſche Unter⸗ 
ſuchungen und Verſuche, 

4d. der Betrieb der Schauſpielunternehmungen, Schauſtellungen, Vorführungen, 
Muſikaufführungen und von Geſangs⸗ und deklamatoriſchen Vorträgen, ſämtlich ohne 
Rückſicht auf den Kunſtwert der Leiſtungen, die Lichtſpielbetriebe (Herſtellung, Ver⸗ 
trieb und Vorführung von Lichtſpielſtreifen) und die Rundfunkſendebetriebe, 

5. der geſamte Betrieb der Eiſenbahnen und der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, 
die Betriebe der Verwaltung der Reichswehrmacht (Heer und Marine), 

5a. Die Betriebe im Geſchäftsbereich des Reichsluftminiſteriums einſchließlich der 
hoheitlichen Betriebe des Luftſchutzes und die vom Reichsluftfahrtminiſter an⸗ 
erkannten Luftſchutzübungen oder Betriebe zur Luftſchutzausübung, 

6. der Binnenſchiffahrts⸗, der Flößerei⸗, der Prahm⸗ und der Fährbetrieb, das Schiff⸗ 
ziehen (Treidelei), die Binnenfiſcherei, die Fiſchzucht, die Teichwirtſchaft und die 
gewerbsmäßige oder behördlich verwaltete Eisgewinnung, der Baggereibetrieb 
ſowie das Halten von Fahrzeugen auf Binnengewäſſern, 

7. der Fuhrwerksbetrieb, der Speditionsbetrieb, der gewerbsmäßige Fahr⸗, Reittier⸗ 
und Stallhaltungsbetrieb, das Halten von Reittieren, das Halten von anderen 
Fahrzeugen als Waſſerfahrzeugen, wenn ſie durch elementare oder tieriſche Kraft 
bewegt werden, 

8. der gewerbsmäßige Speicher⸗, Lagerei⸗ und Kellereibetrieb, 

9. der Gewerbebetrieb der Güterpacker, Güterlader, Schaffer, Bracker, Wäger, 
Meſſer, Schauer, Stauer, 5 

10. Betriebe zur Beförderung von Perſonen oder Gütern und Holzfällungsbetriebe, 
wenn ſie mit einem kaufmänniſchen Unternehmen verbunden ſind, das über den 
Umfang des Kleinbetriebs hinausgeht, 

11. unter der gleichen Vorausſetzung (Nr. 10) Betriebe zur Behandlung und Hand⸗ 
habung der Ware und zum Schutz des Lebens Betriebe der Techniſchen Nothilfe, 
der SS.⸗Verfügungstruppe, der SS.⸗Totenkopfverbände, der SA.⸗Standarte 
„Feldherrnhalle“ und des Reichsarbeitsdienſtes, 

12. Betriebe zur Bewachung von Betriebs⸗ und Wohnſtätten. 


Als „Fabriken“ (vgl. Nummer 2 oben) gelten Betriebe, die 


a) gewerbsmäßig Gegenſtände bearbeiten oder verarbeiten und dazu mindeſtens 
zehn Arbeiter regelmäßig beſchäftigen, | 

b) gewerbsmäßig Sprengſtoffe oder explodierende Gegenſtände erzeugen oder ber- 
arbeiten oder elektriſche Kraft erzeugen oder weitergeben — hier ohne Rückſicht 
auf die Zahl der beſchäftigten Arbeiter, 

e) nicht bloß vorübergehend Dampfkeſſel oder von elementarer oder tieriſcher Kraft 
bewegte Triebwerke verwenden — auch hier ohne Rückſicht auf die Zahl der be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter, 

d) Röntgeneinrichtungen verwenden, 

e) vom Reichsverſicherungsamt den Fabriken gleichgeſtellt werden. 


Verſichert ſind die in den genannten Betrieben beſchäftigten Perſonen), nämlich: 
1. Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge — ohne Rückſicht auf die Höhe des Lohnes, 


1) Die Unternehmer, Hausgewerbetreibenden und mitarbeitenden Eheleute können ſich ſelbſt verſichern, 


wenn die Verſicherungspflicht für ſie nicht ohnehin nach der Satzung der Berufsgenoſſenſchaft beſteht. 
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Rückſicht auf die Frage der Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit der Tätigkeit 
(3. P. Lehrlinge), auch Notſtandsarbeiter, 
2. Angeſtellte.“) Als ſolche gelten auch Werkmeiſter und Techniker. 


Hat ein Verein einen Betrieb zur Hilfe bei Feuersnot oder anderen Unglücks⸗ 
fällen, ſo gelten die in dieſem Betriebe tätigen Mitglieder als im Betriebe beſchäftigte 
Arbeiter oder Angeſtellte — find alſo verſichert — ohne Rückſicht darauf, ob der 
Verein rechtsfähig iſt oder nicht. In den Schauſpielunternehmungen uſw. (oben 
Nr. 4d) gelten auch ſolche Perſonen als Angeſtellte — ſind alſo verſichert — die zur 
Schauſtellung oder Vorführung artiſtiſcher Leiſtungen vertraglich verpflichtet ſind. 

Verſichert ſind dieſe Perſonen gegen Betriebsunfälle, Körperverletzungen und 
ſonſtige Geſundheitsſtörungen. Doch erſtreckt ſich die Verſicherung nicht nur auf die Tätig- 
keit im Betriebe, ſondern auch auf häusliche und andere Dienſte, zu denen Verſicherte, 
die hauptſächlich im Betriebe tätig ſind, von dem Unternehmer oder deſſen Beauftragten 
herangezogen werden. Gelegenheitsdienſte auf Grund der Familiengemeinſchaft oder Ge- 
fälligkeitsdienſte find nicht mitverſichert. Ferner erhalten ſolche Perſonen die Unfall- 
entſchädigung, die bei einer — geglückten oder mißlungenen — Lebensrettung?) einen 
Unfall erleiden. Das Entſprechende gilt für Unfälle bei einem Betriebe zur Hilfeleiſtung 
bei Unglücksfällen (oben Nr. 4a). 

Verbotwidriges Handeln ſchließt die Annahme eines Betriebsunfalls nicht aus. 

Als Beſchäftigung in einem der Verſicherung unterliegenden Betriebe gilt auch der 
Arbeitsweg hin und zurück.“) Ferner gilt als Beſchäftigung die Verwahrung, Beförderung, 
Inſtandhaltung und Erneuerung des Arbeitsgeräts, auch wenn es vom Verſicherten 
geſtellt wird. 

Die Reichsregierung kann durch Verordnung beſtimmte Krankheiten als Berufs— 
krankheiten bezeichnen. Auf ſolche Krankheiten findet die Unfallverſicherung Anwendung 
ohne Rückſicht darauf, ob die Krankheit durch einen Unfall oder durch eine ſchädigende 
Einwirkung verurſacht iſt, die nicht den Tatbeſtand des Unfalls erfüllt. Die Reichsregierung 
kann dabei über die Art und die Vorausſetzung der Entſchädigung Vorſchriften erlaſſen 
(vgl. die VO. vom 11. Februar 1929 in der Faſſung vom 16. Dezember 1936 und 
9. März 1937). 

b) Die Berufsgenoſſenſchaften 

Die Berufsgenoſſenſchaften ſind die Träger der auf Gegenſeitigkeit begründeten 
Unfallverſicherung. Die Berufsgenoſſenſchaften ſind teilweiſe für das ganze Deutſche 
Reich, teilweiſe für örtliche (immer aber recht große) Bezirke gebildet. Eine jede umfaßt 
alle Betriebe der zugehörigen Gewerbszweige innerhalb ihres Bezirkes. 

Jeder Betriebsunternehmer iſt bei Strafe verpflichtet, binnen einer Woche nach 
Eröffnung des Betriebes dem Verſicherungsamt, in deſſen Bezirk der Betrieb gelegen iſt, 
anzuzeigen: a) Gegenſtand und Art des Betriebes; b) Zahl der verſicherten Perſonen; 
c) die Genoſſenſchaft, der der Betrieb angehört; d) den Tag der Eröffnung bzw. des 
Beginnes der Verſicherungspflicht. 

Dieſe Anzeige iſt in zwei gleichlautenden Stücken einzureichen; darüber wird eine 
Empfangsbeſcheinigung erteilt. 

Weiter iſt jeder Betriebsunternehmer verpflichtet, Anderungen ſeines Betriebes, 
die für die Zugehörigkeit zu einer Berufsgenoſſenſchaft von Bedeutung ſind, dem Ge- 
noſſenſchaftsverband binnen der durch die Satzung beſtimmten Friſt anzuzeigen. 


c) Die Beiträge 


Anders als bei der Kranken- und Invaliden-Verſicherung werden die Koſten der 
Unfallverſicherung nur von den Unternehmern getragen; die Verſicherten ſelbſt zahlen 


1) Als Angeſtellte ſind verſichert die Vorſtandsmitglieder einer A. G. und die Geſchäftsführer einer G. m. b. H. 

2) Gleiches gilt bei Unfällen aus Hilfeleiſtung auf Anfordern von Beamten und bei Verfolgung ſowie 
Feſtnahme von Verbrechern und Abwehr Angegriffener. 

3) Eine Entſchädigungspflicht beſteht nicht, wenn der Verſicherte den Unfall mitverſchuldet oder auf dem 
Wege eigene Zwecke verfolgt hat. 
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keine Beiträge. Über die Höhe der Beiträge ob Umlagen und die Meldet 11 der 1 0 
Unternehmer geben die Satzungen der Berufsgenoſſenſchaft Aufſchluß. | a 


Für die der Genoſſenſchaft zugehörigen Betriebe werden nach dem Grade der Unfall- 15 


gefahr ſogenannte „Gefahrenklaſſen“ gebildet; danach wird die Höhe der Beiträge abgeſtuft. 


d) Die Feſtſtellung der Entſchädigung 

Der Betriebsunternehmer hat jeden Unfall in ſeinem Betriebe ſowohl der Polizei 
wie auch der Genoſſenſchaft anzuzeigen, wenn durch den Unfall ein im Betriebe Be⸗ 
ſchäftigter getötet oder ſo verletzt iſt, daß er ſtirbt oder für mehr als drei Tage völlig oder 
teilweiſe arbeitsunfähig wird. Dieſe Anzeige iſt binnen drei Tagen zu erſtatten. Die 
Unterſuchung und gegebenenfalls die Feſtſtellung der Rente uſw. erfolgt dann von Amts 
wegen, d. h. ohne daß es eines Antrages des Verletzten bedarf. Nun kann es aber 
vorkommen, daß die von Amts wegen vorgeſchriebene Feſtſtellung unterbleibt, z. B. 
weil der Betriebsunternehmer die Anzeige verſäumt hat. Für ſolche Fälle beſtimmt das 
Geſetz folgendes: Wird die Unfallentſchädigung nicht von Amts wegen feſtgeſtellt, ſo iſt 
der Anſpruch bei Vermeidung des Ausſchluſſes ſpäteſtens zwei Jahre nach dem 
Unfall bei der Berufsgenoſſenſchaft anzumelden. Nach Ablauf dieſer Friſt kann der An⸗ 
ſpruch nur ausnahmsweiſe noch geltend gemacht werden. 


e) Leiſtungen 
Der Unfallverletzte erhält, zunächſt von der Krankenkaſſe, bei der er verſichert iſt, 
Krankenpflege uſw. Wenn die Krankheit nicht über acht Wochen dauert, muß die Kranken⸗ 
kaſſe die Koſten übernehmen. Dauert die Krankheit länger, dann werden die Koſten zwiſchen 
Genoſſenſchaft und Kaſſe verrechnet. Länger als 26 Wochen dauert die Leiſtungspflicht 
der Krankenkaſſe keinesfalls (vgl. Krankenverſicherung), dann muß die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft voll eintreten. 


Die Genoſſenſchaft hat bei Verletzung zu gewähren 

1. Krankenbehandlung, 

2. Berufsfürſorge, 

3. eine Rente oder Krankengeld, Tagegeld, Famile für die Dauer Der 
Erwerbsunfähigkeit. | 

Die Krankenbehandlung und die Berufsfürſorge ſollen mit allen geeigneten Mitteln 

1. die durch den Unfall hervorgerufene Geſundheitsſtörung oder Körperbeſchädigung 
und die durch den Unfall verurſachte Erwerbsunfähigkeit beſeitigen und eine 
Verſchlimmerung verhüten, | 

2. den Verletzten zur Wiederaufnahme feines früheren Berufs oder, wenn das 
nicht möglich iſt, zur Aufnahme eines neuen Berufs befähigen und ihm zur Er⸗ 
langung einer Arbeitsſtelle verhelfen. | 

Die Krankenbehandlung umfaßt: 

1. ärztliche Behandlung, 

2. Verſorgung mit Arznei und anderen Heilmitteln, Ausſtattung mit Körpererſatz⸗ 
ſtücken oder deren Erſatz, orthopädiſchen und anderen Hilfsmitteln, die erforderlich 
ſind, um den Erfolg der Heilbehandlung zu ſichern oder die Folgen der Sn 
zu erleichtern, 

3. die Gewährung von Pflege. 1985 

Pflege iſt zu gewähren, ſolange der Verletzte infolge des Unfalls ſo fs it, 55 
er nicht ohne fremde Wartung und Pflege beſtehen kann. 
Die Pflege beſteht 

a) in der Geſtaltung der erforderlichen Hilfe und Wartung durch Krankenpfleger, 
Krankenſchweſtern oder auf andere geeignete Weiſe (Hauspflege) oder 

b) in der Zahlung eines Pflegegeldes von RM 20.— bis RM 75.— monatlich. 


Auf Antrag des Verletzten muß Hauspflege gewährt werden, wenn die Übernahme 


. 
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der Hilfe und Wartung Angehörigen des Verletzten wegen Krankheit, Kinderzahl oder 
aus einem deren wichtigen Grunde billigerweiſe nicht zugemutet werden kann. 

Die Gerpjlenichaft kann mit Zuſtimmung des Verletzten Pflege auch in a 
Fällen gewähzen. 

Die Genoſſenſchaft kann als Krankenbehandlung freie Kur und Verpflegung in einer 
Heilanſtalt (Heibanſtaltpflege) und als Pflege freien Unterhalt und Pflege in einer 
geeigneten Anſtalt (Anſtaltpflege) gewähren. 

Hat der Verletzte einen eigenen Haushalt oder iſt er Mitglied des Haushalts ſeiner 
Familie, ſo bedarf es ſeiner Zuſtimmung. 

Bei einem Minderjährigen über 16 Jahre genügt ſeine Zuſtimmung (die Zuſtimmung 
des Vaters uſw. iſt alſo nicht erforderlich). 

Der Zuſtimmung bedarf es nicht, wenn 1. die Art der Verletzung eine Behandlung 
oder Pflege verlangt, die in der Familie des Verletzten nicht möglich iſt, 2. die Krankheit 
anſteckend iſt, 3. der Verletzte wiederholt den Anordnungen des behandelnden Arztes 
oder der Krankenordnung zuwidergehandelt hat, 4. der Zuſtand oder das Verhalten des 
Verletzten eine fortgeſetzte Beobachtung erfordert. 

Hat der Verletzte Anſpruch auf Hauspflege, ſo kann ſeine Zuſtimmung zur Anſtalt⸗ 
pflege auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes durch den Vorſitzenden des Oberver⸗ 
ſicherungsamtes erſetzt werden. 

Die Berufsfürſorge umfaßt: 

1. die berufliche Ausbildung zur Wiedergewinnung oder Erhöhung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit, inſoweit der Verletzte durch den Unfall in der Ausübung ſeines Berufes 
oder eines Berufes, der ihm billigerweiſe zugemutet werden kann, weſentlich 
beeinträchtigt iſt, nötigenfalls Ausbildung für einen neuen Beruf, 

2. Hilfe zur Erlangung einer Arbeitsſtelle. 


Die Rente beträgt, ſolange der Verletzte infolge des Unfalls 


1. völlig erwerbsunfähig iſt, zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienſtes (Vollrente), 
2. teilweiſe erwerbsunfähig iſt, den Teil der Vollrente, der dem Maße der Einbuße 
an Erwerbsfähigkeit entſpricht (Teilrente). 

Die Rente erhöht ſich in gewiſſen Fällen (Kinderzulage, vgl. unten). 

Eine Rente wird nicht gewährt, wenn die nach der Unfallverſicherung zu entſchädigende 
Erwerbsunfähigkeit nicht über die dreizehnte Woche hinaus andauert. Der Verletzte 
erhält dann jedoch, falls nicht nach den geſetzlichen Vorſchriften die Krankenverſicherung 
eintreten muß, Krankengeld aus der Unfallverſicherung. 

Außerdem erhält derjenige, deſſen Erwerbsunfähigkeit ſelbſt bei Berückſichtigung anderer 
Unfälle unter 20% liegt, keine Rente. 

Solange der Verletzte eine Rente von 50 oder mehr vom Hundert der Vollrente 
oder mehrere Renten aus der Unfallverſicherung bezieht, deren Hundertſätze zuſammen 
die Zahl fünfzig erreichen (Schwerverletzter), wird zu jeder Rente für jedes Kind bis 
zur Vollendung des fünfzehnten Lebensjahres eine Kinderzulage in Höhe von 10 v. H. 
der Rente gewährt. Dieſe Zulage wird für Kinder, die infolge körperlicher oder geiſtiger 
Gebrechen außerſtande ſind, ſich ſelbſt zu erhalten, gewährt, ſolange dieſer Zuſtand dauert 
und der Verletzte das Kind überwiegend unterhält. Hat das Kind bei Vollendung des 
fünfzehnten Lebensjahres die Schul⸗ oder Berufsausbildung noch nicht beendet, jo wird 
die Kinderzulage bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre gewährt, ſolange die 
Berufsausbildung dauert und der Verletzte das Kind überwiegend unterhält. Die Rente 
darf jedoch einſchließlich der Kinderzulagen den Jahresarbeitsverdienſt nicht überſteigen. 

Als Kinder gelten: 1. die ehelichen Kinder, 2. die für ehelich erklärten Kinder, 3. die 
an Kindes Statt angenommenen Kinder, 4. die unehelichen Kinder eines männlichen 
Verſicherten, wenn ſeine Vaterſchaft feſtgeſtellt iſt, 5. die unehelichen Kinder einer weib⸗ 
lichen Verſicherten, 6. die Stiefkinder und die Enkel, wenn ſie vor dem Unfall von dem 
Verletzten überwiegend unterhalten worden ſind. N 
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Sofern der Vater ſich nachweisbar dem Unterhalt und der Pflege ſeiner Kinder ent⸗ 
zieht, wird die Kinderzulage demjenigen, der den tatſächlichen Unterhalt beſtreitet (Mutter, 
Pfleger), unmittelbar ausgehändigt. 1 

Die Verpflichtung zur Gewährung von Rente beginnt bei Verletzten, die auf Grund 
der Reichsverſicherung gegen Krankheit verſichert ſind, mit dem Wegfall des Krankengeldes 
aus der Krankenverſicherung, ſpäteſtens mit der ſiebenundzwanzigſten Woche nach dem 
Unfall. 

Die Genoſſenſchaft kann bis zum Ablauf der ſechsundzwanzigſten Woche nach dem 
Unfall an Stelle der Rente ein Krankengeld gewähren. Es bemißt ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften der Krankenverſicherung. Bei den auf Grund der Reichsverſicherung gegen Krank⸗ 
heit Verſicherten ſind ferner die Beſtimmungen ihrer Krankenkaſſe maßgebend. Sonſt 
gilt als Grundlohn der Ortslohn des Beſchäftigungsortes. 

Während der Heilanſtaltpflege oder der Anſtaltpflege fällt die Rente oder das 
Krankengeld aus der Unfallverſicherung weg. N 

Gewährt die Genoſſenſchaft Heilanſtaltpflege oder Anſtaltpflege, ſo hat ſie dem 
Verletzten ein Tagegeld in Höhe von jährlich insgeſamt einem Zwanzigſtel des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes zu zahlen. Ferner erhalten die Angehörigen des Verletzten ein Fa⸗ 
miliengeld in Höhe der Rente, die ihnen bei ſeinem Tode zuſtehen würde. Dieſer Anſpruch 
ſteht der Ehefrau, deren Ehe mit dem Verletzten erſt nach dem Unfall geſchloſſen worden 
iſt, auch während des erſten Jahres der Ehe zu. Die Genoſſenſchaft kann durch die Satzung 
allgemein, ſonſt bei Bedürftigkeit, dem Verletzten, der in einer Heilanſtalt oder Pflege⸗ 
anſtalt untergebracht iſt, und ſeinen Angehörigen eine beſondere Unterſtützung gewähren. 

Solange der Verletzte infolge des Unfalls unverſchuldet arbeitslos iſt, kann die Ge⸗ 

noſſenſchaft auf Zeit die Teilrente bis zur Vollrente erhöhen. 

Die Rente wird nach dem Entgelt berechnet, den der Verletzte während des letzten 
Jahres im Betriebe bezogen hat (Jahresarbeitsverdienſt). Sondervorſchriften 
gelten für diejenigen, die nicht berufsmäßig im Feuerwehrdienſt oder in Betrieben 
zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen beſchäftigt ſind, ſowie bei Lebensrettern (maßgeblich 
dann das „Erwerbseinkommen“ ſtatt des „Jahresarbeitsverdienſtes im Betriebe“). 

Bei Tötung erhalten die Hinterbliebenen ein Sterbegeld in Höhe des fünfzehnten 
Teiles des Jahresarbeitsverdienſtes!), mindeſtens aber 50 RM. Außerdem erhalten nahe 
Angehörige (Witwe, Witwer, Kinder) nach folgenden Vorſchriften eine Rente !): 

Die Witwe erhält eine Rente von einem Fünftel des Jahresarbeitsverdienſtes bis 
zu ihrem Tode oder ihrer Wiederverheiratung. Die Rente beträgt für Witwen, ſolange 
ſie durch Krankheit oder andere Gebrechen wenigſtens die Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit 
verloren haben, zwei Fünftel des Jahresarbeitsverdienſtes. Die Erhöhung wird nur 
gewährt, wenn die Beſchränkung der Erwerbsfähigkeit länger als drei Monate beſtanden hat. 

Heiratet die Witwe wieder, ſo erhält ſie drei Fünftel des Jahresarbeitsverdienſtes 
als Abfindung. 

Der Witwer erhält für die Dauer der Bedürftigkeit eine Rente von zwei Fünfteln 
des Jahresarbeitsverdienſtes bis zu ſeinem Tode oder ſeiner Wiederverheiratung, wenn 
die getötete Ehefrau ihn wegen ſeiner Erwerbsunfähigkeit ganz oder überwiegend aus 
ihrem Arbeitsberdienſt unterhalten hat. 

Die Witwe oder der Witwer haben keinen Anſpruch, wenn die Ehe erſt nach dem 
Unfall geſchloſſen worden und der Tod innerhalb des erſten Jahres der Ehe eingetreten iſt. 

Die Genoſſenſchaft kann jedoch unter beſonderen Umſtänden auch dann eine Rente 
gewähren. 

Jedes Kind des Getöteten erhält eine Rente von einem Fünftel des Jahresarbeits⸗ 
verdienſtes bis zum vollendeten fünfzehnten Lebensjahre. Kinder, die infolge körperlicher 
oder geiſtiger Gebrechen außerſtande ſind, ſich ſelbſt zu unterhalten, erhalten die Rente, 
ſolange dieſer Zuſtand dauert. Hat das Kind bei Vollendung des fünfzehnten Lebensjahres 
) Bei nicht berufsmäßigem Feuerwehr⸗ oder Hilfeleiſtungsdienſt ſowie bei Lebensrettung gilt das 


„Erwerbseinkommen“ als „Jahresarbeitsverdienſt“. Dies iſt für alle Renten maßgeblich, gilt alſo für 
die ganze folgende Darſtellung. 
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die Schul⸗ ader Berufsausbildung noch nicht vollendet, jo wird die Rente bis längſtens zur 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres gemährt!). | 

Kinder einer getöteten Ehefrau, die eheliche Kinder des Hinterbliebenen Ehemanns 
ſind oder deren rechtliche Stellung haben, erhalten die Rente nicht, wenn die getötete 
Ehefrau vor dem Unfall ſich nachweisbar dem Unterhalt und der Pflege der Kinder ent⸗ 
zogen hat. 

Hinterläßt den Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden Linie (Eltern, Groß— 
eltern), die er weſentlich aus ſeinem Arbeitsverdienſt unterhalten hat, ſo iſt ihnen für die 
Dauer der Bedürftigkeit eine Rente von zuſammen einem Fünftel des Jahresarbeits⸗ 
verdienſtes zu gewähren. 

Sind aus der aufſteigenden Linie Verwandte verſchiedenen Grades vorhanden, ſo 
iſt die Rente den Eltern vor den Großeltern zu gewähren. 

Die Renten der Hinterbliebenen dürfen zuſammen nicht höher ſein als die Rente 
einſchließlich des Kinderzuſchuſſes, die dem Verſtorbenen zur Zeit des Todes zugeſtanden 
hätte, wenn er zu dieſem Zeitpunkt berufsunfähig geweſen wäre, ſonſt werden ſie gekürzt, 
und zwar bei Ehegatten, Kindern und Enkeln gleichmäßig; Verwandte der aufſteigenden 
Linie haben nur Anſpruch, ſoweit Ehegatten, Kinder oder Enkel den Höchſtbetrag nicht 
erſchöpfen. 

Die Renten werden durch die Poſt ausgezahlt, und zwar im voraus und der Regel 
nach monatlich. Das Krankengeld, das Tagegeld und das Familiengeld werden mit 
Ablauf jeder Woche nachträglich bezahlt. 

In gewiſſen Fällen kann die Genoſſenſchaft den Berechtigten an Stelle der Rente 
mit einem beſtimmten Kapital abfinden. 

Die Unfallrente ruht, wenn der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einen 
Monat verbüßt, in Sicherungsverwahrung untergebracht iſt oder ſich ſtaatsfeindlich be— 
tätigt hat. — Die Rentenkürzungen für Unfälle aus der Zeit vom 1. Juli 1927 bis 31. De⸗ 
zember 1931 ſind durch Verordnung vom 17. Februar weggefallen. 


4. Angeſtelltenverſicherung 


a) Die Verſicherungspflicht 
Für den Fall der Berufsunfähigkeit und des Alters ſowie zugunſten der Hinter- 
bliebenen werden verjichert:?) 


1. Angeſtellte in leitender Stellung, 

2. Betriebsbeamte, Werkmeiſter und andere Angeſtellte in einer ähnlich gehobenen 
oder höheren Stellung, 

3. Büroangeſtellte, ſoweit ſie nicht ausſchließlich mit Botengängen, Reinigung, 
Aufräumung und ähnlichen Arbeiten beſchäftigt werden, einſchließlich der Büro» 
lehrlinge und Werkſtattſchreiber, 

4. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge, andere Angeſtellte für kaufmänniſche 
Dienſte, auch wenn der Gegenſtand des Unternehmens kein Handelsgewerbe 
iſt, Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken, 

5. Bühnenmitglieder und Muſiker ohne Rückſicht auf den Kunſtwert ihrer Leiſtungen, 
ſowie Lehrlinge dieſer Berufe, 

6. Angeſtellte und Lehrlinge in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, der Für- 
ſorge, der Kranken- und Wohlfahrtspflege, 

7. aus der Schiffsbeſatzung deutſcher Seefahrzeuge und aus der Beſatzung von 
Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt: Schiffsführer ( (Kapitäne), Offiziere des Deck— 
und Maſchinendienſtes und Perſonen in ähnlich gehobener Stellung. 


1) Bei Heirat entfällt die Waiſenrente. 

2) Nach dem Geſetz über die Altersverſorgung für das Deutſche Handwerk vom 21. Dezember 1938 ſind 
die ſelbſtändigen Handwerker der Angeſtelltenverſicherung angeſchloſſen. Ausgabe- und Auskunftſtellen für die 
Angeſtelltenverſicherung ſind die Kreishandwerkerſchaften. 
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Angehörige der Schutzpolizei, des Reichsarbeitsdienſtes 1 5 Soldaten Merge wi 
der Verſicherung dann, wenn fie fie bei ihrer vorgeſetzten Dienſtſtelle beantragen. Ferner 
unterliegen der Verſicherung ſelbſtändige Lehrer und Erzieher, die in 1 N 


keine Angeſtellten beſchäftigen. 


Vorausſetzung der Verſicherung für alle dieſe Perſonen iſt, daß ſie gegen ein Entgelt 
von nicht mehr als RM 7200.— jährlich beſchäftigt werden, und daß ſie beim Eintritt in die 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung das Alter von 60 Jahren noch nicht vollendet haben. 
Die Altersgrenze gilt dann nicht, wenn Perſonen, die bis dahin der Invalidenverſicherung 
unterſtanden haben, in eine der Angeſtellten⸗Verſicherung unterſtehende Beſchäftigung 
übertreten (z. B. Aufrücken eines 61 jährigen Arbeiters in eine Werkmeiſterſtellung). 


Zum „Entgelt“ gehören neben Gehalt oder Lohn auch Gewinnanteile („Tantiemen“), 
Reiſeſpeſen, ferner alle anderen Bezüge, die der Verſicherte, wenn auch nur gewohnheits⸗ 


mäßig, von dem Arbeitgeber oder einem Dritten erhält, z. B. Proviſionen, Weihnachts⸗ 
geſchenke, auch Sachbezüge, z. B. der Wert der etwa gewährten Wohnung, Landnutzung 
u. dgl. Eine Beſchäftigung jedoch, für die als Entgelt nur freier Unterhalt gewährt wird, 


iſt verſicherungsfrei. Sie wird auch dadurch nicht verſicherungspflichtig, daß neben dem 


freien Unterhalt noch ein geringfügiges Taſchengeld gewährt wird. 

Die Verſicherung ergreift ſowohl Inländer (Deutſche) wie Ausländer, ſowohl weibliche 
wie männliche Angeſtellte. 

Verſicherungsfrei ſind: 

1. Ehegatten, die vom anderen Ehegatten beſchäftigt werden; 

2. in gewiſſen Fällen Perſonen, die nur vorübergehende Dienſtleiſtungen machen; 


3. die in Betrieben des Reichs, des Landes, der Gemeinde Beſchäftigten, wenn 
ſie Anſpruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗Verſorgung haben — Geiſt⸗ 6 


liche, Lehrer, Erzieher in ähnlichen Stellungen; 
4. Perſonen, die zu ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung für den eee Beruf 
gegen Entgelt tätig ſind. 


b) Freiwillige Verſicherung 


Wer aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet — z. B. ein An 


geſtellter, der ſich ſelbſtändig macht oder der die 7200⸗Reichsmark⸗Grenze überſchreitet — 
und ſchon mindeſtens ſechs Beitragsmonate auf Grund der Verſicherungspflicht zurück⸗ 


gelegt hat, kann die Verſicherung freiwillig fortſetzen (Weiterverſicherung). Über die frei⸗ 


willige Verſicherung gelten die Beſtimmungen der Invalidenverſicherung ſinngemäß. 
Bei der Weiterverſicherung und der Selbſtverſicherung ſind Beiträge in der dem 


jeweiligen Einkommen entſprechenden Gehaltsklaſſe, mindeſtens aber in der Gehalts 


klaſſe B, zu entrichten; vgl. unten d. \ 


c) Ruhegeld, Hinterbliebenenrenten, Wartezeit, Anwartſchaft 


Leiſtungen der Verſicherung ſind: Ruhegeld, Hinterbliebenenrenten und Heibver⸗ 
fahren, Hausgeld, Beitragserſtattungen u. a. 

In allen Fällen des Ruhegeldes muß jedoch erſt eine „Wartezeit“ erfüllt ſein. 
Dieſe beträgt 60 Beitragsmonate — das ſind alſo bei ſtändiger Verſicherung 5 Jahre. 
Sind jedoch weniger als 60 Beitragsmonate auf Grund der Verſicherungs pflicht nach⸗ 
gewieſen, ſo erhöht ſich die Wartezeit auf 120 Beitragsmonate. a 


Außer der Erfüllung der Wartezeit muß der Verſicherte die „Anwartſchaft aufrecht⸗ 


erhalten haben“. Das bedeutet folgendes: Durch die Zahlung der Beiträge erlangt der 


Verſicherte die Anwartſchaft darauf, daß er für den Fall des Alters oder der Berufs⸗ 


unfähigkeit die Rente erhält. Dieſe Anwartſchaft erliſcht, wenn nicht für die Kalenderjahre 


1926 bis 1933 je vier Monatsbeiträge und ab 1. Januar 1934 mindeſtens ſechs Beiträge 


* 
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oder Erſatzzeiten im Kalenderjahr nachgewieſen werden!). Als Beitragsmonate werden 
aber auch Zeiten des Militär⸗ und Kriegsdienſtes, ſowie der Krankheit und einer zwei⸗ 
monatigen Schwangerſchafts⸗ oder Wochenbettszeit gerechnet. Iſt die Anwartſchaft er⸗ 
loſchen, ſo lebt ſie wieder auf, wenn der Verſicherte die zur Aufrechterhaltung der 
Anwartſchaft noch erforderlichen freiwilligen Beiträge innerhalb der zwei Kalenderjahre 
nachentrichtet, die dem Kalenderjahre der Fälligkeit der Beiträge folgen. Die Anwart⸗ 
ſchaft lebt auch da wieder auf, wenn der Verſicherte von neuem auf Grund einer ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Beſchäftigung oder eines Selbſtverſicherungsverhältniſſes Beiträge 
entrichtet hat, und zwar, falls vor dem Erlöſchen der Anwartſchaft die Wartezeit erfüllt 
war, für mindeſtens 24 Beitragsmonate, andernfalls für mindeſtens 48 Beitragsmonate. 

Ruhegeld erhält, wer entweder die „Berufsunfähigkeit“ nachweiſt oder das geſetzliche 
Alter (65 Jahre) vollendet hat, außerdem die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft auf⸗ 
rechterhalten hat. 

Wer ſich vorſätzlich berufsunfähig macht, verliert den Anſpruch auf 
das Ruhegeld. 

Berufsunfähigkeit: Berufsunfähigkeit liegt dann vor, wenn der Verſicherte durch 
körperliche Gebrechen oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen und geiſtigen Kräfte zur 
Ausübung ſeines Berufs „dauernd unfähig“ iſt. Dies wird dann angenommen, wenn 
ſeine Arbeitsfähigkeit auf weniger als die Hälfte derjenigen eines körperlich und geiſtig 
geſunden Verſicherten von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntniſſen und 
Fähigkeiten herabgeſunken iſt. Wer zwar nicht dauernd berufsunfähig iſt, aber während 
26 Wochen ununterbrochen berufsunfähig geweſen iſt, erhält die Rente für die weitere 
Dauer der Berufsunfähigkeit ebenfalls. 

Wer 65 Jahre alt geworden iſt, erhält das Ruhegeld ſchlechthin — auch dann, wenn 
er noch erwerbsfähig iſt und weiter arbeitet und Gehalt bezieht. 

Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn der Verſtorbene zur Zeit ſeines Todes 
die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft aufrechterhalten hatte. 

An Hinterbliebenenrenten gewährt das Geſetz folgendes: 

Witwenrente erhält die Witwe nach dem Tode ihres verſicherten Mannes. 

Waiſenrente erhalten nach dem Tode des Verſicherten ſeine Kinder bis zum voll⸗ 
endeten fünfzehnten Lebensjahre. Sit das Kind noch in der Schul- oder Berufsausbildung, 
ſo wird die Rente bis höchſtens zum achtzehnten Lebensjahre gewährt; iſt es dauernd 
erwerbsunfähig, ſo wird die Rente dauernd gewährt. Als Kinder gelten nicht nur die 
ehelichen, ſondern auch die unehelichen, für ehelich erklärten und angenommenen Kinder, 
wenn der Verſicherte ſie überwiegend unterhalten hat. 

Nach dem Tode der verſicherten Ehefrau eines erwerbsunfähigen Mannes, die den 
Lebensunterhalt ihrer Familie ganz oder überwiegend aus ihrem Arbeitsverdienſt be⸗ 
ſtritten hat, ſteht dem Manne, aber nur ſolange er bedürftig iſt, Witwerrente zu. 

Die Renten werden durch die Poſt ausgezahlt. 

Für Kriegsteilnehmer ſind hinſichtlich der Wartezeit, Anwartſchaft uſw. verſchiedene 
Vergünſtigungen vorgeſehen. 

(Über die Höhe der Leiſtungen ſiehe unten.) 


d) Lohnklaſſen, Leiſtungen, Beiträge 


Nach der Höhe des monatlichen Arbeitsverdienſtes werden für die Verſicherungs⸗ 
pflichtigen folgende ſieben Gehaltsklaſſen gebildet: f 


) Die Anwartſchaft gilt auch als erhalten, wenn beim Verſicherungsfall die Zeiten ſeit dem erſten Eintrit 
in die Verſicherung mit Beiträgen Erſatzzeiten ſind hierfür nicht vorgeſehen) zur Hälfte belegt ſind, und zwar 
mit Beiträgen zur Angeſtellten- oder Invalidenverſicherung oder zur knappſchaftlichen Verſicherung. Hierbei 
werden das erſte und letzte Kalenderjahr der Verſicherung nicht mit gezählt, wohl aber die dafür entrichteten 
Beiträge (Halbdeckung). 


Beitrag je Monat / 
Klaſſe bis zu 50 = RM 2.— 
„ B von mehr als 0 2 


„% n 6.100% „ 200 = „ — 
" D U U 5 200 nn 300 — U 12,— 
. E " n n 300 1 400 = n 16 
an N ne 50 = „ 20.— 
„ P 000 Reichsmark „ 25.— 
Nlaſſe !!!; 8 RM 30.— 
f 88 Be 
n 1 


Pflicht- und freiwillig Verſicherte können ſich jederzeit in den Klaſſen H, I, K höher 
verſichern, ſie haben dann aber für den höheren Beitrag ſelbſt aufzukommen. 

Die Arbeitgeber und die Verſicherten bringen die Beiträge je zur Hälfte auf, und 
zwar in der Art, daß der Arbeitgeber den vollen Beitrag leiſtet und dem Angeſtellten die 
auf ihn fallende Hälfte bei der Gehaltszahlung abzieht. Die Beitragsleiſtung erfolgt 
regelmäßig durch Markenkleben. Die Marken ſind bei den Poſtanſtalten zu kaufen, in 


die von dem Verſicherten bei der „Ausgabeſtelle“ (Polizeibehörde uſw.) anzufordernde 


„Verſicherungskarte“ jeden Monat durch den Arbeitgeber einzukleben und durch Datie⸗ 
rung (z. B. 31. 5. 1930) zu entwerten. Für Verſicherte, deren monatliches Entgelt RM 50.— 
nicht überſteigt, ſowie für Lehrlinge entrichtet der Arbeitgeber die vollen Beiträge. 

Das Ruhegeld beſteht aus 

1. einem Grundbetrag von RM 360.— jährlich für alle Gehaltsklaſſen, 

2. einem Steigerungsbetrag von monatlich: 


in der Gehaltsklaſſe A —= RM 0.25 in der Gehaltsklaſſe F = RM 2.50 
„ „ n B= n 0.50 nn n G = n 3.— 
nn 7 = 7 I non n H= " 1 
nn 7 D= 7 1.50 1 n I= U om 
nn E 1 Be n n K Be 


Auf Beiträge für die Zeit vom 1. Auguſt 1921 bis zum 31. Deze 1923 
entfällt kein Steigerungsbetrag: 


3. einem Kinderzuſchuß von je RM 90.— jährlich für die erſten beiden Kinder, für 
jedes weitere Kind RM 120.— bis zu 15 Jahren, bei Schul- oder Berufsausbildung 
bis höchſtens 18 Jahren, bei erwerbsunfähigen Kindern dauernd. 

Die Witwenrente und die Witwerrente betragen fünf Zehntel, die Waiſen⸗ 

renten für jede Waiſe vier Zehntel des nach den erwähnten Grundſätzen berechneten 
Ruhegeldes, doch bleibt der Kinderzuſchuß dabei außer Anſatz. 


e) Sachleiſtungen ſtatt Renten 
Empfänger von Ruhegeld oder ſonſtiger Rente können auf ihren Antrag in einem 
Invaliden oder Waiſenhaus oder einer ähnlichen Anſtalt untergebracht werden. Dazu 
können die Barbezüge ganz oder teilweiſe verwendet werden. 
Trunkſüchtigen können auch ohne ihre Zuſtimmung Sachleiſtungen gewährt werden, 


ſei es, daß ſie ſtatt Geld Naturalien (Wohnung, Nahrungsmittel uſw.) erhalten, ſei es, daß fie 


in einer Trinkerheilanſtalt untergebracht oder einer Trinkerfürſorgeſtelle zugewieſen werden. 


f) Heilverfahren, Hausgeld 
Um die infolge einer Erkrankung drohende Berufsunfähigkeit eines Verſicherten abzu⸗ 


wenden, kann ein Heilverfahren eingeleitet werden. Das gleiche gilt, wenn zu erwarten 


iſt, daß ein Ruhegeld⸗Empfänger durch ein Heilverfahren wieder berufsfähig gemacht 
werden kann. Insbeſondere kann die Unterbringung in einem Krankenhaus oder einer 
Anſtalt für Geneſende angeordnet werden. Iſt er verheiratet und lebt mit ſeiner Familie 
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zuſammen gder hat er einen eigenen Haushalt oder iſt er Mitglied des Haushalts feiner 
Familie, jo dedarf es ſeiner Zuſtimmung. 

Angehörige des Erkrankten, deren Unterhalt er ganz oder überwiegend aus ſeinem 
Arbeitsverdienſt beſtritten hat, erhalten während des Heilverfahrens ein ſog. „Hausgeld“. 
Es beträgt täglich mindeſtens ½0 des zuletzt entrichteten Monatsbeitrages. 

Das Heiverfchren iſt eine freiwillige Leiſtung der RfA, ein Rechtsanſpruch darauf 
beſteht nicht. Die Bedingungen hängen vom Einzelfall ab. 


g) Wegfall, Entziehung, Ruhen der Renten 


Die Witwen⸗ und die Witwerrenten fallen bei der Wiederverheiratung fort. Als 
Abfindung erhält die Witwe eine einmalige Summe im einfachen Betrage der Jahres⸗ 
rente. Witwer erhalten eine Abfindung nicht. 

Iſt der Empfänger eines Ruhegeldes nicht mehr berufsunfähig — z. B. weil er durch 
ein Heilverfahren (vgl. oben 1) ſeine Erwerbsfähigkeit wiedergewonnen hat —, jo wird 
ihm das Ruhegeld entzogen. 

Witwerrenten werden entzogen, wenn der Witwer nicht mehr bedürftig iſt, z. B. 
wenn er eine Erbſchaft macht, von deren Erträgen er leben kann. 

Ruhegeld und Renten werden nicht ausgezahlt, ſondern „ruhen“, wenn der an ſich 
Berechtigte ſich im Ausland aufhält, ohne der Verſicherungsanſtalt ſeinen Aufenthaltsort 
mitzuteilen, ferner ſolange der an ſich Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem 
Monat verbüßt oder in einem Arbeitshauſe oder einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt. 
In dieſem Falle wird den Angehörigen das Ruhegeld überwieſen. Tritt neben den An⸗ 
ſpruch auf Ruhegeld oder auf eine andere Rente der Anſpruch auf eine reichsgeſetzliche 
Unfallrente, jo tritt ein teilweiſes Ruhen der Rente aus der Angeſtellten⸗Verſicherung ein. 


h) Erſtattung von Beiträgen 


Wenn eine weibliche Verſicherte nach Ablauf der Wartezeit vor Eintritt in den Genuß 
eines Ruhegeldes ſtirbt und kein Anſpruch auf Hinterbliebenenrente beſteht — dies iſt 
die Regel, weil ja gewöhnlich nur bei Erwerbsunfähigkeit des Mannes beim Tode 
der Frau Hinterbliebenenrenten gewährt werden, vgl. oben e —, jo können die Angehörigen 
verlangen, daß die Hälfte der Beiträge — nicht etwa nur die Hälfte der von der Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt geleiſteten Beitragshälfte — als Abfindung zurückgewährt werden. Dies 
gilt aber nur für die vom 1. Januar 1924 ab entrichteten Beiträge. Für Beiträge, die vor 
dem 1. Januar 1924 entrichtet worden find, erſtattet die RfA freiwillig RM 30.—, wenn 
mindeſtens 30 Beitragsmonate von der geſamten Wartezeit vor dieſem Termin zurück⸗ 
gelegt ſind. 

i) Die Behörden; das Verfahren 


Träger der Angeſtellten-Verſicherung iſt die „Reichsverſicherungsanſtalt für Ange⸗ 
ſtellte“ in Berlin⸗Wilmersdorf, Ruhrſtraße 2. 

Die Spruchbehörden der Angeſtelltenverſicherung ſind: 

1. Verſicherungsämter — 2. Oberverſicherungsämter — 3. das Reichsverſicherungsamt. 

Bei den Verſicherungsämtern werden Ausſchüſſe für Angeſtellten⸗Verſicherung, bei 
den Oberverſicherungsämtern Kammern für Angeſtellten⸗-Verſicherung, beim Reichs⸗ 
verſicherungsamt Senate für Angeſtellten-Verſicherung gebildet. 

Anträge auf Leiſtungen ſind an die Reichsverſicherungsanſtalt oder an das Ver⸗ 
ſicherungsamt zu richten. Belegſtücke ſind beizufügen. 

Die Reichsverſicherungsanſtalt ſtellt, nach Feſtſtellung des Sachverhalts, die Lei— 
ſtungen der Angeſtellten-Verſicherung durch einen ſchriftlichen Beſcheid feſt. Gegen dieſen 
Beſcheid gibt es Berufung an die Spruchkammer des Oberverſicherungsamts (Friſt: 
ein Monat ſeit Zuſtellung). Dieſe entſcheidet durch Urteil. Gegen das Urteil gibt es in wich⸗— 
tigen Fällen die Reviſion (Friſt: ein Monat ſeit Zuſtellung); fie geht an den Spruch— 
ſenat des Reichsverſicherungsamts. 
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Dieſes ganze Verfahren heißt „Feſtſtellungsverfahren“. Daneben gibt es für die- 
jenigen Fälle, in denen es ſich nicht um die Feſtſtellung von Leiſtungen e ein ein» 


facheres „Beſchlußverfahren“. 


5. Arbeitsloſenverſicherung. 
a) Die Verſicherungspflicht 


Die Arbeitsloſenverſicherung ſteht im Zuſammenhang mit der Kranken⸗, Angeſtellten⸗ 


und Knappſchaftsverſicherung, d. h. nur der muß Beiträge für die Arbeitsloſenverſicherung 
zahlen, der als Arbeitnehmer einer dieſer drei Verſicherungen 1 Geſetzes angehört. 


Verſicherungsfrei ſind: 


1. Beſchäftigte in der Land- und Forſtwirtſchaft, der Binnen⸗ und ukerfſcherel ein · 


ſchließlich der Teichwirtſchaft; 

2. Hausgehilfinnen; 

3. Lehrlinge, die auf Grund eines ſchriftlichen Lehrvertrages mindeſtens inet 
Jahre lernen; 12 Monate vor Beendigung der Lehrzeit wird der Lehrling dann 
allerdings verſicherungspflichtig. Bei der Krankenkaſſe iſt eine Befreiungsanzeige 
einzureichen. 

4. Außerdem ſind noch einige andere Gruppen bericerungsfei, die hier aber nicht 
ins Gewicht fallen. 


Freiwillig weiterverſichern können ſich Angeſtellte, die wegen Überſchreitung der 


Angeſtelltenverſicherungsgrenze (RM 7200.—) aus der Verſicherung ausſcheiden. In 


dieſem Fall muß innerhalb drei Wochen Anzeige an die zuſtändige Krankenkaſſe erfolgen. 


b) Beiträge 

Die Beiträge ſind vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer je zur Hälfte aufzubringen 
und an die zuſtändige Krankenkaſſe zu überweiſen. Ihre Höhe beträgt 61/,% des ee 
entgeltes. 

c) Antrag auf Unterſtützung 

Der Arbeitsloſe iſt verpflichtet, den Antrag auf Arbeitsloſenunterſtützung (AU) 
perſönlich beim Arbeitsamt zu ſtellen. Er hat dabei die Arbeitgeberbeſcheinigung vor⸗ 
zulegen. Sie muß enthalten: 
Beginn und Ende des Arbeitsverhältniſſes; 
Art der Arbeit; 
Kündigungsgrund; 
Höhe des Verdienſtes; 
evtl. gewährte Entſchädigung oder Abfindung; 
. Bejcheinigung der abgezogenen und abgeführten Verſicherungsbeiträge. 5 

Die Beſcheinigung muß wahr ſein, ſonſt kannGeld⸗ oderGefängnisſtrafe verhängt werden ! 

Der Vorſitzende des Arbeitsamtes entſcheidet über den Antrag auf Unterſtützung. 
Dagegen iſt Einſpruch beim Spruchausſchuß des Arbeitsamtes zuläſſig. 


„ 


Der Arbeitsloſe, der AM erhält, hat ſich regelmäßig beim Arbeitsamt zu melden, 


um wieder Arbeit zu bekommen. 
Arbeitsloſenunterſtützung erhält, wer arbeitsfähig, unfreiwillig arbeitslos und hilfs⸗ 


bedürftig iſt. Die Unterſtützung wird vom erſten Tage an und auf unbeſchränkte Dauer 
gewährt. Sie kann davon abhängig gemacht werden, daß ſich der Arbeitsloſe einer Berufs⸗ 


umſchulung unterzieht oder zuſätzlich gemeinnützige Arbeit (Pflichtarbeit) verrichtet. Die 


Unterſtützung beſteht aus der Hauptunterſtützung und etwaigen Unterſtützungen für die 


vom Arbeitsloſen zu unterhaltenden Familienangehörigen. Die Unterſtützungsſätze be⸗ 


meſſen ſich nach den für die Beamtenbeſoldung gültigen Ortsklaſſen und Lohnklaſſen 


(wöchentliches Entgelt bis zu RM 12.—: Klaſſe I, von mehr als RM 12.— bis RM 24.—: 
Klaſſe II uſw.). Bei der Ermittlung der Lohnklaſſe wird das bisherige letzte Arbeitsentgelt 


Ba 
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zugrunde gelegt. Im Falle beſonderen Notſtands kann daneben eine Sonderbeihilfe ge— 
währt werden, bei Arbeitsunwilligen können die Sätze gekürzt werden. 


Auf die Unterſtützung werden angerechnet: 


1. Alle Einkünfte des Arbeitsloſen, ſoweit ſie wöchentlich mehr als RM 6.— betragen 
oder aus Mitteln der freien . oder aus ſonſtigen freiwilligen 
Zuwendungen herrühren. 


2. Einkünfte der unterhaltsverpflichteten Angehörigen, ſoweit deren wöchentliches 
Einkommen nach Abzug von Steuern, Soziallaſten und Werbungskoſten RM 24.— 
überſteigt. Dieſer Freibetrag erhöht ſich um RM 9.— für jede weitere von dieſem 
Angehörigen zu unterhaltende Perſon. 

Gegen Entſcheidungen des Arbeitsamtes in Unterſtützungsſachen kann Einſpruch 
binnen zwei Wochen beim Arbeitsamt eingelegt werden. Gibt das Arbeitsamt dem Ein⸗ 
ſpruch nicht ſtatt, ſo entſcheidet der Präſident des Landesarbeitsamtes. 

Beſonders geregelt iſt die Unterſtützung bei Kurzarbeit. Kurzarbeiterunterſtützung 
erhält der Arbeiter oder Angeſtellte, der wegen Arbeitsmangels in der Doppelwoche weniger 
als 80 Stunden bei entſprechender Verringerung ſeiner Bezüge, mindeſtens jedoch 
8 Stunden bzw. eine Arbeitsſchicht beſchäftigt wird. Die Unterſtützung wird nicht gewährt, 
wenn der Kurzarbeiter in den ausfallenden Arbeitsſtunden andere entgeltliche Arbeit 
verrichtet oder wenn ihm andere zumutbare Arbeit nachgewieſen wird. 

Die Kurzarbeiterunterſtützung beträgt für die Doppelwoche 50% des Unterſchieds 
zwiſchen dem erzielten Arbeitsentgelt und dem Arbeitsentgelt, das der Kurzarbeiter in 
80 Arbeitsſtunden erzielt hätte. Für jeden zuſchlagsberechtigten Angehörigen erhöht ſich 
die Unterſtützung um 10% des Unterſchiedsbetrages, im Höchſtfalle bis zur Höhe des Ent⸗ 
gelts für 80 Arbeitsſtunden. 

Der Betriebsführer hat die Einführung der Kurzarbeit dem Arbeitsamt anzuzeigen, 
damit die Gefolgſchaftsmitglieder die Unterſtützung erhalten. Die Auszahlung und Be- 
rechnung der Unterſtützungen können vom Arbeitsamt dem Betrieb übertragen werden. 


C. Kriegsarbeitsrecht 


a) Maſſenentlaſſungen 


Werden in Auswirkung des Krieges Betriebe ſtillgelegt, eingeſchränkt oder umgeſtellt, 
ſo kann der Reichstreuhänder die beſtehenden Kündigungsfriſten für einzelne Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder, für die Gefolgſchaften einzelner Betriebe oder diejenigen einer Gruppe von 
Betrieben abkürzen. Gleiches gilt für ſolche Friſten, innerhalb deren die Einführung von 
Kurzarbeit anzukündigen iſt. Wegen der Zahlung fällig werdender Enrſchädigungen kann 
der Reichstreuhänder von den geſetzlichen Vorſchriften oder ſonſt getroffenen Regelungen 
abweichende Beſtimmungen treffen. Die Abkürzung von Kündigungs- oder Ankündigungs⸗ 
friſten kann von der Erfüllung beſtimmter Auflagen zugunſten der Gefolgſchaftsmitglieder 

abhängig gemacht werden. 


b) Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſels 


Um den Arbeitseinſatz den Bedürfniſſen des Krieges anzupaſſen, iſt der Arbeitsplatz⸗ 
wechſel weitgehend beſchränkt. Arbeitskräfte, auch Lehrlinge, dürfen daher nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Arbeitsamtes eingeſtellt werden. Ausgenommen von der Zuſtimmungs⸗ 
pflicht ſind landwirtſchaftliche Betriebe, der Bergbau und Haushaltungen mit Kindern 
unter 14 Jahren. — Die Löſung von Arbeits- und Lehrverhältniſſen iſt ebenfalls von der 
Zuſtimmung des Arbeitsamtes abhängig, es ſei denn, die Parteien ſind ſich über die Löſung 
einig. Bei friſtloſen Kündigungen iſt die Zuſtimmung des Arbeitsamtes nachträglich einzu⸗ 
holen. Der Zuſtimmung bedarf nicht die Auflöſung von gelegentlichen Dienſtleiſtungen 
oder Beſchäftigungen gegen geringfügiges, nicht der Krankenverſicherung unterliegendes 
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Entgelt, ferner bei Betriebsſtillegungen und bei Einſtellungen zur msshilfe Da Probe 
auf einen Monat. 1 
Freiwerdende Arbeitskräfte haben ſich unverzüglich beim Arbeitsamt zu melden. 
Die Beſtimmungen über die Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſ els gelten auch 
ſinngemäß für Arbeitsverhältniſſe mit helfenden Familienangehörigen. Verſtöße gegen die 
Beſtimmungen über die Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſels werden ſtreng 1 


c) Arbeitsverhältnis bei Wehrdienſteinberufungen 


Durch Einberufung zum Wehrdienſt werden beſtehende Arbeits- und Lehrverhältniſſe 
nicht gelöſt. Die beiderſeitigen Rechte und Pflichten — ausgenommen die einmal über⸗ 
nommene Pflicht des Betriebsführers auf Weiterge währung einer Werkswohnung an 
Familienangehörige — ruhen. 

Das Kündigungsrecht ſteht nur dem einberufenen Gefolgſchaftsmitglied zu. 


a) Arbeitszeit | 

Männliche Gefolgſchaftsmitglieder über 18 Jahre dürfen mit notwendiger Mehr⸗ 
arbeit ohne behördliche Genehmigung nicht länger als 10 Stunden, bei regelmäßiger und 
erheblicher Arbeitsbereitſchaft nicht länger als 12 Stunden am Tage beſchäftigt werden, 
wenn trotz verantwortlicher Prüfung das notwendige Arbeitsergebnis nicht auf andere 
Weiſe erreicht werden kann. Über darüber hinausgehende Arbeitszeitverlängerungen und in 
Zweifelsfällen entſcheidet das Gewerbeaufſichtsamt. Zwölfſtündige Arbeitsſchichten dürfen 
beibehalten werden, wenn während der Schicht mindeſtens zweiſtündige Ruhepauſen 
gewährt werden oder in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfange Arbeits⸗ 
bereitſchaft fällt. Beſondere Vorſchriften ſind für Krankenpflegeanſtalten, den Bergbau und 
die Landwirtſchaft, ferner für das Entladen von Eiſenbahngüterwagen ergangen. 

Frauen dürfen in dringenden Ausnahmen bis 56 Stunden wöchentlich beſchäftigt 
werden. Für die Ruhepauſen und Nachtarbeit der Frauen gelten die gleichen abweichenden 
Beſtimmungen wie für Jugendliche (ſiehe Nachtrag zum Jugendſchutzgeſetz Seite 334). 


e) Entlohnung der Mehrarbeit 
Zuſchläge für Mehrarbeitszeit, ſowie Sonntags-, Feiertags⸗ und Nachtarbeit ſind 
an die Gefolgſchaftsmitglieder zu zahlen. 


Nichtbeſteuerung der Mehrarbeitszuſchläge. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat zur Vereinfachung des Steuerabzugver⸗ 
fahrens und zur Vermeidung unbilliger Härte angeordnet, daß die Einkommenſteuer 
und der Kriegszuſchlag nicht auch von den Mehrarbeitszuſchlägen erhoben 
werden. 

Das gleiche gilt für Zuſchläge, die für Sonntags⸗, Feiertags⸗ und Nachtarbeit 
gezahlt werden. : 


) Lohnſto p 

Lohn, Gehaltsſätze und ſonſtige regelmäßige Bezüge dürfen während des Krieges 
nicht erhöht werden, auch nicht durch einmalige Zuwendungen. Erhöhungen, die ſich nach 
Geſetz, Tarif- oder Betriebsordnung und Anordnung der Treuhänder infolge Aufrückens 
in eine höher entlohnte Altersſtufe, Berufs- oder Tätigkeitsgruppe ergeben, fallen nicht 
unter den Lohnſtop. 

Anderungen feſtgeſetzter und ausge probter Akkorde zur Lohnerhöhung ſind ebenfalls 
verboten, dagegen nicht Lohnerhöhungen, die ſich durch Leiſtungsſteigerungen bei Bei⸗ 
behaltung der bisherigen Akkordgrundlagen ergeben. 

Der Lohnſtop gilt ſinngemäß für Lohnherabſetzungen. 


XI. Arbeits⸗ und Verſicherungsrecht 


g) Lohnerſparniſſe 


des Betriebeß, die auf Grund neuer Lohnfeſtſetzungen durch die Reichstreuhänder erzielt 
werden, müſſen an die Finanzämter abgeführt werden, es ſei denn, daß nach Anweiſung 
des Reichskommiſſars für die Preisbildung ſolche Lohnerſparniſſe zu Preisſenkungen 
verwendet werden. 
Für derartige Lohnerſparniſſe müſſen beſondere Lohnkonten geführt werden. 
Fällt Arbeitszeit durch Fliegeralarm aus, ſo beſteht kein Lohnanſpruch; es ſoll aber 
Gelegenheit zur Nacharbeit zwecks Ausgleich des Lohnausfalles gegeben werden. 


b) Sozialverſicherung 

Bezüge der zur Wehrmacht Einberufenen gelten nicht als Entgelt im Sinne der 
Sozialverſicherung. Deshalb ſind für Bezüge der Einberufenen, auch wenn ſie freiwillig 
von den Betriebsführern gewährt werden, und für die Familienunterhaltsbeträge keine 
Soziallaſten aufzubringen. Die Zeiten des beſonderen Einſatzes der Wehrmacht gelten 
als Erſatzzeiten und ſtehen Pflichtbeiträgen gleich, d. h. ſie werden zur Erfüllung der 
Wartezeiten und zur Erhaltung der Anwartſchaften ohne weiteres angerechnet. 

Nur bei Gefolgſchaftsmitgliedern des öffentlichen Dienſtes, die während der Wehr— 
machtseinberufung ihre Friedensbezüge unter Abrechnung eines vorgeſchriebenen Aus— 
gleichsbetrages fortgezahlt erhalten, bleibt die Invaliden- bzw. Angeſtelltenverſicherungs— 
pflicht, dagegen nicht die Kranken- und Arbeitsloſenverſicherungspflicht beſtehen. 

Dienſtverpflichtete, die von den Angehörigen getrennt leben müſſen, erhalten neben 
dem Arbeitslohn vom Arbeitsamt Trennungszuſchläge bis zu RM 19.— wöchentlich. 
In Sonderfällen können außerdem zuſätzliche Unterſtützungen, beſonders zur Tilgung alter 
Verbindlichkeiten, gewährt werden. 


i) Sonderzulagen an Schwer-, Schwerſt⸗ und Langarbeiter 
Die Betriebsführer ſind verpflichtet, für die ſtändig mit Schwer-, Schwerſt- oder 
Langarbeit Beſchäftigten beim Gewerbeaufſichtsamt Sonderzulagen an Fleiſch, Brot, 
Fett oder Mehl zu beantragen. Richtlinien für die Auswahl von Schwer-, Schwerſt- oder 
Langarbeitern hat der Reichsarbeitsminiſter erlaſſen. 
Beſchäftigte, die der Einwirkung von Giften in beſonderem Maße ausgeſetzt ſind, 
können auf gleichem Wege Vollmilch erhalten. Bei Wechſel der Tätigkeit oder Ausſcheiden 
aus dem Betrieb iſt das Ernährungsamt durch den Betriebsführer zu benachrichtigen. 


XII. STEUERN UND ZOLLE 
A. Steuern | 


1. Einleitung 


Der $1 des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 16. Oktober 1934 lautet: 
„Die Steuergeſetze ſind nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung auszulegen. 
Dabei ſind die Volksanſchauung, der Zweck und die wirtſchaftliche Bedeutung der 
Steuergeſetze und die Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen. 
Entſprechendes gilt für die Beurteilung von Tatbeſtänden.“ 


Wie ſchon im Kapitel „Das Recht des Kaufmanns“ erwähnt wurde, wird das geſamte 


Recht — darunter natürlich auch das Steuerrecht — neu geformt, ſo daß es den Forderungen 
der nationalſozialiſtiſchen Idee entſpricht. Gleich nach der Machtergreifung wurde deshalb 
mit der Steuerreform begonnen. Durch eine Menge von Verordnungen, die dem Wirr⸗ 
warr in der Wirtſchaftslage der Syſtemzeit durchaus entſprach, war das Steuerrecht ſo 
umſtändlich geworden, daß die erſte Forderung laut wurde: Vereinfachung der ſteuer⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen. Zur Durchführung der großen Aufgaben, die aus der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung geboren wurden, war weiterhin notwendig, daß die welt⸗ 
anſchaulichen, wirtſchafts⸗ und bevölkerungspolitiſchen Grundlagen in das neue Steuer⸗ 
recht hineingearbeitet wurden. N 15 

Wir ſtehen noch nicht am Ende, ſondern die Dinge befinden ſich noch im Fluß. Die 
kommenden Jahre werden uns noch weiter vorwärtsbringen in der großen national⸗ 
ſozialiſtiſchen Steuerreform. 8 

Der Staat hat die hohe Aufgabe der Sicherung des Eigenlebens der Volksgeſamtheit. 
Zur Durchführung dieſer Aufgabe bedarf er eines Apparats, der natürlich Geld koſtet. 
Dieſes Geld wird in der Hauptſache aufgebracht durch Steuern und Zölle. ö b 

Das Reich erhebt teils „direkte Steuern“, teils indirekt“. Zu den direkten oder Beſitz⸗ 
ſteuern zählen in der Hauptſache die Einkommenſteuer und die Vermögenſteuer. Zu den 
indirekten Steuern gehören die auf verſchiedene zum Verbrauch beſtimmte Waren (z. B. 
Tabak, Zucker, Bier uſw.) gelegten Verbrauchsſteuern und die Verkehrsſteuern, deren 
weſentlichſte die Umſatzſteuer iſt. | 

Bisweilen werden die Abgaben auch als „Stempel“ eingezogen. Auch „Stempel“ 
fallen unter den Begriff der Steuern. Die jetzt übliche Bezeichnung iſt Urkundenſteuer. 


2. Die Reichsabgabenordnung 


vom 22. Mai 1931, die mehrfach geändert und feit 1933 insbeſondere durch das Steuer⸗ 
anpaſſungsgeſetz an die nationalſozialiſtiſche Rechtsanſchauung angeglichen worden iſt, 

enthält eine Zuſammenſtellung des allgemeinen Steuer- und Abgabenrechts. Die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes ſind maßgebend für jedes einzelne Steuer⸗ und Abgaben⸗ 


geſetz, ſoweit dort nicht Sondervorſchriften oder Sondergeſetze die allgemeinen Vorſchriften er ; 


der Reichsabgabenordnung ausſchließen. | 

Bei Auslegung der Steuergeſetze ſind ihr Zweck, ihre wirtſchaftliche Bedeutung 
und die Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen. Durch Mißbrauch von Formen 
und Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts kann die Steuerpflicht nicht um⸗ 


gangen oder gemindert werden. Die unter Mißbrauch getroffenen Maßnahmen ſind für 1 . ö 


die Beſteuerung ohne Bedeutung. 
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Die ungren Steuerbehörden find die Finanzämter und ihre Hilfsſtellen. Über 
ihnen ſtehen die Oberfinanzpräſidenten als Oberbehörden und darüber der Reichs 
miniſter der Finanzen und als oberſter Gerichtshof in Reichsſteuerſachen der Reichs- 
finanzhof in München. 

Die Finanzämter und ihre Hilfsſtellen ſtehen unter Leitung von Vorſtehern, außerdem 
beſtehen bei den meiſten Finanzämtern noch Beiräte. 

Zuſtändig für die Beſteuerung iſt das Finanzamt des Wohnſitzes oder in Ermangelung 
deſſen das Finanzamt des gewöhnlichen Aufenthalts, des Steuerpflichtigen. Bei jurifti- 
ſchen Perſonen (Aktiengeſellſchaften uſw.) iſt der Ort der Leitung entſcheidend; bei 
Steuern, die auf dem Betrieb eines Unternehmens ruhen, der Ort des Betriebes, bei 
Grundſteuern der des Grundbeſitzes. 

Die Steuerſchuld entſteht, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das Geſetz 
die Steuer knüpft. Bei unbeſtimmten Steuerſchulden kann vorläufige Feſtſetzung erfolgen. 

Steht ein Gegenſtand, ein Vermögen uſw. mehreren Perſonen zur geſamten 
Hand zu (Hauptfälle: die gewöhnliche Geſellſchaft, offene Handelsgeſellſchaft, Kommandit⸗ 
geſellſchaft), ſo wird jede einzelne Perſon ihrem Anteil entſprechend beſteuert. 

Zölle und Verbrauchsſteuern verjähren in einem Jahr, die Grundſteuer in drei 
Jahren und die übrigen Steuern in fünf Jahren — bei hinterzogenen Beträgen jedoch erſt 
in zehn Jahren — ſeit Ablauf des Jahres, in dem der Anſpruch entſtanden iſt. 

Diejenigen, die ſchon Bücher nach dem HGB. führen müſſen (Kaufleute), brauchen 
die Bücher auch für den ſteuerlichen Nachweis. Außerdem ſind noch folgende Unternehmer 
und Unternehmen zur Führung von Büchern oder Aufzeichnungen für ſteuerliche Zwecke 
verpflichtet: 

a) Für Zwecke der Beſteuerung nach dem Einkommen, dem Ertrag und dem Ver⸗ 
mögen ſind die Unternehmer und Unternehmen, die nach den bei der letzten Ver⸗ 
anlagung getroffenen Feſtſtellungen entweder: 

1. Geſamtumſatz leinſchließlich des ſteuerfreien Umſatzes) von mehr als RM 200000 
oder 

2. Betriebsvermögen von mehr als RM 50000.— oder 

3. land wirtſchaftliches, forſtwirtſchaftliches und gärtneriſches Vermögen von mehr 
als RM 100000 oder 

4. Gewerbeertrag von mehr als RM 6000.— oder 

5. Reineinkünfte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft von mehr als RM 6000.— gehabt | 
haben, verpflichtet, Bücher zu führen und auf Grund jährlicher Beſtandsauf⸗ 
nahmen regelmäßig Abſchlüſſe zu machen. 

b) Für Zwecke der Umſatzſteuer ſind die nach dem Umſatzſteuergeſetz ſteuerpflichtigen 
Unternehmer und Unternehmen verpflichtet, zur Feſtſtellung der Entgelte Auf⸗ 
zeichnungen zu machen. Aus den Aufzeichnungen muß zu erſehen ſein, wie ſich die 
Entgelte auf die Umſätze, für welche verſchiedene Steuerſätze beſtehen, verteilen. 

Die Steuerfeſtſetzung erfolgt auf Grund einer Steuererklärung. Die Er⸗ 
klärungen ſind für das Finanzamt nicht ſchlechthin maßgebend. Vielmehr kann das Finanz⸗ 
amt auch ſelbſt Ermittelungen vornehmen, u. U. auf Koſten des Steuerpflichtigen. 

Für die Kriegszeit iſt durch den Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Ver⸗ 
einfachung der Verwaltung vom 28. Auguſt 1939 eine weſentliche Anderung des Rechts- 
mittelverfahrens angeordnet worden. Das für Zölle und Verbrauchsſteuern vorgeſehene 
Anfechtungsverfahren gilt jetzt auch an Stelle des Einſpruchs- und Berufungsverfahrens. 
Die Rechtsbeſchwerde an den Reichsfinanzhof iſt in allen Fällen jetzt nur noch dann zuläſſig, 
wenn ſie der Oberfinanzpräſident wegen der grundſätzlichen Bedeutung oder der bejon- 
deren Umſtände des Einzelfalles zugelaſſen hat. 

Gegen die Steuerbeſcheide gibt es bei Zöllen und Verbrauchsſteuern das Anfech— 
tungsverfahren, bei ſonſtigen Abgaben das Berufungsverfahren. Über die An⸗ 
fechtung gegen eine Entſcheidung des Finanzamtes entſcheidet der Oberfinanzpräſident; 
gegen die Entſcheidung des Oberfinanzpräſidenten iſt die Rechtsbeſchwerde an den Reichs- 
26 Oeflers Handbuch 
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finanzhof zuläſſig. Im Berufungsverfahren iſt zunächſt Einſpruch einzulegen; über dieſen 
entſcheidet das Finanzamt. Wenn jedoch der Vorſteher des Finanzamts innerhalb der 
Rechtsmittelfriſt ſeine Einwilligung erklärt, kann der Steuerpflichtige ſtatt des Einſpruchs 
ſogleich Berufung einlegen. Die Berufung geht an das Finanzgericht; gegen deſſen Ent⸗ 
ſcheidung iſt die Rechtsbeſchwerde an den Reichsfinanzhof zuläſſig. Die Rechtsbeſchwerde 
an den Reichsfinanzhof iſt jedoch nur bei einem Streitwert über RM 500.— ftatthaft, es 
ſei denn, daß das Finanzgericht wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Streitfalles auch 
bei einem geringeren Streitwert die Rechtsbeſchwerde zuläßt. Im übrigen iſt gegen jede 
Verfügung von Finanzbehörden die einfache Beſchwerde zuläſſig. Sämtliche Rechtsmittel 
können nur binnen einem Monat ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll angemeldet 
werden. Im Rechtsmittelverfahren werden Gebühren erhoben. 

Die rückſtändigen Steuern werden zwangsweiſe beigetrieben. Die Vollſtreckung 
iſt ähnlich geregelt wie die Vollſtreckung im bürgerlichen Streitverfahren. Das Finanzamt 
kann ſelbſt den Offenbarungseid abnehmen, wenn der Steuerſchuldner dazu bereit iſt. 

Im Mahn⸗ und Zwangsverfahren werden Gebühren erhoben, deren Höhe der Reichs⸗ 
finanzminiſter feſtſetzt. 

Als Steuerhinterziehung gilt die Erſchleichung nicht gerechtfertigter Steuer⸗ 
vorteile oder die Bewirkung der Verkürzung von Steuereinnahmen. Die Steuerumgehung 
gilt nur bei vorſätzlicher Pflichtverletzung als Steuerhinterziehung. Der Verſuch ſteht 
der Vollendung gleich, ebenſo Beihilfe und Begünſtigung. Neben der Verurteilung wegen 
Steuerhinterziehung iſt auf Einziehung der ſteuerpflichtigen Erzeugniſſe und zoll⸗ 
pflichtigen Waren zu erkennen; falls die Einziehung unmöglich iſt, auf Erlegung des ent⸗ 
ſprechenden Wertes. 

Steuergefährdung iſt die fahrläſſige Bewirkung der Verkürzung von Steuer⸗ 
einnahmen oder der Gewährung oder Belaſſung von Steuervorteilen. Die Steuer⸗ 
umgehung iſt unter Umſtänden als Steuergefährdung zu beſtrafen. Steuerhehlerei 
liegt vor, wenn jemand Gegenſtände, für die Steuern hinterzogen ſind, kauft oder ſonſtwie 
an ſich bringt, verheimlicht oder zu ihrem Abſatz mit beiträgt. Die Strafe ſteht der Strafe 
für Steuerhinterziehung gleich. 

Die Steuerhinterziehungs⸗ und Steuergefährdungsſtrafen ſind in den meiſten Steuer⸗ 
geſetzen beſonders geregelt. | 

Steuerpflichtige Erzeugniſſe, die im Handel nicht vorſchriftsmäßig verpackt oder be⸗ 
zeichnet angetroffen werden, oder nicht vorſchriftsmäßig verſteuert worden ſind, unter⸗ 
liegen der Einziehung. 

Unverſchuldeter Rechtsirrtum ſchützt vor Strafe; ferner bleibt ſtraflos, wer vor Ein⸗ 
leitung des Steuerſtrafverfahrens unrichtige Angaben berichtigt oder unterlaſſene Angaben 
nachholt (Selbſtanzeige). | 

Sonſtige Zuwiderhandlungen werden mit Ordnungsſtrafen (Geldſtrafen) belegt. 

Bei verſpäteten Einzahlungen — ſofern nicht Stundung gewährt worden iſt — 
ſind Verſpätungszuſchläge zu leiſten. 


3. Die Einkommenſteuer 
(Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939), 


a) Steuerpflicht 

Alle natürlichen Perſonen, die im Inland einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, ſind unbeſchränkt einkommenſteuerpflichtig. Die unbeſchränkte Ein⸗ 
kommenſteuerpflicht erſtreckt ſich auf ſämtliche Einkünfte. f 

Natürliche Perſonen, die im Inland weder einen Wohnſitz noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, ſind beſchränkt einkommenſteuerpflichtig mit inländiſchen Einkünften. 

Die Beſteuerung der Kapitalgeſellſchaften und der ſonſtigen Körperſchaften des 
privaten und öffentlichen Rechts iſt in einem beſonderen Geſetze, dem Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetze, geregelt. i 5 
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b) Einkommen 
Die Einkommenſteuer bemißt ſich nach dem Einkommen, das der Steuerpflichtige 


2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb; 

3. Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit; 

4. Einkünfte aus nicht ſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn); 

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen; 

6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung; 

7. Sonſtige Einkünfte (Renten, Zuſchüſſe, Spekulationsgewinne). 
Steuerfrei ſind u. a.: 

1. Die Fürſorge⸗ und Verſorgungsbezüge nach dem Wehrmachtfürſorge- und Ver⸗ 

ſorgungsgeſetz und nach dem Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetz; 

2. Verſtümmelungszulagen; 

3. Zuſchläge, die Witwen und Waiſen von Berufsoffizieren und von Beamten 
der alten Wehrmacht an Stelle der Kriegsverſorgung erhalten; 
Vorzugsrenten auf Grund des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen; 
. Ehrenzulagen, die mit Deutſchen Kriegsorden und Ehrenzeichen verbunden 
ſind, und Frontzulagen; 

6. Bezüge aus einer Krankenverſicherung und der reichsgeſetzlichen Unfallverſiche— 
rung ſowie Sachleiſtungen aus den übrigen Zweigen der Reichsverſicherung; 

7. Entſchädigungen wegen Entlaſſung aus einem Dienſtverhältnis auf Grund des 
Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit; 

8. Kapitalabfindungen auf Grund der Reichsverſicherung, der Beamtenpenſions⸗ 
geſetze und der Militärverſorgung; 

9. Heiratsbeihilfen und Geburtsbeihilfen an Arbeitnehmer; 

10. die aus öffentlichen Kaſſen gezahlten Aufwandsentſchädigungen und Reiſe⸗ 
koſten. Dagegen ſind Entſchädigungen, die für Verdienſtausfall und Zeitverluſt 
gezahlt werden, ſteuerpflichtig. 

Als Einkommen gilt: 

1. bei Einkünften der oben Nr. 1 bis 3 bezeichneten Art der Gewinn; 

2. bei Einkünften der oben Nr. 4 bis 8 bezeichneten Art der Überſchuß der Ein- 

nahmen über die Ausgaben (Werbungskoſten). 

Maßgeblich iſt das im „Steuerabſchnitt“ bezogene Einkommen. Der Steuerabſchnitt 
iſt regelmäßig das Kalenderjahr, bei Gewerbetreibenden aber das „Wirtſchaftsjahr“. 
Es erfolgt die Veranlagung dann entweder nach Ablauf des Kalenderjahres („Frühjahrs⸗ 
veranlagung“) oder für diejenigen Gewerbetreibenden, deren Wirtſchaftsjahr zwiſchen 
dem 1. Januar und dem 30. Juni abſchließt, bald nach dem 30. Juni („Herbſtveran⸗ 
lagung ). 

Der Gewinn iſt der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Betriebsvermögen am Schluß 
des Wirtſchaftsjahrs und dem Betriebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirt- 
ſchaftsjahrs, vermehrt um den Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert der 
Einlagen. 

Für die Bewertung gilt folgendes: 

1. Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens, die der Abnutzung unterliegen, ſind mit 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, vermindert um die Abſetzungen für die 
Abnutzung, anzuſetzen. Iſt der Teilwert niedriger, ſo kann dieſer angeſetzt werden. 

2. Andere Wirtſchaftsgüter (Grund und Boden, Beteiligungen, Firmenwert, Um⸗ 
laufsvermögen) ſind mit den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten anzuſetzen. 
Es kann auch der niedrigere Teilwert angeſetzt werden. 


= 
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Werbungskoſten find die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einkünfte 5 


gemachten Aufwendungen. Sie ſind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der ſie erwachſen 
ſind. 5 0 N 
Zu den Werbungskoſten gehören auch: / 
1. Schuldzinfen und auf bejonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten und 


dauernde Laſten, ſoweit ſie mit einer Einkunftsart in wirtſchaftlichem Zuſammen⸗ 5 


hang ſtehen; | 
2. Steuern vom Grundbeſitz, ſonſtige öffentliche Abgaben und Verſicherungsbeiträge, 
ſoweit ſolche Ausgaben ſich auf Gebäude oder auf Gegenſtände beziehen, die dem 
Steuerpflichtigen zur Einnahmeerzielung dienen; i | 
3, Beiträge zu Berufsſtänden und ſonſtigen Berufsverbänden, deren Zweck nicht 
auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt; 
4. Notwendige Aufwendungen des Steuerpflichtigen für Fahrten zwiſchen Wohnung 
und Arbeitsſtätte; f 
5. Aufwendungen für Arbeitsmittel (Werkzeuge und Berufskleidung); 
6. Abſetzung für Abnutzung und Subſtanzverringerung. i 
Abzugsfähig (und zwar vom Geſamtbetrage der Einkünfte) ſind außerdem die 
Sonderausgaben. Als ſolche gelten folgende Leiſtungen: f i 
1. Schuldzinſen und auf beſonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten und 
dauernde Laſten, die weder Betriebsausgaben oder Werbungskoſten ſind noch mit 
Einkünften in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen, die bei der Veranlagung 
außer Betracht bleiben; g 0 
2. Beiträge und Verſicherungsprämien zu Kranfen-, Unfall-, Haftpflicht⸗, Ange⸗ 
ſtellten⸗„Invaliden⸗ und Erwerbsloſenverſicherungen, zu Verſicherungen auf den 
Lebens⸗ oder Todesfall und zu Witwen⸗, Waiſen⸗, Verſorgungs⸗ und Sterbekaſſen; 
Beiträge an Bauſparkaſſen zur Erlangung von Baudarlehen; | 
Bei buchführenden Land⸗ und Forſtwirten und bei Gewerbetreibenden, die Bücher 
nach den Vorſchriften des HGB. führen, die in den beiden vorangegangenen Wirt⸗ 
ſchaftsjahren entſtandenen Verluſte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft und aus Ge⸗ 
werbebetrieben, ſoweit ſie nicht bei der Veranlagung für die vorangegangenen 
Kalenderjahre ausgeglichen oder abgezogen worden ſind. 5 
Anmerkung: Zu Punkt 2 und 3 fallen auch Beiträge und Verſicherungsprämien für 
die Ehefrau und für nichtjüdiſche Angehörige. Beiträge und Verſicherungsprämien an 
ſolche Verſicherungsunternehmen oder Bauſparkaſſen, die weder ihre Geſchäftsleitung 
noch ihren Sitz im Inland haben, ſind nur dann abzugsfähig, wenn dieſen Unternehmen 
die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb im Inland erteilt iſt. 
Die Abzüge nach Abſ. 1 Nr. 1 bis 3 dürfen zuſammen den Jahresbetrag von RM 500.— 


02 


nicht überſteigen; dieſer Betrag erhöht ſich für die zur Haushaltung des Steuerpflichtigen 


zählende Ehefrau um RM 300.—. Weiter treten folgende Erhöhungen ein: 
RM 300.— für den erſten Angehörigen 


1 400 zweiten n 
6% 6000 „ dritten 1 
„ 800 „ dieren 5 
„ 1000. — „ „ fünften und jeden weiteren. 


Soweit ſich die Erhöhung nach der Zahl der Angehörigen bemißt, tritt ſie nur ein, 
wenn die Angehörigen mit dem Steuerpflichtigen zuſammen veranlagt werden oder wenn 
es ſich um volljährige Kinder handelt, für die dem Steuerpflichtigen Kinderermäßigung 
gewährt wird. 1 N 

Folgende Ausgaben dürfen nicht abgeſetzt werden: 8 


1. die für den Haushalt des Steuerpflichtigen und für den Unterhalt feiner Fa⸗ 


milienangehörigen aufgewendeten Beträge. Dazu gehören auch die Aufwendungen 


für die Lebensführung, die die wirtſchaftliche oder geſellſchaftliche Stellung des 
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Steußrpflichtigen mit ſich bringt, auch wenn fie zur Förderung des Berufs oder 


Dem Einkom n eines unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Ehemannes wird das Ein⸗ 
kommen ſeiner Ehefrau hinzugerechnet, ſolange ſie unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt und 
nicht dauernd von ihm getrennt lebt. 

Dem Einkommen eines unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Haushaltungsvorſtandes wird 
das Einkommen ſeiner minderjährigen Kinder hinzugerechnet, ſolange ſie unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig ſind und zu ſeiner Haushaltung zählen, und zwar vom Eintritt der Voraus⸗ 
ſetzungen an. 

o) Die einzelnen Einkommensarten 
1. Land⸗ und Forſtwirtſchaft 

Einkünfte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft werden in vollem Umfang zur Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen, wenn das Einkommen den Betrag von RM 8000. — überſteigt. Wenn 
das Einkommen nicht höher als dieſer Betrag iſt, jo werden die Einkünfte aus Land- und 
Forſtwirtſchaft zur Einkommenſteuer nur herangezogen, ſoweit ſie den Betrag von 
RM 3000.— überſteigen. Verluſte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft dürfen bei Ermittlung 
des Einkommens nur ausgeglichen werden, wenn ſie RM 1000.— überſteigen. 

Für die Veräußerung ſolcher Betriebe gelten noch beſondere ſteuerliche Beſtimmungen. 


2. Gewerbebetrieb 


Einkünfte aus dem Gewerbebetrieb ſind: 

1. Einkünfte aus gewerblichen Unternehmen. Dazu gehören auch 9 Einfünfte aus ge⸗ 
werblicher Bodenbewirtſchaftung, z. B. aus Bergbauunternehmen und aus Be⸗ 
trieben zur Gewinnung von Torf, Steinen und Erden, ſoweit ſie nicht land⸗ oder 
forſtwirtſchaftliche Nebenbetriebe ſind; 

2. die Gewinnanteile der Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer 
Kommanditgeſellſchaft und einer anderen Geſellſchaft, bei der der Geſellſchafter 
als Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen iſt, und die Vergütungen, die der 
Geſellſchafter von der Geſellſchaft für ſeine Tätigkeit im Dienſt der Geſellſchaft oder 
für die Hingabe von Darlehen oder für die Überlaſſung von Wirtſchaftsgütern 
bezogen hat; 

3. die Gewinnanteile der perſönlich haftenden Geſellſchafter einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, ſoweit ſie nicht auf Anteile am Grundkapital entfallen, 
und die Vergütungen, die der perſönlich haftende Geſellſchafter von der Geſell⸗ 
ſchaft für ſeine Tätigkeit im Dienſt der Geſellſchaft oder für die Hingabe von Dar⸗ 
lehen oder für die Überlaſſung von Wirtſchaftsgütern bezogen hat. 

Als Einkünfte aus dem Gewerbebetrieb gelten auch Gewinne, die erzielt werden bei 

der Veräußerung 

1. des Gewerbebetriebes als ganzen oder eines Teiles des Gewerbebetriebs; 

2. des Anteils eines Geſellſchafters, der als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Betriebs anzuſehen iſt; 

3. des Anteils eines perſönlich haftenden Geſellſchafters einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien. 

Der Veräußerung eines Gewerbebetriebs als ganzen oder eines Teiles des Gewerbe⸗ 

betriebs ſteht es ferner gleich, wenn ein Gewerbebetrieb aufgegeben wird. 

Auch finden alle dieſe Vorſchriften nur Anwendung, wenn bei Veräußerung 

des Gewerbebetriebs als ganzen der Gewinn den Betrag von RM 10 000.—, 
bei Veräußerung eines Teiles des Gewerbebetriebs der Gewinn den dem Anteil ent⸗ 
ſprechenden Teil von RM 10000.— überſteigt. 
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Die Einkommenſteuer vom Veräußerungsgewinn wird auf Antrag ermäßigt oder er⸗ 
laſſen, wenn der Steuerpflichtige den veräußerten Betrieb oder Teilbetrieb, oder den ver⸗ 
äußerten Anteil am Betriebsvermögen innerhalb der letzten drei Jahre vor der Veräußerung 
erworben und infolge des Erwerbs Erbſchaftſteuer entrichtet hat. / 

Der Veräußerung eines Gewerbebetriebs als ganzen oder eines Teiles des Gewerbe⸗ 
betriebs ſteht es gleich, wenn Anteile einer Erwerbsgeſellſchaft (Anteile einer G. m. b. H., 
Aktien, Kuxe, Genußſcheine oder ähnliche Beteiligungen) veräußert werden und der 
Veräußerer am Kapital der Geſellſchaft weſentlich beteiligt war. Der veräußerte Anteil 
muß aber 1% des Grund- oder Stammkapitals der Geſellſchaft überſteigen. Eine weſent⸗ 
liche Beteiligung liegt nur vor, wenn der Veräußerer oder ſeine Angehörigen unmittelbar 
oder durch Vermittlung eines Treuhänders oder einer Erwerbsgeſellſchaft zuſammen an 
der Geſellſchaft zu mehr als einem Viertel beteiligt ſind oder innerhalb der letzten fünf 
Jahre zu mehr als einem Viertel beteiligt waren. 


3. Selbſtändige Arbeit 


Zu den Einkünften aus ſelbſtändiger Arbeit gehören insbeſondere: 

1. Einkünfte aus freien Berufen, insbeſondere der Erwerb aus wiſſenſchaftlicher, 
künſtleriſcher, ſchriftſtelleriſcher, unterrichtender oder erzieheriſcher Berufs⸗ 
tätigkeit der Arzte, Rechtsanwälte, Architekten, Ingenieure, Wirtſchaftsprüfer, 
Steuerberater, Buchſachverſtändigen u. ä.; 

2. Einkünfte der Einnehmer der Deutſchen Reichslotterie, wenn ſie nicht Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb ſind: | 

3. andere Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeitstätigkeit, insbeſondere Vergütungen 
für Vermögensverwaltungen und für Vollſtreckung von Teſtamenten ſowie 
Vergütungen (Tantiemen) oder unter ſonſtiger Benennung gewährte Bezüge, 
geldwerte Vorteile und Entſchädigungen, die den Mitgliedern des Aufſichtsrates 
von Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, Genoſſenſchaften und ſonſtigen Perſonenvereinigungen ge⸗ 

währt werden. 

Einkünfte der bezeichneten Art ſind auch dann als Einkünfte aus ſonſtiger ſelbſtändiger 
Berufstätigkeit anzuſehen, wenn es ſich nur um eine vorübergehende Tätigkeit handelt. 


4. Nichtſelbſtändige Arbeit 
Zu den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn) gehören, ohne 
Rückſicht darauf, ob es ſich um eine nachhaltige Tätigkeit handelt oder nicht, insbeſondere: 

1. Gehälter, Beſoldung, Löhne, Tantiemen, Gratifikationen oder unter 
ſonſtiger Benennung gewährte Bezüge, geldwerte Vorteile und Entſchädigungen 
der im öffentlichen oder privaten Dienſte angeſtellten oder beſchäftigten Perſonen; 

2. Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen⸗ und Waiſenpenſionen und andere Bezüge 
oder geldwerte Vorteile für frühere Dienſtleiſtung. 

Zum Arbeitslohn gehören nicht: 

1. durchlaufende Gelder und Beträge, durch die Auslagen des Arbeitnehmers für 
den Arbeitgeber erſetzt werden. 

2. Entſchädigungen, die den im privaten Dienſt angeſtellten Perſonen nach aus⸗ 
drücklicher Vereinbarung zur Beſtreitung des durch den Dienſt veranlaßten 
Aufwandes gezahlt werden, wenn ſie nur in Höhe des nachgewieſenen Dienſt⸗ 
aufwandes gewährt werden oder die tatſächlichen Aufwendungen offenbar nicht 
überſteigen; dazu gehört auch die Entſchädigung für vom Arbeitnehmer geſtellte 
Arbeitsmittel. N 

5. Kapitalvermögen 


Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören insbeſondere: 
1. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinne, die entfallen auf 
Aktien, Kuxe, Genußſcheine an Kolonialgeſellſchaften, an bergbautreibenden 
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Veieinigungen, die die Rechte einer juriſtiſchen Perſon haben, an Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung und an Genoſſenſchaften; 

2. Einkünfte aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als ſtiller Gefell- 
ſchafkör; 

3. Zinſen aus Kapitalforderungen jeder Art, einſchließlich der Zinſen aus Einlagen 
und Guthaben bei Sparkaſſen, Banken und anderen Kreditanſtalten; 

4. Zinſen von Hypotheken und Grundſchulden, Renten von Rentenſchulden. 
Bei Tilgungshypotheken und Tilgungsgrundſchulden gilt nur der Teil der 
Zahlung als Kapitalertrag, der auf den jeweiligen Kapitalreſt als Zins entrichtet 
wird; 

5. Diskontbeträge von Wechſeln und Anweiſungen einſchließlich der Schatzwechſel, 
ſoweit es ſich um Kapitalanlagen handelt. 


6. Vermietung und Verpachtung 


Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung ſind, ſoweit ſie nicht zu den Einkünften 
aus Gewerbebetrieb oder aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit gehören: 


1. Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung und ſonſtiger zeitlich begrenzter Über- 
laſſung von Grundſtücken, Gebäuden und Gebäudeteilen, von Schiffen, die ins 
Schiffsregiſter eingetragen ſind, ſowie von Rechten, auf die die Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke Anwendung finden; 


2. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von Sachinbegriffen, insbeſondere 
von beweglichem Betriebsvermögen; 


3. Einkünfte aus zeitlich begrenzter Überlaſſung von literariſchen, künſtleriſchen 
und gewerblichen Urheberrechten, von Rechten, Gerechtigkeiten und Gefällen; 


4. Einkünfte aus der Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen, auch dann, 
wenn die Einkünfte im Veräußerungspreis von Grundſtücken enthalten ſind und 
die Miet⸗ oder Pachtzinſen ſich auf einen Zeitraum beziehen, in dem der Veräußerer 
noch Beſitzer war. 

Den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung werden der Wert der Nutzung 
einer Wohnung im eigenen Haufe und einer dem Steuerpflichtigen ganz oder teil- 
weiſe unentgeltlich überlaſſenen Wohnung einſchließlich der zugehörigen Räume, Gärten 
und Parkanlagen gleichgeſtellt, ſoweit der Wert nicht ſchon bei Einkünften anderer Art 
einbezogen iſt. 

. 7. Sonſtige Einkünfte 

Unter dieſem Begriff verſteht das Einkommenſteuergeſetz: 

1. wiederkehrende Bezüge, ſoweit fie nicht ſchon zu anderen Einkommensarten ge- 

hören (ſiehe oben), insbeſondere: 

a) vererbliche Renten; 

b) Leibrenten, Leibgedinge, Zeitrenten und andere unvererbliche Renten; 

c) Zuſchüſſe und ſonſtige Vorteile, die als wiederkehrende Bezüge gewährt werden, 
und zwar auch dann, wenn ein klagbarer Anſpruch auf ſie nicht beſteht. Iſt die 
Zuwendung freiwillig oder zur Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht er⸗ 
folgt, ſo hat ſie der Empfänger nicht zu verſteuern, wenn der Geber unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig iſt; a 

2. Einkünfte aus Spekulationsgeſchäften. 

3. Einkünfte aus allen ſonſtigen bisher nicht aufgeführten Leiſtungen, wenn ſie 

RM 300.— jährlich überſteigen. 


d) Einkommenſteuertabelle 


Einkommen 
($ 2 Abſatz 2) 


Stufe 


RM 


mehr als 


560 bis 


675 
825 
975 
1125 
1 275 
1 425 
1575 
1 725 
1 925 
2 250 
2 550 
2 850 
3 150 
3 450 
3 800 
4 250 
4 750 
5 250 
5 750 
6 250 
6 750 
7 250 
7 750 
8 250 
8 750 
9 250 
9 750 
10 250 
10 750 
11 250 
11 750 
12 500 
13 500 
14 500 
15 500 
16 500 
17 500 
18 500 
19 500 
20 500 
21 500 
22 500 
23 500 
24 500 
25 500 
26 500 
27 500 
28 500 
29 500 
30 500 
31 500 
32 500 
33 500 
34 500 
35 500 
36 500 
37 500 
38 500 
39 500 
40 500 
41500 
42 500 
43 500 


1 


675 
825 
975 
1125 
1275 
1425 
1575 
1725 
1925 
2 250 
2 550 
2 850 
3 150 
3 450 
3 800 
4 250, 
4 750 
5 250 
5 750 
6 250 
6 750 
7 250 
7 750 
8 250 
8 750 
9 250 
9 750 
10 250 
10 750 
11 250 
11 750 
12 500 
13 500 


14 500 
15 500 


16 500 


17 500 
18 500 
19 500 
20 500 
21 500 
22 500 
23 500 
24 500 
25 500 
26 500 
27 500 
28 500 
29 500 
30 500 
31 500 
32 500 
33 500 
34 500 
35 500 
36 500 
37 500 
38 500 
39 500 
40 500 
41 500 
42 500 
43 500 
44 500 


Steuer⸗ 
gruppell 


119 
146 


226 
269 
317 
370 
428 
491 
582 
686 
791 
896 

1 001 
1 106 
1211 
1316 
1421 
1526 
1631 
1 736 
1 862 
1 983 
2114 
2 240 
2 492 
2 744 
3 052 
3 360 
3 668 
3 976 
4 340 
4 704 
5 068 
5 432 
5 852 
6 272 
6 692 
7112 
7 602 
8 092 
8 582 
9 072 
9 562 
10 052 
10 542 
11 032 
11 522 
12 012 
12 502 
12 992 
13 482 
13 972 
14 462 
14 952 
15 442 
15 932 


Steuer⸗ 
gruppe 
III 


Die Einkommenſteuer beträgt in 


10 680 
11 030 


Steuergruppe IV Feen 
Steuergruppe ö erſon 
bei Kinderermäßigung für ermäßigt 
| ji a der 
2 euer⸗ 
a | 5 betrag der 
Perſonen Sp. 9 um je 
RM | RM | RM | RM RM 
. 


„ 


DD 
Do > 


78 


UU 


Für jede 


V 
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Für dis Anwendung der Einkommenſteuer⸗Tabelle (S. 408) gilt folgendes: 


Steuergiuppe 1 


Hierher gehören die Perſonen, die weder zu Beginn des Veranlagungszeitraums 

noch mindeſtens vier Monate im Veranlagungszeitraum verheiratet waren. 

Dazu gehören nicht: 

a) Perſonen, denen Kinderermäßigung zuſteht oder auf Antrag gewährt wird, und 
Perſonen, die früher wegen eines nichtjüdiſchen Stiefkindes Kinderermäßigung 
gehabt haben; 

b) Männer, die mindeſtens vier Monate vor dem Ende des Veranlagungszeitraumes 
das 65. Lebensjahr vollendet haben, und verwitwete oder geſchiedene Männer, 
aus deren Ehe ein nichtjüdiſches Kind hervorgegangen iſt; 

e) Frauen, die vor dem Ende des Veranlagungszeitraumes ein nichtjüdiſches Kind 
geboren oder mindeſtens vier Monate vor dem Ende des Veranlagungszeitraumes 
das 50. Lebensjahr vollendet haben; 

d) Vollwaiſen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und ſich in der Aus⸗ 
bildung für einen Beruf befinden. Die Vorausſetzungen müſſen im Veranlagungs⸗ 
zeitraum gleichzeitig mindeſtens vier Monate beſtanden haben. 


Steuergruppe 2 

Hierher gehören: 

a) verheiratete Perſonen, aus deren Ehe bis zum Ende des Veranlagungszeitraums 
ein Kind nicht hervorgegangen iſt, obwohl die Ehe länger als fünf volle Kalender- 
jahre beſtanden hat; 

b) Frauen, die weder zu Beginn des Veranlagungszeitraums noch mindeſtens vier 
Monate im Veranlagungszeitraum verheiratet waren, aber mindeſtens vier Monate 
vor dem Ende des Veranlagungszeitraumes das 50. Lebensjahr vollendet haben. 

Gruppe a gilt nicht, wenn 

aa) dem Ehegatten Kinderermäßigung zuſteht oder auf Antrag gewährt wird, oder 

wenn ein Ehegatte früher wegen eines nichtjüdiſchen Stiefkindes Kinderermäßi⸗ 
gung gehabt hat; 

bb) ein Ehegatte mindeſtens vier Monate vor dem Ende des Veranlagungszeit⸗ 

raumes das 65. Lebensjahr vollendet hat; 

ec) aus einer früheren Ehe eines Ehegatten ein nichtjüdiſches Kind hervorgegangen iſt; 

dd) die Ehefrau ein nichtjüdiſches Kind geboren hat; 

ee) das Einkommen der Ehegatten im Veranlagungszeitraum 1800 Reichsmark nicht 

überſchritten hat. 

Zu Gruppe b) gehören nicht: 

aa) Frauen, denen Kinderermäßigung zuſteht oder auf Antrag gewährt wird, und 

Frauen, die früher wegen eines nichtjüdiſchen Stiefkindes Kinderermäßigung 
gehabt haben; 

bb) Frauen, die ein nichtjüdiſches Kind geboren oder mindeſtens vier Monate vor 

dem Ende des Veranlagungszeitraums das 65. e vollendet haben. 


Steuergruppe 3 
Hierher gehören alle Perſonen, die nicht in die Steuergruppen 1, 2 oder 4 fallen. 
Steuergruppe 4 


1. Zu dieſer Steuergruppe gehören alle Perſonen, denen Kinderermäßigung zuſteht 
oder auf Antrag gewährt wird. 

2. Dem Steuerpflichtigen ſteht Kinderermäßigung zu für minderjährige Kinder und 
für andere minderjährige Angehörige, bei denen die zwei folgenden Vorausſetzungen 
erfüllt ſind: 
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a) die Kinder oder die anderen Angehörigen müſſen im Beranlnsyingeseittanm 
mindeſtens vier Monate zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehört haben 
oder im Veranlagungszeitraum überwiegend auf Koſten des Steuerpflich⸗ 
tigen unterhalten und erzogen worden ſein. In dem zweiten Fall muß der 
Steuerpflichtige die Koſten des Unterhaltes und der ee mindeſtens 
vier Monate getragen haben; 

b) die Kinder oder die anderen Angehörigen müſſen während dieſer geit minder⸗ 
jährig geweſen ſein. 

3. Dem Steuerpflichtigen wird auf Antrag Kinderermäßigung gewährt für voll⸗ 
jährige Kinder und für andere volljährige Angehörige, bei denen die zwei folgenden 
Vorausſetzungen erfüllt ſind: 

a) die Kinder oder die anderen Angehörigen müſſen im Veranlagungszeitraum 
überwiegend auf Koſten des Steuerpflichtigen unterhalten und für einen Beruf 
ausgebildet worden ſein. Der Steuerpflichtige muß die Koſten des Unterhalts 
und der Berufsausbildung mindeſtens vier Monate getragen haben; 

b) die Kinder oder die anderen Angehörigen dürfen während dieſer Zeit das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 


4. Die Steuerermäßigung (die Ermäßigung gegenüber dem Steuerbetrag der Steuer⸗ 
gruppe I oder II) für Perſonen, die weder eheliche Abkömmlinge noch Stiefkinder 
des Steuerpflichtigen ſind, darf bei Steuerpflichtigen, die ohne dieſe Perſonen 
in die Steuergruppe I oder II fallen würden, 720 Reichsmark für jede Perſon 
nicht überſteigen. 


e) Entrichtung der Steuer 
1. Vorauszahlungen 


Der Steuerpflichtige hat am 10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember 
Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer zu entrichten. Jede Vorauszahlung beträgt 
ein Viertel der zuletzt veranlagten Einkommenſteuer. 

Die Vorauszahlungen können erhöht werden, wenn die um die Steuerabzüge ver⸗ 
minderte Einkommenſteuer vorausſichtlich um mehr als ein Fünftel, mindeſtens aber um 
300 Reichsmark höher ſein wird als die zuletzt feſtgeſetzte und um die angerechneten Steuer⸗ 
abzüge verminderte Einkommenſteuer. 

Die Vorauszahlungen können herabgeſetzt werden, wenn der Steuerpflichtige glaub⸗ 
haft macht, daß die um die Steuerabzüge verminderte Einkommenſteuer vorausſichtlich 
um mehr als ein Fünftel, mindeſtens aber um 100 Reichsmark niedriger ſein wird als die 
zuletzt feſtgeſetzte und um die angerechneten Steuerabzüge verminderte Einkommenſteuer. 


2. Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) 


Bei Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit wird die Einkommenſteuer durch Abzug 
vom Arbeitslohn erhoben (Lohnſteuer). Der Arbeitgeber hat die Lohnſteuer für den Ar⸗ 
beitnehmer bei jeder Lohnzahlung einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen. 


Wenn der Arbeitslohn ganz oder teilweiſe aus Sachbezügen beſteht und der Barlohn 
zur Deckung der Lohnſteuer nicht ausreicht, ſo hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber den 
zur Deckung der Lohnſteuer erforderlichen Betrag zu zahlen. Unterläßt das der Arbeitnehmer, 
ſo hat der Arbeitgeber einen entſprechenden Teil der Sachbezüge nach ſeinem Ermeſſen 
zurückzubehalten und die Lohnſteuer abzuführen. | 


Der Arbeitnehmer haftet neben dem Arbeitgeber für die Lohnſteuer nur: 

1. wenn der Arbeitgeber den Arbeitslohn nicht vorſchriftsmäßig gekürzt hat oder 

2. wenn der Arbeitnehmer weiß, daß der Arbeitgeber die einbehaltene Lohnſteuer 
nicht vorſchriftsmäßig abgeführt hat und dies dem Finanzamt nicht unverzüglich 
mitteilt; 
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Lohnſteuertabelle (bei monatlicher Lohnzahlung) 


Die Lohnſteuer beträgt bei einem Arbeitnehmer in 


Steuergruppe V 
Steuer⸗ Steuer⸗ Steuer⸗ bei Kinderermäßigung für 
ruppe gruppe gruppe 
Monatslohn Rp Sa NIE RT A u RE 
* Perſonen 
| RM 
85.00— 91.49 0.78 5 — — en — 
91.50 104.99 1.82 1.04 — — — — 
105.00 —117.99 3.64 2.34 1.30 — — Zu 
118.00—130.99 5.46 3.64 2.08 — — er 
131.00— 143.99 7.28 5.20 3.38 0.78 = — 
144.00 156.99 9.10 6.76 4.42 1.82 — — 
157.00 169.99 10.92 8.06 5.46 2.86 1.04 — 
170.00 182.99 13.52 9.88 6.50 4.16 1.82 — 


183.00 195.99 16.12 11.96 7.80 4.94 2.86 


196.00 — 208.99 18.46 13.52 8.84 5.98 4.16 0.52 

209.00 — 221.99 21.06 | 15.60 | 10.14 7.02 4.94 1.56 

222.00 — 234,99 23.92 17.68 11.44 8.32 5.98 2.60 

235.00 — 247.99 27.04 19.76 12.74 9.62 7.02 3.64 

248.00 — 260.99 29.90 22.10 14.30 10.92 7.80 4.68 

261.00 273.99 33.02 24.44 15.86 11.96 8.58 5.72 0.78 

274.00 — 286.99 34.84 26.26 17.68 13.— 9.62 6.24 1.82 

287.00 — 299.99 37.96 28.60 | 19.50 14.04 | 10.40 6.76 3.12 
300.00—312.99 40.82 30.94 | 21.06 15.34 | 11.18 7.54 4.16 

313.00 — 325.99 43.42 33.02 22.62 16.33 | 11.96 7.80 4.42 

326.00 — 338.99 46.02 34.84 23.92 17.42 13.— 8.58 4.42 

339.00 — 351.99 48.36 36.92 25.48 18.46 13.78 9.10 4.68 

352.00 — 364.99 50.96 399 2704 19.76 14.56 9.62 5.20 


365.00 —377.99 53.56 41.08 28.60 20.80 15.34 10.40 5.20 
378.00 - 390.99 55.90 42.90 30.16 21.84 16.38 10.92 5.46 
391.00 403.99 58.50 44.98 31.72 22.88 17.16 11.44 5.72 
404.00— 416.99 61.10 47.06 33.28 24.18 | 17.94 | 11.96 5.98- 
417.00 — 429.99 63.44 49.14 34.84 25.48 18.72 12.74 6.24 
430.00 442.99 66.04 51.22 36.40 26.78 19.76 13.26 6.50 
443.00 — 455.99 69.16 53.82 38.48 28.34 20.54 13.78 7.02 
456.00 — 468.99 72.80 56.68 | 40.56 29.90 21.32 14.30 7.28 
469.00— 481.99 76.70 59.54 | 42.64 31.98 | 22.88 | 15.08 7.54 
482.00—494.99 80.34 62.40 44.72 33.80 | 24.18 | 15.86 8.06 
495.00—507.99 84.24 65.52 46.80 35.88 | 26.— 16.64 8.84 
508.00—520.99 87.88 68.38 | 48.88 37.96 | 27.56 | 17.42 9.10 
521.00—533.99 91.52 71.24 | 50.96 39.78 | 29.38 | 18.20 9.62 
534.00—546.99 96.20 74.88 | 53.56 41.86 31.20 | 19.24 | 10.14 
547.00—559.99 100.10 77.74 55.64 43.94 | 33.28 20.28 10.92 
560.00—572.99 103.74 80.60 57.72 46.02 | 3484 | 21.06 | 11.18 
573.00—585.99 107.64 83.72 | 59.80 47.84 | 36.40 | 21.84 | 11.70 
586.00—598.99 110.76 86.06 | 61.62 49.92 | 37.96 | 23.14 | 12.22 
599.00—611.99 114.14 88.66 | 63.44 51.48 | 39.52 | 23.92 | 12.74 
612.00—624,99 117.78 91.52 | 65.52 53.04 | 41.08 | 24.44 | 13.— 
625.00—637.99 121.68 94.64 | 67.60 54.60 | 42.64 | 25.48 | 13.52 
633.00—650.99 124.80 96.98 | 69.42 56.68 | 44.20 | 26.26 | 14.04 
651.00—663.99 128.18 99.58 71.24 58.50 | 45.76 | 26.78 | 14.56 
664.00—676.99 131.82 | 102.44 | 73.32 60.58 | 47.32 | 27.56 | 15.08 
677.00—689.99 135.72 | 105.56 75.40 62.40 | 48.88 | 28.08 | 15.60 
690.00— 702.99 138.84 | 107.90 77.22 64.48 | 50.44 | 28.86 | 16.12 
703.00 — 715.99 142.22 110.50 79.04 66.30 52.— | 29.64 | 16.64 
716.00 — 728.99 145.86 113.36 81.12 68.12 | 53.56 | 30.42 | 16.90 
729.00 — 741.99 149.76 | 116.48 | 83.20 70.20 | 55.38 | 31.20 | 17.42 
742.00 — 754.99 152.88 | 118.82 | 85.02 72.28 | 57.46 | 31.72 | 17.94 
755.00 767.99 156.26 121.42 86.84 74.10 59.28 | 32.50 | 19.24 
768.00 — 780.99 159.90 | 124,28 | 88.92 76.18 | 61.36 | 33.80 | 20.54 8.84 
781.00 - 793.99 163.80 | 127.40 Ile 78.— | 63.18 | 35.36 | 21.84 | 10.14 
794.00—806.99 166.92 | 129.74 | 92.82 80.08 | 65.26 | 36.92 | 23.14 | 11,44 1.04 
807.00 - 819.99 170.30 | 132.34 | 94.64 81.90 | 67.08 | 38.48 | 24.44 | 12.74 2.08 
820.00— 832.99 173.94 | 135.20 | 96.72 83.98 | 69.16 | 40.04 | 26.— | 14.04 3.12 
833.00— 845.99 177.84 | 138.32 98.80 85.80 | 70.98 | 41.60 | 27.56 | 15.34 4.16 
846.00 - 858.99 180.96 140.66 100.62 87.88 | 73.06 | 43.16 | 29.12 | 16.64 5.20 
859.00 — 871.99 184.34 143.26 102.44 89.70 | 74.88 | 44.72 | 30.68 | 17.94 6.24 
872.00— 884.99 187.98 | 146.12 | 104.52 91.78 | 76.96 | 46.28 | 32,24 | 19.24 7.54 
885.00 — 897.99 191.36 148.72 106.34 93.60 | 78.78 | 47.84 | 33.80 | 20.54 8.84 
898.00 - 910.99 195.— 151.58 108.42 95.68 80.86 49.40 | 35.36 | 21.84 | 10.14 
911.00 — 923.99 198.38 | 154.18 | 110.24 97.50 | 82.68 | 50.96 | 36.92 | 23.14 | 11.44 
924.00 — 936.99 202.02 | 157.04 | 112.32 99.58 | 84.76 | 52,52 | 38.48 | 24.44 | 12.74 
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3. wenn der Arbeitnehmer eine ihm ausdrücklich auferlegte Verpflichtung, ſeine e 


Steuerkarte berichtigen zu laſſen, nicht erfüllt. 

Die Höhe der Lohnſteuer iſt aus der Tabelle S. 411 zu erſehen. Wird der Arbeitslohn 
für einen anderen als monatlichen Zeitraum gezahlt, ſo betragen die Lohnſtufen und die 
Lohnſteuer Bruchteile der Beträge der e n und zwar: N } 

für nicht mehr als vier Arbeitsſtunden 3, 

für mehr als vier e aber nicht mehr als einen a 28, 

für volle Arbeitswochen „z 

Die Feſtſtellung der Saunen iſt ſinngemäß die gleiche wie bei der Einfommen- 
ſteuer (ſiehe dort) mit einigen Abweichungen in der Steuergruppe IV. 

Erhält der Arbeitnehmer neben dem laufenden Arbeitslohn aus demſelben Dienſt⸗ 
verhältnis ſonſtige, insbeſondere einmalige Bezüge (z. B. Tantiemen, Gratifikationen uſw.), 
jo beträgt die Lohnſteuer von den ſonſtigen Bezügen!) 

1. bei einem Arbeitnehmer, der der Steuergruppe 1 angehört, 18 vom Hundert 

2. 2 14 


n n n n " " nm 70 1 


3. 76 n " 77 77 7 3 77 10 " ” » 
dm ne N, 4 „ mit Kinderermäßi⸗ 
gung für eine Perſon „ 8 vom Hundert f | 

* zwei Perſoneenn 6 6 

drei Perſo nen 5 = 


„ mehr als drei Perſonen 1 „ 10 


Auf Antrag des Arbeitnehmers werden für die Berechnung der Lohnſteuer die fol⸗ 
genden Beträge vom Arbeitslohn abgezogen: 
1. wenn die Werbungskoſten und die Sonderausgaben zuſammen RM 39.— e 
überſteigen, der RM 39.— überſteigende Betrag; 
2. wenn beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit des 
Arbeitnehmers weſentlich beeinträchtigen, ein vom Finanzamt nach ſeinem Er⸗ 
meſſen zu beſtimmender Betrag. 


Die Steuerkarte. Der Arbeitnehmer iſt verpflichtet, ſeine Steuerkarte — die er ſich 
von der Gemeindebehörde ausſtellen laſſen muß — dem Arbeitgeber bei Beginn eines 
jeden Kalenderjahres oder bei Beginn des Dienſtverhältniſſes auszuhändigen. Der Ar⸗ 
beitgeber hat die Steuerkarte während der Dauer des Dienſtverhältniſſes aufzubewahren 
und ſie dem Arbeitnehmer am Ende des Kalenderjahres oder bei Beendigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes zurückzugeben. 


f) Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragſteuer) 


Die Steuer wird durch Einbehaltung von 10 v. H. bei Dividenden und Zinſen von 
Aktien, Kuren, Genußſcheinen ſowie bei den Gewinnanteilen des ſtillen Geſellſchafters 
erhoben — dagegen unterliegen dieſer beſonderen Steuer nicht Zinſen aus Darlehen, 
aus Hypotheken u. dgl., auch nicht ausländiſche Kapitalerträge. Der Steuerabzug iſt vom 
Schuldner zu bewirken. Der einbehaltene Betrag iſt an das Finanzamt abzuführen. 


g) Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 


Das Reich erhebt auf Grund der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 4. September 1939 
einen Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer in Höhe von 50% dieſer Steuer für den Er⸗ 
hebungszeitraum (Kalenderjahr). Unbeſchränkt Einkommenſteuerpflichtige, deren Ein⸗ 
kommen RM 2400.— jährlich und Lohnſteuerpflichtige, deren Arbeitslohn RM 234.— 
monatlich, RM 54.— wöchentlich, RM 9.— täglich oder RM 4.50 halbtäglich nicht über⸗ 
ſteigt, ſind von dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer befreit. Bei Arbeitnehmern 
erhöhen ſich dieſe Freigrenzen noch um die Beträge, die auf der Lohnſteuerkarte als ſteuerfrei 


) Jubiläumsgeſchenke find lohnſteuerfrei, wenn fie nicht eine beſtimmte Grenze überſchreiten. 


\ 
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vermerkt ſind. Zur Vermeidung von Härten iſt in den Fällen, wo die Einnahmen die Frei- 
grenzen nur ſum ein Geringes überſteigen, der Kriegzuſchlag zur Einkommenſteuer fo zu 
bemeſſen, daß dem Steuerpflichtigen ein Einkommen in Höhe der Freigrenze verbleibt, 
d. h. alſo der Steuerpflichtige, der ein Einkommen von über RM 2400.— bezieht, ſoll nicht 
ſchlechter geſtelll werden als ein Steuerpflichtiger, deſſen Einkommen nur RM 2400.— 
erreicht hat. Fürdgroße Einkommen iſt noch beſtimmt, daß der Kriegszuſchlag zur Ein- 
kommenſteuer nichtmehr als 15% des Einkommens betragen darf und daß die Einkommen⸗ 
ſteuer und der Kriegszuſchlag zuſammen 65% des Einkommens nicht überſteigen dürfen. 


4. Die Körperſchaftſteuer 


Während das Einkommenſteuergeſetz die Einkommenſteuer der Einzelperſonen be— 
handelt, wird die Einkommenſteuer der Körperſchaften im Körperſchaftſteuergeſetz vom 
16. Oktober 1934 mit Anderungen vom 27. Auguſt 1936 und vom 25. Juli 1938 geregelt. 

Der Körperſchaftſteuer unterliegen mit ihrem Einkommen 

1. die Kapitalgeſellſchaften (Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter 

Haftung, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien wie alle Bergwerksgeſellſchaften), 

Erwerbs- und Wirtſchaftsgemeinſchaften, 

Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, | 

ſonſtige juriſtiſche Perſonen des privaten Rechts, ( 

nicht rechtfähige Vereine, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, wenn 
ihr Einkommen nicht unmittelbar bei einem anderen Steuerpflichtigen zu ver⸗ 
ſteuern iſt, 

6. Betriebe gewerblicher Art von Körperſchaften öffentlichen Rechts. 


Von der Körperſchaftſteuer befreit ſind u. a. die Reichspoſt, Reichsbahn, Reichsbank, 
die öffentlichen Sparkaſſen, gemeinnützige und kirchliche Körperſchaften und Perſonen⸗ 
vereinigungen, Penſions⸗ und ähnliche Kaſſen. 

Die gewöhnliche Geſellſchaft nach bürgerlichem Recht, die offene Handelsgeſellſchaft 
und die Kommanditgeſellſchaft — anders: die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien — unter⸗ 
liegen der Körperſchaftsſteuer nicht: deren Einkommen wird Ban bei ihnen, jondern 
nur als Einkommen ihrer Mitglieder verſteuert. 

Ausländiſche Körperſchaften ſind nur inſofern ſteuerpflichtig, als ſie im Inland Ein⸗ 
künfte haben. 

Der Begriff des ſteuerpflichtigen Einkommens und die Abzüge richten ſich im weſent⸗ 
lichen nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes. 

Die Körperſchaftſteuer beträgt 30% des Einkommens, jedoch bei reinen Hypotheken⸗ 
banken und Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts 15%. Wenn das Einkommen jedoch 
100000 RM. überſteigt, erhöht ſich die Steuer für das Kalenderjahr 1938 auf 35 bzw. 
17,5%, für die Kalenderjahre 1939 und 1940 auf 40 bzw. 20%. 


M a LE I) 


5. Die Vermögenſteuer 
(Vermögenſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934) 


Der Vermögenſteuer unterliegen ſowohl die natürlichen wie die juriſtiſchen Perſonen 
(Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften m. b. H. uſw.). 

Das Vermögen der Ehegatten wird regelmäßig zuſammengerechnet. 

Befreit ſind u. a. öffentliche Banken und Sparkaſſen, öffentliche Unternehmen und 
Vereinigungen, die gemeinnützigen oder kirchlichen Zwecken dienen. 

Die Vermögenſteuer beträgt jährlich 5 vom Tauſend. Der Wert des Geſamtvermögens 
wird auf volle RM 1000.— abgerundet. Beträge bis zu RM 500.— werden nach unten, 
Beträge über RM 500.— nach oben abgerundet. 
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Bei unbeschränkt ſteuerpflichtigen natürlichen Perſonen bleiben feuerfei 1 
beträge): } 
1. RM 10000.— in jedem Fall; | f 
2. „ 10000.— für die Ehefrau des Steuerpflichtigen; . 
3. „ 10000.— für jedes minderjährige Kind, das zum Haushalt gehört. 
Weitere RM 10000.— ſind ſteuerfrei, wenn folgende Vorausſetzungen erfüllt find: 
1. Der Steuerpflichtige muß über 60 Jahre alt oder vorausſichtlich für mindeſtens 
3 Jahre erwerbsunfähig ſein; 
2. das letzte Jahreseinkommen des Steuerpflichtigen darf nicht mehr als RM 3000.— 
betragen haben. 
3. das Geſamtvermögen darf nicht mehr als RM 100000.— betragen. 
Wenn der Lebensunterhalt durch Einkünfte der Ehefrau beſtritten worden iſt, dann 
gelten ſinngemäß die Angaben für die Ehefrau. 
Die Steuer wird zu je einem Viertel der Jahresſteuerſchuld am 10. Mai, 10. Auguſt 
10. November und 10. Februar fällig. 


6. Die Erbſchaftſteuer 
Der Erbſchaftſteuer unterliegen: 


1. Der Erwerb von Todes wegen; 
2. Schenkungen unter Lebenden; 
3. Zweckzuwendungen. 


Als Erwerb von Todes wegen gelten alle Erbanfälle, mögen ſie auf Geſetz oder 
auf Teſtament oder auf Erbvertrag beruhen, mag es ſich um eine eigentliche „Erbſchaft“ 
oder einen „Pflichtteilanſpruch“ oder um ein „Vermächtnis“ oder auch um eine „Schenkung 
von Todes wegen“ handeln. 

Schenkungen ſind alle freiwilligen Zuwendungen unter Lebenden, ſoweit der 
Bedachte auf Koſten des Zuwendenden bereichert wird. Zweckzuwendungen kommen 
ſowohl bei Schenkungen unter Lebenden wie bei Erbſchaften vor, namentlich als „Auflage 
zugunſten eines Zweckes“. 

Eine Perſon, die der deutſchen Staatsangehörigkeit für verluſtig erklärt worden 
iſt, kann von einem deutſchen Staatsangehörigen nichts von Todes wegen erben. Das⸗ 
ſelbe gilt für deren Ehegatten und die Kinder. Auch Schenkungen dürfen an dieſe 
Perſonen nicht gemacht werden. 

Die Erbſchaftſteuer wird nach dem perſönlichen Verhältnis des Erwerbers au dem 
Erblaſſer in folgenden fünf Klaſſen erhoben: 


Steuerklaſſe I 
1. Der Ehegatte ); 
2. die Kinder. Als ſolche gelten: 
a) die ehelichen Kinder; 
b) die an Kindes Statt angenommenen Perſonen und ſonſtige Perſonen, denen 
die rechtliche Stellung ehelicher Kinder zukommt; 
o) die unehelichen Kinder beim Erwerb von der Mutter, beim Erwerb vom Vater 
nur, wenn er die Vaterſchaft anerkannt hat; 
d) die Stiefkinder. 


Steuerklaſſe II 
Die Abkömmlinge der in der Steuerklaſſe 1 Nr. 2 Genannten, die Abkömmlinge der 


an Kindes Statt angenommenen Perſonen jedoch nur dann, wenn ſich die Wirkungen der 
Annahme an Kindes Statt auch auf die Abkömmlinge erſtrecken. 
) Der ganze Erwerb des Ehegatten bleibt jedoch unter beſtimmten Vorausſetzungen völlig ſteuer⸗ 


0 Dies iſt vor allem dann der Fall, wenn Kinder des Ehegatten aus ſeiner Ehe mit dem Erblaſſer 
eben. 
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Steuerklaſſe III 
1. Die Eltern, Großeltern und weiteren Voreltern; 
2. die ©kiefeltern; , 
3. die voll und halbbürtigen Geſchwiſter. 


* Steuerklaſſe IV 
1. Die e e 

2. die Schwiegereltern; 

3. die Kinder von Geſchwiſtern. 


Steuerklaſſe V 


Alle übrigen Erwerber und die Zweckzuwendungen. 
Die Erbſchaftſteuer beträgt bei Erwerb in der Steuerklaſſe 


bis einſchl. 1 II III IV v 
RM 9% % / 0% 0% 
10000 | 2 „„ | 993314 
20 000 2,5 5 7,5 10 16 
30 000 3 6 9 12 18 
Höchſter Satz 15 25 40 50 60 
Steuerfrei bleibt: 
1. bei der Steuerklaſſe I ein Erwerb von nicht mehr als RM 30000.— 
2. . n II I n „ " " 1 10000.— 
3. 1 m III und IV ir n U n n ER; 2000.— 
4. V 500.—. 


1 " n " 7. 77 m 77 mn 

Bei Steuerklaſſe I und II find nur die Beträge, die über die Freigrenze hinausgehen, 
zu verſteuern; bei den Klaſſen III, IV und V ift der geſamte Betrag zu verſteuern, wenn 
die Freigrenze überſchritten wird. 

Ferner bleibt Hausrat in den Klaſſen J und II ſchlechthin, in den Klaſſen III und IV 
bis zum Betrage von RM 5000.— ſteuerfrei. Das Erbſchaftſteuergeſetz ſieht daneben noch 
eine Reihe weiterer Befreiungen vor (z. B. für den Erwerb von Kunſtgegenſtänden, für 
Zuwendungen zum Zwecke des Unterhalts, für Anfälle an das Reich, an inländiſche 
Kirchen uſw.). 

Der Steuerpflichtige muß dem Finanzamt innerhalb von drei Monaten von dem 
Erbfall Mitteilung machen. 


7. Die Grunderwerbſteuer 


Bei der Veräußerung eines Grundſtücks wird die Grunderwerbſteuer als Reichsſteuer 
erhoben. Sie beträgt 3% vom Kaufpreis des Grundſtücks. Bei Einbringung von Grund— 
ſtücken in Kapitalgeſellſchaften, bei Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften in Genoſſen— 
ſchaften und bei Fuſion von Genoſſenſchaften ermäßigt ſich die Grunderwerbſteuer auf 2%. 

Zu dem Reichsanteil erheben die Länder noch Zuſchläge (bis 29%), jo daß der Geſamt— 
betrag der Grunderwerbſteuer regelmäßig 5% des Kaufpreiſes beträgt. ö 

Für den Erwerb des elterlichen Grundſtücks durch die Kinder, für den Erwerb von 
Todes wegen oder durch Schenkung, bei der Schaffung von Kleinwohnungen und Arbeiter- 
wohnſtätten, für den Erwerb durch Kriegsbeſchädigte und Hinterbliebene von Kriegs- 
teilnehmern und in einigen weiteren Fällen ſind Befreiungen von der Steuer vorgeſehen. 
Ein Erwerb bis RM 200.— Wert iſt ſteuerfrei. Auch für den Erwerb durch Hypotheken— 
gläubiger, die ein Grundſtück übernehmen müſſen, um ihre Hypothek zu retten, wird unter 
beſtimmten Vorausſetzungen die Grunderwerbſteuer nicht erhoben. 


416 XII. Se und. Bale 


8. Die Una | > 
(Umſatzſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934) 
Der Umſatzſteuer unterliegen: 


1. Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen, die jemand innerhalb der von ihm 
ſelbſtändig ausgeübten gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit im Inlande 
gegen Entgelt ausführt. Als gewerbliche Tätigkeit iſt jede Tätigkeit anzuſehen, 
die die Betätigung einer Perſon regelmäßig und dauernd in Anſpruch nimmt. Hierher 
gehören nicht nur die rein kaufmänniſchen und gewerblichen Berufe im engeren Sinne, 


ſondern auch die Urerzeugung, wie z. B. die Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Bergbetriebe 


uſw. Ferner gehören hierher die ſogenannten freien Berufe, die des Künſtlers, Anwalts, 


Arztes, des Wiſſenſchaftlers, des Beraters, der Bücherreviſoren, Finanzierungsbureaus 15 


uſw. ). Auf die Abſicht, Gewinn zu erzielen, kommt es nicht an. Eine berufliche oder ge⸗ 
werbliche Tätigkeit iſt ſelbſtändig ausgeübt, wenn der Ausübende nicht in einem 
Abhängigkeitsverhältnis oder einem Dienſtvertragsverhältnis ſteht. Dienſtleiſtungen des 

Angeſtellten, Arbeiters uſw. ſind umſatzſteuerfrei. Umſatzſteuerpflichtig dagegen ſind ſolche 
Dienſtleiſtungen, die innerhalb einer ſelbſtändigen Tätigkeit bewirkt werden; hierher gehört 
insbeſondere die Tätigkeit des Agenten, des Maklers, des Kommiſſionärs. Der Umſatz⸗ 
ſteuer unterliegen ferner diejenigen Leiſtungen, die auf Grund geſetzlicher oder behörd⸗ 
licher Anordnungen bewirkt werden, wie z. B. geſetzliche Beſchlagnahmen uſw., voraus⸗ 
geſetzt ſtets, daß ſie innerhalb einer gewerblichen Tätigkeit erfolgen. Auch die Tätigkeit 
der Vereine, Geſellſchaften und Genoſſenſchaften, die nur an ihre eigenen Mitglieder 
liefern, iſt umſatzſteuerpflichtig. Nicht umſatzſteuerpflichtig ſind die Umſätze eines Gewerbe⸗ 
treibenden außerhalb ſeines Gewerbebetriebes, ſo z. B. eee außerhalb 

des Rahmens ſeines Gewerbebetriebes. 1 

2. Entnahme von Gegenſtänden aus demeigenen Betrieb, um ie zu Zwecken, 
die außerhalb der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit liegen, zu gebrauchen oder ver⸗ 
brauchen, alſo der ſogenannte Eigenverbrauch außer bei Landwirten A einem Jahres⸗ 
umſatz von weniger als RM 10000.—. 

3. Die Einfuhr von Gegenſtänden in das Inland (Ausgleich 

Umſatzſteuerfrei ſind: | 

1. die Einfuhr von gewiſſen Gegenſtänden zu befonderen Bedingungen; 

2. die verlängerte Einfuhr; 

3. die Ausfuhrlieferungen, wenn der buchmäßige Nachweis hierüber geführt wird; | 

4. die Lieferungen notwendiger Rohſtoffe und Halberzeugniſſe im Großhandel, fo- 

weit der Unternehmer die Gegenſtände erworben, ſie weder be- noch verarbeitet 
und die Vorausſetzungen für die Steuerfreiheit buchmäßig e hat. 

Unter anderem ſind noch umſatzſteuerfrei: 

Verpachtung und Vermietung von Grundſtücken; Umſätze aus der Tätigkeit als Pri⸗ 
vatgelehrter, Künſtler, Schriftſteller, Handlungsagent oder Makler, wenn der un 
umſatz im Kalenderjahr 6000 Reichsmark nicht überſteigt. 

Die Steuer beträgt in der Regel für jeden ſteuerpflichtigen Umſatz 2% des Entgelts. 

Die Steuer ermäßigt fi auf 1% für die Lieferungen und den Eigenverbrauch: 

1. von Gegenſtänden, die innerhalb eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebs 

im Inland erzeugt werden, ſoweit der Erzeuger die Gegenſtände ſelbſt liefert; 

2. von Getreide, von Mehl, Schrot oder Kleie aus Getreide und von daraus her⸗ 

geſtellten Backwaren. 

Die Steuer ermäßigt ſich auf J % für Lieferungen der Gegenſtände im Großhandel, 


die der Unternehmer erworben, weder bearbeitet noch verarbeitet und die Vorausſetzungen 


) Vgl. aber unten die wichtigen Ausnahmen. 
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für die Steukrxermäßigung buchmäßig nachgewieſen hat, ſoweit es ſich nicht um Lieferungen 
gewiſſer nottgendiger Rohſtoffe und Halberzeugniſſe handelt, die ganz von der Steuer 
befreit find (vgl. oben Abſ. 2 Ziffer 4). Setzt der Unternehmer Gegenſtände auch außerhalb 
des Großhandels um, jo findet der ermäßigte Steuerſatz nur dann Anwendung, wenn im 
letzten vorangegangenen Kalenderjahr die Lieferungen außerhalb des Großhandels nicht 
mehr als 75% des Geſamtumſatzes betragen haben. 

Die Steuer erhöht ſich auf 2½ 0% bei Unternehmern, deren Geſamtumſatz im letzten 
vorangegangenen Kalenderjahr 1 Million Reichsmark überſtiegen hat, und zwar: 


1. bei Unternehmern, die im letzten vorangegangenen Kalenderjahr mehr als 75% 
des Geſamtumſatzes im Einzelhandel umgeſetzt haben, für alle ſteuerpflichtigen 
Umſätze; 

2. bei Unternehmern, die im letzten vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr als 
75% des Geſamtumſatzes im Einzelhandel umgeſetzt haben, nur für die ſteuer⸗ 
pflichtigen Umſätze im Einzelhandel. 


Veranlagungszeitraum 


iſt das Kalenderjahr, d. h. die Umſatzſteuer wird nach Ablauf des Kalenderjahres unter 
Zugrundelegung der in dieſem Kalenderjahre erzielten Umſätze veranlagt. 

Der Steuerpflichtige hat für jedes Kalenderjahr jeweils bis Ende Februar des folgenden 
Jahres eine Steuererklärung abzugeben. Das Finanzamt ſetzt danach die Steuer feſt und 
erteilt dem Steuerpflichtigen einen Beſcheid — oder, wenn ſich die Steuerſchuld mit den 
Vorauszahlungen (ogl. unten) deckt, eine einfache „Mitteilung“. Binnen einem Monat 
nach Zuſtellung des Beſcheides iſt die Abſchlußzahlung zu leiſten; das iſt derjenige Betrag, 
der noch nicht durch die 


Vorauszahlungen 


gedeckt iſt. Es hat nämlich jeder Steuerpflichtige binnen 10 Tagen nach Ablauf jedes 
Kalendervierteljahres, bei erheblichen ſteuerpflichtigen Umſätzen binnen 10 Tagen nach 
Ablauf jedes Monats eine „Voranmeldung“ über die Entgelte des abgelaufenen Zeit⸗ 
raumes zu machen und die entſprechende Vorauszahlung zu leiſten. Die Voranmeldung 
gilt als Steuererklärung. 


9. Die Kapitalverkehrſteuern 


ſind in dem Kapitalverkehrſteuergeſetz geregelt. Die Kapitalverkehrſteuer wird erhoben: 
a) für Rechtsvorgänge, die Geſellſchaften betreffen (Geſellſchaftsſteuer); 
b) für den erſten Erwerb von Wertpapieren und ſonſtigen Vermögensrechten des 
Kapitalverkehrs (Wertpapierſteuer); 
e) für Anſchaffungsgeſchäfte des Börſenverkehrs (Börſenumſatzſteuer). 


A. Geſellſchaftsſteuer 
Der Geſellſchaftsſteuer unterliegen inländiſche Kapitalgeſellſchaften und rechtlich 
ſelbſtändige inländiſche Niederlaſſungen ausländiſcher Kapitalgeſellſchaften — dabei gelten 
als „inländiſche“ alle Geſellſchaften, die ihren Sitz im Inland haben oder bei denen der 
Ort der Leitung ſich im Inland befindet. 
Kapitalgeſellſchaften im Sinne des Kapitalverkehrſteuergeſetzes find: 
a) Aktiengeſellſchaften, 
b) Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
c) Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
d) Kolonialgeſellſchaften, 
e) bergrechtliche Gewerkſchaften, 
f) andere juriſtiſche Perſonen, wenn fie Erwerbszwecke verfolgen und die Mit- 
gliederanteile übertragbar ſind, 
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g) Perſonenvereinigungen, die Erwerbszwecke verfolgen, falls alle Mitglieder nur 
mit ihrem Anteil für die Schulden der Vereinigung haften und a Anteile an 

Dritte übertragen können. 

Gewiſſe Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Geſellſchaften 
m. b. H. ſind von der Steuer befreit, namentlich ſolche, deren Erträge ausſchließlich dem 
Reich, einem Lande oder einer Gemeinde zufließen, und ſolche, die ausſchließlich gemein⸗ 
nützig ſind. 

Als Geſellſchaftsrechte an Kapitalgeſellſchaften gelten: 

a) Aktien, Kuxe, Anteile; 

b) Genußſcheine; 
e) Forderungen, die einen Anteil am Gewinn der Geſellſchaft gewähren. 

an Steuer unterliegen namentlich: 

a) Zahlungen und Leiſtungen, die zum Erwerbe von Geſellſchaftsrechten einer 
Geſellſchaft durch den erſten Erwerber erforderlich ſind — alſo z. B. bei Grün⸗ 
dung einer Aktiengeſellſchaft, einer G. m. b. H. die Einzahlung der übernommenen 
Aktienbeträge, die Einzahlung der übernommenen Stammeinlagen; ferner auch 
ſolche Zahlungen und Leiſtungen, zu deren Bewirkung die Geſellſchafter einer 
inländiſchen Geſellſchaft auf Grund des Geſellſchaftsverhältniſſes verpflichtet 
find, wie weitere Einzahlungen, Nachſchüſſe, Zubußen; 

b) Darlehnsgewährung, die ſich fachlich als Beteiligung an der Geſellſchaft 
darſtellt. 

Dem Reich gegenüber iſt Steuerſchuldner die Geſellſchaft; ſie muß alſo dafür ſorgen, 
daß die Steuer abgeführt wird. Neben ihr haftet jedoch auch der betreffende Geſellſchafter 
oder Darlehnsgläubiger. 

Die Steuer beträgt 2 vom Hundert des Wertes des Gegenſtandes. 

Die Steuer ermäßigt ſich auf 1%: 

1. beim Erwerb von Geſellſchaftsrechten, bei der Veräußerung eigener eee 

rechte und bei Leiſtungen, ſoweit ſie erforderlich ſind: 

a) zur Deckung der Überſchuldung einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft; 

b) zur Deckung eines Verluſtes am Grundkapital einer inländiſchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder am Stammkapital einer 
inländiſchen Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung; 

2. bei Zubußen an inländiſche bergrechtliche Gewerkſchaften, ſoweit die Zubußen zur 

Beſeitigung von Schäden der folgenden Art erforderlich ſind: 

a) Bergwerkſchäden (Schäden, die durch Unglücksfälle oder durch Naturereigniſſe 
an dem von der Gewerkſchaft betriebenen Bergwerk entſtanden ſind); 

b) Bergſchäden (Schäden, die durch den Betrieb des Bergwerks entſtanden ſind 
und zu deren Erſatz der Bergwerksbeſitzer als ſolcher verpflichtet iſt). 


B. Wertpapierſteuer 


Der Wertpapierſteuer unterliegen: 

a) verzinsliche Schuldverſchreibungen und Rentenverſchreibungen na | 
diſcher und ausländiſcher Schuldner, falls fie: 
1. auf den Inhaber lauten oder 
2) durch Indoſſament übertragbar ſind oder 
3. in Teilabſchnitten ausgefertigt ſind oder 
4. mit Zinsſcheinen oder Rentenſcheinen verſehen ſind; 

b) Aktien ausländiſcher Geſellſchaften, Zertifikate über Shares und Urkunden 
über ſonſtige Anteile an en Geſellſchaften, die den Kapitalgeſellſchaften 
entſprechen; 

e) Genußſcheine ausländiſcher Geſellſchaften. 

Als ausländiſche Geſellſchaften ſind Geſellſchaften anzuſehen, die ihren Sitz im Aus⸗ 

land haben und bei denen ſich der Ort der Leitung im Ausland befindet. 
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Den zu\a) bis c) genannten Wertpapieren ſtehen die Zwiſchenſcheine gleich. 
Steuerfrei ſind die Schuld- und Rentenverſchreibungen des Reiches, der Länder, 

der inländiſchan Gemeinden, Gemeinde- und Zweckverbände. 

wird bei Schuldverſchreibungen und Rentenverſchreibungen von 

„in Ermangelung eines Nennbetrages bei Rentenverſchreibungen von 


(ausländiſchen Aktien, ausländiſchen Genußſcheinen und dergleichen) wird die Steuer 
entweder vom Erwerbspreis oder vom Kurswert oder vom Nennwert, und zwar jeweils 
vom höchſten dieſer drei Werte, berechnet. 

Die Steuer beträgt für jede angefangenen RM 10.—: 

a) bei Schuld⸗ und Rentenverſchreibungen gewiſſer bevorzugter Körper⸗ 


ſchaften (inländiſche öffentliche und gemeinnützige Unternehmen) ..... RM 0.05 
b) bei anderen Schuld⸗ und Rentenverjchreibungen .................- 10.19 
e) beim Erwerb von Anteilen an ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften .... 5 0.20 


C. Börſenumſatzſteuer 
Der Börſenumſatzſteuer unterliegen Anſchaffungsgeſchäfte, die ſich beziehen auf: 
a) Anteile an inländiſchen Kolonialgeſellſchaften, Aktien inländiſcher Gefell- 
ſchaften, Aktienanteile, Anteile der Geſellſchaften m. b. H., Anteile an berg⸗ 
rechtlichen Gewerkſchaften und anderen inländiſchen Kapitalgeſellſchaften, 
Aktien ausländiſcher Geſellſchaften, Zertifikate über Shares und Anteile an 
ausländiſchen Geſellſchaften, die den Kapitalgeſellſchaften entſprechen, Genuß⸗ 
ſcheine und Bezugsrechte über Aktien und Anteile der genannten Art; 

b) Schuld⸗ und Rentenverſchreibungen. 

Das Geſetz unterſcheidet Händlergeſchäfte, das ſind ſolche, bei denen ſämtliche 
Vertragsteilnehmer Händler (Kaufleute, namentlich auch Bankleute, Banken und der⸗ 
gleichen) ſind, Kundengeſchäfte (bei denen nur ein Vertragsteil inländiſcher Händler iſt) 
und Privatgeſchäfte (das ſind alle übrigen Geſchäfte). 

Die Steuer wird von dem vereinbarten Preiſe und in Ermangelung eines Preiſes 
von dem mittleren Börſen⸗ oder Marktpreis berechnet. Die Koſten werden in den 
Preis nicht eingerechnet. 


Steuerſatz 
Die Steuer beträgt für jede angefangenen RM 100.—: 
| I . 
für Händler⸗ f. die übrigen 
geſchäfte Geſchäfte 
Rpf Rpf 


1. bei Schuldverſchreibungen des Reichs, eines Landes, 

einer inländiſchen Gemeinde, eines Gemeindever⸗ 

bands, eines Zweckverbands, des Umſchuldungsver⸗ 

bands Deutſcher Gemeinden oder der Deutſchen 

Reichsbahn⸗Geſellſchaff᷑ . 2 4 
2. bei Schuldverſchreibungen inländiſcher öffentlich- 

rechtlicher Kreditanſtalten, inländiſcher Hypotheken⸗ 

banken, inländiſcher Schiffspfandbriefbanken, inlän⸗ 

diſcher Eiſenbahngeſellſchaften, von Wohnungsunter⸗ 

nehmen, die als gemeinnützig oder als Organe der 


ſtaatlichen Wohnungspolitik anerkannt find ........ 3 6 
3. bei anderen Schuldverſchreibungernʒniu. 5 10 
4. bei Dividendenwerten mit Ausnahme von Anteilen 

an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung.... 7,5 15 
5. bei Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 50 50 
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Die Steuer beträgt mindeſtens: | 77 1 
1. bei Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung RM 8. 


2. in den übrigen Fällen: RM 0.10. Höhere Steuerbeträge find auf RM 0. 5 Ai 4 15 


oben abzurunden. 


10. Die Bürgerſteuer 


Die Bürgerſteuer wird von den Gemeinden von allen Perſonen, die im Ge meinde⸗ 


bezirk wohnen, für das Kalenderjahr erhoben. Stichtag iſt der 10. Oktober des voran⸗ 
gegangenen Jahres. 
Steuerfrei ſind: 
1. für das ganze Erhebungsjahr die Perſonen, die am Stichtag das 18. Lebensjahr 
nicht vollendet hatten; 
2. für den einzelnen Teilbetrag die Perſonen, die am Fälligkeitstage 
a) Arbeitsloſen⸗ oder Kriſenunterſtützung empfangen; 


b) öffentliche Fürſorge, Zuſatzrente, Elternrente, Eltern⸗, Witwen⸗ oder Baifen- 


beihilfe oder Familienunterſtützung erhalten; 


e) vorausſichtlich im Erhebungsjahre ein Einkommen haben werden, das 150% 
(bei Ledigen 130%) des Betrages nicht überſteigt, den der Steuerpflichtige als 175 


Wohlfahrtsunterſtützung in einem Jahre erhalten würde; 


d) blind find und vorausſichtlich im Erhebungsjahre nicht mehr als RM 4500. N 


Einkommen erzielen werden, 

e) Angehörige der Wehrmacht, der Schutzpolizei oder des Reichsarbeitsdienſtes 
ſind und im Erhebungsjahre weder zur Einkommenſteuer noch zur a 
herangezogen werden. 


Für die Bemeſſung der Bürgerſteuer des Kalenderjahrs id die folgenden Steuer⸗ 
grundbeträge (Reichsſätze): 


RM 3.— für Steuerpflichtige, die einkommenſteuerfrei ſind; 
" 6.— bei einem Einkommen von nicht mehr als RM 4500.—; 


" 9.— bei einem e ee von mehr als RM 4 500.—, jedoch nicht mehr als 


RM 6000.— 

" 12.— bei einem Einfommen von mehr als RM 6000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 8000.— 

" 18.— bei einem Enke von mehr als RM 8000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 12 000.—; b 

5 24.— bei einem Einiommen von mehr als RM 12000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 16 000.— 

„ 30.— bei einem Eintommen von mehr als RM 16000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 20000.— 

" 50.— bei einem Entominen bon mehr als RM 20000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 25000.—; 

" 75.— bei einem Einkommen von mehr als RM 25000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 50000.—; 

„ 150.— bei einem Einkommen von mehr als RM 50000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 75000.—; 

„ 300.— bei einem Eintommen von mehr als RM 75000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 100 000.— 

„ 500.— bei einem Einlommen von mehr als RM 100000.—, jedoch nicht mehr Bi 
RM 250000.— 

„ 1000.— bei einem Eintommen von mehr als RM 250000.—, jedoch nicht mehr als 
RM 500 000.— 


Für jede weiteren angefangenen RM 300000.— Einkommen erhöht ſich der 
Grundbetrag von RM 1000. — um je RM 1000.— 


N 
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Der Reſchsſatz ermäßigt ſich bei Steuerpflichtigen, zu deren Haushalt am Stichtag 
mindeſtens zwei minderjährige Kinder gehört haben: 

um je RM 2.— für das zweite und jedes folgende minderjährige Kind, wenn das Ein⸗ 

kommen des Steuerpflichtigen nicht mehr als RM 2400.— beträgt; 

um je RM 11— für das zweite und dritte minderjährige Kind und um je RM 2.— für 

das vierte und jedes folgende minderjährige Kind, wenn das Einkommen des Steuer⸗ 

pflichtigen mehr als RM 2400.—, jedoch nicht mehr als RM 25000.— beträgt. 

Als Kinder im Sinn dieſer Vorſchrift gelten neben Abkömmlingen auch Stiefkinder, 
Adoptivkinder und Pflegekinder und deren Abkömmlinge. Für Kinder, die Juden ſind, 
wird Ermäßigung nicht gewährt. 

Die Gemeinden erheben jährlich als Bürgerſteuer einen Hundertſatz des Grund⸗ 
betrages (Hebeſatz). Die danach jährlich zu zahlende Bürgerſteuer wird, wenn fie RM 5.— 
überſteigt, in gleichen Teilbeträgen fällig, 

1. ſoweit ſie durch Steuerbeſcheid angefordert wird, jeweils am 10. der Monate 

Februar, Mai, Auguſt und November, 
2. ſoweit ſie durch Steuerkarte angefordert wird, 
f a) bei täglicher bis wöchentlicher Lohnzahlung in 24 Teilbeträgen, jeweils am 
10. und 24., 
b) bei Lohnzahlungszeiträumen von mehr als einer Woche in 12 Teilbeträgen 
jeweils am 10. jedes Monats. 


11. Die Wehrſteuer 
(Wehrſteuergeſetz vom 20. Juli 1937) 

Wehrſteuerpflichtig iſt jeder männliche deutſche Staatsangehörige, der ſeinen Wohn⸗ 
ſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande hat, nach dem 31. Dezember 1913 
geboren iſt und nicht zur Erfüllung der zweijährigen aktiven Dienſtpflicht einberufen wird. 
Die Wehrſteuerpflicht beginnt am Anfang des Kalenderjahres, das auf den Zeitpunkt der 
Einberufung des Geburtsjahrganges folgt, dem der Steuerpflichtige angehört, aber nicht 
vor Anfang des Kalenderjahres, das auf den Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme folgt, 
an dem die endgültige Entſcheidung über die Nichteinberufung vorliegt. Die Wehrſteuer⸗ 
pflicht endet am Schluß des Kalenderjahres, in dem der Steuerpflichtige das 45. Lebens⸗ 
jahr vollendet hat. 

Wer bei der Ausübung der Arbeitsdienſtpflicht oder des zweijährigen aktiven Wehr⸗ 
dienſtes für den Wehrdienſt untauglich geworden iſt, iſt von der Wehrſteuerpflicht be⸗ 
freit. Während der Ableiſtung von Übungen, die länger als 14 Tage dauern, ruht die 
Wehrſteuerpflicht. Wenn das Einkommen des Erhebungsjahres RM 224.— nicht überſteigt, 
liegt keine Wehrſteuerpflicht vor. | 

Der Arbeitgeber hat die Wehrſteuer beim Arbeitslohn durch Steuerabzug einzubehalten. 

Die Wehrſteuer beträgt in den erſten zwei Kalenderjahren nach Beginn der Steuer- 
pflicht 50% der Einkommenſteuer, in den folgenden Jahren 6% der Einkommenſteuer, 
mindeſtens aber 

a) bei Lohnſteuerpflichtigen 4% des Arbeitslohnes in den erſten beiden Kalender⸗ 

jahren und 5%, des Arbeitslohnes in den folgenden Kalenderjahren; 

b) bei Veranlagten 5% des Einkommens in den beiden erſten und 6%, des Ein⸗ 

kommens in den folgenden Kalenderjahren. 

Die Wehrſteuer beträgt bei Wehrſteuerpflichtigen, denen Kinderermäßigung für min⸗ 
deſtens zwei Kinder zuſteht, ſtets 6 vom Hundert der Einkommenſteuer. Sie beträgt bei 
dieſen Wehrpflichtigen aber mindeſtens: 1. ſoweit die Wehrſteuer durch Abzug vom Arbeits⸗ 
lohn erhoben wird, 5 vom Tauſend des Arbeitslohns, 2. ſoweit die Wehrſteuer veranlagt 
wird, 6 vom Tauſend des Einkommens. 

Der Arbeitgeber hat die einbehaltene Lohnſteuer und Wehrſteuer für Lohnzahlungen 
in der Zeit vom 1. bis 15. eines Kalendermonats bis zum 20. des Kalendermonats, für 
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Lohn vom 16. bis zum Schluß des Monats bis zum 5. des folgenden Monates an die 
Kaſſe des Finanzamtes abzuführen. (Ausnahmen für Kleinbetriebe bis zu 5 Arbeitnehmern. ‚Bir 
Mit der üblichen Lohnſteueranmeldung iſt zugleich auch die Besten beim 
Finanzamt einzureichen. 


12. Die Gewerbeſteuer 
(In Kraft getreten am 1. April 1937) 


Die Gemeinden ſind berechtigt, eine Gewerbeſteuer als Gemeindeſteuer zu erheben. 
Der Steuer unterliegt jeder ſtehende Gewerbebetrieb, ſoweit er im Inland betrieben wird. 
Die Tätigkeit der Perſonal⸗ und Kapitalgeſellſchaften gilt auch als Gewerbebetrieb. 

Von der Gewerbeſteuer ſind befreit in der Hauptſache die Einrichtungen, die direkt dem 
Reich unterſtehen (Reichsbahn, Reichspoſt uſw.); außerdem ſind nicht gewerbeſteuer⸗ 
pflichtig Betriebe, die gemeinnützigen (kirchlichen) Zwecken dienen; der Gewerbeſteuer 
unterliegen weiterhin nicht Betriebe der Hochſee⸗ und Küſtenfiſcherei, wenn ſie mit weniger 
als ſieben im Jahresdurchſchnitt beſchäftigten Arbeitnehmern oder mit Schiffen betrieben 
wird, die eine eigene Triebkraft von weniger als 100 Pferdekräften haben. 

Steuerſchuldner iſt der Unternehmer. Als Unternehmer gilt im Zweifelsfalle der, für 
deſſen Rechnung das Gewerbe betrieben wird. Wenn der Unternehmer wechſelt, dann iſt 
der bisherige Unternehmer Steuerſchuldner bis zum Ende des Monats, an dem der Wechſel 
eintritt. 

Grundlage für die Beſteuerung bilden Gewerbeertrag und Gewerbekapital. Daneben 
iſt es aber auch noch zuläſſig, daß die Lohnſumme als Beſteuerungsgrundlage genommen 
wird (nur mit Zuſtimmung der oberſten Gemeindeaufſichtsbehörde). 


a) Gewerbeſteuer nach dem Gewerbeertrag 


Gewerbeertrag iſt der Gewinn aus dem Gewerbebetrieb. Für die Beſteuerung müſſen 

aber noch folgende Beträge zu dem Gewinn geſchlagen werdend): 

1. Zinſen für Schulden, die wirtſchaftlich mit der Gründung oder dem Erwerb des 
Betriebes (Teilbetriebes) oder eines Anteils am Betrieb oder mit einer Erweiterung 
oder Verbeſſerung des Betriebes zuſammenhängen oder der nicht nur vorüber⸗ 
gehenden Verſtärkung des Betriebskapitals dienen (Dauerſchulden); 

2. Renten und dauernde Laſten, die wirtſchaftlich mit der Gründung oder dem Erwerb 
des Betriebs (Teilbetriebs) oder eines Anteils am Betrieb zuſammenhängen; 

3. die Gewinnanteile des ſtillen Geſellſchafters ſowie Gehälter und ſonſtige Ver⸗ 
gütungen jeder Art, die für eine Beſchäftigung des ſtillen Geſellſchafters oder 
ſeines Ehegatten im Betrieb gewährt worden ſind; 

4. die Gewinnanteile, die an perſönlich haftende Geſellſchafter einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien auf ihre nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen 
oder als Vergütung (Tantieme) für die Geſchäftsführung verteilt worden ſind, 
ſowie Gehälter und ſonſtige Vergütungen jeder Art, die für eine Beſchäftigung 
der Ehegatten dieſer Geſellſchafter im Betrieb gewährt worden ſind; 

5. Gehälter und ſonſtige Vergütungen, die dem Unternehmer, an weſentlich Beteiligte 
oder an ihre Ehegatten für eine Beſchäftigung im Betrieb gewährt worden ſind; 

6. Vorteile, die von Vereinigungen zum gemeinſamen Ankauf von Lebensmitteln 
oder hauswirtſchaftlichen Gegenſtänden im großen und Abſatz im Einzelhandel an 
Käufer gewährt worden ſind (Kundengewinn), ſoweit dieſe Vorteile drei vom 
Hundert der auf die Waren geleiſteten Barzahlungen überſtiegen haben. Hierbei 
iſt es gleichgültig, ob der Kundengewinn Mitgliedern oder Nichtmitgliedern 
gewährt worden iſt; 

7. die Hälfte der Miet- und Pachtzinſen für die Benutzung der nicht in Grundbeſitz 

1) Das iſt aber nur dann der Fall, wenn für die Feſtſtellung des Gewinnes dieſe Beträge vorerſt 

abgezogen wurden (3. B. i Grundlage für die Einkommenbeſteuerung uſw.). 
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beſtehenden Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens, die im Eigentum eines 
andeten ſtehen; 

8. die Anteile am Verluſt einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft oder einer anderen Geſellſchaft, bei der die Geſellſchafter als Unternehmer 
(Mitunternehmer) des Gewerbebetriebs anzuſehen ſind. 

Der Ertrag kann für die Feſtſetzung der Steuer gekürzt werden um: 

1. drei vom Hundert des Einheitswerts des zum Betriebsvermögen des Unternehmers 
gehörenden Grundbeſitzes; 

2. die Anteile am Gewinn einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft oder einer anderen Geſellſchaft, bei der die Geſellſchafter als Unter- 
nehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebs anzuſehen ſind; 

3. den Teil des Gewerbeertrags eines inländiſchen Unternehmens, der auf eine nicht 
im Inland belegene Betriebsſtätte entfällt. 

Bei Berechnung der Gewerbeſteuer nach dem Gewerbeertrag iſt von einem Steuer⸗ 
meßbetrag auszugehen. Dieſer iſt durch Anwendung eines Hundertſatzes (Steuermeßzahl) 
auf den Gewerbeertrag zu ermitteln. Der Gewerbeertrag iſt auf volle RM 100.— nach 
unten abzurunden. 

Die Steuermeßzahlen betragen: 

1. bei natürlichen Perſonen und bei offenen Handelsgeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften und anderen Geſellſchaften, bei denen die Geſellſchafter als Unter⸗ 
nehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebs anzuſehen ſind: 

für die erſten RM 1 200.— des Ertrages 0% 
für die weiteren RM 1200.— des Ertrages 1% 
für die weiteren RM 1200.— des Ertrages 2% 
für die weiteren RM 1200.— des Ertrages 3% 
für die weiteren RM 1200.— des Ertrages 4% 
für alle weiteren Beträge 59% 
2. bei anderen Unternehmen DW: 
Bei Hausgewerbetreibenden ermäßigen fich die Steuermeßzahlen auf die Hälfte. 


b) Gewerbeſteuer nach dem Gewerbekapital 


Als Gewerbekapital gilt der Einheitswert des gewerblichen Betriebes. Für die Be- 
ſteuerung werden folgende Beträge zugezählt, ſoweit ſie bei der Feſtſtellung des Einheits⸗ 
wertes abgezogen waren: 

1. Verbindlichkeiten, die Schuldzinſen, Renten, dauernden Laſten entſprechen; 

2. die Werte der nicht in Grundbeſitz beſtehenden Wirtſchaftsgüter, die dem Betrieb 
dienen, aber im Eigentum eines Mitunternehmers oder eines Dritten ſtehen, es 
ſei denn, daß ſie zum Gewerbekapital des Überlaſſenden gehören. 

1 Beträge können gekürzt werden: 
die Summe der Einheitswerte, mit denen die Betriebsgrundſtücke in dem 1 
wert des gewerblichen Betriebes enthalten ſind; 

2. der Wert einer zum Gewerbekapital gehörenden Beteiligung an einer offenen 
Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer anderen Geſellſchaft, 
bei der die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen ſind. 

Die Steuermeßzahl für das Gewerbekapital beträgt 2 vom Tauſend. Für Gewerbe⸗ 
betriebe, deren Gewerbekapital weniger als RM 3000.— beträgt, wird ein Steuermeß⸗ 
betrag nicht feſtgeſetzt. g 

c) Feſtſetzung und Erhebung der Steuer 

Durch Zuſammenrechnung der beiden Steuermeßbeträge für den Gewerbeertrag 
und das Gewerbekapital wird ein einheitlicher Steuermeßbetrag gebildet. Die Gemeinde 
ſetzt für jedes Jahr einen Hundertſatz (Hebeſatz) feſt, der für alle in der Gemeinde vor⸗ 
handenen Unternehmen gleich ſein muß. 
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15. November, 15. Februar fällig. Jahresbeträge bis zu RM 5.— find auf einmal und 
Jahresbeträge von RM 5.— bis RM 10.— find in zwei Raten zu bezahlen. 


Die Steuer iſt mit je einem Viertel ihres gane nis am 15. Mai, 15. Auguſt, 5 | 


Bis zur Bekanntgabe eines neuen Steuerbeſcheides find unter Zugrundelegung der 5 1 2 


zuletzt gezahlten Jahresſteuer entſprechende Vorauszahlungen zu leiten. 


13. Die Wandergewerbeſteuer i 
(Geſetz über die Beſteuerung des Wandergewerbes vom 10. Dezember 1937) 


Vom Gewerbebetrieb im Umherziehen (Wandergewerbe) wird für das Reich eine 
Wandergewerbeſteuer erhoben. Die Steuer beträgt: für die erſten RM 1200.— des ge⸗ 
ſchätzten Gewerbeertrages 2%, für die weiteren RM 1200.— des geſchätzten Gewerbe⸗ 


ertrages 4%, für die weiteren RM 1200.— des geſchätzten Gewerbeertrages 6%, für die 


weiteren RM 1200.— des geſchätzten Gewerbeertrages 8%, für die weiteren RM 1200.— 
des geſchätzten Gewerbeertrages 10%, für alle weiteren Beträge des geſchätzten Gewerbe⸗ 
ertrages 12%. 

Läßt ein Unternehmer das Gewerbe im Umherziehen durch andere Perſonen be⸗ 
treiben, ſo wird von ihm eine Zuſatzſteuer erhoben. Soweit im Rahmen eines einheitlichen 
Gewerbebetriebes ſowohl ein ſtehendes als auch ein Wandergewerbe betrieben wird, 
unterliegt der feſtgeſtellte Gewerbeertrag nicht der Gewerbeſteuer. — Die Wandergewerbe⸗ 
ſteuer wird bei Aushändigung des Wandergewerbeſcheins fällig. 

Befreiung: Von der Wandergewerbeſteuer iſt befreit, wer in einer Entfernung 
von nicht mehr als 30 km von ſeinem Wohnſitz Muſikaufführungen darbietet. 


14. Die Urkundenſteuer 
(Urkundenſteuergeſetz vom 5. Mai 1936) 


a) Allgemeines 


Der Urkundenſteuer unterliegen beſtimmte Rechtsgeſchäfte und ſonſtige Rechts⸗ 
vorgänge (vgl. unter b) in dieſem Abſchnitt), wenn über fie im Inland eine Urkunde 
errichtet worden iſt, außerdem beſtimmte Urkunden als ſolche (gerichtliche und notarielle 
Urkunden, beglaubigte Abſchriften und Ausfertigungen davon). | 


Die Steuerſchuld entſteht: 


1. bei einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde über ein Rechtsgeſchäft 
(Vertrag oder einſeitige Erklärung): mit Errichtung der Urkunde; i 
2. bei einer privatſchriftlichen Urkunde über einen Vertrag (Beiſpiele: Kaufvertrag, 
Mietvertrag): € 

a) wenn die Urkunde von den Vertragsteilen unterzeichnet wird: mit der Unter⸗ 
zeichnung; 

b) wenn die Urkunde nur von einem Vertragsteil unterzeichnet wird: mit Aus⸗ 
händigung der Urkunde an den anderen Vertragsteil, an einen Dritten odere an 
eine Behörde; 

3. bei einer privatſchriftlichen Urkunde über eine einfeitige Erklärung (Beiſpiele: Ab⸗ 
tretungserklärung, Schulderklärung); 

a) wenn die Urkunde nur vom Erklärenden unterzeichnet wird: mit Aushändigung 


der Urkunde an den Erklärungsempfänger, an einen Dritten oder an eine 


Behörde; 7 
b) wenn die Urkunde auch vom Erklärungsempfänger unterzeichnet wird: mit 
der Unterzeichnung. 
Von der Beſteuerung ſind in der Hauptſache ausgenommen: Rechtsgeſchäfte, deren 
Gegenſtandswert unter RM 150.— liegt; Rechtsgeſchäfte, die die Erfüllung einer geſetz⸗ 
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lichen Unterhaltspflicht zum Gegenſtand haben; Rechtsvorgänge, die unter das Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetz (ftehe dort) fallen uſw. 

Wird die Steuer nach dem Wert des Gegenſtands berechnet, ſo beträgt ſie mindeſtens 
RM 0.50. 

Die Steuer ſteigt in Abſtufungen von je RM 0.50. Dabei werden Pfennigbeträge 
über RM 0.25 nach oben, Pfennigbeträge bis RM 0.25 nach unten auf volle RM 0.50 
abgerundet. 

Steuerſchuldner ſind: 


1. bei einer öffentlichen Urkunde über ein Rechtsgeſchäft: wer die Errichtung der 
Urkunde veranlaßt hat; 

. bei einer öffentlich beglaubigten Urkunde über ein Rechtsgeſchäft: wer die Be- 

glaubigung veranlaßt hat; 

bei einer privatſchriftlichen Urkunde über einen Vertrag: 

a) wenn die Urkunde von den Vertragsteilen unterzeichnet wird: die Unterzeichner 
der Urkunde; 

b) wenn die Urkunde nur von einem Vertragsteil unterzeichnet und dem anderen 
Vertragsteil, einem Dritten oder einer Behörde ausgehändigt wird: die Ver⸗ 
tragsteile und der Dritte; 


4. bei einer privatſchriftlichen Urkunde über eine einſeitige Erklärung: 

a) wenn die Urkunde nur vom Erklärenden unterzeichnet und dem Erklärungs⸗ 
empfänger, einem Dritten oder einer Behörde ausgehändigt wird: der Unter- 
zeichner der Urkunde, der Erklärungsempfänger und der Dritte; 

b) wenn die Urkunde auch vom Erklärungsempfänger unterzeichnet wird: die 
Unterzeichner der Urkunde; 

5. bei einer ausländiſchen Urkunde: wer im Inland von der Urkunde Gebrauch macht. 


Für die Steuer haftet jeder Inhaber der Urſchrift, einer Doppelſchrift, einer Aus⸗ 
fertigung oder einer beglaubigten Abſchrift, wenn der Inhalt der Urkunde für ihn A che 
Bedeutung hat. 

Sind mehrere ſteuerpflichtige Rechtsgeſchäfte in einer Urkunde enthalten, ſo wird 
die Steuer für jedes Rechtsgeſchäft erhoben. (Beiſpiele: Kaufvertrag und Abtretung einer 
Forderung an den Verkäufer; Dienſtvertrag und Vollmachtserteilung; Schulderklärung 
und Sicherungsübereignung.) 

Die Urkundenſteuer wird von den Finanzämtern verwaltet. Die Steuer wird entrichtet 
entweder: 


1. unter Verwendung von Steuerzeichen (das ſind Steuermarken (big RM 1000.—] 
und Steuerbogen [über RM 1000.—)); 
2. durch Erhebung zu den Gerichtskoſten. 


Gegen eine Steuerfeſtſetzung iſt Einſpruch beim zuſtändigen Finanzamt zuläſſig. 


o 


> 


b) Rechtsgeſchäfte und Rechtsvorgänge, die der Urkundenſteuer 1 


Kauf⸗ und Tauſchverträge 


Steuerpflichtig iſt ein Kaufvertrag, ein Tauſchvertrag und ein anderer auf Veräuße⸗ 
rung eines Gegenſtands gegen Entgelt gerichteter Vertrag. 
Die Steuer wird berechnet: 


1. bei einem Kaufvertrag: vom Kaufpreis einſchließlich des Werts der vom Käufer 
übernommenen ſonſtigen Leiſtungen und Nebenleiſtungen ſowie der dem Ber- 
käufer vorbehaltenen Nutzungen; 

2. bei einem Tauſchvertrag; vom a eines jeden der in Tauſch gegebenen Gegen- 
ſtände; > 

3. bei einem Vertrag über geiftung an Erfüllungs Statt: vom Wert, zu dem die 
Leiſtung an Erfüllungs Statt angenommen wird. 


| | 
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4. bei einem anderen Vertrag: vom Wert der Gegenleiſtung. 
Die Steuer beträgt: ö 


1. bei einem Vertrag über eine Geldforderung, und zwar auch über eine Forderung, 
für die eine Hypothek oder ein Schiffspfandrecht beſtellt iſt, und bei einem Vertrag 
über eine Grundſchuld und eine Rentenſchuld: 1 vom Tauſend; 
2. bei einem Vertrag über einen anderen Gegenſtand: 5 vom Tauſend. 
Von der Beſteuerung ſind ausgenommen: 
1. ein Kaufvertrag über einen Gegenſtand, der entweder: 
a) im inländiſchen Betrieb des Verkäufers erzeugt oder hergeſtellt worden iſt oder 
b) zum Gebrauch oder Verbrauch im Betrieb des Käufers erworben wird oder 
c) zur Weiterveräußerung im Betrieb des Käufers beſtimmt it; 

ein Kaufvertrag über einen Gegenſtand, der im Deutſchen Reich erzeugt oder 
hergeſtellt worden iſt, wenn der Gegenſtand unmittelbar ins Ausland geliefert 
werden ſoll; 

3. ein Kauf⸗ und ein Tauſchvertrag, der zwiſchen Miterben über Nachlaßgegenſtände 

zur Erleichterung der Auseinanderſetzung geſchloſſen wird. 


e 


Miet⸗ und Pachtverträge 


Steuerpflichtig ſind ein Mietvertrag und ein Pachtvertrag. Dies gilt auch, wenn der 
Vertrag durch Austauſch von Briefen oder ſonſtigen ſchriftlichen Mitteilungen zuſtande 
gekommen iſt; die Steuerſchuld entſteht in dieſem Fall mit Aushändigung des die An⸗ 
nahmeerklärung enthaltenden Schriftſtücks. 

Als Pachtvertrag gilt auch die entgeltliche Erteilung einer Jagderlaubnis und die 
ſonſtige Übertragung der Jagdausübung gegen Entgelt. 

Die Steuer wird berechnet: 1. bei einem Vertrag auf beſtimmte Zeit: von dem 
für die Vertragsdauer vereinbarten Entgelt; 2. bei einem Vertrag auf unbeſtimmte Zeit: 
von dem für eine einjährige Vertragsdauer errechneten Entgelt; 3. bei einem Vertrag 
auf beſtimmte Zeit, in dem einem Vertragsteil das Recht eingeräumt iſt, die Verlänge⸗ 
rung des Vertrags zu fordern (Optionsrecht): von dem für die Vertragsdauer errechneten 
Entgelt, an die der andere Vertragsteil gebunden iſt; 4. bei einem Vertrag auf beſtimmte 
Zeit, in dem die Verlängerung des Vertrags vereinbart iſt, falls kein Vertragsteil 
kündigt (Verlängerungsklauſel): von dem für die beſtimmte Vertragsdauer vereinbarten, 
mindeſtens aber von dem für eine einjährige Vertragsdauer errechneten Entgelt. 

Die Steuer beträgt bei Pacht⸗ und Mietverträgen 3 vom Tauſend, beim Jagdpacht⸗ 
vertrag 2 bzw. 3 vom Tauſend, bei Pachtverträgen über ein land⸗ oder forſtwirtſchaftliches 
Grundſtück 1 vom Tauſend. 5 

Steuerfrei ſind die Miet⸗ oder Pachtverträge mit Ausnahme der Jagdpachtverträge, 
wenn der Jahresmiet⸗ oder ⸗pachtzins RM 900.— nicht überſteigt. 


Dienſtverträge 


Steuerpflichtig iſt ein Dienſtvertrag. Dies gilt auch, wenn der Vertrag durch Aus⸗ 
tauſch von Briefen oder ſonſtigen ſchriftlichen Mitteilungen zuſtande gekommen iſt; die 
Steuerſchuld entſteht in dieſem Fall mit Aushändigung des die Annahmerklärung enthal⸗ 
tenden Schriftſtücks. 


Die Steuer wird berechnet: 1. bei einem Vertrag auf beſtimmte Zeit: von der für 


die Vertragsdauer vereinbarten Vergütung, jedoch höchſtens für die Dauer von fünf 
Jahren; 2. bei einem Vertrag auf unbeſtimmte Zeit: von der für eine einjährige Ver⸗ 
tragsdauer errechneten Vergütung. 

Die Steuer beträgt 1 vom Tauſend. 

Von der Beſteuerung ſind ausgenommen: 1. ein Dienſtvertrag, wenn die auf eine 
einjährige Vertragsdauer errechnete Vergütung den Betrag von RM 3600.— nicht über⸗ 
ſteigt; 2. ein Lehrvertrag. 
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Werkverträge 


Steuerpflichtig iſt ein Werkvertrag. Dies gilt auch, wenn der Vertrag durch Austauſch 
von Briefen oder ſonſtigen ſchriftlichen Mitteilungen zuſtande gekommen iſt; die Steuer⸗ 
ſchuld entſteht in dieſem Fall mit Aushändigung des die Annahmeerklärung enthaltenden 
Schriftſtücks. — Die Steuer wird von der vereinbarten Vergütung berechnet. Sie beträgt 
1 vom Tauſend. 

Von der Beſteuerung ausgenommen iſt ein Vertrag, in dem ſich der Unternehmer 
verpflichtet, das Werk aus einem von ihm zu beſchaffenden Stoff herzuſtellen (Werkliefe⸗ 
rungsvertrag). Die Ausnahme von der Beſteuerung gilt nicht: 1. für einen Vertrag über 
die Errichtung eines Bauwerks auf nicht dem Unternehmer gehörigem Grund und Boden; 
2. für einen Vertrag, in dem der Unternehmer ſich nur zur Beſchaffung von Zutaten oder 
ſonſtigen Nebenſachen verpflichtet. 


Von der Beſteuerung iſt ausgenommen ein Vertrag über die Beförderung einer 
Perſon oder Sache, wenn die Beförderung unter das Beförderungſteuergeſetz fällt. 


Sonſtige Verträge, Erklärungen und Rechtsgeſchäfte 


Ferner müſſen verſteuert werden: Gewiſſe familienrechtliche Verträge, Erbauseinander⸗ 
ſetzungsverträge, Vergleiche, Abtretungs⸗, Schuld⸗ und Verpfändungserklärungen, 
Sicherungsübereignungen, Ausbietungsgarantien, Bürgſchaftserklärungen, Schuldüber⸗ 
nahmen, Vollmachtserteilungen, Eintragungsbewilligungen von Grund- und Schiffs⸗ 
pfandrechten, Vormerkungen, Dienſtbarkeiten, Reallaſten, Verkaufsrechte und Nieß⸗ 
brauchseinräumungen. 

Steuerpflichtig ſind bei Perſonengeſellſchaften (ſiehe dieſe): 

1. der Vertrag über die Errichtung einer inländischen Perſonengeſellſchaftt); 

2. die Erklärung des Beitritts eines neuen Geſellſchafters; 

3. die Erklärung eines Geſellſchafters über die Erhöhung ſeiner Einlage; 

4. die Erklärung eines Geſellſchafters über die Überlaſſung feines Geſellſchaftsrechts 

an einen anderen Geſellſchafter oder an einen Dritten; 

5. die Errichtung einer inländiſchen Niederlaſſung durch eine ausländiſche Geſellf chaft. 


Als Urkunde über den Rechtsvorgang gilt auch ſeine Anmeldung bei einer öffentlichen 
Behörde, insbeſondere die Anmeldung zum Handels- oder Vereinsregiſter. In dieſem 
Fall entſteht die Steuerſchuld mit der Anmeldung; die Steuer iſt vor Eintragung des 
Rechtsvorgangs, ſpäteſtens aber binnen zwei Wochen nach Entſtehung der Steuerſchuld 
zu entrichten. 

bei Genoſſenſchaften: 

1. der Vertrag über die Errichtung einer Genoſſenſchaft; 

2. die Erklärung des Beitritts eines neuen Genoſſen; 

3. die Erklärung eines Genoſſen über die Beteiligung auf einen weiteren Geſchäfts⸗ 

anteil. 

bei Stillen Geſellſchaften: 

1. der Vertrag, durch den ſich jemand als Stiller Geſellſchafter mit einer Vermögens- 

einlage am Handelsgewerbe eines andern beteiligt; 

2. die Erklärung des Stillen Geſellſchafters über die Erhöhung ſeiner Einlage; 

3. die Erklärung des Stillen Geſellſchafters über die Überlaſſung feiner Einlage an 

einen Dritten. 


Außerdem unterliegen noch der Urkundenſteuer: Verfügungen von Todes wegen, 
Verſteigerungen, Schiedsſprüche, Verloſungen, Ausloſung von Wertpapieren, gerichtliche 
oder notarielle Niederſchriften über Geſellſchafterverſammlungen, Proteſte. 


) Ausnahme, wenn eine Kapitalgeſellſchaft in eine Perſonalgeſellſchaft umgewandelt wird. 
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15. Neuer Finanzplan 
(Vom 20. März 1939) 


I. Steuergutſcheine 
Die großen nationalpolitiſchen Aufgaben des Reiches vor dem driene N. 


erhebliche Mittel, die nicht allein durch das laufende Steueraufkommen und Anleihen i 5 


aufgebracht werden konnten. Der Neue Finanzplan ſah daher einen Vorgriff auf das 
künftige Steueraufkommen durch Ausgabe von Steuergutſcheinen vor, mit denen das 


Reich, die Länder und die ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften und Anſtalten Lieferungen 5 
und Leiſtungen gewerblicher Unternehmer in Höhe von 40% bezahlten. Die gewerblichen 


Unternehmer hatten ihrerſeits das Recht, an ihre Lieferer die Steuergutſcheine in derſelben ; 
Weile weiterzugeben. | 

Zur Finanzierung des Krieges, für die in eriter Linie der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer geſchaffen worden iſt, ſind die Steuergutſcheine nicht vorgeſehen. Es iſt 


daher durch die 3. und 4. Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan beſtimm 
worden, daß die Steuergutſcheine vom 1. November 1939 ab nicht mehr ausgegeben 


werden und daß das Recht der gewerblichen Unternehmer, ihre Lieferer teilweiſe mit 
Steuergutſcheinen zu bezahlen, vom 1. April 1940 ab weggefallen iſt. 6 


II. Mehreinkommenſteuer 


Nach dem Neuen Finanzplan war weiter vorgeſehen, daß das Reich laufend, und 
zwar erſtmals für 1939, eine Steuer vom Mehreinkommen erhebt. Als Mehrein⸗ 
kommen gilt der Betrag, um den das im Vorjahr erzielte ſteuerpflichtige Einkommen 
höher iſt als das ſteuerpflichtige Einkommen in dem Jahre, das dem Vorjahre voran⸗ 
gegangen iſt. Der Mehreinkommenſteuer für 1939 unterliegt alſo der Betrag, um den 
das 1938 erzielte Einkommen höher iſt als das 1937 erzielte Einkommen. Auf Grund 
der Verordnung über die Aufhebung der Mehreinkommenſteuer vom 21. Auguſt 1940 
wird die Mehreinkommenſteuer nur für das Jahr 1939 erhoben; für die ſpäteren Jahre 
fällt ſie weg. 


B. Zölle 
Zölle ſind Abgaben, die darauf gelegt werden, daß gewiſſe Waren in ein beste - 


Gebiet eingeführt (Eingangszölle, Einfuhrzölle) oder aus einem ſolchen ausgeführt x an 


Ausfuhrzölle) oder durch ein ſolches gebracht werden (Durchfuhrzölle). 

Die Zölle ſollen einesteils der heimatlichen Erzeugung gegen den ausländiſchen 
Wettbewerb zu Hilfe kommen (Schutzzölle), anderenteils dem Reiche Einnahmen zu⸗ 
führen (Finanzzölle). Iſt der Schutzzoll ſo hoch, daß er einem Einfuhrverbote gleich⸗ 
kommt, ſo nennt man ihn Prohibitivzoll. 

Nach der Art der Zollbemeſſung unterſcheidet man Gewichts⸗, Wert⸗ und Stück⸗ 
zölle. 

Zölle für Waren aus ſolchen Staaten, die deutſche Schiffe und Waren ungünſtiger 
behandeln als Schiffe und Waren anderer Staaten, können über den Zolltarif erhöht, 
zollfreie Waren zu einem Teile des Wertes belaſtet werden. In dieſen Fällen ſpricht man 
von Vergeltungs⸗- oder Retorſionszöllen. | 

Differentialzölle kommen zur Erhebung, wenn dieſelben Waren, je nachdem 
ſie aus dem einen oder dem anderen Lande eingeführt werden, einem anderen Zollſatze 8 
unterliegen. Zur Beſcheinigung der Herkunft der einzuführenden a werden 55 
ſprungszertifikate gefordert. N 

Vergütungen, die für Ausfuhrwaren gezahlt werden, für die 19 95 für deren Roh⸗ 
ſtoffe bei der Einfuhr Zölle entrichtet worden ſind, nennt man Rückzölle. 


Die geſamte Geſetzgebung des Deutſchen Reiches hinſichtlich der Zölle iſt einheit⸗ | en 
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lich; Deutſchland bildet ein Zoll⸗ und Handelsgebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher 
Zollgrenze. Den Hanſeſtädten Hamburg und Bremen ſind Freihäfen zugebilligt; ſie 
haben das Recht, in dieſe Häfen, die nicht zum Zollgebiet gehören, Waren ohne Ver⸗ 
zollung einzuführen. 

Die Erhebung des Zolles geſchieht entweder an der Grenze, oder die Waren gehen un⸗ 
ter amtlicher Verſchnürung, Plombierung, an die Zollſtellen im Innern des Zollgebiets. 

Beim Eingange über die Zollgrenze iſt jede Ladung zu deklarieren, und zwar in allen 
Teilen einſchließlich der zollfreien Gegenſtände. Die Deklarationen müſſen in deutſcher 
Sprache abgefaßt, deutlich geſchrieben ſein und dürfen weder Abänderungen noch Raſuren 
enthalten. Es gibt generelle oder ſpezielle Deklarationen. 

Die generelle Deklaration (bei Eingang zur See Manifeſt genannt, bei der Eiſen⸗ 
bahn Ladungs verzeichnis) enthält nur den Namen oder die Nummer des Schiffs⸗ 
gefäßes (bei der Eiſenbahn die Zahl der Wagen), Namen und Wohnort des Empfängers, 
die Zahl der Kolli, deren Verpackungsart, Zeichen und Nummern ſowie die allgemeine 
Bezeichnung der Gattung der geladenen Waren, bei Eingang auf der Eiſenbahn außerdem 
deren Bruttogewicht. | 

In der Speziellen Deklaration, deren es in der Regel zur weiteren Abfertigung der 
eingegangenen Waren ſowie beim Übergange auf anderen als den oben bezeichneten 
Verkehrswegen bedarf, ſind außerdem anzugeben die Menge und Gattung der Waren 
(bei verpackten Waren für jedes Kolli) nach den Benennungen und nach den Maßſtäben 
des Tarifs ſowie, welche Abfertigungsweiſe begehrt wird. Sind in einem Kollo Waren 
zuſammengepackt, die verſchiedenen Zollſätzen unterliegen, ſo muß in der ſpeziellen 
Deklaration die Menge einer jeden Warengattung nach dem Nettogewicht angegeben 
werden. 

Die Deklarationspflicht liegt dem Frachtführer ob, an deſſen Stelle auch der 
Empfänger die Gattung und Menge der Waren mit der Angabe, welche Abfertigungsweiſe 
begehrt wird, ſpeziell deklarieren kann. 

Der Zolltarif iſt eine klaſſifizierte Zuſammenſtellung der zollpflichtigen Waren 
unter Angabe der Zollſätze. 

In den zwiſchen den einzelnen Staaten geſchloſſenen Zoll⸗ und Handelsverträgen 
findet ſich gewöhnlich die Meiſtbegünſtigungsklauſel, d. h. die Vereinbarung, daß 
Vergünſtigungen, die das eine Vertragsland einem dritten Lande gewährt, ohne weiteres 
auch für das andere Vertragsland gelten. 

Die Ein- und Ausfuhr ſteht unter ſtaatlicher Kontrolle und iſt für manche Güter an 
Aus⸗ und Einfuhrbewilligungen geknüpft, für die eine abgabeähnliche Gebühr er⸗ 
hoben wird. 


a 


f 


XII. DER GÜTERVERKEHR 
DER DEUTSCHEN REICHSBAHN 


| 1. Allgemeines 

Durch das Reichsbahngeſetz von 1924 war die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft, das 
größte Unternehmen der Welt, eine Körperſchaft beſonderen Rechts geworden. Vorher, 
im Jahre 1920, waren die Staatseiſenbahnen der einzelnen deutſchen Länder auf das 
Reich übergegangen. Die im Rahmen des Dawes⸗Planes zum Betriebe der Deutſchen 
Reichsbahnen errichtete Deutſche Reichsbahngeſellſchaft wurde, als rein privatwirtſchaft⸗ 
lich aufgezogenes Unternehmen, zum Pfandobjekt der Reparationsgläubiger mit einer 
jährlichen Belaſtung von 660 Millionen Reichsmark Reparationszahlungen und 300 Milli⸗ 
onen Reichsmark Beförderungsſteuer. Zur Sicherung des Fauſtrechtes am Pfandobjekt 
wurde der Verwaltungsrat international zuſammengeſetzt und für Streitfälle ſogar ein 
internationales Schiedsgericht gebildet. Die Neufaſſung des Reichsbahngeſetzes 1930 im 
Zuge des Poung⸗Planes brachte zwar einige Anderungen, aber keine Erleichterung in 
der Reparationsbelaſtung. Trotz des Hoover⸗Planes, in deſſen Rahmen 1931 die inter⸗ 
nationalen Belaſtungen der Reichsbahn geſtundet wurden, und trotz der im Jahre 1931 
erfolgten Einſtellung der Reparationszahlungen beſtanden nach dem Reichsbahngeſetz 
noch immer internationale Bindungen, die durch das mit der Regierungserklärung des 
Führers am 30. Januar 1937 ausgelöſte Geſetz gefallen ſind. 

Die „Deutſche Reichsbahn“ (nicht mehr Reichsbahngeſellſchaft) iſt dadurch zur 
Reichsbehörde geworden, ihre Beamten find Reichsbeamte. An die Stelle des Verwaltungs⸗ 
rates trat ein Beirat. Der bisherige Generaldirektor Dr. Dorpmüller wurde zum Reichs⸗ 
verkehrsminiſter ernannt. 

Es iſt Aufgabe der Reichsbahn, durch eine geſunde Tarifpolitik den Bedürfniſſen der 
deutſchen Volkswirtſchaft gerecht zu werden. Die deutſchen Gütertarife ſind zur Zeit 
erheblich höher als in der Zeit vor dem Weltkriege, trotz mehrmaliger Ermäßigungen 
in den letzten Jahren. Eine weitere Senkung erſcheint einſtweilen als untragbar. Die Deutſche 
Reichsbahn ſucht daher durch Ausnahmetarife den Bedürfniſſen des Verkehrs Rechnung 
zu tragen, z. B. für Getreide, friſche Kartoffeln, friſche Fiſche, Heringe, Milch ſowie für 
ſämtliche zur Ausfuhr beſtimmten Güter. 

Seit dem 1. Oktober 1938 gilt die EVO. (Eiſenbahnverkehrsordnung) für ſämt⸗ 
liche Bahnen des öffentlichen Verkehrs, alſo auch für die ungefähr 280 Privatbahnen. 

Über die Beſtimmungen und Verordnungen kann auch das beſte und ausführlichſte 
Lehrbuch nicht auf dem laufenden bleiben, weil Anderungen zu jeder Zeit möglich fein, 
müſſen, wenn die Reichsbahn allen Anforderungen ſtets gerecht werden will. Es iſt des⸗ 
halb unerläßlich zu wiſſen, welche Mittel und Wege zur Verfügung ſtehen, um jene 
Beſtimmungen in Zweifelsfällen heranziehen zu können. 

Dafür kommen in Frage: | | 

a) der Tarif und Verkehrsanzeiger für den Güter⸗ und Tierverkehr der Deutſchen 

Reichsbahn und der deutſchen Privatbahnen; 
b) Auskunftseinholung 
bei den Abfertigungsſtellen, 55 
bei den für dieſen Zweck beſonders eingerichteten Auskunftsſtellen, 
bei der Reichsbahn⸗Auskunftei für Güterverkehr, Berlin W 9, Potsdamer 
Straße 124, Fernruf: B 1 Kurfürſt 9781. 

Dieſe Stelle insbeſondere gibt koſtenloſe Auskunft über alle Angelegenheiten im 
In⸗ und Auslandverkehr der Güter⸗, Tier⸗ und Expreßguttarife. 

Ferner iſt das Studium der Rechtsgrundlagen unbedingt notwendig. 


} 
) 
1 
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Die Eiſenbahn iſt Frachtführer. Sie gilt daher als Kaufmann im Sinne des 
Handelsgeſetzbuches § 1, Abſatz 5, und zwar im Gegenſatze zur Poſt, der die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft durch § 452 des gleichen Geſetzes ausdrücklich genommen iſt. Für das inner⸗ 
deutſche Eiſenbahnverkehrsweſen kommen in Betracht: 


a) das Handelsgeſetzbuch (beſonders §§ 425ff. und 453/473); 
b) das Bürgerliche Geſetzbuch (beſonders 88 631ff.); 

o) die Eiſenbahnverkehrsordnung; 

d) die verſchiedenen Tarife. 


Der internationale Eiſenbahngüterverkehr iſt im Berner „Internationalen Überein⸗ 
kommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr“ geregelt. 


2. Die Beförderung der Güter 


a) Die Pflicht zur Beförderung 
Die Beförderung von Gütern von und nach allen für den Güterverkehr eingerichteten 
Güterabfertigungen und Güternebenſtellen darf von der Eiſenbahn nicht verweigert 
werden, wenn 


a) den geltenden Beförderungsbedingungen und den ſonſtigen allgemeinen An⸗ 
ordnungen der Eiſenbahn entſprochen wird; 


b) die Beförderung nicht nach geſetzlicher Vorſchrift oder aus Gründen der öffent- 
lichen Ordnung verboten iſt; 
e) die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmiteln möglich iſt; 
d) die Beförderung nicht durch Umſtände verhindert wird, die als höhere Gewalt 
zu betrachten ſind. 
Gegenſtände, die ſich nach der Anlage oder dem Betriebe der beteiligten Bahnen 
nicht zur Beförderung eignen, braucht die Eiſenbahn zur Beförderung nicht anzunehmen. 
Gegenſtände, deren Ein⸗ oder Ausladen beſondere Vorrichtungen erfordert, braucht 
die Eiſenbahn nur auf und nach ſolchen Bahnhöfen anzunehmen, wo die Vorrichtungen 
vorhanden ſind. 


Ausgeſchloſſen von der Beförderung ſind: 

a) Gegenſtände, die dem Poſtzwange unterliegen (Briefe, Zeitungen uſw.); 

b) alle der Exploſion oder der Selbſtentzündung unterworfenen Gegenſtände, ſoweit 
nicht Ausnahmen zugelaſſen ſind. 


b) Die Art der Beförderung 


Zu den Stückgutſätzen werden die Güter befördert, die nicht als Wagenladung 
aufgegeben ſind. Zu den Sätzen der Wagenladungsklaſſen werden die Güter befördert, 
welche der Abſender mit einem Frachtbriefe für einen Wagen als Wagenladung aufgibt. 
Nach der Art der Beförderung unterſcheidet man gewöhnliches Frachtgut, Eilgut, 
beſchleunigtes Eilgut und Expreßgut. Expreßgut wird wie Gepäck befördert, ſofern 
nicht für einzelne Züge die Beförderung von Expreßgut beſchränkt oder ausgeſchloſſen iſt. 
Dieſe Züge ſind bekanntzugeben. 


c) Die Frachtbriefe N 

Jede Fracht⸗ oder Eilgutſendung muß von einem Frachtbriefe begleitet ſein, der 
den Beſtimmungen der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung entſpricht. Die Frachtbriefe für 
Eilgutſendungen ſind auf der Vorder⸗ und Rückſeite oben und unten mit einem karmin⸗ 
roten Streifen verſehen. Frachtbriefformulare ſind auf allen Güterabfertigungen käuflich 
zu haben. Die ſtark umrahmten Teile des Formulars ſind durch die Eiſenbahn, die übrigen 
durch den Abſender auszufüllen. Statt handſchriftlicher Ausfertigung iſt auch Druck oder 
Stempel zuläſſig. Die handſchriftlichen Eintragungen müſſen mit Tinte geſchrieben ſein. 
Frachtbriefdoppel dürfen auch gepauſt ſein. 
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Der Frachtbrief muß enthalten: | a 
a) den Namen, Wohnort und ſoweit erforderlich a Wohnung der Geſchäftsſtelle 

deſſen, an den das Gut abgeliefert werden ſoll (des Empfängers); der Fracht⸗ 
brief darf nur an einen Empfänger gerichtet ſein (auch eine Firma mit mehreren bi 
Inhabern iſt als ein Empfänger anzuſehen); N 

b) die Eiſenbahngüterabfertigung oder Güternebenſtelle, bis zu der das Gut befördert | 
werden ſoll (Beſtimmungsbahnhof); 2 

e) den Beſtimmungsort, wenn dieſer ein anderer iſt als der Veßt m ungsbahthof, 

d) die Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalt, bei Stückgut auch Anzahl, 
Art der Verpackung (Korb, Kiſte, Faß, Ballen uſw.) und Adreſſe (oder ſtatt dieſer 
das Zeichen und die Nummer) der Frachtſtücke. Die Eiſenbahn kann auch bei 
Wagenladungen die Bezeichnung des Inhalts nach Anzahl und Verpackungs⸗ 
art verlangen, wenn die Beſchaffenheit der Ladung es zuläßt; 

e) das Gewicht der Sendung oder ſtatt deſſen eine den Vorſchriften der e 
entſprechende Angabe; 

f) bei Gütern, die der Abſender ſelbſt verladen hat, die Nummer, die Eigentums⸗ 
merkmale, Gattung und das Ladegewicht des Wagens, bei 111 
wagen auch Eigengewicht des Wagens; ö 

g) im Falle der Vorausbezahlung der Fracht den Freivermerk; 

h) den etwaigen Antrag auf Ausſtellung eines Frachtbriefdoppels oder Yufnahme- } 
ſcheins durch Eintragung des Wortes „ja“ an der hierfür vorgeſehenen Stelle; 

i) die etwaige Angabe des Lieferungswertes und der auf dem Gute laſtenden Nach⸗ 
nahme; 

k) das etwaige Verlangen, daß das Gut bahnlagernd zu ſtellen iſt. Wird bahn⸗ 
amtliche Wägung und Zählung bei der Aushändigung beanſprucht, ſo muß dieſes 
unter „Zuläſſige oder vorgeſchriebene Erklärungen“ eingetragen werden, da hier⸗ 
für eine tarifmäßige Nebengebühr erhoben wird; 

J) die genaue Bezeichnung der zur Erfüllung der Zoll⸗, Steuer⸗ oder Polizei⸗ 
vorſchriften beigegebenen Begleitpapiere; | 

m) bei Sendungen, die einer zoll⸗ oder ſteueramtlichen Abfertigung unterliegen, die zu 
berührende Abfertigungsſtelle, wenn der Abſender eine ſolche zu bezeichnen wünſcht; 

n) den Ort und den Tag der Ausſtellung; 

o) die Unterſchrift des Abſenders mit Namen oder Firma unter Angabe der Wohnung. 
Die Beifügung der Telegrammadreſſe und Fernſprechnummer iſt geſtattet. 


Den Transportweg beſtimmt die Eiſenbahn, ſie hat aber den billigſten und günſtigſten 
Weg zu wählen. Bei Eilgut und beſchleunigtem Eilgut kann der Verſender den 
Weg vorſchreiben. | 

Wenn beſonders beſchleunigte Beförderung von Eilgut gewünſcht wird, ſo iſt dies 
im Eilfrachtbrief unter „Zuläſſige oder vorgeſchriebene Erklärungen“ durch den Vermerk 
„Beſchleunigtes Eilgut“ zu beantragen. f 

Der Abſender haftet der Eiſenbahn für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der in dem 
Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Erklärungen und trägt alle Folgen, die aus 
unrichtigen und ungenauen oder ungenügenden Eintragungen entſpringen. Die Haftung 


des Abſenders ändert ſich nicht, wenn die Güterabfertigungsſtelle auf ſeinen Antrag 


den Frachtbrief ausfüllt. 

Das Gewicht für Stückgut und die Stückzahl wird von der Eiſenbahn gebühren- 
frei bei der Auflieferung feſtgeſtellt. Das Gewicht und die Stückzahl der Wagenladungs⸗ 
güter wird gegen eine tarifmäßige Nebengebühr feſtgeſtellt, wenn die vorhandenen 
Wägevorrichtungen ausreichen oder die Beſchaffenheit des Gutes oder die Betriebs⸗ 
verhältniſſe es geſtatten; das Gewicht auf Antrag oder bei unterlaſſener Gewichtsangabe, 
die Stückzahl auf Antrag. 5 

Expreßgut wird auf Expreßgutkarte befördert, die vom Abſender auszufüllen 
iſt. Nachnahmen werden auf Expreßgut jetzt zugelaſſen. 
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Nach det Verordnung vom 21. Oktober 1937 zur Eiſenbahn-Verkehrsordnung werden 
mit Wirkung vom 1. Januar 1938 der große und der kleine Frachtbrief eingeführt. Muſter 
ſiehe Seite 434/35 und 436/37. 


Der große Frachtbrief iſt zu verwenden bei Sendungen mit Angabe des Lieferwertes, 
mit Barvorſchuß oder Nachnahme, ferner bei Sendungen, die einer zoll- oder ſonſtigen 
verwaltungsbehördlichen Behandlung unterliegen, ſowie bei Sendungen, bei denen der 
Abſender dem Frachtbrief eine Anlage beigibt, oder bei denen im kleinen Frachtbrief der 
Raum für die Inhaltsangabe nicht ausreicht. 

Die Frachtbriefe müſſen zum Nachweis, daß ſie den Vorſchriften entſprechen, den 
Prüfungsſtempel einer inländiſchen Eiſenbahn tragen. Für die Stempelung wird eine 
Gebühr erhoben. Es ſollen gleichzeitig mindeſtens 100 Frachtbriefe zur Stempelung vor⸗ 
gelegt werden. 


d) Die Verpackung und Bezeichnung der Güter 


Das Gut muß, ſoweit es ſeine Natur erfordert, gegen Verluſt, Minderung oder Be⸗ 
ſchädigung ſicher verpackt ſein. Unverpackte oder mangelhaft verpackte Güter werden 
nur gegen Anerkenntnis im Frachtbriefe angenommen. — Gibt ein Abſender gleich⸗ 
artige, der Verpackung bedürftige Güter unverpackt oder mit den gleichen Mängeln der 
Verpackung auf derſelben Güterabfertigung auf, ſo kann er ein für allemal eine Erklärung 
nach dem Muſter auf Seite 448 abgeben. In dieſem Falle muß der Frachtbrief einen Hin⸗ 
weis auf die „Allgemeine Erklärung“ enthalten. 

Die Stückgüter ſind in Übereinſtimmung mit den Angaben im Frachtbriefe mit der 
Anſchrift des Empfängers, mit Buchſtaben und Nummern, mit dem Namen der Verſand⸗ 
güterabfertigung, dem Tage der Aufgabe und dem Namen des Beſtimmungsbahnhofs 
zu verſehen. In Orten mit mehreren Bahnhöfen hat der Abſender auch den Verſand⸗ 
bahnhof in der Bezeichnung des Gutes anzugeben. Hat der Beſtimmungsort mehrere 
Bahnhöfe und hat der Abſender einen beſtimmten Bahnhof im Frachtbrief vorgeſchrieben, 
ſo hat er dieſen Bahnhof auch in der Bezeichnung des Gutes anzugeben. Die Bezeichnung 
iſt auf dem Gute ſelbſt oder auf einem an dem Gute befeſtigten Beklebezettel oder einer 
Tafel an einem Anhänger aus haltbarem Stoff nach den von der Eiſenbahn feſtgeſetzten 
und bekanntgegebenen Muſtern anzubringen. Die Beklebezettel und Anhänger müſſen 
hinſichtlich ihrer Beſchaffenheit den von der Eiſenbahn vorgeſchriebenen Mindeſtforde⸗ 
rungen genügen. Sie müſſen für Frachtgut weißen Grund, für Eilgut weißen Grund 
mit einem 0,4 em breiten roten Rande an den beiden Längsſeiten aufweiſen. Beſchleu⸗ 
nigtes Eilgut iſt außerdem durch den auffälligen, in roter Farbe auszuführenden Vermerk 
„Beſchleunigtes Eilgut“ beſonders zu kennzeichnen. Soweit zur Befeſtigung der Anhänger 
nicht geglühter Draht vorgeſchrieben iſt, darf auch kräftige Hanfſchnur verwendet werden. 
Für Metallanhänger darf nur geglühter oder verzinkter Eiſendraht von wenigſtens 0,5 mm 
Stärke verwendet werden. Werden Tafeln oder Anhänger auf dem Gute aufgenagelt, 
ſo muß dies durch mindeſtens vier breitköpfige Nägel geſchehen. Bei Verwendung von 
Beklebezetteln, Tafeln oder Anhängern iſt auf dieſen die Zahl der Stücke zu vermerken. 
Altere Bezeichnungen müſſen entfernt werden. 

Expreßgut muß ſich zur Beförderung im Packwagen eignen, muß die genaue und 
dauerhaft befeſtigte Adreſſe des Empfängers tragen und bei der Gepäckabfertigungs— 
ſtelle aufgegeben werden. 


e) Die Auflieferung der Güter 
Die Auflieferung der Güter hat in den feſtgeſetzten Dienſtſtunden zu erfolgen. An 
Sonn- und Feiertagen wird nur (zoll⸗ und ſteuerfreies) Eilgut in den dazu beſtimmten 
Stunden (gewöhnlich nur vormittags) angenommen und ausgeliefert. — In größeren 
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Stempel der Umlade- oder Zugwechſelbahnhöfe 


Benachrichtigt durch Ausgeliefert 
Fernſpr., Poſt, Telegr., am 
Boten oder bereitgeſtellt 


Abgangsbuch Nr. 


6959 


Verrechnungskarte Nr. 


Vom Vom Empfänger 
Abſender 
Negahlt Rechnung zu erheben 
RM R/ RM R/ 
Lieferwertgebühr | 
Barvorſchuß NB Nr 
Nachnahme NB Nr 
Nachnahmegebühr 
E VVV % 
Fracht (bis ) 
F BNr 
Stempel des Verſand⸗ Frachtbrief⸗ Wiegeſtempel Stempel des Beſtimmungs⸗ 
bah nhofs doppelſtempel bahnhofs 
Anmerkungen [im Original auf der Rückſeite] f (Papierbreite 420 mm) 


(1) Für den Frachtvertrag gelten die Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung — im Verkehr zwiſchen Oſtpreußen und dem 
übrigen Deutſchland das mit Polen und der Freien Stadt! Danzig abgeſchloſſene Abkommen über den 
Durchgangsverkehr — und: die in Betracht kommenden Tarife. 

(2) Die Verwendung eines gedeckten Wagens iſt mit „G“, eines offenen Wagens mit „O“ anzugeben. 

(3) Eine Vorſchrift über Weiterbeförderung kommt nur in Frage, wenn das Gut mit Kleinbahn oder anderen 
Beförderungsmitteln vom Beſtimmungsbahnhof bis zum Beſtimmungsort weiterbefördert werden ſoll 
und dort kein für den Güterverkehr eingerichteter Bahnhof oder keine Güternebenſtelle vorhanden iſt 
(3. B. „mit der Kleinbahn weiter nach .. ..). ö 

(4) Unter a) ſind einzutragen: 

Anerkenntnis über Fehlen oder Mängel der Verpackung, 
etwaige Vorſchriften des Abſenders, z. B. „bahnlagernd“, „bahnamtlich verwiegen“, „Entlade⸗ 
ſtelle .... „Zoll(Steuer)behandlung in ....“ und andere vorgeſchriebene oder zuläſſige Erklärungen. 
Unter b) ſind Anzahl und Art der beigegebenen Begleitpapiere einzutragen. 

(5) Auf dieſe Zeile oder auf das freie Feld der Rückſeite können für die Eiſenbahn unverbindliche kurze Ver⸗ 
merke, die die Sendung betreffen, nachrichtlich eingetragen werden, z. B. „im Auftrag des NN“, „zur 
Verfügung des NN“. i 

(6) Auch bei Wagenladungen können die für Stückgüter vorgeſchriebenen Angaben gemacht werden. 

(7) Es wird empfohlen, Stückgüter mit der vollen Anſchrift des Empfängers zu verſehen. In dieſem Falle iſt 
„Anſchrift“ einzutragen. 

(8) Hier kann der Geſamtbetrag des Barvorſchuſſes oder der Nachnahme für den Empfänger im einzelnen 
berechnet werden. Die Eintragung iſt für die Eiſenbahn un verbindlich. f 

(9) Um ſich eine beſondere Haftung der Eiſenbahn zu ſichern, kann der Abſender den Wert, den er der unver⸗ 

ſehrten und friſtgemäßen Lieferung des Gutes beimißt (Lieferwert), im Frachtbrief angeben. Hierfür wird 

die tarifmäßige Gebühr erhoben. 
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Die ſtark umrahmten Teile find für die Eiſenbahn, die übrigen für die Eintragungen des Abſenders beſtimmt 
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beantragt? JZ ee a ee ee e 5 Si 
Frei Vorname und Name 
Freivermrlxk .. ſowie Wohnung des 
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Abgangsbuch Nr. 
Die Ziffern (1)—(7) verweiſen auf die Anmerkungen auf der nächſten Seite (Vorderſeite) 
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\ Stempel der Umlade: oder Zugwechſelbahnhöfe 


A Dieſer Frachtbrief darf nicht verwendet werden bei Sendungen mit Angabe des Lieferwerts, eines 
Barvorſchuſſes oder einer Nachnahme (auch nicht bei Nachnahme des Rollgelds), bei Sendungen mit 
Zoll⸗ oder ſonſtiger verwaltungsbehördlicher Behandlung, bei anderen Sendungen, bei denen der 
Abſender dem Frachtbrief eine Anlage beigibt, und bei allen Sendungen, bei denen der Raum für die 
Denne er nicht ausreicht. In allen dieſen Fällen darf nur der große Frachtbrief (Doppelblatt) 
benutzt werden. 


B Anmerkungen 


(1) Für den Frachtvertrag gelten die Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung — im Verkehr zwiſchen Oſtpreußen und 
dem übrigen Deutſchland das mit Polen und der Freien Stadt Danzig abgeſchloſſene Abkommen über 
den Durchgangsverkehr — und die in Betracht kommenden Tarife. 

(2) Die Verwendung eines gedeckten Wagens iſt mit „G“, eines offenen Wagens mit „O“ anzugeben. 

(3) Eine Vorſchrift über Weiterbeförderung kommt nur in Frage, wenn das Gut mit Kleinbahn oder anderen 
Beförderungsmitteln vom Beſtimmungsbahnhof bis zum Beſtimmungsort weiterbefördert werden ſoll 
und dort kein für den Güterverkehr eingerichteter Bahnhof oder keine Güternebenſtelle vorhanden iſt 
(3. B. „mit der Kleinbahn weiter nach ... .“). 

4) Hier ſind einzutragen: 

Anerkenntnis über Fehlen oder Mängel der Verpackung, 
etwaige Vorſchriften des Abſenders, z. B. „bahnlagernd“, „bahnamtlich verwiegen“, „Entlade⸗ 
ſtelle ....“ und andere vorgeſchriebene oder zuläſſige Erklärungen. 

(5) Auf dieſe Zeile oder auf das freie Feld der Rückſeite können für die Eiſenbahn unverbindliche kurze Ver⸗ 
1 155 1 7 betreffen, nachrichtlich eingetragen werden, z. B. „im Auftrag des NN“, „zur Ver⸗ 

gung de 8 

(6) Auch bei Wagenladungen können die für Stückgüter vorgeſchriebenen Angaben gemacht werden. 

(7) Es wird empfohlen, Stückgüter mit der vollen Anſchrift des Empfängers zu verſehen. In dieſem Falle iſt 
„Anſchrift“ einzutragen. 


I ERRETEN FENAETELTEEEI ET TE VETNEE 
Eintragungen der Eifenbahn 


Vom 
Empfänger 
zu erheben 


Rechnung 


PF 
Stempel des Frachtbriefdoppelſtempel Wiegeſtempel | Stempel des 
Verſandbahnhofs Beſtimmungsbahnhofs 


(Rückſeite) (Papierbreite 210 mm) 


(Papierhöhe 297 mm) 
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Orten ſind ehre liche Rollfuhrunternehmer beſtellt, die die Anfuhr nach fesche 0 
Gebühren übernehmen. Die hierbei verwendeten Perſonen gelten als Leute der Eiſenbahn. 


f) Der Abſchluß des Frachtvertrages | 
Der Frachtvertrag iſt abgeſchloſſen, ſobald die Abfertigungsſtelle das Gut angenommen 


und den Frachtbrief mit dem Tagesſtempel verſehen hat. — Auf Verlangen wird ein us 


Frachtbriefdoppel (Duplikat) oder eine andere Aufgabebeſcheinigung erteilt. 


g) Die Beförderung lebender Tiere 


Lebende Tiere werden mit beſtimmten Zügen befördert, die von der Eiſenbahn 
bekanntgegeben werden. Die Beförderung erfolgt auf Tierfrachtbrief, der auf der Vorder⸗ 


und Rückſeite oben und unten mit einem grünen Streifen verſehen iſt. Nur in Käfige, 


Kiſten, Körbe, Säcke oder andere Behälter verpackte Tiere müſſen auf Eilfrachtbrief auf⸗ 
geliefert werden. Die Eiſenbahn kann Begleitung fordern, was aber bei verpackten Tieren 
nicht erforderlich iſt. — Das Ausladen und Abtreiben des Viehes hat ſpäteſtens zwei 
Stunden nach der Bereitſtellung und dem Ablaufe der zur etwaigen zoll⸗ oder ſteuer⸗ 
amtlichen Abfertigung erforderlichen Zeit zu geſchehen. Nach Ablauf dieſer Friſt iſt die 
Eiſenbahn berechtigt, die Tiere auf Gefahr und Unkoſten des Abſenders in Verpflegung 
zu geben oder, falls ſie den ferneren Aufenthalt im Wagen oder auf dem Bahnhof ge⸗ 

ſtattet, ein im Tarife feſtgeſetztes Standgeld zu erheben. g 


h) Nachnahme nach Eingang — Barvorſchuß 


Der Abſender kann das Gut bis zur Höhe des Wertes mit Nachnahme „nach Ein⸗ 
gang“ belaſten. Barvorſchüſſe werden bis zur Höhe von RM 20.— für eine Sendung 
gewährt, wenn ſie nach dem Ermeſſen der Verſandabfertigung durch den Wert des Gutes 


ſicher gedeckt ſind. Auf leicht verderbliche und auf bahnlagernde Güter werden 


keine Barvorſchüſſe gewährt. 


i) Das Verfügungsrecht des Abſenders 


Der Abſender kann verfügen, daß das Gut auf dem Verſandbahnhof zurückgegeben, | 


unterwegs angehalten, auf dem Beſtimmungsbahnhof zurückgehalten oder an einen anderen 
Empfänger oder an einem anderen Orte ausgeliefert oder nach dem Verſandbahnhof 
zurückgeſandt werde. Ebenſo kann der Abſender verfügen, daß eine Nachnahme „nach 
Eingang“ nachträglich aufgelegt, erhöht, gemindert oder zurückgezogen ſowie daß die 
Sendung fracht⸗ und gebührenfrei abgeliefert werde. In allen ſolchen Fällen iſt dem Ver⸗ 
ſandbahnhof eine ſchriftliche Erklärung, wie auch das etwa ausgeſtellte Frachtbrief⸗ 
doppel oder der Aufnahmeſchein vorzulegen. Auch in dem Frachtbriefdoppel oder Auf⸗ 
nahmeſchein muß vom Abſender die nachträgliche Verfügung eingetragen ſein. Für die 
Ausführung nachträglicher Verfügungen werden die im Nebengebührentarif der Eiſen⸗ 
bahn feſtgeſetzten Gebühren erhoben. 


k) Lieferfriſten 


Wegen der Zeit, innerhalb deren ein Gut von dem Verſand⸗ bis zum Beſtimmungs⸗ 
bahnhof zu befördern iſt, hat die Eiſenbahn die in Frage kommenden Paragraphen des 
Handelsgeſetzbuches und der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung ſowie beſtimmte, durch den 
Eiſenbahn⸗Gütertarif, Teil I A feſtgelegte Lieferfriſten (Höchſtfriſten) zu beachten. 

Die Lieferfriſt beſteht aus einer Abfertigungsfriſt und einer Beförderungsfriſt. Die 
Lieferfriſt beginnt für die im Laufe des Vormittags aufgelieferten Güter um 12 Uhr 


mittags, für die nachmittags aufgelieferten Güter um Mitternacht. Der Lauf der Liefer⸗ 
friſten ruht für die Dauer der zoll- und ſteueramtlichen oder polizeilichen Abfertigung, 3 
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für die Dauer einer durch nachträgliche Verfügung des Abſenders verurſachten Ver⸗ 
zögerung und für die Dauer einer ohne Verſchulden der Eiſenbahn eingetretenen Be⸗ 
triebsſtörung oder einer von der zuſtändigen Stelle angeordneten Sperrmaßnahme, 
durch die der Beginn oder die Fortſetzung der Beförderung zeitweilig verhindert wird, 
ferner für die Dauer aller Aufenthalte, die ohne Verſchulden der Eiſenbahn dadurch ent⸗ 
ſtanden ſind, daß am Gute oder an der Verpackung Ausbeſſerungsarbeiten vorgenommen 
oder vom Abſender verladene Sendungen um⸗ oder zurechtgeladen werden mußten, 
ſowie für die Dauer der durch Abladen eines Übergewichts erforderlichen Zeit. Für 
jeden in den Lauf der Lieferfriſten fallenden Sonntag und geſetzlichen Feſttag wird die 
Friſt um je einen Tag verlängert. 

Die Lieferfriſt iſt gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf das Gut dem Empfänger zuge⸗ 
führt iſt oder aus Gründen, die in ſeiner Perſon liegen, nicht zugeführt werden konnte. 
Für Güter, die nach den Beſtimmungen der Empfangsbahn oder nach einer Verfügung 
des Empfängers nicht zugeführt werden, iſt die Lieferfriſt gewahrt, wenn vor ihrem Ab⸗ 
lauf der Empfänger von der Ankunft benachrichtigt iſt. Für Güter, die von der Eiſenbahn 
dem Empfänger nicht zugeführt werden und von deren Ankunft der Empfänger nicht 
benachrichtigt zu werden braucht, iſt die Lieferfriſt gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf die 
Güter auf dem Beſtimmungsbahnhof zur Abholung bereitgeſtellt ſind. 


a) Für beſchleunigtes Eilgut?) 


% N ß ĩ ĩĩ . 72 Tag 
2. Beförderungsfriſt für je auch nur angefangene 300 Tarifkilometer . / Tag 
i b) Für Eilgut 
%%% ¼ , ĩ ĩ ee nen 1 Tag 
2. Beförderungsfriſt für je auch nur angefangene 300 Tarifkilometer. . 1 Tag 
c) Für Frachtgut 
%% ¼ ̃ LES EINE /// ĩ ML ĩĩ RR RE Re 2 Tage 
2. Beförderungsfriſt bei einer Entfernung bis zu 100 Tarifkilometern . 1 Tag 


bei größeren Entfernungen für weitere angefangene je 200 Tarifkilometer 1 Tag 


J) Die Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft des Gutes 
Die Zuführung und Abholung des Gutes 


Über die Ankunft des Gutes wird dem Empfänger nach Wahl der Eiſenbahn durch 
die Poſt, durch Fernſprecher oder durch Boten Mitteilung gemacht, ſofern nicht die Zu⸗ 
führung durch den bahnamtlichen Rollfuhrunternehmer erfolgt oder der Empfänger die 
Benachrichtigung ſich verbeten hat. Bei bahnlagernd geſtellten Gütern unterbleibt die 
Benachrichtigung nur dann, wenn der Empfänger ſchriftlich oder der Abſender im Fracht⸗ 
brief ausdrücklich darauf verzichtet hat oder wenn ſie nach den Umſtänden des Falles 
unausführbar iſt. 

Die Benachrichtigung hat bei Frachtgut nach Ankunft, ſpäteſtens aber ſofort nach 
der Bereitſtellung, bei Eilgut und beſchleunigtem Eilgut binnen 2 Stunden nach der 
Ankunft zu erfolgen. Bei Eilgut und beſchleunigtem Eilgut, das an Werktagen nach 
6 Uhr abends, an Sonn⸗ und Feiertagen nach 12 Uhr mittags ankommt, kann die Be⸗ 
nachrichtigung erſt am folgenden Morgen verlangt werden. Die Eiſenbahn kann die Stück⸗ 
güter dem Empfänger innerhalb des Beſtimmungsortes oder nach benachbarten Orten 
gegen eine durch Aushang bekanntzumachende Gebühr nach dem Hauſe oder der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle ſelbſt zuführen oder Rollfuhrunternehmer dafür beſtellen. In beiden Fällen 
hat die Eiſenbahn die Pflichten eines Frachtführers nach den Vorſchriften der Eiſenbahn⸗ 


1) Die Lieferfriſt für beſchleunigtes Eilgut gilt als gewahrt, wenn das Gut ſo ſchnell befördert 
wurde, wie es mit den dafür freigegebenen Zügen möglich war. 


. 
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Verkehrsordnung. Die Rollfuhrleute haben ihren Gebührentarif bei ſich zu tragen und 
auf Verlangen vorzuzeigen. Müſſen Güter nach Räumen der Zoll⸗ oder Steuerverwaltung 
gebracht werden, die außerhalb des Bahnhofs liegen, ſo kann dies die Senden gegen 
Erſtattung der Koſten ſelbſt beſorgen oder unter ihrer Verantwortung auf Koſten des 
Verfügungsberechtigten durch einen Spediteur beſorgen laſſen, auch wenn der Empfänger 
ſich die Selbſtabholung vorbehalten hat. e 

Die Friſten, innerhalb deren die Güter dem Empfänger von der Eiſenbahn zugeführt 
werden, ſind durch den Tarif oder durch Aushang bekanntzumachen. | | | 

Die Art der Benachrichtigung können die Empfänger mit der Eiſenbahn vor Ein⸗ 
treffen des Gutes vereinbaren. 

Die Abnahme der nicht zugerollten Stückgüter und auch der Wagenladungen hat 
im allgemeinen innerhalb 24 Stunden nach erfolgter Benachrichtigung oder Ankunft zu 
erfolgen. Wagenladungen, bei denen die Entladefriſt ſpäteſtens um 9 Uhr vormittags 
beginnt, ſind aber noch bis 6 Uhr abends des laufenden Tages zu entladen. Bei nicht 
rechtzeitiger Abnahme der Güter iſt Lager⸗ oder Standgeld zu zahlen. Auch kann bei 
Stückgütern zwangsweiſe Zuführung, bei Wagenladungen zwangsweiſe Ausladung durch 
die Eiſenbahn eintreten. 


m) Ablieferungshinderniſſe 


Iſt der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln, verweigert er die Annahme oder 
löſt er den Frachtbrief nicht innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt ein, oder ergibt ſich ein 
ſonſtiges Ablieferungshindernis, ſo iſt der Abſender durch den Verſandbahnhof zu ver⸗ 
ſtändigen und ſeine Anweiſung einzuholen. 5 

Iſt der Abſender hiermit ſäumig, ſo kann die Eiſenbahn das Gut auf Gefahr und 
Koſten des Abſenders auf Lager nehmen oder es bei einem Spediteur oder in einem 
öffentlichen Lagerhauſe für Rechnung und Gefahr des Verfügungsberechtigten hinter⸗ 
legen. Iſt das Gut ſchnellem Verderb ausgeſetzt oder kann es nicht eingelagert werden, 
dann kann der Verkauf ſofort erfolgen; andere ſolche Güter können nach einem Monat 
nach Ablauf der lagergeldfreien Zeit verkauft werden. 


3. Die Berechnung der Fracht und der Gebühren 


Die Fracht wird nach dem Gewicht (kg) berechnet. Bei Stückgutſendungen im 
frachtpflichtigen Gewicht bis zu 1000 kg gelten für die Frachtberechnung die Gewichts⸗ 
ſtufen in der Frachttafel für Stückgut. Hierbei werden angefangene Kilogramm als 
volle Kilogramm gerechnet. Beträgt das frachtpflichtige Gewicht einer Sendung mehr 
als 1000 kg, ſo wird es bei Anwendung der Frachtſätze für Stückgut auf volle 10 kg 
nach oben, bei Anwendung der Frachtſätze für Wagenladungen auf volle 100 kg nach 
oben abgerundet. Die Fracht wird auf volle 10 Pfennige in der Weiſe abgerundet, daß 
Beträge unter 5 Pfennigen gar nicht, Beträge von 5 Pfennigen ab für 10 Pfennige ge- 
rechnet werden. 5 km werden als Mindeſtentfernung verrechnet, ausgenommen bei Um⸗ 
behandlungen mangels direkter Tarife. Als Mindeſtbetrag der Fracht werden bei 
Frachtgut oder ermäßigtem Eilgut RM 0.60 erhoben. 

Für den Güterverkehr auf allen deutſchen Bahnen iſt eine einheitliche Gütereinteilung 
und auch eine einheitliche Klaſſeneinteilung (Tarifſchema) vereinbart. Dieſes Tarif⸗ 
ſchema enthält zwei Hauptabteilungen: für Stückgüter und Wagenladungen. 

A. Zur Abteilung für Stückgüter gehören: Allgemeine Stückgutklaſſe I, Allgemeine 
Eilgutklaſſe Ie und eine ermäßigte Eilgutklaſſe IIe. | 

B. Eilſtückgut: Für die Güter der Klaſſe Ie wird die Fracht für das Doppelte 
des wirklichen Gewichts der Sendung, mindeſtens für 40 kg, nach den Beſtimmungen 
für Frachtgut berechnet. Mindeſtfracht RM 0.80. Für die der Klaſſe Ile angehörenden 
Güter wird, ſoweit nichts Beſonderes beſtimmt iſt, die Fracht nach den Beſtimmungen 
für Frachtgut berechnet. Werden Eilgüter beider Klaſſen in getrennter Verpackung 
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auf einen Eilfrachtbrief aufgegeben, jo wird die Fracht für die Summe der fracht⸗ 
pflichtigen Einzelgewichte, mindeſtens jedoch für 40 kg, nach den Beſtimmungen für 
Frachtgut berechnet. 

C. Bei beſchleunigtem Eilgut wird die Fracht für Stückgut — ſowohl für Güter 
der Klaſſe Ie als auch der Klaſſe IIe — für das Dreifache des wirklichen Gewichts der 
Sendung, mindeſtens für 60 kg, nach den Beſtimmungen für Frachtgut berechnet. 
Die Mindeſtfracht beträgt RM 1.20. Iſt jedoch nach den „Beſonderen Vorſchriften für 
beſtimmte Güter“ die Eilſtückgutfracht für ein höheres Mindeſtgewicht zu berechnen, ſo 
wird die Fracht mindeſtens für das Dreifache dieſes Mindeſtgewichts berechnet. 

Die als Frachtgut aufgelieferten Wagenladungsgüter werden in 7 Hauptklaſſen zerlegt 
(ſiehe Frachtſatzanzeiger): 

Güter der Klaſſe A mit den Nebenklaſſen A 10 und A 5, 


„ nn B 7 1 B 10 „ B5, 
" n n 0 1 1 5 010 „„ 0 5, 
n nn D nn n D10 „ D 5, 
" RAU, I U 10 „ Ed, 
" n F „ u n F 10 n F. 5, 

G 5 A GLIED, 


Die in die Klaſſen B bis G eingereihten Güter ſind in der Gütereinteilung!) einzeln 
aufgeführt; nicht aufgeführte Güter fallen unter die Klaſſe A. Der Frachtberechnung 
nach den Sätzen der Nebenklaſſen für 5 t iſt ein Mindeſtgewicht von 5000 kg, der Fracht⸗ 
berechnung nach den Nebenklaſſen für 10 t ein ſolches von 10000 kg und der Frachtberech⸗ 
nung nach den Sätzen der Hauptklaſſen ein ſolches von 15000 kg zugrunde zu legen. Nur 
bei den einzelnen Maſſengütern, die im $6 (2) des Deutſchen Eiſenbahn⸗Gütertarifs, 
Teil IB, aufgeführt jind, iſt bei Verwendung von Wagen mit höherem Ladegewicht als 
15 t zur Anrechnung der Sätze der Hauptklaſſen Frachtberechnung mindeſtens für das 
Ladegewicht des verwendeten Wagens erforderlich. Für Gewichte von mehr als 


ne 15000 5 wird die Fracht für das wirkliche Gewicht nach den 


10000 kg Nebenklaſſen für 10 t 
nach den 
15000 kg Hauptklaſſen 


nachdem die eine oder andere Frachtberechnung billiger iſt. 

Bei Beförderung von Wagenladungsgütern in gedeckten Wagen wird das der Fracht⸗ 
berechnung zugrunde zu legende, aber noch nicht auf volle 100 kg nach oben abgerundete 
Gewicht um 5 v. H. erhöht und bei Beförderung in offenen Wagen mit Decke die im 
Nebengebührentarif feſtgeſetzte Deckenmiete erhoben. 

Eilgut in Wagenladungen: Alle nicht der Klaſſe Ile angehörenden Güter werden 
zu den Sätzen der regelrechten Tarifklaſſen — mindeſtens zu denen der Klaſſen D, D 10 
oder D 5 — für das Doppelte des der Frachtberechnung für Frachtgut zugrunde zu legenden 
wirklichen, mindeſtens des nach § 6 der Allgemeinen Tarifvorſchriften des Deutſchen 
Eiſenbahn⸗Gütertarifs Teil I, Abt. B, zu berückſichtigenden Gewichts befördert. 

Für die der Klaſſe Ile angehörenden Güter iſt die Fracht wie für Frachtgut in Wagen⸗ 
ladungen zu berechnen. 

Beſchleunigtes Eilgut in Wagenladungen: Die Fracht wird für alle Güter — ſowohl 
für Güter der Klaſſen Je als auch der Klaſſe IIe — nach den Sätzen der regelrechten Tarif- 
klaſſen — mindeſtens zu denen der Klaſſen D, D 10 oder D 5 — für das Dreifache des der 
Frachtberechnung für Frachtgut zugrunde zu legenden wirklichen, mindeſtens des nach 
§ 6 der Allgemeinen Tarifvorſchriften zu berückſichtigenden Gewichts berechnet. 


1) Dieſe wird ſtändig den Bedürfniſſen der Wirtſchaft angepaßt. 


und weniger als 


berechnet, je 


bt 
b 2 N 
Nebenklaſſen für 1075 oder für 


Nachträgliche Verfügung Pe 


Di Güterabfertigung 355 ͤð ĩ́7 1 f 3 
ie Eilgutabfertigung ERNST ä 1 „„ „ . ; 
Frachtbrief 6 1 
ersuche(n) ich (wir), die mit Eilfracht brief * . 
Tierfrachtbrief f N 5 
den Un , EA ZU 19 zur Beförderung f Ä 2 
(Ort und Tag der Frachtbriefunterschrift) e 
an ee 71 
Ik SE NR 1 a 
(Wohnort) “ (Wohnung) 71 
Bestimmungsbahnhof o N } Fe! 
aufgelieferte, nachstehend bezeichnete Sendung Ä 
Anschrift oder Art der Wirkliches 
Anzahl Inhalt Rohgewicht . 
Zeichnung Nummer Verpackung kg N 
1. auf dem Versandbahnhof an mich (uns) zurückzugeben, 
2. auf einem Unterwegsbahnhof anzuhalten, 
3. auf dem Bestimmungsbahnhof zurückzuhalten, 
4. ann 
I1ůIi . Straße, PlatzZ Nr. 
Bestimmungsbahnhof r a EL Eisenbahn auszuliefern, 85 
5. auf dem Bahnhof: ffn 8 auszuliefern, 5 er 
6. an mich (uns) — unter Streichung der Angabe des Lieferwerts nach dm 
Versandbahnhof . fn Se zurückzusenden, 
7. nur gegen Bezahlung des Nachnahmebetrages von | 
abzuliefern, 
(mit Worten) Ä e 
8. nicht gegen Bezahlung des im Frachtbrief auge sondern des Nach- er 
nahmebetrages von REN 
= abzuliefern, ei 
(mit Worten) 
9. ohne Erhebung einer Nachnahme abzuliefern, 1 1 
10. gegen Einziehung e (8 69 (5) EVO) von uns 1 8 


aller Uberweisungsbeträge 
anstatt vom Empfänger. : N 
Diese Verfügung ist neben der brieflichen Übermittlung — durch 
Telegramm — Fernsprecher — weiterzugeben. Frachtbriefdoppel, in dem 
der Inhalt der Verfügung eingetragen ist — und Nachnahmeschein — 
liegt ; N 85 
bei. f 5 

liegen ‚ den ten 199 ö 


(Unterschrift, die auch 90 oder gestempelt sein darf) 
Anmerkungen: ö 
1. Nichtzutreffendes ist durehzustreichen. ER 
2. Die tarifmäßigen Gebühren — Nebengebührentarif, Abschnitt XIII — sind sogleich bei der 
Übergabe der nachträglichen Verfügung zu entrichten. 7% 
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1—5 0.6 0.6) 0.6. 0.6 0.6| 0.6 0.70.7 0.7| 0.8| 0.8| 0.8 0.9 0.9 10 1.0 1.0 141.1 1.2 13| 1.3 1.4 15| 1.6 1.6) 1.7 1.8 19| 2.0 20| 2.1 2.2 23| 23| 2.4 2.4 2.5 2.6 2.7 2.8 2.8 2.9 3.0] 3.1 3.1 3.2 3.3 3.43.4 8.5 3.6 3.7 3.7 3.7 37 a} 
6—9 9.6 0.6 0.6 0.6 0.6 0.6 0.70.7 0.80.8 0.8 0.9 0.9 1.0] 10 11 11 11 12 1.2 1.3 1.4 1.5 1.6 1.7 1.7 1.8 1.9 2.0] 2.1 22| 2.3 2.3 2.4] 25 2.5 2.6 2.7 28 2.9 2.9 3.0 3.1 3.2 3.3 3.4 3.4 3.5 3.6 3.7 3.8 3.8 3.9 4.0 4.0 40 6—9 
10—14 J 0.6 0.6 0.6 0.6 0.6 0.7 0.70.8 0.8 0.9 0.9 1.0 1.0 11] 11 12 1.2 13 1.3 1.4 4.5 1.0 . 18| 1 2.0 2 22| 2. 24 2 2.8 2.7 2. 28 2.9 3.0 3.13.2 3.3 3.4 3.5 3.6 3.7] 3.8 3.9 4.0 4.1 4.2 4.3 4.3 4.4 4.5 4.6 4.6 46 10—14 
15—19 0.6 0.6| 0.6 0.6 0.7| 0.8| 0.8| 0.9| 0.9| 1.0 1.0| 11 1.2 12| 13 1.3 14 1.5 15 1.6 1.7 18| 20| 2.1] 22| 2.3 2.4 2.6 27| 2.8 2.9 3.0 3.1 3.2 3.2 3.3 341 3.5 3.6 3.7 3.8 3.9 4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 46 4.7] 48 4.9 5.0 5.2 5.80 54 53 15—19 
20—24 0.6 0.6 0.6 0.7 0.7 0.8 0.9 0.9 1.0] 1.1 1.1 12 1.3 1.30 1.4 1.5 1.5 1.6 17 18 1.9 2.0 2.2 2.3 255 2.6 2.7 2.9 80| 8.1 3.3 3.4 3.5 8.60 3.6 3.7 378 40 41 4 4 4 46 47 48 50 5.152 535.5 56 57 5.9 6.0 6. 59 20—24 
| | | | | | | | | | 5 
25—29 0.6 0.6 0.6 0.7 0.80.9 0.9 1.0 1.1 1.2 1.2 1.3 1.41.5 1.5 1.6 1.7 1.8 1.8 20 24 23 24 246 27 2.9 3.0 3.2 3.3 3.5 3.6 3.8 3.9 3.9 3.9 4.1 4.2 4.4 4.5 4.6 4.8 4.9 5.1 5.2 5.3 5.5 5.6 5.8 59| 6.0 6.2 6.3 6.5 6.60 6.6 65 25—29 
30—34 0.6 0.6| 0.7 0.8| 0.8| 0.9 1.0 1.1 1.2 1.3 1.3 1.4 15/16] 1.7 1.8 1.8 19 20 2.1 2.3 2.5 2.6 2.8 8.0 3.1 3.3 3.5 3.6 3.8 4.0 41 4.3 4.3] 4.3 4.5 4.6 4.8 4.9 5.1 5.2 5.4 5.5 5.7] 5.8 6.0 6.2 6. 6.56.6 6.8 8.9 71 7.23] 72 30—34 
35—39 0.6 0.6 0.7 0.8 0.9 1.0 1.1 1.2 1.3] 1.3 1.4 1.5 1.6 1.7] 1.8 19 2.0 2.1 22 2.3 2.5 2.7 2.8 3.0] 3.2 3.4 3.6 3.8 3.9 4.1 4.3 4.5 4.7 4.7 4.7 4.8 5.0 5.2 5.3 5.5 5.7 5.8 6.0 6.2 6.3 6.5 6.7 6.9 7.0 2.2) 7.4 7.5 27.7 2.9 79 28 35—39 
40—44 0.6 0.6 0.7 0.80.9 1.0 1.1 1.2 1.3 1.4 1.5 1.6 1.7 1.8 1.9 2.0 2.1 2.2 2.3 2.5 2.7 2.9 3.1 3.3 3.5 3.7 8.9 4.1 4.3] 4.4 4.6 4.8 5.0 5.0] 5.0 5.2 5.4 5.6 5.8 5.9 6.1 6.3 6.5 6.7] 6.8 7.0 7.2 7.4 7.6 7.8 7.9 8.1 8.3 8.5 8.5 84 40—44 
45—49 0.6 0.7 0.8 0.9] 1.0 1.1 1.2 1.3 1.4 1.5 1.6 1.7 1.8 1.9 2.1 2.2 2.3 2.42.5 2.6 2.9 3.1 3.3 3.5] 8.7 3.9 4.1 4.4 4.6 4.8 5.0 5.2 54 5.4 5.4 5.6 5.8 6.0 62 6.4 6.6 6.8 7.0 7.2] 7.4 7.6 7.8 8.0 8.2 8.4 8.6 8.8 9.0 9.2 9.2 91 45—49 
| | | | | | | ! | | | | | | 
50—54 0.6 0.7| 0.8| 0.9| 1.0| 1.1 1.3 1.4 1.5 1.6| 1.7 1.8 2.0| 2.1] 22 2.3 2.4 2.5 2.6 2.8 3.0 3.3 3.5 3.7] 4.0 4.2 4.4 4.7 4.9 5.1 5.3 5.6 5.8 5.8] 5.8 6.0 6.2 6.4 6.6 9.9 7.1 7.3 7.5 2.7 7.9 81) 8.3 8.6 8.89.9 9.2 9.49.6 9.8.8 97 50—54 
55—59 0.6 0.7 os 1.0 1.1] 1.2 1.3 1.4 1.6 1.7 1.8 1.9 2.1 2.2 2.3 2.4 2.6 2.7 28 3.0] 3.2 3.5 3.7 4.0] 4.2 4.5 4.7 5.0 5.2 5.4 5.7 5.9 6.2 6.2 62 6.4 6.6 6.8 7.1 7.3 75 2.) 808.20 8.4 86 8.9 9.19.3 9.5 9.8 10.0 10.2 10.4 10.4] 103 55—59 
60—64 0.6 0.7 0.9 1.0] 1.1 1.3 1.4 1.5 1.7] 1.8 1.9 2.0 2.2 2,3 2.4 2.6 2.7 2.8 3.0 3.23.4 3.7 3.9 4.2 4,5 4.7 5.0 5.3 5.5] 5.8 6.0 6.3 6.5 6.5 6.5 6.8 7.0 7.2 75 % 8082| d . % . 9.4 96 10 10.4 10.6 10.8 11.1 110 60—64 
65—69 0.6 0.8 0.9 1.0] 1.2 13 1.5 1.6 1.7] 1.9 2.0 2.2 2.3 2.4 2.6 2.7 2.9 3.0 31 3.4 3.6 3.9 4.2 4.5 4.8 5.0 5.3 5.6 5.9 6.2 6.4 6.7 6.9 6.9] 6.9 71 7.4 7.6 79 8.2 8.4 8.7 8.9 9.2 9.4 9.7 9.9 10.2 10.4 | 10.7 10.9 11.2 11.5 11.7 11.7] 116 65—69 
70—74 0.6 0.8 0.9 1.1 1.2 1.4 1.5 1.7 1.8 2.0 2.1 2.3 2.42.60 2.7 2.9 3.0 3.1 3.3 8.5 3.8 4.1 4.4 4.7 5.0 5.3 5.6 5.9 6.2 6.5 6.8 7.1 7 73| 7 76 78 8.1844 8.6 8.9 9.2 9.5 9.7 10.0 10.3 10.5 10.8 11.1 11.3 11.6 11.9 12.2 12.3 12.3] 122 70—74 
7579 0.7 0.8 1.0 1.1 1.3 1.4 1.6 1.7 1.9 2.1 2.2 2.4 2.5 2.7 2.8 3.0 3.1 3.3 35 3.7 4.0 4.3 4.6 4.9 5.3 5.6 5.9 6.2 6.5] 6.8 7.1 7.4 7.7 7.7 7.7 7.9 8.2 8.5 8.8 9.1 9.4 9.6 9.9 10.2 10.5 10.8 11.1 11.3 11.6 11.9 12.2 12.5 12.8 13.0 13.0 129 75—79 
80—84 0.7 08| 1.0 1.2] 1.3 15 1.7 1.8 2.0 2.1 2.3 2.5 2.6 2.8 3.0 3.1 3.3 3.5 3.6 3.9 4.2 4.5 4.9 5.2 5.5 5.8 6.2 6.5 6.8 7.1 7.5 98 8.0 8.0 8.0 8.3 8.6 8.9 9.2 9.5 9.8 10.1 10.4 10.7 11.0 11.3 11.6 11.9 12.2 12.5 12.8 13.1 13.4 13.6 13.6 135 80—84 
85—89 0.7 0.9 1.0 1.2 1.4 1.5 1.7 1.9 2.1 2.2 2.4 2.6 2.7 2.93.1 3.3 3.4 3.6 3.8 4.0 4.4 4. 5.1 5.40 5.8 6.1 6.4 6.8 7.1] 2.5 78 8.2 8.4 8.4 8.4 8.7 9.0 9.3 9.6 9.9 10.2 10.6 10.9 11.20 11.5 11.8 12.1 12.4 12.7 13.1 13.4 13.7 14.0 14.2142 141 85—89 
90—94 0.7 0.9 1.1 1.2 1.41.6 1.8 2.0 2.1 2.3 2.5 2.7 2.9 3.0 3.2 3.4 3.6 3.8 3.9 4.2 4.6 4.9 5.3 5.7 6.0 6.4 6.7 7.1 7.5] 7.8 8.2 8.5 8.7 8.7 8.7 9.1 9.4 9.7 10.0 10.4 10.7 11.9 11.3 11.7 12.0 12.3 12.5 13.0 13.3 13.6 14.0 14.3 14.6 14.9 14.9 148 90—94 
95—99 0.7 0.9! 11| 13| 1.5 1.7 1.8| 2.0 2.2| 2.4 2.6 2.8 3.0| 3.2 3.3 3.5 3.7 3.9 4.1 44 4.8 5.1 5.5 5.963 6.6 70 74 7.884 8.5 8.9 9.1) 9. 9 9.5 9.8 10.2 105 10.0 112 11.1119 12.212.629 13. 113.613.914. 14.6 15.0 15.3 15.6|15.6 | 154 95—99 
100109 0.7 0.9 1.1 1.3 1.5 1.71.9 2.1 2.3 2.5 2.7 2.9 3.13.3 3.5 3.7 3.9 4.1 4.3 4.6 5.0 5.4 5.8 6.2 6.6 7.0 7.4 7.8 8.2| 8.6 9.0 9.4 9.7 9.7 9.7 10.1 10.4 10.8 11.2 11.5 11.9 12.3 12.6 13.0] 13.4 13.7 14.1 14.5 14.8 15.2 15.5 15.9 16.3 16.6 16.6 164 | 100-109 
110-119 ] 0.8 1.0 1.2 1.4 1.6 1.8 2.1 2.3 2.5 2.7 2.9 3.1 3.4 3.6 3.8 4.0 4.2 4.4 4.6 5.0 5.4 5.8 6.3 6.7] 7.1 7.5 8.0 8.4 8.8 9.3 9.7 10.1 10.4 10.4 10.4 10.8 11.2 11.6 11.9 12.3 12.7 13.1 13.5 13.9 14.3 14.7 15.1 15.5 15.8 16.2 16.6 17.0 17.4 17.7 17.7] 175 | 110-119 
120—129 [0.8 1.0 1.3 1.5] 1.7 2.0 2.2 2.4 2.6 2.9 3.1 3.3 3.6 3.8 4.0 4.3 4.5 4.7 4.9 5.3 5.7 6.2 6.7 2.1 2.6 8.0 8.5 9.0 9.4 9.9 10.3 10.8 11.1 11.1 11.1 11.5 11.9 12.3 12.7 13.1 18.5 14.0 14.4 14.8 15.2 15.6 16.0 16.5 16.9 17.3 17.7 18.1 18.5 18.9 18.9] 187 | 120-129 
130—139 Jos 1.1 1.3 1.6 1.8 2.0 2.3 2.5 2.8 3.0 3.3 3.5 3.8 4.0] 42 4.5 4.7 5.0 52 5.6 6.16.6 7.1 4.5] 80) 8.5 9.0 9.5 10.010. 110 11.411.711. 11.7 12.2 12.6 13.0 13.5 13.9 14.4 14.8 15.3 | 15.7 | 16.1 16.6 17.0 17.5 17.9 18.4 18.8 19.2 19.7 20.0 20.0] 198 | 130-139 
140—149 0.9 1.1 1.4 1.6 1.9 2.2 2.42.7 2.9 3.2 3.4 3.7 4.0 4.2 4.5 4.7 5.0 5.3 5.5 5.9 6.4 6.9 7.5 8.0] 8.5 9.0 9.5 10.1 10.6 11.1 11.6 12.1 12.4 12.4 12.4 12.9 13.3 13.8 14.3 14.7 15.2 15.7 16.1 16.6 17.1 17.5 18.0 18.5 18.9 19.4 19.9 20.3 20.8 21.1211] 209 ] 140149 
150—159 0.9 1.2 1.4 1.7 2.0 2.3 2.5 2.8 3.1 3.3 3.6 3.9 4.2 4.4 4.7 5.0 5.3 5.5 5.8 6.2 6.8 7.3 7.8 8.40 8.9 9.5 10.0 10.6 11.1 11.7 12.2 12.8 13.1 13.1 13.1 13.6 14.0 14.5 15.0 15.5 16.0 16.5 17.0 17.5 18.0 18.5 19.0 19.5 20.0 20.5 21.0 21.5 22.0 22.3 22.3] 221 | 150159 
160169 0.9 1.2 1.5 1.8 2.1 2.4 2.6 2.9 3.2 3.5 3.8 4.1 4.4 4.7 4.9 5.2 5.5 5.8 61 6.5 7.1 7.7 8.3 8.8] 9.4 10.0 10.6 11.1 11.7 12.3 12.9 13.4 13.7 13.7 13.7 14.3 14.8 15.3 15.8 16.3 16.9 17.4 17.9 18.4 18.9 19.5 20.0 20.5 21.0 | 21.5 22.1 22.6 23.1 23.4 23.4] 232 | 160-169 
170179 109, 1.2 1.6 1.9 2.2 2.5 2.8 3.1 3.4 3.7 4.0 4.3 4.6 4.9 5.2 5.5 5.8 6.1 6.4 6.9 7.5 8.1 8.7 9.3] 9.9 10.5 11.1 11.7 12.3 2.9 13.5 14.1 14.4 14.4 14.4 14.9 15.5 16.0 16.6 17.1 17.7 18.2 18.8 19.3 19.9 20.4 21.0 21.5 22.0 22.6 23.1 23.7 24.2 24.60 24.6] 244 | 170-179 
180—189 110 1.3 1.6 1.9 2.2 2.6 2.9 3.2 3.5 3.8 4.1 4.5 4.8 5.1 5.4 5.7 6.0 6.4 6.7 2.2 2.8 8.4 9.1 9.2] 103 11.9 11.6 12.2 12.9 43.5 14.1 14.8 15.1 15.10 15.1 15.6 16.2 16.8 17.4 17.9 18.5 19.1 19.6 20.2 20.8 21.4 21.9 22.5 | 23.1 | 23.6 24.2 24.8 25.4 25.8 25.8] 255 | 180-189 
190—199 1.0 1.3 1.7 2.0] 2.3 2.7 3.0 3.3 3.7 4.0 4.3 4.7 5.0 5.3 5.7 6.0 6.3 6.6 7.0 7.5 8.1 8.8 9.5 10.1 10.8 11.5 12.1 12.8 13.5 14.1 14.8 15.4 15.7 15.7 15.7 16.3 | 16.9 17.5 18.1 18.7 19.3 19.9 20.5 21.1 21.7 22.3 22.9 23.5 | 24.1 | 24.7 2503 25.9 26.5 26.9 26.9] 266 | 190-199 
200-209 1.0 1.4 1.7 2.1 2.4 2.8 3.1 3.4 3.8 4.1 4.5 4.8 5.2 5.5 5.9 6.2 6.6 6.9 7.2 2.8 8.4 9.1 9.8 10.5 11.2 11.9 12.6 13.3 14.0 14.7 15.3 16.0 16.4 16.4 16.4 17.0 17.6 18.2 18.8 19.5 20.1 20.7 21.3 22.0 22.6 23.2 23.8 24.4 25.1 25.7 26.3 26.9 27.6 28.0 28.0] 277 | 200209 
210—219 1.1 1.4 1.8 2.1 2.5 2.8 3.2 3.6 3.9 4.3 4.6 5.0 5.4 5.76.1 6.4 6.8 7.1 7.5 8.0 8.8 9.5 10.2 10.9 11.6 12.3 13.0 13.8 14.5 15.2 15.9 16.6 16.9 16.9 16.9 17.6 18.2 18.9 19.5 20.1 20.8 21.4 22.1 22.7 23.4 24.0 24.7 25.3 25.9 26.6 27.2 27.9 28.5 29.0 29.0] 287 | 210-219 
220—229 1.1 1.5 1.8 2.2 2.6 2.9 3.3 3.7 4.1 4.4 4.8 5.2 5.5 5.9 6.3 6.6 7.0 7.4 7.8 8.3 9.1 9.8 10.5 11.3 12.0 12.8 13.5 14.3 15.0 15.7 16.5 17.2 17.5 17.5 17.5 18.2 18.9 19.5 | 20.2 20.9 21.5 22.2 22.9 23.6 24.2 24.9 25.6 26.2 26.9 27.6 28.2 28.9 29.6 30.1 30.1] 298 | 220-229 
230—239 1.1 1.5 1.9 2.3 2.6 3.03.4 3.8 4.2 4.6 4.9 5.3 5.7 6.1 6.5 6.9 7.3 2.6 8.0 8.6 9.4 10.1 10.9 11.7 12.4 13.2 14.0 14.7 15.5 16.3 17.0 17.8 18.1 18.1 18.1 18.8 19.5 20.2 20.9 21.6 22.2 22.9 23.6 24.3 25.0 25.7 26.4 27.1 27.8 28.5 29.3 29.8 30.5 31.103111 308 | 230239 
240—249 1.1 1.5 1.9 2.3 2.7 3.1 3.5 3.9 4.34.7 5.1 5.5 5.9 6.3 6.7 7.1 7.5 7.9 8.3 8.9 9.7 10.5 11.3 12.1 12.8 13.6 14.4 15.2 16.0] 16.8 17.6 18.4 18.7 | 18.7 | 18.7 19.4 20.2 20.9 | 21.6 22.3 23.0 23.7 24.4 25.2 25.9 26.6 27.3 28.0 28.7 29.4 30.1 30.9 31.6 | 32.1 32.1] 318 | 240249 
250259 1.2 1.6 2.0 2.40 2.8 3.2 3.6 4.0 4.44.9 5.3 5.7 6.16.5 6.9 73 77 8.18.5 9.2 10.0 10.8 11.6 12.4 13.3 14.1 14.9 15.7 16.5 17.4 18.2 19.0 19.3 19.3 19.3 20.0 20.8 21.5 22.2 23.0 23.7 24.4 25.2 25.9 26.7 27.4 28.1 28.9 29.6 | 30.3 31.1 31.8 32.5 33.133.11 328 | 250-259 
260—269 1.2 1.6 2.0 2.5 2.9 3.3 3.7 4.1 4.6 5.0 5.4 5.8 6.3 6.7 7.1 7.5 8.0 8.48.8 9.4 10.3 11.1 12.0 12.8 13.7 14.5 15.4 16.2 17.0 17.9 18.7 19.6 19.9 19.9 19.9 20.7 21.4 22.2 23.0 23.7 24.5 25.2 26.0 26.8 27.5 28.3 29.0 29.8 | 30.6 | 31.3 32.1 32.8 33.6 34.1341] 338 | 2602869 
270—279 [1.2 16 2.1 251 3.0 3.43.8 4.3 4.7 5.1 5.6 6.0 6.4 6.9 7.3 7.8 8.2 8.6 9.1 9.7 10.6 11.5 12.3 13.2 14.1 14.9 15.8 16.7 17.6 18.4 19.3 20.2 20.5 20.5 20.5 21.3 22.0 22.8 23.6 24.4 25.2 26.0 26.7 27.5 28.3 29.1 29.9 30.6 31.4 32.2 33.0 33.8 34.6 35.2 35.2 349 270279 
280—289 1.2 1.7 2.1 2.6] 3.0 3.5 3.9 4.4 4.8 5.3 5.7 6.2 6.6 7.1] 7.5 8.0 8.4 8.9 9.3 10.0 10.9 11.8 12.7 13.6 14.5 15.4 16.3 17.2 18.1] 19.0 19.9 20.8 21.1 | 21.1] 21.1 21.9 22.7 23.5 24.3 25.1 25.9 26.7 27.5 28.3 29.2 30.0 30.8 31.6 32.4 | 33.2 34.0 34.8 35.6 36.3 36.3] 359 | 280289 
290—299 1.3 1.7 2.2 2.7 3.1 3.6 4.0 4.5 5.0 5.4 5.9 6.3 6.8 7.3 7.7 8.2 8.7 9.1 9.6 10.3 11.2 12.1 13.0 14.0 14.9 15.8 16.7 17.7 18.6 19.5 20.4 21.4 21.7 21.7 21.7 22.5 23.3 24.1 25.0 25.8 26.6 27.5 28.3 29.1 29.9 30.8 | 31.6 32.4 33.3 34.1 34.9 35.7 36.6 37.3 37.3] 369 | 290299 
3 1.7 2.2 2.73.1 3.6 40 4.5 | | 
800-309 18 18 2.2 2.7 8.2 3.7 4.1 4.6 5.15.6 6.0 6.5 7.0 75 7.9 8.48.9 9.3.8 10.5 11.5 12.4 13.4 14.3 15.3 16.2 17.2 18.1 19.1] 20.0 21.0 21.9 22.2 22.2 22.2 23.1 23.9 24.8 25.6 26.5 27.3 28.2 29.0 29.9 30.7 31.6 32.4 33.3 34.1 35.0 35.8 36.7 37.5 38.2 88.2] 378 | 300-309 
310—319 1.3 18 2.3 2.8 3.3 3.7 4.2 4.7 5.25.7 6.2 6.6 7.1 7.6 8.1 8.6 9.1 9.6 10.3 10.8 11.7 12.7 13.7 14.6 15.6 16.6 17.6 18.5 19.5 20.5 21.4 22.4 22.7 22.7 22.7 23.6 24.5 25.4 26 2 27.1 28.0 28.8 29.7 30.6 31.4 82.3 33.2 34.1 34.9 35.8 36.7 37.5 38.4 39.1 39.1] 387 | 310-319 
320—329 1.3 1.8 2.3 2.83.3 3.8 4.3 4.8 5.3 5.8 6.3 6.8 7.3 7.8 8.3 8.8 9.3 9.8 10.5 11.0 12.0 13.0 14.0 15.0 16.0 17.0 18.0 19.0 20.0 21.0 22.0 23.0 23.3 23.3 23.3 24.1 25.0 25.9 26.8 27.7 28.6 29.5 30.4 31.3 32.2 33.0 33.9 34.8 35.7 36.6 37.5 38.4 39.3 40.0 40.0] 396 | 320329 
30—339 1.4 19 2.4 2.93.4 3.9 4.4 4.9 5.4 5.9 6.4 6.9 7.5 8.0 8.5 9.09.5 10.0 10.7 11.3 12.3 13.3 14.3 15.3 16.3 17.4 18.4 19.4 20.4 21.4 22.4 23.5 23.8 23.80 23.8 24.7 25.6 26.5 27.4 28.3 29.2 30.1 31.1 32.0 32.8 33.8 | 34.7 35.6 36.5 37.4 38.3 39.2 40.2 40.9 40.9] 405 | 330-339 
95 1.4 1.9 2.4 2.93.5 4.0 4.5 5.0 5.5 8.0 6.6 7.1 7.6 8.10 8.6 9.29.7 10.2 10.9 11.5 12.5 13.6 14.6 15.7 16.7 17.7 18.8 19.8 20.8 21.9 22.9 24.0 24.3 24.3 24.3 25.2 26.1 27.1 28.0 28.9 29.9 30.8 31.7 32.7] 33.6 34.5 35.4 36.4 37.3 | 38.2 39.2 40.1 41.0 41.8418] 414 | 340-349 
| N | 
I 


Bei Eilſtücgutſendungen iſt das Doppelte, bei beſchleunigten Eilſtückgutſendungen das Dreifache des wirklichen Gewichtes, auf volle 10 kg aufgerundet, der Ermittlung oder Berechnung der Fracht zugrunde zu legen. 


Für eine Frachtſtückgutſendung im frachtpflichtigen Gewicht von ER 1 


Gewicht von mehr 
i | | | | N 
auf eine | ı 21 1 21 81 91 101 111 121 131 141151 161 1710181191 201 221 241 261 281 301 321 341 361 381 401 421 441 461 481 501 521 541 561 581 oon . |osı 1 55 681 | 701 721 | 741 | 761 781801 821 841 861 881901 als 1000 kg 
bis bis bis bis Bis u Di Di bis | bis | bis bis | bis | bis | bis bis bis bis bis bis bis bis bis | bis | bis bis bis bis bis bis bis bis | bis | bis | bis | bis bis bis bis bis | bis bis bis] bis | bis bis bis bis] bis | bis bis bis bis | bs I — 
Ent: 20 30 40 | 50 | 60 0 80 90 100110 120 ı 130 1 150 | 160 170 180 190 | 200 220 | 240 | 260 | 280 | 300 | 320 | 340 | 360 | 380 | 400 | 420 | 440 | 460 | 480 | 500 | 52 620 | 640 | 600 955 68⁰ 700 720 | 740 760 | 780 | 800 | 820 | 840 | 860 | 880 | 900 | 10006 beträgt 
fernung il 7 der | auf eine 
von km Kilogramm | | | Fracht Kent 
a ſatz für] fernung 
LG „ ’ 
beträgt die Fracht in Reichsmark ine don ke 
— Rpf 
Ka] | 
860-859 1.4 1. 2. 3.92 4446 5.1 5.7 4.2 67 27.278 8.3088 9.4 9.9 104 110 11.8 12.8 13.9 14.9 16.00 17.1 18.1 19.2 20.3 21.30 22.4 23.4 24.5 24.9 24.9 24.9 25.8 26.8 27.7 28.7 29.6 30.6 31.5 32.5 33.40 34.4 35.3 36.3 37.2 38.2 39.1 40.1 41.0 42.0 42.7 42.7 423 | 350-359 
360—569 1.42.0 2.5 3.13.6 4 4.7 5.2 5.8] 63 6.8 74 7.9 8.50 9.0 9.6 10.1 10.6 11.2 12.0 13.1 14.2 15.2 16.3 17.4 18.5 19.6 20.7 21.7 22.8 23.9 25.0 | 25.4| 25.4] 25.4 26.3 27.3 28.3 29.3 30.2 312 32.2 33.1 34.1 35.1 36.1 37.0 38.0 39.0 39.9 40.9 41.9 429 43.6436 432360369 
870870 1.4 2.0] 26| 84487 42 as 5 5.9064 70 7 84 8.7 32 98 103109 414 12.3 13.4 14.5 15.6 16.7] 17.8 18.9 20.0 21.1 22.2 23.3 24.4 25.5 25.9 25.9 25.9 26.9 27.9 28.9 29.9 [30.8 31.8 32.8 33.8 34.8 35.8 36.8 37.8 38.8 39.8 40.8 41.8 42.7 43.7 44.5445] 441 | 370-379 
380—389 | 1.5 2.0 2.6 3.2 3.7 4.3 4.9 5.4 6.00 6.6 7 7.7 8.3 8.88 9.4 9.9 10.5 11.1 11.6 12.5 13.6 14.7 15.9 17.0 18.1 19.3 20.4 21.5 22.7 23.8 24.9 26.0 26.4 26.4 26.4 27.4 28.4 29.4 30.4 31.5 32.5 33.5 34.5 35.5 36.5 37.5 38.5 39.6 40.6 41.6 42.6 43.6 44.6 45.5 45.5 450380389 
390—399 1.5 2.12.6 3.23.8 4.4 4.9 5.5 6.10 6.7 7.3 78 8.4 9.0 9.6 10.1 10.7 11.3 11.9 12.7 13.9 15.0 16.2 17.3 18.5 19.6 20.8 21.9 23.1 24.2 25.4 26.5 26.9 26.9| 26.9 27.9 29.0 30.0 30 [24 33.1 34.1 35.2 36.2 37.2 38.3 39.3 40.3 41.442. 43.4 44.5 45.5 46.4 464] 459 | 390-399 
09 1.5 2.12.7 3.3 8.9 4.4 5.0 5.6 6.2] 6.8 7.4 8.0 8.6 9.1 9.7 10.3 10.9 11.5 121 13.0 14. 15.3 16.5 14.70 18.8 20.0 21.2 22.4 23.5 24.7 25.9 27.9 27.4 274 27.4 28.4 29.5 30.5 31.6 32.6 33.7 34.7 35.8 36.8 37.9 38.9 40.0 41.0 42.1 43.1 44.2 45.2 46.3 47.2 47.2] 467 ¼ 400-409 
440449 15 24 27 8808 458487 6889 75 84 35 9.30 9.9 10.5 111 11.7 12.3 13.2 14.4 15.6 16.8 18.0 19.1 20.3 21. 22.7 23.9 25.1 26.3 27.5 28 278258 28.9 800 310 32 3342 342 35.3 36.4 37.5 38.8 396 20.7 4 42439 44.9 46.0 47.1 47.9 47.9] 474 | 410-419 
420—429 | 1.6 2.2 2.8 8.4 4.0 4.6 5.2 5.8 6.40 70 76 8.2 88 9.4 10.0 10.6 11.2 11.9 125 13.4 14.6 15.8 17.0 18.2 19.4 20.6 21.9 23.1 24.3 25.5 26.7 | 27.9 28.3 28.3 28.3 29.4 30:5 31.6 32.0 33.7 34.8 35.9 37.0 38.1 39.2 40.3 41.3 42.4 43.5 44.6 45.7 46.8 479 48.7 48.7] 482 420429 
430—439 1.62.2 2.8 3.44.0 47 5.3 5.9 6.5 7.1 77 8.3 9.0 9.6 10.2 10.8 114 12.0 12.7 18.6 | 14.8 16.9 19.3 18.5 19.7 21.0 55. 23.4 24.755.927. 28.4 28.5 28.5 28.7 29.8 30.9 32.0331 34 35.3 36.4 37.5 88.6 39.7 408 41.9 43.0 44.1 45.2 463 475 48.6 49.5 49.5] 490 430 —439 
440—449 1.6 2.2 2.8 3.5041 4.7 5.3 6.0 6.60 72 79 85 91 9.7104 11.0 11.6 12.2 129 13.8 15.1 16.3 17.6 18.8 20.1 21.3 22.6 23.8 25.1 26.3 27.6 28.8 29.2 29.2 29.2 30.3 31.4 32.5 33.7 (34.8 35.9 37.0 38.1 39.3 40.4 41.5 42.6 43.7 44.9 46.0 47.1 48.2 49.3 50.2 502] 497 ⁴440—449 
! | | | | | | ? 
2 2 4.8 5.4 6.1 6.7] 7.3 8.0 8.6 9.2 9.9 10.5 11.1 11.8 12.4 13.0 14.0 15.3 16.5 12.8 19.10 20. 1.6 22.9 42 25.41 26.7 | 28.0|29.2 29.6 29.629. 50.7 31.9 33.0 34. 35.3 33.4 37.5 38.7 9.8 41.0 42.1 43.2 44.4 45.5 46.6 47.8 48.9 50.0 51.0510 505 | 450-459 
450 55 5 23 5 se 42 55 8.5 91 8 7 4 00 e 13.2 14.2 15.5 16.8 18.1 19.4 20.7 21.9 23.2 24.5 25.8 27.1 28.4 29.7 30.1 30.1 30.1 31.2 32.4 33.5 34.7 35.5 37.0 38.1 39.3 40.4416 42.7 43.9 45.1 46.2 47.4 48.5 49.7 50.8 51.7 51.7] 512 | 460-469 
70—479 1.7 2.3| 3.0 3.6 43 49 5.6 6.2 6.9| 75 82 8.9 95 10.2108 115 12.1128 13.4 14.4 15.9 17.9 18.4 19.051.082. 28.6 84.9 26.2]27.5 28.8 30.1 30.5 30.5 30.5 31.7 32.9 340 352 36.4 37.6 38.7 39.9 41.4 42.2 43.4 44.8 45.8 46.9 48.1 493 50.4 31.6 52.5 52.5 520 | 470-479 
480489 1.7 23.0 3.74 5˙0 5.7 6 700 76 88 90 9. 10.3110 11. 123 130 13.6 148 10 17 18 50.2216 229 24 25. 20 28. 20.2 30.0 3 309|30.9 32.1|33.3 5 6 f 584 39:2 40.4 4442 440 45.2 46.4 47.0 488 49.9 511 523 53.53] 528 | 480-488 
490—499 1.7 2.4 3.0 3.7 44 51 5.7 6.4 7.1 78 8.4 9.1 98 10.5 11.1 11.8 12.5 13.1 13•8 14.8 16.0175 18. 20.2|21.6 222 26 270282751814 0814½54826 888 35.0 362 74 386 898 40 422431447 45.9 471 48.3 49. 50.7 819 534 54.0540 835 . 90 —499 
7 24 3 8.74 54 57% 64 70 78 84 344 98 | | | | | 
— | 27.9 8.6 9.3 10.0 10.7 11.4 12.1 12.8 13.5 14.1 15.2 16.6 17.9 19.3 20.7 22.1 28.5 24.8 26.2 22.6 29.0 30.4 21.7 32.1 32.1 32.1| 33.3 34.5 35.8 37.0 38.2 39.5 40.7 419 43.2 44.4 45.6 46.8 48.1 49.3 50.5 51.8 53.0 54.2 55.2552] 547 | 500-524 
J nee 983 447 124 4488145 15.6 17.0 18.4 19.9 21.3 22.7 24.1 25.5 27.0 28.4 29.8 31.2 32.6 33.0 33.0 33.0 34.3 35.5 36.8 381 39.3 40.6 41.9 431 44.4 45.7 46.9 48.2 49.5 50.7 52.0 53.3 54.5 55.8 56.9 56.9] 563 | 525549 
550—574 18 25 33 40 47 55 6.2 6.9 7460 84 9.1 9.8 10.6 11.3] 12.0 12.8 13.5 142 149 16.0 180 195 21.0 255 240 28.8 279 2. 300 51.5 350 845 848 348348 382 3 30 % 95 4 4 44% 8. 40 48.3 284 50.9 59. 88.8 54s 88. 57.4 888 585 870 | 580-572 
575—599 1.8 2.6| 3.3 4148 5.6 63 71 78| 8.6 93 10.1 10.8 11.60 12. 131 138 14.6 15.3 16.5 18.0 19.5 | 21.0 540 25.5 7.0 28.5 30.031. 23.0 34 34 484 36.2 34.5 36.9 40s 4 42 44 45. 46.0 48.2 49.6 50.9 52.3 53•6 54.9 56.3 57. 59.0 60.1 60.1] 585 575599 
660—624 4 260 34 4249 5.7 65 7 80 88 96 108 144 11.9 4260134142 149 187 16.9 18.4 19.9 21.5 23.0| 24.5 | 26.11 27.6 29.1 30.7 32.2 33.7 35.3 35.7 36.7 35.7 37.1 38.5 39.8 41. 42.6 44.0 45.3 46.7 48.10 49.5 50.8 52.2 53.6 55.0 56.3 57.7 59.1 60.5 61.6 64.6] 610 | 600—624 
| | | | | 
2.1[12.9| 13.7 14.5 15.3 16.0 17.2 18.8 20.4 21.9 2.5 25.1 26.6 | 28.2 29.8 31.332.934 36.1 36.4 36.4| 36.4 37.8 39.2 40.6 42:0 43.5 44.9 46.3 47.7 49.1 50.5 51.9 53.3 54.7 56.1 57.5 58.9 60.3 61.7 62.8 62.8] 622 625—649 
60—674 1 27 35 435486. 75 84 92 10.0 108 11.8 12.4132 14 148 15.6 164 17.6 19.2 20.8| 22.4 24.025.627. 28.8 50.4 32.933.535. 36.8 87 3772 38.6 40.1 4 49 44.4 45.8 49.2 48.7 50.10 51.5 53•0 54.4 55.8 57.3 58.7 60.1 61.8 63.0 64644 635 650—674 
675609 20 28364492 61 60 77 85| 4 104 17.0 1180426134142 18.0 189 167 17.9 19.5 21.2 92.5 24.4 26.1| 27.7 29.9 31.0| 32.6|34.2 35.0 37.5| 37.9| 37.9] 37.9 39.4 40.9 423 438 (45.2 46.7 48.2 49.6 5152.5 54.0 55.5 56.9 58.4 59.8 61.3 62.8 64.2 65.3653] 647 675699 
70022 20 2887 455 4 70 78 8 95 108 111 120 128.48 145 15.3 154 120] 18.2 19.0 215 202 249 286 2u2| 2088| 3. 332846 308 28.2 88.5 84 88.0 40.4 4244445 400 475490 50.5 52.0 53.5 55.0 56.4 57.9 59.4 60.9 62.4 63.9 65.4 66.5 66.5] 658 700 —724 
725—749 20 27 4.6054 62 74 79 881 96 105 11.3124 130138 147 188 164 172 18.5 20.2 21.8 23.5 25.2 26.9 28.6 30.3 32.0 33.6 35.3 37.0 38.7 39.1 39.1 39.1 40.6 41.6 43.6 45.1 46.6 48.2 49.7 51.2 52.7 54.2 55.7 57.2 58.7 60.2 64.7 63.2 64.7 66.2 67.4674] 667 725749 
— . . | — . . . . . . . . . . 8 * . . . . | 
| | | | 
7.2 . f 2 20.4 22.1 23.9 25.6 27.3 29.0 30.7 32.4 34.1 35.8 39.5 39.2 29.7 309.79. 44.2 42.) 44.3 45.8 (45.3 48.9 50.4 51.9 53.4 55.0 56.5 58.0 59.6 61.1 62.6 64.1 65.7 67.2 68.40 68.4] 677 750774 
Cee ei s 14 8 168 22 19.0 207 224 24.2 25.9 277 29.4 314 329 84.6 363 38.1 398 40.3 40.3 40 41.8 434 443 465 4800 49.6 51.1 52.7 54.2 55.8 57.3 58.9 60.4 62.0 63.5 65.1 66.6 68.2 69.3 69.3] 686 775799 
30062424 30 38476 85 74 82 9.1100 100 117 126135144 15.26.1170 17.0 19.2 20.9 | 22.7 | 245 26.228. 29.0 315 88.2 35.0| 36.7 | 38.5 40.2 40.7 40.7 40.7 49.3 43.9 45.4 470 48.6 50.1 54.7 53.3 54.8 56.4 58.0 59.5 61.1 62.7 64.2 65.8 674 68.9 70.1701 894 800824 
825810 [21 30 349 488.7 65 74 83 842104 140 11. 12.713.145 15.416172 181 19.4 21. 22.9 24.7 26.5 28.2 | 30.0| 35.8 33.685.551 38.9 40.7 44.1 41.1 4.42. 442 45.8 474 49.0 50.6 52.2 53.7 55.3 56.9 58.5 60.1 61.6 63.2 64.8 66.4 68.0 69.8 70.8 708 701 [ 825 —849 
850—374 24 30 3 4.857 66 75 8.4 3.3402 114 120 120 13140 15.5 16.4 17.3 18.2 19.6 21.3 23.1 24.9 26.7 28.5 30.3 32.1 33.9 35.7 37.4 39.2 41.0 41.4 41.441.443. 44.6 46.2 47.8 49.4 51.0 52.6 54.2 55.8 57.4 59.0 60.6 62.2 63.8 65.4 67.0 68.6 70.2 71.4714] 707 | 850874 
| 4.8 7 21.5 23.3 25.1 26.9] 28.8| 30.6| 32.4 34.2 36.939. 39.6 41.4 4.8 45.8 45.8 49.5 45.1 46.7 48.3 49.9 84. 53.1 54.7 56.4,58.0 59.6 61.2 62.8 64.4 66.0 67.6 69.3 70.9 72.1721 714 875899 
90 —924 22 34 470 45 88 6 76 85 4,10 112 124 134 140 140 168 40. 47185] 19. 217 235 23 274 289 308 220 34 20 38.0 308 4 4 43% 44 4710480 150. 5ʃ8 53.5 55.1 56.7 58.3 59.9 61.6 68.2 64.8 66.4 68.1 69.7 71.3 72.6072.6] 719 | 900—924 
925—949 22 34 404988 67 7 85 445 04 11122 13 140 44 15816 17.7 186 19.9 21.8 23. 25.4 27.259. 30.0 83.4 34. 46.4088. 40.0 4. 4.8 48. 45.3 43.9 45.5 49.1 48.8 50.4 52.0 53.7 55.3 56.9 58.5 60.2 61.8 63.4 654 66.7 68.3 69.9 71.6 72.9729 722 325 —949 
925—949 2.2 3.1 4.0 4.958 6.7 5 86 951104 113 12.2 13.2 14.10 15.0 15.9 16.8 17.7 18.7 20.0 21.9 23.7 25.5 27.4 29.2 31. 32.9 34.7 36.5 38.4 40.2 42.0 42.5 42.5 42.5 44.1 45.7 47.4 49.0 50.6 52.3 53,9 55.6 57.2 58.8 60.5 62.1 63.7 65.4 67.0 68,6 70.3 71.9 73.2 73.2] 725 | 950-974 
975—999 22 34 4049 53 68 77846 3540 11.4 122 132 14.1 15.4 16.0 189 178 18.7 20.1 22.0 23.8 25.6 27.5] 29.3 31.2 33.0 3468 36.7 38.5 40.4 42.2 42.6 42.642.644. 45.9 47.5 49.2 50 5265 54.1 55.8 57.4 59.0 60.7 62.3 64.0 65.6 673 68,9 70.5 72.2 73.5 73.5] 728 375999 
2 9 18.9 20.2 22.1 24.0 25.8 27.7|29.5 81.4 33.2 35.1 36.9 38.8 40.6 49.5 49.9 42.9 42.9 44.6 48.2 42.9 49.5 (51.2 52.9 54.5 54.2 57.8 59.5 61.1 62.8 64.4 66.1 67.7 69.4 71.0 72.7 74.00 740 733 10001049 
1050 —1009 22 84 4480 86 78 87 9,7 108 1151125 1.4 14.415.316. 17. 43.1 1001 2044 22 242 260 2298 216 335 8544 37.294 440 42 43. 435 4345.9 are 48.3 500 151.6 53.3 55.0 55.6 58.3 | 60.0 61.6 63.3 65.0 66.6 68.3 70.0 71.6 73.3 74.7 74.7] 740 10501099 
% I len irelına 1eal ana 1a io 20.6| 22.5 24.4 26.2 | 28.1 30.0| 21.9 33.8 | 35.7 | 37.5] 39.4| 1.3 43.21 43.7| 43.7] 43.7 45.3 47.0 48.7 50 52.4 53.7 55.4 57.1 58.8 60.5 62.2 638 65.5 672 68.9 70.6 72.2 73.9 75.3753] 746 1100 —1949 
ids 1 128 45 185 10.5 174 84493 20.5 22.7 24.6 26.5 28.4| 30.3 85. 31.1| 30.0 33.9308 4.0 43.6 440 44.0440 48.7 44 49.1 505 52 54.2 55.9 576 59.3 61.0 62.7 64.4 66.1 678 69.5 71.1 72.8 74.5 760.176.1753 11501139 
// solkealıns alaaelınel1ue| ann anal melnesııns 20.9 22.9 24.8 26.7 28.6 30.5 82.4 34.3 36.3 38.2 40.1 42.0 43.9 | 44.4 444444 46.1 478 49,5 512 52.9 54.6 56.3 58.1 59.8 61.5 63.2 64.9 66.6 68.3 70.0 71.7 73.4 75.2 76.7767 759 12001349 
18.7 19. 2123.9 25.9 26.9, 29.8 30.8 | 32.7 34.6 36.6 38.540.449. 44.3 44.7 44.7 44.7 46.5 48.2 49.9 530 53.4 55.1 58.8 58.5 60.2 62.0 63.7 65.4 67.1 68.9 70.6 72.3 74.0 75.8 77.4774 766 1250 1299 
19001340 2838 425202 7 84 34404444 120 130 440 15.9 1549 16.5 17.9 48.8 198 21. 23.2 28.2 27.1| 29.4510 33.0| 84.9 36.9 29.840.842. 4.0 45.1 45.145.446. 48.8 50. 8/0 53. 55.5 57.3 59.0 60.7625 64.2 65.9 65.7 69.4 71.2 72.9 74.6 76.4 78.0 78.0 772 413001349 
1350—1839 2 33 435.02 72 82 92 10.2114 124 181 14. 18.4 46.4 170 1810 19.0| 20.0 21.5 23.4 25.4 27.8 9.31.8 83.5 35.5 27. 29.1 444 484 45.0 45.5 45.0 45.5 4 49.0 50. 5 54.2 56.0 57.7 59.5 61.2630 647 66.5 68.2 70.0 71.7 73.5 75.2 77.0 78.7 78.7 779 13504399 
1400—1449 2 38 435.6 7a 33 93 10.2112 122 182 14:2 15.2 162 172 18.2 19.2 201 21.6 23.6 88 27 808515 335 558 378 39 41845 % 4 4 40 40 5 88.0 58.7 56.2 58·8 89.9 61.263.565. 67.0 88.8 70.5 72 54 75.8 77.6 79.3 79.3] 785 | 1400-1449 
1450—1499 2 3 43 5.3 6. 7 83 93 100113 123133 143 15.3 463 173 18.3 19.3 203 21.8 23.8 25.8 27.8 29.8 31.8 33.8 35.8 37.8 39.8 41.8 43.8 45.7 46.2 46.2 46.2 48.0 49.7 51.5 53.3 5.1 56.9 58.6 60.4 62.2 64.0 65.8 67.5 69.3 71.1729 74.7 76.4 78.2 80.0 80.0] 792 | 14501499 
| | 5 20. 22.0 24.9 26.0 28.80.03 34.0 364 38.1 | 40.1] 42.11 44.1 | 46.1] 46.5 | 46.5| 46.5 | 48.3 50.1 51.9 53.7 55.5 57.3 59.1 | 60.9 | 62.7 | 64.5 | 66.3 68.1 69.9 71.7 78.4 75.2 77.0 78.8 | 80.6| 80.61 798 | 1500-1549 
le alas laaleı #425! 05 10811151 1956| 183145 nel ıe6| 176/186 10.812046 22.1 24.2 26.2 28.2 30.3 32.3 34.3 36.3 38.4 | 40.2] 42.4 44.4 46.5 46.9 44.9 46.9 48.7 50.5 52.3 | 54.1 55.9 5.7 59.6 61.4 63.20 65.0 66.8 68.6 70.4 72.2 74.0 75.8 77.6 79.4 81.2 81.31 805 15501599 
1500 —1549 24 34 448865 75 85 95 40.6 11 126 1340 14 18.7[167 177 18.7 198 208 22.3 24.4 26.4 28.4 30.5355 34.636. 38.0 | 20.7 | 42.8 4.8 469 47 4.47. 49.1 50.0 58.“ 5% 56.4 58.2 60.0 61.8 43.7 65.5 67.3 69.1 70.9 72.8 74.6 76.4 78.2 80.1 81.9819] 811 16001849 
%%% Se rote Fre rer er ee 225 24.5 26.0 28.7 30.7] 32.8 | 34.8 | 36.9| 30.0 | 41.0| 43.1 | 45.1 7 47.6 464.649 51. 53.1 58.0 |56.8| 50.5 80 628 64.1 66.0 678 69.6 71.8 73.3 75.2 77.0 78.8 80.7 82582 818 | 16001699 
1195. 4730 24 305 458566 7 86 9.7 10.7 11.8 12. 138 14.9 15.9 16.9 18.0 19.0 20.1| 21.1 22.7 24.7 26.8 28.9 31.0 33.0 35.1 37.2 39.3 41.3 43.4 45.5 47.6 48.0 48.0 48.0 49.8 51.7 53.5 55.4 57.2 59.1 60.9 62.8 | 64.6 | 66.5 68.3 70.2 72.0 73.9 75.7 77.6 79.4 81.3 83.1832 824 17001750 
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Auszug aus den Gebührentarifen für bahnamtliche Molfuhrunternehmer 


Für die Ab⸗ und Anfuhr von Stückgut (Eilgut und eee darf an Rollgeld 5 
erhoben werden: 5 1 
| 


Wirkliches nach dem Einheits⸗ nach den Sondertarifen 
Gewicht bis] gebührentarif 1 II III IV 

kg RM RM Al 
50 0.30 0.30 0.25 0.0% de,, 
100 0.50 0.45 0.40 0.35 9.0 
150 0.75 0.70 0.60 0.55 0.45 N 
200 1 0.90 0.80 0.70 0.60 

250 1.25 1.15 1.— 0.90 0.75 

300 1.50 1.35 1.20 1.05 0.90 

350 1.75 1.60 1.40 1.25 1.05 

400 9 1.80 1.60 1.40 1.20 

450 2.25 2.05 1.80 1.60 1.35 = 
500 2.50 2.25 2 1.75 100 a 
600 2.95 2.65 2.35 2.05 175 
700 3.40 3.05 2.70 2.35 9 

800 3.85 3.45 3.05 2.65 DE 

900 4.25 3.85 3.40 2.95 2.00 

1000 4.50 4.10 3.65 3.20 on 

1100 4.75 4.35 3.90 3.40 2.990 

1200 B. 4.60 4.15 3.60 . 
1300 5.25 4.85 4.40 3.80 3.35 

1400 5.50 5.10 4.60 4.— 3.55 

1500 5.75 5.35 4.80 4.20%ũů1᷑ ( 

1600 9 5.60 5.— 4.40 3.95 

1700 6.25 5.80 5.20 4.60 4.15 

1800 6.50 93 5.40 4.80 4.35 

1900 6.75 6.20 5.60 4.95 4.50 
2000 7.— 6%, 580. |. ᷓ 4.65 
2100 7.20 6.60 6.— 5.25 4.80 

2200 7.40 6.80 6.20 5.40 4.95 

2300 7.60 „ 6.40 5.55 5.10 

2400 7.80 7.20 6.60 5.70 52 
2500 8. 7.40 6.80 5.85 5.40 

2600 8.20 60. 7.— 6. 5.55 

2700 8.40 780 7.20 6.15 5.70 

2800 8.60 8.— 7.40 6.30 5.85 

2900 8.80 8.20 760 6.45 6. 

3000 


9.— 8.40 7.80 6.60 6.15 
uſw. ſteigend 8 i 
bis 5000 kg 
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Sperrige Stückgüter (Korbwaren uſw.): Die Fracht wird nach der allgemeinen 
Srakhtentafel für Stückgut berechnet, und zwar: 

») bei Frachtſtückgut für das 1 fache des wirklichen Gewichts, mindeſtens für 

kg; 

50 bei Eilſtückgut für das Dreifache des wirklichen Gewichts der Sendung, 

mindeſtens für 60 kg; 

e) bei beſchleunigtem Eilſtückgut für das Vierfache des wirklichen Gewichts, 

mindeſtens für 80 kg für jede Frachtbriefſendung. 

Werden ſperrige und nichtſperrige Stückgüter zu einem Frachtſtück vereinigt, ſo 
wird das ganze Frachtſtück als ſperrig behandelt. Werden jedoch ſperrige Güter mit 
nichtſperrigen Gütern derart zu einem Frachtſtück vereinigt, daß das ſperrige Gut 
vollſtändig in dem von dem nichtſperrigen Gute beanſpruchten Raum untergebracht 
iſt, ſo wird das ganze Frachtſtück als nichtſperrig behandelt. 

Werden ſperrige und nichtſperrige Stückgüter in getrennten Frachtſtücken mit dem⸗ 
ſelben Frachtbrief aufgegeben, jo wird dem nach a) bis c) ermittelten Gewicht der 
ſperrigen Güter das Gewicht der nichtſperrigen Güter zugerechnet und die Fracht für 
die Summe der frachtpflichtigen Einzelgewichte nach den Beſtimmungen für Fracht⸗ 
gut berechnet. Mindeſtens wird für jede Frachtbriefſendung die Fracht für das in 
a) bis c) feſtgeſetzte Gewicht erhoben. 


Frachtberechnungsbeiſpiel: 
47 kg ſperriges Frachtſtückgut x 1'/ = 70,5 kg 
20 kg nichtſperriges Gut 2g 
Summe der frachtpflichtigen Einzelgewichte 90,5 kg 
Fracht aus der Frachtentafel für Gewichtsſtufe 91—100 kg. 


Bei Angabe des Lieferungswertes beträgt die Proviſion für unteilbare Einheiten 
von je RM 10.— und 10 Tarifkilometer 0,2 Pfennige, mindeſtens 40 Pfennige. Über⸗ 
ſchießende Beträge werden auf 10 Pfennige aufgerundet. 

Für bare Auslagen der Eiſenbahn, für Nachnahme nach Eingang und für Barvorſchüſſe 
beträgt die Proviſion: 


a) bei einem Betrage bis RM 100.— 1 v. H., mindeſtens RM 0.20 
b) bei höheren Beträgen ½ v. H., mindeftens. ... „ 1.— 


Bei unrichtiger Angabe des Inhalts, des Gewichts oder der Stückzahl einer Sendung 
ſowie bei der Außerachtlaſſung der Sicherheitsvorſchriften bei den nur bedingungsweiſe 
zur Beförderung zugelaſſenen Gegenſtänden ſind ohne Rückſicht darauf, ob ein Ver⸗ 
ſchulden des Abſenders vorliegt oder nicht, Frachtzuſchläge zu entrichten. 


4. Die Haftpflicht der Eiſenbahn 


Die Eiſenbahn haftet für den Schaden, der durch Verluſt, Minderung oder Beſchädi⸗ 
gung des Gutes in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung ent- 
ſteht, es ſei denn, daß der Schaden durch ein Verſchulden oder eine nicht von der Eiſen⸗ 
bahn verſchuldete Anweiſung des Verfügungsberechtigten, durch höhere Gewalt, durch 
äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung oder durch die natürliche Beſchaffen⸗ 
heit des Gutes, namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage 
verurſacht iſt. 

Zur Anbringung von Entſchädigungsanſprüchen iſt nur derjenige berechtigt, 
dem das Verfügungsrecht über das Gut zuſteht. Hat der Empfänger jedoch den Fracht⸗ 
brief eingelöſt, ſo hat der Abſender kein Reklamationsrecht mehr. (Zur Geltendmachung 
von Frachterſtattungsanſprüchen iſt der Abſender oder Empfänger berechtigt, je 

nachdem der eine oder der andere die Frachtzahlung an die Eiſenbahn geleiſtet hat.) 


Ex 


EN 
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Allgemeine Erklärung über Fehlen oder Mängel der verpackung 


wenn der Frachtbrief einen Hinweis auf diese allgemeine Erklärung enthält, 


un verpackt“ krꝛ 7ðV 


(Unterschrift) 


*) Das Nichtzutreffende ist zu streichen. 


Der Entſchädigungsreklamation ift der Frachtbrief und im Falle des Verluſtes, der 
Minderung oder Beſchädigung auch eine Beſcheinigung (Faktura) über den Wert des 
Gutes beizufügen. u 

Der zur Erſatzforderung Berechtigte kann das Gut ohne weiteren Nachweis als 
verloren betrachten, wenn es nicht ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach Ablauf der 
Lieferfriſt abgeliefert werden kann. g N 

Muß auf Grund des Frachtvertrages von der Eiſenbahn für Verluſt oder Minderung 
des Gutes Erſatz geleiſtet werden, ſo iſt der gemeine Handelswert und in deſſen Ermangelung 
der gemeine Wert zu erſetzen, den das Gut derſelben Art und Beſchaffenheit am Orte 
der Abſendung in dem Zeitpunkte der Annahme zur Beförderung hatte; ferner iſt zu 
erſetzen, was an Zöllen und ſonſtigen Koſten ſowie an Fracht ſchon bezahlt oder noch zu 
bezahlen iſt. 9 

Im Falle der Beſchädigung des Gutes iſt für die Verminderung des vorbezeichneten 
Wertes Erſatz zu leiſten. . 

Iſt der Schaden durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn herbei⸗ 
geführt, fo iſt der Erſatz des vollen Schadens zu leiſten. 9 | 

Die aus dieſen Beſtimmungen ſich ergebenden Anſprüche können auch neben etwaigen 
Anſprüchen wegen Verluſtes, Minderung oder Beſchädigung des Gutes geltend gemacht 
werden. Iſt das Intereſſe an der Lieferung angegeben, jo kann, außer dem wegen Verluſtes, 
Minderung oder Beſchädigung des Gutes zu berechnenden Schadenerſatz als Erſatz für 
den geſamten weiteren Schaden, höchſtens der angegebene Betrag des Intereſſes gefordert 
werden. ü | 

Entſchädigungsanſprüche wegen Verluſtes, Minderung, Beſchädigung des Gutes 
verjähren in einem Jahre, ſofern ſie nicht durch Anerkenntnis der Eiſenbahn, Vergleich 
oder gerichtliches Urteil feſtgeſtellt ſind. f 

In folgenden 3 Fällen verjähren die Erſatzanſprüche in drei Jahren: 

Anſprüche auf Auszahlung einer Nachnahme, die die Eiſenbahn vom Empfänger ein⸗ 
gezogen hat; Anſprüche auf Auszahlung eines Erlöſes eines von der Eiſenbahn vorgenom⸗ 
menen Verkaufes; bei Anſprüchen eines durch Vorſatz verurſachten Schadens. 


25 
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5. Der Flug⸗Eiſenbahn⸗Verkehr 


Zwiſchen der Deutſchen Reichsbahn und der Deutſchen Luft-Hanſa A.⸗G. wurde ein 
Abkommen über einen kombinierten Verkehr (Flug⸗Eiſenbahn⸗Verkehr = Flei⸗Verkehr) 
getroffen. Hiernach können mit dem Luftfrachtbrief Güter von einem Flughafen nach einer 
im Flei⸗Tarif genannten Eiſenbahnſtation oder umgekehrt verſandt werden. Faſt alle 
für den Expreßgutverkehr eingerichteten deutſchen Eiſenbahnſtationen nehmen Luft- 
expreßgut an. Die Luftexpreßgüter werden bevorzugt abgefertigt. Als Begleitpapier 
dient auch bei der Eiſenbahn der Luftfrachtbrief, der in der Spalte für beſondere Be- 
dingungen den Vermerk „Flug⸗Eiſenbahnverkehr“ enthalten muß. | 


Für die Beförderung als Luftexpreßgut kommen die Güter in Frage, bei denen auf 
kurze Transportdauer Wert gelegt wird: friſche Blumen, lebende Pflanzen, Früchte (Erd⸗ 
beeren), Gemüſe (Spargel), Medikamente, Filme, Erſatzteile von Maſchinen (um lane 
Betriebsſtörungen zu vermeiden) uſw. 

Luftexpreßverkehr iſt auch mit dem Auslande zuläſſig, eigene Zollſtellen in den Flug⸗ 
häfen beſchleunigen die Zollabfertigung. Höchſtmaße für Luftexpreßgüter: 100 * 50x 50 cm. 
Größere Stücke und Sendungen über 20 kg ſollen vorher der zuſtändigen Lufthanſa⸗ 
Dienſtſtelle gemeldet werden. 

Die Fracht beträgt durchſchnittlich 15 Rpf. für 100 km und 1 kg. Jeder Sendung 
wird ein Minimalgewicht von 2 kg zugrunde gelegt. Koſtenloſe Auskunft bei allen Dienſt⸗ 
ſtellen der Deutſchen Luft⸗Hanſa A.⸗G. 
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XIV. POST-, POSTSCHECK-, 
POSTSPAR-, TELEGRAPHEN- UND 
FERNSPRECHVERKEHR 


A. Poſtweſen 
N 1. Allgemeines . 


N. Nach der Verfaſſung des Deutſchen Reiches werden Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten 
für das geſamte Reichsgebiet einheitlich eingerichtet und verwaltet. Die Beaufſichtigung 
und die Geſetzgebung über das Poſt⸗ und Telegraphenweſen ſtehen — ſeit dem 1. Mai 
1920 auch für Bayern und Württemberg — dem Reiche zu.!) | 8 

Geſchloſſene Briefe unterliegen dem Poſtzwange, d. h. die Beförderung darf 
(außer durch eigene, beſondere Boten) nur durch die Poſt erfolgen. . 
Fur die Poſt⸗ und Telegraphenbeamten beſteht das Poſtgeheim nis, d. H. ie 
dürfen anderen Perſonen weder über den Inhalt der durch ihre Hände gehenden Poſt⸗ 
ſendungen und Telegramme, noch über ſonſtige Tatſachen, die ihnen in ihrer Dienſt: 
eigenſchaft über den Austauſch von Poſtſendungen und Telegrammen bekannt werden, 
Mitteilung machen. Ausnahmen ſind nur zuläſſig hinſichtlich der Sendungen an Perſonen, 
gegen die eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung ſchwebt oder die ſich im Konkurſe befinden; 
ſolche Sendungen können dem Richter bzw. dem Konkursverwalter ausgehändigt werden. 
Alle Poſtſendungen, mit Ausnahme der gewöhnlichen Briefe und Poſtkarten, jedoch 
einſchließlich der Nachnahmebriefſendungen, unterliegen dem Freimachungszwang. Ya 
Von der Poſtbeförderung find ausgeſchloſſen: ; 1 
a) Sendungen, deren Außenſeite oder ſichtbarer Inhalt gegen die Geſetze oder 
das öffentliche Wohl oder die Sittlichkeit verſtößt; 
b) Gegenſtände, deren Beförderung gefährlich iſt, name 
Luftzudrang, Druck oder ſonſt leicht entzündlichen Sach 
In der Aufſchrift ſind Empfänger und Beſtimmungsor en Orten auch 
Straße und Hausnummer, deutlich und fo beſtimmt zu bezeichnet, jeder Ungewißheit 
vorgebeugt wird. Die Lage nicht allgemein bekannter Orte muß näher bezeichnet werden. 97 
Bei Sendungen nach Orten ohne Poſtanſtalt iſt die Poſtanſtalt anzugeben, von der die 
Sendung beſtellt wird oder abgeholt werden ſoll. — Soweit die Poſt für poſtlagernde 8 
Sendungen keine Gewähr leiſtet, dürfen dieſe ſtatt des Namens des Empfängers Buch⸗ 
ſtaben, Ziffern, einzelne Wörter oder Sätze tragen. | | 
Bei Sendungen nach Ländern, wo die deutſche Sprache wenig oder gar nicht gebräuch⸗ 
lich ift, empfiehlt es ſich, zur Bezeichnung des Empfängers in der Anſchrift die Sprache 
des Beſtimmungslandes anzuwenden, mindeſtens aber die Anſchrift mit lateiniſchen 
Buchſtaben zu ſchreiben. Poſtwertzeichen und Freiſtempel ſind in der rechten oberen 
Ecke der Aufſchriftſeite anzubringen. Es empfiehlt ſich, Namen und Anſchrift des Ab⸗ . 
ſenders auf der Vorder⸗ oder Rückſeite der Briefſendungen jo anzugeben, daß weder 
die Deutlichkeit der Aufſchrift noch die Anbringung von dienſtlichen Vermerken und . 
Klebezetteln beeinträchtigt wird, ſowie bei Sendungen zu ermäßigter Gebühr (Geſchäft s. 
papieren, Druckſachen, Warenproben, Miſchſendungen, Päckchen) die Gattung anzu⸗ . 
geben. Bei Fenſterbriefen dürfen nur Name und Anſchrift des Empfängers jihtbar 
ſein, die Anſchrift muß mit Tinte oder Schreibmaſchine geſchrieben ſein; Tinten⸗ oder 
anderer Stift iſt unzuläſſig. | 


1) Durd) Geſetz vom 10. Dezember 1937 wurde der Beirat der Deutſchen Reichspoſt geſchaffen, der unter 
dem VPorſitz des Reichspoſtminiſters grundſätzliche und wichtige Angelegenheiten beſchließt. 5 NR 


durch Reibung, 
de Flüſſigkeiten. 
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Übersicht der Gebührenſätze im Poſtverkehr 
I. Briefſendungen 


Inland y) Ungarn Übriges Ausland 
Gegen⸗ Luxemburg Ge⸗ Ge⸗ 
Pa Gewichtsſtufe bühr] Gewichtsſtufe babr 


Briefe freigemacht: bis 208 | 8 bis 20g 20 bis 20g 25 
im Orts über 20 „ 250, 16 f. jede weiteren 20, 15 
verkehr „ 250 „ 500 „ 20 (Meiſtgewicht: 2 kg) 


„ 500 „ 1000 „ | 30 für jede weiteren 20g 10 

nicht freigemacht: „ 20, 12] Meiſtgewicht: 2 kg) 
über 20 „ 250, 24 
„ 250 „ 500, 30 


„ 500 „ 1000 „ 45 

im Fern⸗ freigemacht: 7 „ 12 
verkehr über 20 „ 250, 24 
„ 250 „ 500, 40 

” 500 ” ” 60 

nicht freigemacht: „ 20% 18 

über 20 „ 250, 36 


” 250 ” 500 " 60 
„ 500 
Höchſtgewicht: 1000 g 


Höchſt⸗ und Mindeſtmaße: wie Inland wie Inland 
a) in rechteckiger Form: 
Höchſtmaße: Länge, Breite und 

Höhe zuſammen 90cm, größte 

Länge jedoch nicht mehr als 60 cm, 
Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 

Breite 7,4 cm; 


b) in Rollenform: 

Höchſtmaße: Länge und der 
zweifache Durchmeſſer zuſammen 
10 em, Länge jedoch nicht über 
800cm 

Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 
Durchmeſſer 2 em. 


Poſt⸗ freigemacht Ausdehnungs⸗ 5 einfache 10 einfache 15 
karten nicht freigemacht grenzen: 8 mit Antwortkarte 20 mit Antwortkarte 30 
ee mit Antwortkarte mindeftens 10 
im Fern⸗ freigemacht 10,5: 7,4 m 6 Aus dehnungsgrenzen: 40 
verkehr | nicht freigemacht höchſtens 9 | wie Inland wie Inland 
mit Antwortkarte 14,8: 10,5 m 12 2 
Druck⸗ a bis 20 g 3 | wie Inland für je 50 8 52) 
u: db: 8 (Meiftgewicht 2 kg, 
100 250 15 für einzeln verſandte, 
1 250 2 500 5 30 ungeteilte Druck⸗ 
Luxemburg: deute 
über 500 bis 1000 40 
Höchſt⸗ und Mindeſtmaße: wie Inland wie Inland 
a) in Kartenform: Größe der 
Poſtkarten; 


b) in rechteckiger Form: 

Höchſtmaße: Länge, Breite und 
Höhe zuſammen 90 em, größte 
Länge jedoch nicht mehr als 60 em, 6 

Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 

Breite 7,4 em; 

c) in Rollenform: 

Höchſtmaße: Länge und der 
zweifache Durchmeſſer zuſammen 
100 cm, Länge jedoch nicht über 
80 cm, 

Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 
Durchmeſſer 2 em. 


ar 0 IDEEN Er Briefſendungen gelten auch für das Protektorat Böhmen und Mähren, Oſtober⸗ 
ſchleſten. und den Wart 

2) tungen N zeltſchriften, vom Verleger abgeſandt, Bücher, die nicht zu Anpreiſungen dienen 
zwiſchen Uzelehrtenanſtalten ausgetauſchte Werke find nach vielen Ländern zu einer Gebühr von 5 Rpf 
für je 100 g verſendbar. Am Poſtſchalter fragen! 
29* 
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Gegen⸗ 
ſtand 


Ge⸗ 
ſchäfts⸗ 
papiere 


Waren⸗ 
proben 


ſen⸗ 
dungen 
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Inland 
Luxemburg 
Gewichtsſtufe 


bis 100g 
über 100 „ 250 
” 250 „ 500 " 


Luxemburg 
über 500 bis 1000 g 


Höchſt⸗ und Mindeſtmaße: 


a) in rechteckiger Form: 

Höchſtmaße: Länge, Breite und 
Höhe zuſammen 90 om, größte 
Länge jedoch nicht mehr als 60 em, 

Mindeſtmaße: Länge 10,5 em, 
Breite 7,4 em; 


b) in Rollenform: 

Höchſtmaße: Länge und der 
zweifache Durchmeſſer zuſammen 
100 cm, Länge jedoch nicht über 
80cm, 


Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 
Durchmeſſer 2 cm. 


bis 100 g 
über 100 „ 250, 
„ 250 „ 500, 


Höchſtgewicht: 500 g. 
Höchſt⸗ und Mindeſtmaße: 
a) in rechteckiger Form: 
Höchſtmaße: Länge, Breite und 
Höhe zuſammen 90 cm, größte 
Länge jedoch nicht mehr als 60 cm, 
Mindeſtmaße: Länge 10,5 em, 
Breite 7,4 em; 
b) in Rollenform: 
Höchſtmaße: Länge und der 
zweifache Durchmeſſer zuſammen 


Mindeſtmaße: Länge 10,5 em, 
Durchmeſſer 2 om. 


. bis 100 g 
über 100 „ 250 
„ 250 500, 


Luxemburg 
über 500 bis 1000 g 


Höchſt⸗ und Mindeſtmaße: 


a) in rechteckiger Form: 

Höchſtmaße: Länge, Breite und 
Höhe zuſammen 90 cm, größte 
Länge jedoch nicht mehr als 60 cm, 

Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 
Breite 7,4 em; 


p) in Rollenform: 

Höchſtmaße: Länge und der 
zweifache Durchmeſſer zuſammen 
100 em, Länge jedoch nicht über 
80cm, 

Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 
Durchmeſſer 2 om. 


100 em, Länge jedoch nicht üb. 80 em, 


| 


Ungarn 


Gewichtsſtufe 


wie Inland 


wie Inland 


wie Inland 


wie Inland 


wie Inland 


mindeſtens 20 


wie Inland 


i für je 50 g 
(Meiſtgewicht: 2 kg) 
mindeſtens 


wie Inland 


für je 50 g 
mindeſtens 


wie Inland 


für je 50 g 
jedoch mindeſtens 
10 Rpf, wenn die 
Sendung nur Druck⸗ 


ſachen und Waren⸗ 


proben enthält, 
ſonſt mindeſtens 


(Meiſtgewicht: 2 Kg) 


wie Inland ; 


ee u 


5 
10 


25 
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Inland Ungarn Übriges Ausland 
Gegen⸗ Luxemburg Ge⸗ Ge⸗ Ge⸗ 
ſtand Gewichtsſtufe bur Gewichtsſtuſe bun] Gewichtsſtufe baer 
7 Rpf! g Rpf| Rpf 
Blinden? bis zum Meiſtgewicht von 5 kg für je 50 g 3 für je 1000 g 3 
ſchrift⸗ (Weiſtgewicht 5 kg) (Meiſtgewicht 5 Kg) 
ſen⸗ Ausdehnungsgrenzen wie 
dungen Druckſachen 
Päckchen bis 2 kg 40 
(Wertangabe unzuläſſig) für je 50 g 8 für je 50 g 10 
(mit | nad) Luxemburg nur bis 1 kg 60 mindeſtens 50 mindeſtens 50 
350 Höchſtgewicht: 1 kg 
po 
beſtellt)] Höchſt⸗ und Mindeſtmaße: (nicht nach allen 
a) in rechteckiger Form: Ländern zuläſſig) 
Höchſtmaße: Länge, Breite und 
Höhe zuſammen 90 cm, größte 
Länge jedoch nicht mehr als 60 cm, 
Mindeſtmaße: Länge 10,5 cm, 
Breite 7,4 cm; 
b) in Rollenform: wie Inland wie Inland 
Höchſtmaße: Länge und der | 
| zweifache Durchmeſſer zuſammen 
100 cm, Länge jedoch nicht über | 
80cm, 
Min deſtmaße: Länge 10,5 em, 
Durchmeſſer 2 cm. 
Poſt⸗ Dla) Druckſachen bis 208 1½ unzuläſſig = unzuläſſig — 
wurf⸗ über 20 „ 50, 2 
ſen⸗ b) Miſchſendungen — Druckſachen 
Ar und Warenproben bis 208g 4 
Nur er 20 „ 100, | 8 
Inland c) Auskunftsgebühr für jede Emp⸗ 
zuläſſig fängergattung 10 
mindeſtens 20 
Anmerkungen 


1. Ortsverkehr iſt der Verkehr innerhalb des Orts⸗ und Landzuſtellbezirks des Aufgabe⸗ 
Poſtorts. Die Grenze des Aufgabe⸗Poſtorts deckt ſich mit der Gemeindegrenze. 
Ortsverkehr kann ferner vom Reichspoſtminiſter mit Zuſtimmung des Verwal⸗ 
tungsrats zwiſchen Orten zugelaſſen werden, die baulich zuſammenhängen. Über- 
ſchreiten gewöhnliche und eingeſchriebene Briefe und Poſtkarten den Geltungsbereich 
der Ortsgebühr des Aufgabe⸗Poſtorts, fo unterliegen fie der Ferngebühr. — Juland. 
Der Begriff Inland gilt im Briefverkehr auch für das Protektorat Böhmen und 
Mähren. Pakete z. Z. noch unzuläſſig. 

2. Für nicht oder unzureichend freigemachte Briefe und Poſtkarten des inneren deutſchen 
Verkehrs wird das Eineinhalbfache des Fehlbetrags, unter Aufrundung auf volle Rpf, 
nacherhoben. Dasſelbe gilt für unzureichend freigemachte Druckſachen, Geſchäftspapiere, 
Warenproben, Miſchſendungen und Blindenſchriftſendungen des inneren deutſchen 
Verkehrs. 

Im Auslandsverkehr!) müſſen alle Sendungen, außer Briefen und einfachen Poſt⸗ 
karten, vollſtändig freigemacht ſein. Nicht oder unzureichend freigemachte Druck⸗ 
ſachen (einſchl. der Blindenſchriftſendungen), Geſchäftspapiere, Warenproben und 
Miſchſendungen ſowie Poſtkarten mit Antwortkarte, deren beide Teile bei der Ein- 
lieferung nicht vollſtändig freigemacht ſind, werden nicht befördert. Die Nachgebühr 
für nicht oder unzureichend freigemachte Briefe und einfache Poſtkarten des Aus⸗ 
lanzsverkehrs beträgt das Doppelte der fehlenden Gebühr, mindeſtens 5 Gold- 

ſimen (= 5 Rpf). 


‚gie den Verkehr mit dem Ausland beſtehen zahlreiche Ausnahme und neee 
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II. Poſtanweiſungen (Freimachungszwang) 
a) gewöhnliche 


Großbritannien und Freiſtaat 
Irland, 8 N 
; außer Kanada und britiſche „„ RER 
Inland Poſtanſtalten im Auslande, Übriges Ausland 
Perſien durch Vermittlung 8 1 
der britiſch⸗indiſchen 


Poſtverwaltung 
| Gebühr in bis Gebühr in bis Gebühr in 
RM Rpf RM Rpf RM | Rpf 
Die Gebühr beträgt: | 
bis RM 10.— — 20 RM 30. |—|30| RM 20. — — 80 
üb. RM 10.— b. 25. — 30 „ 60.ä— — 60 „ 40. — — 40 
„ „ 25.— , 100.— — | 40 „ 120.— 120 7% 60 en 
„ „ 100.— „ 250.— || — 60 „ 180.— 14 80 „ 80.— — 60 
„ „ 250.— „ 500.— — | 80 „ 240.— 2 40 „ 100.— =“ 70 f 
„ „ 500.— „ 750. 1 -] 300. | 3 -] „ 120.— 80 
„ „ 750.— „1000.— 1 | 20 „ 360.— 3 60 „ 140. — — 90 
Meiſtbetrag „ 420.— 4 20 „ 160.— 1 
RM 1000.— „ 480.— 4 80 „ 180.— 11 
f „ 540.— 5 40 „ 200.— 5 20. 
1 
uſw. uſw. 
für jede weiteren für jede weiteren a 
RM 60.—mehtr || — | 60 RM 20.— mehr — 10 


b) telegraphiſche 
Inland 
Betrag nicht beſchränkt. 
Es werden erhoben: ET 
eine nach der Höhe des Poſtanweiſungsbetrags geſtaffelte ah und zwar 1 
bis = 


RM 25.— = RM2 

über RM 25.— „ „ 100.— = u 3 5 

U „ 100.— „ „ 250. — = „ 3.50 

„ „ 250.— „ %% 5000 ß 

„5 „ 500.— „ „ 750. — = „ 4.50 

" " 750.— 17 77 1000.— Cams " 5.— 
0 „ 1000.— für je RM 250.— 

oder einen Teil davon mehr „ 1.— 


Hierzu kommt die Telegraphengebühr für die in das Uberweiſungstelegramm . 
aufgenommenen Mitteilungen für den Empfänger. 
Die Gebühren hat der Abſender vorauszubezahlen. 


f Ausland 
Es werden erhoben: 
1. bis RM 20.— —= RM 0.30 
n 40.— 5 0.40 2 
für jede weiteren „20. — mehr „ 0.10 f N 
nach Großbritannien und Irland \ 1 8 
bis RM 30.— = RM 0.30 W 0 1 
über RM 30.— „ „ 60.— = „ 0.60 \ DE 
für jede weiteren „ 60.— = „ 0.60 | 


2. die Telegraphengebühr für das Uberweiſungstelegramm. N, = 


1 
) 
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III. Poſtaufträge (Freimachungszwang) 
a) Inland 


Gebühr für die Übermittlung 
des eingezogenen Betrags 
(vom eingezogenen Betrag 
abzuziehen) 


Beförderungsgebühr 
(vom Abſender zu entrichten) 


Vorzeigegebühr 


Proteſtgebühr 


wie für einen bis RM 50. 1. 


RM 0.20 die Poſtanweiſungs⸗ oder 


1 ibbri a = | ab. Rö 50.— b. 100.— — 1.50 
Einſchreibbrief die Zahlkartengebühr „ „ 100. — , 200.— — 2.— 
von gleichem 00 000 
i N . 300.— „ 500.— —3.— 
Gewicht 500 1000 
Proteſturkunde RM 2.— 


Meiſtgewicht 500 g 


b) Ausland 


Gebühr für die 
Einziehungs⸗ und Übermittlung des 
Vorzeigegebühr eingezogenen Be⸗ 
trags 


(vom eingezogenen Betrag abzuziehen) 


Beförderungsgebühr 
(vom Abſender 
zu entrichten) 


Bemerkungen 


wie für einen || RM 0,25 für jedes Poſtan⸗ nee ae EA 
Einſchreibbrief eingelöſte und ae der Geruch nicht zus ober if von 
| ingelöſt ühr em Empfänger überhaupt kein Be- 
A * Mn 0 ! e ge un trag eingezogen worden, jo wird 
Poſtauftrags⸗ die Gebühr vom Abſender des Poſt⸗ 

papier auftrags eingezogen. 


Von dem eingezogenen Betrage 
werden auch die etwaigen Stempel⸗ 
gebühren nach den Vorſchriften des 
Beſtimmungslandes abgezogen. 


IV. Nachnahmeſendungen (Freimachungszwang) 


a) Inland 
1 ü Wegddt Geb die Übermittl 
Beförderungsgebühr | Vorzeigegebühr 5 Lengede dere 
1 D ingezogeren etra 

(Vom Abſender zu entrichten) vom e DE 9 
wie für gleichartige Sen- | RM 0.20 entweder Die Post. 
dungen ohne Nachnahme; bei anweiſungs⸗ oder die Meiſtbetrag: 
Einſchreib⸗ u. Wertſendungen i Zahlkartengebühr RM 1000.— 


auch die Einſchreib⸗ oder die 
Verſicherungsgebühr und Be⸗ 
handlungsgebühr 


b) Ausland 


Beförderungs⸗ und Einziehungsgebühr ſowie Gebühr für die Übermittlung des eingezogenen Betrags 
(vom Abſender zu entrichten) 


wie für eine gleich⸗⸗ . a) wenn der eingezogene Betrag durch Poſt⸗ 
artige eingeſchrie⸗ bei Paketen“): anweiſung übermittelt werden ſoll: 

bene Briefſendung 1) eine feſte Gebühr von RM 0.40, 
oder für eine gleich⸗ 2) eine Steigerungsgebühr v. RM 0.10 
artige u. ein leich für jede vollen oder angefangenen 
oder für ein gleich⸗ 1 9 1 zn⸗ RM 20.— des Nachnahmebetrags; 
artig 6 905 ohne 9 ace b) 1 der Betrag einem e 
Nachnahme zuläſſig ſind und bis zu im Beſtimmungsland zugeführt werden 
| E ſoll, eine feſte Gebühr von RM 0.20. 


darüber geben die Poſt⸗ 
anſtalten Auskunft. 
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V. Wertbriefe (Freimachungszwang) 
a) Inland 

Für Wertbriefe werden erhoben: 
1. die Gebühr für einen gewöhnlichen Brief, 
2. die Verſicherungsgebühr von RM 0.10 für je RM 500.— der Wertangabe, 
3. die Behandlungsgebühr 

bis RM 100.— Wertangabte RM 0.40 

über RM 100... 2 0 an 1 00 


b) Ausland I. Wertbriefe 
„Beförderungsgebühr wie für einen Einſchreibbrief von gleichem Gewicht; 
Verſicherungsgebühr für die ganze Beförderungsſtrecke: RM 0.30 für je RM 500.— 


II. Wertkäſtchen N 97 
1. Beförderungsgebühr RM 0.20 für je 50 g, mindeſtens RM 0.80; | 
2. Einſchreibgebühr: RM 0.30; 
3. Verſicherungsgebühr wie bei Wertbriefen. 
Meiſtgewicht Ikg. eee 30 em in der Länge, je 20 cm in der Breite 

und Höhe. 


0 


VI. Pakete (Freimachungszwang) Inland!) 
Gebühr in der 


: 1. Bone || 2. Zone || 3. Zone 4. Bone || 5. Zone ER 
Gewicht bis über 75 über 150 über 375 über Bemerkungen 
75 km bis 150 km bi8375km bis 750 km 
RM Rpf RM Rpf RMH Rpf 


60 1. Fur ſperriges Gut Zu⸗ 


über 5 kg bi86 „ | — | 35 — 50 — 80 — 1 — ſchlag 50 v. H. der Paket⸗ 
% % „ Dee 1040] gebühr, 
1 nn n — 45 — 70 1120 10 1 802. 1 nn 
„ 8 — 50 — 80 1 40 1 2 20 1. die Paketgebühr. 
„ 9 „ n 10 „ 55 0 1160 2 2 0 > Ve 
„10 „ „11 „ — 65 105 180 2 2 0% d 
n 3 nn 3 JR Km 55 1 r 5 20 ; 5 0 3. die Behandlungsgebühr 
n nn ar a) für verſiegelte Wert⸗ 
VVV 3 80 pakete b. Kf100.— 40 Rpf 
„4, „ 15 % 1 05 1 65 % 4,10 über RM 100.— 50 Rpf 
„ 15 % „ 16 % l 15 1 80 2 80 3% ee. En „ 
116 17 125 195 ½3 — 3 85 470 : 
„7 „ „18 % 1 35 2 10 2% % % 
„18 „ „10 „ 1 45 2 25 0 4 % „% „%% 
„19 „ „20 „ 155 2 40 3 60 4 80 5 80% nn 
Die Entfernung wird nach Luftkilometern berechnet. der Poſtſchalterſtun⸗ 
den angenommen werden, 
Poſtgut (Höchſtgewicht 7 kg) eine beſondere Einliefe⸗ 
(Zuſtellung frei ins Haus. Kein Freimachungszwang) rungsgebühr von 20 Rpf. 


Vorausſetzung: Gleichzeitige Auflieferung von mindeſtens 4. Für dringende Pakete 
3 Sendungen (Pakete und Poſtgüter) desſelben Abſenders] wird neben der gewöhnlichen 
nach demſelben Beſtimmungsort. Einzelauflieferung im Orts: | Gebühr eine Sondergebühr 
verkehr und im Verkehr mit beftimmten Orten zugelaſſen. don N 1 9 55 17155 
Auskunft erteilen die Poſtanſtalten. nicht poſtlagernd. 


bis 5 kg | 30 — 40 — 40 — 50 — 60 


1 5. Bei unverſiegelten Wertpake⸗ 

über 5 kg , 6 1 % 1.00 | 80 ten hat die Angabe des Wer⸗ 
1 non 2 E el tes in der Paketaufſchrift zu 

Sperrgutzuſchlag wie bei Paketen. Als dringende Sendung nicht zuläſſig. unterbleiben. 


1) über die Gebühren für Pakete nach dem Ausland geben die Poſtanſtalten Auskunft. 


9 
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VII. Nebengebühren a) Inlandsverkehr | Bert 
%%% , de elle eı wel Alf — | 30 
25 eder Einleferung verlan kla 30 
2. Rückſcheingebühr een ce re | — 40 
i sure Zuſtellun ggg 0 
Dazu für die Rückſendung der vollzogenen Urkunde die Gebühr für 
einen freigemachten einfachen Brief | 
4. Eilzuſtellgebühren 
a) für Brieſſendungen eee, Fa ne 2: — 40 
> eee ae 2 80 
b) für elbe et enausle. — 60 
„„ e ee en ee ein 1 20 
5. Paketlagergebühr für jedes Paket, das ohne Verſchulden der Poſt lagert, 
Vw. fe — 10 
höchſtens 24 — 
6. Gebühr für die Beſcheinigung über die Einlieferung eines gewöhnlichen 
JJJWJ%%W%%Ehÿh . x — 10 
,, RE — 40 
enen tee 140 
,,,... anne Se nenn — 40 
10. Gebühr für die Unzuſtellbarkeitsmeldun eke — 30 
11. Einſammlungsgebühren für die von den Landzuſtellern auf den Zuſtell⸗ 
gängen eingeſammelten Sendungen 
für Einſchreibbriefſendungen, Poſtanweiſungen und Wertbriefe ſo⸗ 
0 , ie ne — 10 
, — | 20 
für ſchwerere Pakete Ci SE EN 230 
12. Einſammlungsgebühr für die von den Paketzuſtellern eingeſammelten 
j RENT a a a — 10 
13. Gebühr für die Einlieferung gewöhnlicher Briefſendungen durch Straßen⸗ 
JVV%%%%CEhr . x ee — 5 
14. Gebühr für Einlieferung nach SchalterſchluCn d — 20 
15. Stundungsgebühr für jede volle oder angebrochene RM, monatlich] — 1 
ee eee, ne. — 50 
16. Schreibgebühren für die Ausſtellung von 
%%% / ꝙO ( c ͤ 8 1 | 50 
. ie 2 — 25 
17. Gebühr a) für ein gewöhnliches Schließfach, monatlich.. — 75 
b) für ein größeres Schließfach, monatlih. ett. 11 — 
(vierteljährlich vorauszuentrichten) 
18. Gebühr für die Hergabe, Unterhaltung und Leerung der Hausbriefkaſten, 
J%%%%0VIhcc,,, ðͤ vd ͤ y ß a LT 6 — 
19. Gebühr für die Anſtellung umfangreicher Nachforſchungen im Poſt⸗, 
Poſtſcheck⸗ und Telegraphenbetrieb 
für Leiſtungen bis zur Dauer einer Stunde 1 — 
darüber hinaus für jede volle oder angefangene Viertelſtunde ] — 25 
20. Gebühr für den Umtauſch der amtlichen geſtempelten Vordrucke und | 
der verdorbenen Freimarken, für das Stükkkk 222.2. — 1 
21. Gebühr für Bahnhofsbriefe für den Kalendermonaae 18 — 
ö ein ohe 6 — 
22. Poſtßeiſeſcheckgebühren (Höchſtbetrag RM 2500. — bzw. 1000.—; Ab⸗ 


hebung nicht begrenzt); für die Einzahlung mit Zahlkarte die Zahlkarten⸗ 
gebühr; Gebühr für die Ausſtellung des Reiſeſcheckheftess 1 
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b) Auslandsverkehr 


Es werden im Auslandsverkehr folgende beſondere Nebengebühren 
erhoben: 
5 ſonſt wie unter a) 
1. Eilzuſtellgebühren 
a) für Brieſſend ungen 
jedoch uxembuegng g 
5) für Pakete ae 
10 „ nach Danzig (im Ortszuſtellbezirfrtr )) 
n „ lim Landzuſtellbezirr / 
25 Rückſcheingebühr und Gebühr für Auszahlungsſcheine 5 
a) falls bei Einlieferung verlangne 
b) falls nachträglich verlangt), . son | 
Gebühr für eine Unzuftellbarfeitsmeldung . g VO 
Gebühr für Rachftagen 2 an na ne ee BR 
„Verzollungspoſtgebühhhtt en Br 
„Webüihrenzettelgeblihr rettete ee a 


Hrn 


2. Briefſendungen !) 


Mit dem Sammelnamen „Briefſendungen“ bezeichnet die Poſt Briefe, ö. 
karten, Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben, Miſchſendungen und Blinden⸗ 
ſchriftfendungen. n N 

Briefe nach Orten Deutſchlands dürfen 1000 g nicht überſchreiten. 1 

Im Verkehr mit dem Auslande iſt es nicht geſtattet, in die gewöhnlichen Briefpoſt⸗ 
ſendungen einzulegen: a) im Umlauf befindliche Münzen; b) zollpflichtige Gegen? 
ſtände; o) Gold- und Silberſachen, Edelſteine, Schmuckſachen und andere koſt⸗ 
bare Gegenſtände, aber nur in dem Falle, daß das Einlegen oder die Beförderung durch | 
die Geſetzgebung der betreffenden Länder verboten iſt. Es iſt in allen Fällen Sache des une 
Abſenders, ſich darüber zu vergewiſſern, ob die zu verſendenden Gegenſtände im de 
ſtimmungsland zollpflichtig ſind oder ob nach 8 geſetzlichen Beſtimmungen die Ber | 
förderung mit der Briefpoſt überhaupt geſtattet ift. Im Verkehr mit verſchiedenen Linden 
können die Abſender durch vorhergehende Erklärung bei der Aufgabepoſtanſtalt ſämtliche 
poſtliche und nicht poſtliche Gebühren übernehmen, die bei der Aushändigung auf den 
Briefſendungen mit zollpflichtigem Inhalt laſten. Die Sendungen müſſen am Poſtſchalter 
eingeliefert werden und die deutliche Überſchrift „Franc de droits“ (frei von Zollgebühren) 
tragen. An Gebühren dafür ſind RM 0.40 zu entrichten. g N 

Bahnhofsbriefe (Inland, Niederlande). Zu Briefen, die vom Empfänger am 
Bahnhof unmittelbar nach Ankunft der zur Poſtbeförderung benutzten Eifenbafnzüge 
in Empfang genommen werden ſollen, müſſen vom Abſender Briefumſchläge mit einem 
breiten roten Rande verwendet werden. Die Umſchläge müſſen ferner am Kopf in 
großen Buchſtaben die Bezeichnung „Bahnhofsbrief“ tragen. Die Briefe müſſen nach 
Form und Gewicht briefmäßig ſein; ſie ſind freizumachen; Einſchreiben iſt unzuläſſig. 

Der Empfänger, der Bahnhofsbriefe zu empfangen wünſcht, hat dies der Poſt⸗ 
anſtalt an ſeinem Wohnort (in Berlin dem Poſtamt am Ankunftsbahnhofe) mitzuteilen; 
die Poſtanſtalt händigt ihm gegen Entrichtung der feſtgeſetzten Gebühr einen Ausweis 
aus, gegen deſſen Vorzeigung die Bahnhofsbriefe in Empfang genommen werden. Die 
vorauszuzahlende Gebühr für die tägliche Abholung je eines mit einem beſtimmten Eiſen 
bahnzuge beförderten Briefes von demſelben Abſender an denſelben Empfänger beträgt 
RM 18.— für den Kalendermonat oder, wenn die Beförderung für kürzere Sach als einen 
Monat erfolgt, RM 6.— für die Woche oder den Teil einer Woche. ; e 


1) Über den Nachrichtenverkehr mit dem Ausland während des Krieges iſt die Verordnung über den . 5 
. vom 2. April 1940 nebft Durchführungsverordnung vom 13. Mai 1940 zu beachten. 
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Zeitungsbahnhofsbriefe (nur bis 20 kg zuläſſig). Bahnhofsbuchhändler oder andere 
Zeitungsvertriebsſtellen können auf Antrag die von ihnen durch die Poſt bezogenen und 
die für ſie vom Verleger angemeldeten Zeitungen als Zeitungsbahnhofsbriefe beziehen. 
Für die Aufſchrift der Briefe ſind weiße, rot umrandete Zettel mit der Bezeichnung 
„Bahnhofszeitungen an. .. in. . . zu benutzen. Die Briefe find vom Verleger ſelbſt 
zu fertigen, der auch die Aufſchriftzettel zu beſchaffen hat. Für Bahnhofszeitungen wird 
eine Gebühr erhoben, die der Verleger auf den Sendungen durch Freiſtempler zu ver⸗ 
rechnen hat. Freimachung durch Poſtwertzeichen u. U. zugelaſſen. Die Höhe der Ge- 
bühr richtet ſich nach dem durchſchnittlichen Gewicht einer Zeitungsnummer und beträgt 


für jede Sendung im Gewicht bis 100 g = RM 0.05 
5 1 über 100 g „ 250 „ = „ 0.10 
" 77 I n 250 nn nm 500 n Ar. „ 0.20 
77 77 I 77 500 nn 1 kg 4 7 0.30 
„ I 7 I 1 Kg nv 1,5 nt Zum " 0.45 

118 0.60 


Für jede weitere 500 g hehe 90.10 
Nicht oder unzureichend freigemachte Sendungen werden den Verlegern zurückge⸗ 
geben, falls die Beförderung dadurch nicht verzögert wird, andernfalls wird das Doppelte 
des fehlenden Betrags unter Abrundung auf volle RM 0.05 nach oben, mindeſtens aber 
der Betrag von RM 0.10 vom Verleger nacherhoben. 

Einſchreiben, Wertangabe und Nachnahme bei Bahnhofsbriefen und -zeitungen nicht 
zuläſſig. 

Briefe mit Zuſtellungsurkunde (nur innerhalb Deutſchlands zuläſſig). Wünſcht der 
Abſender eines gewöhnlichen Briefes über die erfolgte Zuſtellung eine poſtamtliche Be⸗ 
ſcheinigung, ſo wird dieſe nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung beurkundet. Die 
Zuſtellung kann gewöhnlich oder vereinfacht ſein; die Briefe müſſen verſchloſſen ſein. 
Dem Briefe, der auf dem linken Drittel der Aufſchriftſeite mit dem Namen und Wohn⸗ 
ort des Abſenders zu verſehen iſt, ſind im Falle der gewöhnlichen Zuſtellung zwei Vor⸗ 
drucke zur Zuſtellungsurkunde auf weißem Papier (Urſchrift und Abſchrift), im Falle 
der vereinfachten Zuſtellung ein Vordruck auf blauem Papier haltbar äußerlich beizufügen 
und dementſprechend der Brief auf der Aufſchriftſeite mit dem Vermerke: „Hierbei ein Vor⸗ 
druck zur Zuſtellungsurkunde nebſt Abſchrift“ oder „Hierbei ein Vordruck zur Zuſtellungs⸗ 
urkunde. Vereinfachte Zuſtellung“ zu verſehen. Die Aufſchrift und der Kopf der Zu⸗ 
ſtellungsurkunde ſind vom Abſender herzuſtellen. Der Abſender kann die Erſatzzuſtellung 
ausſchließen. Dies geſchieht, indem er auf der Aufſchriftſeite des Briefes und auf dem 
Vordruck unter dem Namen uſw. des Empfängers mittels roter Tinte einen Vermerk 
in folgender Faſſung hervortretend niederſchreibt: „Eine Zuſtellung an (z. B. an die 
Ehefrau, an den Vermieter N., an das Dienſtmädchen N.) darf nicht ſtattfinden.“ 

Einſchreiben, Wertangabe, Nachnahme, Eilzuſtellung und der Vermerk „Poſtlagernd“ 
ſind bei Briefen mit Zuſtellungsurkunde unzuläſſig. 

Gebühren: 1. die gewöhnliche Briefgebühr; 2. eine Zuſtellungsgebühr von RM 0.30; 
3. die Gebühr für einen freigemachten gewöhnlichen Brief für die Rückſendung der Zu- 
ſtellungsurkunde. Die Gebühren müſſen ſämtlich entweder ſogleich vom Abſender oder 
vom Empfänger bei der Aushändigung entrichtet werden. Vordrucke können durch die 
Poſtanſtalten bezogen werden. 

Rohrpoſtſendungen. In Berlin, Wien und München können Briefe und Poſtkarten 
mit der Rohrpoſt befördert werden. Die Gebühr für die Beförderung und Zuſtellung 
innerhalb,des Geltungsbereiches der Ortsbriefgebühr von Groß-Berlin, Wien und Mün⸗ 
chen beträgt 

füy die Rohrpoſtkarte RM 0.55, mit Antwortkarte . . = RM 1.10 
Fre BIS 0 % a en ai „ 0.58 
über 20 g bis 100 g (nur in München) = „ 0.66, 

außerhalb des Geltungsbereichs der Ortsbriefgebühr von Groß-Berlin, Wien und München 


Il 
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für die Rohrpoſtkarte RM 0.56, mit Antwortkarte R 
„den Nohrpoſtbrief bis 0 s Dr = „ 0.62 
BE 1 über 20 g bis 100 g (nur in Münden) = „ 0.74 


Die Sendungen ſind vollſtändig freizumachen. 


Poſtkarten müſſen offen verſandt werden. Die nicht von der Poſt bezogenen Karten 
dürfen in Form, Größe und Papierſtärke nicht weſentlich von den durch die Poſt zu be⸗ 
ziehenden Vordrucken abweichen, doch brauchen ſie die Bezeichnung „Poſtkarte“ nicht zu 
tragen. Die Größe ſoll höchſtens 14,8 : 10,5 cm betragen. Die linke Hälfte der Vorder⸗ 
ſeite und die Rückſeite können bei gewöhnlichen und Anſichtspoſtkarten für Mitteilungen 
ſowie zum Aufkleben von Vignetten oder Photographien aus dünnem Papier benutzt 
werden, aber nur, wenn dadurch die Eigenſchaft der offenen Poſtkarte als ſolche nicht 
beeinträchtigt wird und die aufgeklebten Zettel uſw. der ganzen Fläche nach befeſtigt 
ſind. Warenproben und ähnliche Gegenſtände an den Poſtkarten zu befeſtigen, iſt nicht 
geſtattet. Karten mit der Bezeichnung „Poſtkarte“ ſind zur Druckſachengebühr zuläſſig, 
wenn ſie im übrigen den Bedingungen für Druckſachen entſprechen. Mit den Poſt⸗ 
karten dürfen Antwortkarten verbunden ſein. Beide Teile dieſer Doppelkarten müſſen 
jede für ſich den Beſtimmungen für einfache Poſtkarten entſprechen. Die Antwortkarte 
muß als ſolche bezeichnet ſein. Poſtkarten mit Antwortkarte müſſen ſtets für beide Teile 
vollſtändig freigemacht ſein. 


Druckſachen 


Als Druckſachen werden zugelaſſen: 

Alle auf Papier, Pergament oder Steifpapier durch Buchdruck oder ein ähnliches 
Verfahren, Umdruck oder Belichtung hergeſtellte Vervielfältigungen, die als ſolche deutlich 
erkennbar und nach ihrer Form und ſonſtigen Beſchaffenheit zur Beförderung mit der 
Briefpoſt geeignet ſind. 

Zugelaſſen ſind auch Abdrucke oder Abzüge, die durch verſchiedene Verdielfältigungs⸗ 
verfahren hergeſtellt ſind. Rechnungen nach beſonderen Vorſchriften! 


Mit Schreibmaſchine angefertigte Schriftſtücke einſchl. der Durchſchläge ſowie Ver⸗ 


vielfältigungen, die mit Stempel, Durchdruck oder Paus⸗(Kopier⸗)Preſſe hergeſtellt ſind, 
gelten nicht als Druckſachen. 

Die Sendungen ſind offen unter Streifband⸗ oder Kreuzband oder umſchnürt oder 
in einem offenen Umſchlag oder einfach zuſammengefaltet einzuliefern, ſo daß ihr Inhalt 
leicht geprüft werden kann. Einfach zuſammengefaltete Druckſachen müſſen ſo beſchaffen 
ſein, daß ſich andere Sendungen nicht in die Falten hineinſchieben können. Unter Band 
uſw. können auch Bücher, gebunden oder geheftet, verſandt werden. 

Druckſachen in Rollenform dürfen 80 em in der Länge und 10 em im Durchmeſſer 
nicht überſchreiten. Druckſachen ſind auch in Kartenform zuläſſig; die Karten ſollen nicht 
die Aufſchrift „Poſtkarte“ tragen; ſie müſſen hinſichtlich der Größe, Form und Papier⸗ 
ſtärke den Beſtimmungen für Poſtkarten entſprechen (Höchſtmaß 14,8 K 10,5 em). Mit 
offenen Karten dürfen auch freigemachte und nicht freigemachte Antwortkarten verbunden 
ſein. Aufſchriftſeiten des Antwortteils nach innen. 

Mehrere Druckſtücke können zu einer Sendung vereinigt werden, vorausgeſetzt, daß 
ſie von demſelben Abſender herrühren. Die einzelnen Stücke dürfen nicht mit verſchiedenen 
Aufſchriften verſehen ſein und müſſen je für ſich den Beſtimmungen für Druckſachen ent⸗ 
ſprechen. Es iſt bei allen Druckſachen geſtattet, eine innere mit der äußeren übereinſtim⸗ 
mende Aufſchrift handſchriftlich oder mechaniſch anzugeben, ſowie in gleicher Weiſe 
Abſendungstag, Firma, Namen, Stand und Wohnort nebſt Wohnung des Abſenders, 
ſeine Fernſprechnummer, die Telegrammanſchrift und den Telegrammſchlüſſel ſowie ſein 
Poſtſcheck⸗ und Bankkonto und ſonſtige geſchäftliche Merk⸗ und e nachzutragen 
oder zu ändern. 
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Außer den vorſtehend genannten Anderungen und Zuſätzen iſt ferner geſtattet, hand⸗ 
ſchriftlich oder mit der Schreibmaſchine einſchl. der Durchſchläge mit Stempel, Durchdruck 
oder Paus⸗(Kopier⸗)Preſſe 


1. 
2. 


3. 
4. 
5. 


offenſichtliche Druckfehler zu berichtigen; 

Stellen des Druckes zu ſtreichen, Worte oder Teile des Druckes durch Anſtriche 
hervorzuheben und zu unterſtreichen; 

Ziffern an offen gelaſſenen Stellen des gedruckten Wortlauts nachzutragen; 
Ziffern zu ändern; 

ſonſtige Anderungen im Wortlaut ſowie Nachtragungen an beliebiger Stelle 
vorzunehmen. Dieſe Anderungen und Nachtragungen dürfen jedoch zuſammen⸗ 
gezählt nicht mehr als 5 Worte uſw. umfaſſen und müſſen in leicht erkennbarem, 
ſachlichem Zuſammenhang mit der gedruckten Mitteilung ſtehen. 


Durch die nach 1 bis 5 erlaubten Anderungen und Zuſätze dürfen keine eee 
in verabredeter Sprache entſtehen. 


Es 


1. 


4. 


iſt zuläſſig: 

Bücher, Bilder und ſonſtige im Wege des Drucks hergeſtellte literariſche und 
künſtleriſche Erzeugniſſe mit einer einfachen Widmung zu verſehen, die Rechnung 
beizulegen und dieſe mit Zuſätzen über den Inhalt der Sendung zu verſehen; 
die Zuſätze dürfen nicht die Eigenſchaft einer beſonderen ſelbſtändigen Mitteilung 
haben; 


bei Bücher⸗ und Sammelbeſtellzetteln für buchhändleriſche Werke, Bücher, 


Zeitungen, Zeitſchriften, Bilder und Noten die beſtellten oder angebotenen 
Werke zu bezeichnen; 


im Leihverkehr der ſtaatlichen Büchereien untereinander und mit den Benützern 


in den dabei zur Anwendung kommenden Vordrucken die Bücher und ſonſtigen 
Werke zu bezeichnen und kurze, den Leihverkehr betreffende Vermerke hinzuzu⸗ 
fügen; 

Berichtigungsbogen die Urſchrift (Manuſkript) beizufügen, in den Bogen Ande⸗ 
rungen und Zuſätze zu machen, die die Berichtigung, die Form und den Druck 
betreffen, und ſolche Zuſätze auch auf beſonderen Zetteln anzubringen; 


. bei Quittungskarten der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung die durch 


die Reichsverſicherungsordnung zugelaſſenen Eintragungen vorzunehmen, die 
Beitragsmarken aufzukleben und die aufgeklebten Marken zu entwerten oder zu 
vernichten; 


bei Druckſachen, die von Berufsgenoſſenſchaften oder Verſicherungsanſtalten 


oder ihren Organen auf Grund der Reichsverſicherungsordnung abgeſandt 
werden und auf der Außenſeite mit dem Namen der Berufsgenoſſenſchaft oder 
der Verſicherungsanſtalt bezeichnet ſind, Zahlen oder Namen einzutragen oder 
zu ändern. 


Druckſachen ſind vorſchriftswidrig, wenn ſie 
a) nicht freigemacht ſind (derartige Druckſachen, ebenſo unzureichend freigemachte 


Druckſachen, werden dem Abſender zurückgegeben, wenn er bekannt iſt); 


b) das Meiſtgewicht überſchreiten (ſolche Druckſachen werden ebenfalls dem Ab- 


ſender zurückgegeben, im Falle verſehentlicher Abſendung dem Empfänger aus⸗ 
gehändigt, wenn er die Paketgebühr — ohne Zuſchlag — bei Anrechnung der 
verwendeten Freimarken zahlt); 


c) den Druckſachenbeſtimmungen nicht entſprechen. Für ſolche Druckſachen ſind 


Au zahlen: bei Druckſachen in Kartenform die Poſtkartengebühr, bei Druckſachen 
bis 500 g die Briefgebühr. 


Zu den Druckſachen zählen auch die zum Gebrauche der Blinden beſtimmten Papiere 
mit erhabenen Punkten. Für dieſe wird ohne Rückſicht auf das Gewicht eine feſte Gebühr 
von 3 Rpf erhoben. Meiſtgewicht 5 kg. 
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Nichtfreigemachte Blindenſchriftſendungen werden nicht befördert. N 

Die Aufſchrift der offenen Blindenſchriftſendungen muß in gewöhnlichen Schrift 
zeichen hergeſtellt ſein und den Vermerk „Blindenſchrift“ tragen. 5 

Geſchäftspapiere ſind zuläſſig nach Orten Deutſchlands (Höchſtge wicht 500 8), 5 
Luxemburg (1000 g) und nach den übrigen Ländern bis 2 kg. f 


Als Geſchäftspapiere werden angeſehen: alle Schriftſtücke und Urkunden, die ganz 5 1 8 


oder teilweiſe mit der Hand geſchrieben oder gezeichnet, nicht die Eigenſchaft einer eigent⸗ 


lichen oder perſönlichen Mitteilung haben, wie von öffentlichen Beamten herrührende 
amtliche Urkunden, Prozeßakten, Frachtbriefe oder Ladeſcheine, Rechnungen, die ver⸗ en 
ſchiedenen Dienftpapiere der Verſicherungsgeſellſchaften, Berufsge noſſenſchaften, Kranfen- 9 
kaſſen uſw., Quittungen auf geſtempeltem oder ungeſtempeltem Papier, Abſchriften 4 
oder Auszüge außergerichtlicher Verträge (auch auf Stempelpapier), geſchriebene Partie 


turen oder Notenblätter, die abgeſondert verſandten Manuſkripte von Werken oder Zei⸗ 
tungen, Schülerarbeiten mit Ausſchluß jeglichen Urteils über die Arbeit, Lohn, Dienſt: 
oder Arbeitsbücher. N 


Hinſichtlich der Form und äußeren Beſchaffenheit ſowie des Freimachungszwanges 5 
unterliegen Geſchäftspapiere denſelben Beſtimmungen wie Druckſachen. Die Aufſchrift 
muß den Vermerk „Geſchäftspapiere“ enthalten. Nichtfreigemachte Geſchäftspapiere . 
werden nicht befördert. Geſchäftspapiere bis 500 g, die den Beſtimmungen nicht en- 
ſprechen, unterliegen der Briefgebühr; über 500 g ſchwere Sendungen werden Be Der 


fördert. 


und nach dem Auslande 500 g nicht überfteigen. 


Warenproben. Das Gewicht einer Warenprobe darf im inneren deutſchen Verkehr 5 En 


Die Warenproben dürfen feinen eigenen Handelswert haben und müſſen nach ihre! 
Beſchaffenheit, Form und Verpackung zur Beförderung mit der Briefpoſt geeignet ſein. 
Gegen die Warenprobengebühr ſind zugelaſſen: Proben und Muſter, einzelne Schlüſſel, 55 
friſche Blumen, naturgeſchichtliche Gegenſtände, getrocknete oder haltbar gemachte Tiere 
und Pflanzen, geologiſche Muſter uſw., deren Verſendung nicht zu einem Handelszweck 
geſchieht und deren Verpackung den allgemeinen Vorſchriften über die Warenproben . 
entſpricht. Warenproben dürfen im innerdeutſchen Verkehr bei rechteckiger Form in 
Länge, Breite und Höhe zuſammen 90 on (größte Länge jedoch 60 om), bei Rollenform 
Länge und zweifacher Durchmeſſer zuſammen 100 em (größte Länge jedoch 80 om) nichet 


überſchreiten. Die Sendungen müſſen ſo verpackt ſein, daß der Inhalt als in Waren⸗ 


proben beſtehend leicht erkannt werden kann. Die Verpackung kann unter Band, in offenen 19 ® 
Umſchlägen oder in Käſtchen oder Säckchen, auch in Rollenform erfolgen. Die Verpackung 
muß derartig ſein, daß durch die Stempelung weder die Umhüllung zerdrückt 1 der 1 1 


Inhalt beſchädigt wird. 


Gegenſtände aus Glas werden nur zugelaſſen, wenn die Verpackung in Käſtchen „ 
aus Metall, Leder, Pappe oder Holz beſteht. Flüſſigkeiten müſſen in feſt verſchloſſenen 0 


Glasfläſchchen versandt werden, die in Käſtchen von Holz oder ſtarker Pappe verpackt ſind. 


Die Zwiſchenräume zwiſchen Fläſchchen und Käſtchen müſſen in ausreichender Menge 5 N 
mit Sägeſpänen oder anderen Stoffen ausgefüllt ſein, die geeignet ſind, im Falle des 
Zerbrechens des Fläſchchens die Flüſſigkeit vollſtändig aufzuſaugen. Die Käſtchen wiederum 


ſind in eine Hülſe von Metall, ſtarkem Leder oder Holz einzuſchließen. Von dem Erfordernis 
des Einſchließens der zur Verpackung verwendeten Käſtchen in ein zweites Behältnis 


kann abgeſehen werden, wenn die Käſtchen aus ſtarker Wellpappe, die Fläſchchen ſichen 
verſchloſſen und ſämtliche Zwiſchenräume mit auffaugenden Stoffen angefüllt find. Be! 
Vereinigung mehrerer Fläſchchen zu einer Sendung muß jedes Fläſchchen jedoch mit 
einer beſonderen Umhüllung von Wellpappe verſehen ſein. Wenn zur Verpackung von 
Fläſchchen mit Flüſſigkeiten, Olen und fetten Stoffen von durchlöcherten Holzblöcken 8 
Gebrauch gemacht wird, die hinreichende Widerſtandsfähigkeit bejigen und mit aufſaugen: 
den Stoffen angefüllt ſowie mit einem Deckel verſchloſſen find, jo brauchen dieſe Blöcke 
nicht in ein zweites e eingeſchloſſen zu werden. En ſchmelzende Fee e ER 
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wie Salben, weiche Seife, Harze, müſſen zunächſt in eine erſte Hülle (Käſtchen, Säckchen 
von Leinwand, Pergament) eingeſchloſſen, dann in ein zweites Käſtchen von Holz, Metall 
oder ſtarkem und dickem Leder verpackt ſein. — Pulver müſſen in Pappkäſtchen verpackt 
und dieſe in Säckchen von Leinwand oder Pergament eingeſchloſſen ſein. — Lebende 
Bienen müſſen in Käſtchen verſandt werden, die ſo beſchaffen ſind, daß ſie jede Gefahr 
des Entweichens ausſchließen. 

Die Aufſchrift muß den Vermerk „Warenproben“, „Proben“ oder „Muſter“ ent⸗ 
halten und möglichſt unmittelbar auf der Sendung, wenn dies nicht angeht, auf einer 
ſogenannten Fahne, die haltbar zu befeſtigen iſt, angebracht ſein. ö 

Den Warenproben dürfen Briefe nicht beigefügt werden; handſchriftliche Vermerke 
ſind nur zuläſſig in bezug auf Namen oder Firma des Abſenders, Anſchrift des Empfängers, 
Fabrik⸗ oder Handelszeichen, Nummern, Preiſe und Angaben bezüglich des Gewichts, 
des Maßes und der Ausdehnung ſowie der verfügbaren Menge, der Herkunft und der 
Natur der Ware. Außerdem können folgende handſchriftliche Angaben gemacht werden: 
Tag der Abſendung, Fernſprechnummer, Telegrammanſchrift und Telegrammſchlüſſel, 
Poſtſcheck⸗ und Bankkonto des Abſenders. Mehrere Proben dürfen unter einer Umhüllung 
verſandt werden, die einzelnen Proben dürfen aber nicht mit verſchiedenen Anſchriften 
verſehen ſein. Die Sendungen müſſen freigemacht ſein. Dies gilt auch für den Auslands⸗ 
verkehr. Warenproben, die den Beſtimmungen nicht entſprechen oder die nicht vollſtändig 
freigemacht ſind, ebenſo Sendungen, deren Beförderung mit Nachteil oder Gefahr ver⸗ 
bunden iſt, werden nicht befördert. 

Miſchſendungen. Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, Warenproben und 
Geſchäftspapiere dürfen zuſammengepackt werden, wenn 

1. jeder Gegenſtand, für ſich genommen, die auf ihn anwendbaren Grenzen des 
Gewichts und der Ausdehnung nicht überſchreitet; 

2. das Geſamtgewicht einer Sendung im Inlandsverkehr 500 g, im Verkehr nach 
Orten des Auslands 2 kg nicht überſchreitet. 


Enthält eine Sendung Warenproben, ſo dürfen dieſe die unter „Warenproben“ 
angegebenen Maße nicht überſchreiten (500 g). 

Die Sendung muß den Vermerk „Miſchſendung“ enthalten. 

Nicht oder unzureichend freigemachte Miſchſendungen werden nicht befördert. 


3. Päckchen 


Päckchen ſind auch nach dem Auslande zuläſſig. 

Das „Päckchen“ wird vornehmlich zur Übermittlung von kleinen oder leichten, weniger 
wertvollen Gegenſtänden dienen, die wegen ihres Umfangs und Gewichts nicht in Briefen 
verſchickt werden können. Es zählt zu den geſchloſſenen Briefſendungen. Es braucht ihm 
keine Paketkarte beigegeben zu werden, mit Aufgabezettel wird es nicht beklebt, bei der 
Annahme auch nicht gebucht; die Einlieferung hat am Poſtſchalter einfach als „Päckchen“ 
zu erfolgen. Das Päckchen muß haltbar und ſicher verpackt und verſchloſſen ſein und ſich 
nach Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoſt eignen. Brief⸗ 
liche Mitteilungen können eingelegt werden. Die Päckchen dürfen folgende Höchſtmaße, 
und zwar bei rechteckiger Form Länge, Breite und Höhe zuſammen 90 cm (größte Länge 
60 cm), bei Rollenform Länge und der zweifache Durchmeſſer zuſammen 100 em (größte 
Länge 80 om) nicht überſchreiten. Die Aufſchrift muß auf dem Gegenſtand der Verſendung 
ſelbſt oder auf der Umhüllung ſtehen oder ganz aufgeklebt oder ſonſt haltbar befeſtigt ſein 
und in die Augen fallend den Vermerk „Päckchen“ enthalten. Außerdem iſt der Name 
und Wohnort nebſt Wohnung des Abſenders anzugeben. Beſonders groß und deutlich 
muß der Name der Beſtimmungs⸗Poſtanſtalt geſchrieben oder gedruckt ſein. Die Benutzung 
von Fahnen für die Aufſchrift iſt nicht geſtattet. Wertangabe iſt bei Päckchen nicht zuge⸗ 
laſſen. Eilzuſtellung iſt zugelaſſen; es wird die Eilzuſtellgebühr für Briefſendungen er⸗ 
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hoben. Das „Päckchen“ muß vollſtändig freigemacht fein, die Gebühr beträgt RM. 0. 40 
ſie iſt durch Aufkleben von Freimarken auf die Sendung zu entrichten. Nicht oder unzu⸗ 
reichend freigemachte Päckchen, ferner ſolche, die den Beſtimmungen nicht entſprechen 
oder deren Beförderung mit Nachteil oder Gefahr verbunden iſt, werden nicht befördert. 
Die Nach- und Rückſendung der Päckchen erfolgt gebührenfrei. Für eingeſchriebene Päckchen 
wird wie für andere eingeſchriebene Briefſendungen nur im Falle des vollſtändigen Ver⸗ 
luſtes Schadenerſatz geleiſtet, keinesfalls bei Beſchädigung, Verderb oder Schmälerung des 
Inhalts. Erſatzpflicht der Poſt iſt auch ausgeſchloſſen bei Verluſt oder Beſchädigung aller 
anderen Päckchen. 

Päckchen ſind auch im Verkehr mit einer Anzahl europäiſcher und außereuropäiſcher 
Länder (Näheres bei den Poſtanſtalten zu erfragen) mit Wareninhalt zugelaſſen. Der 
Inhalt kann zollpflichtig ſein. Höchſtgewicht 1 Kg; Ausdehnungsgrenzen wie im Inland⸗ 
verkehr. Soweit nach den betreffenden Ländern Luftpoſtverbindungen beſtehen, iſt Be⸗ 
förderung mit der Luftpoſt möglich. Die Päckchen dürfen keine Briefe, Angaben oder Schrift⸗ 
ſtücke enthalten, die dem Zweck einer eigentlichen oder perſönlichen Mitteilung dienen, 
die Beifügung einer offenen Rechnung iſt geſtattet, ebenſo eine Abſchrift der Aufſchrift 
der Sendung mit Abſenderangaben. Einſchreibung iſt zugelaſſen. Geldſtücke, Wertpapiere, 
koſtbare Gegenſtände oder Kleinodien, entwertete oder nicht entwertete Poſtwertzeichen 
dürfen nicht verſandt werden, Rückſchein und Nachnahme bei eingeſchriebenen Päckchen 
iſt zuläſſig. Die Päckchen müſſen wie die Warenproben offen verſandt werden, Name und 
Aufſchrift des Abſenders und nach den fremdſprachigen Ländern die Angabe „Petit 
paquet“ enthalten. Sämtliche Päckchen ohne Ausnahme, gleichviel, ob ihr Inhalt zoll⸗ 
pflichtig iſt oder nicht, müſſen auf der Vorderſeite mit einem grünen Zollzettel beklebt 
werden, wenn das Beſtimmungsland keine förmlichen Zollinhaltserklärungen verlangt 
oder der Abſender es nicht von vornherein vorzieht, ſolche Zollinhaltserklärungen bei⸗ 
zufügen. Die Klebezettel werden in kleinen Mengen von den Poſtanſtalten unentgeltlich 
abgegeben. b 

Päckchen, die den Vorſchriften nicht entſprechen oder nicht vollſtändig freigemacht 
ſind, werden nicht befördert. Verſchiedene Länder erheben für die Zuſtellung der 
Päckchen ins Haus eine Zuſtellgebühr bis zum Gegenwert von 25 Goldcentimen. Vor⸗ 
auszahlung dieſer Gebühr iſt nicht zuläſſig. 155 

Dem Abſender ſteht es frei, Sendungen bis zum Gewicht von 1 kg, für die er N 
einen Erſatzanſpruch ſichern will, als Paket einzuliefern. | 


4. Poſtwurfſendungen 


Die Poſt übernimmt es, unverſchloſſene, mit Sammelanſchrift verſehene Maſſen⸗ 
druckſachen und Miſchſendungen an beſtimmte Gattungen von Empfängern, z. B. ſämtliche 
Haushaltungen, offenen Geſchäfte, einzelne Berufsklaſſen zu verteilen. Die Druckſachen, 
Miſchſendungen (Druckſachen und Warenproben zuſammengepackt) müſſen den für dieſe 
Sendungen gegebenen Beſtimmungen entſprechen. Die Druckſachen ſind zuſammen 
unter Umſchlag einzuliefern und dürfen im einzeln nicht über 50 g wiegen, Miſchſendungen 
nicht über 100 g. Die Warenproben dürfen die Stärke von 5 mm nicht überſchreiten. Die 
Mindeſtzahl einer Einlieferung beträgt im Ortsverkehr 100 Stück, im Fernverkehr 
500 Stück; für eine Poſtanſtalt ſollen mindeſtens 10 Stück vorliegen; bei einer geringeren 
Zahl iſt die Gebühr für 10 Stück zu entrichten. Die Mindeſtmengen von 500, 100 und 
10 Stück müſſen für jede Auflieferung gleicher Stücke erreicht ſein. Auf jeder Einzel⸗ 
auflieferung iſt die Empfängergattung anzugeben, für die ſie beſtimmt iſt. Mehr als 
5 Empfängergattungen dürfen auf einer Poſtwurfſendung nicht angegeben werden. 
Die einzelnen Stücke ſind ſo zu verpacken, wie ſie verteilt werden ſollen. Miſchſendungen 
ſind nur unter Umſchlag zuläſſig. Poſtwurfſendungen, die am Einlieferungsorte ver⸗ 
teilt werden ſollen, können unverpackt eingeliefert werden. Die für andere Poſtanſtalten 
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beſtimmten Stücke müſſen je nach ihrer Menge als Briefſendung oder Paket ordnungs- 
mäßig verpackt werden; Freimachung iſt nicht erforderlich. Enthält eine Sendung mehr 
als 50 Stücke, ſo müſſen die Stücke zu je 50 Stück gebündelt oder derart zuſammen⸗ 
gefaßt ſein, daß ihre Zahl leicht feſtgeſtellt werden kann. Jede Sendung (Paket) iſt 
mit einem weißen Zettel zu bekleben mit der Aufſchrift: .... Stück — Poſtwurfſen⸗ 
dungen — (Gebühren verrechnet) nach.. (Beſtimmungsort). Die Sendungen ſind 
am Schalter der Poſtanſtalt am Ort des Abſenders, nicht durch den Briefkaſten auf- 
zuliefern. 
An Sonn⸗ und Feiertagen werden Poſtwurfſendungen nicht verteilt. 
Das Weitere iſt bei den Poſtanſtalten zu erfragen. 
Gebühren: 
für Druckſachen bis 20 g 1.5 Rpf, bis 50 g 2 Rpf 
für Miſchſendungen bis 20 g 4 Rpf, bis 100 g 8 Rpf 
Eine Gewähr für fehlerloſe und an beſtimmte Zeit gebundene Verteilung wird 
nicht übernommen; Erſatz wird nicht geleiſtet. Ausgeſchloſſen von der Verteilung ſind 
Sendungen politiſcher und religiöſer Art. 


5. Pakete 


a) Inland 

Das Gewicht eines Pakets darf 20 kg nicht überſteigen. 

Den Paketen muß eine Paketkarte in der von der Poſtverwaltung vorgeſchriebenen 
Form beigegeben ſein. Vordrucke zu Paketkarten können bei allen Poſtanſtalten bezogen 
werden. Vordrucke, die nicht von der Poſt bezogen werden, müſſen in Größe (14,8: 10,5 cm), 
Farbe und Stärke des Papiers ſowie im Aufdruck mit den von der Poſt gelieferten Vor⸗ 
drucken übereinſtimmen. Der Abſchnitt zur Paketkarte kann zu ſchriftlichen oder gedruckten 
Mitteilungen benutzt und vom Empfänger abgetrennt werden. 

Auf eine Paketkarte dürfen bis drei Pakete an denſelben Empfänger, bei Nachnahme 
darf nur ein Paket befördert werden. 

Aufſchrift. Die Aufſchrift eines Pakets muß mit der Aufſchrift der Paketkarte 
derart übereinſtimmen, daß nötigenfalls das Paket auch ohne die Paketkarte beſtellt 
werden kann. Zur Aufſchrift gehört eintretendenfalls auch der Vermerk „Nachnahme 
von ....“ (die Markſumme in Zahlen und Buchſtaben), „durch Eilboten“. Die Auf⸗ 
ſchrift eines Pakets muß in haltbarer Weiſe unmittelbar auf der Umhüllung oder auf 
einem der ganzen Fläche nach aufgeklebten oder ſonſt unlösbar darauf befeſtigten — nicht 
bloß angeſiegelten — Papiere angebracht werden. Iſt dies nicht ausführbar, ſo iſt für die 
Aufſchrift eine haltbar befeſtigte Fahne von Pappe, Pergamentpapier, Holz oder anderem 
dauerhaften Stoffe zu benutzen. Bei Fleiſchwarenſendungen in Leinwandpackung iſt 
die Aufſchrift auf die Leinwand ſelbſt niederzuſchreiben oder, wo dies nicht angängig, 
auf ſtarker Pappe oder auf Holz anzubringen und dann an dem Paket durch Aufnähen 
oder Aufſchnüren haltbar zu befeſtigen. Paketkarten ſind als Paketaufſchriften 
nicht zu benutzen. 

Es iſt dringendes Erfordernis, daß jedes Paket nicht allein mit dauerhafter, ſondern 
auch mit deutlicher Aufſchrift verſehen wird. Bei Verwendung von blauem oder ſonſtigem 
dunkelfarbigen Packmaterial iſt die Aufſchrift auf einem der ganzen Fläche nach aufzu⸗ 
klebenden Stück weißen Papiers anzubringen. Der Name oder die Firma und der Wohn- 
ort des Abſenders müſſen angegeben fein. Gedruckte Paketaufſchriften ſind am zweck— 
mäßigſten. In die Pakete iſt obenauf ein Doppel der Aufſchrift zu legen. Die Art der 
Sendung iſt auf den Paketkarten genau zu bezeichnen. 

Pakete, die am Beſtimmungsort unzuſtellbar ſind, weil der Empfänger aus der 
Aufſchrift nicht ſicher erkennbar iſt, werden nicht ſogleich zurückgeſandt, ſondern es wird 
durch eine Unzuſtellbarkeitsmeldung die Beſtimmung des Abſenders über die weitere 
30 Oeflers Handbuch 
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Behandlung des Pakets eingeholt. Wünſcht der Abſender indes, daß auch in anderen 


Fällen die ſofortige Rückſendung unterbleibt, jo hat er dies durch einen Vermerk auf den 


Vorderſeite der Paketkarte zu beſtimmen, z. B.: „Wenn unzuſtellbar, Meldung“ oder 


„Wenn unzuſtellbar, an N. in N.“. 


Wertangabe. Wenn der Wert eines Pakets angegeben werden ſoll, ſo muß er in 
Zahlen ſowohl auf der Paketkarte als auch auf dem Paket ſelbſt erſichtlich gemacht werden. 
Die Angabe des Wertes hat in der Reichswährung zu erfolgen. Der angegebene Betrag 
ſoll den gemeinen Wert der Sendung nicht überſteigen. Bei unverſiegelten Wertpaketen 


hat die Wertangabe in der Paketaufſchrift zu unterbleiben. 


Verpackung. Verſchluß. Die Verpackung der Sendungen muß nach Maßgabe 195 


der Beförderungsſtrecke, des Umfangs der Sendung und der Beſchaffenheit des Inhalts 


haltbar und ſichernd eingerichtet ſein. Bei Gegenſtänden von geringerem Werte, die nicht 13 
unter Druck leiden und nicht Fett oder Feuchtigkeit abſetzen, ferner bei Akten⸗ und Schrift- 


ſendungen genügt bei einem Gewichte bis zu 3 kg eine Hülle von Packpapier mit angemeſſe⸗ 
ner Verſchnürung. Schwerere Gegenſtände müſſen, ſofern nicht Inhalt und Umfang 


eine feſtere Verpackung erfordern, mindeſtens in mehrfachen Umſchlägen von ſtarkem 


Packpapier verpackt ſein. Friſches Fleiſch und Gegenſtände, die Fett oder Feuchtigkeit 
abjegen, ſollten möglichſt in Holzkiſten verpackt ſein; einfache Papierumhüllungen find 
unzuläſſig. Sendungen von bedeutenderem Werte, insbeſondre ſolche, die durch Näſſe, 
Reibung oder Druck leicht Schaden leiden, müſſen in Wachsleinwand, Pappe oder in 
feſten, unter Umſtänden mit Leinen überzogenen Kiſten uſw. verpackt ſein. Mit Flüſſig⸗ 
keiten angefüllte, leicht zerbrechliche Gefäße (Flaſchen, Krüge uſw.) ſind in feſten Kiſten, 
Kübeln, Körben zu verwahren. Der Verſchluß der Poſtſendungen muß haltbar und ſo 
eingerichtet ſein, daß ohne deſſen Beſchädigung oder Eröffnung dem Inhalte nicht beizu: 
kommen iſt. Bei Paketen mit Wertangabe hat die Befeſtigung der Schlüſſe ſtets durch 
Siegellack mit Abdruck eines ordentlichen Petſchafts ftattzufinden. Bei Wertpaketen im 


Gewicht bis 3 kg, deren Wertangabe RM 1000.— nicht überfteigt, genügt eine Hülle aus = 


ſtarkem, mehrfach umgeſchlagenem Papier mit guter Verſchnürung und Verſiegelung. ER 
Wertpakete von größerem Gewicht oder von höherem Wert ſind in haltbarer Leinwand, 
in Wachsleinwand oder Leder zu verpacken, gut zu umſchnüren, zu vernähen und auf © 


der Naht hinreichend oft zu verſiegeln. 


Flüſſigkeiten, Sachen, die dem ſchnellen Verderb und der Fäulnis ge 1 


unförmig große Gegenſtände, ferner lebende Tiere können von den Poſtanſtalten zu,. 
rückgewieſen werden. Bei Sendungen mit lebenden Tieren iſt vom Abſender durch 


einen ſowohl auf die Paketkarte als auch auf die Sendung ſelbſt zu ſetzenden Vermerk 


darüber Beſtimmung zu treffen, was mit der Sendung geſchehen foll, wenn fie unzuſtell⸗ 
bar wird und nicht ſofort zurückgeſandt werden ſoll. Dieſer Vermerk muß, je nach dern 


Wahl des Abſenders, der nachſtehenden Faſſung entſprechen: 


| 1. verkaufen! 
Wenn unzuſtellbar J 2. telegraphiſche Nachricht auf meine Koſten! 
3. an N. in N. 5 15 


Wegen der von der Poſtbeförderung ausgeſchloſſenen Gegenſtände ſiehe Seite 4 

Dringende Pakete. Dringende, zur Beförderung mit der Poſt geeignete gewöhn⸗ 9 
liche und unverſiegelte Wertpakete, deren beſchleunigte Beförderung beſonders erwünſcht 
iſt, werden auf Verlangen der Abſender mit den ſich darbietenden ſchnellſten Poſtgelegen⸗ 
heiten nach dem Beſtimmungsort befördert. Einſchreiben und Wertangabe iſt bei dringen⸗ 


den Paketen nicht zuläſſig. Die Sendungen müſſen bei der Einlieferung äußerlich durch 
einen farbigen Zettel, der in fettem, ſchwarzem Typendruck oder, bei beſonderen Fällen, 
in großen handſchriftlichen Zügen die Bezeichnung „Dringend“ trägt, hervortretend kenntlich 


gemacht ſein. Die zugehörigen Paketkarten ſind mit demſelben Vermerk zu verſehen. 


Für dringende Pakete wird neben der Paketgebühr und der Verſicherungsgebüht 


eine Sondergebühr von RM 1.— für jedes Stück erhoben und, ſofern fie nicht den Vermerk 
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„poſtlagernd“ tragen, das tarifmäßige Eilzuſtellgeld. Die Auflieferung derartiger Sen⸗ 
dungen kann bei ſämtlichen Poſtanſtalten, bei denen Pakete angenommen werden, 
ſtattfinden. Werden ſolche Sendungen außerhalb der Schalterdienſtſtunden eingeliefert, 
jo wird noch eine beſondere Einlieferungsgebühr von RM 0.30 erhoben. 

Nicht oder unzureichend freigemachte Pakete werden nicht befördert. 

Als Sperrgut gelten alle Pakete, die in irgendeiner Ausdehnung 1½ m über- 
ſchreiten oder die in einer Ausdehnung von 1 m in einer anderen ½ m überjchreiten und 
dabei 10 kg oder weniger wiegen oder in ihren Geſamtabmeſſungen (Höhe, Breite und 
Länge) 1,5 m überfchreiten und dabei 5 kg oder weniger wiegen. Ferner diejenigen Pakete, 
die bei der Verladung einen unverhältnismäßig großen Raum oder eine beſonders ſorg⸗ 
ſame Behandlung erfordern, z. B. Körbe mit Pflanzen, Käfige, leer oder mit lebenden 
Tieren, leere Zigarrenkiſten in großen Bunden, Hutſchachteln oder Kartons in Holz⸗ 
geſtellen, Möbel, Korbgeflechte, Fahrräder u. dgl. Für ſperrige Pakete wird ein Zuſchlag 
von 50 v. H. der Paketgebühr erhoben. Für Sperrgutſendungen, die als unverſiegelte 
Wertpakete verſandt werden, wird nur zu der Paketgebühr der Zuſchlag von 50 v. H. 
erhoben. 

Paketlagergebühr. Lagern Pakete ohne Verſchulden der Poſt, z. B. poſtlagernde 
Pakete, unzuſtellbare Pakete, Nachnahmepakete, für die Friſt verlangt wird, ſo wird eine 
Paketlagergebühr von RM 0.10 für jeden Tag, höchſtens RM 2.— erhoben. Der Tag des Ein⸗ 
gangs des Pakets und der auf ihn folgende Tag ſowie der Tag der Aushändigung werden 
nicht als gebührenpflichtige Lagerung gerechnet. Sonn- und Feiertage bleiben bei der 
Feſtſtellung des Beginns der gebührenpflichtigen Lagerung außer Betracht. 

Einlieferungsbeſcheinigung. Auf Antrag beſcheinigen die Poſtanſtalten die 
Einlieferung gewöhnlicher Pakete. Die Gebühr hierfür beträgt RM 0.10. 

Erſatz: Bei Paketen ohne Wertangabe vergütet die Poſtverwaltung im Falle eines 
Verluſtes oder einer Beſchädigung den wirklich erlittenen Schaden, aber nicht mehr als 
RM 3.— für je 500 g der ganzen Sendung. Wenn eine Wertangabe gemacht iſt, jo wird 
ſie bei der Feſtſtellung des von der Poſtverwaltung zu leiſtenden Schadenerſatzes zu⸗ 
grunde gelegt. Beweiſt jedoch die Poſtverwaltung, daß der angegebene Wert den gemeinen 
Wert der Sache überſteigt, ſo hat ſie nur dieſen zu erſetzen. 


b) Ausland 


Beim Paketverkehr mit dem Auslande wird zwiſchen Poſtpaketen und Poſtfracht⸗ 
ſtücken unterſchieden. Im Annahme⸗ und innerdeutſchen Beförderungsdienſt bis zur 
deutſchen Grenzauswechſelungspoſtanſtalt werden beide Paketgattungen im weſentlichen 
gleichmäßig behandelt. Als Poſtfrachtſtücke gelten hauptſächlich die Pakete nach Italien, 
die durch Vermittlung der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung mit der italieniſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ausgetauſcht werden, und die Pakete, die von den Speditionsfirmen Elkan & 
Co. in Hamburg und Conſt. Württenberger in Bremen nach überſeeiſchen Gebieten be⸗ 
fördert werden. Die Annahmebedingungen, Verpackungsvorſchriften und Beförderungs⸗ 
gebühren ſind bei den Poſtanſtalten zu erfragen. 

Es iſt in allen Fällen Sache des Abſenders, ſich genau zu erkundigen, ob die zu ver⸗ 
ſendenden Gegenſtände in die betreffenden Länder eingeführt und durch die etwaigen 
Zwiſchenländer durchgeführt werden dürfen. 

In der Regel muß jede Sendung nach dem Zollausland von einer bis fünf Zoll⸗ 
inhaltserklärungen auf weißem, nicht durchſcheinendem Papier und einem ſtatiſtiſchen 
Anmeldeſchein begleitet ſein. Die Zollinhaltserklärungen ſind haltbar — nicht mit Steck⸗ 
nadeln — an den Poſtpaketkarten zu befeſtigen, der Anmeldeſchein an letzter Stelle. 

Die aus mangelhafter oder unrichtiger Abfaſſung der Zollinhaltserklärungen ent⸗ 
ſtehenden Folgen fallen lediglich dem Abſender zur Laſt. 

Über die erforderliche Zahl der Zollinhaltserklärungen ſowie über die beſonderen 
Zollvorſchriften und Einfuhrbeſchränkungen einzelner Länder ſowie über beſtehende 
80% 
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Ein⸗ und Durchfuhrverbote, ſoweit letztere der Reichspoſtverwaltung mitgeteilt worden 
ſind, erteilen die Poſtanſtalten Auskunft. 

Jedes Poſtpaket muß in lateiniſcher Schrift die genaue Anſchrift des Empfängers 
tragen. Die Aufſchrift darf nicht mit Stift hergeſtellt werden. Bei Poſtpaketen, die ge⸗ 
münztes Geld, Gold⸗ oder Silberſachen oder ſonſtige koſtbare Gegenſtände enthalten, 
muß die Anſchrift unmittelbar auf die Umhüllung ſelbſt oder auf eine gehörig befeſtigte 
Fahne aus Pergament mit Metallöſen geſchrieben werden. 

Die Verpackung muß der Dauer der Beförderung angemeſſen ſein und muß den 
Inhalt derart ſchützen, daß ihm ohne ſichtbare Spur der Verletzung nicht beizukommen 
iſt (nach den Ländern der Balkanhalbinſel beſonders ſtrenge Vorſchriften). 

Jede Sendung muß durch Lackſiegel, Bleiſiegel oder durch ein anderes Mittel mit 
eigenem Gepräge oder Abzeichen verſchloſſen ſein. Bei Poſtpaketen ohne Wertangabe 
können zum Verſchluß auch Siegelmarken benutzt werden. Bei Wertpaketen iſt ein Ab⸗ 
druck des Siegels auch auf die Begleitkarte zu ſetzen. 

Bei Nachnahmeſendungen muß im Kopfe der Aufſchrift und auf der Paketkarte 
der Vermerk „Remboursement“ niedergeſchrieben werden. 

Im Falle der Wertangabe muß dieſe ſowohl in der Aufſchrift des Pakets als auch auf 
der Begleitkarte angegeben ſein, und zwar nach der Freien Stadt Danzig, dem Memelgebiet 
und Luxemburg in der Markwährung, nach allen übrigen Ländern in der Frankenwährung. 

Pakete nach dem Auslande müſſen von Paketkarten begleitet ſein, zu denen der in 
deutſcher und franzöſiſcher Sprache abgefaßte, aus hellgrauem Kartonpapier herge⸗ 
ſtellte beſondere Vordruck zu benutzen iſt. 

Mehr als ein Paket darf zu einer Begleitkarte nicht gehören, nur im Verkehr mit 
Belgien, der Freien Stadt Danzig, Frankreich, Großbritannien und Nordirland, Litauen, 
Norwegen, Schweden und Ungarn können drei gewöhnliche Pakete mit einer Paket⸗ 
karte ausgetauſcht werden. 

Der Abſchnitt der Paketkarte muß vom Abſender zur Angabe ſeines Namens und 
ſeiner Wohnung und darf im allgemeinen zu ſonſtigen Mitteilungen benutzt werden. 

Briefe oder den Charakter der Korreſpondenz tragende Mitteilungen dürfen in 
Poſtpakete nicht aufgenommen werden (eigentliche Rechnungen, ferner eine Abſchrift 
der Aufſchrift des Pakets nebſt Angabe des Abſenders ſind zuläſſig); auch iſt verboten, 
in Poſtpaketen ohne Wertangabe gemünztes Geld, Gold- oder Silberwaren und andere 
koſtbare Gegenſtände nach ſolchen Ländern zu verſenden, die eine Wertangabe zulaſſen. 
Nach einzelnen Ländern beſtehen Erleichterungen. 

Als Sperrgut werden angeſehen Pakete, die in irgendeiner Richtung 1½ m, im 
Verkehr mit Norwegen 1,10 m, im Verkehr mit außereuropäiſchen Ländern 1,25 m, 
überjchreiten oder wegen ihrer Form, ihres Umfanges oder ihrer Zerbrechlichkeit ſich nicht 
bequem verladen laſſen oder beſondere Behandlung erfordern. Für derartige Pakete 
wird ein Gebührenzuſchlag von 50 v. H. erhoben. 

Darüber, welche Länder ſperrige Pakete zulaſſen, geben die Poſtanſtalten Auskunft. 

Im Verkehr mit einer Anzahl Ländern ſind gewöhnliche Pakete zur Luftpoſtbeförde⸗ 
rung zugelaſſen. Über die beſonderen Verſendungsbedingungen für ſolche Pakete geben 
die Poſtanſtalten Auskunft. 

Nach den Vereinigten Staaten von Amerika ſowie nach den Philippinen und nach 
den anderen Beſitzungen der Vereinigten Staaten können gewöhnliche Pakete auch 
„eingeſchrieben“ verſandt werden. Die Einſchreibgebühr beträgt für Pakete nach den 
Vereinigten Staaten RM 0.90, für ſolche nach den Philippinen und nach der Kanalzone 
von Panama RM 0.30. 

Gewährleiſtung: Im Falle des Verluſtes, der Beraubung oder der Beſchädigung 
eines Paketes wird für den wirklich entſtandenen Schaden gehaftet, der nach dem Gold⸗ 
wert des Inhalts am Tage und Orte der Einlieferung berechnet wird. Jede Haftung 
iſt aber ausgeſchloſſen, wenn ein Fall höherer Gewalt vorliegt, wenn der Schaden durch 
Schuld oder Fahrläſſigkeit des Abſenders oder durch die natürliche Beſchaffenheit des 
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Gutes herbeigeführt iſt, oder wenn das Paket verbotswidrigen Inhalt hatte oder ſein 
Wert betrügeriſcherweiſe zu hoch angegeben war. Sie iſt auch ausgeſchloſſen, wenn nicht 
innerhalb Jahresfriſt Nachfrage gehalten worden iſt. Höchſtbetrag der Entſchädigung bei 
gewöhnlichen Paketen bis 1 kg RM 8.—, 1—5 kg RM 20.—, 5—10 kg RM 32.—, 10—15 kg 
RM 44.—, 15—20 kg RM 56.—; bei Wertpaketen der Betrag der Wertangabe in der 
Währung des Aufgabelandes. Schadenerſatz wird nur dem Abſender geleiſtet. 


Wünſcht der Abſender, daß das Poſtpaket für den Fall der Unzuſtellbarkeit ſofort 
zurückgeſandt oder einem anderen Empfänger zugeſtellt werde, ſo iſt dies in einer im 
Beſtimmungslande bekannten Sprache auf dem Paket und der Begleitkarte anzugeben. 
Nähere Auskunft geben die Poſtanſtalten. 

Poſtpakete nach dem Auslande müſſen freigemacht werden. 


6. Poſtanweiſungen 
a) Inland 


Poſtanweiſungen ſind bis RM 1000.— einſchließlich zuläſſig. 

Vordrucke zu Poſtanweiſungen können bei allen Poſtanſtalten bezogen werden. Nicht 
von der Poſt bezogene Vordrucke müſſen in Größe, Farbe und Papierſtärke ſowie im 
Aufdruck mit den amtlichen genau übereinſtimmen. 

Die Ausfüllung der Poſtanweiſungen darf handſchriftlich nur mit Tinte bewirkt 
werden, kann aber auch durch Druck oder mit Schreibmaſchine geſchehen. Bei Poſtan⸗ 
weiſungen mit anhängendem Poſteinlieferungsſchein iſt auch dieſer vom Abſender aus⸗ 
zufüllen. 0 

Der Betrag iſt in Reichsmark, die Markſumme in Ziffern und Buchſtaben anzugeben. 

Der der Poſtanweiſung angefügte Abſchnitt kann vom Abſender zu Mitteilungen 
benutzt werden. Für den geſchäftlichen Verkehr zwiſchen Abſender und Empfänger emp- 
fiehlt es ſich, mindeſtens Name und Wohnort des Abſenders darin anzugeben. 

Die Erhebung des Geldbetrages bei der Poſtanſtalt am Beſtimmungsort muß, ſofern 
der Betrag nicht durch den zuſtellenden Boten überbracht wird, ſpäteſtens innerhalb ſieben 
Ta gen, vom Tage der Aushändigung der Poſtanweiſung gerechnet, erfolgen. Andernfalls 
wird die Rückzahlung des Geldes an den Aufgeber eingeleitet oder, ſofern er nicht zu er⸗ 
mitteln iſt, das für unzuſtellbare Sendungen vorgeſchriebene Verfahren zur Anwendung 
gebracht. 

Poſtanweiſungen müſſen freigemacht werden. 

Die Höchſtgrenze für Auszahlungen an Erſatzempfänger beträgt RM 1000.—. 


Telegraphiſche Poſtanweiſungen 


Auf Poſtanweiſungen eingezahlte Beträge werden auf Verlangen des Abſenders 
telegraphiſch überwieſen. Derartige Poſtanweiſungen find in unbeſchränkter Höhe zu- 
gelaſſen. 

Für telegraphiſche Poſtanweiſungen iſt ein beſonderer Vordruck zu verwenden, der 
von der Poſt zu beziehen iſt; nichtamtliche Vordrucke werden nicht zugelaſſen. Der Bor- 
druck iſt mit Ausnahme der Poſtvermerke vom Auflieferer auszufüllen. Die Anwendung 
einer abgekürzten Telegrammanſchrift iſt nicht zuläſſig. Mitteilungen für den Empfänger 
ſind in das Überweiſungstelegramm aufzunehmen. 

An Gebühren ſind zu entrichten: 5 

1. eine nach der Höhe des Poſtanweiſungsbetrags geſtaffelte Gebühr und zu⸗ 
treffendenfalls 

2. die Telegraphengebühr für die in das Überweiſungstelegramm aufgenommenen 
Mitteilungen für den Empfänger. 

Die Gebühren hat der Abſender vorauszubezahlen. 
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b) Ausland e | 

Zu Poſtanweiſungen nach dem Auslande kommt ein beſonderer Vordruck (in deutſ cer 3 

und franzöſiſcher Sprache) zur Anwendung, der mit arabiſchen Ziffern und lateiniſchen 
Schriftzeichen ohne Durchſtreichungen oder Abänderungen auszufüllen iſt. Die Aus⸗ 
füllung des Poſtanweiſungsvordrucks braucht nicht handſchriftlich zu geſchehen, ſie kann 
auch durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. erfolgen, die handſchriftliche ö 1 
darf nur mit Tinte geſchehen. ne 
In der Regel find die Poſtanweiſungen in der Währung des Beſtimmungslandes 10 
auszuſtellen. Hierüber und über den Umrechnungskurs geben die Poſtanſtalten Auskunft. 
Der Abſender einer Poſtanweiſung kann über die erfolgte Auszahlung im Verkehr 

mit den meiſten Ländern gegen eine im voraus zu entrichtende beſondere Gebühr einen 
Schein — Auszahlungsſchein — erhalten. Ein dahingehendes Verlangen iſt bei der 1 
Einlieferung zu ſtellen. ae 
Für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge leitet die Poſtverwaltung Gewähr. 


7. Wertſendungen 


Man unterſcheidet Briefe, Käſtchen und Pakete mit Wertangabe. 2 5 
Briefe mit Wertangabe (mit Gold, Silber, Papiergeld, Wertpapieren uſw.) müſſenn 
mit haltbarem, aus einem Stück gefertigtem Umſchlage, der keine farbigen Ränder hat, 
verſehen und mit mehreren durch dasſelbe Petſchaft in gutem Lack hergeſtellten Siegel. 
abdrücken dergeſtalt verſchloſſen ſein, daß eine Verletzung des Inhalts ohne äußerlich 
wahrnehmbare Beſchädigung des Umſchlags oder des Siegelverſchluſſes nicht möglich iſt. i 
Umſchläge, die überall durchſichtig find, und Fenſterbriefumſchläge find nicht zuläſſig. 0 
Zwiſchen den Freimarken müſſen Zwiſchenräume gelaſſen werden, damit die Marken, 
die auch nicht von der einen Seite auf die andere übergreifen und den Rand verdecken 
dürfen, nicht dazu dienen können, Beſchädigungen des Umſchlags zu verdecken. Andere 
als dienſtliche Zettel dürfen auf Wertbriefen nicht angebracht werden. Die Siegelabdrücke 
müſſen ſämtliche Klappen des Umſchlags faſſen. Geldſtücke, die in Briefen verſandt 
werden, müſſen in Papier oder dergleichen eingeſchlagen und innerhalb des Briefes 75 An 
befeftigt jein, daß fie ihre Lage während der Beförderung nicht ändern können. 1 
Die Angabe des Wertes hat in der deutſchen Reichswährung in Ziffern zu erfolgen. 
Der angegebene Betrag ſoll den gemeinen Wert der Sendung nicht überſteigen. Bei 
der Verſendung von kurshabenden Papieren iſt der Kurswert, bei der Verſendung on 
pfandrechtlichen Papieren, Wechſeln und ähnlichen Urkunden der zur Erlangung einer 
rechtsgültigen neuen Ausfertigung der Urkunde uſw. vorausſichtlich zu verwendende . 
Betrag anzugeben. e 
Auf den Wertbriefen muß Name, Stand und Wohnort nebſt Wohnung des Ab⸗ „ 
ſenders angegeben ſein. Die Einlieferung wird beſcheinigt. u 


Die Gebühr für Briefe mit Wertangabe ſetzt ſich zuſammen aus: 
1. der Gebühr für einen gewöhnlichen Brief, 
2. der Verſicherungsgebühr von RM 0.10 für je RM 500.—, en 
3. der Behandlungsgebühr bis RM 100.— RM 0.40, über RM 100.— RM ö. 50. 
Hierzu tritt für Wertbriefe mit Nachnahme eine Vorzeigegebühr von RM 0.20. 
Nicht oder unzureichend freigemachte Wertſendungen werden nicht befördert. N 
Nach welchen Ländern Briefe und Käſtchen mit Wertangabe zuläſſig ſind und wieviel 
die Gebühren dafür betragen, iſt bei den Poſtanſtalten zu erfragen. Wertbriefe nach dem 
Auslande dürfen nur in Umlauf befindliche Münzen oder Wertpapiere (Obligationen, \ 
Zinsſcheine uſw.) enthalten“). SR 
Die Wertangabe muß auch bei Wertſendungen nach dem Auslande in lateinischen Ra 
Buchſtaben und in arabiſchen Zahlen in der deutſchen Reichswährung ere e Aus⸗ Sa 
ſchabungen oder Abänderungen find nicht geſtattet. | 8 
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Schmuckſachen und koſtbare Gegenſtände enthaltende Käſtchen mit Wertangabe 
müſſen aus Holz oder Metall und dürfen nicht mehr als 30 em lang, 20 em breit und 10 em 


hoch ſein. Bei Holzkäſtchen müſſen die Wände mindeſtens 8 mm ſtark ſein. Zuläſſiges 


Meiſtgewicht 1 kg. Die Käſtchen find kreuzweiſe zu verſchnüren, die Enden des Bind- 
fadens unter einem Siegel in feinem Lack mit eigenartigem Abdruck zu vereinigen. Außer⸗ 
dem ſind die Käſtchen auf den vier Seitenflächen mit gleichen Siegelabdrücken zu verſehen. 
Die obere und untere Seite ſind zur Aufnahme der Anſchrift, der Wertangabe und der 
Dienſtſtempelabdrücke mit weißem Papier zu bekleben. Briefe, im Umlauf befindliche 
Münzen, Banknoten, auf den Inhaber lautende Wertpapiere, Urkunden, Geſchäfts⸗ 
papiere und Gegenſtände, deren Einfuhr oder Umlauf im Beſtimmungslande verboten 
iſt, dürfen in die Wertkäſtchen nicht aufgenommen werden. Über die Zahl der den Wert⸗ 
käſtchen beizufügenden Zollinhaltserklärungen geben die Poſtanſtalten Auskunft. Eine 
Begleitkarte iſt nicht erforderlich. Die Wertangabe iſt wie bei den Briefen abzufaſſen. 

Die Anſchrift darf nicht mit Stift geſchrieben ſein und nicht aus Anfangsbuchſtaben 
beſtehen. 

Bezüglich der Pakete mit Wertangabe ſiehe unter „Pakete“. 

Die Poſtverwaltung leiſtet Erſatz für den Verluſt und die Beſchädigung von Wert⸗ 
ſendungen. Es wird die Wertangabe bei Feſtſtellung des Betrags des von der Poſt⸗ 
verwaltung zu leiſtenden Schadenerſatzes zugrunde gelegt. Überſteigt der angegebene 
Wert den gemeinen Wert der Sache, ſo wird nur dieſer erſetzt. 


8. Nachnahmeſendungen 


Poſtnachnahmen nach Orten Deutſchlands find bis zu RM 1000.— einſchl. bei Brief⸗ 
ſendungen (auch gewöhnlichen) und Paketen zuläſſig. Über den Betrag der Nachnahme 
wird eine Einlieferungsbeſcheinigung erteilt. 

Nachnahmeſendungen müſſen in der Aufſchrift mit dem Vermerk „Nachnahme 
vonn. . RM. . Rpf“ (Markſumme in Ziffern und Buchſtaben, Pfennigſumme nur in 
Ziffern) verſehen ſein und unmittelbar darunter die deutliche Angabe des Namens 
und Wohnorts, in größeren Städten auch der Wohnung des Abſenders enthalten. Bei 
Paketen müſſen die Vermerke ſowohl auf dieſem wie auf der Paketkarte angegeben ſein. 
Der Abſender hat bei Paketen oder Karten mit Nachnahme Nachnahme⸗Paketkarten und 
Nachnahmekarten mit anhängender Poſtanweiſung oder Zahlkarte zu verwenden; jeder 
anderen Nachnahmeſendung hat er eine Poſtanweiſung oder Nachnahmezahlkarte haltbar 
befeſtigt beizufügen. Nicht von der Poſt bezogene Vordrucke müſſen in Größe, Farbe und 
Papierſtärke ſowie dem Aufdruck mit den amtlichen genau übereinſtimmen. Der Ab- 
ſender hat die Vordrucke vor der Einlieferung auszufüllen, auf den Poſtanweiſungen 
oder Zahlkarten auch den einzuziehenden Nachnahmebetrag nach Abzug der Poſt⸗ 
anweiſungs⸗ oder Zahlkartengebühr einzutragen. 

Die nachträgliche Belaſtung einer Sendung mit Nachnahme iſt zuläſſig. 

Eine Nachnahmeſendung darf nur gegen den Nachnahmebetrag ausgehändigt werden. 
Doch kann der Abſender die Nachnahme nachträglich ſtreichen oder abändern laſſen. Der 
Empfänger kann eine Einlöſungsfriſt von ſieben Tagen beanſpruchen, während es dem 
Abſender freiſteht, nach erſtmaliger Vorzeigung ſofortige Rückſendung zu verlangen. Ein⸗ 
gelöſte Nachnahmebeträge werden den Abſendern von der Beſtimmungspoſtanſtalt mittels 
der Poſtanweiſung ausgezahlt oder den Poſtſcheckkonten der Abſender gutgebracht. 

Für Nachnahmeſendungen werden erhoben: 

1. Die Gebühr für gleichartige Sendungen ohne Nachnahme. Bei Wert⸗ oder Ein⸗ 
„ſchreibſendungen tritt der Gebühr die Verſicherungs⸗ oder Einſchreibgebühr hinzu; 

2. eine Vorzeigegebühr von RM 0.20; 

3. die Poſtanweiſungsgebühr oder Zahlkartengebühr für Übermittlung des ein- 

gezogenen Betrages an den Abſender. 

Die Vorzeigegebühr wird zugleich mit den übrigen Gebühren erhoben und iſt auch 
dann zu entrichten, wenn die Sendung nicht eingelöſt wird. Für eine Nachnahme⸗ 


. 
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ſendung ohne ordnungsmäßige Einziehung des Nachnahmebetrages erſetzt die Poſt nur 
bei Einſchreib⸗ und Wertſendungen ſowie bei gewöhnlichen Paketen den unmittelbaren 
Schaden bis zum Betrage der Nachnahme. 

An Sonn- und Feiertagen werden nur Nachnahmen mit dem Vermerk „durch 
Eilboten“ oder „poſtlagernd“ und auch dieſe nur zum erſten Male vorgezeigt. 

Nach dem Auslande ſind Nachnahmen auf Paketen, auf eingeſchriebenen Brief⸗ 
ſendungen (Briefen, Poſtkarten, Druckſachen, Geſchäftspapieren, Warenproben), ſowie 
auf Briefen und Käſtchen mit Wertangabe nach beſtimmten Ländern zuläſſig. Der Nach⸗ 
nahmebetrag iſt in Ziffern und Buchſtaben anzugeben, und zwar in der Regel in deutſcher 
Reichswährung (auf Paket und Begleitkarte). 

Für Nachnahmepakete nach dem Auslande müſſen Nachnahme⸗Paketkarten mit an⸗ 
hängender Poſtanweiſung verwendet werden. 


9. Poſtaufträge 


a) Inland 
Im Wege des Poſtauftrages können 
a) Gelder bis zum Betrage von RM 1000.— einſchl. eingezogen, 
b) Wechſel zur Einholung der Annahmeerklärung verſandt, f 
c) Wechſel zum Proteſt (Poſtproteſt) gegeben werden, wenn die Zahlung unterbleibt. 

Es kommt zur Anwendung für Poſtaufträge zu a) ein Vordruck auf grünem, für 
ſolche zu b) auf grauem und für ſolche zu c) auf hellblauem Papier. Die Vordrucke 
ſind bei den Poſtanſtalten käuflich. Andere als von der Poſt bezogene Vordrucke müſſen 
mit den amtlichen genau übereinſtimmen. 

Dem Poſtauftrage ſind die einzulöſenden Papiere (quittierte Rechnung, quittierter 
Wechſel, Zinsſchein uſw.) zur Aushändigung an denjenigen, der Zahlung leiſten ſoll, oder 
die zur Annahme vorzuzeigenden Wechſel beizufügen. Die Vereinigung mehrerer Poſt⸗ 
aufträge zu einer Sendung iſt nicht ſtatthaft. Einem Poſtauftrage zur Geldeinziehung 
können mehrere Quittungen, Wechſel, Zinsſcheine uſw. bis zu zehn zur gleichzeitigen 
Einziehung von demſelben Zahlungspflichtigen beigefügt werden; die Geſamtſumme des 
einzuziehenden Betrages darf jedoch RM 1000.— nicht überſteigen. Ebenſo können einem 
Poſtauftrage zur Annahmeeinholung mehrere Wechſel beigefügt werden, wenn ſie der⸗ 
ſelben Perſon gleichzeitig zur Annahmeerklärung vorzuzeigen find. Einem Poſtproteſt- 
auftrag mehrere Wechſel beizufügen, iſt unſtatthaft. IR 

Der Auftraggeber hat die Vorderſeite dem Vordruck entſprechend auszufüllen. 

Bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung iſt außerdem die Zahl der beigefügten Anlagen 
einzurücken. Ferner iſt geſtattet, den Tag anzugeben, an dem die Einziehung des Betrages 
erfolgen ſoll. An Sonntagen und an allgemeinen Feiertagen werden Poſtaufträge nicht 
vorgezeigt. Soll die Vorzeigung an einem beſtimmten Tage geſchehen, dann darf die 
Einlieferung des Poſtauftrages nicht früher als ſieben Tage vorher erfolgen. 

Bei den Poſtaufträgen zur Annahmeeinholung bleibt die Ausfüllung des Vordrucks 
bezüglich der Fälligkeit des Wechſels und die Angabe der Wechſelnummer dem Auftrag- 
geber anheimgeſtellt. 

Der unbedruckte Teil der Rückſeite der Auftragvordrucke dient zur Aufnahme etwaiger 
Beſtimmungen des Auftraggebers darüber, was mit dem Poſtauftrage nach einmaliger 
vergeblicher Vorzeigung geſchehen ſoll. | 85 a 

Zu ſchriftlichen Mitteilungen darf der Poſtauftragsvordruck nicht benutzt werden. 
Briefe dem Poſtauftrage beizufügen, iſt nicht ſtatthaft. Der Auftraggeber hat die der 
Poſtauftragskarte anhängende Poſtanweiſung oder Zahlkarte auszufüllen; der einzu⸗ 
ziehende Betrag iſt nach Abzug der Poſtanweiſungs⸗ oder Zahlkartengebühr einzutragen. 

Der Auftraggeber kann verlangen, daß der Poſtauftrag nach einmaliger vergeblicher 
Vorzeigung an ihn zurückgeſandt oder an eine andere innerhalb des Deutſchen Reiches 
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wohnende Perſon weitergeſandt werde. Dieſes Verlangen iſt durch den Vermerk „Sofort 
zurück“ oder unter genauer Bezeichnung eines anderen Empfängers durch den Vermerk 
„Sofort an N. in N.“ auf der Rückſeite des Poſtauftragsvordrucks auszudrücken. Wünſcht 
der Auftraggeber, daß die Weiterſendung an eine zur Aufnahme des Wechſelproteſtes 
befugte Perſon geſchieht, ſo genügt der Vermerk „Sofort zum Proteſt“ auf der Rückſeite 
des Poſtauftragsvordrucks, ohne daß es der namentlichen Bezeichnung einer ſolchen 
Perſon bedarf. 

Der Zahlungspflichtige kann bei der erſten Vorzeigung verlangen, daß ihm der 
Poſtauftrag nochmals vorgezeigt werde. Bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung und 
zur Annahmeeinholung wird eine ſiebentägige Friſt gewährt, die vom Tage nach der erſten 
Vorzeigung oder nach dem erſten Vorzeigeverſuch rechnet. Wird ein Auftrag bis zum 
oder am letzten Tage der Friſt nicht eingelöſt oder die Annahmeerklärung nicht abge⸗ 
geben — bis zum Schluß der Schalterſtunden wird er noch bei der Poſtanſtalt zur 
Einlöſung oder Annahmeerklärung bereitgehalten —, dann wird er entweder ſofort 
zurückgeſandt oder an den Gerichtsvollzieher, Notar uſw. weitergegeben. 

Poſtproteſtaufträge werden, wenn die Wechſelſumme nicht gezahlt wird oder der 
Vorzeigeverſuch erfolglos bleibt, bei der Poſtanſtalt bis zum Schalterſchluß des erſten 
Werktags nach dem Zahlungstag des Wechſels bereitgehalten. Wird bis dahin nicht 
gezahlt, ſo wird der Auftrag mit dem Wechſel am zweiten Werktage nach dem Zahlungs⸗ 
tage nochmals zur Zahlung vorgezeigt. Bleibt auch die zweite Vorzeigung erfolglos, 
ſo wird gegen die in der Poſtauftragskarte bezeichnete Perſon Proteſt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Wechſelordnung erhoben. 

Soll die Erhebung des Wechſelproteſtes durch die Poſt geſchehen, ſo iſt zu derartigen 
Aufträgen, die nicht früher als ſieben Tage vor dem Zahlungstage des Wechſels einzu⸗ 
liefern ſind, der beſondere Vordruck auf hellblauem Papier zu verwenden, der bei den 
Poſtanſtalten käuflich iſt. Ausgeſchloſſen von der Proteſterhebung durch die Poſt ſind 
jedoch Wechſel und Schecke, die über mehr als RM 1000.— lauten, die in fremder Sprache 
ausgefertigt ſind oder auf eine ausländiſche Münzſorte lauten, ſofern die Zahlung in 
dieſer Münzſorte ausdrücklich beſtimmt iſt, ferner Wechſel mit Notanſchrift oder Ehrenan⸗ 
nahme, ſowie Wechſel, die unter Vorlegung der Urſchrift und einer Abſchrift zu pro- 
teſtieren ſind. Die Proteſterhebung durch die Poſt unterbleibt auch, wenn dem Auftrag 
mehrere Wechſel beigefügt ſind und wenn für den Auftrag nicht der vorgeſchriebene blaue 
Vordruck verwendet worden iſt. 

Der Auftraggeber hat den Poſtauftrag unter verſchloſſenem Umſchlage an die Poſt⸗ 
anſtalt, die die Einziehung oder Annahmeeinholung bewirken ſoll, abzuſenden. Der Brief 
iſt mit der Aufſchrift „Poſtauftrag nach. (Name der Poſtanſtalt)“ zu verſehen. Die 
Gebühr iſt dieſelbe wie für einen Einfchreibbrief mit gleichem Gewicht zuzüglich einer 
Vorzeigegebühr von RM 0.20 und iſt im voraus zu entrichten. 

Über den Poſtauftragsbrief wird eine Einlieferungsbeſcheinigung erteilt. 

Hat der Zahlungspflichtige bereits bei der erſten Vorzeigung die Einlöſung oder 
Annahme endgültig verweigert, ſo wird der Poſtauftrag ſofort zurück- oder weitergeſandt 
oder der Wechſel proteſtiert, je nachdem der Abſender in dieſer Hinſicht Beſtimmung 
getroffen hat oder nicht. Teilzahlungen werden bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung 
nicht angenommen. 

Der angenommene Wechſel wird poſtſeitig ohne Verzug an den Auftraggeber unter 
Einſchreibung und gegen Einziehung der Gebühr für einen freigemachten Einſchreibbrief 
zurückkgeſandt. 

Poſtaufträge mit dem Vermerk „Sofort zurück“, „Sofort an N. in N.“ oder „Sofort 
zum Proteſt“ werden nach der erſten vergeblichen Vorzeigung oder nach dem erſten ver⸗ 
geblichen Verſuche der Vorzeigung bis zum Schluſſe der Schalterdienſtſtunden an dem 
betreffenden Tage bei der Poſtanſtalt zur Einlöſung oder Erteilung der Annahmeerklärung 
bereitgehalten. Wird bei der Vorzeigung die Einlöſung oder Erteilung der Annahme⸗ 
erklärung verweigert, oder iſt am Tage der Vorzeigung der auf dem Poſtauftragsvordruck 


kn m 
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angegebene Tag bereits verſtrichen, jo werden die Poſtaufträge ſofort zurück⸗ oder weite 5 0 
geſandt. Die Proteſtkoſten hat der Auftraggeber unmittelbar an den Erheber des Proteſtes 3 0 


zu entrichten. 


Solange ein Poſtauftrag noch nicht eingelöſt oder nicht angenommen, zurück⸗ oder 1 ö 


weitergeſandt iſt, kann der Abſender den Poſtauftrag zurückziehen oder die Angaben im 


Auftragsvordruck ändern laſſen. Nachträgliche Anderungen hinſichtlich der Anlagen find 1 


nicht zuläſſig. 50 
Iſt die Zahlung des Geldbetrags oder die Annahme des Wechſels verweigert worden, 


ſo wird die Rückſendung des Auftrags und die Weiterſendung an einen anderen Emp⸗ 
fänger oder an eine zur Aufnahme des Wechſelproteſtes befugte Perſon ohne neuen 


Gebührenanſatz bewirkt. Für die Übermittelung des eingezogenen eigne wird die er 
Poſtanweiſungs⸗ oder Zahlkartengebühr in Anſatz gebracht. 


Bei Erhebung des Poſtproteſtes werden neben der vorauszubezahlenden Be 


1 und Vorzeigegebühr für den Poſtauftragsbrief erhoben: 
) die Poſtgebühr und die Gebühr für die Ausſtellung der Proteſturkunde, 


5 für die Rückſendung des proteſtierten Wechſels nebſt Proteſturkunde die Gebühr 0 . | 


für einen freigemachten Einſchreibbrief. 


Die Gebühren zu a und b nebſt den etwa entſtehenden landesgeſetzlichen Stempel ⸗ 1 
koſten für die Proteſturkunde iſt der Auftraggeber zu tragen verpflichtet. N 


Die Poſt haftet bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung und Annahmeeinholung für . 
die Poſtauftragſendung wie für einen eingeſchriebenen Brief und für den eingezogenen 
Betrag wie für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge. Sind die Anlagen 
eines Poſtauftrags ohne ordnungsmäßige Einziehung des Auftragsbetrags ausgehändigt 
worden, ſo erſetzt die Poſt den unmittelbaren Schaden bis zum Betrage des Poſtauf⸗ . 
trags. Eine weitergehende Gewähr, insbeſondere für rechtzeitige Rück- oder Weiter⸗ 


ſendung des Poſtauftrags, leiſtet ſie nicht; ſie übernimmt auch keinerlei Verpflichtung ne 


Erfüllung der beſonderen Vorſchriften des Wechſelrechts. 


b) Ausland 


Für den Verkehr mit fremden Ländern iſt eine beſondere Poſtauftragskarte in Du 


deutſcher und franzöſiſcher Sprache zu verwenden. Dieſe beſteht aus zwei Teilen; der erſte 
enthält das Verzeichnis der einzulöſenden Papiere, der zweite dient zum Nachweis über 
die Abwicklung des Poſtauftrags. ei 


Die einzuziehende Summe muß in der Regel in der Währung des Vein, b 
landes des Poſtauftrages ausgedrückt fein. Der für den einzuziehenden Poſtauftrags⸗ 
betrag in Betracht kommende Umrechnungskurs iſt an den Poſtſchaltern zu erfragen. 3 85 

Der Poſtauftragsvordruck iſt, dem Vordruck entſprechend ausgefüllt, mit den Anlagen 
(Rechnung, Quittung, Wechſel uſw.) in verſchloſſenem Umſchlage unter Einſchreiben mit 


der Aufſchrift „Poſtauftrag nach ....“ an die Poſtanſtalt abzuſenden, in deren Zuſtellkreis 


der Schuldner wohnt. Auf der Außenseite des Umſchlages hat der Abſender ſeinen Namen 1 


und ſeine Anſchrift anzugeben. Den Poſtaufträgen dürfen Briefe nicht beigefügt werden. 


Bei Poſtaufträgen nach Ländern, in denen die 1 9 95 Sprache nicht oder nur wenig 5 
bekannt iſt (3. B. Chile, Agypten, Frankreich, Italien uſw.), hat die e zu 19 „ 


„Recommandé Valeurs à recouyrer. Bureau de poste 4 N 


Eine Sendung darf mehrere Wertpapiere enthalten, die von deen Poſtanſtalt Se 
bei höchſtens fünf Zahlungspflichtigen zugunſten desſelben Abſenders einzuziehen 
find. Von dem Betrage eines jeden eingelöſten Wertpapiers wird eine Einzie⸗ 
hungsgebühr von 30 Centimes durch die mit der Einziehung beauftragte Poſtverwaltung 
erhoben. Der von der Poſtanſtalt eingezogene Betrag wird abzüglich der Poſtanweiſungs⸗ 


gebühr, der Einziehungsgebühr von RM 0.25 und einer Vorzeigegebühr von 25 Centimes 5 


für jedes nichteingelöſte Wertpapier dem a des Poſtauftrages mittels Fee 50 a 


j 
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überſandt; eintretendenfalls werden auch die für die Wertpapiere aufgewendeten Stem⸗ 
pelgebühren abgezogen. 

Dem Abſender iſt geſtattet, im voraus durch Vermerke, wie „ſofort zurück“, „ſofort 
an N. N.“, „à protester“ uſw., die in der Spalte „Bemerkungen“ auf dem Poſtauftrags⸗ 
vordruck niederzuſchreiben ſind, über die weitere Behandlung des Poſtauftrags zu 
beſtimmen. 

Solche Zinsſcheine und Dividendenſcheine, auf die nur bei Vorlegung der 
Obligationen uſw. ſelbſt Zahlung geleiſtet wird, ſind vom Poſtauftragsverkehr überhaupt 
ausgeſchloſſen. 

Schriftliche Mitteilungen auf dem Vordruck, die ſich nicht auf den Poſtauftrag ſelbſt 
beziehen, ſind unzuläſſig. | 

Poſtaufträge müſſen freigemacht werden. Die Gebühr iſt dieſelbe wie für einen 
Einſchreibbrief von gleichem Gewicht. — Der Abſender eines Poſtauftrags kann die ganze 
Sendung oder einzelne Wertpapiere zurückziehen oder unrichtige Angaben auf der Poſt⸗ 
auftragskarte berichtigen laſſen, ſolange die Wertpapiere noch nicht eingelöſt, zurück⸗— 
oder weitergeſandt worden ſind. 

Für den Verluſt eines Poſtauftragsbriefs wird wie für einen Einſchreibbrief Erſatz 
geleiſtet. Nicht gehaftet wird für Verzögerungen in der Beförderung oder Vorzeigung 
der Auftragspapiere, in der Abwickelung der eingezogenen Beträge und in der Erhebung 
von Proteſten. Für die Rückſendung unausführbarer Poſtaufträge kommt eine Gebühr 
nicht zur Erhebung. 


10. Einſchreibſendungen 


Briefſendungen (ausſchl. Briefpäckchen, Bahnhofsbriefe, Briefe mit Zuſtellungs⸗ 
urkunde) können unter Einſchreiben abgeſandt und müſſen zu dieſem Zwecke von dem 


Abſender mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ verſehen werden. 


Für eine Einſchreibſendung iſt außer der Briefgebühr eine Einſchreibgebühr von 
RM 0.30, ohne Rückſicht auf Entfernung und Gewicht, zu entrichten. 

Bei Einſchreibſendungen iſt weder eine Wertangabe noch die Beifügung von Zu— 
ſtellungsurkunden zuläſſig. Die Einlieferung wird beſcheinigt. Für eine Einſchreibſendung 
wird dem Abſender im Falle des Verluſtes, ohne Rückſicht auf den Wert der Sendung, 
ein Erſatz von RM 40.— gezahlt. 

Im Weltpoſtverkehr können Briefſendungen aller Art als eingeſchrieben be- 
handelt werden. Nach Form oder Verſchluß ſind die Einſchreibſendungen keinen be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen unterworfen; Sendungen, deren Aufſchrift aus Anfangsbuch⸗ 
ſtaben beſteht oder mit Stift hergeſtellt iſt, ſind jedoch von der Einſchreibung ausgeſchloſſen. 


Einſchreibſendungen unterliegen allgemein dem Freimachungszwange. 
Im Verkehr mit den Philippinen und den Vereinigten Staaten von Nordamerika 


ſind auch Einſchreibpakete zuläſſig. 


11. Sendungen gegen Rückſchein 


Wünſcht der Abſender eines Pakets, einer Wert- oder Einſchreibſendung eine von dem 
Empfänger auszuſtellende Empfangsbeſcheinigung (Rückſchein) zu erhalten, ſo muß ein 
ſolches Verlangen durch den Vermerk „Rückſchein“ in der Aufſchrift, bei Paketen auch auf 
der Paketkarte, ausgedrückt ſein; der Abſender muß ſich namhaft machen oder angeben, 
an wen ſonſt der Rückſchein abzuliefern iſt. 

Sendungen gegen Rückſchein müſſen freigemacht werden. Für den Rückſchein iſt 
eine Gebühr von RM 0.30 im voraus zu entrichten. Der Abſender kann auch nachträglich 
gegen Vorauszahlung einer erhöhten Gebühr von RM 0.40 einen Rückſchein verlangen. 
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Die Beſchaffung des Rückſcheins nach dem Auslande iſt zuläſſig: 


a) bei eingeſchriebenen Briefſendungen; 

b) bei Wertbriefen und Wertkäſtchen; | 

e) bei Poſtpaketen, ausgenommen im Verkehr mit verſchiedenen, bei den Poſt⸗ 
anſtalten zu erfragenden Ländern. f 


Die Sendungen ſind mit dem Vermerk „gegen Rückſchein“ (avis de röception) zu 
verſehen. Freimachungszwang. 


12. Durch Eilboten zuzuſtellende Sendungen 


Auf Verlangen des Abſenders können Poſtſendungen dem Empfänger durch be⸗ 
ſondere Boten zugeſtellt werden. Zu dem Zweck muß vom Abſender auf der Sendung 
(bei Paketen auch auf der zugehörigen Paketkarte) der rot zu unterſtreichende Vermerk 
„durch Eilboten“ niedergeſchrieben und die ganze Aufſchriftſeite mit einem liegenden 
roten Kreuz verſehen werden. Vermerke wie „Dringend“, „Eilig“, „express“ uſw. ſind 
zur Kundgebung des Verlangens der Eilbeſtellung nicht hinreichend. Im Falle der Voraus⸗ 
bezahlung des Botenlohns iſt noch hinzuzufügen: „Bote bezahlt“. Die Zuſtellung erfolgt 
in der Regel ſogleich nach Ankunft bei der Beſtimmungs⸗Poſtanſtalt. Während der Nacht⸗ 
ſtunden von 22 Uhr bis 6 Uhr findet jedoch eine Eilzuſtellung nur dann ſtatt, wenn dem 
Vermerk, „durch Eilboten“ der Zuſatz „auch nachts“ hinzugefügt worden iſt. Bei Briefen 
mit Zuſtellungsurkunde iſt die Eilzuſtellung nicht ſtatthaft. 5 

Im Ortszuſtellbezirk werden dem Eilboten eingeſchriebene Briefſendungen, Poſt⸗ 
anweiſungen mit den Geldbeträgen, gewöhnliche und eingeſchriebene Pakete und Sen⸗ 
dungen mit Wertangabe bis RM 3000.— mitgegeben, ſoweit nicht etwa zollamtliche Vor⸗ 
ſchriften entgegenſtehen, im Landzuſtellbezirk Pakete jedoch nur bis zum Gewicht von 
5 kg, Sendungen mit einer Wertangabe bis RM 1000.— und Poſtanweiſungen mit den 
Geldbeträgen. Bei ſchwereren Paketen ſowie bei Sendungen mit höherer Wertangabe 
erſtreckt ſich die Verpflichtung zur Zuſtellung nur auf den Ablieferungsſchein oder die 
Paketkarte. | a 

Nach welchen Ländern das Verlangen der Eilzuſtellung zuläſſig iſt, darüber geben 
die Poſtanſtalten Aufſchluß. „ 


f 13. Luftpoſtſendungen 
Zugelaſſen zur Luftpoſtbeförderung ſind 
nach dem Inland: Gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen aller Art, Päckchen, 
gewöhnliche Pakete bis 20 kg, Poſtanweiſungen und Zeitungen, 


nach dem Ausland: Gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen aller Art, ge⸗ 
wöhnliche und dringende Pakete nach einer Anzahl Länder, Poſtan⸗ 
weiſungen und Zeitungen. 
Die Auflieferung kann am Schalter oder durch die Briefkäſten erfolgen. 
Die Luftpoſtſendungen müſſen den deutlichen Vermerk „Durch Luftpoſt“ tragen. 
Grüne Klebezettel „Mit Luftpoſt“ ſind bei den Poſtanſtalten erhältlich. 
Die Verwendung von Luftpoſtmarken empfiehlt ſich, um die Sendungen vor anderen 
kenntlich zu machen, es können aber auch gewöhnliche Freimarken verwendet werden. 
Bei Briefſendungen iſt das Verlangen der Eilzuſtellung unter Vorausbezahlung der 
Eilzuſtellgebühr zweckmäßig, weil ſie ſonſt auf den gewöhnlichen Zuſtellgängen abgetragen 
werden. f N 
Im Rohrpoſtbezirk Berlin, Wien und München empfiehlt ſich die Auflieferung der ge⸗ 
wöhnlichen Luftpoſtbriefſendungen als Rohrpoſtſendungen gegen Entrichtung der Rohr⸗ 
poſtgebühr und im Inlandsverkehr der Eilzuſtellgebühr. Sie werden dann bei der Be⸗ 
förderung und, ſoweit fie nach Orten mit Poſtanſtalt gerichtet ſind, bei der Zustellung als 
Eilſendungen behandelt. 
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Gebühren 
Außer den gewöhnlichen Gebühren zu erhebender Luftpoſtzuſchlag: 


a) Inland (für Briefe und Zeitungen auch Protektorat Böhmen und Mähren) 
Für Briefſendungen jeder Art je 208 RM 0.05. 
Für Poſtkarten und Poſtanweiſungen gilt ſtets der 
Gebührenſatz der 1. Gewichtsſtufe, d. h. alſo 
RM 0.05. 
Pets dis , enges RM 1.— 
bis 375 km jedes weitere % kg RM 0.20 mehr 


über 375 km „ „ ½ kg RM C. 40 „ 
b) Ausland, europäiſche Länder 
Poſtkarten und Poſtanweiſungen. RM 0.10 
Bhieſeß je s PR 940 
Pailee . verſchieden. 


c) Außereuropäiſche Länder 
Sowjetrußland aſiatiſcher Teil, Afrika, Ame⸗ 
rika, Aſien und Auſtralien 
Für alle Arten Sendungen und Beſtimmungsländer 
verſchieden hohe Luftpoſtgebühren. 
Nähere Angaben enthält die für RM 0.20 bei den Poſtämtern erhältliche Luftpoſtliſte. 
Der Bezieher einer Zeitung kann ebenſo wie der Verleger bei ſeiner Poſtanſtalt die 
Flugbeförderung beantragen. 


Die Poſtverwaltung haftet für Flugpoſtſendungen nach den Beſtimmungen des 
Poſtgeſetzes und des Weltpoſtvertrags. 

Für Flugpoſtſendungen, die aus Verſehen oder aus Anlaß von Flugpoſtbetriebs⸗ 
ſtörungen nicht mit der Flugpoſt befördert worden ſind, kann auf Verlangen die Flug⸗ 
gebühr erſtattet werden. Für Sendungen, die infolge von Betriebsſtörungen nur auf 
einem Teil der Flugpoſtſtrecke Flugbeförderung erhalten haben, werden keine Gebühren 
erſtattet. Für die Freimachung der Luftpoſtſendungen im Inlandsverkehr gelten die 
Beſtimmungen des allgemeinen Verkehrs. Im Auslandsverkehr werden nicht frei- 
gemachte Briefe und Poſtkarten mit Luftpoſt nicht befördert, unzureichend freige⸗ 
machte Briefſendungen nur dann, wenn die vorausbezahlte Gebühr mindeſtens den 
Luftpoſtzuſchlag deckt. 

Luftexpreßgutverkehr. Luftpoſt und Luftexpreßgut ſind grundverſchiedene Dinge. 
Das Luftpoſtweſen iſt eine rein poſtaliſche Angelegenheit, während der Luftexpreßgut⸗ 
verkehr von den Luftverkehrsgeſellſchaften unterhalten wird. 

Luftgüter müſſen den allgemeinen Anforderungen an Transportfähigkeit entſprechen. 
Leichte Verpackung = geringes Bruttogewicht = niedrige Frachtkoſten! Höchſtmaße 
ca. 100 K 50 * 50 cm, Höchſtgewicht 100 kg. Berechnetes Mindeſtgewicht 2 kg. 

Koſtenloſe Auskunft bei allen Dienſtſtellen der Deutſchen Luft⸗Hanſa A.⸗G. 


14. Zurückziehung von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen 
änderung von Aufſchriften 


Der Abſender kann eine Poſtſündung zurücknehmen oder ihre Aufſchrift abändern 
laſſen, ſolange ſie dem Empfänger noch nicht ausgehändigt iſt. 

Die Rückgabe geſchieht an denjenſgen, der ein von derſelben Hand, von der die Auf- 
ſchrift der Sendung geſchrieben ift, ausgefertigtes Doppel des Briefumſchlags, der Be⸗ 
gleitkarte oder der Poſtanweiſung und ken Einlieferungsſchein, ſofern ein ſolcher über die 
Sendung erteilt iſt, vorlegt. Wenn Poſtaufträge, die am Beſtimmungsorte noch lagern, 
zurückgezogen oder abgeändert werden 0 ſo hat der Abſender ein Doppel des Auf⸗ 


tragsvordrucks vorzulegen, das nach den vorſtehenden Angaben ausgefertigt ſein muß. 
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Der Bezieher einer Zeitung kann eine Zeitungsbeſtellung zurückziehen. Iſt die e⸗ 
ſtellung bereits an den Verleger weitergegeben worden, ſo kann die Zurückziehung nur 
erfolgen, wenn der Verleger ſich mit der Abbeſtellung einverſtanden erklärt. Iſt die Sen⸗ 
dung noch nicht abgegangen, ſo erſtattet die Poſt auf Verlangen die verauslagten Ge⸗ 
bührenbeträge ausſchließlich der Verſicherungs⸗ und Behandlungsgebühren. e 
Iſt die Sendung bereits abgegangen, ſo hat derjenige, der ſie zurückfordert oder die 
Abänderung der Aufſchrift wünſcht, ſich als Abſender auszuweiſen und den Gegenſtand 
bei der Poſtanſtalt des Abgangsortes ſchriftlich ſo genau zu bezeichnen, daß er unzweifel⸗ 
haft als der verlangte zu erkennen iſt. ä ; 1 
Eine einfache Berichtigung der Aufſchrift — ohne Anderung des Namens oder 
des Standes des Empfängers — kann auch unmittelbar bei der Beſtimmungspoſt⸗- 
anſtalt vom Abſender ohne Erfüllung der Vorſchriften im zweiten Abſatz beantragt 
werden. 1 
Die Rückforderung oder das Verlangen der Aufſchriftänderung wird brieflich oder 
telegraphiſch von der Aufgabe-Poſtanſtalt der anderen übermittelt, die den Auftrag aus⸗ 
führen ſoll. Der Abſender hat dafür zu entrichten: bei brieflicher Übermittlung die Gebühr 
für einen einfachen Einſchreibbrief, bei telegraphiſcher Übermittlung die Gebühren für 
das Telegramm. | | { 


0 


15. Bezug von Zeitungen durch die Poſt 


Welche Zeitungen und Zeitſchriften durch Vermittlung der Poſtanſtalten b 
zogen werden können, iſt aus der Zeitungspreisliſte zu erſehen, die auf Verlangen bei den 
Poſtanſtalten eingeſehen werden kann. Der Bezugspreis iſt ſofort bei der Beſtellung zu 
entrichten. Die beſtellten Zeitungen oder Zeitſchriften können entweder bei den Poſt⸗ 
anſtalten abgeholt oder den Beziehern auf ihren Antrag gegen Entrichtung des Zuſtell 
geldes ins Haus geliefert werden. | \ 

Die Reichspoſt unterſcheidet hier zwiſchen ö 

gewöhnlichem Zeitungsvertrieb und 
Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften. Ben 

Über die Länder, bei denen der Poſtzeitungsdienſt befteht, geben die Poſtanſtalten 

Auskunft. f 5 N 8 


Zeitungsüberweiſungs- und Zeitungsumſchreibegebuhr. . .. RM 0 


Gebühr für verſpätet aufgegebene Zeitungsbeſtellungen „ 0.20 9 
Gebühr für die Nachlieferung von Zeitungen. „„ LO 


16. Poſtausweis karten | en 


Poſtausweiskarten werden auf Antrag von den Poſtämtern gegen eine Schreib⸗ 
gebühr von RM 1.50 ausgeſtellt; fie find auf die Dauer von drei Jahren, vom Tage der 
Ausſtellung ab gerechnet, gültig. Dieſe Karten, die auch in einer Reihe von Ländern 
als vollgültiges Ausweispapier angeſehen werden, dienen den zuſtellenden Boten gegen⸗ 
über als Ausweis bei der Zuſtellung von Poſtanweiſungen, Wert⸗ und Einſchreibſendungen 
an einen dem Boten unbekannten Empfänger. 95 


17. Poſtlagerkurten 


Poſtlagerkarten ſollen verhüten, daß die ohne perſönliche Anſchrift eingehenden poft- . 
lagernden Briefſendungen von Unbefugten abgefordert werden. Dieſe Karten werden am 
Schalter gegen eine Gebühr von RM 0.25 für den Monat ausgefertigt und können gegen 
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Zahlung von je weiteren RM 0.25 monatsweiſe verlängert werden. Auf Wunſch werden auch 
ſolche Poſtlagerkarten ausgegeben, die, vom Tage der Ausſtellung ab gerechnet, für einen 
mehrmonatigen Zeitraum bis zur Dauer eines Jahres gültig find. Die bei der Löſung der⸗ 
artiger Karten für die ganze Gültigkeitsdauer zu entrichtende Gebühr beträgt ebenfalls 
RM 0.25 für jeden Monat der Gültigkeitsdauer. Sendungen, die gegen Poſtlagerkarte ab⸗ 
geholt werden ſollen, müſſen die Angabe „Poſtlagerkarte“ und deren Nummern tragen. 
Solche Sendungen werden dann nur dem Vorzeiger der Poſtlagerkarte ausgehändigt. 


18. Anſchriften⸗Rückfrage 
— (Vorderſeite) 


* 


4 


Porto 0.03) 


er i 6 - 
Abſende 12 P oſtkarte (Druckſachen 


N 
Bi‘. (Rückſeite) 


Iſt die Anſchrift richtig? Die Anſchrift lautet: 


H 
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Die auf Seite 479 abgedruckte Poſtkarte dient zur Ermittlung einer richtigen Anſchrift 
mit Hilfe des Poſtamtes. Sie iſt an das Poſtamt des Ortes zu richten, an dem die zu er⸗ 
fragende Firma ihren Sitz hat. Die Poſtkarte wird nicht von den Poſtämtern ausgegeben. 
Sie kann in Privatdruckereien hergeſtellt oder auch in beliebigem Verfahren vervielfältigt 
werden. Das Ausfüllen durch Handſchrift iſt zuläſſig. Das Porto beträgt in N Falle 


3 Rpf. 


19. Antwortſcheine 


Im Verkehr mit allen Ländern des Weltpoſtvereins außer Uruguay kann der 
Abſender eines Briefes die Gebühr für die Antwort im voraus bezahlen. Zu dieſem 
Zwecke werden „Internationale Antwortſcheine“, die beim Verkauf mit einem Abdruck 


des Tagesſtempels verſehen werden, bei beſtimmten Poſtanſtalten zum Verkauf bereit⸗ 
gehalten. Sie ſind nur gültig bis zum Ablauf des auf den Monat De Ausgabe folgenden 


ſechſten Monats. 


B. Poſtſcheckverkehr 


1. Allgemeines 
Der deutſche Poſtſcheckverkehr wurde am 1. Januar 1909 in der Abſcht ins Leben 


gerufen, den breiten Schichten des Volkes die Vorteile des bargeldloſen Zahlungsverkehrs 5 


zugute kommen zu laſſen. Die Pflege der bargeldloſen Überweisung von Konto zu Konto 
iſt ſeine Hauptaufgabe. 

Der Poſtſcheckverkehr iſt in Deutſchland zu einem wichtigen und 1 0 mehr zu ent⸗ 
behrenden Glied des Geſamtwirtſchaftskörpers geworden. Jeder einzelne, der einen irgend⸗ 
wie nennenswerten Zahlungsverkehr hat, und alle Wirtſchaftsbetriebe ſollten ſich die 
Einrichtung des Poſtſcheckverkehrs zunutze machen. Neben der Vereinfachung, Verbilligung 
und Beſchleunigung des Zahlungsverkehrs bietet der Poſtſcheckverkehr mancherlei weitere 
Vorteile. Der Poſtſcheckkunde weiſt ſeine Zahlungen vom Schreibtiſch aus an. Er kann 
über das die Stammeinlage von RM 5.— überſteigende Guthaben jederzeit in beliebigen 


Beträgen verfügen. Keine Zeitverluſte durch Wege und Warten an den Schaltern, keine 


Mühe durch Bargeldverſand, keine Irrtümer bei Barzahlungen, keine Verluſte durch 
Falſchgeld, Diebſtahl, Unterſchlagung und Feuer. Sichere und ſchnelle Ausführung aller 
Aufträge durch die Poſtſcheckämter. Laufende Unterrichtung über den Stand des Gut⸗ 
habens bei jeder Anderung durch gebührenfreien Kontoauszug unter Beigabe der Rech⸗ 
nungsbelege (Gut⸗ oder Laſtſchriftzettel). 


Zum Poſtſcheckverkehr wird jeder — auch Ausländer — durch Eröffnung eines Poſt⸗ 


ſcheckkontos zugelaſſen. Die Wahl des Poſtſcheckamtes iſt freigeſtellt. Jedoch iſt es am vor⸗ 
teilhafteſten, wenn der Antragſteller ſich ein Konto bei dem Poſtſcheckamt eröffnen läßt, 
in deſſen Bezirk er wohnt. Es iſt zuläſſig, bei mehreren Poſtſcheckämtern Konten zu unter⸗ 
halten. 


Anmeldungen zum Beitritt werden von den Poſtanſtalten und den Mose ee ent⸗ 
gegengenommen. 
Zur Führung der Poſtſcheckkonten ſind 
21 Poſtſcheckämter 

eingerichtet, und zwar in Berlin, Breslau, Dortmund, Dresden, Erfurt, Eſſen, Frankfurt 
(Main), Hamburg, Hannover, Karlsruhe (Baden), Köln, Königsberg (Preußen), Leipzig, 
Ludwigshafen (Rhein), Magdeburg, München, Nürnberg, Saarbrücken, Stettin, Stuttgart 
und das Poſtſparkaſſenamt Wien. 
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Nachdem das befragte Poſtamt die richtige Anſchrift angegeben bzw. a „ja“ be⸗ 5 
ſtätigt hat, wird die Karte mit dem Vermerk „zurück!“ an den Abſender zurückgeſandt. Br 


Das Antragsformblatt (ſiehe Seite 485) iſt an den Poſtſchaltern zu nge Die 8 


c 
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Nach der Eröffnung des Kontos überſendet das Poſtſcheckamt dem Poſtſcheckkunden 
zwei Unterſchriftsblätter, mit denen die Unterſchriften der für das Konto zeichnungsbe⸗ 
rechtigten Perſonen hinterlegt werden. Beide Blätter ſind an das Poſtſcheckamt zurück⸗ 
zuſenden, da erſt nach ihrem Wiedereingang Überweiſungen und Schecke erledigt werden 
können. Um jederzeit feſtſtellen zu können, in welcher Form die Unterſchriften abgegeben 
worden ſind, behält der Poſtſcheckkunde eine genaue Abſchrift des Unterſchriftsmerkblattes 
zurück. ö 

Verzeichniſſe der Poſtſcheckkunden werden für den Bezirk jedes Poſtſcheckamts aus⸗ 
gegeben. Auf Antrag erhält ſie der Poſtſcheckkunde regelmäßig unter Abbuchung des 
Kaufpreiſes von ſeinem Konto vom zuſtändigen Poſtſcheckamt geliefert. Die Poſtanſtalten 
verkaufen die Verzeichniſſe auf Beſtellung. Auslandspoſtſcheckkunden werden in einem 
beſonderen Verzeichnis geführt. | 

Alle zur Durchführung des Poſtſcheckverkehrs notwendigen und vorgeschriebenen 
Formblätter werden durch die Poſtſcheckämter geliefert. Die Koſten ſind gering. Sched- 
briefumſchläge, Zahlkarten u. a. können auch bei Privatdruckereien bezogen werden. Die 
Überweiſungs⸗ und Scheckhefte dagegen ſind nur durch die Poſtſcheckämter zu beziehen. 
Auf den Deckeln der Überweiſungs⸗ und Scheckhefte befinden ſich Gebrauchsanweiſungen. 

Zu Nachbeſtellungen auf Überweiſungs⸗ und Scheckhefte dienen die in jedem Hefte 
befindlichen Beſtellzettel. Gegen Erſtattung der Koſten bedruckt das Poſtſcheckamt auf 
Wunſch die an den Überweiſungen und Schecken befindlichen Abſchnitte, Die zu Mit- 
teilungen an den Empfänger dienen, nach Angabe des Beſtellers. 

Der Poſtſcheckkunde trägt alle Nachteile, die aus dem Verluſt oder ber ſonſtigen 
Abhandenkommen ſowie aus dem Mißbrauch der Formblätter entſtehen, wenn er das 
Poſtſcheckamt nicht fo zeitig benachrichtigt, daß Überweiſungen oder Zahlungen an Un⸗ 
berechtigte noch verhindert werden können. Die Überweiſungen und Schecke ſind deshalb 
ſorgfältig und ſicher aufzubewahren. Die deutſchen Poſtſcheckämter ſtehen im Überweiſungs⸗ 
verkehr mit Danzig, Belgien, Dänemark, Frankreich (einſchließlich Algerien), Italien, Japan 
(einſchließlich Formoſa, Korea, Kwantung und Mandſchukuo), Zugoflawien, Lettland, 
Luxemburg, Marokko (ohne die ſpaniſche Zone), den Niederlanden, Schweden, der Schweiz, 
Tunis, Ungarn und dem Protektorat Böhmen und Mähren. Die durch Poſtſchecke zur Bar- 
zahlung an Empfänger im Ausland angewieſenen Beträge werden dieſen durch Poſt— 
anweiſung oder Wertbrief überſandt. 

Der Verkehr mit dem Ausland unterliegt zur Zeit den deutſchen Deviſenvorſchriften. 
Nach den Richtlinien dieſer Deviſenvorſchriften werden bei den Poſtſcheckämtern auch 
„freie Reichsmark⸗Konten“ geführt für die aus dem Auslande kommenden Zahlungen 
bzw. den Gegenwert verkaufter Deviſen. 


2. Gutſchriften 


Einzahlungen durch Zahlkarte 


Durch Zahlkarte können auf ein Poſtſcheckkonto Beträge in beliebiger Höhe einge⸗ 
zahlt werden. Der Abſender hat die Zahlkarte vor der Einlieferung zur Poſt mit Frei⸗ 
marken in Höhe der Zahlkartengebühr freizumachen. Die Zahlkarten können auch durch 
das Privatgewerbe hergeſtellt werden; ſie müſſen in der Größe, Farbe und Stärke des 
Papiers ſowie im Vordruck mit den durch die Poſt ausgegebenen Zahlkarten genau über⸗ 
einſtimmen. Die Zahlkarte muß entweder durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. 
oder handſchriftlich mit Tinte ausgefüllt werden. Der Betrag iſt in der Reichswährung 
einzutragen. Die Markſumme muß in Ziffern und in Buchſtaben ausgedrückt ſein. Auch 
der mit der Zahlkarte verbundene Einlieferungsſchein iſt vom Einzahler auszufüllen. Der 
Abſchnitt der Zahlkarte dient zu Mitteilungen an den Poſtſcheckkunden. Zahlkarten, die 
unter Ausnutzung des Poſtſcheckverkehrs zwecks Umgehung der Poſtgebühren zur Über⸗ 
mittlung von Nachrichten oder geſchäftlichen Anpreiſungen verwendet werden ſollen, ſind 
unzuläſſig. Nach Einzahlung des Betrags wird der Poſtvermerk auf dem Einlieferungs⸗ 
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ſchein vollzogen. Der eingezahlte Betrag wird dem in der 900 angegebene 
ſcheckkonto gutgeſchrieben. Das Poſtſcheckamt überſendet dem Poſtſcheckkunden nach 
Gutſchrift den Abſchnitt der Zahlkarte. Kann die Zahlkarte beim Poſtſ checkamt a gu 
geſchrieben werden, ſo wird der Betrag an den Abſender zurückgezahlt. % 
Den Sandzuftellern können nach den in der Poſtordnung für Poſtanweiſungen N 
gebenen Vorſchriften auf ihren Zuſtellgängen freigemachte Zahlkarten zur Ablieferung 
an die Poſtanſtalt übergeben werden. Bei den Poſthilfsſtellen können Zahlkarten unte 
den in der Poſtordnung für Poſtanweiſungen angegebenen Bedingungen zur „ 
gabe an den Landzuſteller niedergelegt werden. 
Der Abſender kann eine eingelieferte Zahlkarte unter den in der Poſtordnung fur 
Zurückziehung von Poſtſendungen angegebenen Bedingungen zurücknehmen, ſolange de 
Betrag dem Konto des Empfängers noch nicht gutgeſchrieben iſt. Für eine bereits abge · 
gangene Zahlkarte wird die Zahlkartengebühr nicht erſtattet. u 
Fiaür das Ausſtellen eines Doppels zum Einlieferungsſchein wird leine Gebühr erhobe 55 
Gebühren ſiehe unter 7 (S. 490 f.). N 


Telegraphiſche Zahlkarten 


Zahlkarten können auf Antrag des Abſenders dem Poſtſcheckamt, bei dem das Ko to 
des Empfängers geführt wird, telegraphiſch übermittelt werden. Für die telegraphiſchen 
Zahlkarten, für die ein beſonderer Vordruck verwendet wird, gelten die Vorſchriften der 
Poſtordnung für telegraphiſche Poſtanweiſungen ſinngemäß. Der Poſtſcheckkunde wird 
durch das Poſtſcheckamt von der Gutſchrift in der gewöhnlichen Weiſe b 


benachrichtigt. 
Beſondere für den Empfänger beſtimmte Mitteilungen hat der Absender 905 951. 
Zahlkartentelegramm niederzuſchreiben; ſie werden durch das Lee 


auf der Rückſeite des Abſchnitts der e Zahlkarte niebergufriben. 
An Gebühren werden vom Abjender erhoben: 


bis RM BDO. 1 2.50 
über RM 500.— bis RM 1000.“ ..... F e 
für je weitere angefangene oder volle RM 500.— mehr „ 1 


Außerdem zutreffendenfalls die Telegraphengebühren für die beſonderen u 
lungen und für das beſondere Benachrichtigungstelegramm. e 


Überweiſung von Poſt- und Zahlungsanweiſungen und von Veit ig en 
durch Poſtauftrag oder Nachnahme eingezogen worden find 
Der Poſtſcheckkunde kann bei der Poſtanſtalt, durch die er ſeine Poſſendungen er. 
hält, beantragen, daß alle für ihn eingehenden oder auch einzelne bereits eingegangene 
Poſt⸗ und Zahlungsanweiſungen ſeinem Poſtſcheckkonto gutgeſchrieben werden. Die 
Poſtanſtalt überweiſt die eingegangenen Poſt⸗ und Zahlungsanweiſungen zur Gutſchrift 
dem Poſtſcheckamt. Die Abſchnitte der Poſt⸗ und Zahlungsanweiſungen werden nach d 
Gutſchrift dem Poſtſcheckkunden überſandt. Dem Poſtſcheckkunden ſteht nicht das Recht 
zu, den Betrag einer Poſt⸗ oder Zahlungsanweiſung nach der Gutſchrift zu verweig n. 
Die durch Poſtauftrag eingezogenen Beträge werden nach Abzug der Zahlkar 
gebühr dem Poſtſcheckkonto des Abſenders oder eines Dritten mit Zahlkarte überwieſen, 
wenn der Auftraggeber Poſtaufträge mit anhängender Zahlkarte benutzt. Die Zahlk 
iſt von ihm auszufüllen; als Betrag iſt der einzuziehende Betrag nach Abzug der 3 
kartengebühr einzutragen. Wird die Überweiſung auf das Poſtſcheckkonto eines Dritte 
e ſo hat der Auftraggeber am Fuße der Vorderſeite des Boten Ir 


XIV. Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ Poſtſpar⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehr 483 


merken: „Zahlkarte P. Sch. A. (Ort) . .. Konto Nr. N. . . in M. ..“ und auf 
dem Abſchnitt der Zahlkarte ſeinen Namen anzugeben. 
Die durch Nachnahme eingezogenen Beträge werden nach Abzug der Zahlkarten⸗ 
gebühr dem Poſtſcheckkonto des Abſenders oder eines Dritten mit Zahlkarte überwieſen, 
wenn der Abſender der Sendung eine Zahlkarte beifügt. Als Betrag iſt in der Zahlkarte 
der einzuziehende Betrag nach Abzug der Zahlkartengebühr einzutragen. Bei Paketen 
oder Karten mit Nachnahme hat der Abſender Nachnahmepaketkarten und Nachnahme⸗ 
karten mit anhängender Zahlkarte zu benutzen. Bei Nachnahmepaketen iſt auf dem Paket 
in der Aufſchrift unmittelbar unter der Angabe des Nachnahmebetrages zu vermerken: 
„Zahlkarte P. Sch. A. (Ort) ... Konto Nr... . N. .. . in M..... Bei Briefen uſw. 
mit Nachnahme hat der Abſender Nachnahmezahlkarten (mit Klebeleiſte) oder Nachnahme⸗ 
zahlkarten in Kartenform zu verwenden. Unmittelbar unter der Angabe des Nach⸗ 
nahmebetrags iſt auf dieſen Sendungen zu vermerken: „Zahlkarte P. Sch. A. (Ort). 
Konto Nr... . H. .. . in M. .... Wird die Überweiſung auf das Poſtſcheckkonto 
eines Dritten beantragt, ſo hat der Abſender auf dem Abſchnitt der Zahlkarte ſeinen 
Namen anzugeben. 

Die Vordrucke können auch durch das Privalgewerbe hergeſtellt werden; ſie müſſen 
in der Größe, Farbe und Stärke des Papiers ſowie im Aufdruck mit den amtlichen genau 
übereinſtimmen. 

Das Poſtſcheckamt überſendet dem Poſtſcheckkunden nach der Gutſchrift des Betrags 
den Abſchnitt der Zahlkarte. 


Überweiſungen von einem anderen Poſtſcheckkonto 


Die für Poſtſcheckkunden von anderen Poſtſcheckkunden überwieſenen Beträge werden 
dem Konto des Empfängers gutgeſchrieben. Das Poſtſcheckamt ſendet dem Poſtſcheck— 
kunden nach der Gutſchrift die Abſchnitte der Überweiſungen und Erſatzüberweiſungen 
mit dem Kontoauszug. 


3. Laſtſchriften 


Allgemeines 

Zu Überweiſungen, Erſatzüberweiſungen, Schecken und Zahlungsanweiſungen dürfen 
nur die vom Poſtſcheckamt bezogenen Vordrucke benutzt werden. Der Poſtſcheckkunde 
iſt verpflichtet, die Vordrucke ſorgfältig und ſicher aufzubewahren. Er trägt alle Nachteile, 
die aus dem Verluſt oder dem ſonſtigen Abhandenkommen ſowie aus der mißbräuchlichen 
Benutzung der Vordrucke entſtehen, wenn er nicht das Poſtſcheckamt von dem Verluſte 
uſw. jo zeitig benachrichtigt hat, daß die Überweiſung oder Zahlung an einen Unberech⸗ 
tigten noch verhindert werden kann; auch hat er in ſolchem Falle die ihm vom Poſtſcheckamt 
mitgeteilten Sicherheitsmaßnahmen zu beachten. Verſchriebene oder ſonſt verdorbene 
Vordrucke ſind nicht an das Poſtſcheckamt einzuſenden, ſondern vom Poſtſcheckkunden 
zu vernichten. 

Die Unterſchriften der Perſonen, die zur Ausſtellung von Überweiſungen und Schecken 
berechtigt ſein ſollen, hat der Poſtſchecktunde dem Poſtſcheckamt — zweifach — durch 
Unterſchriftsblatt mitzuteilen. Jede Perſon, deren Unterſchrift hinterlegt iſt, iſt allein 
zeichnungsberechtigt; ſollen mehrere Perſonen gemeinſam unterſchreiben, ſo iſt dies im 
Unterſchriftsblatt zu vermerken. Die vom Poſtſcheckkunden zur Unterzeichnung von Über⸗ 
weiſungen und Schecken ermächtigten Perſonen find berechtigt, ÜUberweiſungs⸗ und Scheck⸗ 
hefte zu beſtellen, ferner nach dem Tode des Poſtſcheckkunden das Konto weiterzuführen 
oder die Löſchung des Kontos zu beantragen und das Reſtguthaben abzuheben. Der 
Poſtſcheckkunde kann dieſe Befugniſſe im Unterſchriftsblatt beſchränken oder ausſchließen. 
Die dem Poſtſcheckamt mitgeteilten Unterſchriften gelten ſo lange, bis gegenüber dieſem 
Amt die Zeichnungsbefugnis vom Poſtſcheckkunden, nach ſeinem Tode von den Erben oder 
anderen zur Verfügung über den Nachlaß berechtigten Perſonen ſchriftlich widerrufen 
wird. Der Widerruf ſteht jedem einzelnen Erben zu. 
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Die Vordrucke einschl. der mit den Überweiſungen und Schecken verbundenen Laſt⸗ 
ſchriftzettel müſſen entweder durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. oder handſchriftlich 
mit Tinte ausgefüllt werden. Die Unterſchrift iſt ſtets handſchriftlich mit Tinte oder Tinten⸗ 
ſtift abzugeben. Der Betrag iſt in der Reichswährung einzutragen. Die Markſumme 
muß bei Überweiſungen, Schecken und Zahlungsanweiſungen in Ziffern und Buchſtaben 
ausgedrückt ſein. Bei Schecken, deren Betrag im Ausland durch Poſtanweiſung ausgezahlt 
werden ſoll, kann dieſer in der Währung des Beſtimmungslandes angegeben werden. 


Überweiſungen auf ein anderes Poſtſcheckkonto 


Die Überweiſungen können auf jeden beliebigen Betrag innerhalb der verfügbaren 
Guthaben ausgeſtellt werden. Stimmt in einer Überweiſung der Betrag in Ziffern mit 
dem in Buchſtaben nicht überein, ſo gilt der geringere Betrag. Der Abſchnitt der Über⸗ 
weiſung dient zu Mitteilungen an den Gutſchriftempfänger. f 

Aufträge für mehrere Empfänger (von 5 ab) können in einer Überweiſung (Sammel⸗ 
überweiſung) zuſammengefaßt werden. In dieſer iſt an der für die Angabe des Gutſchrift⸗ 
empfängers vorgeſehenen Stelle der Vermerk „laut Anlage“ niederzuſchreiben. Der 
Poſtſcheckktunde hat der Sammelüberweiſung ein Verzeichnis beizufügen, in dieſem die 
einzelnen Überweiſungen aufzuführen und für jede Eintragung eine Erſatzüberweiſung 
zu fertigen. Der Abſchnitt der Erſatzüberweiſung dient zu Mitteilungen an den Gut⸗ 
ſchriftempfänger. Die Schlußſumme des vom Poſtſcheckkunden zu unterſchreibenden 
Verzeichniſſes muß mit dem in der Sammelüberweiſung angegebenen Betrag überein⸗ 
ſtimmen. 

Durch das Privatgewerbe hergeſtellte Vordrucke müſſen mit den amtlichen genau 
übereinſtimmen. 

Der Ausſteller einer Überweiſung kann beantragen, daß das Poſtſcheckamt, bei dem 
ſein Konto geführt wird, den Gutſchriftempfänger unmittelbar benachrichtigt. Der Antrag 
iſt auf der Überweiſung links unten durch den Vermerk zu ſtellen: „Empfänger ſchriftlich 
(telegraphiſch) benachrichtigen“. In der Überweiſung iſt die vollſtändige Anſchrift des 
Empfängers anzugeben. In Sammelüberweiſungen dürfen ſolche Aufträge nicht auf⸗ 
genommen werden. Die Benachrichtigung geſchieht a) durch Telegramm, wenn das 


Konto des Gutſchriftempfängers bei demſelben Poſtſcheckamt geführt wird, b) durch 


Brief oder durch Telegramm, wenn das Konto des Gutſchriftempfängers bei einem 
anderen Poſtſcheckamt geführt wird. f ee 
Der Abſchnitt der Überweiſung wird bei ſchriftlicher Benachrichtigung dem Benach⸗ 
richtigungsſchreiben beigefügt. Bei telegraphiſcher Benachrichtigung erhält der Emp⸗ 
fänger den Abſchnitt in der gewöhnlichen Weiſe durch das Poſtſcheckamt, das ſein Konto 
führt; auf dem Abſchnitt niedergeſchriebene Mitteilungen werden in das Benachrichtigungs⸗ 
telegramm aufgenommen. | 
An Gebühren werden vom Ausſteller durch Abbuchung von ſeinem Konto erhoben: 
bei ſchriftlicher Benachrichtigung RM 0.20, bei telegraphiſcher Benachrichtigung die Tele⸗ 
grammgebühr. 5 
Der Ausſteller hat die Überweiſung an das Poſtſcheckamt zu ſenden, bei dem ve 
Konto geführt wird. Das Poſtſcheckamt vollzieht den der Überweiſung angefügten Laſt⸗ 
ſchriftzettel durch den Abdruck des Tagesſtempels und ſendet ihn nach der Abbuchung des 


Betrages dem Poſtſcheckkunden. Der Einſender einer Überweiſung kann verlangen, daß | 


die Laſt⸗ und Gutſchriften ſofort ausgeführt werden, auch wenn die Überreichung erſt 
nach Eintritt der Schlußzeit für Buchungsaufträge, jedoch nicht ſpäter als bis zur Schluß⸗ 
zeit für Eilaufträge zugeht. Das Verlangen iſt auf der Überweiſung links unten durch 
den Vermerk zu ſtellen: „Eilauftrag“. In Sammelüberweiſungen dürfen Eilaufträge 
nicht aufgenommen werden. 0 Gebühr für die Sonderbehandlung des Eilauftrags 
beträgt RM 1.—. 

Der Poſtſcheckkunde kann eine Überweiſung zurücknehmen, ſolange der Betrag auf 
dem Konto des Empfängers noch nicht gutgeſchrieben worden iſt. Iſt die Überweiſung 
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bereits an das Beſtimmungspoſtſcheckamt abgeſandt, ſo tritt bei brieflicher Übermittlung 
die in der Poſtordnung vorgeſehene Gebühr für den einfachen Einſchreibbrief, bei tele⸗ 
graphiſcher Übermittlung die Telegraphengebühr hinzu. Die Gebühren werden vom 
Konto des Ausſtellers abgebucht. Für deckungsloſe Überweiſungen wird eine Gebühr 
von RM 0.20 erhoben. 


Telegraphiſche Überweisungen 


Überweiſungen können auf Antrag des Ausſtellers einem bei einem anderen Poſt⸗ 
ſcheckamt geführten Konto telegraphiſch übermittelt werden. Der Gutſchriftempfänger 
wird durch das Poſtſcheckamt, bei dem ſein Konto geführt wird, von der Gutſchrift in der 
gewöhnlichen Weiſe benachrichtigt. Der Ausſteller einer telegraphiſchen Überweiſung 
kann auch beantragen, daß das Poſtſcheckamt, bei dem ſein Konto geführt wird, den Gut⸗ 
ſchriftempfänger ſchriftlich oder telegraphiſch benachrichtigt. Der Antrag auf telegraphiſche 
Überweiſung iſt auf der Überweiſung links unten durch den Vermerk „Telegraphiſch“ 
zu ſtellen. Soll außerdem der Empfänger vom Poſtſcheckamt, bei dem das Konto des Aus⸗ 
ſtellers geführt wird, ſchriftlich oder telegraphiſch benachrichtigt werden, ſo muß der Ver⸗ 
merk lauten: „Telegraphiſch überweiſen, Empfänger ſchriftlich (telegraphiſch) benach⸗ 
richtigen“. Die Vermerke ſind mit farbiger Tinte, Farbſtift oder ſchwarzer Tinte unter 
Unterſtreichung mit Farbſtift anzubringen. In Sammelüberweiſungen dürfen telegraphiſch 
zu erledigende Aufträge nicht aufgenommen werden. 

Die auf dem Abſchnitt der Überweiſung vom Auftraggeber niedergeſchriebenen be⸗ 

ſonderen Mitteilungen werden durch das Überweiſungstelegramm dem Beſtimmungs⸗ 
poſtſcheckamt und von dieſem in der gewöhnlichen Weiſe durch einen Gutſchriftzettel 
dem Empfänger übermittelt. Iſt ſchriftliche oder telegraphiſche Benachrichtigung des 
Empfängers verlangt, ſo werden die Mitteilungen in die ſchriftliche oder telegraphiſche Be⸗ 
nachrichtigung aufgenommen. 
An Gebühren werden vom Ausſteller durch Abbuchung von ſeinem Konto erhoben: 
1. eine nach der Höhe des Überweiſungsbetrags geſtaffelte Gebühr (bis RM 1000.— 
RM 2.50, für je weitere RM 500.— oder einen angefangenen Teil davon RM 0.50 mehr), 
2. gegebnenfalls die Telegraphengebühr für die Mitteilungen, 3. bei ſchriftlicher Benach— 
richtigung RM 0.20, 4. bei telegraphiſcher Benachrichtigung die Telegraphengebühr. 


Auszahlungen durch Scheck 

Der Höchſtbetrag eines Schecks iſt unbeſchränkt. 

Der Abſchnitt des Schecks dient zu Mitteilungen an den Empfänger. 

Mit einem Scheck kann Auftrag zu Barzahlungen an mehrere Empfänger (min⸗ 
deſtens fünf) erteilt werden (Sammelſcheck). In dieſem iſt an der für die Angabe des Emp⸗ 
fängers vorgeſehenen Stelle der Vermerk „laut Anlage“ niederzuſchreiben. 

Der Poſtſcheckkunde hat dem Sammelſcheck ein Verzeichnis beizufügen, in dieſem 
die einzelnen Aufträge aufzuführen und für jede Eintragung eine Zahlungsanweiſung 
zu fertigen. Der Abſchnitt der Zahlungsanweiſung dient zu Mitteilungen an den Emp⸗ 
fänger. Die Schlußſumme des vom Poſtſcheckkunden zu unterſchreibenden Verzeichniſſes 
muß mit dem im Sammelſcheck angegebenen Betrag übereinſtimmen. 

Der Scheck iſt binnen zehn Tagen nach der Ausſtellung bei dem Poſtſcheckamt zur 
Einlöſung vorzulegen. Wird ein Scheck nach Ablauf dieſer Friſt vorgelegt, ſo kann das 
Poſtſcheckamt die Einlöſung ablehnen. Wird der Scheck vom Zahlungsempfänger ein⸗ 
geſandt, ſo hat dieſer am oberen Rand unter der vorgedruckten Kontobezeichnung zu 
vermerken: „vom Empfänger eingeſandt“. 

Das Poſtſcheckamt vollzieht den dem Scheck angefügten Laſtſchriftzettel durch den 
Abdruck des Tagesſtempels und ſendet ihn nach der Abbuchung des Betrags dem Poſt⸗ 
ſcheckkunden. 

Der Poſtſcheckkunde kann einen von ihm an das Poſtſcheckamt geſandten Scheck, in 
dem der Name des Empfängers angegeben iſt, zurücknehmen, ſolange die Zahlungs⸗ 
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anweiſung dem Empfänger noch nicht zugeſtellt iſt. Iſt die Sahle 
an die Beſtimmungspoſtanſtalt abgeſandt, ſo wird bei brieflicher Übermittlu 
der Poſtordnung vorgeſehene Gebühr für den einfachen Einſchreibbrief, bei telegraph 
Übermittlung die Telegraphengebühr erhoben. Die Gebühren werden vom Konto de 
Ausſtellers abgebucht. 1 
Für deckungsloſe Schecke wird eine Gebühr von RM 0.20 erhoben. 
Schecke mit Indoſſament werden nicht eingelöſt. 
Iſt im Scheck der Empfänger genannt, ſo wird die Poſtanſtalt vom Poſſchedam 
durch Zahlungsanweiſung beauftragt, den Betrag an den Empfänger zu zahlen. 
Hat der im Scheck genannte Empfänger ſelbſt ein Konto bei demſelben oder ein 
anderen Poſtſcheckamt und ſoll der Betrag dieſem Konto gutgeſchrieben werden, fo fi 
im Scheck hinter dem Beſtimmungsort auch die Nummer ſeines Kontos und das PO 
amt, bei dem e3 geführt wird, anzugeben. f 
Der Einſender eines Schecks kann verlangen, daß die Laſtſchrift auch dann 10 
am Eingangstag ausgeführt wird, wenn der Scheck dem Poſtſcheckamt erſt nach E 
tritt der Schlußzeit für Buchungsaufträge zugeht. Das Verlangen iſt a der Vorder⸗ 
ſeite des Schecks links unten durch den Vermerk zu ſtellen: „Eilauftrag“. In Sammel 
ſchecke dürfen Eilaufträge nicht aufgenommen werden. Gebühr für die Sonderbehandlu 
des Eilauftrags RM 1.—. { 
Die Vorſchriften der Poſtordnung über die Zuſtellung, Abholung und Auszahlu 
der Poſtanweiſungen, die Aushändigung poſtlagernder Poſtanweiſungen, die Auszahlun 
der Beträge nach Behändigung der Poſtanweiſungen, die Nachſendung der Poſtanwei 
ſungen, ſowie die Behandlung unzuſtellbarer Poſtanweiſungen am Wee 
gelten ſinngemäß für die Zahlungsanweiſungen. \ 
Die Zuſtellung mit dem Geldbetrag ift auf Zahlungsanweiſungen bis zu bei in de 
Poſtordnung für die Zuſtellung der Wertſendungen feſtgeſetzten Höchſtbeträgen befchtät 
Lautet die Zahlungsanweiſung auf einen höheren Betrag, ſo wird nur die Zahlun 
anweiſung zugeſtellt. Der Betrag iſt in dieſem Falle bei der Poſtanſtalt auf Grund der 
Zahlungsanweiſung abzuholen. 3 
Verliert der Empfänger eine Zahlungsanweiſung, ſo hat er es der Beſtimmungs 
poſtanſtalt mitzuteilen. Dieſe ſetzt die Zahlung bis auf weiteres aus. Es iſt Sache 
Empfängers, den Poſtſcheckkunden zu veranlaſſen, daß dieſer bei dem Poſtſcheckamt 
Überſendung eines Doppels der Zahlungsanweiſung erwirkt. Für das Ausſtellen i 
Doppels wird keine Gebühr erhoben. 
Scheckbeträge können dem Empfänger durch telegraphiſ che Zahlungsanweiſung über 
mittelt werden. Der Antrag iſt durch den Vermerk „Telegraphiſch“, der mit farbiger Tinte 
mit Farbſtift oder mit ſchwarzer Tinte unter Unterſtreichung mit Farbſtift auf der Vorder 
ſeite des a links unten anzubringen iſt, zu ſtellen und vom Antragſteller zu unter⸗ 
ſchreiben. In Sammelſchecke dürfen telegraphiſch zu erledigende Aufträge nicht auf 
genommen werden. Für die telegraphiſchen Zahlungsanweiſungen gelten die Vorſchrift 
der Poſtordnung für telegraphiſche Poſtanweiſungen ſinngemäß. Hat der Scheckausſteller 
die telegraphiſche Übermittlung beantragt, ſo wird der Betrag des Schecks dem Empfänger 
unverkürzt überwieſen; an Gebühren werden erhoben eine nach der Höhe des Scheckbetrags 
geſtaffelte Gebühr und gegebnenfalls die Telegraphengebühr für die Mitteilungen vom 
Konto abgebucht. Hat dagegen der Empfänger die telegraphiſche Übermittlung beantra 
ſo wird der Betrag des Schecks um die ſoeben angegebenen Gebühren gekürzt. 5 
Gewöhnliche Zahlungsanweiſungen können auf Verlangen des Scheckausſtellers oder 
des Empfängers telegraphiſch nachgeſandt werden. Die Zahlungsanweiſung wird na 
den Vorſchriften der Poſtordnung über die telegraphiſche Nachſendung gewöhnlicher Poſt 
anweiſungen als Poſtanweiſung telegraphiſch nachgeſandt. Vom Betrage werden die für 
die Übermittlung nach dem neuen Beſtimmungsort zu erhebenden Gebühren abgezog 
Der Betrag eines Schecks kann dem Empfänger durch beſonderen Boten zugeſt 
werden (Eilzuftellung). Für das Verfahren gilt die Poſtordnung ſinngemäß. Am obe 


— 
er 
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Rande der Rückſeite des Schecks iſt der Vermerk „Durch Eilboten“ niederzuſchreiben. 
Will der Scheckausſteller das Eilzuſtellgeld tragen, ſo hat er die Worte „Bote bezahlt“ 
kinzuzuftgen Vom Konto werden dann der Betrag des Schecks und das Eilzuſtellgeld 
abgebucht. In Sammelſchecke dürfen ſolche Aufträge nicht aufgenommen werden. 

Wohnt der im Scheck bezeichnete Empfänger im Ausland, ſo wird ihm der Betrag 
durch Poſtanweiſung oder Wertbrief geſandt. Der Poſtſcheckkunde kann dem Scheck eine 
ausgefüllte Poſtanweiſung beifügen und dabei den Abſchnitt zu Mitteilungen an den 

Empfänger benutzen, ſoweit dieſe zugelaſſen ſind. Auf der Vorderſeite des Schecks iſt 
links unten der Vermerk „Poſtanweiſung anbei“ niederzuſchreiben. Vom Konto des 
Scheckausſtellers werden der Betrag des Schecks und die Gebühr für die Poſtanweiſung 
oder den Wertbrief abgebucht. 

Der Scheckausſteller kann auf dem Scheck durch den Vermerk „Gebühr trägt der 
Empfänger“ beſtimmen, daß der Empfänger die Gebühr für die Poſtanweiſung oder den 
Wertbrief tragen ſoll. In dieſem Falle wird der Betrag des Schecks um die Gebühr gekürzt. 

Der Inhaber eines Schecks, in dem kein Zahlungsempfänger angegeben iſt, kann 

a) den Scheck bei der Kaſſe des Poſtſcheckamts, das das Konto des Ausſtellers führt, 


zur Einlöſung vorlegen oder 


b) im Scheck einen Empfänger angeben. Bei Übermittlung des Scheckbetrags 
nach dem Ausland wird dieſer ſtets um die Gebühr gekürzt. 


4. Entrichtung der Gebühren 


Die Gebühren und die Preiſe für Vordrucke werden vom Konto des Zahlungs⸗ 
pflichtigen abgebucht. Die mit Scheck überwieſenen Beträge und die vom Poſtſcheckamt 
mit Poſtanweiſung oder Wertbrief abgeſandten Beträge unterliegen nicht der Auszahlungs⸗ 
gebühr. Der Preis für unbrauchbar gewordene Vordrucke wird nicht erſtattet. Für Lauf⸗ 
ſchreiben wegen Sendungen des Poſtſcheckverkehrs (Zahlkarten, Überweiſungen, Schecke) 
wird eine Gebühr von RM 0.50 erhoben. Die Koſten der Anſtellung umfangreicher Nach⸗ 
forſchungen, die von der Poſt nicht verſchuldet ſind, hat der Antragſteller zu erſtatten. 
Ihre ungefähre Höhe iſt ihm vor Einleitung der Nachforſchungen bekanntzugeben; auf 
Verlangen hat er auf dem Konto einen Teil ſeines Guthabens für Abhebungen ſperren 
zu laſſen oder einen angemeſſenen Betrag im voraus zu hinterlegen. 


5. Scheckbriefumſchläge 


Für die Briefe der Poſtſcheckkunden an die Poſtſcheckämter dienen beſondere gelbe 
Scheckbriefumſchläge. Bei Benutzung der gelben Umſchläge werden die Briefe ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Gewicht zur ermäßigten Gebühr von 5 Rpf befördert. 


6. Anderungen in den Verhältniſſen eines Poſtſcheckkunden 


Anderungen in den rechtlichen Verhältniſſen eines Poſtſcheckkunden, die für fein 
Konto von Bedeutung ſind, müſſen dem zuſtändigen Poſtſcheckamt mitgeteilt und durch 
Vorlegung öffentlicher Urkunden nachgewieſen werden. Unterbleibt dieſe Mitteilung, 
ſo hat die Poſtverwaltung den etwa aus der Unkenntnis der eingetretenen Anderungen 
entſtehenden Schaden nicht zu vertreten. Stirbt ein Poſtſcheckkunde, ſo kann das Konto 
auf Antrag bis zu ſechs Monaten — vom Tode des Poſtſcheckkunden ab — weitergeführt 
werden. Zur Stellung des Antrags ſind die Erben berechtigt, die ſich durch Vorlegung 
des Teſtaments, der gerichtlichen Erbbeſcheinigung uſw. ausweiſen müſſen. Iſt ein Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker, ein Nachlaßpfleger oder Nachlaßverwalter ernannt worden, ſo iſt dieſer 
zur Weiterführung des Kontos berechtigt. Ein Antrag iſt nicht erforderlich, wenn zur 
Weiterführung eine Perſon oder mehrere Perſonen laut Unterſchriftsblatt ermächtigt 
ſind. Beträge, die beim Poſtſcheckamt unter der Anſchrift des Verſtorbenen eingehen, 
ſind dem Konto gutzuſchreiben, ſolange es nicht aufgehoben iſt. Die von dem Verſtorbenen 
beim Poſtſcheckamt mit Gültigkeit auf Lebensdauer niedergelegten Unterſchriften ver⸗ 
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Antrag auf Eröffnung eines Postscheckkontos 
Ich | 
Wir wünsche..... dem Postscheckverkehr beizutreten und beantrage die Er- 


öffnung eines Kontos beim Postscheckam t. 


unter folgender Bezeichnung... „nu. 


In das gedruckte Verzeichnis der Postscheckkunden (s. Punkt 1 der a 


. beantrage ich 8 
Seite 487) 5j A __hierzu folgenden kurzen Zusatz aufzunehmen: 
eantragen wir 


bitte zu streichen 
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Ferner — — —— 
bestellen wir 


Wenn nicht gewünscht, 
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(Stand Beruf, Geschäftszweig) 


„) Da die Zahlkarten für Bareinzahlung dienen, empfiehlt es sich, sie nur zu bestellen, wenn Sie die 
Zahlkarten den Rechnungen usw. an Ihre Kunden beilegen wollen. 


Bitte die Bemerkungen auf Seite 490 zu beachten! 
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lieren ihre Gültigkeit, ſobald der Tod des Poſtſcheckkunden dem Poſtſcheckamt bekannt wird; 
bei Weiterführung des Kontos können ſie jedoch von den Erben oder von den zur Weiter⸗ 
führung berechtigten Perſonen wieder in Kraft geſetzt werden. 

Wird ein Antrag auf Weiterführung des Kontos von den dazu Berechtigten nicht ge⸗ 
ſtellt und iſt niemand nach dem Unterſchriftsblatt zur Weiterführung berechtigt, ſo wird 
es geſchloſſen. Die Beträge der nach dem Erlöſchen eines Kontos noch eingehenden Ein⸗ 
zahlungen werden den Einzahlern zurückgezahlt. 


Muſter einer ausgefüllten Zahlkarte 
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Das Poſtſcheckamt ſendet dieſen Abſchnitt dem Po 
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) Einzurücken iſt der Betrag der erſten Einzahlung (ſ. Punkt 5 der Bemerkungen, S. 487). — 
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Bemerkungen 
. Antragſteller. Eingetragene Firmen haben den Wortlaut Bir Henbelsgeichtihen Ein 
tragung genau anzugeben. 
Nichteingetragene Firmen haben eine behördliche Beſcheinigung, che iu 
Geſellſchaften und Genoſſenſchaften eine behördliche Beſcheinigung oder den Geſell⸗ 
ſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsvertrag vorzulegen. Nichteingetragene Vereine haben N 
eine behördliche Beſcheinigung über die Zuſammenſetzung des eee BD ein 
Stück der Satzungen beizubringen. 
In das gedruckte Verzeichnis der Poſtſcheckkunden wird auf Wunſch e eine 
Angabe über Beruf oder Gewerbe (Geſchäftszweig) uſw. des Poſtſcheckkunden ab 
kurzer Zuſatz koſtenfrei aufgenommen. 5 
2. Unterſchrift des Antragſtellers. Privatperſonen haben den Antrag mit ihrem B 
(Ruf⸗) Namen, der ſtets auszuſchreiben ift, und Zunamen unter Angabe ihres Standes 
oder Berufs zu vollziehen. Beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe (häufig vorkommen⸗ 
der Zuname, ähnlich lautende Firmenbezeichnung am Orte uſw.) haben ſie jedoch 
mehrere oder alle Vornamen anzugeben, wobei der Rufname zu unterſtreichen iſt. 
3. Formblätter. Über die Preiſe für die Formblätter geben die Poſtanſtalten Auskunft. 
Bei Benutzung der gelben Scheckbriefumſchläge werden die Briefe der Poſtſcheck⸗ 
kunden an ihre Poſtſcheckämter innerhalb des Deutſchen Reichs gegen die e 
Gebühr von 5 Rpf befördert. 
Die Überweiſungs⸗ und Scheckhefte und die Unterſchriftsblätter werden den Bott 
ſcheckkunden unter „Einſchreiben“ überſandt. 
4. Abgabe des Antrags. Zur Vermeidung von Rückfragen bitten wir, den Antrag bei war 
der Poſtanſtalt, von der Sie Ihre Poſtſachen erhalten, tunlichſt perſönlich abzugeben 
5. Erſte Einzahlung. Die Stammeinlage beträgt RM 5.—. Sie iſt bei der Abgabe de: 
Antrags mit Zahlkarte auf das Konto „Neu“ einzuzahlen, auch kann ſie aus einem andern 2 
Poſtſcheckkonto auf das Konto „Neu“ überwieſen werden. Gleichzeitig iſt ein Betrag 
zur Deckung der Koſten für die beſtellten Formblätter (Überweiſungshefte, 9 
hefte, Zahlkarten, gelbe Scheckbriefumſchläge) mit einzuzahlen. 


7. Gebühren 


Überweiſungen 


— 


Zahlkarten Auszahlungen 


Die Zahlkartengebühr, die vom Einzahler 
in Freimarken zu entrichten iſt, beträgt 
bei Einzahlungen 

bis RM 10. [RM 0.10 
von mehr als 5 


a) Barzahlungen 
RM 0.15 feſte Bestt 
u.1Rpf für je RM a 

B.: A 


Die Nee R 


RM 10.— vis |" 0.75 ſſnd innerhalb des b) 8 
" 79 0 85 „ „ N " 9250 Deutſchen Reichs Auszahlungen an de 
" el) 0. Kaſſe des Poſt eckamte 
„ 250. „ „ 500. „ 080 [ohne Rüchich auf denen 


Betrag gebührenfrei. und im Abrechnungsver 
Überweiſungen auf kehr! Rpf f. je Ru 00.— 
Poſtſcheckkonten im Die Auszahlungsgebüh 
Ausland: für je ren werden vom Poſt 
RM 100. — 5 Rpf, ſcheckkonto des 1 
mindeſtens RM 0.20. [gebers abgebucht. 


„ 500.— „ „ 750.— ][, 0.40 
„ 750.— „ „ 1000.— „ 0.50 
77 1000.— 77 77 1250.— 77 0.60 
„ 1250.— „ „ :1500.—] ı 0.70 
7 1500.— 7 17 1750.— I 0.80 
„ 1750.— 2000.— [„ 0.90 
„5 2000.— (unbeſchränkt) „5 1.— 


eee 


—— — 


trag RM 1.—. N 
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Telegraphiſche Aufträge 


Zahlkarten Überweiſungen Auszahlungen 


bis RM 25.— |] 

von mehr als 

RM 25.— bis RM 500.— 
77 500.— 77 „51000.— 

für je weitere „ 500.— 

TT 


außerdem zutreffendenfalls die Telegraphengebühr für die in 
| das Telegramm aufgenommenen Mitteilungen an d. Empfänger 


8. Poſtreiſeſchecke 


Die Poſtreiſeſchecke ermöglichen es jedermann, ſich unterwegs leicht und bequem 
mit Bargeld zu verſorgen. Sie werden mit der zugehörigen Ausweiskarte von den Poſt⸗ 
ſcheckämtern auf alle durch 25 teilbare Summen bis RM 2500.— ausgeſtellt und ſind3 Monate 
gültig. Die Perſon, auf die der Reiſeſcheck lautet, kann bei jeder Poſtanſtalt, der ſie den 
Reiſeſcheck vorlegt, während der Poſtſchalterſtunden Beträge des Guthabens abheben; 
ſie hat ſich durch den im Reiſeſcheckheft angegebenen behördlichen Ausweis mit Lichtbild 
und eigenhändiger Unterſchrift auszuweiſen. 

Beſtellungen auf Poſtreiſeſcheckhefte nimmt jede Poſtanſtalt entgegen. Der Be⸗ 
ſteller zahlt den Betrag, über den das Reiſeſcheckheft lauten ſoll, mit Zahlkarte auf ein 
anzulegendes Reiſeſcheckkonto an das von ihm zu beſtimmende Poſtſcheckamt ein. Eine 
Stammeinlage wird nicht gefordert. Hat der Beſteller ein Poſtſcheckkonto, ſo kann er 
davon den Betrag des Poſtreiſeſchecks auf das bei ſeinem Poſtſcheckamt anzulegende 
Reiſeſcheckkonto gebührenfrei überweiſen. Zahlkarte und Überweiſung find „zur Gut⸗ 
ſchrift auf das Konto Reiſeſcheck. (Vor⸗ und Zuname, Stand, Wohnort und Wohnung 
der Perſon, für die der Poſtreiſe ſchec ausgefertigt werden ſoll)“ auszuſtellen. Auf dem 
Abſchnitt der Zahlkarte ſind Name und Wohnort des Einzahlers anzugeben. Der Poſt⸗ 
Reiſeſcheck wird der als Inhaber bezeichneten Perſon gebührenfrei geſandt. Soll er an 
dieſe Perſon anderswohin, als in der Zahlkarte angegeben iſt, geſandt werden, ſo iſt dies 
auf dem Zahlkartenabſchnitt zu beantragen. 

Der Inhaber kann gegen Vorlegung des Poſtreiſeſcheckheftes bei jeder Poſtanſtalt 
des Deutſchen Reiches und im Gebiet der Freien Stadt Danzig ſowie bei allen 
Bahnhofswechſelſtuben der Deutſchen Verkehrs⸗Kreditbank⸗A.⸗G. während der Schalter⸗ 
dienſtſtunden beliebige Beträge ſeines Guthabens abheben. Dieſer Anſpruch iſt nicht 
übertragbar. Die Teilbeträge müſſen durch 25 teilbar ſein. Die Rückzahlung erfolgt 
gegen Empfangsbeſcheinigung auf einem der im Poſtreiſeſcheckheft enthaltenen Vordrucke, 
der vom Auszahlungsbeamten bei der Zahlungsleiſtung aus dem Hefte losgetrennt wird. 
Die Vordrucke dürfen handſchriftlich nur mit Tinte ausgefüllt werden. 

An Gebühren werden erhoben: 1. für die mit Zahlkarte zu leiſtende Bareinzahlung 
die Zahlkartengebühr; 2. für das Poſtreiſeſcheckheft RM 1.—. 

Iſt nach Ablauf der dreimonatigen Gültigkeitsdauer des Poſtreiſeſcheckheftes noch ein 
Reſtguthaben verblieben, ſo wird es vom Poſtſcheckamt auf Antrag dem Poſtſcheckkonto 
des Reiſeſcheckinhabers wieder gutgeſchrieben oder durch die Zahlſtelle des Poſtſcheckamts 
oder durch Zahlungsanweiſung bar zurückgezahlt; es kann auch auf ein neues Poſt⸗ 
reiſeſcheckheft angerechnet werden. Dem Antrag iſt der Poſtreiſeſcheck mit den übrig⸗ 
gebliebenen Empfangsſcheinvordrucken beizufügen. Die Poſt haftet für die auf Reiſe⸗ 
ſcheckkonto gutgeſchriebenen Beträge wie für Poſtanweiſungen. 

Außer den Poſtreiſeſcheckheften für Perſonen mit behördlichem Lichtbildausweis 
werden von den Poſtſcheckämtern auch Poſtreiſeſcheckhefte auf alle durch 25 teilbaren 
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Reichsmarkbeträge bis RM 1000.— ausgeſtellt für Perſonen, die ſich nur durch ihre eigen⸗ 


händige Unterſchrift auszuweiſen wünſchen. Die Unterſchrift iſt vom Inhaber gu, 


einem vom Poſtſcheckamt dem Poſtreiſeſcheckheft beigefügten Unterſchriftsblatt in der 
Form abzugeben, wie er die Reiſeſchecke unterſchreiben wird. 


9. Weitere mit Vorteil zu benutzende Einrichtungen des Poſtſcheckverkehrs ſind: 


Die Abbuchung von Steuern vom Poſtſcheckkonto auf Antrag bei ſeiner Steuer⸗ 
zahlſtelle. Das gleiche Verfahren iſt zugelaſſen für die Beitragsentrichtung an die Kranken⸗ 
kaſſen, für die Entrichtung geſtundeter Eiſenbahnfrachten, gemeindlicher Gebühren, 
Schulgeld, für die Begleichung von Zeitungsgeldern, Schließfachgebühren, 
Mieten, Pachten, Paket⸗, Telegraphengebühren uſw. 


10. Austritt aus dem Scheckverkehr 


2 Der Poſtſcheckkunde kann jederzeit aus dem Scheckverkehr ausſcheiden. 
Im Falle einer mißbräuchlichen Überziehung des Guthabens, d. h. des die Stamm⸗ 
u von RM 5.— überſteigenden Betrags ſeitens des Scheckkunden oder wenn das Gut⸗ 
haben den Betrag der Stammeinlage nicht erreicht und der Poſtſcheckkunde das Gut⸗ 
haben innerhalb einer von der Poſtverwaltung feſtzuſetzenden Friſt nicht bis zu 1 
Betrage auffüllt, iſt auch das Poſtſcheckamt befugt, das Konto aufzuheben. 


11. Gewährleiſtung 


I. Die Poſtverwaltung haftet dem Poſtſcheckkunden für die ordnungsmäßige Aus⸗ 5 N 


führung der bei dem Poſtſcheckamt eingegangenen Aufträge nach den allgemeinen Vor⸗ 
Schriften des bürgerlichen Rechtes über die Haftung des Schuldners für die Erfüllung ſeiner 
Verbindlichkeit. Sie haftet nicht für die rechtzeitige Ausführung der ihr erteilten Auf⸗ 
träge. Der Anſpruch gegen die Poſtverwaltung verjährt in zwei Jahren. 

II. Für die auf Zahlkarten eingezahlten Beträge haftet die Poſtverwaltung in gleicher 
Weiſe wie für Poſtanweiſungen. 


C. Poſtſparkaſſendienſt 


1. Allgemeines 


Der im Lande Oſterreich bewährte Poſtſparkaſſendienſt wurde mit Wirkung vom 
1. Januar 1939 für das geſamte Reichsgebiet eingeführt und durch Dis am 11. November 
1938 erlaſſene Poſtſparkaſſenordnung geregelt. = 


Der Poſtſparkaſſendienſt bietet beſondere Vorteile: Ein⸗ 19 Rückzahlungen bei allen 


Poſtämtern und Amtsſtellen, unbeſchränkte Freizügigkeit der Poſtſparbücher, keine bzw. 


geringe Gebühren, Wahrung des Poſtſparkaſſengeheimniſſes. 


Die Sparkonten werden beim Poſtſparkaſſenamt in Wien geführt. Anträge auf Teil⸗ 555 


nahme am Poſtſparkaſſendienſt werden von den Amtern und Amtsſtellen entgegenge⸗ 
nommen. Danach erhält der Sparer bei der erſten Einzahlung ein Poſtſparbuch mit be⸗ 
ſonderer Ausweiskarte und 2 Hefte mit Rückzahlungs⸗ und Kündigungsſcheinen. 


2. Einlagen 


Einlagen zahlt der Sparer bei allen Poſtämtern und Amtsſtellen in Beträgen von 

RM 1.— oder dem Mehrfachen einer Reichsmark mittels Einzahlungsſchein ein. Reichs⸗ 

pfennigbeträge können durch Einkleben von Poſtwertzeichen in beſondere Poſtſparkarten 
geſpart werden. 

Die vorgeſchriebenen Einzahlungsſcheine müſſen vom Sparer entweder handſchriftlich 

mit Tinte oder in Maſchinenſchrift ausgefüllt werden. Dem Sparkonto können auch Über⸗ 
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weiſungen vom Poſtſcheckkonto zugeführt werden. Bei ſolchen Überweiſungen iſt das 
„PSA. Wien, Poſtſparbuch Nr... als Empfänger anzugeben. Ferner muß der linke 
Überweiſungsabſchnitt den Vermerk tragen: „Zur Gutſchrift auf Poſtſparbuch Nr. . . . .“ 
Der Sparer erhält hierauf eine Gutſchriftsanweiſung, die dann im Poſtſparbuch beſcheinigt 
wird. Überweiſungen von Poſtſparkonto zu Poſtſparkonto find unzuläſſig. 


3. Rückzahlungen 

Die Poſtſparkaſſenordnung nennt drei Möglichkeiten der Rückzahlung: 

1. Rückzahlungen ohne Kündigung, 

2. Rückzahlungen nach Kündigung ohne Kündigungsfriſt, 

3. Rückzahlungen nach Kündigung mit Kündigungsfriſt von 3 Monaten. 

Ohne Kündigungsfriſt werden auf jedes Poſtſparbuch höchſtens RM 1000.— im Monat 
ausgezahlt. 

Der Sparer hat im 1. Falle über den abzuhebenden Betrag einen Rückzahlungsſchein 
auszufüllen, der mit dem Poſtſparbuch und der Ausweiskarte zur Auszahlung vorzulegen 
it. Bei Beträgen über RM 100.— überſendet der Sparer dem PSA. in Wien einen mit 
Unterſchrift verſehenen Kündigungsſchein. Alsdann erhält er eine Rückzahlungsanweiſung, 
auf deren Grund ihm der Betrag ausgezahlt wird. 

Die Reichspoſt iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, an jeden Vorleger des Poſtſpar⸗ 
buches und der Ausweiskarte zu zahlen. Es empfiehlt ſich daher, Poſtſparbuch und Ausweis— 
karte voneinander getrennt aufzubewahren. 


4. Verzinſung 
Die Einlagen werden zur Zeit mit 2¼ % verzinſt, das iſt 1/,% unter dem Zinsſatz, 
der für Spareinlagen mit geſetzlicher Kündigungsfriſt für allgemein verbindlich erklärt iſt. 
Die Verzinſung beginnt mit dem 15. Zinstage nach der Einzahlung. 
Die Zinſen werden am Schluſſe jeden Jahres gutgeſchrieben und dann mitverzinſt. 


35. Beſonderes 
Die Übertragung einer Einlage iſt unter Beachtung der dazu erlaſſenen Vorſchriften 
zuläſſig. 
Der Verluſt eines Poſtſparbuches oder der Ausweiskarte iſt unverzüglich an das Poſt— 
ſparkaſſenamt zu melden. 


D. Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehr 


1. Aufgabe von Telegrammen 


Den für den öffentlichen Verkehr beſtimmten Telegraphen der Deutſchen Reichs⸗ 
poſt darf jedermann benutzen. Die Deutſche Reichspoſt hat jedoch das Recht, den Be⸗ 
trieb zeitweiſe ganz oder zum Teil für alle oder für beſtimmte Gattungen von Tele- 
grammen einzuſtellen. 

Telegramme können bei jeder für den allgemeinen Verkehr geöffneten Telegraphen- 
anſtalt, bei den dazu beſonders ermächtigten Reichspoſtanſtalten ohne Telegraphenbetrieb 
oder mittels Briefkaſten eingeliefert werden. Wegen Auflieferung von Telegrammen 
mittels Fernſprecher ſiehe unter Nr. 22 (Fernſprechgebühren). 

Die in die Briefkäſten zu legenden Telegramme können einfach zuſammengefaltet 
oder in einen Umſchlag gelegt werden. Dieſe Telegramme müſſen indes in auffallender 
Weiſe als Telegramm bezeichnet und mit Poſtfreimarken vollſtändig freigemacht ſein. 
Innerhalb des Reichstelegraphengebiets gelangen auch die durch Briefkaſten aufgelieferten 
unvollſtändig oder gar nicht freigemachten Telegramme zur Abtelegraphierung; die Ge⸗ 
bühren werden in ſolchen Fällen nachträglich vom Abſender eingezogen. 

Die Telegraphenboten ſowie die Landzuſteller ſind zur Übernahme von Telegrammen 
behufs Ablieferung an das Verkehrsamt befugt. 
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2. Allgemeine Erforderniſſe der zu befördernden Telegran 


Deutliche Schrift in deutſchen oder lateiniſchen Buchſtaben zur Erleichte 
ſchnellen Ableſens beim Telegraphieren, genaue Angabe des Beſtimmungsortes u 
Wohnung des Empfängers find weſentliche Erforderniſſe für die ſchnelle und fiche ö 
kunft eines Telegramms. Die Wohnungsangabe iſt ſtets vor die — alt 
zu ſetzen. ns 
Einſchaltungen, Randzuſätze, Streichungen oder Überſchreibungen müſſen vom Ab- 

ſender des Telegramms oder von ſeinem Beauftragten anerkannt werden. e 
Es empfiehlt ſich, ſtets links auf der Telegramm⸗Urſchrift Name (Firma) 10 
Wohnung des Abſenders anzugeben. Bei Telegrammen, die auf Gefahr des Abſenders 
angenommen werden oder bei denen eine Nachforderung von Gebühren in Frage 
kommt, iſt die Abſenderangabe unentbehrlich. 
Telegramm ⸗Aufgabevordrucke ſind in Heften zu 100 Stück käuflich, Börfen-Hufgabe 
bordrude in Heften zu 100 und 50 Stück (Preiſe RM 0.50 und 1.20 bzw. RM 0.60). 
Man ſchreibe zunächſt die Anſchrift, darunter den Text und unter dieſen die Unter⸗ 
ſchrift. Die Unterſchrift iſt nicht erforderlich; ſie kann vom Abſender in Form einer gebräuch⸗ 
lichen Abkürzung abgefaßt oder durch eine eingetragene abgekürzte Anſchrift erſetzt werden. 
Die Anſchrift muß mit Ausſchluß der Perſonennamen ſtets in der Sprache des Landes, 
in dem der Empfänger ſich befindet, oder in franzöſiſcher Sprache abgefaßt ſein. Tele 
gramme ohne Text ſind nicht zugelaſſen. ö 5 
Die Anſchrift kann in einer abgekürzten Form niedergeſchrieben werden, wen ſie 
vom Empfänger mit der Deutſchen Reichspoſt vereinbart worden iſt. 
Die Vereinbarung gilt zunächſt auf die Dauer eines Jahres gegen eine im ko 
zu entrichtende Jahresgebühr von RM 30.—. Die Gebühr für die im Laufe eines Kalen r⸗ 
viertelſahrs neu hinzutretenden abgekürzten Telegrammanſchriften werden vom Tage 
des Inkrafttretens der Vereinbarung ab berechnet. Fällt der Endpunkt nicht mit de 
Ablauf eines Kalendervierteljahres zuſammen, fo läuft die Vereinbarung bis zum Schli 
des Kalendervierteljahres. Der auf die Zeit bis zu dieſem Schluſſe entfallende Teilbe 
wird zuſammen mit der erſten Jahresgebühr im voraus erhoben. Kurzanſchriften dü 
nicht benutzt werden zur Bezeichnung des Geldempfängers in telegraphiſchen 'Pof 
weiſungen, Zahlkarten, Zahlungsanweiſungen und Überweiſungen. Er 
Als eine Abkürzung der Anſchrift wird es auch angeſehen, wenn der Empfii er 
verlangt, daß an ihn gerichtete Telegramme ohne nähere Angaben i in der Anſchrift zu ge⸗ 
wiſſen Zeiten in beſtimmten Lokalen, z. B. an Wochentagen in dem Geſchäftslokal, an 
Sonntagen in der Wohnung oder zu gewiſſen Stunden in dem Kontor, zu anderen in 
der Wohnung oder der Börſe, regelmäßig zugeſtellt werden ſollen. Die für dieſe „Sonder⸗ 
zuſtellung“ im voraus zu entrichtende Pauſchgebühr beträgt ebenfalls RM 30.— für das 
Jahr; ſie kommt auch dann zur Erhebung, wenn der Empfänger bereits eine abgekürzte 
Anſchrift vereinbart, bzw. die Gebühr gezahlt hat. Die Sonderzuſtellung iſt ER, gegen 
eine Einzelgebühr von RM 0.30 für das Telegramm zuläffig. Bi 
Der Abfaſſung des Textes nach unterſcheidet man: 
1. Telegramme in offener Sprache, 
2. Telegramme in geheimer Sprache, 
3. Telegramme in gemiſchter Sprache. b 
Die Telegramme in offener Sprache müſſen in deutſcher Sprache oder in ſolche 
Sprachen, die durch die Telegraphenverwaltung als zugelaſſen bekanntgemacht ſind, 
art abgefaßt ſein, daß der Inhalt einen verſtändlichen Sinn hat. Handelszeichen, abe 
kürzte und in der gewöhnlichen oder Handelskorreſpondenz gebräuchliche Ausdrücke, 
fob, cif, caf, ſyp, gelten als offene Sprache. Die Reichspoſt macht öffentlich beka 
„welche Sprachen fie außer der deutſchen für Telegramme in offener Sprache 3 
Geheime Sprache kann verabredete oder chiffrierte Sprache fein. a 
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Telegramme in verabredeter Sprache werden aus Wörtern zuſammengeſetzt, die 
weder in einer noch in mehreren der für den telegraphiſchen Verkehr in offener Sprache 
zugelaſſenen Sprachen verſtändliche Sätze bilden. Dieſe Wörter müſſen, gleichviel, ob 
es wirkliche oder künſtliche ſind, aus Silben beſtehen, die ſich nach dem Gebrauch der 
deutſchen, engliſchen, franzöſiſchen, holländiſchen, italieniſchen, portugieſiſchen, ſpaniſchen 
oder lateiniſchen Sprache ausſprechen laſſen; ſie dürfen höchſtens 10 Buchſtaben nach dem 
Morſealphabet enthalten. Wortbildungen, die dieſen Bedingungen nicht entſprechen, 
werden der chiffrierten Sprache zugerechnet und demgemäß berechnet. Sprachwidrige 
Zuſammenziehungen zweier oder mehrerer Wörter der offenen Sprache ſind überhaupt 
nicht zugelaſſen. 

Als Telegramme in chiffrierter Sprache werden die Telegramme angeſehen, deren 
Text gebildet wird 


1. aus einzelnen, in Gruppen oder Reihen ſtehenden arabiſchen Ziffern mit ge⸗ 
heimer Bedeutung oder aus einzelnen, in Gruppen oder Reihen ſtehenden 
Buchſtaben mit geheimer Bedeutung; 


2. aus Wörtern, Namen, Buchſtabenausdrücken oder Zuſammenſtellungen, die 
weder den Bedingungen der offenen, noch denen der verabredeten Sprache 
genügen. 


3. Gebührenberechnung 


Der Gebührenberechnung unterworfen iſt alles, was der Aufgeber ſelbſt in die Ur⸗ 
ſchrift des Telegramms zur Beförderung niedergeſchrieben hat, mit Ausnahme der zur 
Satzgliederung einzeln angewendeten Satzzeichen, Bindeſtriche und Auslaſſungszeichen. 


Interpunktionszeichen, Apoſtrophe und Bindeſtriche werden im innerdeutſchen Ver⸗ 
kehr nicht mitgerechnet, im außerdeutſchen Verkehr werden ſie befördert, wenn der Ab⸗ 
ſender es ausdrücklich verlangt hat, und dann berechnet. 

Eine Quittung über entrichtete Gebühren wird gegen Zahlung von RM 0.10 erteilt. 


Die Telegraphengebühr beträgt bei gewöhnlichen Telegrammen im Ortsverkehr 
8 Rpf, im Fernverkehr RM 0.15 für jedes Wort, mindeſtens RM 0.80 bzw. RM 1.50 für 
ein Telegramm, für Preſſetelegramme 8 Rpf, mindeſtens RM 0.80. Für Ortstelegramme 
nach dem Landzuſtellbezirke tritt hierzu noch der wirklich erwachſende Botenlohn. Mindeſt⸗ 
betrag für ein gewöhnliches Telegramm nach dem Ausland gleich der Mindeſtgebühr für 
ein gewöhnliches Inlands⸗Ferntelegramm. 

Die Telegrammgebühren find im voraus zu entrichten. Sie gelten für die 
billigſten und gebräuchlichſten Wege, für andere Wege ſind ſie bei den Telegraphenämtern 
zu erfragen. N 

Von Perſonen, die die Gebühren für aufgegebene Telegramme monatlich entrichten, 
kann die Telegraphenverwaltung Sicherheit verlangen. Sie haben als beſondere Ver⸗ 
gütung für die entſtehende Mühewaltung 2 v. H. der Geſamtſumme zu entrichten. 


4. Wortzählung 


a) Die größte Länge eines Taxwortes in offener Sprache iſt auf 15 Buchſtaben, 
eines Taxwortes in verabredeter Sprache auf 10 Buchſtaben feſtgeſetzt. Ein Überſchuß 
von mehr als 15 oder 10 Buchſtaben wird für je ein Wort gezählt. Es wird jedoch in 
der Anſchrift der Name der Beſtimmungsanſtalt mit Einſchluß der etwaigen zuſätz⸗ 
lichen Bezeichnung, der Name des Beſtimmungslandes oder der Unterabteilung des 
Gebiets ohne Rückſicht auf die Zahl der zu ihrem Ausdruck gebrauchten Wörter und 
Buchſtaben als ein Wort gezählt, wenn dieſe Wörter ſo geſchrieben ſind, wie ſie in 
den amtlichen Verzeichniſſen der Telegraphenanſtalten erſcheinen (z. B. Frankfurtmain, 
Wüſtewaltersdorfbzbreslau). J 
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p) Alle einzeln ſtehenden Zeichen, Buchſtaben oder Ziffern, das Unterſtreichungs⸗ 
zeichen, die Klammer, die Abkürzungen für die gebührenpflichtigen Dienſtvermerke 


(= D= RP = RP24 = TC = uſw.) werden ebenfalls als je ein Wort gezählt. 


c) Die durch einen Apoſtroph getrennten oder durch einen Bindeſtrich verbundenen x 


Wörter werden als einzelne Wörter gezählt. 


RACE 


d) Die Ziffer⸗ oder Buchſtabengruppen werden für jo viele Wörter a als ſie 


je fünf Ziffern oder fünf Buchſtaben enthalten. Es werden als eine Ziffer oder ein Buch⸗ 
ſtabe in der Gruppe, in der ſie vorkommen, gezählt: die Punkte, Beiſtriche, Binde⸗ 
ſtriche und Bruchſtriche, ebenſo jeder Buchſtabe, der den Ziffern angehängt wird, um 
ſie als Ordnungszahlen zu bezeichnen, ſowie den Ziffern angehängte Buchſtaben, die 
zur Angabe der Wohnungsnummer in einer Anſchrift dienen. 


4 


e) Sprachwidrige Zuſammenziehungen oder Veränderungen von Wörtern find | 


unzuläſſig. 


5. Telegramme mit beſonderen Angaben 


Alle beſonderen Angaben, wie = D = oder = dringend =, = RP = oder = Ant⸗ 
wort bezahlt = uſw. müſſen zwiſchen Doppelſtrichen vor die Anschrift geſetzt werden. 


a) Dringende Telegramme = D = haben bei der Beförderung und Zuſtellung 
Vorrang vor den übrigen Privattelegrammen. Für das dringende Telegramm wird die 
dreifache Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms erhoben. 5 


b) Antwort bezahlt = RP5 =, = RP8 =, = RP14 = uſw.; die Zahl 5 bzw. 8 
oder 14 gibt die für die Antwort vorausbezahlte Anzahl der Wörter an und muß im außer⸗ 
deutſchen Verkehr hinzugefügt werden. Nur im inneren deutſchen Verkehr it = RP = 
ohne Zahlenangabe zuläſſig und bedeutet ſoviel wie = RP10 =. Für die Antwort muß 


der Mindeſtbetrag für ein gewöhnliches Telegramm vorausbezahlt werden. Wird eine 


dringende Antwort verlangt, ſo iſt = RPD . . . = vor der Aufſchrift niederzuſchreiben. 


Im Funkverkehr mit Schiffen in See, im Verkehr mit dem Ausland iſt der für die Ant⸗ 


wort vorausbezahlte Betrag in Franken anzugeben, alſo RP fr. 78. Bei Telegrammen 
nach dem Ausland darf die für die Antwort vorausbezahlte Gebühr nicht niedriger ſein 


als die Mindeſtgebühr für ein Inlands⸗Ferntelegramm. 


Wegen der Gültigkeitsdauer des dem Empfänger ausgehändigten Antwortſcheins 5 


und wegen der Rückzahlung der Antwortgebühr bei Nichtbenutzung des Scheines ſiehe 
die Anmerkung auf der Rückſeite des Antwortſcheins. 


c) Telegramme mit Vergleichung = TC = werden von der empfange 15 


Anſtalt zum Zeichen, daß ſie die Telegramme unverändert erhalten hat, an die gebende 


Anſtalt vollſtändig zurücktelegraphiert. Die Gebühr für die Vergleichung beträgt die Hälfte 


der Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von derſelben Wortzahl. 
d) Empfangsanzeigen. „Telegraphiſche Empfangsanzeige“ — PC „dringend 


telegraphiſche Empfangsanzeige“ = POD =, „Empfangsanzeige durch die Poſt“ 
= PCP =. Dem Aufgeber wird auf Wunſch gleich nach der Zuſtellung telegraphiſch oder 


e mitgeteilt, zu welcher Zeit ſein Telegramm dem Empfänger zugeſtellt worden iſt. 


Im Falle die Zuſtellung nicht ausführbar war, erfolgt ſtatt der Empfangsanzeige 18 5 


Mitteilung über den Grund der Unzuſtellbarkeit. 


Die Gebühr für die telegraphiſche Empfangsanzeige iſt gleich der für ein gewöhnliches 


Telegramm von 10 Wörtern im inneren deutſchen Verkehr und von 5 Wörtern im Verkehr | 


mit dem Auslande, jedoch nicht weniger als die Mindeſtgebühr für ein Inlands⸗Fern⸗ 
telegramm. Für dringende telegraphiſche Empfangsanzeige iſt das Dreifache, für brief⸗ 


liche Empfangsanzeige ſind im e RM 0.20, im Auslandsverkehr RM 0.30 | 


zu entrichten. 
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e) Nachzuſendende Telegramme (= nachſenden = oder = FS =). 

Privattelegramme des deutſchen Verkehrs ſowie ſolche Privattelegramme des außer⸗ 
deutſchen Verkehrs, deren Aufgabeort in Europa liegt, werden nur dann telegraphiſch 
nachgeſandt, wenn dies entweder vom Aufgeber vorgeſchrieben oder vom Empfänger 
beantragt worden iſt. Der Antragſteller haftet für die Gebühren. Dagegen werden Tele⸗ 
gramme, innerhalb Deutſchlands telegraphiſch, auch ohne beſonderen Antrag nachgeſandt, 
wenn der Empfänger die Nachſendung von Telegrammen nicht „brieflich“ ausdrücklich 
beantragt hat. | 

Der Zuſatz „nachſenden“ kann von mehreren Beſtimmungsorten begleitet ſein, nach 
denen der Reihe nach das Telegramm nötigenfalls befördert wird. 

Für jede Nachſendung wird die volle Gebühr vom Empfänger erhoben. 

Von der Nachſendung mit der Poſt wird der Abſender durch Unzuſtellbarkeits⸗ 
meldung telegraphiſch verſtändigt. 


f) Weiterzubefördernde Telegramme. Die Weiterbeförderung von Tele- 
grammen über die Telegraphenlinien hinaus erfolgt nach Wunſch des Abſenders entweder 
durch Eilboten, durch die Poſt oder durch Poſt und Eilboten. Im Verkehr innerhalb 
Deutſchlands kann die Gebühr für die Weiterbeförderung oder Zuſtellung durch Eil⸗ 
boten = XP = (Eilbote bezahlt) ohne Rücksicht auf die Entfernung mit RM 0.60 für jedes 
Telegramm durch den Aufgeber vorausbezahlt werden. Dieſelbe Gebühr hat der Auf⸗ 
geber eines Telegramms mit bezahlter Antwort für die etwa gewünſchte Eilzuſtellung des 
Antworttelegramms vorauszubezahlen = RAP = (Antwort und Bote bezahlt). Wenn 
der Eilbotenlohn ſowohl für das Urſprungstelegramm als auch für das Antworttelegramm 
vorausbezahlt werden ſoll, hat der Vermerk = XP — RXP = zu lauten. Findet die 
Vorausbezahlung nicht ſtatt, ſo werden die billigſt bedungenen, wirklichen Botenlöhne, 
mindeſtens RM 0.80, vom Empfänger eingezogen oder, falls dieſer nicht zu ermitteln iſt 
oder die Zahlung verweigert, nachträglich vom Abſender. 

Auf Verlangen des Abſenders oder des Empfängers werden Telegramme auch von 
einem Orte mit Telegraphenanſtalt nach einem anderen Orte mit Telegraphenanſtalt 
durch Eilboten befördert. Es geſchieht dies jedoch nur dann, wenn die Telegraphenanſtalt 
am Beſtimmungsorte den Dienſt geſchloſſen hat und die Entfernung zwiſchen den beiden 
Anſtalten nicht über 15 km beträgt. Geht in ſolchen Fällen das Verlangen auf Verwen⸗ 
dung von Eilboten vom Abſender aus, ſo iſt auch von dieſem der Botenlohn voraus zu 
entrichten. Iſt die Höhe des Botenlohns nicht bekannt, ſo muß der Abſender einen ent⸗ 
ſprechenden Betrag bei der Aufgabeanſtalt hinterlegen. Verlangt der Empfänger die 
Zuſtellung von Telegrammen durch eine benachbarte Telegraphenanſtalt, ſo hat er ſich 
ein für allemal zur Tragung des Botenlohns zu verpflichten; vom Abſender vorausbe⸗ 
zahlter Botenlohn wird in ſolchen Fällen angerechnet. 

Die Koſten für die Weiterbeförderung der Telegramme im Auslande hat in der 
Regel der Empfänger zu tragen. Das Telegramm iſt alsdann mit dem Vermerke = Ex- 
pres = zu verſehen. Kennt der Aufgeber die Höhe des Botenlohns und will er ihn voraus- 
bezahlen, ſo lautet der Vermerk = XPx =, wobei die erhobene Gebühr (x) in Franken 
ausgedrückt wird. Zuviel im voraus gezahlter Botenlohn wird in dieſem Falle nicht er⸗ 
ſtattet; Fehlbeträge werden dagegen vom Empfänger eingezogen. Iſt der Betrag des 
Botenlohns dem Aufgeber nicht bekannt, und will er ihn trotzdem vorausbezahlen, ſo hat 
er außer einem für den Botenlohn zu hinterlegenden Betrage entweder für die tele⸗ 
graphiſche Meldung des Botenlohns = XPT = die Gebühr für ein Telegramm von fünf 
Wörtern oder für die briefliche Meldung = XPP = die Poſtgebühr für einen gewöhn⸗ 
lichen einfachen Brief nach dem Beſtimmungsort des Telegramms zu zahlen. Bei Tele⸗ 
grammen nach ſolchen Ländern, welche die Beförderungskoſten einheitlich feſtgeſetzt und 
bekanntgegeben haben, ſind die bei dieſen Ländern angegebenen Koſten unbedingt vom 
Abſender zu bezahlen. In dieſem Falle erhält das Telegramm vor der Aufſchrift den 
Vermerk XP. 
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Für die durch die Poſt zu befördernden Telegramme werden an Sichern 
erhoben: 3 
1. für ſolche innerhalb der Grenzen des Beſtimmungslandes zuguftellenbe Tele- 
gramme, die die gebührenpflichtige Angabe „Poste recommandée“ („Poſt ein · 0 
geſchrieben“) oder = PR = tragen: RM 0.60; : 
2. für Telegramme, die nach einem anderen als dem telegraphiſchen Beſtimmungs⸗ 
lande weiterzubefördern ſind: je nachdem die Anſchrift die gebührenpflichtige 
Angabe „Poste“ („Poſt“) oder „Poste recommandke" („Poſt eingeſchrieben“) 15 
= PR = enthält: RM 0.30 oder RM 0.60. DE 


g) Vervielfältigung von Telegrammen. Ein zu vervielfältigendes Telegramm 
kann entweder 1 
an mehrere Empfänger an einem Orte oder in verſchiedenen, aber zum Sutil: 8 15 5 

bezirk derſelben Telegraphenanſtalt gehörenden Orten oder . 
an denſelben Empfänger nach verſchiedenen Wohnungen an demſelben Orte 8957 75 
in verſchiedenen, aber zum Zuſtellbezirk derſelben Telegraphenanſtalt ge⸗ 
hörenden Orten 8. 
gerichtet werden. Die Gebühr für jede einzelne Vervielfältigung eines Telegramms 
= TMx = (x-Anſchriften) beträgt bis zu 50 Wörtern RM 0.80, bei mehr als 50 Wörtern 
für die erſten 50 Wörter RM 0.80, dann je 50 Wörter oder einen Teil davon RM 0.40. Bei 5 . 
Brieftelegrammen beträgt die Vervielföltigungsgebühr im inneren deutſchen Verkeht 
RM 0.20 für je 50 Wörter oder einen Teil davon. 1 
Das Telegramm wird, alle Anſchriften eingerechnet, als ein einiges Telegramm 5 
berechnet. N 


6. Kurzanſchriften 


Kurzanſchriften können für ein Jahr oder ein Vierteljahr vereinbart weiden Jahres⸗ 3 5 
vereinbarungen können nur zum Ende eines Kalenderjahres mit dreimonatiger Friſt . 
gekündigt werden. Die Gebühren ſind in jedem Falle für die ganze Dauer der Verein ⸗ 
barung voraus zu entrichten und betragen für ein Jahr RM 30.—, für ein e 
RM 15.—. 


7. Brieftelegramme 


Brieftelegramme werden in den verkehrsſchwachen Stunden nach den bolbegge 
telegraphiſch an den Beſtimmungsort befördert und daſelbſt an die Poſtanſtalt abgegeben, 
die ſie wie gewöhnliche Briefe auf dem nächſten Zuſtellgang abtragen oder Abele 
aushändigen läßt. N 

Derartige Brieftelegramme dürfen nur in offener deutſcher Sprache abgefaßt ſein. 5 5 5 
Sie erhalten vor der Anſchrift den gebührenpflichtigen Vermerk „LI“. Die Anwendung EN 
einer vereinbarten Kurzanſchrift und die Bezeichnung „poft-, telegraphen- oder bahnhof⸗ 
lagernd“ ſind ſtatthaft. RP zugelaſſen, Gebühr wie für vollbezahlte Telegramme. Andere 
Vermerke ſind unzuläſſig. Bei Eiſenbahntelegraphenanſtalten dürfen Brieftelegramme 
nicht aufgeliefert werden. Nachſendung geſchieht brieflich und ohne Gebührenanſat. 
Gebühren werden nicht erſtattet. 

Für das Brieftelegramm wird eine Gebühr von 5 Rpf für jedes Wort echten, 
mindeſtens RM 0.50. 


8. Seetelegramme 1 1 5 
Seetelegramme ſind Telegramme, die mit Schiffen in See durch Vermittlung der 
Semaphorſtellen oder Küſtenfunkſtellen gewechſelt werden. Die mit Semaphorſtellen 
gewechſelten Telegramme heißen Semaphortelegramme, die mit Funkſtellen oder zwiſchen 


Schiffen in See ausgetauſchten Telegramme heißen Funktelegramme. hte erhalte 
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als erſtes Wort im Kopfe den Dienſtvermerk „Radio“, erſtere „Sem“. In den Tele⸗ 
grammen muß außer der Anſchrift des Empfängers der Name des Schiffes mit Angabe 
der Nationalität und der Name der Semaphor⸗ oder Funkſtelle angegeben ſein. Der 
Abſender kann die Zahl der Tage beſtimmen, während deren ein Telegramm durch die 
Semaphor⸗ oder Küſten⸗Funkſtelle zur telegraphiſchen Vermittlung an ein beſtimmtes 
Schiff bereitgehalten werden ſoll. Telegraphiſche Poſtanweiſungen ſind als Seetele⸗ 
gramme nicht zugelaſſen. Als dringende Telegramme werden Seetelegramme nur be⸗ 
fördert, ſoweit die Linien des gewöhnlichen Telegraphennetzes in Frage kommen. 

Für Semaphortelegramme wird ein Zuſchlag von RM 0.16 für jedes Wort, mindeſtens 
RM 1.60 für ein Telegramm erhoben. Für Funktelegramme werden außer der gewöhn⸗ 
lichen Telegrammgebühr noch Küſten⸗ und Bordgebühren erhoben. Wortgebühr für 
deutſche Stationen in der Regel je RM 0.30. 


9. Blitztelegramme 


Blitztelegramme werden mit Vorrang vor allen anderen Privattelegrammen befördert 
und am Beſtimmungsort durch Fernſprecher zugeſtellt. Sie müſſen in offener deutſcher 
Sprache abgefaßt ſein, können nur an Empfänger mit Fernſprechanſchluß gerichtet werden 
und ſollen nicht mehr als etwa 30 Wörter enthalten. Sie können ſowohl durch Fern⸗ 
ſprecher und Nebentelegraphen als auch an den Schaltern der Reichstelegraphenanſtalten 
werktäglich von 9 Uhr vormittags bis 18 Uhr nachmittags aufgeliefert werden und ſind 
dabei ausdrücklich als Blitztelegramme zu bezeichnen. Beſtehen in einem Orte mehrere 
Reichstelegraphenanſtalten, ſo beſtimmt die Deutſche Reichspoſt, bei welcher a die 
Blitztelegramme aufzuliefern find. 

Als Anſchrift iſt nur die Beſtimmungs⸗Telegraphenanſtalt anzugeben. Der Name 
des Empfängers, der auch durch eine vereinbarte Kurzanſchrift erſetzt werden kann, und 
die Bezeichnung des Fernſprechanſchluſſes, durch den das Blitztelegramm zugeſtellt werden 
ſoll — Fernamtsanſchlüſſe dürfen nicht angegeben werden —, erſcheinen als erſte Wörter 
des Inhalts und find von dem eigentlichen Inhalt durch einen Doppelſtrich (=) zu trennen, 
3. B.: 

Berlin 


Deutſchbank Zentrum 10 318 . . . (folgt Inhalt). 


Von beſonderen Angaben iſt nur „Rx Blitz“ für „Antwort bezahlt für x Wörter 
durch Blitztelegramm“ zugelaſſen. 


Wortgebühr: RM 1.50, mindeſtens RM 15.—. 


10. Kabelbriefe und Funkbriefe 


Nach beſtimmten Ländern ſind Überſeetelegramme zu halber Gebühr (LCO, LCD 
oder LCF), Wochenendtelegramme (WLT), Kabelbriefe (DLT) und Funkbriefe (NLT) zuge⸗ 
laſſen. Die beſonderen Vorſchriften ſind bei den Telegraphenanſtalten zu erfragen. f 


11. Preſſetelegramme 


Preſſetelegramme, die nach beſtimmten Ländern zugelaſſen ſind, ſind ſolche Tele⸗ 
gramme, die in offener Sprache an Zeitungen, Zeitſchriften oder Nachrichtenbüros ge⸗ 
richtet ſind und deren Inhalt aus politiſchen, Handels⸗ oder anderen Nachrichten von all⸗ 
gemeiner Bedeutung beſteht, die zur Veröffentlichung beſtimmt ſind. Sie müſſen vom 
Abſender im Eingang durch das gebührenfreie Wort „Preſſe“ gekennzeichnet ſein und 
koſten 8 Rpf das Wort, mindeſtens RM 0.80. 
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12. Schmuckblatt⸗Telegramme 


Telegramme zu feſtlichen Gelegenheiten — Geburtstag, Einſegnung, Verlobung, 
Hochzeit uſw. — können im inneren deutſchen Verkehr auf Wunſch des Abſenders auf 
einem künſtleriſch ausgeführten Formblatt zugeſtellt werden. Vor der Anſchrift erhalten 
die Telegramme den gebührenpflichtigen Dienſtvermerk LX =, der auch bei dringenden 
und Berufstelegrammen zuläſſig iſt. Gebühr für das Formblatt bei Telegrammen bis zu 
50 Wörtern RM 1.—, bei längeren Telegrammen für jede weitere volle oder angefangene 
Reihe von 50 Wörtern RM 0.40 mehr. 


13. Bildtelegramme 
Als Bildtelegramme ſind zugelaſſen: 


Bilder jeder Art, Zeichnungen, Pläne, Geſchriebenes, Gedrucktes, Stenogramme uſw., 
alſo alles, was bildtelegraphiſch übermittelt werden kann. 


Die Bilder dürfen beſtimmte Höchſtmaße nicht überſchreiten. 


Die Anſchrift und die Dienſtvermerke ſind auf einem gewöhnlichen Telegramm⸗ 
formblatt niederzuſchreiben. 


An Gebühren werden für 1 gem Bildfläche 4 Rpf, mindeſtens RM 4.— erhoben. 


14. Zurüdziehung von Telegrammen 


Soll ein aufgegebenes Telegramm wieder zurückgezogen und nicht zugeſtellt werden, 
ſo hat der Aufgeber ſeine Berechtigung hierzu nachzuweiſen. 

Die Gebühr für ein noch nicht befördertes Telegramm wird nach Abzug einer Schreib⸗ 
gebühr von RM 0.20 erſtattet. 

Hat die Abtelegraphierung bereits ſtattgefunden, ſo kann der Abſender auf ſchrift⸗ 
lichen Antrag durch ein von der Aufgabepoſtanſtalt auszufertigendes gebührenpflichtiges 
Telegramm die Zuſtellung des erſten Telegramms zu verhindern ſuchen. Vom Erfolg 
wird der Antragſteller 1 gebührenpflichtiger Dienſtnotiz brieflich oder telegraphiſch 
benachrichtigt. 


15. Telegrammzuſtellung 


Dieſe erfolgt am Orte ſelbſt unentgeltlich. Die mit dem Vermerk „Tages“ (jour) 
verſehenen Telegramme werden nicht während der Nacht (in Deutſchland nicht von 22 Uhr 
bis 6 Uhr) zugeſtellt; eine Verpflichtung, die während der Nacht angekommenen Tele⸗ 
gramme ſofort zu beſtellen, beſteht nur, wenn ſie den Vermerk „Nachts“ (nuit) tragen 
oder wenn zu erkennen iſt, daß ſie wirklich dringender Natur ſind. 


16. Telegrammabſchriften 


Telegrammabſchriften werden, ſofern die Urſchriften oder die ſonſtigen für die Ferti⸗ 
gung einer Abſchrift erforderlichen Grundlagen überhaupt noch vorhanden ſind, auf Ver⸗ 
langen nur an die berechtigten Aufgeber oder Empfänger ausgehändigt. 

Für jede Abſchrift ſind bei Telegrammen bis zu 100 Wörtern RM 1.20, bei längeren Tele- 
grammen RM 0.40 mehr für jede weitere volle oder angefangene Reihe von 50 Wörtern zu 
entrichten. Wird die Aufgabezeit und der Urſprungsort des Telegramms nicht genau bezeich⸗ 
net, ſo ſind außer der Schreibgebühr die durch das Aufſuchen entſtehenden Koſten zu zahlen. 
Für das Herausſuchen eines Telegramms zur Einſichtnahme iſt eine Gebühr von RM 0.20 
zu zahlen. ö 

Die Koſten umfangreicher Nachforſchungen, die nicht von der Telegraphenverwaltung 
verſchuldet ſind, hat der Antragſteller zu erſtatten. Die vorausſichtliche Höhe wird ihm 


vor Einleitung der Nachforſchungen bekanntgegeben; auf Verlangen hat er einen ange⸗ 


meſſenen Betrag zu hinterlegen. 
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17. Gebührenerſtattung 


Die Telegraphenverwaltungen leiſten für richtige Ankunft und Zuſtellung der Tele⸗ 
gramme innerhalb beſtimmter Friſt keine Gewähr und haben Nachteile, welche durch Ver⸗ 
luſt, Entſtellung oder Verſpätung der Telegramme entſtehen, nicht zu vertreten. Auf 
Antrag wird jedoch unter anderem erſtattet: 


a) Die volle Gebühr für jedes Telegramm, das durch Schuld des Telegraphen- 
betriebes nicht an ſeine Beſtimmung gelangt iſt; 


b) die volle Gebühr für ein Telegramm, das durch einen Vorgang im Telegraphen⸗ 
betrieb ſpäter angekommen iſt, als es mit der Poſt als Eilbrief angekommen 
wäre, jedenfalls aber dann, wenn es dem Empfänger erſt nach 12 Stunden 
nach der Aufgabe zugeſtellt worden iſt, abgerechnet die Dauer des etwaigen 
Dienſtſchluſſes einer Anſtalt; 

e) die volle Gebühr für jedes verglichene Telegramm in geheimer Sprache ſowie 
für jedes Telegramm in offener Sprache, das infolge von Irrtümern bei der 
Übermittlung nachweislich ſeinen Zweck nicht hat erfüllen können, ſofern die Fehler 
nicht durch gebührenpflichtige Dienſtnotiz berichtigt worden ſind; 

d) die Gebühr für eine beſondere Dienſtleiſtung, die nicht ausgeführt worden iſt; 

e) der volle Betrag der für eine Antwort bezahlten Gebühr, wenn der Empfänger 
den Anwortſchein nicht hat gebrauchen können oder wollen und der Schein der 
Verwaltung innerhalb 6 Monaten vom Tage der Ausſtellung an gerechnet wieder 
vorgelegt wird; 

f) der Wert der auf Telegrammen vom Abſender zuviel verwendeten Freimarken 


Brieftelegramme zu a—e find ausgenommen. | 
Der Anſpruch auf Rückerſtattung der Gebühr erliſcht mit Ablauf von ſechs Monaten, 
und zwar vom Tage der Aufgabe des Telegramms ab gerechnet. Verwaltungen, die dem 
internationalen Vertrage nicht beigetreten ſind, haben keine Verpflichtung zur Gebühren- 
erſtattung. Beſchwerden ſind beim Aufgabeamt einzureichen. Wohnt der Aufgeber 
nicht in demſelben Staate, in dem er ſein Telegramm aufgegeben hat, ſo kann er ſeine 
Beſchwerde bei der Verwaltung des Aufgabeorts durch eine andere Verwaltung anhängig 
machen. 
Als Beweisſtück iſt beizufügen: 
eine ſchriftliche Erklärung der Beſtimmungsanſtalt oder des Empfängers, wenn 
das Telegramm verzögert oder nicht angekommen iſt, 
die dem Empfänger zugeſtellte Ausfertigung, wenn es ſich um Entſtellung handelt. 


Für einen Antrag auf Erſtattung von Telegraphengebühren iſt eine Gebühr von 
RM 0.50 zu entrichten, wenn ſich der Erſtattungsantrag als unbegründet erweiſt. 


18. Unzuſtellbare Telegramme 


Von der Unzuſtellbarkeit eines Telegramms und deren Gründen wird dem Aufgabe⸗ 
amte telegraphiſch Meldung gemacht. Iſt der Abſender des unzuſtellbaren Telegramms 
bekannt, ſo wird ihm die Unzuſtellbarkeitsmeldung koſtenfrei zugeſtellt. Der Aufgeber 
kann die Aufſchrift des unzuſtellbar gemeldeten Telegramms nur durch ein bezahltes 
Telegramm vervollſtändigen, berichtigen oder beſtätigen. 

Unzuſtellbare Telegramme werden bis zum Ablauf von 42 Tagen vom Tage 
nach der Aufnahme am Beſtimmungsort für den Empfänger bereitgehalten. 


19. Berichtigungstelegramme 


Telegramme, welche die Berichtigung, Ergänzung oder Zurückziehung von bereits 
beförderten oder in der Beförderung begriffenen Telegrammen bezwecken, ebenſo alle 
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übrigen, ſolche Telegramme betreffenden Mitteilungen dürfen, wenn ſie für eine Tele 
graphenanſtalt beſtimmt ſind, nur von Amt an Amt als gebührenpflichtige, vom Abſender 1 
oder Empfänger zu bezahlende Dienſtnotizen gerichtet werden. 

Die Gebühren für die Berichtigungstelegramme, durch welche die Wiederholung f 
einer als fehlerhaft vermuteten Stelle verlangt worden iſt, werden einſchließlich der Ge⸗ 
bühren für die Antworten auf Antrag zurückgezahlt, wenn die Wiederholung erweiſt, daß 
das oder die wiederholten Wörter im Urſprungstelegramm unrichtig wieder 
worden ſind. 

Die vorerwähnten Mitteilungen über beförderte Telegramme können durch Ver, 
mittlung der Aufgabe⸗ oder Ankunftstelegraphenanſtalt auch mittels Poſt gemacht werden. 
Die Gebühr für eine derartige Mitteilung beträgt RM 0.30, im außerdeutſchen Verkehr 
RM 0.60. Außerdem hat der Antragſteller noch weitere RM 0.30 bzw. RM 0. 8 zu ent? 
richten, wenn er eine Antwort durch die Poſt verlangt. 7 


20. Telegraphiſche Poſtanweiſungen, Zahlkarten, 
überweiſungen und Zahlungsanweiſungen 


Die Beſtimmungen über telegraphiſche Poſtanweiſungen ſind in der Poſtordnung 7 05 
(Seiten 454 und 469), die über Zahlkarten, Überweiſungen und Zahlungsanweiſungen i in 1 
der Poſtſcheckordnung (Seiten 482, 485) enthalten. . 


21. Fernſprechauſchlüſſe Sg 
Die Reichspoſt⸗ und Telegraphenverwaltung übernimmt die Anlage und Unter- N 
haltung der Fernſprechſtellen. Fernſprechteilnehmer können ſein natürliche und juriſtiſche 
Perſonen, Handelsgeſellſchaften, Vereine uſw., die einen außerhalb der Benutzung der Fern⸗ 1225 
ſprechanlagen liegenden Zweck verfolgen. Der Inhaber eines Hauptanſchluſſes iſt auch gu 
haber der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe. Der Teilnehmer und die Telegraphenver⸗ 
waltung können das Teilnehmerverhältnis jederzeit zum Ende eines Kalenderviertelſahrs 
unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von einem Monat jchriftlich kündigen. Der Ber 
tritt eines Teilnehmers erfolgt auf Grund einer von ihm zu unterzeichnenden ſchriftlichen An. 
meldung unter Benutzung eines Vordrucks, der von den Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten abge⸗ 
geben wird. Gleichzeitig iſt die ſchriftliche Genehmigung des Hauseigentümers zur Ein⸗ 
führung der Leitung in das von dem Teilnehmer bewohnte Haus und zur Einrichtung der 
Sprechſtellen in dem Hauſe beizubringen. Der Teilnehmer hat für vorſätzliche oder fahrläſſige | 
Beſchädigungen oder etwaigen Brandſchaden aufzukommen. Die Verlegung einer Fern⸗ 
ſprechſtelle nebſt zugehöriger Leitung erfolgt ſeitens der Telegraphenverwaltung gegen € 
die gleichen Gebühren wie für die erſtmalige Einrichtung. Die Verlegung des Anſchluſſes 
in den Bereich eines anderen Fernſprechnetzes iſt nicht zuläſſig. Die ſofortige Aufhebung e 
des Fernſprechanſchluſſes kann erfolgen bei unpünktlicher Zahlung der Gebühren, bei 
nachgewieſener mißbräuchlicher Benutzung des Fernſprechers, bei eigenmächtiger Ab 
änderung der technischen Einrichtungen, bei vorſätzlicher Beſchädigung und bei ungebühr⸗ 
lichem Benehmen der Vermittlungsanſtalt gegenüber. Außerdem hat die Telegraphen⸗ 
verwaltung das Recht, die Einſtellung des Fernſprechbetriebs ganz oder für gewiſſe Gat⸗ 
tungen von Nachrichten anzuordnen. Während der Dauer von Gewittern werden Ver⸗ 
bindungen nicht ausgeführt. Das amtliche Fernſprechbuch, in das die Teilnehmer nach 
Name, Stand, Wohnung und Anſchlußnummer, auf Wunſch auch die Sprechzeit oder 
Geſchäftszeit, eingetragen werden, wird für jeden Hauptanſchluß und für jeden Neben⸗ 
anſchluß eines Dritten unentgeltlich abgegeben. Für die Eintragung jedes Haupt⸗ oder 
Nebenanſchluſſes, einſchließlich der Vermerke über die Geſchäftszeit und der beſonderen 
Angaben geſchäftlicher Art, werden drei Druckzeilen unentgeltlich zur Verfügung geſtellt. ur 
Für jede weitere Zeile wird eine Gebühr von RM 3.— für die Druckzeile erhoben, wenn die . 
Auflage 100000 Stück nicht überſteigt, bei höherer Auflage RM 6.—. a Ferse 1 5 


ji 
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iſt bei jeder Neuauflage, die in der Regel alljährlich erfolgt, gegen Rückgabe des alten 
bei der von der Poſtverwaltung beſtimmten Dienſtſtelle abzuholen; wird es nicht abgeholt, 
oder die Zuſtellung gewünſcht, ſo wird es gegen die Gebühr für eine Druckſache gleichen 
Gewichts, u. U. gegen die Höchſtgebühr dem Teilnehmer ins Haus gebracht. 


22. Fernſprechgebühren 


Bei der Herſtellung von poſteigenen Teilnehmereinrichtungen werden die Selbſt— 
koſten für Arbeiten und Bauſtoffe in Rechnung geſtellt, die der deutſchen Reichspoſt 
durch die Herſtellung der Einführungen und Innenleitungen, ſowie durch die Anbringung 
der Apparate erwachſen. — Über die Gebühren für die Anbringung weiterer Ein⸗ 
richtungen geben die in Betracht kommenden Dienſtſtellen Aufſchluß. 


Ortsverkehr iſt der Geſprächsverkehr zwiſchen den Sprechſtellen desſelben Ortsnetzes. 


Die Ortsgeſprächsgebühr iſt die Vergütung für die Geſprächsverbindungen im Orts⸗ 
verkehr. Sie beträgt RM 0.10. 


Grundgebühr für jeden Hauptanſchluß in Ortsnetzen 


RM | Rpf 
mit nicht mehr als 50 Hauptanſchlüſſeenn. monatlich! 3 | — 
mit mehr als 50 bis einſchließl. 100 Hauptanſchlüſſen " 32.150 
77 77 77 100 77 77 200 7 77 4 W 
77 77 77 200 77 77 500 77 " 4 50 
" " 77 ö 500 77 7 1000 77 7 5 er 
" 77 " 1 000 77 77 10 000 77 77 5 50 
" " „ 10000 Hauptanſchlüſſen V " | 6 1.3977 


Fernverkehr iſt der Geſprächsverkehr zwiſchen verſchiedenen Ortsnetzen. 

Für Ferngeſ präche ſind in jedem Falle Geſprächsgebühren zu bezahlen. Dieſe 
betragen für eine Verbindung von nicht mehr als 3 Minuten Dauer innerhalb Deutſchlands 
bei einer Entfernung 


bon eht als 5 bis id imm, RM 0:80 
7 n n 15 7) 25 77 M ale Br MAPS n 0.40 


„„ 2Ban DON 0 „ 0 
77 " 77 50 77 75 n " . . . . . n 0.90 
100 41.20 


über 100 km für jede Ange Pele 100 Bi „ 0.30 mehr. 


Für Geſpräche von längerer Dauer als 3 Minuten wird die Gebühr nach einzelnen 
Minuten berechnet; in dieſem Falle wird für jede volle oder angefangene Minute ein 
Drittel der für ein Dreiminutengeſpräch feſtgeſetzten Gebühr erhoben. Für Fernſprech⸗ 
geſpräche auf Entfernungen von mehr als 5 km, die in der Zeit zwiſchen 19 und 8 Uhr 
abgewickelt werden, ermäßigen ſich die Gebühren auf zwei Drittel der Sätze. 

Für dringende Geſpräche wird die doppelte Gebühr, für Blitzgeſpräche das 10 fache 
der Gebühren erhoben. 


Die Gebühren für den Verkehr mit dem Ausland ſind beſonders feſtgeſetzt. 


Die Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Fernſprechſtellen betragen 
im Ortsverkehr RM 0.10. Im Fernverkehr find die Gebühren die gleichen wie die Gebühren, 
die für die von Teilnehmeranſchlüſſen ausgehenden Geſpräche zu entrichten ſind. Die 
Gebühr für das Herbeirufen von Perſonen — es können bis zu zwei Perſonen angegeben 
werden — beträgt KM 0.40. Sind in der Geſprächsanmeldung zwei Perſonen angegeben, 
jo wird für die zweite Perſon ein Zuſchlag von RM 0.30 erhoben, wenn dieſe auf einem 
anderen Grundſtück als die erſte wohnt. 
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23. Fernſprechnebenanſchlüſſe 


Die Teilnehmer an den Fernſprechnetzen können für ſich oder für Dritte Neben⸗ 
ſtellen errichten und mit dem Hauptanſchluß verbinden laſſen. 
Bei poſteigenen Nebenanlagen werden monatlich erhoben: 


für jeden Nebenanſchluß (poſteigener) mit Zwiſchenſtellenumſchalter 
gewöhnlicher Art bei der Hauptſtelle, gewöhnlichem Apparat und | RM 


100 m Anſchlußleitung bei der Nebenſtelle monatlich . 
für 100 m Anſchlußleitung nach einer Nebenſtelle auf einem andern f 

Grundſtück monatliieitic hh . 
für jeden privaten Nebenanſchluun ß — 60 
Zuſchlag für die Nebenſtelle eines Dritten monatlic n . 


Über die Gebühren für größere Nebenſtellenanlagen, Reihenanlagen 
und Anlagen zu Wählbetrieb geben die Vermittlungsſtellen Auskunft. 


Die Inhaber von Nebenſtellen ſind zum Sprechverkehr mit der Hauptſtelle ſowie 
mit anderen an dieſelbe Hauptſtelle angeſchloſſenen Nebenſtellen befugt. Sprechverbin⸗ 
dungen mit dritten Perſonen werden ihnen in demſelben Umfange gewährt wie dem In⸗ 
haber der Hauptſtelle. 

Soweit nichts Abweichendes beſtimmt iſt, finden für die Benutzung des Neben ⸗ 
anſchluſſes die für den Hauptanſchluß geltenden Beſtimmungen entſprechend Anwendung. 


24. Die Übermittlung von Telegrammen und der Tageszeit durch 
den Fernſprecher 


I. Die Teilnehmerſprechſtellen dürfen zur Aufgabe von Telegrammen bei der eigenen 


Vermittlungsſtelle oder bei der von der Telegraphenverwaltung beſtimmten Stelle be⸗ 


nutzt werden. Ausnahmsweiſe kann die Telegraphenverwaltung zulaſſen, daß Telegramme 
bei der Vermittlungsſtelle eines anderen Ortsnetzes durch Fernſprecher aufgegeben werden. 


II. Für die durch Fernſprecher aufgegebenen Telegramme wird die Ortsgeſpräch⸗ 
gebühr erhoben, außerdem ſind die beſtimmungsmäßigen Telegraphengebühren zu ent⸗ 
richten. Die Zuſtellung von Telegrammen durch Fernſprecher iſt gebührenfrei. 


III. Auf ſchriftlichen Antrag der Teilnehmer wird ihnen der Inhalt der an ſie gerich⸗ 
teten Telegramme vorläufig durch Fernſprecher übermittelt. Dies gilt als Zuſtellung. 
Die Ausfertigungen der zugeſprochenen Telegramme werden den Empfängern mit der 
Poſt als gewöhnliche Briefe überſandt. Beides geſchieht unentgeltlich. 

IV. Auf Antrag kann die Tageszeit durch Fernſprecher übermittelt werden. 

Die Gebühr beträgt: 


bei regelmäßiger Übermittlung monatliche RM 2.— 
bei Einzelanfrage (Gebühr für 1 Ortsgeſpräch ). 0.10 


25. Fernſprechauftragsdienſt 


Der Auftragsdienſt übernimmt es, abweſende oder verhinderte Fernſprechteilnehmer 
zu vertreten, Nachrichten — bis zu etwa 30 Wörtern — an Teilnehmer durch Fernſprecher 
zu übermitteln. Er weckt auch oder erinnert zu beſtimmten Zeiten. 

Desgleichen können durch N-Geſpräche kurze Nachrichten an Perſonen ohne Fernſprech⸗ 
anſchluß (Nichtteilnehmer) weitergegeben werden. Nichtteilnehmer können auch durch 
XP-Geſpräche zu einer öffentlichen Sprechſtelle oder durch V-Geſpräche (Voranmeldung) 
zu einem beliebigen Teilnehmer herbeigerufen werden. Die V-Gefpräche vermeiden höhere 
Geſprächsgebühren, die durch lange Wartezeiten bei ſelbſtändigem Heranholen entftehen 
würden. Durch Anmeldung von R-Geſprächen kann man beantragen, daß die jeweiligen 
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Gebühren der verlangten Teilnehmerſprechſtelle berechnet werden. Der Zuſchlag zur 
Geſprächsgebühr bei dieſen vier Geſprächsarten beträgt / des gewöhnlichen 3-Minuten- 
Geſpräches, mindeſtens RM 0.40. Der Fernſprechteilnehmer hat durch Anmeldung von 
Monatsgeſprächen Gelegenheit, täglich zu einer im voraus vereinbarten Zeit Ferngeſpräche 
auf Entfernungen von mehr als 5 km durchzuführen. Sprechzeit 3—15 Minuten. Des⸗ 
gleichen können Wochengeſpräche beantragt werden. 

Dauerverbindungen während der Dienſtpauſen ſind zwiſchen Teilnehmern ein und 
desſelben oder eines anderen Ortsnetzes zuläſſig. Näheres iſt durch die Fernſprechämter zu 
erfahren. 


26. Fernſehdienſt 


Der Fernſehdienſt iſt bisher nur an größten Amtern möglich, z. B. zwiſchen Berlin 
und Leipzig. 8 


27. Auslandsverkehr 


Über die Gebühren für Telegramme nach dem Auslande und den Fernſprechverkehr 
mit dem Auslande geben die Telegraphenanſtalten Auskunft. Firmen mit lebhaftem Aus⸗ 
landsverkehr wird die Anſchaffung des Gebührenbuches empfohlen, das bei den Telegraphen⸗ 
ämtern für RM 0.90 erhältlich iſt. 


E. Unterhaltungsrundfunk 


Die Befugnis zur Errichtung und zum Betrieb einer Rundfunkempfangsanlage wird 
in jedem einzelnen Falle durch die Aushändigung einer Urkunde — Genehmigungsurkunde 
für den Rundfunk — erteilt. Die Genehmigung berechtigt zur Errichtung und zum Betrieb 
einer einzigen Empfangsanlage. Der Inhaber darf jedoch für ſeine Empfangsanlage 
mehrere Luftleiter und Erdleitungen errichten, auch mehrere Empfangsapparate ſich 
ſelbſt herſtellen oder anſchaffen. Auf Grund einer Genehmigung dürfen aber niemals 
mehrere Empfangsapparate gleichzeitig betrieben werden. Der Inhaber der Genehmigung 
darf an ſeine Empfangsanlage Hörvorrichtungen für Perſonen, die mit ihm in Wohn⸗ 
gemeinſchaft leben, anſchließen, auch wenn dieſe eine Genehmigung nicht beſitzen. 

Die Genehmigung iſt nur mit Zuſtimmung der Deutſchen Reichspoſt übertragbar. Sie 
berechtigt nur zur Aufnahme 

a) der Darbietungen des Rundfunks, 

b) der „Nachrichten an alle“, 

c) der Wellen der Verſuchsſender. 


Die Beſchaffung, Errichtung und Inſtandhaltung der Empfangsanlage ſind aus⸗ 
ſchließlich Sache des Inhabers der Genehmigung. Wohnungsänderungen ſind dem Zuſtell⸗ 
poſtamt unverzüglich ſchriftlich anzuzeigen. Die Gebühr für die Genehmigung beträgt 
monatlich RM 2.—; fie wird nach Feſtſetzung in der Genehmigungsurkunde monatlich oder 
vierteljährlich im voraus fällig. Für verlorengegangene Genehmigungsurkunden ſtellen die 
Poſtämter auf Antrag Doppel gegen eine Gebühr von RM 0.50 aus. Bei Verſtößen gegen 
die Genehmigungsbedingungen kann die Genehmigung entzogen werden, auch wenn die 
Verſtöße nach dem Geſetz über Fernmeldeanlagen vom 14. 1. 1928 nicht ſtrafbar ſind. 

Der Inhaber kann auf die Genehmigung verzichten. Der Verzicht muß ſchriftlich er- 
klärt werden und iſt nur zum Ablauf eines Kalendervierteljahrs zuläſſig. 

Sendeeinrichtungen und Empfangseinrichtungen jeder Art, die geeignet ſind, Nach⸗ 
richten, Zeichen, Bilder oder Töne auf elektriſchem Wege ohne Verbindungsleitung oder 
mit elektriſchen, an einen Leiter geführten Schwingungen zu übermitteln oder zu empfan⸗ 
gen, dürfen ohne Genehmigung der Reichstelegraphenverwaltung nicht errichtet oder 
betrieben werden. Wer vorſätzlich den Beſtimmungen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


XV. ERKLÄRUNG KAUFMAN NISCHER 
FREMDWÖRTER UND ABKURZUNGEN 


Amtliche Abkürzungen für Maße und Gewichte 


Längenmaße: 
km Kilometer 
m — Meter 


dm = Dezimeter 
cm = Zentimeter 
mm — Millimeter 


Flächenmaße: 
qkm Quadratkilometer 
ha = Hektar 
a Ar 


qm Quadratmeter 
adm = Duadratdezimeter 
gem = Quadratzentimeter 
amm = Quadratmillimeter 


Fr = ER 
Für viele der nachſtehenden Fremdwörter ſteht ein treffender deutſcher Ausdruck 
zur Verfügung, ſie ſollten darum aus der Sprache des deutſchen Kaufmanns verſchwinden! 


Fremde Wörter verraten entweder Armut, welche doch verbergen erden un e oder 
(Kan 


Nachläſſigkeit. 


à zu, je, für eines, jedes 

Abonnemeni = Vorausbeſtellung, Voraus- 
bezahlung 

absorbieren = erſchöpfen, verbrauchen, auf- 
zehren 

a. c. (anni currentis) = d. J. (dieſes 
Jahres, eigentl.: des laufenden Jahres) 

a condition = bedingungsweiſe, mit Rück⸗ 
gaberecht 

a conto = auf Rechnung 

a conto-Zahlung = Abſchlagszahlung 

ad acta = zu den Alten 

a dato von heute ab, nach heute 

addieren = zujammenzählen 

ad notam nehmen = vormerken, ſich 
merfen 

Adresse = Anſchrift, Namens⸗ und Woh⸗ 
nungsangabe 

ad valorem = nad) dem Werte 

a. f. (anni futuri) = k. J. (künftigen 
Jahres) 

affırmieren = bekräftigen, beſtätigen 

a fonds perdu = auf Gefahr des Ver⸗ 
luſts, unwiederbringlich 


Agitation Betreibung, Werbung, eif⸗ 


Hohlmaße: 

ebm = Kubikmeter 

cdm = Kubikdezimeter „ 

cem Kubikzentimeter e 3 

cmm — Kubikmillimeter 
hl = Hektoliter 


Liter 
ml = Milliliter 
Gewichte: 
t = Tonne 


dz Doppelzentner 
kg = Kilogramm 

hg = Hektogramm 

g = Gramm 
mg Milligramm 


Agenda = Merkbuch, Tagebuch 
Agent = Vertreter, Vermittler | 
Agentur = Vertretung, Bermittlungsftelle 
Agio = Aufgeld, Gewinn aus Wert⸗ 

ſchwankungen 
Agiotage = Börſenſpiel, Streben nad) Agio 


riges Eintreten für eine Sache 
à jour = bis heute, auf dem laufenden 
Akkord = Vergleich, Zwangsvergleich; 
Vereinbarung, Stücklohn 
akkreditieren = einführen, 
Kredit gewähren 
Akkreditiv = Einführungsſchreiben; Enz 
lungsanweiſung 
akquirieren erwerben, gewinnen 
Akquisiteur = Kundenſammler 
Akquisition Erwerbung 
Aktie = Anteilſchein re 
Aktien-Gesellschaft = Geſellſchaft, 
welcher der Teilhaber nur mit 
Nennbetrage ſeiner Anteilſcheine haftet 
Aktionär = a einer ie. 


ſchaft 


empfehlen, 


en 


A, RD, Te 2 D< 
2 — Fa er 3 
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Aktiva Vermögen, Beſtände 

Akzept (Accept) Annahme, angenom- 
mener Wechſel 

akzeptabel annehmbar 

Akzeptant = Annehmer 

d la = nach Art, nach, wie 

Allonge Verlängerung, Anhang (bei 
Wechſeln) 

alternativ — wahlweiſe 

a metd = zur Hälfte 

Amortisation Tilgung, Kraftloserklärung 

analysieren = auflöſen, zerlegen 

Annonce Anzeige, Ankündigung 

annullieren = zurücknehmen, ſtreichen, für 
ungültig erklären 

antiquarisch = alt, gebraucht 

a. p. (anni passati, anni praeteriti) = 
v. J. (vorigen Jahres) 

apart = für ſich, getrennt; eigenartig 

Apparat = Gerät, Vorrichtung 

Appoint = Abſchnitt, Stück, Wechſel 

Appretur - Glättung, Glanz 

approbieren = genehmigen, beſtätigen 

a priori = von vornherein 

Äquivalent Erſatz, Entſchädigung, 
Gegenleiſtung 

Arbitrage Ausnutzung der Preisunter- 
ne gleicher Papiere an verſchiedenen 


a Fläche, Flächeninhalt 

Argument Beweismittel 

Arrangement - Anordnung, Einrichtung, 
Übereinkommen 

Arrest Beſchlagnahme 

Artikel = Warengattung, Sorte, Gegen- 

Assekuranz = Verſicherung ſtand 

Asservation = Aufbewahrung 

Assignation = Anweiſung 

Associe = Teilhaber, Geſellſchafter 

assortiert = ausgerüſtet, vervollſtändigt 

d tout prix = zu jedem Preiſe 

Autarkie wirtſchaftl. Unabhängigkeit vom 
Ausland (eigtl.: Selbſtgenügſamkeit) 

autonom unabhängig 

Aval = Haftung, Bürgſchaft 

Avis (Avisierung) = Anzeige, Benach⸗ 
richtigung 

a vista = auf (bei) Sicht 


B. (Brief) Angebot J. ; 

b. esakli ) Seen in Börsenberichten 

Baisse = Sinken der Preiſe, Kursrückgang 

BGB. Bürgerliches Geſetzbuch 

Barrel Faß 

Bilanz = Rechnungsabſchluß, Bücher- 
abſchluß, Vermögensüberſicht 

Bimetallismus = Doppelwährung 

BL (Bill of lading) = Ladeſchein, 
Frachtbrief 


Blankett Vordruck, unausgefüllte Voll⸗ 
macht 

blanko unausgefüllt, offen, ohne Angabe 
der Summe oder dergl. 

bloc — im ganzen, in Bauſch und 

en bloc ogen t 

Blockade = Sperrung eines Hafens 

b. m. (brevi manu) = kurzerhand, ohne 
weiteres „ 

bo. = brutto (ſ. d.) 

Bon = Gutſchein, Anweiſung 

bona fide= in gutem Glauben 

Bonifikation Vergütung, Nachlaß 

Bonität = Güte, Zahlungsfähigkeit 

Bonus Sondergewinn 

Boykott Verruf 

Branche = Geſchäftszweig 

brutto = roh, ohne Abzug (vom Gewicht 
oder Betrag), mit Verpackung 

Bureau Schreibſtube, Kanzlei, Geſchäfts⸗ 
ſtelle, Kontor 


ca. (circa) = ungefähr 

Cambio = Wechſel 

Campagne Betriebszeit, Geſchäftszeit 

Cargo = Schiffsladung (fracht) 

Certepartie = |. Chartepartie 

cf. (cost and freight) Seinſchließlich Fracht 

cf. oder cfr. (confer) = vergl., ſiehe 

Chance = Ausſicht, Gewinnausſicht 

Change = Tauſch 

Charge = Ladung, Fracht 

Chartepartie (Charter) = Befrachtungs⸗- 
vertrag (mit einem Schiffer) 

chartern = (ein Schiff) mieten, pachten 

chic = ſchick( franz. chic iſt davon abgeleitet), 
gefällig, fein 

chiffriert = in Geheimſchrift 

cif (cost, insurance, freight) = einſchließ⸗ 
lich Koſten, Verſicherung und Fracht 

Clearing Verrechnung, Abrechnung 

Co. (Compagnie) = Geſellſchaft 

c/o. (care of) = zur Sorge, unter der 
Adreſſe von 

Code = Wörterbuch für Telegramme in 
verabredeter Sprache 

Commis voyageur = Handlungsreiſender 

Compagnon = Geſellſchafter, Teilhaber 

1375 N 755 gegen Kaſſe, Barzahlung 

Couleur = Farbe 0 


coupieren = ſchneiden, abſchneiden 
Coupon = Abſchnitt, Zinsſchein 
courant gangbar, leicht verkäuflich, laufend 
Courtage = Maklergebühr 
Courtier Makler 
cr. (currentis) = des laufenden (Monats, 
Jahres) 
(Siehe auch unter K und 8) 
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d = Penny 

Damno = Verluſt, Schaden, Abzug 

dato = von heute 

Datum = Tag, Zeitangabe 

d. d. (de dato) = 90 ausgeſtellt am 

de = von, über 

Debet = Soll, Schuld 

debitieren = belaſten, berechnen 

Debitor = Schuldner 

Decharge = Entlaſtung 

Defekt = Mangel, Fehler, Beſchädigung 

definitiv = beſtimmt, feſt, endgültig 

Defizit = Fehlbetrag, Verluſt 

Defraudation = Unterſchlagung, Hinter- 
ziehung 


Deklaration = Erklärung, Inhalts⸗, Wert⸗ 


angabe 
Dekort = Abzug vom Gewicht oder Betrag 
Delkredere = Bürgſchaft, Haftung für den 
Eingang einer Forderung 
demi halb 
Departement = Abteilung, Bezirk 
deponieren = hinterlegen, in Verwahrung 
geben 
Depositen = Einlagen, hinterlegte Gelder 
oder Wertgegenſtände 
Depression = Druck, Flaute 
Designation Beſtimmung, Warenangabe 
Dessin = Muſter, Zeichnung 
Detail Einzelverkauf, Kleinhandel 
detaillieren = im einzelnen verkaufen; 
näher erklären, auseinanderſetzen 
Devisen = Wechſel, ausländiſche Wechſel 
oder Papiere 
Differenzgeschäfte = Börſenſpiel, Unter⸗ 
ſchieds⸗(Reſt⸗)Geſchäfte 
diffizil = ſchwierig, verwickelt, heikel 
Direktive Richtung, Anleitung 
Disagio = Abzug, Verluſt, Unterpreis 
Diskont = Wechſelzins, Zinsabzug, Nach⸗ 
laß, Vergütung 
diskontieren = gegen Zinsvergütung in 
Zahlung nehmen 
diskreditieren = in Verruf bringen 
Diskretion = Verſchwiegenheit, Geheim- 
haltung 
Dispache = Berechnung eines Seeſchadens 
Disponent = Geſchäftsleiter 
dis ponibel = verfügbar, lieferbar 
Disposition Verfügung, Anordnung 
dito = desgl., ebenſo, der⸗, die⸗, dasſelbe 
diverse = verſchiedene 
Dividende = Gewinnanteil an Aktien⸗ 
geſellſchaften 
do. = dito (ſ. d.) 
Dokument = Urkunde, Schriftſtück 
Domizil = Zahlſtelle; Wohnort 
dotieren = ausſtatten 
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DRGM. Deutſches Reichs ⸗ Gebrauchs, 5 
Muſter 

DRP. = Deutſches Reichs⸗Patent 

Dubiose = zweifelhafte Außenſtände 

Duplikat = Doppel, Abſchrift, zweite Aus⸗ 
fertigung 5 


Hupe 5 
in duplo }= doppelt 


Effekten = Wertſachen, Wertpapiere 

effektiv — wirklich, tatſächlich, in der an⸗ 
gegebenen Münzſorte 

effektuieren = ausführen, erledigen 

e. G. m. b. H. = eingetragene Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftung 

Emballage = Verpackung, 
koſten 

Emission = Ausgabe, Anleihe 

en bloc ſ. bloc 

Engagement Verpflichtung, Anſtellung 

en gros = im großen, Großhandlung 

eo ipso = von gelbſt, ſelbſtverſtändlich 

Escompte = Diskont (ſ. d.) 

etablieren begründen, errichten; sich eta- 
blieren = ſich niederlaſſen, ein Geſchäft 
gründen 

Etat = Voranſchlag, Aufſtellung 

etc. (et cetera) = und jo weiter 

Etikett = Zettel, Preiszettel, Marke 

EVO. Eiſenbahnverkehrsordnung 

eventuell = unter Umſtänden, gegebenen⸗ 
falls, nötigenfalls 

Exekution = Vollſtreckung, Pfändung 

Exemplar = Stück, Abdruck, Ausfertigung 

exklusive = außer, ausſchließlich, ohne 

exorbitant übermäßig, übertrieben 

Expedition = Abſendung, Verjendung, 
Beförderung; Geſchäftsſtelle 

Experte = Sachverſtändiger 

exploitieren = ausbeuten, ausnutzen 

Export = Ausfuhr | 

expreß = beſonders, ausdrücklich, eilig 

exquisit = vorzüglich, ausgezeichnet 

extra = beſonders, außerdem, allein 

extrahieren = ausziehen, ausſchreiben 


Fagon = Form, Geſtalt, Art 

fair = fein, vornehm, anſtändig 

Faksimile = ſchriftgetreue Nachbildung 

Faktorei = Handelsniederlaſſung 

Faktura = Rechnung 

fallieren= die Zahlungen einſtellen, in 
Konkurs geraten 

fallt = 1 ee 

Falsifikat = Fälſchun 

Fastage = Fäſſer, Riften, Verpackung 0 

F. = ſehr fein; bei Seitenzahlen: und fl 
gende (Seiten) 

Filiale Neben-, Zweiggeſchäft 

Finanz Geldweſen, Bankwelt 

nanziell - in bezug auf die eee 


Verpackungs⸗ 
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finanzieren die Geldmittel (für ein Unter⸗ 
nehmen) beſchaffen, ſicherſtellen 

fingiert = ſcheinbar, vorgeblich 

Firm = feit, ſicher, bewandert 

Firma = Geſchäftsname; Geſchäftshaus, 
Haus 4 

fix = feit, beſtimmt, geſchickt, ſchnell 

fixieren = feſtſetzen, befeſtigen 

Fixum — Beſtimmtes, feſtes Gehalt 

Fl. ¶ Florin) = Gulden 

Flei-Verkehr - Flug-Eiſenbahn-Verkehr 

florieren = blühen, gedeihen 

fob (free on board) = frei an Bord 

foliieren = je zwei einander gegenüber- 
ſtehende Seiten eines Geſchäftsbuch 
mit gleichen Zahlen verſehen i 

Folio = Blatt, Seite 

Fonds = Geld als Rückhalt; im Börſen⸗ 
verkehr alle Staats⸗ und Rentenpapiere 

force majeure = höhere Gewalt 

forcieren = treiben, beſchleunigen 

Format = Form, Größe, Zuſchnitt 

formell = förmlich, formgemäß 

Formular = Vordruck, Vorlage, Schein 

formulieren = abfaſſen, ausdrücken 

Frankatur = Freimachung, Poſtgebühr, 
Frachtkoſten 

franko = fe, poſtfrei 

fundiert = ſicher, gedeckt, befeſtigt 

fungieren = tätig ſein, ein Amt verſehen 

Fusion = Bereinigung, Verſchmelzung 


G. (Geld) Nachfrage (im Börſenzettel) 

Gage = Gehalt, Beſoldung 

Garant Bürge 

Garantie = Bürgſchaft, Gewähr 

generell allgemein 

Genre = Art, Gattung, Sorte 

gerieren, sich = ſich darſtellen, ſich aufſpielen 

gez. = gezeichnet (unterſchrieben) 

Ggw. Gutgewicht 

Giro = Übertragung, Übertragungsvermerk 

good average = guter Durchſchnitt 

Gratifikation Vergütung, Belohnung, 
Geſchenk 

gratis = umſonſt 

Gremium = Gemeinſchaft, Körperſchaft 

En} —in gaben 

Grossist = Großhändler 


h (hujus) = dieſes (Jahres) 

Hausse Preis-, Kursſteigerung 

Havarie = Seeſchaden, Schiffsſchaden 

HGB. = Handelsgeſetzbuch 

honorieren = bezahlen, einlöſen (einen 
Wechſel) 

Humbug = Schwindel, Täuſchung 

Hypothek Pfandbrief auf unbewegliche 
Gegenſtände 


Illustration = Abbildung 

imaginär = angenommen, 
vermeintlich 

Imitation Nachahmung 

Immobilien = unbewegliches Vermögen, 
Grundſtücke 

Import = Einfuhr 

Index Verzeichnis, Meßzahl 

Indossament= Überweiſung, Übertragung 

Information = Erkundigung, Nachricht 

inhibieren = zurückhalten, hemmen, ver⸗ 
hindern 

Initiative erſte Anregung, Antrieb, Unter- 
nehmungsgeiſt 

Inkasso = Einziehung einer Forderung 

inkl. (inklusive) = einſchließlich, mit 

Inserat = Anzeige, Ankündigung 

insolvent = zahlungsunfähig 

intensiv = ſtark, durchdringend, gründlich 

Interesse = Anteilnahme, Neigung, Vorteil 

Interessen = Zinſen, Einkünfte 

interimistisch vorläufig 

Interimsschein = Beſcheinigung über die 
erſte Einzahlung auf Aktien uſw. 

Intervention Vermittlung, Fürſprache, 
Einſpruch, Ehrenannahme, Ehrenzahlung 
(bei Wechſeln) 

Inventar = Geſchäftseinrichtung, Beſtände 

Inventur = Beſtandaufnahme, Vermögens- 
überſicht 

investieren anlegen, feſtlegen 

involvieren = umfaſſen, einſchließen 

irregulär = unregelmäßig 

i. V. = in Vollmacht, in Vertretung 


mutmaßlich, 


Journal Tagebuch, Sammelbuch 
jun. (junior) der Jüngere, Sohn 
Jurisdiktion = Rechtſprechung 


Kai = Landungsplatz 

Kalkulation = Überſchlag, Koſten, Selbſt⸗ 
koſtenberechnung 

Kapazität = Größe, Meiſter des Faches 

Kapital Gut, Vermögen, Barvermögen 

Kartell Vertrag, Vereinigung, Schutz⸗ 
verband 

kartieren = eintragen (in die Frachtkarte) 

Kassation Nichtigkeitserklärung, Auf 
hebung, Entwertung 

Katalog = Liſte, Warenverzeichnis 

Kaution = Haftgeld, Bürgſchaft 

klarieren = verzollen, freimachen, melden, 
abrechnen (im Seeweſen) 

Klassifikation Rangordnung, Einteilung 
in Klaſſen 

Klient = Kunde, Auftraggeber 

Klientel = Kundſchaft 

Klischee = Abdruck, Druckplatte, Bildſtock 

KO. = Konkursordnung 
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Koalition = Berbindung, Vereinigung 

kollationieren = vergleichen 

Kollektion = Sammlung, Zuſammenſtel⸗ 

kollektiv = gemeinfam 

Kollo (Kolli) = Frachtſtück ( ſtücke) 

Kolorit Färbung 

ol portieren = verbreiten 

Kommandite = Zweigniederlaſſung 

Kommandit-Gesellschaft = Geſellſchaft, 
bei der nur die Geſchäftsinhaber, nicht 
die Teilhaber (Kommanditäre) haften 

Kommentar = Erläuterung, Erklärung 

kommerziell = kaufmänniſch 

Kommis = Handlungsgehilfe 

Kommission = Auftrag, Beſorgung, Ver⸗ 
mittlung, Vermittlungsgebühr 

in Kommission = auf Abrechnung 
Kommissionär = Beauftragter, Bevoll⸗ 

maächtigter, Vermittler 

Kommittent Auftraggeber, Beſteller 

Kompagnon Teilhaber 

Kompensation = Aufrechnung, 
rechnung, Ausgleich 

kompetent = maßgebend, zuſtändig 

komplett = vollſtändig, vollzählig 

kompliziert = zuſammengeſetzt, ſchwierig, 
verwickelt g 

Kompromiß = Übereinkommen, Vergleich, 
Verſtändigung 

Kondition = Bedingung; Stellung 

konditionieren = in Stellung fein 

Konfektion = Anfertigung, Kleiderherſtel⸗ 
lung, Bekleidungsgeſchäft 

Konferenz = Beratung, Beſprechung, Zu- 
ſammenkunft 

konfiszieren = mit Beſchlag belegen 

konform = gleichlautend, richtig, überein⸗ 
ſtimmend 

Konjunktur et ee 
bewegung, Zeitverhältniſſe 

Konkurrenz = Wettbewerb, Mitbewerb 

Konkurs = Zahlungseinſtellung, Zuſam⸗ 
menbruch ſſchein 

Konnossement- Ladeſchein, Schiffsfracht⸗ 

Konsens = Zuſtimmung, Genehmigung 

Konsignation = Verfügungslager, Ver⸗ 
kauf nach Abrede, Geſchäft auf Bezah⸗ 
lung nach Verkauf 

konsolidieren = befeſtigen, 
jammenziehen 

Konsols (Mehrz.) = geſicherte, feſte Anleihe 


Gegen⸗ 


Preis⸗ 


ſichern, zu⸗ 


Konsortium = Handelsgeſellſchaft, ⸗ge⸗ 
meinſchaft 
konstant = beſtändig, dauernd, unver⸗ 


änderlich 
konstatieren = feſtſtellen, beſtätigen 
Konstellation Lage, Geſtaltung 
konstituieren = einrichten, begründen 


K = Bere eines Lan e 
einem ausländiſchen Platze zur Wa 
rung der Intereſſen ſeiner Angehörigen 
und beſonders ſeines Handels 

Konsulent = Rechtsbeiſtand, Anwalt 

Konsultation = Beratung, 1 i 

Konsum Verbrauch, Abſatz 1 

Konsument Verbraucher | 

Kontingent = Anteil, Pflichtbeitrag 

kontinuierlich = forkgefetzt ſtetig, dauernd 

Konto = Rechnungsüberſicht 

Kontokorrent = laufende Rechnung, Rech 
nungsauszug 5 

Kontrahenten vertragſchleßende Bar | 
teien x 

Kontrakt Vertrag, Vereinbarung e 

Kontravention = Zuwiderhandlung, de I 
tretung # 

Konvenienz = Belieben, Gefallen 

Konvention = Übereinkunft, Vertrag 

Konventionalstrafe Vertragsſtrafe 

Konversion = Herabſetzung oder Erhöhung 
des Zinsfußes 

konzedieren = einräumen, bewilligen 

Konzept = Entwurf, erſte Niederſchrift 

Konzern = Gruppe, Gemeinſchaft ver- 
wandter Unternehmungen, Geſchäftskreis 

Konzession Zugeſtändnis, Vergünſti⸗ 
gung, Erlaubnis, Zulaſſung ER 

Kopie = Abſchrift, Abdruck RN: 

Korporation= Körperſchaft, Genoſſenſchaft 

korrekt = richtig, genau, fehlerfrei 

Korrektur = Richtigſtellung, 11 

Korrespondenz = Briefwedfel 

korrigieren = berichtigen, verbeffern 

Kredit (der) Vertrauen, Ansehen 8 . 
lungsfriſt, Ziel (Ton auf der 2. Silbe) 

Kredit (das) = Haben, Guthaben 1 
auf der 1. Silbe) 

kreditieren — anvertrauen, borgen; gut 
ſchreiben, erkennen Er 


Kreditor = Öläubiger GE 
kreieren = ſchaffen, einführen ra 
Kridar = Gemeinſchuldner 
Krisis = Geſchäfts⸗ Handeisftodung; x 
Wendepunkt 
Kuratorium = Verwaltung, Aufſichtsrat 
Kurs = Umlauf; Börſenpreis, ee 


£ (Livre) |. Lstrl. 

Leckage = Verluſt durch Auslaufen ober 
Tropfen flüſſiger Ware 
legal = geſetzlich, rechtskräftig N. 

Legitimation = Ausweis, Vollmacht, 8 
glaubigung BER 
liiert = vereinigt, verbunden Bu: 
limitieren = bieten, Preis vorjepreiben 
liquid = flüſſig ur 
Liquidation = Auflöſung, Auseinande 
ſetzung Se 
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Lizenz = Erlaubnis, Genehmigung, Er- 
laubnisſchein 

loco = Platz (⸗Ware), am Orte, hier, vor⸗ 

kätig, ab, bis, frei (z. B. Leipzig) 

Lombard = Darlehn auf Waren oder Wert⸗ 
papiere 

L. S. (loco sigilli) = ſtatt des Siegels 

Lstrl. (E) = Pfund Sterling 

lukrativ = einträglich, gewinnbringend 


m/A. = mangels Annahme 

Magasinage = Lagergeld 

Magazin - Lagerhaus, Vorratshaus, 
Speicher 

majorenn = mündig 

Majorität = Mehrheit 

Makulatur = Sehldrud, Altpapier 

Mandat = Auftrag, Vollmacht, Anweiſung 

manifestieren = den Offenbarungseid 
leiſten 

Manko = Fehlbetrag 

Manuskript = Handſchrift 

Material = Stoff, Zeug, Rohſtoff, Zutaten 

maximal - höchſtens, meiſt 

medio = Mitte (des Monats) 

Memorandum = Mitteilung 

Memorial = Merkbuch, Tagebuch 

mensuell = monatlich 

metä |. a metä 

Mille = Tauſend 

minorenn = minderjährig 

Minorität = Minderheit 

minimal - mindeſt, kleinſt, unbedeutend 

Minus = Minderertrag, Fehlbetrag 

moderieren = ermäßigen, herabſetzen 

modern = modiſch, neu, zeitgemäß 

Modifikation = Einſchränkung, Abände- 


tung | 
Modus = Art und Weiſe 
momentan = augenblicklich, gegenwärtig 
monieren = beanſtanden, bemängeln, er- 
innern, mahnen 
Monopol = Alleinverkauf, Handelsvorrecht 
Montage = Aufſtellung, Einrichtung (einer 
Maſchine oder dergl.) 
Moratorium = Friſt, Stundung 
motivieren = begründen 
m/P. = mit Proteſt 
m/Z. = mangels Zahlung 


Navigation = Schiffahrt 

NMB. (nota bene) = Anmerkung, 
merfung 

negativ — verneinend, fehlend 

15. rein, ohne Abzug, ohne Verpackung 

Nominalwert Nennwert 

non plus ultra = unübertrefflich 

normal = regelmäßig, üblich, vorſchrifts⸗ 
mäßig 


Be⸗ 


normieren = feſtſetzen, bemeſſen, vor⸗ 
ſchreiben | 

Nota = Rechnung, Verzeichnis, Aufſtellung 

in nota = in Auftrag 

Notiz = Vermerk, Vormerkung, Kenntnis 

1 anerkannt, offenkundig 
ouveaute ; 

Novität } — Neuheit 

Nuance = Abtönung, Abſtufung 


Objekt = Gegenſtand, Sache 

objektiv = ſachlich, gegenſtändlich, un⸗ 
parteiiſch 

Obligation Schuldverſchreibung 

Obligo = Verbindlichkeit, Haftung 

Octroi = Abgabe, Zoll, Verbrauchsſteuer 

Offerte = Angebot, Preisſtellung 

o/K. = ohne Koſten 

0/0. = ohne Obligo 

o/P. = ohne Proteſt 

opportun = günitig, zeitgemäß, zweckmäßig 

Opposition — Widerſtand, Gegnerſchaft 

Order (Ordre) = Auftrag, Verfügung 

Original = Urſchrift 


p. a. (pour acquit) =empfangen, bezahlt 

p. a. (pro anno) = jährlich, für das Jahr 

paginieren = die Seiten eines Geſchäfts⸗ 
buchs mit fortlaufenden Zahlen verſehen 

al pari I vollwertig, zum Nennwert, ohne 

pari Aufgeld oder Verluſt 

partiell = teilweije 

partizipieren = teilnehmen, beteiligt jein 

pass. (passato ) vorigen (Monats, Jahres) 

Passiva = Schulden, Summe der Schulden 

Passus = Stelle, Satz, Abſatz 

patentiert = gegen Nachahmung geſetzlich 
geſchützt 

Pauschal = Pauſch⸗, Durchſchnitts⸗, Ab⸗ 
findungs⸗ (z. B. Summe) 

pekuniär = Geldverhältniſſe betreffend 

per = für, durch, mit uſw., fällig am (bei 
Wechſeln) 

perfekt = fertig, abgeſchloſſen, vollkommen 

perforieren durchlochen 

permanent = dauernd, ſtändig 

per saldo = zum Ausgleich 

per se = für ſich 

Personal = die Beamten, Angeſtellten 

Piece Stück 

placieren = aufſtellen, unterbringen 

Plakat = Anſchlag, Aushang 

plein pouvoir = unbeſchränkte Vollmacht 

Plus = Mehrbetrag, Überſchuß 

P. O. B. (Post office-box) = Brieffach 

Police = Verſicherungsſchein, vertrag 

Position = Stellung, Lage; Poſten 

poste restante = poſtlagernd 

postnumerando = nachträglich zahlbar 
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P. P. (praemissis praemittendis = nach 
Vorausſchickung des Vorauszuſchickenden 
(ſteht oft in Rundſchreiben an Stelle der 
Anrede, wird aber beſſer durch G. H.! 
erſetzt) 

ppa. (per procura) - in Stellvertretung 
(bei der Firmenzeichnung durch einen 
Prokuriſten) 

ohne Präjudiz = ohne Verbindlichkeit 

Prämie = Verſicherungsgebühr 

pränumerando = im voraus zahlbar 

Präsentation = Borzeigung, Vorlegung, 
Einreichung 

praeter propter = ungefähr 

präzise = pünktlich, genau 

Preiscourant = Preisliſte 

pressant eilig 

prima = erſte, beſte, feinſte 

Primanota = Kladde, Memorial 

Prinzip = Grundſatz 

Prioritäten = Schuldverſchreibungen 

privat = vertraulich, perſönlich, außer⸗ 
geſchäftlich 

Privileg Vorrecht, Vergünſtigung 

pro = für, der, die, das (z. B. Stück) 

probat = erprobt, zuverläſſig 

Produktion = Erzeugung, 
Heritellung 

Profit Nutzen, Gewinn 

progressiv = fortſchreitend, ſteigernd 

Projekt = Plan, Entwurf, Anſchlag 

Prokura = Vollmacht 

Prolongation Verlängerung, Fortſetzung, 
Erneuerung (eines Wechſels) 

pro mille = für, auf, vom Tauſend 

prompt = ſchnell, ſofort, rechtzeitig 

proponieren = vorſchlagen, anbieten 
proper (propre) = eigen 

pro rata - im Verhältnis zum Anteil 

Prospekt Ankündigung, Anzeige, Be⸗ 
ſchreibung, Werbeblatt; Geſchäftsplan, 
Einführungsbericht 

prosperieren gedeihen, vorwärtskommen 

Protest Einſpruch, Verwahrung; Urkunde 
über Nichtannahme oder Nichteinlöſung 
eines Wechſels 

Provision = a Vermittlungs⸗ 
gebühr 

provisorisch = vorläufig, einſtweilig 

Prozent = auf, für, vom Hundert 

r a 

H. S. ¶ Postscriptum) = Nachſchrift 

P. T. (pro titulo) = an Stelle des Titels 
(ſiehe P. . 


Qualifikation = Befähigung, Brauchbarkeit 
Qualität = Beſchaffenheit, Güte, Sorte 
Quantität y = Menge, Anzahl, Summe, 
Quantum J Gewicht f 

Quartal 


Gewinnung, 


Vierteljahr 


quittieren = beſcheinigen (Empfang); ver 


laſſen (Stellung) 
Quote = Anteil, Teilzahlung 


Rabatt = Abzug, Nachlaß, Ermäßigung. 

Rate = Anteil, Teilbetrag, Teilzahlung 

rationell = vernünftig, zweckmäßig, durch⸗ 
greifen 

Rayon = Abteilung, Bezirk, Wirkungskreis 

reagieren = rückwirken, auf etwas eingehen, 
antworten 5 

realisieren ausführen, verwirklichen; ver⸗ 
werten, zu Gelde machen | 

Recherche = Nachforſchung, Erkundigung 

redressieren rückgängig machen, berich⸗ 
tigen, wiederherſtellen 

reduzieren = herabſetzen, ermäßigen, be⸗ 
ſchränken 

reell = zuverläſſig, rechtſchaffen 

Referenz Empfehlung, Alskunftsſele f 

Reflektant = Bewerber, Kaufluſtiger 

refüs ieren = verzichten, verweigern 

Regreß = Erſatzanſpruch 

regulär = regelmäßig, ordentlich, richtig 

Regulierung = Regelung, Ordnung, Ab- 
rechnung, Zahlung 


Reklamation Rückforderung, Beſchwerde, 5 


Ausſtellung | 
Reklame Ankündigung, Anpreifung 
rekommandieren = empfehlen 
rekommandiert (bei Poſtſendungen) = = ein 

geſchrieben 
rektifizieren = berichtigen 
Rekurs = Berufung 
relativ = verhältnismäßig 
Rembours Deckung, Ausgleich, Gegenwert 
Remittent = Zahlungsempfänger eines 

Wechſels 
remittieren (Wechſel) überjenden; ae 

ſenden 
Remuneration = Belohnung, Entfejäbi- 

gung | 
Renommee = Ruf, Leumund 
renommieren = prahlen, aufſchneiden 
renommiert=angejehen, geachtet, namhaft 
renovieren = erneuern, ausbeſſern, inſtand 
etzen 
rentabel = einträglich, nutzbringend 
reorganisieren - neugeſtalten, wiederher⸗ 
repartieren = verteilen [ſtellen 
repräsentieren = vorſtellen, darſtellen 
Reproduktion = Wiedererzeugung, Neu⸗ 
bildung, Nachbildung 
Reservefonds = Rücklagevermögen, Sicher⸗ 
heitskapital für außergewöhnliche Ver⸗ 

luſte (bei Aktiengeſellſchaften) e 
resp. (respektive) = beziehungsweiſe 
respektabel achtbar, angeſehen 
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Ressort = Geſchäftskreis, Bezirk, Verwal⸗ 
tungszweig 

Restant = Schuldner, Rückſtändiger 

Retentionsrecht = Recht zur Rückbehaltung 

retour = zurück 

Retouren = zurüdgejandte Waren 

retournieren = zurückſenden 

retrograd rüdſchreitend 

reüssieren = gelingen, Erfolg haben 

Ricambio = Rückwechſel 

Rimesse = Zahlung, in Zahlung gegebener 
Wechſel 

Risiko = Gefahr, Wagnis 

Riskontro = Rechnungsbuch 

Routine Gewandtheit, Fertigkeit 

R. P. (Reponse payee) = Antwort be⸗ 
zahlt (bei Telegrammen) 

Rubrik = Überſchrift, Abteilung, Spalte 


Safe = Geldſchrank, verſchließbares Fach 

Saison - Jahreszeit, Hauptgeſchäftszeit, 
Betriebszeit 

Salär = Gehalt, Beſoldung 

Saldo = Reſtbeſtand, Überſchuß, Ausgleich⸗ 

poſten 

Sanierung = Geſundung, Wiederaufrich⸗ 
tung 

Schema = Muſter, Vorlage 

S. E. & O. (salvo errore et omissione) 
Irrtum und Auslaſſung vorbehalten 

Semester = Halbjahr 

sen. (senior) = der Altere, Vater 

Sensal = Mafler 

separat = beſonders, getrennt 

Sequestration Zwangsverwaltung 

Serie = Reihe, Folge 

Share = Anteilſchein 

ee —Aufſchrift, Zeichen, Marke 

sistieren - einſtellen, aufheben, ausſetzen 

Situation = Lage, Stellung, Umſtände 

Skonto = Abzug, Nachlaß 

Skontro = Liefer-, Lager-, Wechſelbuch 

Skripturen = Schriftſtücke 

Solawechsel = einziger Wechſel (im Gegen⸗ 
ja zum mehrfach ausgeſtellten); auch 
eigener Wechſel : 

solidarisch = gemeinjam, gejamthaftend 

solvent = zahlungsfähig, ſicher 

Sortiment = Auswahl, Zuſammenſtellung 

Sozius = Geſellſchafter, Teilhaber 

spekulieren gewagte Geſchäfte machen, 
auf ſpäteren Gewinn rechnen 

Spesen = Koſten, Auslagen 

Spezialität = Beſonderheit, beſonderes 
Fach, Hauptzweig 

speziell = beſonders, namentlich, haupt- 
ſächlich 

Spezifikation = Einzelaufſtellung, mach⸗ 
weis 

33 Oeflers Handbuch 


S. S. (steam ship) Dampfer 

S. T. (salvo titulo) = vorbehaltlich des 
Titels 

sche beſtändig, dauerhaft, widerſtands⸗ 
ähig 

Stadium = Stand, Entwicklungsſtufe 

Stagnation = Stillſtand, Stockung 

Standard = Grundlage, Muſter, Vorbild 

stationär = ſtehend, bleibend 

Status Stand, Zuſtand, Vermögenslage 

Steamer Dampfer 

StGB. = Strafgeſetzbuch 

stipulieren = feſtſetzen, vereinbaren 

stornieren = gegenbuchen, zurüdbuchen 

strikt = genau, ſtreng 

sub unter 

Subhastation = Zwangsverſteigerung 

Submission = Berdingung, Ausſchreiben 

Substanz = Beſtandteile, Stoff 

Subvention = Zuſchuß, Unterſtützung 

successive = nach und nach, allmählich 

Summa = Geſamtbetrag, zuſammen 

superfein = hochfein 

Supplement = Ergänzung, Nachtrag 

Surrogat = Erſatzmittel 

symmetrisch = gleichmäßig, in richtigem 
Verhältnis 

Syndikat = Vereinigung, Verband, Gruppe 

System = Anordnung, Einrichtung, Ver⸗ 
fahren 

systematisch = planmäßig 

s.Z. = feiner Zeit 


Tabelle = Tafel, Liſte, Überſicht 

Talon = Zinsleiſte, Erneuerungsſchein 

Tantieme = Gewinnanteil 

Tara = Leergewicht, Verpackung 

Tarif Verzeichnis, Preisliſte 

ae son) Abſchätzung, Preisfeſtſtellun 

Taxation 9 9 

Tendenz = Stimmung, Haltung, Richtung 

Termin Zeitpunkt, Gerichtsverhandlung 

total = gänzlich, vollſtändig 

Tour = Reiſe, Fahrt, Reiſebezirk 

Tradition - Überlieferung 

Transaktion = Umſatz, Unternehmung, 
Geſchäft 

transatlantisch = überſeeiſch 

Transfer Übertragung von Zahlungen an 
Gläubiger 

Transit = Durchgang, Durchfuhr 

Transport = Übertrag; Beförderung 

transportabel = beweglich, verſendbar 

trassieren = (einen Wechſel) ausſtellen 
ziehen, entnehmen 

Tratte = gezogener Wechſel 

Tresor = Geldſchrank, Stahlkammer 

Trust = Bereinigung, Ring verwandter 
Geſchäfte und Unternehmungen 
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Turnus = regelmäßige Abwechſlung, 
Reihenfolge 
Typus = Urbild, Vorbild 


ultimo = der Letzte, Monatsende 
Unikat = Urſchrift, erſte Ausfertigung 
universal = allgemein 
Unterbilanz = Fehlabſchluß, Verluſt 
USA. (United States of America) 
Vereinigte Staaten von Amerika 
1 9 Brauch, Handelsbrauch 
Utensilien = Geräte, Werkzeuge 


Vakanz = offene Stelle 


Valuta = Wert, Gegenwert, Fälligkeit 


Variation Spielart, Abwechfſlung 
veritabel = wirklich, echt 

versiert = geübt, gewandt 
Version = Wendung, Darlegung 
verte = wenden, umwenden 
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via = über 

vice versa = umgekehrt 
vide = ſiehe 

vis major = höhere Gewalt 
Vista = Sicht > 
Visum =Unterjchrift, Vorzeigungsbermerk 
VO. Verordnung 
voluminös = umfangreich 


Waggon = Wagen, Wagenladung 
Warranı = Lagerſchein 
WO. = Wechſelordnung 

F. S. g. u.] = Wenden Sie gefälligst um! 


zedieren = abtreten, überlaſſen 
Zentrale Hauptſtelle, Hauptgeſchäft 
Zertifikat = Beſcheinigung, Zeugnis 
Zession = Abtretung, Überlaſſung 


Zirkular = Rundſchreiben, e . 
⁊irlulieren = umlaufen 


z. F. zutreffenden Falls 
2. Z. = zur Zeit 


A 

Abänderungen der Aufſchrif⸗ 
ten von Poſtſendungen 
477 

Abbeſtellung 157 

Abbuchung vom Poſtſcheck— 
konto (Steuern, Kran⸗ 
kenkaſſe uſw.) 492 

Abgekürzte ee (Rech⸗ 
nen) 98, 

Abhanden 1 9 Wech⸗ 
ſel 265 

Ablegeregeln 200 

1 eines Auftrags 
156 


Abrechnungsſtellen der 
Reichsbank 238 

Abſchlagzahlung 262 

Abſchluß der doppelten Buch⸗ 
60 0 28, 29, 36, 39, 


Abſchlußtabelle 28, 39, 84 

Abſchreibungen 20, 70 

Abſonderungsberechtigung 
360 | 


Abtretung 186, 245 
Abtretungsſchein 186 
Abwicklungsgebühr 131 
Abzahlungsgeſchäft 304 
Abziehen 96 
Achtſtundenarbeitstag 373 
Addiermaſchinen 203 
Addition 96 

Adreſſe (bei Briefen) 140,450 
Adreſſen bei Paketen 465 
Adreſſiermaſchine 207 
Agent 169, 284 

Akkreditiv 239 

Aktien 129, 247 
. 82, 190, 
291 


Aktiengeſetz 82, 291 
Aktienrechtsnovelle 291 
Aktionär 247, 292 
Aktiva 14 
Aktivgeſchäfte 235 
Aktivkonto 17 

Akzept 163, 253, 257 
Akzeptant 253 

35* 
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Akzepteinholung 163, 257 
Akzeptkonto 64 
Akzeptkredit 237 

Allonge 258, 261 
Alternativwährung 228 
Altersrente ſ. Invalidenrente 
Altersruhegeld 393, 394 
Amerik. Journal 40 
Amortiſation 246, 265 
Amtsgericht 341 
Analyſenquarzlampe 208 


Anderung der Aufſchriften 


von Poſtſendungen 477 
— in den Verhältniſſen 
eines Poſtſcheckkunden 

487 f 


Anerkenntnisurteil 345 

Anfechtung bei Steuern und 
Zöllen 401 

Anfrage wegen Kreditfähig⸗ 
keit 154 

Anfragen nach Preiſen 147, 
175 


Angebote (Waren) 147, 175 

Angeſtellte, gewerbliche 329 

—, kaufmänniſche 276 

Angeſtelltenverſicherung 391 

Angſtklauſel a. Wechſel 259 

Anhang (Wechſel) 258, 261 

Ankauf von Wechſeln 236 

Ankündigung eines Reiſen⸗ 
den 145, 170 

Anleihen 245 

Anleiheſtock 292 

Anmeldung zum Handels⸗ 
regiſter 275 

— eines 0 zum Kon⸗ 
kurs 1 

— 9895 e 


— bei der Ortsbehörde 276 
Annahme (Auftrag) 155 
— (wWechſel) 257 
Annahmebeſtätigungen 156 
Annahmeeinholung (Wech⸗ 
ſel) 163, 257 
Anſchriften 140, 450 
Anſchriftenrückfrage 479 
Anſchriftenſammlung 213 
Anſichtspoſtkarte 460 
Antizipative Poſten 68 


Antrag 298 

Antrag zum Offenbarungs⸗ 
eid 356 

Antwortſcheine 480 

Anwaltskoſten 350 

e 343 

Anwartſchaft (Angeſtellten⸗ 

verſicherung) 392 
— (Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung) 396 

— S 


Anzeigen 213 
Anzeigenauftrag 214 
Anzeigenkontrolle 216 
Arbeit an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen 327 
Arbeiter, gewerbliche 326 
—, jugendliche 333ff. 
355 im öffentlichen Dienſt 


Arbeitsamt 396 
Arbeitsbuch 328 
Arbeitsentgelt 327 
Arbeitsgericht 372 
Arbeitsgerichtsbarkeit 372 
Arbeitsgliederung 191 
Arbeitslohn 327 
Arbeitsloſenverſicherung 396 
Arbeitsrecht 364 
Arbeitsſtreckung 367 
Arbeitsvertrag 306 
bitte 327, 333, 373 
— in offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen 374 
Arbeitszeitordnung 373 
Armenrecht 345 
Arreſt, dinglicher und per⸗ 
ſönlicher 357 
—, offener (Konkurs) 359 
Arten des Geldes 227 
Arzneigebühr 378 
Aſſekurant 310 
Aſſekuranz 310ff. 
he der Betriebsarbeit 
193 
Aufbewahrung der Ge- 
ſchäftsbriefe 139, 200 
Aufbewahrung von Wert⸗ 
gegenſtänden und Wert⸗ 
papieren 243 
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Sachregiſter 


Aufbewahrungsmappen 201 
Aufgebotsverfahren 265,351 
Aufhebung des Konkursver⸗ 
fahrens 361 
— des Mietsvertrages 305 
Auflöſung des Geſchäftes 46 
Aufnahme eines Teilhabers 
144, 190 
Auſſichtsrat 82, 291 
Aufträge 150, 176 
Auftrag für Ausfuhr 151 
— mit Preisvorſchrift 152 
Auftragsablehnungen 155 
Auftragsannahme 155 
Auftragsausführung 155 
Auftragsbeſtätigungen 177 
Auftragszurückziehung 157 
Ausfuhrauftrag 151 
Ausfuhrzölle 429 
Auskünfte 153 
Auskunfteien 154 
Auskunfterteilung des Ar⸗ 
beitgebers 308 
Ausländiſche Währungen 
131, 137 
Ausſcheiden eines Teilhabers 
144 


Ausſchlußurteil 351 
Ausſteller (Wechſel) 253 
Ausſtellungen(Werbung)220 
— (Reklamationen) 157 
Ausſteuerverſicherung 313 
Austritt aus dem Poſtſcheck— 
verkehr 492 
Auszahlung im Poſtſcheck— 
verkehr 485 
Automaten 375 


B 
Bahnhofsbriefe 458 
Bankdiskont 231, 236 
Bankenaufſicht 233 
Bankerott 361 
Bankgeld 226 
Bankgeſetz 230 
Bankkontokorrent 236 
Banknoten 227 
Bankſatz 231 
Bankverkehr(Kontokorr.) 236 
Bankweſen 230 
Bargeld 227 
Barzahlungsnachlaß 225 
Beförderung lebender Tiere 

438 


Beförderungspflicht der 
Reichsbahn 431 

Befrachtungsvertrag 438 

Beiſitzer (Arbeitsgericht) 372 

Beiträge zur Krankenver⸗ 
ſicherung 377 


Beiträge zur Invalidenver⸗ 
ſicherung 383 
— zur Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung 396 
— zur Angeſt.⸗Verſ. 394 
Berichtigungstelegramm 501 
Berufsfürſorge (Unfallver⸗ 
ſicherung) 389 
Berufsgenoſſenſchaften 387 
Berufskrankheiten 387 
Berufung 345 
— gegen Urteile des Ar⸗ 
beitsgerichts 372f. 
— gegen die Steuerver⸗ 
anlagung 401 
Berufungsinſtanzen bei den 
ordentlichen Gerichten 
342 
Beſchwerden (bei Waren⸗ 
einkauf) 157 
Beſtellpoſtkarten 176 
Beſtellſchein 176 
Beſtellungen 150, 176 
Beſuchsankündigung 145 
Beteiligungspapier 129,238, 
247 


Betriebsbeamte 329 
Betriebsordnung 368 
Betriebskrankenkaſſen 377 
Betriebsunfälle 387 
Betriebswirtſchaftliche Orga⸗ 
niſation 189 
Betriebszellenobmann 365 
Betrügeriſcher Bankerott361 
Bevorrechtigte Konkursfor⸗ 
derungen 360 
Bewerbung um eine Ver⸗ 
tretung 169 
Bewerbungsbriefe 172 
Bezieherverſicherung 225 
Bezirksagent 285 
Bezugsrechte von Aktien 252 
Bibliothek⸗Ablage 200 
Bilanz (f. auch Abſchluß) 13 
Bilanzkonto 26 
Bilanzwaage 14 
Billungknopf 206 
Bimetallismus 227 
Blankoakzept 257 
Blankogiro 259 
Blankokredit 236 
Blindenſchriftſendungen 462 
Blitztelegramme 499 
Bodmerei 316 
Börſenausſchuß 244 
Börſenbeſuch 244 
Börſengeſchäfte 252 
Börſengeſetz 244 
Börſenkurs ſ. Kurs 
Börſenordnung 244 


Börfenplähe ; Dan 

Börſenumſatzſteuer 131, 419 

Börſenvertreter 245 

Börſenweſen 244 

Börſenzeit 245 

Briefablage 200 

Brie fanfänge 141 

Briefaufbewahrung 139, 200 

Briefaufſchrift 140, 450 

Briefbogen 140 

Briefe (Poſt) 

— eingeſchriebene 475 

— mit Poſtzuſtellungs⸗ 
urkunde 459 

— 16 Rechnungsauszüge 
16 A 


— über Wechſel 162 


— mit Wertangabe 470 
Briefeinlagen 143, 458 
Brieffalzmaſchine 208 
Briefhypothek 318 
Briefinhalt 141 
Briefkurs 131 
Briefſchlüſſe 142 
Briefſendungen 458 
Briefſtil 139 
Brieftelegramme 498 
Brie fumſchläge (Poſtſcheck) 
487 | 


Bromograph 209 
Bruchrechnung 100 
Bruttogewicht 133 es 
Bücherabſchluß f. Abſchluß 
Buchführung 
—, amerikaniſche 40, 41 
—, auf Karten 85ff. 
—, doppelte 11ff. 
—, einfache 89 
„italieniſche 38 
Buchführungspflicht des hi 
Handwerkers 274 
Buchführungspflicht d. Kauf⸗ 
manns 11, 233, 401 
Buch haltungsnaſe 18 
Buchhypothek 318 
Buchungsſatz 23 
Bürgerſteuer 420 
Bürgſchaft 309 
Bürgſchaftsſchein 187 
Büromaſchinen 203 ff. 
Bürotechnik 203ff. 
Bußen gegen die e 
tigten 368 


C 
Chartervertrag 315 


Clearing 238 


Coupon ſ. Zinsſchein i 
Courtage ſ. Maklergebühr 


D 
Dachgeſellſchaft 296 
Darlehn 309 
Darlehnskonto 16 
Datowechſel 255 
Debitoren⸗Konto 18 
Deckungskauf 314 
Deklarationspflicht 429 
Dekort 131 
Delkredereproviſion 134,285, 

286 


Depoſitengelder 235 
De poſitengeſchäft 235 
Depoſitenſchein 243 
Depot 243 
Depotgeſetz 243 
Deutſche Arbeitsfront 194 
Deviſen 131, 227, 240 
De viſenrechnung 131 
Deviſenbewirtſchaftung 240 
Diebſtahl 316 
Dienſtvertrag 306 
Differentialzölle 429 
Din⸗Formate 140 
Diskontgeſchäft 236 
Diskontpolitik 231 
Diskontrechnung 119 
Dispache 316 
Disponent 281 
Diſtanzkauf 134 
Dividende 83, 292 
Diviſion 99 
Domiziliat 258 
Domizilproviſion 258 
Domizilwechſel 161, 257,258 
Doppelwährung 227, 228 
Drahtverkehr 171, 493 
Dreiſatzrechnung 101 
Dreiſpaltenjournal 88 
Dringende Pakete 466 
— Telegramme 496 
1 (Poſtverkehr) 
4 


— (Werbung) 219 
Durchfuhrzölle 429 
Durchſchnittsverfalltag 121 
Ro 


E 
Effekten 129, 245 
Effektenbörſe 245 
Effektenrechnung 129 
Ehrenannahme (Wechſel) 
264 


Ehrengericht der Börſe 245 

— (foziales) 369ff. 

Ehrengerichtsbarkeit für die 
5 0 Wirtſchaft 
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Ehrenzahlung (Wechſel) 264 


Eidesverweigerung 344 
Eigenkapitalkonto 20 
Eigentumsrecht an bemeg- 
lichen Sachen 316 
Eilboten (Poſt) 476 
Einbruchsdiebſtahl (Verſiche⸗ 
rung) 312 
Einfache Buchhaltung 89 
Einfacher Bankerott 361 
Einfuhrzölle 429 
Einheitskurſe 248 
Einkaufsauftrag 170 
Einkaufsbuch 38, 40, 48, 52 
Einkaufspreis 135 
Einkaufsrechnung 135 
i einzelne 
40 


Einkommenſteuer 402 

Einkommenſteuertabelle 408 

Einlaſſungsfriſt 344 

Einlieferungsbeſcheinigung 
470 


Einſchreibſendungen 475 

Einſpaltenjournal 87 

Einſpruch gegen das Ber- 
ſäumnisurteil 345 

— gegen die Gteuerveran- 
lagung 401 

Einſpruchsfriſt 345 

Einſtweilige Verfügungen 
35 


Ein⸗ und Verkaufskalkula⸗ 
tion 135 


Einzelhandels⸗Schutzgeſetz 
338 


Einzelvollmacht 281 
Einziehung des Wechſelbe— 
trages 164, 262 
Eiſenbahnfracht und -gebüh- 
ren 440 
Eiſenbahngüterverkehr 430 
Emiſſionsgeſchäft 242 
Empfangsanzeige (bei Tele- 
grammen) 496 
Empfangsbeſcheinigung 177, 
301 


Empfangsbeſtätigung 160 
Endurteil 345, 352 
Entlaſſung 

— 970 Handlungsgehilfen 


— des Lehrlings 283 
Entnahmeankündigung 162 
Entſchädigung (Unfallverſi⸗ 
cherung) 388 
Erbſchaftsſteuer 414 
Erfolgsbilanz 28 
Erfolgskonten 20 


517 


Erfolgskontrolle (Anzeigen) 
216 


Erfüllung der Schuldver⸗ 
pflichtung 299 
Erfüllungsort 299 
Erfüllungszeit 299 
Erinnerungsanzeigen 215 
Erklärung kaufmänniſcher 
Fremdwörter 506ff. 
Erkundigungsſchreiben 153 
Erlaubnis zum Betriebe be- 
ſtimmter Gewerbe 319 
Erlöſchen der Schuldver— 
hältniſſe 301 
Eröffnungsbilanz 13, 29 
Eröffnungsbilanz⸗Konto 26 
Erſatzanſprüche gegen die 
Eiſenbahn 447 
Erſatzkaſſen 377 
Exportauftrag 151 
Expreßgut 443 


F 


Fabrikationsbetrieb 198ff. 
Faktorenzerlegung 98, 99 
Faktura 179 

Fälligkeit des Wechſels 255 
Falſche Wechſel 265 
Familienhilfe 380 
Familienkrankenpflege 378 
Fautfracht 315 

Feiertage 327 

Feingehalt (Münzen) 229 
Fernſprechanſchlüſſe 502 
Fernſprechauftragsdienſt504 
Fernſprechgebühren 503 
e eoälle 


Fernſprechverkehr 502 
Feſttage 327 
Feuerverſicherung 311 
Filmwerbung 222 
Finanzämter 400 
Finanzierung 190 
Finanzzölle 429 
Firma 274 
Firmenanmeldung z. Han⸗ 
delsregiſter 275 
Firmenwahrheit 275 
Firmenwert 275 
Fixkauf 314 
Flugpoſtſendungen 476 
Flußkonnoſſement 288 
Flußtransportverſicherung 
312 


Forderungspapiere 245 
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Formulare, geſchäftliche 174 
Fracht 288, 440 
Frachtbrief 288, 431 ff. 
Frachtenkonto 23 
Frachtentafel (als Beilage) 
Frachtführer 288 
Frachtgebühren 440 
Frachtgut 431ff. 
Frachtſätze (als Beilage) 
Frankiermaſchine 208 
Frauen als Kaufleute 273 
Freiwillige Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung 392 
— Krankenverſicherung 376 
Friedensmiete 305 
Funkbriefe 499 
Führer des Betriebes 364 
Fuſion 296 


6 


Gebäudekonto 20 
Gebrauchsmuſterſchutz 337 
Gebühren (Eiſenbahn) 440 
— (Fernſprecher) 503 

— (Poſt) 451 

— ()Poſtſcheck) 490 

— (Telegramme) 495 

— Gerichts⸗ 351 

— der Rechtsanwälte 351 
Gefälligkeitsalzept 257 
Gefälſchte Wechſel 265 
e des Betriebes 


Gehaltspfändung 354 
Gehalt zahlung 277 
— im Krankheitsfalle 278 
Geheimbuch 73 
Gekreuzter Scheck 268 
Geldbriefe 470 
Geldeinziehung 472 
Geldkurs 131 
Geldwert 226 
Geldweſen 226, 229 
Geldzähl⸗ und Geldwechee. 
maſchine 208 
Gemeindeſteuern 422 
. (Konkurs) 


Generalquittung 182 
Generalverſammlung 292 
Generalvollmacht 185, 281 
Genoſſenſchaften 293 
Gerichte, ordentliche 341 
Gerichtskoſten 351 

1 ſtand 343 

Geri ehe Sgeſetz341 
Gerichtsweſen 3 Fi 1 
Geſamtquittung 185 
Geſamtvollmacht 185 
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Geſchäftsauflöſung 148. 

Geſchäftsbriefe 139 

Geſchäftsbücher ſ. Buchfüh⸗ 
un 


tung 
Geſchäftserrichtung 143 
Geſchäftsfähigkeit 297 
Geſchäftsführer (bei der G. 
m. b. H.) 293 
Geſchäftsgeheimniſſen, Ver⸗ 
rat von 278 
Geſchäftskauf 146 
Geſchäftspapiere (Poſtver⸗ 
kehr) 462 
Geſchäftsübernahme 146 
Geſchäftsverkauf 146 
Geſchmacksmuſterſchutz 337 
Geſelle 326 
Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung 191, 292 
Geſellſchaft (ſtille) 190, 294 
Geſellſchafter ſ. Teilhaber 
Gesell hof Iran 79 
Geſellſchaftsrechnung 104 
Geſellſchaftsſteuer 417 
eee 
G. m. b. H.) 293 
Geſellſchaftsvertrag 290 
Geſetz über das Zugabe⸗ 
weſen 225 
— 723 Wirtſchaftswerbung 
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— gegen den unlauteren 


Wettbewerb 222 
— zum Schutze des Einzel⸗ 
handels 338 
— zur Ordnung der natio⸗ 
nalen Arbeit 194, 364ff. 
Geſetzliche Miete 305 
Geſprächsgebühren (Fern⸗ 
ſprecher) 503 
Gewerbeanmeldung 319 
Gewerbebetrieb, ſtehender 
319 
— im Umherziehen 322 
Gewerbefreiheit 319 
Gewerbegehilfe 326 
Gewerbeſchein 319 
Gewerberecht 319 


Gewerbeſteuer 422 
Gewerbeunfallverſicherung 
3850 | 


Gewerke 247, 294 

Gewerkſchaft 294 

Gewichte 137 

Gewinn 135, 403 

Gewinn⸗ und Verluſtermitt⸗ 
lung 36 

Gewinnverteilung bei der 
O SG. 79, 290 

Girant 253 | 


Grundſtückspfändung 355 


Giro (Wechſel) 164, 253, 258 

Girogeſchäft 235, 237 

Giroverkehr der Bi 
231 5 


Girozentrale 235 
Gläubigerausſchuß 358 
Gläubigerkonto 19 
Gläubigerpapiere 129, 245 
Gläubigerberſammlung 145 
(Konkurs) 359 
Glasverſicherung 312 
G. m. b. H. 191, 292 
Golddiskontbank 234 
Goldkernwährung 228 
Goldpunkte 227 RE 
Goldwährung 227 
eee Gdohnſteuer) 


SE Wungeeh 


Grundbuch 318 „ 
98 Suführung 


Grunder 415 
Grundlohn (ra 
377 
Grundmiete 305 
Grundrechnungsarten 96 


Gründung eines kaufmänni⸗ 
ſchen Betriebes 276 
Gründungsgeſchäft 242 
Gummitaſten 209 
Güterabfertigungsſtelle 438 
Güterbeförderung der Eiſen⸗ 
bahn 430 f. Ss 
Gütertarif der ee | 
(als Beilage) 
Güteverfahren 343 
Gutgewicht 133 
Gutſchrift 17 = 
Gutſchriften Boten 1 


Haben 17 
Haft ( Offenbarungseid) 356 
Se der Sa 


Softprfichtberfihenng 313 
Haftung der Geſellſchafter 
ſ. die betr. Geſellſchaften 
— im Poſtſcheckverkehr 4: 
Hagelverſicherung 312 
Handelsbetrieb 194 
Handelsbilanz 24 
Handelsbücher . a 
rung 
Handelsfirma 274 
Handelsfrau 2738 
wee 222 99 
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n Offene 


| Handelsgeſellſchaften 289ff. 


Handelsgewerbe 272 
Handelskauf 313 


Handelskorreſpondenz 139 


Handelsmakler (Handels⸗ 
mäkler) 287 
Handelsregiſter 275 
Handelsrichter 341 
Handelsſachen 342 
Handlungsagent 169, 284 
r 
Handlungsgehilfe 174, 276ff. 
e e 174, 


e teiſender 170, 


185, 282, 322 
Handlungsvollmacht 185, 
281 


Handwerker 11 
Handwerkskammern 325 


Handwerkskarte 326 


Handwerksrolle 325 

Hauptbuch 17, 32 

Hauptverſammlung bei der 
A.⸗G. 292 

Hausgeld 378 

Hausgehilfinnen (Invaliden⸗ 


verſicherung) 383 
— (Einkommenſteuer) 403 


Hauſiergewerbe 324 


Hauszeitſchrift 220 

Havarie 316 
Hebammenhilfe 378 

De e bei Unfall 


Heilverfahren 382, 394 
Hektograph 208 
Herſtellungskalkulation 125 
Hilfsbücher ſ. Nebenbücher 
Hinkende Währung 228 
Hinterbliebenenrente 381, 
393 
Holdinggeſellſchaft 296 
Honorant 264 
Horizontal⸗Ablage 200 
Hypothek 318 
Hypothekenbanken 230, 232 
Hypothekenpfandbriefe 233, 
246 


J 
Indoſſament 253ff., 258 
Indoſſant 253 
Induſtrieobligationen 246 
Inhaberpapiere 245, 317 
Inkaſſo (Wechſel) 164 


Inkaſſogeſchäft 240 
Ankaſſogiro 259 


Innungen 324 
Innungskrankenkaſſen 377 
Inſertion 213 
Inſtanzenweg bei den or⸗ 

dentlichen Gerichten 341 
Intervention (Wechſel) 264 
Invalidenrente 381, 382 
Invalidenverſicherung 380 
Inventar (Inventarium) 12 
Juventarbilanz 28, 36 
Inventar⸗ und Bilanzbuch 27 
Inventur 12 
Inveſtmentstruſt 296 
Journal, amerikaniſches 40 
Jugendliche Arbeiter 333 
Junge Aktien 252 


K 


Kabelbriefe 499 

Kalender 221 

Kalkulation (Waren) 133 

8 für Handelsſachen 
41 


Kannkaufmann 272 
Kapitalertragsſteuer 244,412 
Kapitalgeſellſchaften 291 
Kapitalkonto 19, 20, 22 
Kapitalverkehrsſteuern 417 
Kartei 202 

— Einrichtungen 202 
Kartell 295 

Kartothek 202 

Kaſſabuch 38, 52 
Kaſſageſchäfte (Börſe) 252 
Kaſſakonto 17 

Käſtchen mit Wertangabe 470 
Kataloge 219 

Kauf 150, 302, 313 

Kauf bricht nicht Miete 305 
— auf Probe 303 

— nach Probe 303 

— von Wertpapieren 129 
Kaufmann, Der 272ff. 
i Rechtskunde 


Kaufmannsdeutſch 139 

Kaufmannseigenſchaft 272 

Kaufmannsgehilfenprüfung 
283 


Kaufpreisminderung 158 
Kautionsverſicherung 313 
Kellerwechſel 265 
Kettenſatz 103 
Kilometertariftafel (Eiſen⸗ 
bahn) [als Beilage] 
Kinderverſicherung 313 
127940 dem Amtsgericht 


Klage vor dem Arbeitsge⸗ 
richt 372 


Klagebeantwortung 346 
Kommanditgeſellſchaft 81, 
290 


— auf Aktien 82, 292 
Kommanditiſt 81, 290 
Kommiſſion 77, 134 
Kommiſſionär 169, 286 
Kommiſſionsbuchhaltung 77 
Kommiſſionsgeſchäft 286 
Kommiſſionsware 152 
Kommittent 77, 286 
Komplementäre 77, 290 
Konkurrenzklauſel 279, 330 
Konkurrenzverbot 278 
Konkursforderungen 359 
Konkursmaſſe 358 
Konkursverfahren 358 
Konkursverwalter 358 
Konnoſſement 315 
Konſolidierung 246 
Konſols 246 
Kontenanruf 24 
Kontenarten 17 
Kontenplan 43, 85 
Kontenrahmen 42 
Konto 15 
— für Diverſe 42 
Kontokorrent 124, 286 
Kontokorrentbuch 38, 58 
Kontokorrentgeſchäft 236 
Kontokorrentkarte 201 
Kontokorrentrechnung 124 
Kontokorrentvertrag 301 
Kontophot 209 
Kontradiktoriſches Urteil 345 
Konvertierung 246 
Konzern 295 
Konzeſſion 322 
Korn (Münzen) 228 
Körperſchaftsſteuer 413 
Kraftloserklärung von Ur⸗ 
kunden 351 
— von Wechſeln 265 
Krankenbehandlung (Unfall) 
8 


38 
Krankengeld 378 
Krankenhauspflege 378 
Krankenkaſſen 376 
Krankenkaſſenbeiträge 377 
Krankenpflege 378 
Krankenſchein 378 
Krankenverſicherung (pri⸗ 

vate) 313 
— (ſoziale) 375 
Krankenwochenhilfe 378 
Krankheit des Handlungs⸗ 

gehilfen 277 
Kreditauftrag 309 
Kreditbanken 230, 233 
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Kreditbrief (Poſtkreditbrief 
ſ. Poſtreiſeſcheck) 239 
Kreditgeſchäfte 235 
Kreditorenkonto 19 
Kreishandwerkerſchaften 325 
Kundenkartei 213 a 
Kündigung 0 
174, 307, 329 
— (Gewerbegehilfen) 319 
— (Handlungsgehilfen) 174, 
278 


— (Miete) 304 
Kündigungsanzeige an den 
Reichstreuhänder 367 
Kündigungsſchutz für ältere 
Angeſtellte 280 

— nach dem Geſetz zur Ord⸗ 
nung der nationalen Ar⸗ 
beit 371 

Kupfermünzen 229 

Kurs 129, 242, 248 

Kursmakler 248 

Kursverluſt (Verſicherung) 
313 


Kurswert 129, 242 

Kurszettel, Leſen des 249 

Kurzanſchriften (Telegr.) 
176, 498 


Kuxe 247, 294 


L 
Ladenſchild 319 
Ladeſchein 288 
Ladung vor das Amtsgericht 
344 
Lagergeld 288 
Lagerhalter 288 
Lagerſchein 288 
Landesarbeitsgericht 372 
Landesfinanzämter 400 
Landesverſicherungsanſtal⸗ 
ten 385 
Landgericht 341 
Landkrankenkaſſen 376 
Landſchaftsbanken 233, 246 
Landtransportverſicherung 
312 


Laſtſchriften (Poſtſcheckh 483 

Lebensrettung (Unfall) 387 

Lebensverſicherung 313 

e im Handel 174, 
282 


— im Handwerk 330ff. 

Lehrlingsrolle 283 

Lehrvertrag 282 

Leiſtungen der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung 396 

— der Gewerbeunfallver⸗ 
ſicherung 388 


Leiſtungen der Krankenkaſſen 
37 , 

— der Reichsverſicherung 
388 


Leſen des Kurszettels 249 
Lichtpausmaſchinen 207 
Lichtreklame 221 
Lieferfriſten (Eiſenbahn) 438 
Lie ferſchein 177 
Limit 242 
Lizenzzwang 336 
Lochkartenmaſchinen 207 
Lohnklaſſen (Verſicherung) 
383, 393 
Lohnkonto 70 
Lohnſteuer 410 
Lohnſteuertabelle 411 
Lohnzahlung 70, 327 
Lombardgeſchäft 231, 237 
Lospapiere 246 
Luftpoſtſendungen 476 
Luxustelegramme 
ſ. Schmuckblatt⸗Tele⸗ 
gramme 


M 
Mahnbriefe 164, 182 
Mahnung 300 
Mahnverfahren, gerichtliches 
348 


Makler (Mäkler) 248, 287 
Maklergebühr 131, 287 
Maklergruppen 248 
Maklerkammer 248 
Mängelrüge 157, 300, 315 
Mäntel bei Wertpapieren 
246 
Manufkripthalter 209 
Markterkundung 195, 210 
Marktverkehr 324 
Maſchinenkonto 20 
Maſſekoſten und 
360 


Maße 137 
Matrizenverfahren 208 
Mehreinkommenſteuer 428 
Mehrkolonnenjournal 89 
ale (Zoll) 429 
Meiſter 3 
Metern 326 
Meiſtertitel 326 
Memorial ſ. Tagebuch 
Mengennachlaß 225 
Meſſen 220 
Metallplattendruckverviel⸗ 
fältigungsmaſchine 208 
Metallwährung 227 
Miete 304 
Mieteinigungsamt 305 
Mietvertrag 304ff. 


-[hulden 


Minderjährige 273,9 
Minderkaufleute 11, 273,276 
Minderung 303 Se 
Miſchſendungen 463 
Miſchungsrechnung 106 
Multiplikation 96 
Münzen 137, 229 
Münzgeld 229 
Münzgeſetze 229 
Münzhoheit 228 
Münzfuß 228 
Münzregal 228 
Münztabelle 133 
Mußkaufmann 272 


N 
Nachindoſſament 259 
Nac (Eiſen⸗ 
bahn) 438 | 
(Poſt) 455, 471 
Nachträgliche Verfügung bei 
4% ee 
438 


Nachzuſendende Tele⸗ 
gramme 497 
Namenspapiere 245 
Nebenanſchlüſſe (Fernſpre⸗ 
cher) 503 
Nebenbücher 38 
Nebengebühren (Poſt) 457 
Nennwert 129, 242 
Nettogewicht 1333 
Nominalwert 129, 242 
Nota 179 
Notadreſſe beim 9 264 
Notenbanken 230 
Notifikation 264, 269 
NSR DW. 224 
„Nur zur Verrechnung“ 238, 
269 


Nutzgeld 226 


O 
Oberlandesgericht 342 
Oberverſicherungsamt 385 
Obligationen 245, 246 

Offenbarungseid 356 
Offene Handelsgeſellſchaft 
79, 289 


Offenllche Banken 234 

Offentlicher Glauben 276,318 
Offerten 147 i 
„Ohne Koſten“ (Wechſel) 
264 i 
(Wechſel) 


0 Be Obligo“ 


A 245 

Organiſation 188 N 

Ortskrankenkaſſen, allge⸗ 5 
meine 376 
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e R 
Packung (Werbung) 221 
Päckchen 463 
Pakete 456, 465 
Paketporto 456 
Papiergeld 227, 228 
Papierwährung' 227, 228 
Parität 227 
Parallelwährung 228 
Paſſiva 14 
Paſſivkonto 17 
Paſſiergewicht 228 
Paſſivgeſchäfte 235 
Paßwort 243 
Patentamt 335 
Patentanmeldung 335 
Patenterteilung 335 
Patentgebühren 336 
Patentlöſchung 335 
Patentrecht 335ff. 
Patentrolle 335 
Patentverletzung 336 
Perſonalgeſellſchaften 289 
Perſonenverſicherungen 313 
Pfandbriefe 233, 246 
Pfandindoſſament 259 
Pfandrecht an beweglichen 
Sachen 317 
— des Kommiſſionärs 287 
— des Lagerhalters 288 
— des Spediteurs 287 
— des Vermieters 305 
Pfändung 352 
— von Arbeits- und Dienſt⸗ 
lohn 353, 354 
Plakat 221 
Platzkauf 134 
Police 311 
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